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Hr.  1.  Entsch.  des  Dentsehen  Keichsgeriehts. 
3.  Civil-Senat  Vom  l.  Juli  ftsi. 

(Seolbrt.  AreblT.  N.  F.  Bd.  la  &  1»-174I 

§8  Preuss.  Entoignunpg^esetz  vom  11.  Juni  1874.  Wenn  die  theilweise 
Enteignung  zum  Zwecke  eines  Uuternehmens  erfolgt,  welches  die  Bewirth- 
gchaftnng  des  Restes  nachtheiliger  macht,  als  bisher,  so  ist  der  Schaden 
als  eine  Folge  der  Enteignung  selbst  anzusehen,  welche  dem  bisherigen 
Besitzer  das  Hindemngsrecht  der  nachtheiligen  Anlüge  benimnit.  Der 
Ersatzaüsprttch  wird  weder  dadurch  beseitigt,  dass  gleiche  Nachtheile  auch 
Nicht-Expropriaten  treffen,  noch  dadurch,  dass  den  Expropriaten  möglicher- 
weise der  gleiche  Schaden  auch  ohne  die  Enteignung  getroffen  hätte. 

Dem  Kläger  ist  ein  Theil  eines  znsamTnenhängenden  Besitztbnms  ent- 
eignet worden,  welches  derselbe  von  seinem  Hofe  aas  bewirthschaftet.  Er 
macht  nun  geltend,  dasB  ihm  in  Folge  dieser  Enteignnng  und  der  auf  dem 
enteigneten  TheilstCu^k  angelegten  Eisenbahn  die  Bewirtiiscbartang  des  ver- 
bliebenen Grnndstficks  dadurch  erbeblich  erschwert  worden  sei,  dass  ihm 
auf  der  einen  Seite  die  Benutzung  eines  Fnsewegs,  des  sog  Milrhsteigs; 
nnd  aaf  der  andern  Seite  der  Zugang  zu  einem  öffentliehen  Wege,  dem 
80g.  alten  Triftweg  oatzogen  nnd  er  hierdurch  zu  Umwegen  gendthigt  sei. 
Da  die  grOeeere  oder  geringere  Beschwerlichkeit  der  Bewirtbschaftung  eines 
Grundstocks  ganz  von  selbst  auf  dessen  Werth  influirt,  so  kann  der  KLSgO", 
wenn  seine  Behauptung  richtig  ist»  den  §  8  des  (preuss.)  Enteigunngsgesetases 
vom  11.  Juni  1874  fftr  sich  anrufen,  wonach  bei  tbeilweiser  Enteignnng 
die  dem  Expropriaten  sn  gewährende  Entschädigung  auch  den  Minderwertfa 
nmfasst,  welcher  für  den  ihm  verbliebenen  Grandbesitz  dnrdi  die  Abtrotong 
entsteht 

Der  Bemfongsricbter  ist  jedoch  der  Ansicht,  dass  die  eben  erwfthnte 
Gesetaesvorschrift  nicht  zntreffen  könne,  weil  der  klftgerischerseits  geltend 
gemadite  Sehaden  nicht  durch  die  Abtretung  als  solche,  sondern  dnrch  die 
auf  dem  abgetretenen  Grandstflek  errichtete  Eisenbahnanlage  entstanden 
sei.  Diese  Ansicht  ist  rechtsirrthOmüch.  Wenn  die  theilweise  Entelgonng 
eines  GmndstAcks  zun  Zweck  eines  Unternehmens  erfolgt,  welches  die  . 
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Bewirthschaftnng  des  Bestgrandstficks  beachwerlielier  und  kostspieliger 
macht,  so  ist  der  Ar  den  BnttignelaB  hferdnrdi  entsleheDde  Sebaden  als 

eiue  Folge  der  Euteigtiuug  selbst  aozosehen,  durch  welche  dem  bisherigen 
Eigeiithüiner  des  Theilgmodstficks  das  Hecht  entzogen  wird,  die  seinem 
übrigeu  Besitzthum  nachtheilige  Anhige  zn  veiliindern.  Der  Enteignete 
ist  solchenfalls  in  vollem  Maass  nur  dann  entschädigt,  wenn  ihm  sein 
Interesse  daraa  ersetzt  wird,  dass  er  dnrch  die  Expropriation  gezwungen 
ist,  einen  Theil  seines  Grundstücks  znr  Ansf&brong  des  schädigenden 
Unternehmens  abzutreten.  (Entsch.  des  KG.  Bd.  7.  S.  262  fF.) 

Der  Berufungs-Rfchter  meint  ferner,  der  Schaden  des  Klägers  sei  nicht 
eine  Folge  der  Entei«,iuing;  es  veranschauliche  sich  dies  dadurch,  dass  die 
gleichen  Nachtheile  auch  von  solchen  Besitzern  empfunden  werden,  die  auf 
beiden  Seiten  der  Bahn  Grundstücke  besitzen,  von  denen  ihnen  nichts  ent^ 
eignet  sei,  und  dass  auch  Eläj2;er  unter  Umstanden:  z.  B.  wenn  der  entlaui; 
dem  klügeriseheu  Grundstück  hinführende  alte  Triftweg  zum  Bahnkörper 
benutzt  worden  ^vä^e,  ebenso  von  den  fraglichen  Nachtheilen  betroffen  sein 
würde,  auch  wenn  ihuj  nidits  enteignet  worden  wäre.  Auch  diese  Er- 
wägnnsren  sind  rechtsirrthüiulich.  Die  Thatsache,  dass  dem  Kläger  ein 
Theilgrundstück  enteignet  wurde,  und  seine  Behauptung,  dass  ihm  in  un- 
mittelbarer Folge  hiervon  ein  Schaden  durch  erschwerte  Bewirthschaftung, 
l  iithin  durch  Werthsv enniuderung  seines  Kestgnindstücks  erwacksen  sei, 
smd  an  und  für  sich  geeignet,  seinen  Entschädigungsauspruch  zu  sub- 
stantiireu.  Beseitigt  kann  aber  dieser  Anspruch  nicht  dadurch  werden, 
dass  die  Nachbarn  des  Klägers,  welche  ähnlichen  Schaden  durch  die 
Bahnanlage  erleiden,  einen  gleichen  Ansprucli  zu  erheben  nicht  berechtigt 
smd.  Dies  aus  dem  einfachen  Gmnde  niclit,  weil  den  Nachbarn  nichts 
enteignet  wurde,  weil  ihnen  gegenüber  kein  Expropriationsfall  vorliegt,  weil 
also  diese  unter  andern  thatsächlichen  und  rechtlichen  Verhältnissen  stehen 
als  der  Khlirer,  dessen  Anspruch  in  den  obligatorischen  Beziehungen  wurzelt, 
welche  durch  die  Enteignung  zwischen  ihm  und  der  Expropriantin  herbei- 
geführt sind.  Von  der  hngirteu  Möglichkeil  ferner,  dass  Kläger  den 
gleichen  Schaden  gehabt  hätte,  wenn  ihm  nichts  enteignet  uud  die  Babn- 
anlace  unmittelbar  an  der  Grenze  seines  ungetheilten  Grundstücks  entlang 
geführt  worden  wäre,  kann  der  Anspruch  eines  Expropriuten  nicht  abhängig 
sein,  weicher  auf  Grund  der  durch  das  wirklich  ausgeführte  Babnunter- 
nehmeii  beschaffenen  V%M"hr)ltnisse  erhoben  ist  und  nach  Maassgabe  dieser 
V'  ^halltll^se  begründet  erschemt.  Allerdings  greift  auch  iici  Kxfn-opriatious- 
ausprücheu  wie  hei  allen  Arten  von  Sehadeüsersatztorderuugeu  der  Grund- 
satz Platz,  dabs  em  Causalzusammenliaug  zwischen  dem  ersetzt  verlangten 
Schaden  und  der  zum  Schadeusersatz  verpflichtenden  Thatmche  bestehen 
.  mnss,  daher  der  Ansprach  wegfällt,  falls  erwiesenermaassen  der  Schaden 
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auch  danu  emgetreteu  sein  würde,  wenn  die  zum  Ersatz  verpflichtende 
Handlang  nicht  vnr?rnornnieii  worden  wäre.  Die  blosse  Möglichkeit  da- 
gegen, dass  der  Scliadeu  ohnedies  eingetreten  wäre,  ist  nicht  geeignet, 
die  im  Uebri^en  fregründete  Ersatzpflicht  auszuschliessen.  Solanc^e  diiher 
im  vodit  gLüdeu  Jball  nicht  als  eine  bewiesene  Thatsache  feststand,  dass, 
falls  dem  Kläger  nichts  enteignet  word'  n  wäre,  der  Bahnkörper  entlang  der 
Grenze  seines  ungetheilten  Besitzthnms  jreführt  und  dem  Kläger  durch 
eine  solche  Anlage  der  gleiche  Nachtheil  zngeführt  worden  wäre,  welchen 
er  jetzt  geltend  macht,  war  der  Berufungsrichter  nicht  borcclitigt,  den 
klfigeri&chdJi  Exprt^riatioüsauspruch,  ao  wie  geacbeheo,  zaräckzaweisen. 


Nr.  2,  Entsch.  des  Obersten  Laudesgerichts  fUr  Bayern. 

Vom  5.  Juli  1884. 

[Sfufff.rt,  Archiv,  N.  F.  Bd.  10.  S.  214— 217.J 

SchutEpflicht  des  Unternehmers  aus  §  120  Reichs-Gew. Ord.  Der  Umfang 
des  Gewerbebetiiebes  übt  keinen  Einfluss  auf  die  Yeipfliobtiuig  aas* 

§  120  I.  c. 

In  der  Klage  wird  Eutschädigunir  beansprucht  für  einen  im  gewöhn- 
lichen Gewerbebetriebe  durch  eine  Circulirsäge  erlittenen  UnfalL  Oberst- 
richterlich ist  Aber  die  Bedeutung  des  §  120  der  Gew.O.  vom  1.  Juli  1883 
SQSgef&hrt : 

«Indem  die  Reichsgesetzgebung  die  Vorschrift  des  §  120  der  Gew.O. 
neben  oder  in  gewisser  Hinsieht  selbst  über  das  particuläre  Civilrecht  ge- 
stellt hat,  dient  diese  Vorschrift  damit  nicht  etwa  bloss  dazu,  Lücken  des 
particuläreo  Civilrechts  auszufüllen  oder  Verschiedenheiten  desselben  aus- 
zQgleichen  und  den  bereits  da  und  dort  particolarrechtlich  geltenden  Rechts» 
grondsikzen  einen  formalen  reichsrechtliehen  Charakter  zu  geben.  Nach 
der  ganzen  Stellung  der  Vorschrift  in  der  Gw.O.  hat  dieselbe  vielmehr 
offenbar  auch  noch  den  eigenartigen  Zweck,  mit  Bücksicht  auf  die  beson- 
deren, nicht  selten  grossen  Gefahren,  welchen  in  manchem  Gewerbebetriebe 
die  Arbeiter  ausgesetzt  sind,  auch  einen  besonderen  Schutz  zu  gewähr- 
leisten. Zu  diesem  Ende  legt  der  §  120  die  darin  ausgesprochenen  Ver> 
pflichtnngen  dem  Gewerbeuntemebmer  als  eine  besondere  Bemlispflicht  auf, 
vreleher  sich  derselbe  mit  erhöhter  Gewissenhaftigkeit  zu  entledigen  hat. 
wie  man  solche  überhaupt  von  einem  Unternehmer  irgendwie  verlangen 
kaim,  welcher  ans  der  Anwendung  der  konkreten  gefährlichen  Prodnktions- 
formen  und  ProdnlLtionsmittel  mit  Gefährdung  Anderer  gewerbsmüssig 
Nntzen  zieht 

Indem  nun  das  O.L.  G.  die  Diligenzfirage  in  Würdigung  zog,  hat  das- 
selbe  zum  Ausgangspunkt  seiner  Aigumentation,  womit  es  schHesslich  zur 

1* 


Digitized  by  Google 


4 


Entach.  des  Obersten  Landesgerichta  für  Bayern  vom  5.  Juli  1884. 


Verneimiiic:  einer  Entschadigungsptlicht  gelaugt  ist,  haapLsächlieh  die  That- 
«ache  giMK  imaeD,  dass  Beklagter,  wie  nach  den  vorliegenden  Umständen 
anzunehnn  II  sei,  die  ij»'rade  in  Hede  stehenden  Schatzmittel  nicht  gekannt 
habe.    In  dit  s^'^  Moin.  ut  kann  aber  der  II  au  [tt  Schwerpunkt  der  Frage  schon 
deshalb  nirlit  verlegt  werden,  weil  auch  schon  die  Nichtkenntniss  der  zur 
Airvt  iidung  dienliclien  konkreten  Mittel  auf  Seiten  des  (t*- Werbeunternehmer:* 
gegenüber  der  ihm  nun  einmal  dureh  §  120  aafeil!  i;tcn  rechtlichen  Be- 
rufepilicht unter  Umständen  als  eine  zur  Begründung  einer  Entschädigungs- 
pflicht  führende  Nachlässigkeit  sich  darstellen  kann,  namentlich  wenn  die 
NichtkenntüiBS  der  Schutzmittel  auf  einer  Nichtbi  aihtung  der  Schutz- 
bedurftigkeit.  auf  einer  pflichtwidrigen  Nichtbeachtung  der  Nothwendigkeit 
von  Schutzmitteln  im  Sinne  des  §  120  beruht.    Als  Ausgangspunkt  für 
die  Beurtheilung  der  Diligenzfrage  kann  daher  hier  nicht  die  Frage  genommen 
werden,  ob  der  Beklagte  wirklich  positive  Kenntniss  von  bestimmten  Schutz- 
vorrichtungen als  konkreter  Schutzmittel  gegen  die  Gefahren  der  Arbeit  an 
Circulirsägen  gehabt  hatte.  .  .  .  Nach  der  oben  bezeichneten  Gesetzesvor- 
schrift ist  vielmehr  der  Schwerpunkt  der  Frage  auf  das  Moment  der  be- 
kaDDten  Gefthrlichkeit  der  konkreten  gewerblichen  Einrichtung  zu  legen^ 
wie  es  auch  schon  ein  ürtheil  des  R  G.  vom  27.  Dez.  1879  —  mitgetheilt 
in  WaUmann  Versicberungs-Zeitscbrift  Jahrgang  14  Bd.  1  S.  737  —  und 
2war  gerade  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Haftpflicht  fftr  BeschAdigaogen 
an  Circalirsfigen  gethan  hat. 

Demgemfiss  ist  die  erste  Frage  in  subjektiver  Hinsicht  hier  dahin  zu 
richten,  ob  Beklagter  an  sich  und  namentüch  als  ein  Gewerbsmann,  welchem 
in  seinem  Beruf  die  Circulirsftge  in  ihrer  Wesenheit  und  Wirkung  nicht 
unbekannt  sein  konnte,  die  Gefährlichkeit  der  von  ihm  in  seinem  Gewerbe 
verwendeten  Circulirsft^  und  darum  auch  die  Nothwendigkeit  eines 
^Schutzes  für  den  daran  verwendeten  Arbeiter  bei  Anwendung  der  ihm 
durch  §  120  der  Gew.O.  als  Berofspflicht  anferlegten  gesteigerten  Sorg« 
falt  erkennen  musste;  oder  ob  aus  besonderen,  ausserhalb  seiner  gewerb- 
lichen Stellung  belegenen,  thatsächlich  eigens  festzustellenden  (gründen  das 
Gegentheil  angenommen  werden  konnte.  Wenn  Ersteres  der  Fall  ist  und 
ein  Entsdraidigungsgrund  der  eben  bezeichneteD  Art  nicht  vorliegt,  fragt 
es  sich  weiter,  ob  dann  dem  Beklagten  der  §  120  auch  die  Rechtspllicht 
anferlege,  sich  nach  der  Möglichkeit  nnd  Art  der  Scbafinng  des  nothwen- 
digen  Schntzes  zn  erknndigen,  sofern  nnd  soweit  er  nicht  schon  selbst 
davon  genOgende  Kenntniss  hatte.  .  .  .  Diese  Frage  mnsste  foigeriehtig 
gemftsB  der  ans  §  120  Ton  selbst  entspringenden  Konsequenzen  im  Prinzip 
bejaht  weiden,  wfthrend  sie  das  Ber.Ger.  im  Gegentheil  verneint  hat 
Allerdings  muss  demselben  in  der  Anschanung  beigepflichtet  werden  und 
ist  auch  bereits  in  der  Rechtsprechnng  anerkannt,  dass  es  einem  Gewerbe- 
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nnteinehmer  nicht  woU  zogemntliet  werden  kann,  alle  irgend  in  abstracto 
mOglldien  nnd.  erdenkliofaen,  wenn  anch  noch  unbekannten  und  erst  zn 
erfindenden  Sehntimittel  für  die  praktische  YerwirkUchnng  in  seinem  Ge^ 
werbebetri&be  ins  Ange  zn  fiuisen  —  vgl.  Senffert,  Arch.  Bd.  86  Nr.  149 
— ^  allein  darum  bandelt  es  sich  im  gegebenen  Fall  nicht  .  .  . 

Wenn  endlich  das  Ber.Ger.  anch  noch  entscheidenden  Werth  darauf 
legt,  dass  der  Beklagte  nnr  ein  ein&cher  Handwerker  sei  und  der  ITmüuig 
seines  Gewerbebetriebe  nicht  über  den  lokalen  Absatz  hinausgehe,  sowie 
dass  er  die  Gircolirsäge  nur  miethweise  benutzt  habe,  so  liegt  anch  hierin 
eine  mit  dem  Umfange  der  Rechtspflieht  nach  §  120  der  Gew.O.  onnTorein- 
barliche  Anffassuiig.  Diese  GesetzesTorschrift  macht  weder  nach  Wortlaut 
noch  nach  Sinn  und  Zweck  In  Bezug  auf  den  Umfang  der  darin  begrün- 
deten BemfBTerpfiiehtung  irgend  einen  Unterschied  je  nach  dem  Umfiange 
des  konkreten  Gewerbennteniehmens,  oder  nach  der  sonstigen  SteUung  des 
Gewerbetreibenden,  nod  kann  also  auch  ein  solcher  Unterschied  in  die  Vor- 
schrift nicht  hineingetragen  werden.  Der  den  Gefiihren  eines  bestimmten 
Gewerbebetriebs  preisgegebene  Arbeiter  kann  im  Bereich  eines  solchen  ge- 
fihrlicben  Betriebs  überall  den  gleichen  gesetzlichen  Schutz  beanspruchen. 
Gerade  im  Gegensatz  zu  den  durch  das  R.H.Pfl.Ges.  v.  7.  Juni  1871  ge- 
troffenen Vorkommnissen  in  Fabriken  erscheint  der  §  120  der  Gew.O.  so 
recht  eigentlich  dazu  bestimmt,  den  gefährdeten  Arbeitern  auch  im  Bereich 
des  Handwerksbetriebs  den  gebührenden  Schutz  für  Leben  und  Gesundheit 
zu  verschaffen.  Daran  kann  auch  der  Umstand  nichts  ändern,  dass  Be- 
klagter etwa  nicht  Eigenthümer,  sondern  nur  Miether  der  Säge  gewesen 
sein  soll  (vgl.  Urtheil  des  R.G.  v.  10.  Febr.  1SS2  in  Seuffert,  Arch.  Bd.  37 
Nr.  242).  Sollte  der  Mangel  des  Eigenthums  an  jenem  Objekt  den  Be- 
iclagten  etwa  beiiiutlert  haben,  Schutzvorrichtungen  daran  überhaupt  an- 
bringen zu  lassen,  so  be^stun  l  eine  Kechtspflicht  imnn  r  noch  darin,  eine  solche 
nicht  gesicherte  Säge  überhaupt  nicht  zur  Benutzung  zu  mietheu  und  zu- 
zulassen, und  wenn  er  solches  gleichwohl  that,  so  hat  er  auch  die  damit 
veibuiidene  Verantw  ortuag  zu  tragen.** 


Nr.  3.  Eotücli.  den  Deutschen  Beicbsgericlits. 
5.  Civil-Senat.   Vom  27.  September  1884. 

[DaalMlto  Joilft  Zt»  Bd.l<».  S.  IIS,  Utk] 

Haftplllebt  des  Eisenbalmilslnis  ffir  seine  Leute. 

Die  H^iftuiig  des  Fiskus  wurde  beansprucht,  weil  die  Verletzung  eines 
Arbcittr>  durch  Verschulden  des  Bodenmeisters,  eines  Beamten  des  Eiseu- 
bahn-Fiökua  hervorgerufen  sei,  das  iialtpiiichtgesetz  kam  nicht  in  Frage. 
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Der  Anspruch  wurde  abgewiesen,  weil  in  dieser  Bezieliang  für  die  Haftong 
des  Fiskus  Iceine  anderen  Grandsfttze  besteben,  wie  für  die  Haftung  eines 
PriTatnntemebmerSy  nnd  ein  Yerscbnlden  des  Dienstherm  bei  Auswahl 
des  betr.  Beamten  nicht  vorlag.  * 


Nr«  4.  Entsch.  des  Prenss.  Ob«r-Teirwalt.  Gerichts. 

1.  Senat.    Vom  27.  September  1884. 

rPr.  uss  V..rw,  ül.  J:ihi(C.  VI.  S.  BT..  W*..] 

Reinigung  und  Beleuchtung  der  Verkehrsmittel  (Wege  und  Strassen, 
Chansseen  und  Rampen  etc)  im  örtliciien  Verkehrsinteresse  als  Maass- 
naiimen  bezw.  Veranstaltungen  der  örtlichen  PoUzeiverwaitung ;  die  Kosten 
derselben  SaHva.  der  Kommime  zur  Last.  —  Verpfliehtong  der  Acyazentea 

zur  Strassenreinignng. 

Dem  Provinzialverbande  der  Provinz  Ostprenssen  wnide  seitens  des 
Polizeiprftsidiums  xu  Ktoigsbeig  i.  Pr.  mittelst  VeifOgnng  v.  7.  Jamuur 
188i  nr  Yennddong  von  Zwangsmaassregeln  anfg^eben,  die  zur  üeber- 
lUhrang  der  BerUn-KOnigsberger  Ghanssee  über  die  Schienenstränge 
der  Königlichen  Ost  bahn  nnd  Sfldbahn  erbaaten,  vor  dem  B.-Thore 
daselbst  belegenen  steinernen  Rampen  ordnnngsmissig  zu  reinigen  und 
zn  erleuchten.  Gegen  diese  Verüngong  ist  von  dem  Provinzialverbande 
der  Weg  der  Klage  beschritten,  nnd  hat  der  Bezirksansschnss  za  Königs- 
berg nach  Beiladung  der  dortigen  Stadtgemeinde  dahin  erkannt,  dass  die 
gedachte  VerfKgmig  an&aheben. 

Das  Brkenntaiss  ist  znaiebst  von  der  Beigeladenen  nnd  sodaan  — 
mittelst  Anscblnsses  an  das  Rechtsmittel  —  auch  vom  Beklagten  mit  der 
Bernfong  angefoditen,  indem  Anihebung  der  Vorentschetdnng  nnd  Ab- 
weisung der  Klage  beantragt  wurde.  Znr  Rechtfertignng  der  Beschwerde 
Würde  ansgefohrt:  Dem  §  8  Ges.  tber  die  Potizeiverwaltnng  vom  11.  Mftrz 
1850  sei  eine  zn  weit  gehende  Bedentnng  beigemessen.  Derselbe  regele 
uar  das  Rechtsverhftltniss  zwischen  Staat  und  Gemeinde,  beziehe  sich 
aber  nicht  aaf  das  Rechtsverhältniss  zwischen  letzterer  nnd  dritten  Per- 
sonen, Der  Begriff  „der  Kosten  der  örtlichen  Polizeiverwaltnng"  erstrecke 
sich  liur  auf  die  Kosten  ihrer  Einrichtung  und  diejenigen,  welche  durch 
Maassnahme  entstehen,  diu  sie  in  Ausübung  der  Polizcigewalt  selbst  oder 
durch  Dritte  zui  Ausführung  bringt,  dagegen  nicht  auf  iJandlungen,  welche 
von  dritten  Personen  auf  Anordnung  der  Poli/ei  auszuführen  sind.  Aus 
der  allgemeinen  Verptlii  htuiig  eines  Jeden,  sein  Besitzthum  in  einem  Zu- 
stande zu  erhalten,  dass  das  öffentliche  Interesse  nicht  geschädigt  werde, 
lolge  zugleich  die  Verbindiuhkeit  zur  Tragung  der  dadurch  entstehenden 
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Kosten.  Dieselbe  Verpfliehtang  ergehe  sich  auch  ans  der  Strassenordnung 
für  die  Stadt  Königsberg  vom  10.  Marz  1880,  da  in  deren  §§  133  ff.  n. 
139  die  Reinigung  der  Strassen  erschöpfend  erledigt  werden  sollte,  nach 
Abs.  2  des  §  133  aber  der  Stadt  nnr  die  Reinigung  ganz  bestimmter 
Theile,  der  Plätz'^  n.  ?.  w.  naferlegt  worden  sei.  —  Nicht  anzuerkenDen 
sei,  dass  die  polizeilich  verlangte  Reinigung  der  Rampen  über  die  Grenzen 
der  gewöhnlichen  chausseemftssigen  Unterhaltung  hinausgehe.  Dies  würde 
aber  nicht  einmal  geeignet  sein,  den  Klageantrag  zu  rechtfertigen,  da 
Klfiger  doch  jedenfalls  die  chausseemftssige  Keinigong  der  Rampen  zu 
tragen  h&tte.  —  Dabei  sei  "wohl  zu  Tnerken,  dass  die  i?or  den  Thoren  der 
Stadt  belegenen  Rampen  nicht  als  ein  Theil  der  städtischen  Strasse 
anzosehen  seien,  da  an  der  Chanssee,  deren  Glied  sie  bildeten,  hier  nnd 
auf  eine  lange  Strecke  weiteiiiin  keine  Geb&ude  st^en.  —  Das  Ver- 
langen der  Beleachtnng  folge  ans  der  Pflicht  des  Xlftgersy  die  Chaussee 
in  einem  stets  benutzbaren  Znitande  zn  erhalten,  da  es  der  Zweck  dieser 
polizeilichen  Anflage  sei,  bei  der  steil  ab&Uenden  Lage  der  Rampen  Fuhr- 
werke nnd  Passanten  vor  UnglflekslUlen  m  bewahren,  wdtergehende, 
durch  deren  Lage  Innerhalb  der  Stadt  bedingte  Zwedce  aber  damit  nieht 
verfolgt  wArden. 

Ißt  dem  Antrage  auf  Verwerfung  des  Rechtsmittels  widerspraeh  da- 
gegen KMger  der  restriktiven  Auslegung  des  §  8  Ges.  v.  11.  Hfirz  1850 
als  rechtlich  nicht  begrOndet  tind  bestritt,  dass  aus  der  Strassenordnmng 
flir  Königsberg  die  fragliche  Verpflichtung  für  ihn  fdge.  Dabei  vhirde 
«wied«rhoU*  in  Abrede  genommen,  dass  der  Provinzialverband  Sigen- 
tbfimer  der  Rampen  sei,  und  Beweis  daffir  angetreten,  dass  vielmehr  das 
Terrain,  auf  welchem  die  Rampen  errichtet  worden,  demselben  im  Wege 
des  Enteignungsverfahrens  zu  Ghmsten  des  Eisenbahnfiskns  entzogen  worden 
sei  Audi  wurde  daran  festgehalten,  dass  die  polizeimSssIge  Reinigung 
als  die  weiter  gehende  Last  die  dutusseemftsaige  Reinhaltung  absorbire, 
und  zni^eich  hervorgehoben,  dass  es  sich  hier  fiberhanpt  nur  um  die 
erstere  handle,  da  nur  diese  die  bekhigte  BehOrde  zu  verlangen  das  Recht 
habe.  Als  völlig  unerheblich  endlich  vrurde  es  bezeichnet,  dass  auf  der 
beregten  Strecke  keine  Hflnser  stehen,  da  doch  —  unbestritten  und  no- 
torisch —  die  Rampen  innerfaaib  des  stftdtischen  Weichbildes  liegen  und 
die  Verbmdung  zwischen  bebauten  Theilen  der  Stadt  herstellen. 

Das  Oberverwaltungsgericht  hat  die  Bemfong  nicht  fOr  begründet 
erachtet 

«Die  Vorentscheidung  steht  Im  Einklänge  mit  den  Rechtsgrundsfttzen, 
welche  sieh  in  den  im  Bd.  I  S.  265  ff.,  Bd.  IV  S.  419  fL  und  Bd.  V 
S.  404  ff.  der  diesseitigen  Entscheidungen  veröffentlichten  Endurtbellen 
V.  29.  Kov.  1876,  4.  Dez.  1878  und  15.  Nov.  1878  eingehend  dargelegt 
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finden.  Es  besteht  kein  Streit  darüber  und  ist  vorrichterlicherseits  unan- 
gefochten festgestellt  worden,  dass  die  iiampen,  deren  Keinijjaug  und 
Beleuchtung  von  dem  Klüger  polizeiliche rseits  mittelst  der  bekämpften 
Verfügung  verlangt  wird,  dem  öffentlichen  Verkehre  innerhalb  des  Weich- 
bildes der  Stadt  Königsberg  dienen.  Reinigung  und  Beleuchtnns:  der 
Verkehrsmittel  aber  sind  Maassuahmon  bezw.  Veranstaltungen  der  ort- 
lichen Pnlizeiverwaltimg.  Die  Kosten  derselben  fallen  daher  zufolge  §  3 
Ges.  über  die  Polizeivt^rwaltang  vom  11.  März  1850  —  von  besonderen 
Ret-htsverhültuisäeu  abgesehen  —  regelmässig  der  Kommune  zur  Last 
(zu  vgl.  a.  a.  0.  Rd.  1  S.  271). 

Das  üesei/-  ki  iiiit  eine  Beschränkung,  wie  sie  die  Beschwerde  vor- 
aussetzt, Tiicht  Gewiss  kann  die  T.tist  ortspolizeilicher  Einrichtnngen  auch 
dritten  Personen  —  wie  die  Reinigung  der  Strasse  nach  Ortsobservauz 
den  Adjazenten  —  obliegen  und  die  Polizei  wird  sich  in  solchem  Falle 
an  diese  zu  halten  haben.  Wo  aber  eine  derartige  Vor[)tliehtang  für 
Andere  nicht  besteht,  kann  dieselbe  durch  die  Anordnung  der  Polizei 
nicht  erst  hervorgerufen  werden;  es  bewendet  bei  der  gesetzlichen  Regel, 
welch die  Kommaae  zur  Xr&germ  der  Last  für  die  örtliche  Polizeiver- 
waltung macht. 

Üas  Vorhandensein  eines  solchen  besonderen  Rechtsverhältnisses  dem 
klagenden  Provinzialverbande  gegenüber  scheint  nun  zwar  die  Beschwerde 
auch  behaupten  zu  wollen,  indem  sie  dessen  Verpflichtung  zunächst  zur 
Reinigung  allgemein  ans  dem  Eigenthume  und  sodann  namentlich  aus  der 
für  Königsberg  geltenden  Strassenordnnng  herzuleiten  sncht.  Allein  ans 
dem  Eigenthume  mag  wohl  unter  Umständen  die  Pflicht  zur  Instand- 
haltung gefolgert  werden  dürfen  (zu  vgl.  Entsch.  d.  O.V.G.  Bd.  VII 
8.  351).  Um  eine  solche  handelt  es  sich  jedoch  gar  nicht,  sondern  le- 
diglich um  die  im  örtlichem  Vcrkohrsinteresse  geforderte  Reinigung  and 
Belenchtnng.  Vom  Standpunkte  d  r  Wegeunterhaltung  das  Verlangen  zxk 
stellen,  wäre  das  beklagte  Polizeipräsidium  überhaupt  nicht  in  der  Lage, 
da  ihm  hierzu  die  Zuständigkeit  fehlen  würde.  —  Und  nach  Inhalt  der 
Strassenordnung  vom  10.  Mäi-z  1880  mag  es  nicht  bezweifelt  werden, 
da88  den  Grand-  und  Hanebeeitzem  die  Reinigung  der  öffentlichen  Strassen 
vorlängs  ihres  Besitzthums  so,  wie  dies  in  den  §§  133  ff.  statnirt  wird, 
nach  geltender  Ortsobser\'anz  obliegt;  indessen  ist  nirgends  behanptet 
worden,  dass  der  klagende  Provinzial verband  der  zn  reinigenden  Strasse 
a^jazirt  Auch  aas  dem  —  übrigens  bestrittenen  —  Eigenthume  an  den 
Bampen  folgt  diese  Adjazenz  keineswegs.  Letztere  sind  keine  Grand- 
stfleke,  vielmehr  nur  T heile  der  Chaussee,  zu  deren  Befestigung  sie 
dienen  (sa  vgl.  a.  a.  0.  Bd.  I  S.  262).  —  Ist  aber  im  Sinne  des  Abs.  1 
des  §  133  eine  Verpflichtong  Dritter  nicht  vorhanden,  so  tritt  aneh  schon 
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ledigÜdi  nadi  Maassgabe  der  Bestimmimgan  der  StrasseDordnang  — 
ganz  wiß  Im  Falle  des  Abt.  2  dieses  Paragraphen  —  Ton  selbst  die 
regelm&wige  gesetxllehe  Obliegenheit  der  SLommone  ein. 

GleicfagiUig  ist  dabei  der  in  der  Beachweide  betonte  Umstand,  dass 
an  der  IragUehen  Cbaneseestelle  anf  eine  geraume  Strecke  hin  keine  Ge- 
bftnde  stehen.  Beinigon;  wie  Belenehtong  wird  gleichwohl  nur  m 
Nutzen  des  örtlichen  Verkehrsintereasee  gefordert  Es  ist  deshalb  schon 
in  Betracht  der  znatftodigen  Stelle,  von  welcher  die  angefochtene  Ver- 
fUgong  ausgeht,  die  Bicbtigkeit  der  von  der  Beigeladenen  aufgestellten 
Behauptung  ausgeschlossen,  dass  andere  als  die  durch  die  Lage  inner- 
halb des  Weichbildes  der  Stadt  bedingte  Zwecke  die  Beleuchtung  noth- 
wendig  machten,  mag  auch  der  steile  Abfall  der  Rampen  hierzu  beson- 
deren Aolas»  geboten  haben. 

Bei  dem  Mangel  einer  nachweisbaren  Verpflichtung  des  Klägers  zu 
den  polizeillcfaerseits  verhmgten  Teranstaltungen  ist  daher  vom  Vorder- 
richter mit  Recht  auf  Ausserfcraltsetzung  der  angefochtenen  VerfiDgung 
erkannt  worden.  Demzufolge  war  die  Bestätigung  der  Vorentscheidang 
auszusprechen. 


Nr.  6«  Entsch.  des  Ober-Landesgeriehts  Uaniburg. 
Vom  19.  Januar  1884 

bestätigt  durch 

Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
1.  Civil-Senat  Vom  29.  September  lSd4. 

[Seuffcl,  Archiv,  N.  F.  Bd.  10.  S.  212-214)  , 

$  120  Reichs  Gew.Ord.  Schatzpflicht  des  Unteinehmers.  Begründung  und 
Bewelslaat  bei  der  Klage  auf  Schadensersats  gegen  denselben. 

Ein  im  vierten  Stockwerk  eines  Neubaus  an  der  Aussenwand  an- 
gebraehtea  Gerflst  war  zusammengebrochen  und  ein  mit  demselben  hinab- 
gestflrster  Arbeiter  schwer  beschftdigt  worden.  Derselbe  bean^mchte  von 
dem  Unternehmer  des  Baues  Schadensersatz.  Heber  die  Ursache,  auf 
wdcbe  das  Ungllick  zurfickzufOhren  sei,  stellten  die  Parteien  Baader 
widersprechende  Behauptungen  auf,  ohne  dass  die  in  beiden  Instanzen 
erfolgte  Beweisanfiiahme  darflber  AufkUrung  brachte.  Gleidiwohl  wurde 
der  Beklagte  zum  Schadensersatz  verurthdlt  —  Aus  den  Gründen  des 
Ber.-Ger.: 

«Die  durch  das  Ergebniss  der  Beweisaufoahme  nicht  beseitigte  Un- 
gewiasheit  in  Betreff  der  Ursadie  des  Zusammenbruchs  des  Geiflstes  kann 
dem  Klfiger  nicht  zum  Kachtheil  gereichen.  Nach  §  120  Abs.  8  der  Gew.-O. 
Bind  die  Gewerbeuntemehmer  v^flichtet,  alle  diejenigen  Einrichtungen 


10  Bntoeh.  des  Deatocfaen  Retebigericlits  vom  39. 8ept«nib«r  1B84. 

herzustellen  und  zu  unterhalten,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebs  und  der  Betriebsstatto  zu  thunlichster 
Sicherheit  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Geaimdheit  der  Arbeiter  noth- 
weodig  sind.  Der  Beklagte  als  Unternehmer  und  Leiter  des  hier  frag- 
lichen Baues  hatte  demnach  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  ein  an  der 
Avsaeirwand  des  Hauses  zum  Zweck  des  Abpatzeoa  derselben  angebrachtes 
Gelüst  duwfa  seine  Konstiiiktion  nnd  das  dazu  verwandte  Material  die 
Tdle  nsd  unbedingte  SklMrheit  sehier  Haltbarkeit  bei  coner  jenem  Zweck 
entsprechenden  Belastmig  gewahrte,  da  dies  etwas  die  Grenaen  des  ^Ihmi- 
liehen'*  keinenMs  ftbersebrsitendes  ist  Welche  Mittel  er  annweadsD 
hatte,  nm  diesen  EiFekt  zu  enreiehen,  war  in  Ermangelnng  besonderer  Vor- 
fKshriften  der  znstftndigen  Behörden  seinem  eigenen  Ermessen  flberlassen. 
Der  Erfolg  bat  nun  aber  gezeigt,  dass  im  vorliegenden  Fall  das  an- 
gebrachte Gerttst  die  erforderiiehe  Widerstandskraft  nicht  besaas,  aondem 
bald  nach  seiner  zweckentsprechenden  Behsttang  znsammoibrach;  der  Be- 
klagte hat  also  seiner  gesetzlichen  Verpflichtung  nicht  genügt,  indem  er 
demjenigen  Effekt,  dessen  Erzieinng  seiner  Ffirsorge  anvertrant  war,  die 
Herstellnng  eines  genfigend  sicheren  Gerflstes,  thatsftchlich  nicht  erzielt 
hat.  Eines  Weiteren  bedarf  es  för  den  dadnrdi  beschädigten  Kläger  zur 
Snbstantümi^  seines  Schadensanspmchs  nicht.  Ihm  ist  nicht  znznmnthen, 
den  speziellen  Fehler  zu  erforschen  nnd  nachzuweisen,  welcher  das  Unglück 
herbeigefBhrt  hat,  und  darznthnn,  dass  und  inwiefern  derselbe  dem  Be«- 
klagten  zum  Verschulden  anzurechnen  sei  Denn  der  Erfolg  selbst  ist  Be- 
weis genug  dafür,  dass  das  Gerüst  nicht  so  beschaffen  war,  wie  es  her- 
zustellen dem  Beklagten  gesetzlich  oblag,  nftmlich  in  einer  das  Leben  und 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  nicht  gefBhrdenden  Beschaffenheit  C^egenüber 
dieser  Thatsacfae  würde  es  Sache  des  Beklagten  gewesen  sein,  semerseits 
darzuthun,  dass  der  an  und  für  sich  gegen  ihn  sprechende  Erfolg  durch 
einen  Umstand  herbeigeführt  worden  sei,  welcher  ausserhalb  seiner  Ver- 
antwortlichkeit lag.  Würde  es  sich  z.  B.  bewahrheitet  haben,  was  der 
Beklagte  vermuthet  und  nachzuweisen  versudit  hat,  dass  ein  Arbeiter 
heimlicher  und  frivoler  Weise  an  dem  ordnnngsmSssig  hergestellten  Gerüst 
etwas  beschftdigt  hfttte,  wodurch  die  Haltbarkeit  beeintrüchtigt  und  das 
Unglück  herbeigeführt  worden  sei,  so  würde  dies  ohne  Zweifel  ein  dem 
Beklagten  nicht  zuzurechnender  nnd  ihn  von  der  Verantwortiichkeit  für 
das  Geschehene  befreiender  Umstand  sein.  Aber  der  in  dieser  Richtung 
von  ihm  versuchte  Excnlpationsbeweis  ist  ebenso  ergebnisslos  gebUeben 
wie  der  Versuch  des  ElSgers,  dem  Beklagten  einen  speziellen  technischen 
Fehler  nachzuweisen.  Dadurch,  dass  es  dessen  auch  nicht  bedarf,  unter- 
scheidet sich  die  auf  den  §  120  Abs.  S  der  Gew.-O.  gegründete  Klage  von 
der  aquilischen.  Während  als  Fundament  der  letzteren  nur  ein  bestimmt 
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ZU  substantilreiides  VenchnldeD  des  Beklagten  dienen  kann,  ist  das 
CharakteristiMlM  der  gedachten  Gesetzesvorsdirift,  dass  sie  den  Gewerbe- 
■  Unternehmer  zn  einer  poritiven  Thätigkeit,  uftmlich  zur  HersteUnng  solcher 
EinrichtungeD,  welehe  das  Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  tiinn- 
lich  zn  sichern  geeignet  sind,  verpflichtet,  nnd  dass  daher,  wenn  anter 
tJmstinden,  wo  völlig  sichere  Einrichtungen  an  sich  dardiaos  thonlich 
waren,  es  gleichwohl  an  denselben  gefehlt  hat,  die  Verantwortlichkeit  bis 
anf  weiteres  den  Gewerbenntemehroer  trifft,  d.  b.  bis  dabin,  dass  ihm  ein 
hinlänglicher  Excnlpationsbeweis  gelingt.  Nnr  anf  diese  Weise  ist  denn 
anch  der  Schutz,  welchen  die  Gew.-O.  den  Arbeitern  über  die  Grenzen 
der  aqnilischen  Klage  hinaus  gewähren  will,  zu  erreichen.  Der  Arbeiter, 
welcher  ein  in  schwiudelijder  Höhe  an  der  Mauer  des  Hauses  angebrachtes 
Gerüst  betritt,  i^t  üiiiit  in  der  Lage,  vorher  die  Konstruktion  desselben 
und  die  Zulänglichkeit  des  dazu  verwandten  Materials  zu  priifen.  Dies 
soll  nach  dem  Gesetze  die  Sorge  des  Unternehmers  sein,  und  der  Arbeiter 
soll  sich  blindlings  darauf  verlassen  dürfen,  dass  der  Unternehmer  es  daran 
nicht  hat  fehlen  lassen.  Dieser  Zweck  würde  aber  nahezu  illusorisch 
werden,  wenn  der  verunglückte  Arbeiter,  um  den  Unternehmer  in  Anspruch 
zu  nehmen,  sieh  nicht  darauf  beschränken  dürfte,  den  Erfolg  für  sich 
geltend  zu  marlieii,  sondem  ihm  den  speziellen  Fehler,  dessen  er  sich 
«chuldig  gemacht  hat,  erst  nachweisen  müsste." 

Urtbeil  des  O  L  G.  zu  Hamb  arg  vom  19.  Jan.  188i  in  einer  ham- 
bnrger  Sache. 

Die  gegen  dieses  Urtbeil  vom  Beklagten  eingelegte  Revision  wnrde 
aurückgewiesen ,  indem  das  R.G.  die  Begründung  der  angefochtenen  Ent- 
scheidung für  antreffend  nnd  rechtlich  unanfechtbar  erklärte,  jedoch  mit 
dem  üinznfögen: 

«Zweifelhaft  ist  nnr  die  Richtigkeit  der  Anflassnng  des  O.L.G.,  dass 
dnreh  den  §  120  der  Gew.-0.  eine  besondere,  von  den  sonstigen  Rontrakts- 
nnd  DeUktskkgen  verschiedene  Art  von  Klagen  eingeführt  sei.  Dieser 
Zweifel  dnrfte  indesa  nnerledigt  bleiben,  da  mit  dem  L.G.  anzunehmen 
war,  dasa,  wenn  der  Beklagte  verpflichtet  war,  für  die  Haltbarkeit  des 
Gerfistes,  welches  zu  betreten  er  die  beim  Ban  besehfiftigten  Arbeiter  ver- 
anlasste, zn  sorgen,  dann  anch  die  erweiterte  aqnilische  Klage  auf  Ersatz 
des  dem  KUiger  durch  die  Mangelhaftigkeit  des  Gerfistes  bereiteten  Schadens 
gegen  ihn  stattfindet 
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Entscb.  d»  Dentscfaea  Reichsgerichte  vom  L  Oktober  I88i. 


Nr.  6.  Entocli.  des  Bentseheii  Reiehsgeriehts« 

5.  Civil-Seuat.    Vom  1.  Oktober  1884. 

[Gruchot.  Beitrige  Bd.  >».  S.  414.) 

§  3  Haftpfliclitgesetz.   Der  SchadensaBsprncli  des  in  seiner  Erwerbsfähig- 
keit Beeinträclitigten  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  er  that- 
sächlich  nach  dem  Unfall  zeitweise  eine  lohnendere  Beschäftigung  —  jedoch 
ohne  Garantie  für  deren  Dauer  —  gefunden  hat,  als  vorher. 

Der  Berufungsricbter  hat  durch  die  eidlichen  Aussagen  der  Sachver- 
stlludigeu,  Schlossermeister  Sch.  und  Obermeister  JohaDu  F.,  iur  fest- 
gestellt erachtet: 

dass  die  Arbeits-  und  somit  Erwerbsfäbigl^eit  des  Klägers  darch 
den  Verlust  des  rechten  Auges  derartig  verringert  ist,  dass  er  täg- 
lich eine  Mark  weniger  als  früher  zu  verdienen  vermag. 

Er  hat  daher  den  Vermögensnacht  heil,  den  Kläger  durch  deu  Unfall 
erlitten  hat,  dem  Betrag  einer  jährlichen  Reute  von  300  M.  gleich  geschätzt 
und  den  Beklagteu  zur  Zahlnng  einer  solchen  vom  Tage  des  Unfalles,  dem 
12.  Januar  1881  ab  und  zwar  in  monatlichen  Baten  von  25  vou  denen 
die  rückständigen  sofort,  die  laufenden  postnnmeraudo  zu  zahlen  verurtheilt. 
Er  hat  die  Thatsache,  dass  Kläger  von  dem  Beklagten  naeh  dem  Un£kll 
bisher  bei  einer  anderen  Arbeit  bescliüftigt  ist,  bei  welcher  Klflger  sogar 
5  Pfenige  pro  Stunde  mehr  verdient  hat,  als  vor  der  Verletznng,  für  un- 
erheblich erachtet,  weil  es  nicht  darauf  ankomme,  ob  Kläger  bei  seiner 
gegenwärtigen  Beschäftigung,  für  deren  Dauer  keine  Garantie  vorliege, 
mehr  verdiene  als  früher,  sondern  lediglich  auf  das  Verhältniss  seiner  £r- 
werbsföhigkeit  vor  dem  Verlust  seines  Auges  zu  der  nach  demselben. 

Die  Revision  findet  hierin  eine  Verletzung  des  §.  3  des  Haftpflicht- 
gesetzes vom  7.  Juni  1871,  wonach  ein  Ersatz  nicht  für  die  Minderung 
der  Brwerbsfahigkeit,  soudern  für  die  Vormögensverlnste  geleistet  werden 
solle,  welche  der  Beschädigte  durch  die  Verminderung  seiner  Erwerbsfthig- 
keit  erleide.  Stehe  aber  fest,  dass  der  Kläger  nach  der  Verletznng  sogar 
mehr  verdient  habe  als  vorher,  so  k5nn6  von  einem  Vermögensveiluste  nicht 
die  Bede  sein,  und  der  Berufhngsricbter  verkenne  den  Begriff  eines  solchen, 
wenn  er  dein  Elfiger  die  Benfe  anch  für  die  Vergangenheit  zuspreche. 

Der  Vorwarf  kann  indeas  fSr  tegrlindet  nicht  eracbtet  werden.  Es 
kann  keinem  Zweifel  nnterliegen,  dass  die  Arbeitsfthigkeit,  Insofern  sie  die 
Erwerbsfihigkelt  bedingt,  einen  YermOgenswerth  hat,  dass  also  eine  Yer- 
mindenmg  der  Erwerbsffthigkeit  das  Vermögen  des  Beschfidigten  verringert, 
wie  denn  anch  das  Gesetz  einen  YermOgensnachtheil  als  nothwendige  Folge 
der  verminderten  Erwerbsfidügkeit  anffftsst.  Die  Hindening  der  Erwerbs- 
ffthigkeit und  somit  den  VermOgensnachtiieil,  den  der  Klflger  durch  den 
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üofiall  erlitten,  hat  der  Bernfangsricbter  gemäss  §  7  des  Haftpflichtgesetzes 
anf  300  M.  jährlich  festgestellt,  nnd  fällt  ihm  dabei  eine  Verletzung  des 
§  3  des  Haftpflichtgesetzes  und  eine  Verkennung  des  Begriffs  des  Ver- 

mögensnarhtheils  nicht  zur  Last,  wenn  er  diese  Schätzung  für  angemessen 
CTdchtet  ohne  Kücksicht  darauf,  dass  der  Kitiger  zunächst  faktisch  eben- 
soviel oder  sugai  iiocL  mehr  verdient  hat,  als  vor  der  Verletzung.  Die 
Revision  könnte  hüchsteii»  behaupten,  dass  der  fortdauernde  gleiche  und 
sogar  höhere  faktische  Verdienst  des  Klägers  trotz  des  Verlustes  des  rechten 
Auges  dem  Berufungsrichtcr  Bedenken  gegen  seine  Feststellung  hätte  er- 
regen sollen,  dass  die  Erweibsfahigkeit  des  Klägers  überhaupt  oder  in 
dem  von  ihm  angenommenen  Grade  vermindert  sei.  Damit  würde  sie  aber 
die  thatsächliche  Beurtheilung  und  das  freie  Ermessen  des  Berufongs- 
richters  angreifen,  was  keinen  Ertulg  haben  konnte. 


19r.  7.  EntBcli.  dra  DentMken  Beiehagerichts. 

4.  GiyiUSenat   Vom  6.  Oktober  1884. 

[Jistls-MliilitBL  1885^  8.  14S.  IML  -  Entaeh.  üm  Beiehi««r.  ta  dvlli.  Bd.  U  &  »6>mi 

Stempelpflichtigkeit  des  Schriftstückes,  in  welchem  der  Schuldner  (Lom 
barduekmer)   unter  einem  vom  Gläubiger  (Lombardgeber)  ausgfistellten 
Pfimdempfangsschein  die  Einhändigung  des  Schemes  bekannt  hat. 

 Der  §  9ä  Theil  I  Titel  20  des  Allgemeinen  Landrechts  be- 
st i  mint,  dass  der  Empfangschein  des  Gläubigers  die  Stelle  des  fehlenden 
^chnttlM  lieTi  Hnuptkoutrakts  vertritt,  wenn  der  Schein  vom  Öchuldner 
aDgenounuen  ist. 

Damit  ist  nur  ausgedrückt,  dass  der  Empfangschein,  obwohl  nur  eine 
einseitig  vollzogene  Urkunde,  dadurch  die  Wirkung  eines  von  beiden 
Kontrahenten  vollzogenen  schriftlichen  Vertrages  '»rhnlte:  aber  nicht:  dass 
der  Empfangschein  dadurch  zu  einem  von  beiden  Kontraheiiteu  vollzo- 
genen schriftlichen  Vertniire  werde.  Das  Gesetz  bestimmt  mit  anderen 
Worten  nicht,  dass  der  Empfangschein  des  Pfandnehmers,  welcher  als  eine 
einseitig  vom  Gläubiger  ausgestellte  Urkunde  gewiss  keine  Schuldverschrei- 
bang  des  Verpfänders  ist,  durch  die  Annahme  des  Scheins  zu  einer  solchen 
werde.  Denn  eine  Schuldverschreibung  ist  nur  eine  solche  Urkunde,  in 
welcher  der  Schuldner  bekennt,  das  Verschriebene  zu  verschulden.  Der 
den  Schuldner  verpflichtende  und  den  Empfang  des  Darlehns  beweisende 
Akt  ist  nicht  der  Empfangschein  des  Gläubigers,  sondere  die  HaadloDg 
der  Entgegennahme  desselben  seitens  des  Schuldners. 

Indessen  liegen  die  vorliegenden  Fälle  doch  anders.  Unter  der  Ur- 
kniide  befindet  sich  die  folgende  vom  Scbnldner  nnterzeicbnete  Erkl&ning: 
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„Das  von  der  Diiektioii  der  Beiüoer  Hagel-Asaekttran^eBellsobafl 
von  1832  unterschriebene  Original  des  abeehriftlich  yoretefaenden 
Pfiindecheins  habe  —  hente  erhalten.** 
Hierdurch  wird  ein  schriftliches  Beweismittel  geeehaffen  nicht  blos 
liftr  die  Thatsache  der  Annahme  des  Empfangscheins  dnrch  den  Schuldner, 
sondern  zugleich  für  die  Thatsache  des  BSrnpfimges  des  Darlehns,  da  mit 
dem  Beweise  der  Annahme  des  Scheins  der  letztere  Beweis  nnmittelbar 
durch  das  Gesetz  gegeben  ist. 

Der  Richter  erster  Instanz,  dessen  Begrfindnng  der  Beruiungsrichter 
zu  der  seinigen  macht,  erklflrt  es  ftr  zweifellos,  dass  die  Empfangsbe- 
scheinigQog  auf  der  in  dem  Besitz  der  Gesellschaft  bleibenden  Abschrift 
nur  geordert  und  gegeben  ist,  um  ein  Beweismittel  fiber  die  Darlehns- 
faingabe  und  die  hierbei  getroffenen  Abreden  zu  schaffen. 

Die  mit  diesem  von  dem  Vorderrichter  festgestellten  Zwecke  geschehene 
Schaffung  eines  durch  die  Unterschrift  des  Schuldners  hergestellten  schrift- 
lichen Beweismittels  für  den  Smpfang  des  Darlehns  ist  Ausstellung  einer 
Schuldverschreibang  und  dem  Stempel  der  Tarifposition  für  solche  un- 
terworfen. 

(Vergleiche  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  6.  Dezember  1878 
in  Justiz-MinisteriaUBlatt  1879  Seite  137;  Entscheidung  des  vierten 
Givilsenats  des  ReichBgerichts  vom  9.  Dezember  1880  in  Sachen 
Beriin-Hamburger  Elsenbahn  contra  Piscus  IV.  199/80;  Reskript 
des  Finanzministers  vom  28.  April  187d  in  Hoyer  Seite  514 
Note  9.) 

Das  in  den  Civilentscheidungen  Band  8  Seite  259  abgedruckte  Urtheil 
des  Reichsgerichts  vom  15.  Februar  1883  betraf  einen  ganz  anderen  Fall. 
Dasselbe  gilt  von  dem  in  Wallmann *8  Zeitschrift  Band  III  Seite  692  mit- . 
getheilten  Urtheil  vom  16.  H&rz  1882. 


Kr.  8.   Eutsch.  de§  Landgerichts  Köln. 
1.  Civil-Eammer.   Vom  8.  Oktober  1884. 

Ist  der  Ansprach  auf  Herausgabe  eines  Biseabalmwagens  beim  Dritt- 
sehnldner  gepländet,  so  kann  gegen  diesen,  wenn  er  demnngeaehtet  den 
Wagen  an  den  Schuldner  henuugiebt,  nickt  eher  anf  Schadensersati  ge- 
klagt werden,  bis  dem  Ol&nbiger  die  geplindete  Forderong  tberwiesen  ist 
(§§  730  ff..  750—762,  753  Gi7.PnHE.Qrl) 

Die  Klage  stutzt  sich  auf  die  BehuujUung  der  Eiägeriu,  dass  Be- 
klagte den  auf  Gruüd  rechtskräftigeu  Urtheils  de«  Kaiserlichen  Handels- 
gerichts in  Strassburg  vom  3.  Augast  1877  durch  Besdiluss  des  Amts- 


EaUcb.  des  LaailgerichUi  Küin  vom  S.  Oktober  15^4.  Ij 

fl^erichts  Abthiilung  XL  zu  Köln  vom  25.  November  1881  bei  ihm  ge- 
j)titudeten,  ihrer  Schuldnerin  der  K.  K.  Oeßterreichischen  Elisabetlibahn  iu 
Wien  zugehörigen  Pei-sonen wagen  Nr.  544,  den  Beklagter  in  seiaem  Gc- 
wahi«ani  ijehabt.  an  die  Elisabethbahn  wieder  lieiausfjegeben  und  somit 
der  Klügenn  das  einzige  Exekutionsobjekt  entzogen  habe,  wodurch  Be- 
klagter 8chadenapflii-hti:4  i^e worden  sei.  Die  am  20.  Oktober  1883  zuge- 
stellte Klage  geht  dahin,  das  Landgericht  wolle  erkennen  uiul  feststellen, 
dass  Beklagter  nicht  berechtigt  gewesen,  den  durch  genannten  Beschlus:» 
des  Amtsgerichtes  hierselbst  in  seim  ui  Gewahrsam  aut  der  Ceutral-Gnter- 
statiou  vor  dem  Gereonsthor  gepiaiuleten  Personenwagen  der  Schuldnerin, 
nämlich  der  Elisabethhahn  wieder  herauszugeben,  dass  vielmehr  der  Be- 
klagte schnhlig  sei,  der  Klagerm  allen  Schaden  zu  ersetzen,  welchen  Letz- 
tere durch  die  Herausgabe  erlitten  habe,  demuacli  den  Beklagten  verur- 
theileu,  an  die  Klägerin  die  Summe  von  1648  M.  90  Pf.  nebst  6  pCt. 
Zinsen  seit  dem  1.  November  1S83  zu  zahleu,  ihm  die  Kosten  zur  Last 
legen  und  das  Crtheil  für  vorläufig  vollstreckbar  erklären. 

Seitens  des  Beklagten  wird  kostenfällige  Abweisung  der  Klage  bean- 
tragt, weil  durch  den  bezogenen  Bescbluss  des  Amtsgerichts  hierselbst 
vom  '25.  November  1881  niciit  der  der  Elisabethbahu  gehörigen  Personen- 
wagen —  wie  die  Kläu'crin  irrthümlich  behauptete  —  sondern  der  der 
Schuldnerin  Elisabethliahn  gegen  die  Königliche  Eisenbahn-Direktion  links- 
rheinisch in  Köln  angebiicii  zustehende  Ansi)nich  auf  Herausgabe  des  frag- 
lichen Wagens  gepfändet  worden  der  Beklagte  habe  einen  solchen 
All^pruch  der  Elisnbethbahn  bestritten  und  die  Herausgabe  des  Wagens 
an  den  von  der  Klägerin  beauftragten  riericht«v<dlzieher  verweigert;  wolle  * 
Letztere  die  durch  die  Pf;indn?!g  des  angebiiciien  Ausprui  Iis  erworbenen 
Rechte  weiter  vi  rt  »It;  ri,  ^o  sei  sie  an  die  desfallsigen  Vorschriften  der 
Civilprozessor  Inung  gebunden  und  zwar  um  so  mehr,  weil  ein  grosser 
Xheil  derselben  im  Interesse  des  Drittschuldners  gegeben  sei; 

2.  weil  der  angebliebe  Ansprach  der  Elisabelbbabn  bestritten  werde^ 
und 

8.  auch  ein  Schaden  nicht  vorhanden  sei,  da  der  Anspruch  der  Eli« 
sabethbabn  bereits  mitgepföndet  sei  anf  Grund  eines  Arrestbefehls 
des  Landgerichts  in  Frankfart  a.  M.  vom  18.  Jali  1881  etc.  etc. 

Gründe. 

In  dem  niehrbezogenen  Bescliliis<  des  Amtsgerichts  hierselbst  vom 
25.  November  1881  ist  der  der  Sciiuidnerin,  nämlich  der  F^lisai)ethbahn, 
gegen  den  Beklagten  angeblich  zustehende  Anspruch  auf  Heransgabe  des 
in  ihrem  Gewahrsam  auf  der  Centralgüterstation  vor  dem  Gereonsthor  hier- 
selbst  befindlichen  Personenwagens  Nr.  544  gepfändet.  £s  kommen  daher 
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die  Vorschriften  über  die  Pfaadmig  von  Forderungen  zur  AnwenduDj?.  wie 
sie  in  dem  Paragraphen  730  und  foltjendo  der  Civilprozessorduuug  ent- 
halten Bind.  Hiemach  muss  die  gepfändete  Forderung,  dem  Gläubiger  zu- 
erst überwiegen  werden,  welcher  dann,  wie  der  §  753  Cit.  vorschreibt^ 
berechtigt  ist,  gegen  den  Drittsi  huldner  Klage  anf  Eriüllung  der  in  diesem 
obliegenden  Verpflichtungen  zu  erheben,  der  sich  dann  jeder  Gläubiger,  für 
welchen  der  Anspruch  mitgepfändet  wurde,  als  Streitgenüsse  anschliessen 
kann.    Diesen  ihr  vorgeschriebenen  Prozessweg  mnss  mithin  die  Klägerin 
einschlagen:  erst  wenn  dann  der  Beklagte  den  Wagen  nicht  zur  Stelle 
sriiatlN\  ist  Erstere  berechtigt,  auf  Schadenersatz  zu  klagen.    Die  Klage 
muss  daher,  da  Kläger  narh  dem  zuletzt  bezogenen  Paragraphen,  ehe  ihm 
der  Anspruch  überwiesen  war,  gegen  den  Drittschuldner  eine  Klage  auf 
Erfüllung  der  ihm  nach  den  §§  750  —  752  Civiiprozessordnung  obliegenden 
Verpflichtungen,  also  auch  auf  Schadensersut/,  nicht  erheben  durfte,  zur 
Z'^it  abgewiesen  werden,  ohne  da^s  c>  noch  nothwenfli?  prscheint.  anf  die 
weitere  übrigens  nicht  zu  billigende  Behau jttuncr  dr>>  Iw  klagten,   dass  er 
den  Wagen  der  Hessisrhen  Ludwigsbahn,  von  der  er  iim  «lirekt  überkommen, 
auch  wieder  hätte  zuriirkliefern  müssen,  und  die  fernere  Einrede,  dass  ein 
Schaden  für  die  Klägerin  nicht  vorhanden  sei,  weil  bereits  ein  anderer 
Gläubiger  bis  zur  Höhe  von  25  000  M.  schon  vorher  gepfändet  habe,  noch 
einzugehen.    Ebenso  ist  auch  der  Eid,  welchen  Klfisferin  dem  Beklagten 
zuschiebt,  ob  es  nicht  wahr  sei,  dass  der  Wjigen  an  di^'  Elisabethbalin  von 
ihm  herausgegeben  worden  sei,  nach  Vorstehendem  nicht  mehr  von  Er- 
heblichkeit. 


Nr«  9.  Eatseb.  des  SAcbsisclieii  Ober-Luidesgeridits  Dresden. 

3.  Givil-Senftt   Vom  17.  Oktober  1884. 

§  3  Haftpflichtgesetz.  Das  höhere  £inkominen,  welches  ein  Beamter  aus 
einer  in  naher  Zeit  sicher  in  Aussicht  stehenden  Stellung  erlangt  haben 
würde,  ist  zu  berücksichtigen.  Kleiderkassengelder  dürfen  davon  nicht  in 
Abzug  gebracht  werden.  Anf  AnrechuTing  der  Orts-  (Theuerungs )  Zulage 
hat  der  Verletzte  keinen  Anspruch,  wohl  aber  auf  die  Erspaniiss  aus 
Fahrgeldern,  und  auf  Kurkosten,  wozu  auch  die  Koster  eines  Begleiters 
(Ptibrers)  gehören  können.   Monatliche  Pranumeraudozakiimg. 

Soweit  zunächst  in  dem  angefochtenen  Urtheile  dem  Kläger  auf  die 
Zeit  vom  1.  April  1883  der  Anspruch  aaf  Vergütung  eines  erhöhten  Ein- 
koromens nach  Maassgabe  der  Einnahmen  eines  im  Dienste  des  Beklagten 
stehenden  Rangirmeisters  zuerkannt  worden,  ist  den  Erwägungen  der 
vorigen  Instanz  lediglieh  beizatreten.  Es  ist  nach  den  Dienstverhältnissen 
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des  Klägers,  wie  solche  sich  ans  dem  Thatbeatande  des  erstiiistaoziicheii 
Urtheils  ergeben  und  naeh  den  glaabhaften  Anseagen  der  ZengeD  A. 
aad  Scb.  als  erwiesen  anznsehen,  dass  der  Elftger,  wenn  ihm  nicht  das 
jetzt  in  Frage  befangene  ünglfick  zustiess,  spätestens  mit  Beginn  des  Jahnes 
1883  in  die  Stellnng  und  die  Einnahmen  eines  Bangiimeisters  an  der 
Thflringiscben  Eisenbahn  eingedickt  sein  wfirde,  dessen  Amt  er  bereits 
wiederholt  nnd  so  anch  am  Tage  jenes  Unfalles  veraehen  hatte.  Es  wfirde 
sonach  der  wahren  Saehkige  nicht  entsprechen,  wollte  man  bei  Bemessnng 
der  Hohe  des  EinnahmeTerinstes,  den  der  Elfiger  durch  den  UnfoU  er- 
litten, nnr  dasjenige  Einkommen  beracksichtigen,  in  dessen  Gennss  er  sich 
znr  Zeit  des  Unfalles  bereits  thatsSchlich  befand.  Vielmehr  ergiebt  die 
Nator  der  Sache,  dass  ihm  mehr  als  dieser  Gehalt,  n&mlich  ansserdem 
noch  die  sichere  Aussicht  anf  eine  ihm  in  nächster  Zeit  bevorstehende 
Einnahmeverbesserang  entgangen  ist.  Es  liegt  kein  beachtenswertber 
Grand  vor,  diese,  von  einer  blossen  unbestimmten  Möglichkeit  sich  wesentr 
lieh  unterscheidende'  Aussicht  bei  Bemessnng  des  dem  KIfiger  durch  jenes 
Cnglflck  entgangenen  Gewinnes  ausser  Betracht  zu  lassen.  Die  Ausfoh- 
rang  des  Beklagten,  welcher  sich  anf  den  Mangel  einer  ihm  obliegenden 
AnstellnngSTerpflichtung  stfitzt,  wfirde  dahin  führen,  dass  ein  jeder 
Arbeiter,  namentlich  wenn  er  wegen  besonderer  Geschicklichkeit  oder 
Kenntnisse  mehr  als  das  gewöhnliche  Tagelohn  beanspraehte,  wegen  Man- 
gels eines  zur  AnsteOung  desselben  Verpflichteten  mit  elnftr  Klage  vor- 
liegender Art  abgewiesen  werden  mfisste,  wahrend  doch  kein  Zweifel  dar- 
fiber  bestfinde,  dass  er  ohne  den  in  Frage  befangenen  Unfall  die  der 
Sehfidenforderung  zu  Grunde  gelegten  Einnahmen  anstandslos  be/o^cn 
haben  wfirde.  Bas  Ungerechtfertigte  einer  derartigen  Auffassung  des 
StreitreihfiltnisBes  bedarf  keiner  weiteren  AnsfBhrnng,  vielmehr  hatte  es 
insoweit  bei  dem  gegen  den  Beklagten  Erkannten  zu  bewenden. 

Dass  der  Kläger  sich  die  statntenmfisdgen  Pensionsabzüge  kfirzeu  zu 
lassen  hat,  ist  nicht  bestritten,  soweit  dagegen  dem  Kläger  ausserdem 
noch  angesonnen  worden  ist,  von  dem  Gehalte  des  Rangirmeisters  einen 
jährlidien  Abzug  von  60  M.  wegen  der  Beiträge  zur  Kleiderkasse  eintreten 
zu  lassen,  war  der  Widerspruch  desselben  ffir  begründet  zu  a(  hten.  Es 
ist  davon  auszugehen,  einmal  dass  der  Klfiger  ffir  diesen  Abzug  den  ent- 
sprechenden Gegen  Werth  in  Dienstkleidern  erhalten  haben  würde,  und  so- 
dann dass  er  solche  Dienstkleider  in  der  Eigenschaft  eines  pensionirten 
Invaliden  weder  erhält  noch  braucht,  vielmehr  sich  seiue  eigene  Kleidung, 
deren  er  nunmehr  an  Stelle  jener  bedürftig  ist ,  besehaffen  muss.  Aalass 
zu  der  Annahme,  dass  der  jetzige  Kleiduugsiaufwand  ein  erheblich  ge- 
ringerer Fei.  liegt  nicht  vor,  man  hat  deshalb  kein  Bedenken  getragen, 
den  in  Kede  stehendeu  Abzug  gänzlich  in  Wegfall  zu  bringen. 

Eger,  EisenbahnrechtUdie  EnUcbeidunceiL  IV.  2 
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Auf  eise  Ortsnüage  bat  der  Kläger  keinen  Ansprach.  Eine  solehe 
ist  ihm  nur  gewfthrt  worden,  weil  nnd  insoweit  er  doreb  seine  dienstlidie 
Stellung  genothigt  war,  seinen  Wohnsitz  in  liOipsig,  oder  einem  der  Vor- 
orte Leipzigs  zu  nehmen. 

Diese  Nothwendigkeit  ist  mit  der  Pensionimng  weggefidlen.  Der 
Klftger  kann  sieh  aufhalten,  wo  er  will,  und  findet  notorischer  Weise 
wenige  Stunden  ^on  Leipzig  nach  Jeder  Riehtong  hin  die  Ffiglichkeit,  bil- 
liger, als  dies  in  Reudnitz  der  Fall  sein  mag,  zn  leben. 

Zu  eiiKT  Prüfmig  der  Frage,  oh  <ler  Beklaj^te  eintretcudon  FalU  ge- 
halteu  seiu  würde,  dem  Klüjxer  die  Umzugskostcii  zu  erstatten,  ht  gegen- 
wärtig kein  Anlass  vorhaiideu.  da  der  Kläger  eine  Erklaiuiii;  über  seine 
eventuellen  Al)8ichten  diesfalls  noch  üicht  abgegeben  hat. 

Die  .Schadlobbaltung  wegen  des  ihm  entjrangcncn  and  etwa  noeii  mi- 
^ehendeu  Extraverdienstes  (wegen  der  Fahrgelder)  fordert,  der  Klüger  mit 
Recht;  auch  hier  ist  im  Prinzipe  der  ersten  luatanii  bei /ut roten.  Nicht 
sdüeebtbin  unbeaehtlich  war  indess  der  Einwand  des  Beklagten,  dass  von 
derarticeu  Fahrgeldern  immerhin  nur  ein  Theil  als  reines  Einkommen  be- 
trachtet werden  dürfe,  während  ein  anderer  Theil  durch  die  Mehrausgaheti 
absorbirt  werde,  welche  den  Bedieusteton  bei  den  in  Frage  kommenden 
auswärtigen  Fahrten  entständen. 

Bei  freier  Erwftgung  der  einseblagenden  Verhältnisse  hat  man  für  an- 
gemessen befunden,  dem  Kläger  zwei  Dritttheile  des  in  Bede  stehenden 
Extraverdienstes,  jfthrlich  also  40  M.,  anstatt  der  in  erster  Instanz  zuer- 
kannten 60  M.  zuzubilligen. 

Der  Klflger  ist  zur  Zeit  ganz  erwerbsunfftbig.  Er  bewegt  sich  mit 
künstlichen  Beinen  und  Erficken  vorwärts,  kann  ohne  besondere  HOlfe, 
zn  der  ein  Hann  kaum  ansreichti  Treppen  nicht  steigen  und  bedarf  nach 
ftntUehem  Ausspruche  täglicher  Bewegung  im  Freien.  Zum  Ausgehen  ist 
er  einer  männlichen  Hälfe  benOthigt.  Alles  dies  ist  durch  das  Gutachten 
des  Gerichtssachverständigen  dargetban  und  liegt  einAnlass  zurEriiebung 
eines  weiteren  Sachventändigengutacbteas  nicht  vor.  Daes  aber  der  Kläger 
flberhaupt  sich  nicht  allein  fortbewegen  kann,  insbesondere  auch  innerhalb 
der  IfTohnung,  ist  weder  behauptet,  noch  irgendwie  indizirt,  ebensowenig, 
nwielem  er  seines  Zustandes  halber  besonderer  thätiger  Pflege  bedürftig 
sein  sollte.  Es  iässt  sich  daher  nicht  annehmen,  dass  die  Ehefrau,  dessel-* 
ben,  wenn  von  anderer  Seite  her  für  regebnässiges  Ausführen  des  Klägers, 
soweit  dies  erforderlich  ist,  gesorgt  wird,  durch  den  Znstand  des  Letzteren 
in  der  Erzielong  einigen  Nebenverdienstes  bis  zur  Höhe  der  diesfalls  be- 
anspruchten 208  M.  behindert  sein  sollte.  Man  trägt  nach  den  stattge- 
liubieu  Erörterungen  Bedenken,  in  der  hier  hervorgehobenen  Richtung 
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öberiuuipt  one  Benachtheiligung  des  EUigers  im  VereiDe  mit  desBen  Ehe- 
frau aiunuiehmeii. 

Dagegen  war  dem  K]iger  der  Aufwand  f&r  die  ihm  Torgesohriehenen 
Bewegungen  im  Freien  m'  angemeeaener  Weise  za  vergiiten,  da  sich  die 
Nothwendigiceit  eines  solefaen  Aufwandes  ans  dem  SaehTerstftndigeugutachten 
ergiebt  Dies  gilt  insbesondere  ancfa  f&r  die  Vergangenheit,  seit  der  am 
17.  April  1882  erfolgten  Entlasanng  des  Klflgeia  ans  dem  Hospitale,  ohne 
dass  es  —  eben  wegen  der  nachgewiesenen  Kothwendigkeit  des  ent- 
sprechenden Aufwandes  —  eines  besonderen  Beweises  der  fraglichen  Anf- 
wendnngen  bedurfte.  Indess  ersdden  die  Bemessung  der  bezftglidiea  Aus- 
lagen mit  t%lich  50  za  hoch.  Bei  Wllrdigni^  aller  einschlagenden 
Verhältnisse,  namentMdi  der  Regelmässigkeit,  mit  welcher  der  Bedarf  eines 
Begleiters  des  Klägers  sich  wiederholt,  erschien  dem  Oberlandesgericht 
die  Zubilligung  eines  monatlichen  Betrages  von  10  M.  völlig  ausreichend, 
um  dem  in  Rede  stehenden  Bedfirfhisse  des  Klägers  zu  entsprechen. 

Dass  diese  Beträge,  soweit  sie  nicht  der  Vergangenheit  angehören, 
ebenso  wie  die  freiwilligen  Leistungen  des  Beklagten  in  monatlichen  Vor- 
auszahlungen geleistet  werden  sollen,  erscheint  durchaus  sachgeinäHS,  ohne 
dass  hierbei  darauf  Gewicht  za  legen  wäre,  oh  die  eine  oder  andere  der 
Einnahmen,  welche  für  die  Festsetzung  des  Gesanimtbetragos  maassgebend 
gewesen  sind,  dem  Kläger  an  sich  in  eben  solchen  Fristen  und  ebenfalls» 
vorauazaiilungsweise  zugeflossen  sein  würde,  oder  nicht. 


Nr.  10«  Eutsck.  des  Sächsischen  Ober-Landesgerichta  Dresden.  ^ 
1.  CiTÜ-Senat.  Vom  2*2.  Oktober  1884. 

[Klraitt  n.  L$mm,  BAcIh^  AnotL  Bd.  61  8.  assj 

IMe  Beaeh&digung  eines  Pferdebahnkatschers  durch  ein  Pferd,  mit  welchem 
er  stehend  die  Ankunft  eines  PferdebalmwageBa  behulii  ffinaparniupg  e^ 
wartet.  Ist  niolit  als  Betfiebsonfill  im  Sinne  des  $  1  Eaftpflichtgeseti  an- 

zusehen. 

Aus  der  Bestimmung  im  §  1  des  Reichshaftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni 
1871  betr.  die  Verbindlichkeit  zum  Schadensersätze  etc.  wurde  nach  depi 
Zwecke  und  der  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  eine  Haftuug  der 
Beklagten  als  Unternehmerin  der  IMerdeeisenbahn  zu  Dresden  tür  den  dem 
ger  um  5.  Oktober  lbS"2  zugestossenen  Unfall  nur  dann  herzuleiten 
sein,  wenn  dieser  Unfall  mit  denjenigen  Gefahren  im  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Zusammenhange  gestanden  hätte,  welche  dem  Eisenbahnbetriebe 
nach  seinen  Mitteln,  Aulagen  und  Einrichtungen  im  Veihältnisse  zu  anderen 
^  erkciirb-  und  Transportbetriebeu  eigouüiumlich  sind.  (Entsch.  Bd.  1.  8.  52. 
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253;  II.  8.  85;  III.  20;  VI.  88;  VII.  48.)  Bin  soleher  Znsammenbaiig  ist 
jedoch  jedoDfaUs  naeb  der  Darstellnng,  welche  KlSger  in  der  mflodlichen 
Verbandlimg  des  Recbtastrdta  gegeben  bat,  und  als  thataSdillche  Unter- 
läge  fttr  die  Benrtheilong  seiner  Aosprftche  gegen  sich  gelten  lassen  rnnss, 
nicht  zn  erkennen.  Die  Verwendnng  Ton  Zugpferden  nnd  die  Bereit- 
haitang der  Pferde  zo  diesem  Zwecke  an  dem  Orte,  wo  sie  in  Thätigkeit 
treten  sollen,  ist  an  nnd  für  sich  keine  dem  Betriebe  der  Pferdeeisenbahn 
eigentbümliche,  anch  keine  innerhalb  eines  solchen  Betriebes  mit  besonderen 
Gefisbren  fftr  die  Betheiligten  verbundene  Veraostaltang.  Der  Klftger  nnd 
das  Pferd  waren  znr  Zeit  des  Unfalls  nicht  im  Betriebe  beschäftigt,  sondern 
standen  znr  DiensUeistnng  nnr  erst  bereit.  Die  Erkrankung  des  Pferdes 
nnd  die  Verletzungen  nach  Art  nnd  Umfaug,  welche  der  Kläger  hierbei 
erlitten  haben  will,  stehen  mit  den  besonderen  Gefiüiren  des  Eisenbahn- 
betriebes fiberhanpt  ausser  Besiehnng.  Ebensowenig  hat  Ellger  nach- 
zuweisen vermocht,  dass  der  Unfall  anf  das  schnldhafte  Verhalten  einer 
dritten  Person  zurfiekznführen  sei,  fOr  weiches  Beklagte  an  sich  oder 
wegen  des  zwischen  ihr  und  dem  Klftger  bestandenen  Dienstverhältnisses 
einzustehen  habe. 


Nr.  11.  Entsch.  des  Dentseheu  Heichsgerlchts. 
K  Straf-Senat.  Vom  I.Dezember  1884. 

pie  Beitimnumgen  der  §§  315,  316  des  Str.Ge8.B.  linden  anoh  anf  Strassen- 

eisenbahnen  Anwendmig. 

Die  Vorschriften  des  Abscbuittes  27  des  R.Str.G.B's  beruhen  vor. 
wiegend  anf  dem  Gedanken,  dass  die  mechanischen  Xiiturkräfte  sich  der 
Beherrschung  durch  den  Menschen  ent/iehen  und  sonach  zu  unabsehbaren 
schädigenden  Erfolgen  führen  können.  Deshalb  sollen  durch  die  vor- 
gesehenen Strafandruhunpen  llandluiigen  verbindert  werden,  welche  zur 
Entfesselung  solcher  Naturkriifte  geeignet  sind.  In  seiner  konkreten  An- 
wendung hat  dieser  Gedanke  zn  den  Strafvorschriften  der  §§  315  und  3U> 
R.Str.G.B's  Veranlassnng  gegeben.  Sie  sollen  der  Ausschreitung  der  von 
der  Eisenbahn  zum  Zwecke  der  Befurdening  von  Menschen  und  Güter 
V-  rw  b  ildeten  elementaren  Kraft  vorbeugen,  indem  sie  die  ordnunccsmässige 
BciiTitzung  dieser  Kraft  gegen  Störungen  zu  schützen  suchen,  weiche  die 
Ablenkung  derselben  in  ungeordnete  Bahnen  möglicherweise  nach  sich 
ziehen  würden.  Nach  dem  gemeinen  Sprachgebrauch,  dessen  sich  das 
K.Str.G.B.  bedient,  ift  weiter  aber  auch  für  den  Begriff  der  „Eisenbahn" 
eine  für  dieselbe  bestiiumle,  mit  Schienen  belegte  Fahrbahn  erforderlich. 
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Deflbalb  erscheiot  dieser  BegriiF  auch  ftof  die  hier  in  Rede  stehende  Kasseler 
Straaseneisenbahn  anwendbar.  Ob  dieselbe  mit  grösserer  oder  gerin- 
gerer Schnelligkeit  tihxit  mit  grosserer  oder  geringerer  Leich- 
tigkeit zum  Stillstand  gebracht  werden  kann,  ist  ohne  Bedeatang, 
da  hiervon  die  Strafen  der  §$315  nnd  816  R.Str.G.B*8  nicht  abhängen, 
fis  kann  auch  nichts  darauf  ankommen,  dass  gerade  die  Ge&hr  des  Zn- 
sammenstosses  mit  anderen  ZOgen  der  Bahn  ausgeschlossen  sein  soll,  weil 
ihr  ordnungswidriger  Betrieb  umsomehr  jedenfalls  andere  Gefahren  herbei- 
zoffihren  geeignet  ist,  als  derselbe  auch  im  Innern  der  Stadt  und  ant 
einer  Fahrbahn  stattfindet,  welche  im  allgemeinen  von  der  Benutzung  des 
Pnbliknms  nicht  ansgescUoesen  ist  Ebensowenig  Beachtung  kann  die 
Behauptung  beaDsprnchen,  die  Polizei  wflrde  ihre  Genehmigung  za  der 
Strassenbahn  nicht  ertheflt  haben,  wenn  ihr  Betrieb  mit  besonderen  Ge- 
fahren für  die  Passanten  verbunden  wäre.  Es  wird  hierbei  nicht  beachtet, 
dass  die  Konzessionirung  eines  Unternehmens  nicht  schon  allein  dnrch  die 
Erwägung  verhindert  werden  darf,  es  konnten  durch  dasselbe  Gefahren 
herbeigeführt  werden  und  vielmehr  nicht  verweigert  zu  werden  pflegt, 
wenn  sein  öffentlicher  Nutzen  höher  veranschlagt  werden  muss,  als  die 
Möglichkeit  einer  Beschädigung  Anderer  infolge  seines  Betriebes.  Anderen- 
falls hätte  von  der  Anlegung  von  Eisenbahnen  überhaupt  abgesehen  werden 
müssen,  denn  Unglücksfälle  sind  bei  ihrem  Betriebe  nicht  ausgeschlossen, 
mögen  sie  auch  noch  so  gut  geleitet  werden. 


Nr.  12.  Entseh.  des  Kammergeriehtg  Berlin.*) 
Straf-Senat   Vom  15.  Dezember  1884. 

Hfleabfthu-BAtourblllota  sind  tfberfangbar,  fUla  nloht  eine  aUgemda  Ter- 
UadUnhe,  die  üabartragbaikelt  derselben  aussehUessende  leg^ementarische 
Besünmntng  besteht  Das  EfseBbaihu-Betriebsn^emeat  fm  11.  Msi  1874 
und  seine  Ergftnznngen  enthalten  eine  derartige  Bestfanmung  uleht 

Auch  die  weitere  Ausführung  des  Revidenten,  dass  trotz  einer  be- 
züglichen Bestimmung  des  Regleiiieats  der  Reisende  immer  nur  dann  ge- 
bunden sein  könne,  wenn  das  Verbot  der  Uebertragbarkeit  auf  dem  Billet 
aufgedrückt  wäre,  trifft  nicht  zu.  Sobald  es  feststeht,  dass  das  Reglement 
eine  derartige  Bestimmung  enthält  und  dieses  vorschriftsniässig  publizirt 
ist,  bedarf  es  eines  weiteren,  die  Uebcrtragbaikeit  der  Retourbillets  aus- 
schliessenden  Verbots  nicht,  da  der  Reisende  verpflichtet  ist,  die  Gesetze 
zu  kennen  and  UnkennUiiss  denselben  nicht  exkulpiren  kann. 

Unerheblich  sind  femer  die  Rügen  bezüglich  der  Frage,  ob  das  in 

*)  Bereits  auszäg;lich  mitgetbeiU:  £ia«nbabnrechtl.  £]ita«b.  Bd.  III  S.  429.  S.  auch 
die  Aomerkung  daselbut. 
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Snteeh.  des  Kamnerf«ridito  Berlin  vom  15.  Detember  1884. 


Rede  stehende  Billet  nicht  ohne  Weiteres  zur  rnterbrechong  der  Fahrt  in 
Halle  berechtigte  and  ob  die  Äbstempelnng  bewirkt  war,  da  nicht  ans 
diesen  Grfinden  seine  Ungültigkeit  der  tbatsftchiiebeD  Feststellung  znfolge 
hergeleitet  wird. 

rnzutreffend  ist  endlich,  was  Revident  Uber  die  mangelhafte  Be- 
grfindnn^  des  Bernfnngsartheils  bezüglich  der  zam  Thatbestando  des  Be- 
trages erforderliche  Täuschung  ansfBhrt,  indem  er  den  Nachweis  darüber 
vermisst,  in  wiefern  eine  Tänschnng  möglich  gewesen  sei  and  welche  Be- 
amten der  Bahnverwaltang  hätten  getftnscht  werden  sollen.  — 

£s  ist  in  dieser  Bexiehang  vom  Vorderriehter  als  nnbedenklieh  an- 
genommen worden,  dass  der  Angeklagte,  welcher  den  Zog  Nr.  12  als 
Schaffner  begleitete,  das  qn.  nngfUtige  Billet  seinen  dienstlicfaen  Pflichten 
zuwider  nicht  angehalten  haben  würde  und  swar  schon  deshalb,  weil  er 
im  anderen  Falle  die  Entdeckong  seiner  Betheilignng  bei  dieser  Angelegen- 
heit zn  bef&refaten  gehabt  hfitte.  — 

«Get&nscht  sollten«  —  so  helsst  es  in  den  fiatscheidongsgrOnden  — 
„die  Anfsiohtsbeamten  der  Bahnverwaltnng  dnrch  die  Unterdrückong  der 
wahren  Thatsachen  werden,  dass  ein  nicht  im  Besitze  eines  gültigen  BiUets 
befindlicher  Beisender  den  EisenbaJmsng  von  Halle  nach  Berlin  benntste.* 

Hierdnrch  hat  das  ürtheil  anch  das  Moment  der  Inrthnmserregnng 
ohne  erkennbaren  Rechtsirrthnm  festgestellt 

Dagegen  war  trotz  alledem  die  Bevtsion  für  gerechtfertigt  zu  erachten 
nnd  zwar  ans  folgenden  Granden. 

Der  Bernftuigsrichter  erachtet  einen  versachten  Betrag,  dem  Kdnig- 
lichen  Eis^bahnfiskns  gegenüber  für  erwiesen,  indem  er  annimmt,  dass 
dieser  eine  Schüdignng  erlitten  haben  würde,  dadarch,  dass  ihm  die  für 
die  Befftrdernng  eines  Reisenden  von  Halle  nach  Berlin  znstehende  Gebühr 
entzogen  werden  sdlte.  Diese  Annahme  setzt  voraas,  dass  das  betreffende 
Billet,  mit  dem  der  Reisende  in  Halle  von  dem  Statiensyorsteher  Paal 
betroffen  wurde,  in  der  Tbat,  wie  der  Bernfongsrichter  annimmt,  ein  nn- 
gflltiges  gewesen  ist,  dann  im  anderen  Falle,  wenn  der  Beisende  in  der 
Lage  war,  sein  Recht  anf  Hitfahrt  anf  Grand  des  qa.  BiUets  im  Wege 
der  Klage  za  erzwingen,  Üillt  das  Merkmal  der  Vermügensbeschüdignng 
nnd  damit  der  Thatbestand  des  Betrages. 

Der  Berafnngsrichter  stellt  nnn  thatsftchlich  fest,  dass  diese  BiUets 
—  RetoarbiUets  von  Berlin  nach  Frankfurt  a.  M.  —  nach  dem  Reglement 
nicht  Übertragbar  nnd  demgemüss  nnr  in  der  Hand  desjenigen,  welcher  sie 
anf  der  Hinreise  benutzt  hat,  gültig  seien,  und  gelangt  anf  Grund  dessen 
zu  der  Annahme,  dass  der  qu.  Reisende,  der  das  Billet  erst  in  Halle  er- 
worben hat,  um  von  dort  nach  Berlin  zufahren,  durch  den  Besitz  desselben 
nicht  das  Recht  auf  BefOrderuug  darch  die  Bahnverwaltnng  erlangt  hat 
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Diese  BegrOndiuig  der  üngfiltigkeit  wäre  anch,  trotz  ihrer  Allgemein- 
heit, unzweifelhaft  zutreffend,  wenn  feststände,  dass  eine  reglementarische 
Voracfarift  Merftber  vorlianden  und  dieselbe  vonchriftsiiiftssig  pablizirt 
worden  ist. 

Das  im  GeDtralblatt  för  das  Deutsche  Reieh  vom  Jahre  1874  Seite 
179  if.  pabüsirte  Betiiebsrei^emeot  f&r  die  EtseabahaeD  Deatschhuids  vom 
11.  Hai  1874  entbili  jedodi  ebeaso  ^e  seiae  spftteren  Eigfinznngea  eme 
derartige  Bestimmaag  über  BetooibiUetB  nicht. 

Der  BerainngBiiditer  hat  nicht  geprAft  and  nicht  erkennbar  geoiacfat, 
ob  nieht  noch  eine  aadere  allgemein  verbindliche,  die  üebertragbarkeit  der 
RetoarbiU^ts  aaasehliessende  reglementarische  Bestimmung  ezistirt»  ans 
der  die  üngfiltigkeit  des  qn.  Billets  herzaleiten  ist 

Die  Annahme  des  Bernfangsrichters,  dass  diese  Billets  nach  dem 
Reglemeat,  d.  h.  nach  dem  dtirten  Betriebsreglemeat  nicht  fibertrsgbar 
seien,  bernht  aogeascheinliefa  auf  einem  Reehtsinthum. 

Demzufolge  hat  der  Bemfnngsrlchter  das  Momeat  der  Vermögens- 
bescfaftdigung  unzureichend  festgestellt  und  lassen  auch  die  weiteren  dies- 
bezGg^iehen  AnsfBbrangen  einen  Reehtsinthum  erkennen. 

War  auf  dem  qu.  Betourbillet  nicht  vermerkt,  dass  es  nur  für  die- 
jenige Person,  welche  es  gelöst  hatte,  gültig,  dass  es  unübertrsgbar  sei 
und  findet  sieh  aurh  in  einem  vorschriftonftssig  publizirten  Bahnreglement 
eine  solche  Bestimmung  nicht,  so  war  der  Eftufer  des  Billets  wohl  be- 
rechtigt, Beftideruog  anf  der  bezeichneten  Streoke  von  der  Bslmverwaltung 
zu  beanspruchen,  und  letztere  verpfliehtet,  solche  zu  leisten,  von  einer  Be- 
schfidignng  des  Bisenbahnfiskns  würde  hiemach  keke  Rede  seia  köanen. 

Es  war  daher«  aus  diesen  Grflnden,  wie  geschehen,  das  angefochtene 
ürtheil  aufznheben  und  die  Sache  in  Gemftssheit  des  §  894  8tni4>rozesB- 
ordming  znr  aaderweiten  Verhandlung  und  Entscheiduag  in  die  Vorinstanz 
zurückzuverweisen* 


Mr.  18.  Entseh.  des  Dentaehen  Beiehsgeriehts. 
4.  Straf- Senat  Vom  16.  Dezember  1884. 

raotMli.  d«t  Bdchiveilebt«  in  StiwaMiWD.  M.  IL  8.  818-880.] 

Als  „Trsasport*'  im  SJnne  des  §  318  B.8tr»&.B.  ist  anoh  ein  einzelner 
beladener,  snr  Ftetaebalfaag  auf  der  Bahn  bestimmter  und  benit  stsksnder 
Waggon  aaiasehsn.  Dass  das  Tnosportmittsl  im  der  Bef5rdsnuig  be- 
griffen  (d.  h.  in  Bswegnng)  sei,  ist  nicht  erforderlieh. 

Auf  einem  SchieoengeleiBe  im  Bahnhof  zu  P.  staad  ein  zusammen- 
geknppelter  Zug  von  fBnf  Waggons,  deren  mittelster  mit  Kohlen  beladen 
war.   Um  diesm  vor  den  zur  TJnterbnngang  der  Kohlen  bestimmten 
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Schappeu  zn  sohafFen,  Ii  der  AngeklaHie,  Handlungsgehilfe  C,  eigen- 
mächtig durch  seine  Ari^eitor  drei  von  jenen  Waggous  entkuppelu,  eine 
das  betreffende  Geleise  schliessend«^  Weiche  öffucu,  und  den  vordersten 
Waggon  auf  ein  arideres  Geleise  bringeu.  Dieser  W-iofcon,  welcher  mit 
Möbeln  beladen  und  zum  Einrangieren  in  einen  Bahnzug  t>estimmt  war,  gerieth 
infolge  des  erheblichen  Gefälles  der  liahn  und  des  gerade  wehenden  Win- 
des in  PO  i  ;im  Ih'  Be\v(  gung,  dass  er  erst,  nachdem  er  6  km  zuruckge]*^9:t 
und  dabei  vier  uuge.schlosseue  Bahnübergänge  passiirt  hatte,  nach  dem 
Bahnhofe  P.,  und  zwar  unbeschädigt  und  nhne  Reschädi[;uiiL;en  angerichtet 
za  halifn,  zurückgebracht  wnrde.  Die  »Strafk;iiniiier  erachtete  den  mit 
Mübeiü  beiadenen  Waggon  für  einen  Transport  im  Sinne  des  §  816  Abs.  1 
St.G.B.'s  und  verurtheilte  den  Angeklagten  auf  Grumi  dieser  Strafvorgchrift. 
Auf  die  Revision  des  Angeklagten  ist  das  Urtheil  zwar  aufgehoben  worden, 
weil  nicht  genügend  festgestellt  war,  dass  dem  Angeklagten  Fahrlässigkeit 
zur  Last  falle.  Darüber  aber,  ob  der  Transport  auf  einer  Eisenbahn  in 
Gefahr  gesetzt  worden,  enthalten  die 

Gründe: 

Die  Kevisiou  des  Angeklagten  erörtert  zunächst  die  Frage,  ob  zu  dem 
Thatbestande  des  §  316  St.ü.B.'s  die  Gefährdung  des  Transportes  auf  einer 
Eisenbahn  überhaupt,  also  die  Betriebsgefährdung  genügt,  oder  die  Gefähr- 
dung eines  bestimmten  Transportes  erforderlich  ist.  Hierauf  ist  indessen 
nicht  näher  einzugehen,  da  in  dem  angefochtenen  Urtheile  als  Gegenstand 
der  Gefährdung  der  mit  Möbeln  beladene  Waggon,  in  welchem  die  Straf- 
kammer einen  Transport  im  Sinne  des  §  316  a.a.O.  erblickt,  also  ein 
bestimmter  Transport  bezeichnet  ist.  Die  erstrichterlicbe  Entscheidung 
befindet  sich  hiemach  in  keinem  Widerspruch  mit  der  von  der  Revision 
für  richtig  erachteten,  dem  Angeklagten  günstigeren  Auslegung,  nach  wel- 
cher zur  Anwendung  des  §  316  a.  a.  0.  die  Gefährdang  eines  bestimmten 
Transportes  erforderlich  sein  soll. 

Wenn  sodann  die  Revision  die  Annahme  der  Strafkammer,  dass  es 
sich  im  vorliegenden  Falle  um  einen  Transport  im  gesetzlichen  Sinne  ge- 
handelt habe,  als  rechtsii  rtliumlich  bemflngelt,  so  ist  ihr  darin  nicht  bei- 
zutreten. Nach  den  Feststellungen  der  Vorinstanz  war  der  von  ihr  als 
Transport  anfgefasste,  mit  Höbeln  beladene  Eisenbahnwaggon  bis  zu  der 
dnrch  den  Angeklagten  veranlassten  Entkuppelung  der  vorderste  Waggon 
eines  auf  einem  Schienengeleise  im  Bahnhof  zu  P.  aufgestellten  znsammen- 
geknppelten  Znges  iron  fünf  Wsggons  und  zum  Einrangiren  in  einen 
Bahnzag  bestimmt  Der  Waggon  mit  seinem  Inhalte  stellte  si(  h  sonach 
ab  das  seinem  Zweck  entsprechende  mit  den  zu  befördernden  GegensUMi- 
den  belastete  Transportmittel  dar,  welches  zur  Fortschaffdng  auf  der  Clisen- 
bahn  bestimmt,  hierzu  auf  einem  Geleise  derselben  bereit  stand,  um  dem- 


Eptaeb.  d«i  Dmitieheii  Raielufericbts  ▼on  S.  J«ira«r  188S.  '  25 

nifilist  in  einen  Bahnzug  eingereiht  zu  werden.  Wenn  der  erste  Richter 
nnter  diesen  Umständen  in  dem  beladeneii  Waggon  einen  Trausport  ge- 
fanden  hat,  so  ist  darin  eine  VerkeDuang  dieses  Rechtsbegriffes  nicht  zn 
erblieken,  und  entbehrt  insbesondere  die  Ansicht  der  Revision,  dass  als 
Transport  nnr  zn  betrachten,  was  In  der  BefftrdernDg  begriffen  (d.  h.  in 
Bewegung)  sei,  dor  Begründung. 

...  In  betreff  der  anderweiten  Verhaadlnng,  zn  weleher  die  Sache  in 
die  erste  Instanz  zurückverwiesen  worden,  ist  sodann  noch  bemerkt: 

Die  Prüfaog  wird  sieh  ancb  deranf  zu  erstrecken  haben,  ob  nicht  dnreh 
den  in  Bewegang  gesetzten  Waggon,  als  Hindemiss  anf  der  Fahrbahn  anf- 
gefasst,  der  Transport  in  Gefahr  gesetzt  worden  Ist,  wobei  die  ErOrtemng 
der  Gefährdung  des  Transportes  in  der  aUgemeinen  Bedeatnng  der  Geftbr- 
dnng  des  Betriebes  auf  der  Bahnstrecke  nicht  ansgeschlossen  sein  wflrde. 


Nr.  14.  Entsch.  des  Dentsishen  Relehsgeriehta. 

2.  Straf-Senat.    Vom  2.  Januar  1885. 

[Eulscli.  dt&  lieichsgericlit^  iu  Strafsacliea.  Bd.  11.  S.  'XV.K] 

Zum  Thatbestande  des  Vergehens  aus  §  318  Abs.  1  R.Str.G.B.'8  Ist  er- 
forderlich, dass  die  gegen  die  Telegraphenanstalt  fahrlässigerweise  be- 
gangenen Handluügeü  den  Erfolg  einer  Verliiuderang  oder  Störung  der 
Benutzung  dieser  Anstalt  hatten.  Es  f^^enü^^t  nicht,  dass  die  Handlangen 
nur  die  Möglichkeit  oder  CTera.hr  einer  Verlnndernng  oder  Störung  der 

Benutzung  der  Anstalt  begründen. 

Die  Revision  des  Staatsanwaltes,  welche  Verletzong  des  §  318  StG.B/s 
rfigt,  kann  für  begründet  nicht  erachtet  werden. 

Nach  dorn  festgestellten  Sachverhalte  war  der  Angeklagte  B.  im  Ok- 
tober ISBZ  von  dem  Gastwirthe  G.  zn  C.  beauftragt  worden,  gegen  eine 
EntsehSdignng  von  5  M.  einige  dort  an  der  Chaussee  stehende  Pappel- 
bänme  zn  fiUlen.  Dies  führte  er  mit  Hilfe  des  Mitangeklagten  J.  bei 
einem  neben  der  Telegraphenleitnng  stehenden  Banme  in  der  Weise  ans, 
dass  er  den  Baum  mit  Stricken  an  Bldcken  befestigte,  alsdann,  ohne  dass 
er  zuvor  die  Seitenfiste  entfernt  hatte«  den  Stamm  durchschnitt  und  so 
den  Baum  zu  Falle  brachte.  Im  Fallen  streifte  ein  Seiteoast  die  Tele- 
graphenleitung Nr.  592«  wodurch  der  Bruch  einer  Schranbeostfitze  des  am 
Pfhhle  Nn  448  befestigten  Isolators  herbeigefQhrt  wurde.  Die  Angeklag- 
ten befestigten  hieraof  den  losgeriasenen  Draht  mittels  eines  Strickes  noth- 
dfirfÜg  an  den  gedachten  Pfebl. 

Der  Yorderrichter  erachtet  für  erwiesen,  dass  die  Angeklagten  bei 
dem  Fallen  des  Baumes,  durch  welchen  die  Telegraphenleitnng  beschfidigt 
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wurde,  fahrlässig  gehandelt  haben,  daas  jedoch  durch  die  fahrlässige  Hand- 
lang der  Angeklagten  die  Benntzong  der  Teiegraphenanstalt  in  Wirk- 
lichkeit nicht  verhindert  oder  gestört  worden  ist,  and  sprieht 
mangels  des  objektiven  Thatbestandes  die  Aogeklagten  des  Veigehena  g^eii 
§  318  Abs.  1  StG.B.'s  nicht  schnldig. 

Die  Revision  des  Staatsanwaltes  rügt  Verletzung  dieses  Strafgesetzes, 
weil  som  Tbatbestande  des  darin  bezeichneten  Vergehens  eine  Handlung 
genüge,  welche  die  Benatzbarkeit  der  Telegraphenanstalt  anfznheben  oder 
zu  beschränken  geeignet  sei,  gleichviel  ob  entweder  eine  Anfhebnng  oder 
Beecbrftnknng  des  Betriebes  wirklich  eingetreten  oder  solche  dorch  irgend 
welche  andere,  mit  der  Handlang  des  Thfitera  nicht  zasammenhängende 
Umstände  ansgesehlossen,  bezw.  beseitigt  worden  sei.  Es  wird  behanpteti 
dass  in  den  §§  317,  318  StG.B/s  die  Strafbarkeit  nicht  von  einem  Er- 
folge der  Handlung,  nicht  von  einer  wirklichen  Verhindemng  oder  Stömng 
abhängig  gemacht  werde,  vielmehr  io  der  Begehung  der  Handlang 
das  strafbare  HerbeifSliren  einer  Gemeingefahr,  das  Ingefahrsetsen  im  Sinne 
des  §  316  a.  a.  0.  ohne  Bficksicht  aof  den  Erfolg  za  finden  sei. 

Dieser  Aoffassang,  welcher  üut  einheUig  die  Doetrin,  sowie  die  Recht- 
spreehong  des  preossischen  Obertribanals  sowoU  in  der  Geltangszeit  des 
Reiebsstni^esetzbaches  als  des  diesem  zu  Gnmde  liegenden  preossischen 
Strafgesetzbadies  entgegensteht,  kann  nicht  beigetreten  werden. 

Der  §  317  StG.B/s  bestraft  deiyenigen,  welcher  vorsätzHcb,  der 
$  318  Abs.  1  denjenigen,  welcher  fabrUssigerweise  gegen  eine  za 
öffentlichen  Zwecken  dienende  Telegraphenanstalt  Handlangen  begeht^  welche 
die  Benntzong  dieser  Anstalt  verhindern  oder  stftren.  Der  Wortlaut  schliesst 
die  Annahme  ans,  dass  Handlangen  gemeint  seien,  welche  die  Benntzong 
der  Telegraphenanstalt  zo  verhmdera  oder  za  stOren  nar  geeignet  sind 
oder  dieselbe  nor  gefährden,  dass  also  die  Strafe  schon  Handlongen 
treffen  soll,  welche  ond  weil  sie  die  Möglichkeit  oder  die  Gefahr  einer 
Verhindemng  oder  StOrnng  der  Benntzong  der  Telegrapheoanstalt  in  sich 
tragen  ond  begräoden.  Wäre  dies  die  Absicht  des  Gesetzes  gewesen,  so 
wQrde  dieselbe  entsprechenden  Aosdrack  geftinden  haben.  Es  lag  nahe, 
den  in  den  onmittelbar  vorhergebenden,  die  ^senbahnen  betreffenden  Pa- 
ragraphen ao^iesteUten  Begriff  des  Geflhrdens  (Inge&hrsetzens),  wie  die 
in  den  nachfolgenden  Paragraphen  ({§  822,  $24,  326)  gebraachte  Bezeich- 
nong  des  Geeignetseins  in  den  aof  die  Telegraphenanstalten  bezftglicfaen 
Stralbestimmnngen  anzowenden,  wenn  schon  die  Begehung  von  Handion- 
gen, welche  lediglich  die  Möglichkeit  oder  Crofahr  einer  Änderung  oder 
Stömng  der  Benntzong  der  Telegraphenanstalt  enthielten,  hätte  anter 
Strafe  gestellt  werden  sollen.  Angesichts  der  §§  317,  318  Abs.  1  moss 
nack  den  allgemeinen  Grundsätzen  Aber  die  Aoslegang  der  Strafgesetze 
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zar  Strafbarkeit  erfordert  werden,  daas  die  HandlnngeD  den  Erfolg  einer 
Veriiindening  oder  StOrang  der  Benntzong  der  Telcgrapheaanatalt  hatten. 
£s  mnss  durch  die  Handkmg  daher  die  TelegraphenaDstalt  in  einen  Zu- 
stand versetzt  sein,  der  objektiv  ihre  Benntinng  verhindert  oder  stört  — 
ihre  Bmnitzbarkeit  beeintrtchtigt^  wogegen  es  selbstredend  nicht  darauf 
ankommen  kann,  ob  etwa  bis  znr  Beeeitignng  des  die  Benntzoag  hindern- 
den oder  störenden  Znstandes  Anlass  znr  Benutzung  der  Anstalt  vorgelegen 
hat  oder  nicht.  Den  Vorderrichter  triilt  hienacfa  der  Vorwurf  unrichtiger 
Gesetxesauslegung  nicht,  wenn  er  znr  Anwendung  des  §  318  Abs.  1  gegen 
die  Angeklagten  für  erforderlich  erachtet  hat,  dass  durch  die  denselben 
zur  Last  lUlende  Handlung  die  Benutzung  der  Telegraphenanstalt  in  Wirk- 
lichkeit verhindert  oder  gestOrt  worden  ist  Ob  dieser  Erfolg  vorliegend 
eingetreten  war,  ist  eine  wesentlich  thatsächliche  Frage.  Der  Vorderrichter 
hat  dieselbe  vemeiDt,  indem  er  dem  Gtntacfaten  des  Sachverständigen,  Te- 
legrapheninspektors E.,  folgt,  wonach  es  an  sich  möglich  sei,  dass 
durch  einen  Bruch '  der  Schraubenstütze  des  Isolators  nod  demnäcbstige 
mangelhafte  Befestigung  des  Drahtes  an  der  Telegraphenstange  eine  Stö- 
ruug  lies  Betriebes  der  Telegraphenanstalt  herbeigeführt  werde,  dass  mit 
Rücksicht  auf  die  Umstände  des  vorliegenden  Falles  es  jedoch  wohl  an- 
zunehmen sei,  dass  eine  Betriebsstörung  in  der  That  nicht  eingetre- 
ten ist.  In  eine  Nachprüfung  der  Beweisfrage,  ob  durch  die  als  einheit- 
lich aufgefasste  Handlung  der  Angoklii^tcn  die  Benntzung  der  Telegraphen- 
anstalt  verhindert  oder  gestört  worden  ist,  vermag  das  Revisionsgericht 
nicht  einzutreten:  denn  die  Bedenken,  welche  gegen  die  Beurtheilung  des 
Vorderrichters  zu  erheben  wären,  liegen  auf  dem  thatsächlichen  Gebiete. 
Die  Revisionsschrift  behauptet  auch  nicht,  dass  der  Vorderrichter  das  Vor- 
handensein einer  Verhinderung  oder  Störung  rechtsirrthümiich  ver- 
neint habe,  sondern  macht  lediglich  —  und  dies  nach  dem  Vorstehenden 
mit  Unrecht  —  geltend,  dass  eine  Verhinderung  oder  Störung  der  Be- 
nutzung der  Telegraphenanstalt  als  Erfolg  der  Handlung  zum  That- 
bestande  des  Vergehens  gegen  §  318  Abs.  1  StG.B.'s  nicht  erfordert 
werde. 


Nr.  15.  Entsch.  des  Framsa.  Obei^VerwaltCleriehta. 
2.  Senat   Vom  8.  Januar  1885. 

[Prentt.  VsnraltBtett  VI.  S.  Itfil 

Veranlagung  von  Fabriken  zu  den  Gemeindeabgaben. 

Handelt  es  sich  um  die  Heranziehung  von  Fabriken  zu  den  Kommu- 
nalabgaben, so  kann  der  Steuerpflichtige  nicht  verlangen,  dass  der  Steuer- 
berechtigte bei  der  Aufstellung  einer  Darcbscbnittsberechnung  denjenigen 
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Preis  als  maassgebend  auerkennt,  den  der  Steuerpflichtige  beim  Anfange 
des  Jahres  als  der  Abrechnung  zwischen  mehreren  ihm  gehörenden  Etalili?- 
seraents  zu  Gmnde  zn  legenden  festgestellt,  denn  maassgebeDd  för  die 
Berechnung  des  Gewianes  behnfs  Veranlagung  des  ^tr  nerpflichtigen  zur 
Eommunalsteuer  ist  der  gemeine  Kaufwerth  des  Fabrikates  nach  dem 
Jahresdurchschnitte.  In  Steuersachen  sind  die  bei  Aufstellung  der  Bilanz 
einer  Handelsgesellschaft  Ablieben  Grundsätze  nicht  bindend,  wie  z.  B.  bei 
Abschreibuno^en  anf  Maschinen.  Ist  dieser  Dnrchschnittswertb  des  Fabri- 
kates durch  Gutachten  von  SaeliTerstftndigen  in  derVorinstanz  in  vorwarfe* 
freier  Weise  festgestellt,  so  unterliegt  diese  Feststelinng  emer  ferneren 
PrOfung  in  der  Revisionsinstanz  nicht 


Nr.  IG.  Eutsch.  des  Deutnehen  Reichsgerichts. 

3.  Civil-;^enat.    Vom  9.  Januar  1885. 

nUuni,  l'riliril  11.  AniKilfn.  IM.  1.  ^.  :Uxj,  ^^ilJ 

§  120a  R.Gew.  0.    Sclioii  ans  dem  Dienstmiethvertrag  des  GewerKieimter- 
nehmers  mit  semen  Arbeitern  folgt  dessen  VerpfiicliluDu;  und  Veraiitwort 
lifhkeit,  die  für  deren  Sicherheit  und  Lehen  (irfürderiichen  VorkeliruDt^en 
2U  treffen.    Ihn  trillt  daher  auch  die  Beweislast,  dass  er  dieser  Ver- 
pflichtung durch  geeignete  Einrichtungen  nachgekommen  sei 

Der  Gewerbeunternehmer  hat  allerdings  vermöge  des  Dienstmiethver- 
träges,  den  er  mit  seinen  Arbeitern  schliesst,  die  kontraktliche  Pflicht,  die 
für  die  Sicherheit  von  Gresnndbeit  und  Leben  derselben  erforderiicben  Ein- 
richtungen and  Vorkehrongen  zn  treffen  und  dafür,  dass  dies  geschehen, 
die  Terantwortung  zu  fibemehmen.  Diese  schon  aus  den  gemeinrechtlioben 
Grundsätzen  über  die  Dlenstmietbe  folgende  YerpOiGhtang  ist  dnrch  §130 
der  R. Gew.  0.  ausdrücklich  anerkannt  nnd  wiederholt  worden.  Demgemftss 
lag  vorliegenden  Falls  dem  Beklagten,  weldier  dorch  seine  Gesellen  bei 
dem  Neubau  eine  hohe  Giebelwand  anfführen  liess,  die  Pflicht  ob,  ihnen 
das  dazu  uneatbehriiche  Gerüste  in  einem  solchen  Znstande  zu  liefern, 
dass  sie  durch  das  Besteigen  desselben  keinen  Schaden  an  Leben  oder 
Gesundheit  zu  leiden  hatten.  Hieraas  folgt  aber  wejter,  dass  wenn  die 
Arbeiter  dennoch  in  Folge  des  Bruches  des  Gerüstes  za  Schaden  gekom- 
men sind,  der  Beklagte  so  lange  für  denselben  verantwortlich  zu  erachten 
war,  bis  er  den  Nachweis  führte,  dass  ihn  bei  Stellung  des  Gerüstes  ein 
Verschulden  nicht  treffe.  Dieser  Naehweis  liegt  ihm  ob,  nicht  aber  trifft 
den  Elfiger  die  Last  des  Nadiweises  eines  Versdmldens  des  Beklagten,  da 
er  seinen  Ansprach  nicht  aas  einer  aosserkontraktlichen  Schuld  des  Letz- 
teren herleitet,  sondern  EiffiUnng  des  Vertrages  resp.  Schadensersatz  für 
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KichterAllung  fordert  —  ein  Ansprach,  von  dem  sich  der  Beklagte,  da 
der  Vertrag  feststeht,  nur  durch  den  Nachweis,  seiner  Yerpflichtong  ge- 
hörig nachgekommen  za  sein,  freimachen  kann. 


Nr.  17*  £nt8ch.  des  Deatsehen  Reichsgerichts* 
3.  Civil-Senat.   Vom  20.  Januar  1885. 

[Oracbot,  Beitrige.  Bd.  2%  8.411-418.] 

HaftpfliohtgesetB  §  h  Eigenes  Versohnlden  liegt  nioht  vor,  wenn  ein 
Beamter  dnieh  Besteigen  d«i  Verdecks  eines  Waggons  sich  an  der  Wege- 
nnterfühnng  raletit  hat  und  der  Grmid  des  an  aieh  nicht  verhotenen 
Beatelgens  des  Verdecks  unaufgeklärt  gehliehen  ist  Der  Unternehmer  hat 
das  Verschnlden  des  Verletsten  yolktfauUg  za  erweisen. 

Nach  den  Feststeilangen  des  Bemfongsrichters  hat  der  Terstorbene  L. 
nach  Abfahrt  des  Zages  Ton  Eisbergen  oder  ganz  kurze  Zeit  vorher  das 
Verdeck  des  Postwagens  bestiegen,  ohne  dnrch  eine  dem  Zöge  drohende 
Gefüir  dazu  genOthigt  za  sein,  and  ist  anf  dem  Verdecke  des  Wagens 
dadoich  verletzt  worden,  dass  er  von  den  Balken  der  Wege^Ueberltthrang 
zwischen  Warterbode  Nr.  268  and  Bintehi  am  Kopfe  getroffen  worden  ist. 
Der  Berafangsrichter  hält  zwar  für  wahrschemli<^,  dass  L,  sich  anf  dem 
Verdecke  mit  dem  Loschen  d^  Oberwagen- Laternen  hat  beschäftigen 
wollen,  trifft  aber  keine  entsprechende  Feststellang,  erklftrt  vielmehr  an»- 
drflcklich,  dass  nicht  völlig  aafgekUrt  sehehie,  za  wekhem  Zwecke  sich 
L.  anf  das  Verdeck  des  Wagens  begeben  habe  and  in  welcher  SteUang  er 
sieh  aaf  dem  Verdecke  befanden,  als  er  die  Verletzung  erhielt  Dem 
Bichter  genügen  aber  schon  die  ersterwähnten  Feststellungen  za  der  An- 
nahme, dass  der  Unfall  dnrch  das  eigene  Verschulden  des  L.  herbetgefilhrt 
worden  ist.  Jlit  Recht  rügt  jedoch  die  Revision,  dass  jene  Feststelinngen 
zu  dieser  Annahme  die  erforderlichen  (rrnndlagen  nicht  bieten.  Die  Fahr- 
lässigkeit setzt  begrifflich  voraus,  dass  der  Thäter  bei  Anwendung  der  , 
{^^ebotenen  Sorgfalt  und  Vorsicht  den  eingetretenen  Erfolg  als  eine  mögliche 
Folge  seiner  ilaiullung  hätte  voraussehen  dürfen.  Ist  die  betreffende  Hand- 
lung  in  ihrer  Veranlassung  und  in  ilinii  Einzelheiten  unaufgeklärt  ge- 
blieben, so  Wild  die  Begründung  der  Fahrlässigkeit  m  allen  Fällen  erheb- 
lichen Schwierigkeiten  begegnen;  die  Schwierigkeiten  steigern  sich  aber, 
wenn  die  Handlung  nach  den  Umständen  des  Falie-^  selbst  als  geboten 
erscheinen  kann.  Eben  dieses  trifft  für  den  vorliegenden  Fall  zu.  Dem 
p.  L.  war  das  Besteigen  des  Verdecks  während  der  Fahrt  keineswegs 
unbedingt  verboten ;  seine  Instruktion  gestattete  es  ihm  ausdrücklich,  wenn 
es  sich  darum  handelte,  eine  Gefahr  vom  Zuge  abzuwenden.   Nun  hai 
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zwar  der  Beiut'ungsriphtor  angenommen,  dass  eiue  Gefahr  für  deu  Zog 
nicht  vorgelegen  habe;  allem  abgesehen  davon,  dass  eine  Be^^ründang  dieses 
Ausspruchs  nicht  gegeben  ist,  so  kann  dem  Umstände,  dass  objektiv  keine 
Gefahr  vorlag,  eine  entscheidende  Bedeutung  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
beigemessen  werden,  weil  es  für  die  Annahme  eines  Verschuldens  bei  der 
Besteigunsjf  des  Verdecks  doch  immer  nur  darauf  ankommen  kanu,    ob  L. 
eine  Gefahr  angenommen  hat,  bezw.  annehmen  durfte.    Xach  dieser  Rich- 
tung hat  aber  der  Berufnngsrichter  eine  Feststellunij;  nicht  getrofteü,  auch 
nicht  treffen  können,  weil  ihm,  wie  er  anerkennen  niuss,  die  Veranlassung 
zur  Besteigung  des  Verdecks  unaufgeklärt  geblieben  ist.    Es  ist  auch 
nicht  Aufgabe  der  Klägerin,  nachzuweisen,  dass  für  L.  eine  ausreichende 
Veranlassung  zur  Besteigung  des  Verdecks  vorgelegen  bezw.  dass  er  sich 
hierzu  habe  veranlasst  ghiuben  dürfen.    Vielmehr  hat  die  Beklagte  das 
VerschnldeD  des  Getodteten  zu  beweifleo,  alao  solche  Umstände  darzu- 
legen, welche  dem  Richter  die  Ueberzengung  gewähren,  dass  der  GetOdtete 
die  pflichtmässige  Sorgfalt  uod  Vorsicht  ausser  Aeht  gelassen  habe  und 
bei  Anwendung  der  gebotenen  SorgMt  den  Erfolg  als  mögliche  Folge 
seiner  Handlung  hätte  voraussehen  müssen.    Demgemäss  hat  denn  auch 
die  Beklagte  stets  behauptet,  dass  L.  während  der  Fahrt  das  Verdeck  zu 
dem  Zwecke  bestiegen  habe,  nm  die  Oberwagen-Laternen  zn  löschen.  Von 
der  Wahrheit  dieser  Behauptung  hat  sich  indessen  der  Bemfongsrichtor 
nicht  überxengen  können.  Lag  aber  dem  Richter  nicht  mehr  vor,  als  dass 
die  Handlung  des  L.  sieh  objektiv  als  eine  Verletzung  des  §  14  der  Dienst- 
iuBtraktion  darstellt,  weil  eine  Gefahr  für  den  Zug  nicht  vorhanden  ge- 
weseft  ist)  so  bat  auf  diese  Thatsache  allein  die  Annahme  der  Verschuldung 
nicht  g^ründet  werden  dürfen;  die  Instruktion  ist  eben  nicht  absolut  ver- 
bietend, nnd  es  sind  keine  Thatsachen  ermittelt,  welche  dem  Bichter  die 
Üeberzengang  hätten  verschaffen  können,  dass  nach  den  Umständen  des 
konkreten  Falles  dem  L.  die  Abweichung  von  der  Instrokticn  als  ein  Vor- 
schulden  zuzurechnen  ist   Die  Annahme  des  Richters,  dass  der  Unfall 
durch  ein  Verschulden  des  L.  herbeigefiBhrt  worden  ist,  entbehrt  mithin 
der  erforderlichen  tbatsächlicfaen  Begrflndung.  Das  Bemfungsurtheil  war 
daher  aufzuheben.  Zugleich  war  aber  auch  in  der  Sache  selbst  dahin  zu 
erkennen,  dass  der  erhobene  Anspruch  dem  Grunde  nach  anzuerkennen 
ist.  Denn  die  Feststellungen  des  Bemfnngsriehters  sind  zur  Begründung 
eines  Verschuldens  des  L.  nicht  ausreichend  und  die  Verhandlung  in  der 
Berufungsinstanz  gewährt  keinen  Anhalt  für  die  Annahme,  dass  eine  ander- 
weite  Verhandlung  zn  einer  weiteren  Auf kUrung  des  Unfalls  fähren  kann. 
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Mr.  IS.   Entsch.  des  Ober-Landesg^erichts  Kolmiir. 
1,  Senat.   Vom  26.  Januar  1985. 

[Doy  u.  Sautcr,  Jurist.  Zdtochr.  t  Elsias-Lothrtngen.  Bd.  10.  S.  106.] 

Fftr  die  Entschädignngafordenrng  der  ünterkaltsbereclitigteii  aus  §  3  des 
Haftpflichtgesetses  ist  nur  das  Bestellen  der  gesetzlichen  Unterhaltspflicht 
des  Getödteten  zur  Zeit  des  Todes  maassgebend.  Es  ist  nicht  nothwendig, 
dass  die  Pfliekt  sa  jener  Zeit  bereite  faktiseh  ausgeübt  worden  ist 

Die  Klage  ist  ansscblleselieh  auf  das  ReichahaftpflicbtgesetK  Tom 
7.  Jaoi  1871  gestfltst,  daher  nnr  nach  diesem  anf  ihre  Begründung  zn 
untersDchen.    Der  erste  Richter  bat  einen  Anspruch  der  Klägerin  anf 
ünterhaltsgew&bmng  gegen  ihren  getOdteten  ecstehdichen  Sohn  wegen 
mangelnden  fiedfirinisses  hierzn  nicht  anerkannt  nnd  daher  ilure  Klage 
anf  Eraatzimstnng  für  den  Weg&U  des  Unterhalts  abge  wissen.  Diwe 
EntseheiduDg  beruht  anf  einer  am  engen  Ansleguug  des  §  3  Nr.  1  des 
Gesetzes  9.   Hier  wird  jedem,  wekhem  der  GetOdtete  zur  Zeit  seines 
Todes  TormOge  Gesetzes  zur  TJnterlmltsgewfthnuig  verpflichtet  war,  eine 
firsatzforderuDg  gegeben,  nnd  zwar  insoweit^  als  ihm  infolge  des  Todesfalles 
der  Unterhalt  entzogen  worden  ist.    Die  rechtliche  Voraussetzung  de» 
EEsatzanspmchs  liegt  hiernach  einzig  im  Vorhandensein  einer  auf  Gesetz 
beruhenden  AliraentationspHicht  des  Getödteten  zur  Zeit  seines  Todes, 
nicht  aber  darin,  dass  diese  Pflicht  vom  Berechtigteu  zur  fra|(iicheii  Zeit 
auch    bereits  thatsächlich  in  Anspruch  genoimiieu   oder  iiiin  geleistet 
worden  ist.  üeberall,  wo  an  sich  die  Berechtignng,  kraft  Gesetzes  vom 
Getödteten  Alimente  zu  fordern  vorlie^jt,  da  ist  aucii  (in'  Ki  ^:itzforderuug 
aus  §  3  a.  a.  0.  gegeben.    Erst  dann,  wenn  es  sii  ü  darum  handelt,  die 
Höhe   und  den  Betrag  des  nach  dieser  Voraussetzung  hin  begründeten 
Ersaizaaspruchs  zu  bestimmen,  wird  es  wichtig  zu  untersuchen,  ob  und 
in  welchem  Umfange  die  thatsächliche  Leistung  aus  dem  an  sich  bestehenden 
Alimentenaiispruch   schon   gefordert   oder   gewahrt   worden  ist.  Denn 
nur    insoweit   giebt   das  Gesetz  dem  Alimentationsberechtigten  eine 
Ersatzforderung,  als  ihm  aus  dem  Wegfall  des  Alimentatiousver|»llRhteteu 
ein  Schaden  in  seiner  Unterhaltsberechtigung" entstanden  ist   Einen  solchen 
Schaden  erleidet  aber  auch  derjenige  Alimentationsberechtigte,  dem  wegen 
noch  nlciit  hervorgetretenen  Bedürfnisses  Unterhaltsleistungen  vom  Getödteten 
thatsächlich  noch  nicht  gereicht  worden  waren.    Sein  Anspruch  auf  die 
Leistung  bestand  an  sich  und  wurde  fällig  mit  dem  l^intritt  seiner  Hülfs- 
bedürftigkeit    Für  den  Wegfall  des  also  gearteten  Anspruchs  infolge 
Todes  des  Verpflichteten  ist  ihm  der  entsprecliende  Ersatz  zu  gewähren, 
weil  nach  Wortlaut  und  Zweck  des  Gesetzes  die  dem  Getödteteu  obgelegene 
^nterhaltspÜicht  in  Form  einer  Ersatzleistung  dem  für  die  Folgen  des 
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Todes  Verhafteten  in  dem  Maasse  anfzulegen  ist»  wie  dem  Getodteteu  selbst, 
falls  er  am  Leben  verblieben  wäre.  —  Die  entgegengesetzte  Ansicht 
würde  zn  dem  Ergebniss  führen,  d&m  bei  einer  erst  unmittelbar  vor  Ablauf 
der  Verjährung  hervortretenden  Bedürftigkeit  ein  Eisatianspruch  begründet, 
bei  der  unmittelbnr  nachher  aber,  wenn  auch  in  noch  80  hohem  Maasse  sich 
geltend  machenden  Uülfsbedürftigkeit  ein  solcher  versagt  wAre.  Ein 
derartiges,  rein  vom  Zufall  abhängendes  Ergebniss  kann  als  vom  Gesetz- 
geber gewollt  nicht  angenommen  werden.  (Vergl.  E?,'er,  R.H.G.  §  3, 
Anm.  42,  S.  275/7«':  Anm.  44,  S.  280/81,  291/99.)  Hiernach  ist  auch 
der  Ersatzanspruch  der  Klägerin,  wenigstens  seinem  Grunde  naeh, 
gerechtfertigt.  Unbestritten  hatte  sie  am  Tage  des  Unfalls  gegenüber 
ihrem  erstehelichen  Sohne  nach  Artikel  205  Bürg.  G.B.'s  einen  Anspruch 
auf  Unterhalt,  falls  sie  des  letzteren  bedurfte.  Sollte  in  der  That  bei  ihr 
eine  Ufllfsbedfirftigkeit  noch  nicht  hervorgetreten  gewesen  sein  und  eine 
Leistung  von  Alimenten  aoch  nicht  theiiweise  schon  stattgehabt  haben,  so 
ändert  das  nichts  an  ihrer  Berechtigung  hierzu.  Das  im  Artikel  205 
Bürg. 6.  B.  vorgesehene  ßedürfniss  (besoin)  beseiehnet  nicht  eine  gesetzliche 
Voranssetaning  der  Pflicht  und  des  Rechts  an  sich,  sondern  nnr  den  Zeit- 
punkt, mit  welchem  das  im  Verwandtschaftsbände  bereits  begrilndete  Recht 
änsserlich  in  Wirksamkeit  tritt  Die  Bedingnngen,  nnter  wekhen  {  8  Nr.  1 
des  Reichshaftpflichtgesetzes  eine  Ersatzfordemng  gewfthrt,  liegen  yor,  und 
es  handelt  sich  nur  noch  um  die  Bestimmung  des  Umfiuiges  nnd  Betrags 
derselben.  —  In  dieser  Richtung  kann  eine  Sefafttinng  in  Geld  für  das 
Maass  der  dnreh  den  Tod  ihres  Sohnes  in  dem  vorstehend  abgegrenzten 
Anspmoh  der  KUigerin  dnrch  sie  erlittenen  Beeiniriebtigang  vorerst  wegen 
Mangel  geeigneter  Anhaltsponkte  noch  nicht  erfolgen,  weshalb  nnter 
Vorbehalt  der  Entscheidung  Aber  den  Betrag  nnd  die  Pirozesskosten  vorab 
über  den  Gnmd  des  Anspniehs  erkannt  worden  ist 


Nr.  19,  Entoeh,  des  Oesteir«  Obersten  Oeriehtshofes, 

Vom  28.  Januar  1885. 

[Oesterr.  Ccntralbliitt'lftr  Üs-^tiI  .hrv  ?i  tif.  1885.  S.  1061,1062.] 

Die  Uebemahme  der  Ausführung  des  Unterbaues  eines  Eisenbahnkdipers 
ist  speziell  dann  ein  Handelsgeschäft,  wenn  dem  Bauunternehmer  zugleich 
die  Beschaflting  des  erforderlichen  Materials  und  die  Bearbeitong  desselben 
Bnm  Zwecke  der  uszufuhrendsn  Unterbauten  obliegt  Klagen  gegen  den 
Untemehmer  eines  solchen  Banes  auf  Vertragserfttllnng  gehören  daher  vor 

die  Handelsgerichte. 

Die  Geklagten  sind  im  Rnbmm  der  Klage  als  Bannntemehmer  be- 
zeichnet« nnd  ist  gegen  ihre  Bezeichnnng  als  solche  in  der  Verhandlang 


EcUcb.  des  DeuLscben  EeicbsgerichU  vom  oi.  Januar  1865. 


33 


eine  Einwendniig  nidit  erhoben  worden.  Es  liegt  nun  schon  in  der  Natur 
des  von  der  Geklagten  in  ihrer  obigen  Eigenschaft  betriebenen  Geschäftes 
im  Allgemeinen  und  insbesondere  in  der  Natur  des  dem  Vertrage  A  der 
Klage  zu  Grunde  liegenden  Geschäftes,  dass  die  von  der  Geklagten  in 
obigem  Vertrage  übernommene  Ausführung  der  Unterbauten  einer  Eisen- 
bahn- Llicilstrecke  ein  Geschäft  betrifft,  welches  unbestreitbar  über  den  Um- 
fang eines  blossen  llaiulwerksbetriebes  hinausreicht,  and  nachdeiii  auch 
ans  dem  Vertrage  und  dessen  Beilagen  hervorgeht,  dass  den  Geklagten 
gemäss  desselben  das  zur  Herstelimig  der  betreffenden  Unterbauten  erforder- 
liche Materiaie  nicht  von  der  klagenden  Goneral-Bauuntemehmung  beizu- 
stellen war,  sondern,  dass  die  Gewinnung  oder  sonstige  Beschaffiing  des 
erforderlichen  Materials  und  die  Bearbeitung  desselben  zum  Zwecke  der 
ausziii  rild  cnden  Unterbauten  vielmehr  den  Geklagten  selbst  oblag,  kann  es 
im  Hiiil  licke  auf  Art.  4  des  H.G.  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden,  dass 
d  t  G'  klagten  als  Kaufleute  zu  betrachten  sind,  und  dass  das  von  ihnen  zur 
Au-fulirung  übernommene  Geschäft  im  Sinne  des  Art.  271,  Z.  1  und  2 
und  des  Art.  273  H.G.  als  ein  Handelsgeschäft  sich  darstellt.  —  Die  Ge- 
klagten können  daher  behufs  Bestreitung  der  Rcchtswiikbuiiikeit  der  in 
dem  Vertrage  A  der  Klage  für  alle  aus  obigem  Betrage  sich  ergebenden 
Streitigkeiten  .stipuiirten  Competenz  des  k.  k.  Handelsgerichtes  in  Wien 
sieh  nicht  auf  §  47  J.  N.  berufen,  weil  es  sicli  eben  i]i<'ht  um  eine  gemeine 
Rechtssache  handelt,  für  welche  im  Vertra2:e  ein  besonderer  <  ausalgerichts- 
stand  gewählt  worden  sein  soll:  e>  eis  h,  int  aber  auch  ihre  Berufung  auf 
Art.  275  Hg.  als  eine  völlig  unbegründete,  weil  der  Gegenstand  des  Ver- 
trages nicht  eine  unbewegliche  Sache  war,  obiger  Vertrag  vielmehr  die 
Leistung  einer  Arbeit  und  die  Beistellung  des  hiezu  erforderlichen  Materials 
zum  Gegenstande  hatte,  wenngleich  diese  ArlH  iLsleistung  und  die  hiebei 
zu  verwendenden  und  zu  bearbeitenden  Materialien  die  Herstellung  einer 
unbeweglichen  Sache  bezweckten. 


Nr.  SO.  EntBcb*  des  Beutsehen  Belehsgeriehts. 

5.  Civil-Senst   Vom  81.  Januar  1885. 

[Gracbot,  Beitrige.  Bd.  39.  S.  990.3 

§  3  Haftpflichtgesetz.  Der  Anspruch  eines  Kindes  wegen  Beschädigung 
gehört  zum  nicht  freien  Vermögen,  so  dass  der  Vater  darauf  reohtswirlLsani 

zu  verzichten  befugt  ist. 

Die  Annahme  des  Berufungsrichters,  dass  der  Vater  des  Klägers  für 
denselben  auf  eine  weitere  Entschädigung  wirksam  verzichten  konnte, 
würde  den  §  168  A.L.K.  II.  2  durch  unrichtige  Anwendung  verletzen,  wenn 

£(f  r,  SiMBlialiorKliUlclie  Batscbeidwigto.  IV.  8 
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der  Eraatzanspradi  des  letzteren  f%r  eotcogenen  ArbeitsTeidieDst  ebenso 
wie  dieser  selbst  nach  §  148  daselbst  la  seinem  freien  Yeimögen  zn 
rechnen  wftre.  Altein  die  Vorsebriften  der  $§  148  bis  154  a.  a.  0.,  welche 
bestimmte  Veimögensbestandtbeile  als  fteSoB  VmiOgen  der  Kinder  be- 
zeichnen, dfirfen  als  Ansnalimen  von  der  Regel  des  anfr«ien  Tennflgens 
nicht  ausgedehnt  werden.  Der  den  Arbeitern  für  Unftlle,  welche  sie  bei 
der  Arbeit  erlitten  haben,  zu  gewlhrende  Ersatz  gebdrt  daher  eben&lls 
za  ihrem  unfreien,  der  Verwaltung  und  dem  Ißessbrauche  des  Vatets 
unterworfenen  Vermögen,  wie  bereits  in  einem  Urtheil  Tom  T.Hai  1884 
in  Sachen  H.  gegen  A.  (V.  452/83)  ausgesprochen  ist 


Nr.  21.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  5.  Februar  1885. 

[OestciT.  Centralblatt  f.  Eisonbaboeu  etc.  1885.  S,  lOT,?,] 

Dem  dienstuntauglich  gewordenen  Bediensteten  einer  Eisenbahn-Gesellschaft 
gebührt  unter  der  Voraussetzung  keine  Pension  ans  dem  bei  dieser  Bahn 
bestellenden  Perisionstoiid,  wnm  ihm  Seitens  der  Babngesellscbaft  anläss- 
lioh  der  Vemngiückinitr  im  Dieuste  eine  die  Pension  übersteigende  iebens- 
länglicbe  Kente  als  Rubegenuss  fortbezahlt  wird. 

Ein  Pensionsanspruch  ist  nach  der  Natur  der  Sache  und  nach  dem 
Worttautü  des  §  10  der  vorgelegten  Statuten  durch  den  Eutgang  des  mit 
einer  dienstlichen  Stellung  verbundenen  Gehaltes,  bezw.  Lohnes,  bedingt; 
da  nun  dem  Kläger,  welcher  den  Ersatz  des  durch  die  eingetretene  Dienstes- 
urifähigkeit  entgangeneu  Verdienstes  begehrte,  eine  seinen  Tollen,  stabilen 
Dienstesbezfigen  gleichkommende  lebenslängliche  Rente  zuerkannt  wurde, 
die.  nach  den  Entscheidungsgrfinden  der  zn  Gunsten  des  Klägers  gefälltea 
Urtheile  diese  Dienstesbczuge  zu  ersetzen  bestimmt  ist,  da  ferner  der 
Kläger  diese  Eente  thatsächlich  bezieht,  so  fehlt  es  an  der  wesentlichsten 
Voraussetzung  des  geltend  gemachten  Pensionsanspruches. 


Nr.  22r  Entsch.  des  Prenfw.  Ober-Verwalt*  Gerichts. 
2.  Senat  Vom  5.  Februar  1885. 

[Bitteb.  4m  Oter>?«nr«ll.Oerifllita  Bd.  IL  6.  87-71} 

Die  Veranlagung  eines  Beamten  mit  PriTatrermögen  zur  städtischen,  nach 
gewissen  Klassen  und  wsehsendm  SteuersUsen  erhobenen  Einkommen- 
steuer. —  Nach  Ermittelung  der  Bteuerstnfe  dnroh  Zusammenrechnung 
des  privaten  und  der  Hälfte  des  dienstlichen  Einkommens  ist  die  so  ge- 
fundene Abgabe  auf  das  halbe  Diensteinkommen  und  auf  das  Privatein- 
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konunen  umIl  Yeirliilt&lBB  l>«iiL«r  Betrtge  m  rertiielkii  und  der  auf  das 
Entere  enHRÜende  AbgabAHtbaa,  8ofi»ni  der  Ittr  direkte  Beitrige  i&iige- 
lüüiie  liöehste  Prozenteats  des  yollen  Diensteinkonimexis  ftbemdiritteii 

vird,  entspreolieiid  kerabsuelzeit 
In  der  Stadt  D,  wird  nach  dem  maassgebenden  RegalatiTe  eine  Ge- 
meinde-Binkommeneteaer  in  Form  einee  Znechlages  za  den  KormaLsatKen 
der  Staate-Klassen-  and  klassiSzirten  Binkommenstener  erhoben.  Dieser 
Znschiag  betrag  Hür  daa  Steaeijabr  1.  April  1884/85  252  Prozent  des 
Konnalsatzes. 

Der  Stenerrath  P.,  welcher  nnstreitig  ein  steaerpflichtiges  Dienstein- 
konmien  Ton  4719  H.  and  daneben  ein  Privateinkommen  von  475  IL  be- 
zieht» winde  von  dem  Gemeindevorstande  für  das  gedachte  Jahr  mit  einer 
Gesammtstener  von  1Ü4  M.  76  Pf.  herangezogen,  und  zwar  berahte  dieser 
Betrag  darauf,  dass  dem  halben  Diensteinkommen  (nmd  2  360  M.)  das 
voUe  Privateinkommen  mit  475  H.  hUizugerechnet,  dfuinrch  ein  stener^ 
pflichtiges  Gesammteinkommen  von  2  835  U.  gefanden,  der  diesem  mt* 
sprechende  Steuersatz  von  72  H.  verJuUtnissmftssig  anf  das  Privateinkommen 
mit  12  M.  6  Pf.  nnd  anf  das  halbe  Biensteinkommen  mit  59  U.  94  Pf.  ver- 
theilt» von  jedem  dieser  Betrflge  das  2M^BJBh»f  als  die  za  zahlende  Ge- 
melnde-Binkommenstew,  mit  30  JL  89  Pf.  nnd  151  M.  5  Pf.  berechnet, 
nnd  .der  letztere  Betrag  endlich,  da  er  2  Prozent  des  Diensteinkommens 
ibersteigt,  anf  diese  2  Prozent  oder  94  M.  38  Pf.  ermftssigt  ward,  wodurch 
sich  —  znzflglich  jener  30  M.  39  Pf.  ^  die  erforderte  Steuer  von  124  M. 
77  (76)  Pf.  ergab. 

.  Der  Steuerpflichtige  wollte  zwar  auch  seinerseits  2  Prozent  des  Dienst- 
.einkommens  entrichten,  dagegen  sein  Privateinkoninien  einer  besüudoreu 
Schätzung  unterworfen  wissen;  der  dem  letzteren  entsprechende  Normal- 
Steuersatz  belaufe  sich  —  so  führte  er  aus  —  auf  3  M.,  die  darauf  ent- 
fcllende  Gemeindesteuer  daher  auf  7  ^I.  f)6  Pf.;  rechne  ma.u  tiuzu  94  M. 
38  Pf.  ah  2  Prozent  des  Diensteinkoniniens,  so  habe  er  überhaupt  nur 
101  M.  IM  Pf.  zu  zahlen  und  der  üemeindevorsstaud  22  M.  82  Pf.  zu  viel 
gefordert. 

In  diesem  Sinne  wurde  gegen  die  erfolgte  Heranziehung  zuvörderst 
Einspruch  und  demnächst  gegenüber  dem  ablehnenden  Beschlüsse  des  Ge- 
raeindevorstandes  Klage  erhoben,  dieselbe  aber  seitens  des  Bezirksaus- 
{jchusses  unter  Billigung  des  von  dem  Gemeiudevorstande  eingeschlagenen 
VerÜahreus  zuiückgewieseu  und  das  nunmehr  noch  eingelegte  Bechtsmittol 
der  Revision  verworfen. 

Gründe. 

Der  Streit  bewegt  bich  zunächst  (iuruni,  ob  da,  wo  eiu  an  sich  unter 
das  Gesetz  vom  11.  Juli  1822  (G.-S.  S.  184}  fallender  Staatsbeamter  uebeu 
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s^em  Dieosteinkommen  noefa  ein  PrivateinkomiDeB  beiieht^  und  wo  wdter 
die  GemeiodeBteuer  nach  Prozentsfttzen  der  in  verschiedene  Klassen  ein- 
anreihenden  Einkommensbetrige  erhoben  wird,  Ar  jede  der  beiden  ge- 
nannten Einkonuneneqnellen  —  wie  ea  der  Elflger  beanspradtt  —  eine 
besondere  Klasse  der  ferneren  Berechnung  zn  Grande  zu  legen,  oder  ob 
das  Privateinkonunen  nnd  die  zu  bestenernde  Quote  des  Diensteinkommens 
znsammenanrecfanen  und  die  Steuerklasse  durch  dieses  so  gefundene  Ge- 
sammteinkommen  bestimmt  wird  —  ein  Yerfthren,  wie  es  der  Beklagte 
nnd  mit  ihm  der  erste  Richter  zur  Anwendung  bringen.  —  Lediglich  die 
letztere  Auffassung  entspricht  dem  bestehenden  Rechte,  wie  der  Gerichts- 
hof in  Uebereinstimmung  mit  der  Sechtsprechang  des  vormaligen  Pteuasi- 
schen  Obeitribunals  (vergl.  Entadi^dQDgen  Bd.  60  S.  899;  Bd.  67  S.  311) 
und  mit  den  AusfUhrungen  des  Reskriptes  des  Ministers  des  Innern  vom 
4.  Dezember  1867  (M.-Bl.  d.  1.  V.  1868  S.  62  ff.)  bereits  wiederholt  aua* 
gesprochen  hat.  —  Nachdem  die  eioe  Hälfte  des  Diensteinkommens,  in 
Anwendung  des  §  2  des  Gesetzes  vom  11.  Joli  1882,  als  steuerfrei  aus- 
gesondert worden  ist,  muss  der  Beamte  —  vorbehaltlich  der  Bestimmung 
des  §  3  in  Ansehung  der  Maximalgreuze  der  Besteuerung  seines  Dienst- 
einkommens —  im  l'ebrigen  so  besteuert  werden,  wie  jeder  andere  Bürjier, 
welcher  aus  zwei  Einkommensquellen  —  um  bei  dem  vorliegenden  Falle 
stehen  zu  bleiben  —  ein  Gesamrateinkoramen  vou  2  835  M.  bezieht.  Es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  dieser  Nicht-Beamte  davon  einen  Staats- 
stener-Normalsatz  von  72      zn  entriehteu  hätte  und  dass,  wenn  es  von 
Interesse  wäre,  zu  ermitteln,  wie  viel  von  dieser  Steuer  etwa  auf  ein  in 
jenem  Gesaramteinkommen  enthaltenes  Einkommen  von  475  M.  entfiele, 
die  bezüglu  he  Steuerquote  12,o6  M.  betragen  wörde.    Es  ist  durchaus  un- 
zutreffend, wenn  der  Kläger,  unter  Berufung  auf  die  §§  3  und  7  des  Ge- 
setzes vom  11.  Juli  1822,  ausfuhrt,  jeder  andere  Bürger  würde  bei  einem 
Einkommen  von  475  M.  nur  3  M.  an  Staatssteuem  zu  entrichten  haben, 
und  sei  es  deshalb  uu gerechtfertigt,  für  sein  —  des  Klägers  —  gleich 
hohes  Privateinkommen  einen  Normaisteuersatz  von  12,o6M.  zu  Grunde  zu 
legen.    Bezieht  jener  Bürger  neben  dem  Einkommen  von  475  M.  noch 
ein  aiidei  weites,  der  Besteuerung  UDterlie?ondes  Ei-nkommen  von  2360  M., 
belimiet  rr  sich  also  in  der  Lage  des  Klam  rs,  so  stdit  ihm  keineswegs 
das  Hecht  zu  —  um  eiinnal  als  das  Einfadi-to  einen  Zuschlag  von  100  Pro- 
zent zu  Grunde  zu  legen  — ,  von     uem  Einkommen  von  475  M.  nur 
3  M.  und  von  dem  Einkommen  von  2360  M.  nur  48  M.,  zu.^ammen  51  M., 
zu  zahlen ;  vielmehr  wird  er  mit  dem  Gesammtemkommen  von  2835  M.  in 
(He  diesem  entsprechende  Stufe  lozirt,  und  also  72  M.  oder  —  was  der 
Klager  für  unstatthaft  hält,  was  aber  dem  Gesetze  entspricht  —  that- 
sacblich  von  jenen  475  M.  Einkommen  12,06  M.  Steaeru  zu  eotricbtea 
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habeo.  Kine  unrichtige  AnwendiuiK  des  bestehenden  Rechtes  nnd-  ins- 
besondere  eine  Tedetziing  des  §  7  des  Gesetzes  vom  11.  Jnli  1882  ist 
also  zonfiefast  darin  nicht  zn  erblicken,  dass  behnfe  Brmittelnng  des  fQr 
die  weitere  Bereehnmig  der  Gemeindesteuer  erforderlichen  Stenersatzes 
das  halbe  Diensttinkonunen  nnd  das  gesammte  Priirateiakommen  znsammen- 
gerechnet  werden  nnd  so  der  NormalateaerBatz  anf  72  M.  festgestellt  wird.^ 
Daneben  steht  dem  Kläger  das  ihm  von  keiner  Seite  streitig  gemachte 
Recht  zu,  von  seinem  Diensteinkoromen  im  Maximum  nnr  2  Prozent  des- 
selben nnd  nicht  mehr,  also  nur  94  M.  38  Pf.,  als  Gemeindestener  zn  ent- 
richten. Der  diesföUige  Anspruch  hat  sowohl  in  der  Veranlagung  des  Be- 
klagten, als  auch  in  dem  Urtheile  des  ersten  Richters  volle  Berüoksichtigung 
gefniideii,  wie  denn  auch  etwas  Gegontheiliges  nicht  behauptet  ist.  Dass 
behuts  i'rüfuug  der  Krage,  ob  mit  der  Einforderung  einer  dem  Satze  von 
72  M.  eutspreclieuden  GeiueiDdesteuer.  die  Grenze  von  2  Prozent  des 
Diensteinkommens  übersehritten  wird,  der  Normalsatz  oder  die  Gemeinde- 
steuer nach  Yerhälüiiss  des  der  Besteuerung  unterliegenden  halben  dienst- 
lichen zum  Privateinkommen  vertheilt  und  eine  dabei  sich  ergebende 
Ueberschreitung  der  2  Prozent  abgesetzt  wird,  ist  eine  sich  von  selbst  als 
nothwendig  erweisende  Reehiiungsoperation,  gegen  deren  Anwendung  Be- 
denken sich  nicht  erheben  lassen,  auch  nicht  erhoben  sind.  Der  im  Wesent- 
lichen allein  aufrecht  erhaltene  Angriff,  dass  die  Rechnungsweisc  de? 
ersten  Richters  eine  künstliche  sei,  und  das  mehrerwahnte  Privateinkoinnieu 
von  475  AI.  bei  dem  Kläger  zu  einer  ungerechtfertigten  höheren  Besteuerung 
gelange,  als  es  in  der  Hand  jedes  anderen  Bürgers  herangezogen  werden 
würde,  erweist  sich,  wie  schon  oben  dargelegt,  als  ein  verfehlter,  sobald 
nar  der  Kläger,  der  Sachlage  entsprechend,  sich  einem  Bürger  gegenüber 
stellt,  der  475  M.  und  daneben  noch  2360  M.  steuerpflichtiges  Einkommen 
bezieht.  — 

Da  die  angegriffene  Entscheidung  hiernach  das  VM  >t 'h  n  le  Recht 
richtig  anwendet,  und  Mängel  des  Verlahrens  nicht  beiiauptet,  auch  bei 
selbstständiger  Prüfung  als  vorhanden  nicht  anzuerkennen  sind,  so  war 
die  angegriffene  Entscheidung,  unter  Verwerfung  der  dagegen  eingelegten 
Revision,  aal  Kosten  des  nnterliegenden  Klägers,  lediglich  tu  bestätigen. 


Nr.  23.  Entseb.  des  Dentselien  Beicha^rlehts« 

3.  Civil-Senat.    Vom  6.  Februar  1885. 

[Binin,  ritlieil  u.  Aaaaleu.  lid.  1.  S.  Xt'X  a^ioT 

Gewöhnliche  Arbeiter  köuueu  im  Sinne  des  §  2  des  Reichs  Haftpflicht- 
Sdsetses  als  AoliBeher  nnd  Betriebsleiter  angenommen  sein.  Entscheidend 


Digitized  by  Google 


1 


38  Kutäcb.  des  Deutschen  Reichsgericbts  vom  13.  Februv  1885. 

ist»  dass  sie  diese  Funktion  ftbten  bei  derjenigen  Arbeit,  bd  welob«r  der 

Unf&ll  sieb  ereignete. 
Dadurch,  dass  K.  ein  gewöhnlicher  Bergarbeiter  ist,  welcher  nar  eine 
mechanische  Thätigkeit  anBznüben  hatte  und  an  der  Arbeit,  bei  welcher 
der  Kläger  veranglückt  ist,  selbstthfitigen  Antheil  genommen  hat,  wird 
•nicht  ausgeschlossen,  dass  er  eine  Person  sei,  für  deren  Verschulden  der 
ßergwerksbesitzer  lumh  §  2  cit.  haftet.  Das  Gesetz  macht  den  Fabrik- 
herra  pp.  allerdings  nicht  verantwortlieh  für  ein  von  einem  gewöhnlichen 
Arbeiter  bei  seinen  gewöhnlichen  Dienstverrichtungen  beeaneenes  Versehen, 
der  Fabrikherr  hat  aber  ganz  allgemein  zu  haften  für  das  Verschulden 
einer  zur  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  der  Arbeiter 
angenommenen  Person,  ohne  dass  es  irgend  darauf  ankommt,  welche 
Stellung  diese  Person  einnimmt,  ob  sie  ein  nur  zum  Zwecke  der  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Betriebes  und  der  Arbeiter  diesen  voi^eeetzter 
Angestauter  ist,  welcher  selbst  an  den  Arbeiten  thfttigen  Antheil  nicht 
nimmt,  oder  ob  sie  der  Zahl  der  gewöhnlichen  Fabrik-  oder  Bergarbeiter  pp. 
angehört.  Wesentlich  ist,  dass  die  betreffende  Person  bei  derjenigen 
Arbeit,  bei  welcher  der  Unfall  sieh  ereignet  hat,  mit  der  Leitung 
oder  Beaufsichtigung  des  Betriebes  oder  der  bei  dieser  Arbeit  betheiligten 
Arbeiter  betraut  gewesen  ist. 


Nr.  24*  Enteeli.  des  Denfsehen  Betehigerielits. 

3.  Civil-Senat.    Vom  13.  Februar  1ÖÖ5. 

[Blum.  I'rthell  n.  Annalen.  Bd.  l.  S.  S^iS,  SjU.] 

Auch  Culpa  levissima  der  im  §  2  des  Reichs-Haftpflichtgesetzes  bezeichneten 
Personen  genügt,  wenn  der  erforderliche  Kausalzusammenhang  zwisoheB 
diesem  Verschulden  und  dem  Unfall  besteht. 
Der  Revisiuns.kläger  hebt  mit  Recht  hervor,  (hi?,»  zur  Anwendbarkeit 
der  im  §  2  des  Haftpflichtgesetzes  enthaltent  ii  V(n>  hrift  auch  das  geringste 
Verschulden  einer  der  dort  bezeichneten  Personen  genügt,  sofern  ein  Kausal- 
zusaninu  nhang  zwischen  dicsom  Ver>tiiulden  und  dem  eingetretenen  Un- 
fälle bc-leht,  und  dass  mit  der  Leitung  und  Beaufsichtigung  des 
Betriebes  beauftragten  Persoiien  uicht  bloss  die  regelmässigeu  und  gewöhn- 
lichen Vorgänge,  sondern  auch  die  aussergewöhnlichen,  aber  mv-h  der  Art 
des  Betriebes  mögliehen  Umstände,  durch  welche  eine  Gefaiir  fiir  das 
Leben  und  die  Gesundheit  der  Arbeiter  entstehen  kann,  in  den  Kreis 
ihrer  Erwägungen  ziehen  und  Vorkehrungen  zur  Verhütung  dieser  Ge- 
fahren treften  müssf^ii  und  dass  in  <ler  Nichtbeaclituiit;  dieser  Umstände 
ein  Verschulden  jener  Personen  in  Ausübung  ihrer  Dienstverriehtongen 
enthalten  ist. 
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Hr.  85.  Entoeh.  des  Ober-Landesgeriehts  Kalmar. 

1.  Senat.    Vom  16.  Februar  1885. 
U)vf  «.  8«it«r,  Jnr.  MMMte,  t.  Elnw-IiOtbiliic«a'  Bd.  X.  &  168.] 

Die  BeetinmnuigOE  des  EeloluiluiftplIlelLtgefleiKM  vem  7.  Juni  1871  tber 
Btsenbahneii  finden  aneli  auf  StmaenlieJineB  Anwendung.  —  Auoli  das  bei 
der  Foitbewegoog  entatehende  eigentliSadlelLe  toftnaolL  geliört  zum  Be- 
triebe und  «in  bierdnreb  veianlaaeter  UnlUl  ist  ein  Betrlebannfidl. 
Kiirperllehe  BeHUmmg  des  Verletiten  mit  dem  rollenden  Material  Ist  nfobt 
»zlbxderlielL;  jeder,  sei  es  unmittelbare,  sei  ee  mitteUure,  nrefteUiehe  Zn- 
sammeDltang  zwiaeben  Betriebebandlnng  nnd  Verletaimg  genitgt,  mn  die 
Haftpfliebt  dea  üntemebmera  an  begründen. 

Nach  den  beiderseitigen  Erörterungen  hat  der  Unfall  in  der  Weise 
t»ich  ziigrti:i2eii,  dass  die  Pferde  des  K.  bei  dem  lleraulvonuneu  des  hinter 
ihnen  anfahrenden  Zuges  in  Unruhe  geriethen;  dass  das  rechte  Pferd  stark 
nach  links  drängte,  und  K.  bei  dem  Versuche,  die  Thiere  wieder  in  die 
Faiirbahu  zu  bringen,  von  dem  einen  Pferde  getreten,  infolge  dessen  zu 
Fall  und  unter  ein  Wagenrad  gebracht,  von  diesem  überfahren  und  am 
rechten  Arm  so  schwer  verletzt  warde,  dass  dieser  abgenommen  werden 
muBste.  —  Die  Anwendbarkeit  des  Reichshaftpflichtgesetzes  auf  Dampf- 
strassenbahiien  wurde  nicht  mehr  bestritten,  rechtfertigt  sich  auch  aus  der 
Natur  dieses  Betriebsmittels,  aus  den  Motiven  des  Gesetzes  und  den  in 
der  Rechtsprechung,  wie  der  erste  Richter  sie  anfüht  f,  entwickelten  Grün- 
den.   Wohl  aber  bestritt  die  beklagte  Gesellschaft,  dass  der  vorbezciolmete 
Unfall  „bei  dem  Betrif  lic'^  sieh  ereignet  habe  und  in  einem  ursäehliclien 
Zusammenhange  mit   den  eigenthümlichen  Gefahren  desselben  stehe.  — 
Dem  gegeufiber  ist  festzuhalten,  dass  zum  Betriebe  alle  diejenigen  Thätig- 
keiten  bei  der  Ausübung  des  Eisenbahngewerbes  gehören,  weiche  eine  be- 
sondere, diesem  Gewerbe  eigenthümliche  Gefahr  in  sich  tragen.  Hierzu 
sind  bei  ein^r  DampfstrasserihahTi  vor  allem  zu  rechnen:  die  Fortbewegung 
auf  Eisenbahngleisen  unter  Anwendung  von  Dampfkraft,  unmittelbar  und 
un abgeschlossen  inmitten  des  gewöhnlichen  Strassenverkehrs,  unter  den 
begleitenden  Umständen  des  diesem  Verkehr  für  gewöhnlich  fremden,  eigen- 
tliümlich  brausenden,  schleifenden  und  schnaubenden  Geräusches,  verbun- 
den rait  dem  zeitweisen  Ausströmen  und  Zischen  des  Dampfes.  Aehnlich 
ist  es  keineswegs,  wenn  eine  Dampfmaschine  durch  die  Strassen  behufs 
Verbringung  an  Ort  und  Stelle  fortbewegt  wird  oder  an  ihrem  Bestim- 
mungsplatz stehend  in  Betrieb  ist.     Es  ist  daher  durchaus  unzutreffend, 
wenn  auf  derartige  Fälle  oder  auf  jedwedes  andere  Geräusch,  wie  das 
eines  Schusses  bei  dem  Vorbeifahren  an  einem  Schiessplatz  hingewiesen 
werden  will,  um  daraas  abzuleiten,  dass  die  Gefabren  aus  der  oben  be- 
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zeichneten  BetriebsweiBe  der  Strassenbahnen  keine  derselben  elgenthum- 
liehe  und  besondere  seito.  —  Bei  dem  Betriebe  erfolgt  ist  jede  Körper- 
verletzung, welche  in  einem,  sei  es  unmittelbaren  oder  mittelbaren,  ursäch- 
lichen Znsammenhaoge  mit  den  Betriebsgefahren  steht  und  auf  diese  als 
ihren  EntstehuTigs«irruDd  zurückzuführen  ist.  Keineswegs  ist  es  erforder- 
lich, dass  eine  Berührung  des  Verletzten  mit  dem  rollenden  Material  statt- 
gehabt, oder  das  Betriebsereipiiss  doch  ohne  Vermittekns:  von  Zwischen- 
gliedern den  Verletzten  betroffen  haben  mfisse.  Vielmehr  besteht  der 
nrsftchliche  Znsammenhang  auch  da,  wo  ohne  körperliche  Berfthmng  mit 
dem  rollenden  Material  nnd  erst  dnrch  Vermittelnng  einer  von  der  Be- 
triebshandlang in  Bewegung  gesetzten  Zwischennrsaciie  die  Verietznng 
herbeigei&hrt  worden  ist.  (£ger,  Beichshaftpflichtgesetz  §  1  Anm.  1  S.  11, 
15,  90,  26;  Anm.  3,  S.  36,  37;  Anm.  5  S.  55,  56.)  —  Hiernach  ist  die 
Körperverletzung  des  E.  zweifelloB  anf  die  eigenthfimliehen  Gefahren  des 
Betriebes  der  DampfstraBsenbaha  oreftchlieh  znrQekzofahren  nnd  in  den 
Folgen  von  der  beklagten  Geeellschaft  zu  tragen.  Der  hinter  den  Pferden 
auf  den  Scfaienengleieen  heraobransende  Zog,  welcher  anf  demselben 
StrasmkOrper  an  ihnen  nnmittelbar  vorbeikam,  hat  die  Thiers  ersehreekt 
und  zu  dem  aiiBweichenden  Drftngen  nach  linke  in  einer  Weise  veranlasst, 
daas  E.  als  Führer  der  Pferde  zu  dem  von  ihm  betiifttigtSn  Eineebreiten 
genSthigt  war.  Ist  er  liierbei  von  einem  Pferde  getreten  nnd  mfolge  hier- 
von nnter  das  Wagenrad  gebracht  und  verletzt  worden,  so  liegt  der  Vr- 
sprang  nnd  der  bewegende  Anises  zu  diesem  Endergebniss  nnd  allen  mit- 
wirkenden Zwischennraaehen  in  der  hervorgehobenen  eigenthfimlichen  Ge- 
ifthrlichkeit  beim  Betriebe  der  Straseenbahn.  Ein  eigenes  VerBchnlden  des 
K.  ist  nirgends  sn  finden,  und  dordians  nngerechtfertigt  ist  es,  wenn  die 
beklagte  GeseUsohsft  demselben  einen  Vorwarf  darane  machen  will,  dass 
er  an  Dampf  strassenbahnen  nicht  gewohnte  Pferde  anf  Strassen  mit  solchen 
Betriebsmitteln  verwendet  habe.  Eine  abnorme  Aengstlichkeit  oder  Em- 
pfindlicfakeit  der  Thiers  des  E.  ist  nicht  erwiesen,  vielmehr  werden  cUe- 
selben  als  durchaus  rohig  geschildert,  nnd  gerade  wegen  der  Gefahren  für 
den  herkömmlichen  Verkehr  ans  dem  Betriebe  der  beklagten  Gesellschaft 
legt  das  Gesetz  ihr  selbst  nnd  nicht  dem  Betroffenen  die  Haftbarkeit  für 
die  ans  jenen  Ge&diren  entstehenden  Schäden  anf.  —  Anf  die  Frage,  ob 
anf  der  Lokomotive  des  Zuges  beim  Vorbei&hren  an  den  Pferden  gepfiffen 
oder  Dampf  abgebissen  wurde,  kam  es  nicht  mehr  an,  weil  nach  dem  Vor- 
anstehenden  anch  ohne  jene  Umstftode  nnd  ohne  Nachweis  eines  Verscfanl- 
dens  die  Haftbariceit  der  bsMagten  Gesellschaft  ans  §  1  des  Beichshaft- 
pflichtgesezes  anzonehmen  war* 
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Sr,  26.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

2.  Straf-Senat.    Vom  17.  Februar  1885. 

^Btsdl.  dM  Beioh!>K«richU  in  StrafMclum.  Bd.  12.  S.  11-17.] 

Wenn  Waaren  unverzollt  auf  der  EisenMn  einer  H^iestelle  Im  Innen 
m  soUamtUchen  Abfertigimg  zogeffllirt  werden,  eo  hat  IQr  die  ünver- 
letstheit  des  soüaoitUelien  TereehlneBee  der  letite  WaarenfUirer  an  haften. 
Mr  die  Frage,  wer  ala  soloher  ansnaehen,  kann  nnr  der  Zeit^nnkt  der 
Sehlnasabftrtigiing  und  hei  vorheriger  Entdecknng  der  Verletnng  dea 
Yeraehlneiea  der  Zeilponkt  der  Entdecknng  maasflgehend  sein.  Darnach 
ist  nieM  nothwendig*  daea  ateta  der  letste  Zngfnhrer  oder  Paokneiater 

Verantwortlich  ecL 

Nach  dem  im  aagefochteocn  Urtheile  für  erwieeeii  erachteten  That- 
beetande  hat  der  Bodenmcister  H.  bei  der  am  24.  November  1883  eeioer- 
eeita  erfolgten  Uebemahme  des  von  Kob  angekommenen  Eisenbahogfiter- 
wagena  Hannover  8274  festgestellt,  dase  an  dem  im  Wagen  befindlichen 
Korbe  Schanmwein  Ufr.  42  127,  welcher  zn  dem  Begleitaeheine  I.  C. 
Kr.  1296  d.  d.  KOhi  den  17.  November  1883  gehörte  nnd  anf  das  Hanpt- 
steneramt  zu  Posen  fiberwiesen  war,  der  zoUamtUche  Yerechlnes  verletzt 
war.   Die  Verwieguug  des  Korbes  ergab  ein  Manko  von  3  kg,  die  Bevi- 
sion  das  Vorhandensein  von  57  Flaschen  Sciiaamweiu  und  drei  leeren 
Strohhülsen,  während  nach  Inhalt  des  Frachtbriefes  der  Korb  60  Flaschen 
Schaumwein  enthalten  sollte.  Der  Guterwagen  Hannover  8274  ist  mit  gut 
erhaltenem  eiseubabnamtlichen  Verschlusse  von  Station  Deotzerfeld  in  Berlin 
angekommen  und  auf  dem  Lebrter  Baliubofe  daselbst  in  diesem  Zustande 
nebst  den  übrigen  Güterwagen  des  Zuges  und  den  Begleitpapieren,  ins- 
l)e80ndere   dem  Begleitscheine   1.  C.  1296  d.  d.  Köln   den  17.  November 
1883,  von  dem  Angeklagten  M.,   welcher  von  Stendal  ab  den  fraglichen 
Zug  als  Waarenluhrer  begleitet  und  namentlich  den  in  Rede  stehenden 
Wagen  geführt  hat,  dem  Eisenbahnassistenten  D.   (im  ersten  Urtheile  ala 
Stationsassistent,  vom  Angeklagten  aber  als  Güterexpeditionsassistent  be- 
zeichnet) übergeben  wiiidtn.    Dieser  hat  dem  Angeklagten  über  den  rich- 
tigen Empfang  vorbehaltlos  quittirt.     Weil  s^ich  durch  die  stattgehabten 
Ermittelungen  nur  habe  feststellen  lassen,  dass  der  zollamtliehe  Verschluss 
jenes  Korbes  bei  dem  OefFuen  des  bezeichneten  Eiseubahuwageus  auf  dem 
Güterbahnhofe  von  St.  Gereon  in  Köln,  auf  dorn  Zentralgüterbahuhofe  in 
Kulu  und  später  in  Deutzerfeid  uiiVi-rletzt  gewesen  sei  und  \on  dieser 
Station  ab  eine  Eröffnung  des  Wagens  nicht  mehr  stattgefunden  habe,  weil 
fenier  der  Beweis,  dass  die  Verschluss  Verletzung  durch  einen  unverschul- 
deten Zufall  herbeigeführt  worden,  nicht  erbracht  und  weil  endlich  nicht 
ermittelt  sei,  von  wem  die  Beraubung  des  Korbes  ausgeführt  worden,  hat 
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der  Königliche  PtovinzialBteaerdirektor  zu  Berlin  darch  Strafbescheid  vom 
13.  September  1884  den  Aogeklagien  auf  Gmnd  des  §  151  V.Z.G.*b  vm 
1.  Jnli  1869  (B.6.B1.  S.  317)  wegen  Verletzimg  eines  amtlichen  Waaren- 
vemhlnsses  zu  einer  Geldetrid^e  yon  8  M.  verartheilt  und  anf  Grand  des 
§  153  das.  die  Königliche  Magdeburg -Halberstftdter  EisenbahnTerwaltong 
snbsidiarisch  haftpflichtig  erklftrt 

Nachdem  anf  gerichtliche  Entscheidnng  angetragen  war,  hat  die  Straf- 
kammer den  Angeklagten  freigesprochen,  indem  sie  ausfährt:  Nach  dem 
auf  dem  Lehrter  Bahnhofe  zu  Berlin  ablieben  GeschSftsgange  erfolge  die 
Oeffnnng  nsd' Entladung  der  unter  eisenbahnamtlichem  Yerschlnsse  auf 
dem  Bahnhofe  ankommenden  Eisenbahngfiterwagen  keineswegs  sofort  nach 
dem  EintrelTen  dieser  Wagen  auf  dem .  Bahnhofe  und  ihrer  Uebergabe 
seitens  des  Waarenführers  an  die  Gfiterverwaltang  des  Bahnhofes;  bevor 
nach  der  Uebemahme  der  eingetroffenen  Wagen  die  Oeflhong  und  Ent- 
ladung derselben  gesehehe,  finde  nSmlich  eine  Auflösung  des  Eisenbahn* 
zngee  auf  dem  Bahnhofe  statt;  es  werden  zunftchst  die  einzelnen  Güter- 
wagen des  Zuges  nach  denjenigen  Gfiterschuppen,  vor  welchen  ihre  Oeff- 
nnng und  Entladung  geschehen  solle,  transportirt  oder  wenigstens  auf  die 
hlerflr  bestimmten  Geleise  Öberffthrt;  dieses  Geschäft  nehme  einen  lÄn- 
geren  Zeitraum  in  AiiBpni<  h,  so  dass  regelmfosig  mehrere  Standen  nach 
dem  Eintreffen  der  Wugen  auf  dem  Bahnhofe  und  der  Uebemahme  der^ 
selben  seitens  der  Bahnhofsverwaltung  vergehen,  ehe  die  Oeffnnng  und 
Entladung  \orgenommen  werde;  in  dieser  Weise  sd  auch  bei  dem  Zuge, 
in  welchem  sidi  der  von  dem  Angeklagten  gefOhite  Wagen  Hannover  8274 
befanden  habe,  verfohren;  von  der  Ueb6i|;abe  dieses  Wagens  seitens  des 
Angeklagten  an  den  D.  und  der  durch  den  lästeren  erfolgten  Uebemahme 
des  Wagens  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Oeffiiung  und  Ent- 
ladung des  Wagens  und  die  Entdeckung  der  Yersehlnssvertetzung  des  im 
Wagen  befindlichen  Korbes  Nr.  42  127  durch  den  Bodenmeister  H.  erfolgte, 
sei  mindestens  eine  Stande  verflossen,  während  welcher  Zeit  sich  der  Wageu 
und  die  in  demselben  enthaltenen  Waaren  nicht  mehr  in  dem  Gewahrsam 
des  Angeklagten  befimden  haben ;  da  sonach  die  Möglichkeit  vorliege,  dass 
während  dieses  Zeitraumes  die  in  Rede  stehende  Verschlussverletzung  be- 
wirkt worden  sei,  und  da  andererseits  ein  Beweis  dafür,  dass  diese  Ver- 
schluss Verletzung  vor  der  Uebergabe  des  Trausportes  an  den  Stations- 
assistenten D.  bestanden  habe,  nicht  erbracht  sei,  so  könne  als  fest- 
stehend nicht  erachtet  Nverdeu,  dass  der  Augeklagte  der  nach  §  44  Abs.  2 
a.  a.  0.  ihm  als  Waarenführer  obliegenden  Verpflichtung  ,  den  zollamt- 
liehen Verschluss  des  Korbes  Nr.  42  127  unverletzt  zu  erhalten,  nicht  ge- 
nügt habe. 

Die  Revision  rügt  Verletzung  der  §§  44  Abs.  2,  151  V.Z.G.  s,  sowie 
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des  §  31  des  Begleitseheioregalativs,  welches  vom  Bnndesrathe  des  Zoll- 
TSreins  auf  Grand  des  §  58  V.Z.G.'s  beschlossen  und  durch  Zirkular- 
Tcskript  des  Königlich  preussischen  Finanzministers  vom  23.  Dezember 
1869  (Centralbl.  für  Abgabenverwalt.  1870  S.  21)  den  preussischen  Zoll- 
nnd  Steuerbehörden  mitgetheilt  ist.  Dem  Anjiriiie  konnte  jedoch  keine 
Folge  gegeben  worden. 

Sollen  vom  Auslande  eingehende  Waareu  unverzollt  einer  Zoll-Hebe- 
stelle im  Inneren  zur  schliesslichen  zollamtlichen  Abfertigung  überwiesen 
werden,  und  tritt  in  einem  solchen  Falle  zollamtlicher  Verschluss  der 
Waareii  und  die  Ertheilung  eines  Begleitscheines  I  ein  (§  41  V.Z.G.'s), 
so  hat  der  Waarenführer  die  Waaren  unverändert  ihrer  Bestimmung  zu- 
zufOhreu  und  dem  Amte,  von  welchem  die  Schlussabfertigung  zu  bewirken 
ist,  unter  Vorlegung  des  Begleitscheines  zu  gesteilen  und  bis  dahin  den 
amtlichen  Verschluss  unverletzt  zu  erlialten  (§  44  Abs.  2  das.).  Hat  eine 
Verletzung  des  amtlichen  Waarenverschlusses  stattgefunden,  so  trift't  den 
Waarenführer  eine  Ordnungsstrafe,  wenn  nicht  nachgew  iesen  werden  kann, 
dass  die  Verletzung  durch  einen  unverschuldeten  Zufall  entstanden  ist 
(§  151  dm.);  Gewerbtrcibendo  haften  dann  für  ihre  Diener,  Lehrlinge, 
Gehülleil  u.  s,  w.,  Eiseubahnverwaltungen  und  DampfschilVlahrtsgesellschaften 
für  ihre  Angestellten  und  Bevollmächtigten  nicksiehtlich  der  Geldbussen, 
Zollgeialle  und  Proze^^kosten ,  in  welche  die  von  ihnen  zu  vertretenden 
Personen  verurtheilt  werden      15.^  das.). 

Aus  diesen  Bestimmungen  ergiebt  sich  allerdings,  dass  den  Waaren- 
führer die  Ordnungsstrafe  auch  dann  treffen  kann,  wenn  er,  wie  für  den 
vorliegenden  Fall  die  Revision  anerkennt,  die  Verletzung  des  zollamtlichen 
Verf»chlnsses  weder  vorsätzlich  noch  aus  Fahrlässigkeit  verursacht  hat; 
df^nn  <!us  Gesetz  erfordert  nicht  den  Nachweis  einer  Yerschuldimg  auf 
Seiten  des  Waarenführers,  sondern  macht  ihn  ohne  weiteres  für  die  Ver- 
letzung des  Waarenverschlusses  verantwortlich,  falls  nicht  nachgewiesen 
wird,  dass  Verlot/nng  durch  einen  unverschuldeten  Zufall  entstanden 
ist.  Aus  dem  angeiüchtenen  Lrtheile  ist  aber  nicht  zu  entnehmen,  dass 
die  ^Strafkammer  von  einer  entgegenstehenden  Auffassung  ausgehe.  Die 
Freisprechung  lieruht  vielmehr  auf  der  Annahme,  dass,  wenn  auf  einem 
Transporte  nacheinander  verschiedene  Waarenführer  betheiligt  seien,  die 
Zollbehörde  sich  nur  an  den  letzten  zu  halten  habe  und  als  solcher  der 
Angeklagte  nicht  anzusehen  sei. 

Dass  die  Ordnungsstrafe  nur  den  letzten  Waarenführer  tretTen  kann, 
nimmt  auch  die  Revision  an.  Der  Fall  eines  Wechsels  in  der  Person  des 
Waarenführers  ist  zwar  in  §  14  V.Z.G.'s  nicht  speziell  vorgesehen.  In 
§  13  wird  aber  allgemein  der  Grundsatz  ansgcsprochen.  dass  zur  Kntrich- 
tnng  des  Zolles  dem  Staate  gegenQber  derjenige  verpflichtet  ist,  welcher 
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ZOT  Zeit,  wo  der  Zoll  zu  entrichten,  Inhaber  (natürlicher  Besitzer)  des 
zollpflichtigen  Gegenstandes  ist.  Tritt  danach  im  gewöhnlichen  Land- 
frachtverkebro  ein  anderer  frachtf uhrmann  an  die  Stelle  des  früheren,  ao 
trift  eine  ans  §  151  zu  verhängende  Ordmungsstrafe  den  neu  eingetretenen 
Fahrmano,  wfthrend  der  frflhore  nur  ans  §$  135,  136  a.  a.  0.  bestraft 
werden  kann,  wenn  er  sich  des  Üntemehroeos  oioer  ZolUÜDterziehung 
schuldig  gemacht  hat.  Das  gleiche  gilt  nach  §  72  a,  a«  0.  auch  fQr  die 
Waareneinfahr  auf  den  Eisenbahnen,  nur  dass  hier  immer  nnr  BevoUrnfieh- 
ttgte  der  Eieeobahnverwaltung  als  Waarenfflhrer  in  Betracht  kommea 
kOiinen.  Demgemftaa  enthält  auch  §  31  des  BegldtacheinregolativB  folgende 
Bestimmungen: 

Der  Waarenfflhrer  hat  die  mit  Begleitschein  I  abgefertigton 
Waaren  unverändert  ihrer  Bestimmung  znzuföhren  und  dem  Amte, 
von  welchem  die  Sohlussabfertigung  zu  bewirken  ist,  unter  Vor- 
legung des  Begleitscheines  zu  gestellen,  auch  bis  dahin  den  etwa 
angelegten  amtlichen  Verschluss  zu  erhalten  (§  44  V,  2*0/8). 

Wenn  an  einem  Transporte  nacheinander  verBchiedene  Waaren- 
iührer  betheiligt  sind,  so  geht  die  angegebene  Verpflichtung  zur 
Vorführung  der  Waaren  und  Vorlegung  des  Begleitscheines  auf 
den  letzten  Waarenfährer  Qber. 
Für  die  Frage,  wer  als  letzter  Waarenlührer  snzusehen  ist,  kann  nnr 
der  Zeitpunkt  der  Schlussabfertigung  und,  falls  vorher  die  Verletzung  des 
zollamtlichen  Waaren versehlusses  entdeckt  wird,  der  Zeitpunkt  der  Ent- 
deckung maassgebend  sein. 

Im  Eisenbahnverkehre  hat  nach  dem  dargelegten  Grundsätze  deijenige 
Angestellte  die  Funktion  daes  WaarenfOhrers,  welcher  namens  derEisen- 
bahnverwaltuDg  den  Gegenstand  des  Transportes  in  seinem  Gewahrsam 
hat  Sind  an  einem  Eisenbahntransporte  nacheinander  verschiedene  Be- 
vollmächtigte der  BahuTorwaltung  betheiligt,  so  trägt  der  Waarenflihrer 
fOr  die  Unverletztheit  des  zollamtlichen  Versdüusses  auf  so  lange  die  Ver- 
aatwortiichkeii,  als  er  nicht  den  Bestinmiungen  der  Eisenbahoverwaltnng 
gemäss  die  Waare  einem  anderen  bevollmächtigten  Waarenfährer  fibergeben 
oder  dem  Zollamte  zugeführt  hat  Eine  nähere  Bezeichnong  dieser  haft- 
baren Personen  enthält  weder  das  Zollgesetz,  noch  das  Beglettschelnregn- 
laftiv,  noch  das  Regulativ  für  die  zollamtliche  Behandlung  des  Güter*  und 
Effektentransportes  auf  den  Eisenbahnen  (Centralbl.  der  Abgabenverwalt 
1870  S.  86; ;  das  zulotztgenannte  Regulativ  töricht  nur  von  dem  „Zug- 
ffihrer  oder  sonstigen  Bevollmächtigten  der  Eisenbahnverwaltuug''  (§21 
Abs.  2,  vgl.  §  27  Abs.  2,  §  33).  Daraus  ergiebt  sich,  dass  fbr  die  An- 
wendung des  §  151  V.Z.G.*s  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  prüfen  ist, 
welcher  der  Eisenbahnangeetelltea  nach  der  von  der  Bahnverwaitung  geue- 
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rall  oder  Bpeziell  getroifoneii  Anordnnxig  im  entscheidenden  Zeitpunkte  als 
BevoUmllchtigter  der  fiahnverwaltang  den  Gewahrsam  an  den  zoUpflich- 
tigen  Gtegenständen  hatte.  Naeh  der  Feetetelinng  des  ersten  Riefaters 
hatte  d«r  Angeklagte  znr  Zdt  der  Entdecknng  der  Verletzong  des  Waaran 
vendihisaea  den  Gewahrsam  des  In  Bede  stehenden  Korbes  Schaumwein 
bereits  an  einen  anderen  Waarenffthrer  nnd  Bevollm8diti(|^  der  Eisen- 
bahnverwaltong  übertragen;  denn  er  hatte  in  Gemässheit  der  auf  dem 
Bahnhofe  bestehenden  Einrichtnngen  den  Wagen,  in  welchem  sich  der  Korb 
befand,  nebst  den  BegleitpapiereD,  insbesondere  auch  dem  anf  den  Korb 
bezüglichen  Begleitscheine  I,  dem  Eisenbabnassistenten  D.  gegen  eine  von 
diesem  vorbehaltlos  ausgestellte  Quittung  übergeben,  und  an  Stelle  des 
Angeklagten  war  so  ü.  kraft  Auftrages  der  Eisen bahnvcrwaltung  als 
Waaronführer  getreten.  Ob  der  erste  Richter  bei  diesen  Aniialmien  in 
eiuem  tbat^aeiiiichen  Irrthum  befangen  war,  kann  hier  nicht  nachgeprüft 
werden  (§  37G  St. P.O.),  die  rechtliche  Unterlage  seines  Schlusses  erweist 
sich  als  nicht  anfechtbar. 

Die  Revision  stellt  nun  zwar  den  Gruiiiisuiz  auf,  dass  der  Packmeister 
die  Verantwortung  für  die  Unversehrtheit  des  zollamtlichen  Verschlusses 
so  lange  zu  tragen  habe,  bis  die  Waare  seitens  eines  anderen  Packmeisters 
oder  eines  Bodenmeisters  übernommen  sei.  Einen  solchen  Gi-undsatz  stellen 
aber  weder  das  Gesetz,  noch  die  bezeichneten  Regulative  auf  Es  ist 
aucii  kein  innerer  Grund  abzusehen,  weshalb  einem  Packmeister  als  Waaren- 
führer  keine  andere  Person  als  ein  anderer  Packmeister  oder  ein  Budeu- 
meister  substituirt  werden  dürfte.  Zur  Begründung  ihrer  Ansicht  beruft 
sich  die  Revision  lediglich  auf  die  Erkenntnisse  des  preuss.  Ob.-Trib.  vom 
20.  April  und  30.  r)iaober  1857, 

Tgl.  Gnlt  dummer,  Archiv  Bd.  5  S.  54U  und  H4*^, 
welche  auf  (imii  l  der  im  Wesentlichen  mit  dem  Vereins/  11^*  setze  über- 
einstimin.  udcn  Vorschriften  der  §6  Nr.  1  a,  §9,  §  19a  d^s  [  leuss.  Zoll- 
strafui'setzps  vom  23.  Januar  1838  (G.S.  S.  78)  ergangen  bind  I)ir>seEnt- 
siliLidiingrii  luTühren  aber  gar  nicht  die  Fnige.  wann  die  Verptiiciitnng 
des  Waarenführers,  den  zollamtlichen  Verschluss  unverletzt  zu  erhalten, 
aufhört.  In  dem  Erkentnisse  vom  20.  April  1857  handelte  es  sich  um 
Einbringung  mahl-  und  schluclitsteuerptlichiiger  Gegenstande  in  den  zum 
Stadthpzirke  ßrrlin  gehörigen  Berlin-Stettiner  Bahnhof;  maassgebend  war 
hier  der  Zeitpunkt  dos  Ueberschreitens  der  Grenze  des  Stadtbezirkes  auf 
dem  nach  dem  Bahnhofe  rollonden  Znge;  in  diesem  Zeitpunkte  war  der 
in  Anspruch  genommene  Packmeister  Inhaber  der  steuerpflichtigen  ^Vaare. 
In  dem  Erkenntnisse  vom  30.  Oktober  1857  ist  ein  Packmeister  wegen 
unrif-htigpr  Deklaration  der  von  ihm  eingebrachten  Waaron  verartheilt, 
Mi  es  ist  derselbe  dabei  als  «zeitiger  Inhaber  der  Waare^  bezeichnet, 
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ohne  (lass  oine  Uebertraguug  des  Gewahrsams  auf  einen  anderen  Beamten 
behauptet  war.  Dazu  spricht  letzteres  Erkeuutniss  gleichfalls  den  Gnuid* 
satz  ans,  dass  die  Eisenbahugesellschaft  ihrer  der  Zollbehörde  gegenfiber 
obliegenden  Verpflichtung  darch  denjenigea  ihrer  Beamten  za  genügen 
habe,  welcher  in  ihrem  Namen  die  traneportirten  Waaren  in  seinem  Ge- 
wahrsam hat 


».  27.  Entsch.  des  Deutschen  lleichsarerichts, 
2.  Civil-Senat.    Vom  17.  Februar  18öä. 

;iUiHii   rrthoil  u.  Annalen.  15(1.  1.  S.  441,44-?.] 

§§  1__3,  ^§  7,  9  HaftpÜichtgesetz.  Die  materiell-renhtlirheii  Vorschriften 
des  Landesrechts  bleiben  durch  das  Reichs  Haftpfliclitgesetz  insoweit  un- 
berührt, als  sie  nicht  mit  dessen  Bestimmungen  unvereinbar  und  nach  der 
ratio  legis  als  ausgeschlossen  zu  erachten  sind.  Darnach  ist  anzunehmen, 
dass  die  landesrechtlichen  Bestimmungen  über  die  muthmaassllehe  Lebens- 
daner  des  Oetödteten  fortbestehen.  (§35  Säch8.B.&.B.) 

Am  29.  Febmar  18S0  sind  in  dem  von  der  Beidagten  betriebenen 
Bergwerk  zehn  Bergleute  tAdUich  TemnglQckt  Anf  die  von  den  Wittwen 
sowie  Kindon  der  Yernnglflokten  erhöhte  Klage  hat  daa  Landgericht 
Freiberg  .die  Beklagte  znr  Zahlung  von  Renten  an  die  KiAger  venutbeilt. 
Beide  Parteien  haben  Berufung  eingelegt  Das  Oberhundeegericbt  Dresden 
bat,  in  fheilweiser  Beachtung  der  Berufung  der  Elftger,  die  Beuten  tfaeil- 
weise  erhöht  und  den  zehn  klagenden  Wittwen  und  Kindern  die  Bentea 
auf  eine  Ifingere  Zeitdauer,  als  in  erster  Instanz  geschehen  war,  zuge* 
sproehen.  Kur  in  diesem  letzteren  Punkt  wird  das  Ur^il  des  'Oberlan- 
desgerichts von  der  Beklagten  angefochten.  Das  Oberlandesgericht  hat  bei 
Feststellung  der  den  Reylsionsbekiagten  zugebilligten  Beuten  den  §  35  des 
Sftchs..B.6.B.  zur  Anwendung,  gebracht. 

„Der  von  der  Revision  hiergegen  gerichtete  Angriff  ist  nicht  begrün- 
det Oer  angeführte  §  35  gebort  dem  materiellen  Recht  an;  er  stellt  eine 
gesetzliche  Yennuthung  im  Sinne  des  §  16  Ziff.  1  des  Emt-Ges.  zur 
G.P.O.  auf  und  ist  daher  durch  die  Prozessgesetzgebung  nicht  aufgehoben 
worden.  Fflr  den  vorliegenden  Fall  erschehit  seine  Anwendbarkeit  weder 
dnidi  das  Reichs^Haftpflichtgesetz  noch  durch  die  Prozessordnung  als  aus- 
geschlossen. Der  Zweck  des  Reichs-Haftpflichtgesetzes  war  zwar,  wie  dies 
schon  von  dem  Reichs-Oberhandelsgericht  ausgesprochen  worden  ist,  darauf 
gerichtet,  durch  die  m  §§  I  und  2  enthaltenen  Recbtssatze  und  die  In 
den  folgenden  Paragraphen  daran  geknüpften  speziellen  Vorschriften  ein- 
heitliehes  Recht  fOr  Deutschland  zu  begrflnden  (Entsch.  des  Reiohs-Ober- 
handelsgericfats  Bd.  XI  S.  111  ff.).  Dies  ist  jedoch  nicht  in  der  Weise 
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geBchdieD,  dass  nunmehr  in  den  von  dem  Eeiehs-Haftpfliehtgesetz  vorge- 
aebenen  Fällen  lediglich  die  Bestimmangen  dieses  Gesetzes  mit  Ansschlnss 
des  Landesrechts  maassgebend  wfiren.  Das  Gesetz  enthält,  wie  das  Ober- 
hmdesgericht  zutreffend  bemerkt,  keineswegs  eine  erschöpfende  Hegeinng 
aller  deijenigen  Momente,  welche  bei  Benrtheilnng  der  in  den  Fällen  der 
§§  1  n.  2  gewährten  EntsehftdignDgsansprQche  in  Betracht  kommen  können. 
Nach  §  9  des  Gesetzes  bleiben  diejenigen  Anspräche,  welche  das  Landesrecht 
gegen  die  Unternehmer  der  in  f §  1  nnd  2  bezeichneten  Anlagen  gewährt, 
nnter  gewissen  Modificationen  anfrecfaterhalten,  nnd  wenn  Im  §  3  Ziff.  1 
bestimmt  ist:  j^Wn  der  Getödtete  znr  Zeit  seines  Todes  vennfige  Gesetzes 
verpflichtet,  einem  anderen  Unterhalt  zn  gewähren,  so  kann  dieser  inso- 
weit Ersatz  fordern,  als  ihm  in  Folge  des  Todesfalls  der  Unterhalt  ent- 
zogen worden  ist%  so  ist  hier  unter  Gesetz  zweifeUos  das  Landesgesetz 
verstanden,  Es  ist  daher  davon  anszngehen,  dass  die  materiell-rechtlichen 
Vorschriften  des  Landesrechts  durch  das  Reichs-Haflpflichtgesetz  insoweit 
unberfihrt  bleiben,  als  sie  nicht  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
unvereinbar  nnd  nicht  nach  der  zweifellosen  Absicht  des  Gesetzgebers  fdr 
ausgeschlossen  zu  erachten  sind.  Die  angefochtene  Bestimmung  in  §  3 
des  Gesetzes,  nach  welcher  es  fär  den  Richter  geboten  erscheint,  bei  Fest- 
setzung des  Schadensersatzes  die  muthmaassliche  Lebensdauer  des  Ge- 
tfidteten  in  Betracht  zu  ziehen,  bietet  nun  aber  durchaus  keinen  Anhalt 
fär  die  Annahme,  dass  hierbei  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  eine 
gesetzliche  Vermuthung,  wie  sie  §  35  des  Säehs.  B.G.B,  für  dessen  Gel- 
tungsgebiet aufstellt,  unbeachtet  zu  bldben  habe.  Auch  im  fibrigen  enthält 
das  Gesetz  keine  Bestimmung,  welche  diese  Annahme  rechtfertigen  könnte. 
§  7  Satz  1,  auf  welchen  die  Revision  Bezug  nimmt,  normirt  prozessuale 
Befagnisse  des  Richters;  durch  denselben  wird  das  materielle  Civilrecht 
nnd  ebendeshalb  die  Frage,  um  welche  es  sich  handelt,  nicht  berührt.  Das 
Gleiche  gilt  von  den  Bestimmungen  der  §§  259  und  200  der  C.P.O." 


Nr.  28.  Sntsdi.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtaliofes. 

Vom  18.  Februar  iS.sO. 

fOestciT,  Ceutral  Blatt  f.  Eisenbahnen  etc.  1885.  S.  Iü63.] 

Die  Erfolglasöiiug  des  von  der  Baliu  gericlitlich  erlegten  Kapitalslx'trab^es 
für  die  Einlösung  eines  Tlieiles  einer  mit  Hypotheken  belasteten  Kealität 
ist  aiuli  il;um,  wenn  der  eingelöste  Tlieil  verhältnissmässig  sehr  gering- 
fügig ist,  nur  gegen  Beibniigiiiig  der  Zustimmung  der  Hypothekargläubiger 
imd  gegen  den  Auswels  zulässig,  dabü  durch  den  Wegfall  des  eingelösten 
Theiles  die  Sicherheit  der  Hypotheken  nicht  gefährdet  werde.  —  Die 
EisenbaiLn-Bauunteniehmang  ist  berechtigt,  gegen  eine  den  Eeohten  der 
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fiypothekaigläabiger  widerstreitende  Erfblglassang  eines  von  ihr  erlegt» 

Sinlöningsbetnges  wn  leknnireiL 

Was  die  eiogewendefe  Inkompetenz  der  Baanntemebrnnog  zur  Er- 
greifnng  des  Appellreknrsee  anbelangt,  so  ist  das  Veifabren  bei  der  £r* 
mittelnng  der  Entscliftdlgang  für  die  za  Eisenbabnzwecken  enteigneten 
GrandstQcken  im  Allgemeinen  jenes  nach  den  Gmndsfttzen  des  VeiiiEÜupens 
ausser  Streitsachen  (§  24  des  Gesetzes  vom  18.  Febmar  1878,  Nr.  30 
R.G.B1.).  Das  Gerieht  hat  daher  von  Amtswegen  alle  Umstftnde  und  Ver- 
hsltnisse  zu  untersuchen,  velehe  anf  die  richterliche  Yerfügmig  Einflnss 
haben  (§  275  Vrfhm.  a.  Strts.),  daher  auch  jeder,  dem  daran  gelegen 
sein  kann,  durch  eine  Anzeige  beim  ersten  Gerichte,  durch  Rekurs  beim 
höheren  Richter  auf  diese  Untersuchung  von  Amtswegen  Einfluss  fiben 
kann,  und  umsomehr  die  rekurrirende  Bauuntemehmnng,  welche  den  aus- 
zufolgenden Entschftdigungsbetrag  erlegt  hat,  und  bei  nicht  gehöriger  Yer- 
wendung  desselben  zu  Gunsten  der  Hypotbekarglftnbiger  von  diesen  allen- 
fiüls  zur  wiederholten  Entschädigung  aufgefordert  werden  kann.  Was  aber 
den  obergerichtlichen  Abweisnngsgrund  selbst  anbelangt,  so  führen  die 
Rekurrenten  auch  im  Rekurse  (§  10,  Vrfhm.  a.  Strts.)  keine  Umstände 
und  Beweismittel  an,  aus  denen  erhellen  würde,  dass  ungeachtet  der  Ab- 
tretung der  enteigneten  GmudstAcke  £e  Hypothek  der  Gfiter  Wröblik- 
Krolewski  die  dem  §  1374  a.  b.  6.  B.  entsprechende  gesetzliche  Sicherheit 
behält,  somit  die  Bedingungen  der  §§  22  und  34  des  Gesetzes  vom 
18.  Februar  1878  zur  unmittelbaren  Ausfolgung  des  erlegten  Entschädip^ungs- 
betrages  an  die  Rekurrenten  gegeben  sind,  und  die  unbestimmte  Berufung 
der  Rekurrenten  auf  das  Entschädigungs-Ermittehings-Operat  kauu  nicht 
berücksichtigt  werden.  Endlich  kann  auch  bezüglich  der  Erfolglassung 
zwischen  der  eigcntlicIiLU  Entschädigung  für  die  enteigneten  Grundstücke, 
dann  für  die  Werthverminderung  des  zurückbleibenden  Theiles  des  Grund- 
besitzes und  für  die  Aussaat  nirht  angenouiuieii  werden,  weil  der  ganze 
ermittelte  und  erlegte  Entschädi^ngsbetrag  zur  Vertheilung  unter  die 
Hvpothtkurgluubiger  nach  dem  Gesetze  (§  34  des  Gesetzes  vom  18,  Fe- 
bruar 1878,  Nr.  30  K.G.Bk)  bestimmt  ist 


Nr.  29.  Entgeh.  Aas  Beiitwheii  BelclMgerIclitB. 

2.  Civil-Senat.    Vom  24.  Februar  1885. 

IDaj  ou  Saater,  Zeitscär.  1  ElMss-Lotbrincen.  Bd.  X.  S.  SOO.  —  Ztg.  <L  Vcr.  Deutsch.  £iseiib.Ver«. 
im  S.  m  -  Dmtack  J«ltb««H«.  Bd.  10.  8.  «I.  4».] 

Der  Entsehädlgangsaiispraoh  der  üntarhsltiAereohtigtai  ans  §  3  dM  BBft- 
pfliohtgesetseB  ist  begründet,  wenn  dem  Betödteten  zur  Zeit  dei  Todes 
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die  ÜBtorlialtqifliolLt  geBetsUeh  oblig  und  w  nur  dunli  dm  TTnftU  ausser 
Stande  gesetrt  war,  derselben  zu  genügen. 

Die  Rcvisiousangriffe  des  beklagten  Reichsfiskus  waren  üKht  für  be- 
gründet cuizusehen.  lu  allen  von  ihm  hervorgehobenen  Punkten  beruht  die 
Eutscheidaug  des  Bcrufuii^sgericiits  auf  der  Wüi  lii^uug  thatsächlicher  Ver- 
hältnisse. Ein  Keehtsirrthum  ist  darin  nicht  zu  finden.  —  Den  ursäch- 
lichen Zusaniiuenliang  zwischen  dem  Unfall  und  dem  Tode  des  Sohnes  G. 
entnimmt  das  Oberlandesgericht  dem  Zenguibse  des  Dr.  med.  Sch.,  welcher 
zwar  die  Lungenschwindsucht  als  nächste  Todesursache  bezeichnet,  neben- 
her aber  bestätigt,  dass  diese  Krankheit  das  frühe  Starben  des  G.  nicht 
nach  sich  gezogen  haben  würde,  wenn  er  nicht  durch  die  zweite  Ampu- 
tation übermässig  angegriffen  worden  wäre;  und  diese  Amputation  war 
eine  unmittelbare  Folge  des  Unfalls.  —  Die  ünterhaltungsbedürftigkeit  der 
Kläger  wird  durch  Zeugenaussagen  für  dargethan  erachtet.  Dass  die 
Kläger  noch  ein  kleines  Wohnhaus  besitzen,  auf  welches  sie  die  grussere 
Hälfte  des  Kaufpreises  abgezahlt  haben,  und  dass  der  Vater  G.  im  letzten 
Jahre  vorübergehend  noch  einige  Tage  liandarbeit  verrichtet  hat,  steht 
dieser  BeurÜieilung  des  Beweises  nicht  entgegen.  Den  Klägern  ist  der 
Verkauf  ihres  Grundbesitzes  nicht  zuzumuthen,  da  sie  sich  hierdurch  der 
Möglichkeit,  ihr  Wolmungsbedurfoiss  selbst  zu  befriedigen,  berauben  würden. 
Auch  iasst  sich  voraussetzen,  dass  die  Ansässigkeit  der  Eheleute  6.  von 
der  Vorinstanz  bei  der  i'fstsetzung  der  Uöho  d  ^  lUtcrhaltes  ebenso  in 
Betracht  gezogen  worden  ist,  wie  der  geringe  Verdienst,  welchen  sich  der 
Vater  in  der  letzten  Zeit  durch  Handarbeit  verschafft  hat.  Denn  der  Un- 
terhaltnngsbeitrag  ist  „unt -r  1! l; rücksichtigung  aller  angeführten 
Lmstände"  auf  mir  240  M.  bemessen  worden.  —  Die  Erwerbsfähigkeit 
des  Sohnes  G.  endlich  anlangend,  so  wird  auf  Grund  von  Zeugenaussagen 
envogen,  dass  der  Sohn  vor  dem  Unfälle  seinen  Uohn  an  die  Eltern  ab- 
lieferte, nach  dem  Unfälle  aber  sich  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  aneignete, 
um  die  Stelle  eines  Schreibers  in  einem  Bureau  verschen  zu  können. 
Solche  Feststellungen  rechtfertigen  die  Annahme  der  Erwerbsfllhigkeit. 
Wenn  der  Sohn  zur  Zeit  seines  Todes  nicht  im  Stande  war,  die  Eltern 
TU  nntcrstüt/.en,  so  ist  dnrnn  eben  nur  der  Unfall  schuld.  Lediglich  dar- 
auf kommt  •  -  un,  ob  er  ohne  den  Unfall  und  ohne  die  Folgen  desselben 
die  Eltern  zu  unterhalten  vermocht  hätte;  mid  dies  ist  ausreichend  fest- 
gestellt. 


Eger.  £i.«enbabDrccbtUcbe  EnUcheidaagen.  Vf» 
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Eotsch.  des  Deutschen  Reicbsgerichts  Tom  25.  Februar  1895. 


Nr«  30*  Entech.  des  Oentsehen  BeiclwseriditsO 

1.  Civil-Senat.  Vom  25- Februar  1885. 

Dm  Statat  der  Hftlle-Soraii-GiiboDer  Eisenbalm  regelt  das  VerliiltBias 
zwieelieii  Stamm-  und  Stammprloritftts-Aktioitibreii  nur  für  den  Fall,  dase 
der  üeberlasstuigspreis  eine  Summe  Mldet  Dadureh  ist  die  Enteclieidiiig, 
gegen  welehe  getrennte  Abflsdongen  f&r  Jede  der  beiden  Akttengsttnngei 
verkanft  werden  sollet  dem  gemeinsehaftlioben  Beeeblnsse  niebt  entzogen. 

Die  beklaj^to  Aktieugesellschaft,  erriihtet  duicli  am  3.  Fehrnar  iStiS 
Allerhöchst  bestätigte»  Statut  vom  15.  Januar  1868  (Preuösisehe  Gesetz- 
sammlnng  von  1868  S.  3i>5  ff.)  hatte  ihr  Aktienkapital  von  13  500  000 
Thal-r  zur  Haltte  in  Stammaktien  —  6  500  000  Thaler  in  (i5  000  Stuck 
Stammaktien  ä  100  Tliaier  —  und  zur  anderen  Hälfte  in  Stanim-Prioritats 
aktien  —  6  500  000  Thaler  in  .^2  500  Stück  Stamm  -  Prioritätsak-tieu 
a  200  Thaler  —  emittirt.  In  Hetreft"  des  Verhältuisses  dieser  heideu 
Aktiengattnngen  ist  in  §  22  des  Statuts  den  Stamm -Prioritätsaktien  eine 
Vorzugsdividende  von  5  i>Ct.  des  Nominalbetrages  nnd.  sofern  der  Rein- 
ertrag in  einem  oder  dem  anderen  Jahre  zur  Zaliluni;  einer  ^^olphen  nicht 
ausreichen  sollte,  das  R"eht  auf  Xachbezug  des  Fehlend(4i  aus  den  Rein- 
erträgen der  folgenden  Jahre,  bevor  eine  Dividende  auf  die  Btammaktien 
entfallen  kann,  zugesichert.    Es  heisst  sodann  im  §  22: 

^Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  respektive  Liqoi« 
dation  des  GesellschaftsvennOgens  haben  die  Inhaber  der  Stamm* 
Prioritätsaktien  ein  Prioritätsrecht  an  dem  vertheilungsfähigen  Er- 
löse fär  das  Unternehmen,  so  dass  sie  aus  demselben  zunächst 
und  vor  den  Inhabern  der  Stammaktien  befriedigt  werden  mfissen." 

Die  Aktionäre  beider  Aktiengattnngen  stimmen  in  den  Generalver- 
sammlungen ungesefaieden.  Kacb  ausdrücklicher  Bestimmung  des  §  82  des 
Statuts  ist  ihr  Stimmrecht  gleich.  Bei  allen  Abstimmungen  geben  je  Ifinf 
Stamm-Prioritäts-  und  sehn  Stammaktien  bis  zum  Besitz  von  fttnizig,  be- 
ziehungsweise einhundert  Aktien,  eine  Stimme  und  über  fünfzig,  beziehungs- 
weise einhundert  Aktien  hinaus  je  zehn,  beziehungsweise  zwanzig  Aktien 
eine  Stimme,  während  auch  der  grösste  eigene  Aktienbesitz  zu  nicht  mehr 
als  fünfundfän&ig  Stimmen  berechtigt  Es  bestimmen  femer  in  dem  Statat; 

§13.  Abänderungen  des  Statuts.  Abänderungen  des  gegen- 
wärtigen Statuts  sind  nur  infolge  eines,  nach  Maassgabe  der      2b  bis  31 


*)  S  Entsch.  lies  Ob.-Land.-Ger.  Naumburg  v.  lü.  Dezember  1884.  EUeababorecbti 
Entöcli.  III.  S.  426. 
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geisssteii  Besehlnsses  der  Generalversammliuig  unter  laadesheirlieber  6e- 
Ddunigoog  zulässig. 

§  14.  Verkauf  der  Bahn  und  Auflösung  der  Gesellschaft. 
Auch  der  Verkauf  der  Bahn  und  die  Auflösung  der  Gesellschaft,  ingleichen 
die  Vereinigung  des  Unternehmens  mit  einem  anderen  Eisenbahnunter- 
nehmen  können  nur  infolge  eines  in  gleicher  Weise  gefassten,  iuadesherr- 
licli  bestätigten  Beschlusses  der  Generalversammlung  geschehen. 

§31.  Nothwendigkeit  einer  Generalversammlung.  Ausser 
dpn  im  §  genannten  Gegenständen  ist  der  Bescbluss  einer  Geueralver- 
Sammlung  überhaupt  erforderlich: 

1.  zur  Ausdehnnog  des  Unternehmens  über  den  im  §  1  angegebenen 
Zweck  Mnaiis  und  auf  die  im  §  2  vorbebaltene  anderweitige  Be- 
nntzungsart; 

2.  zar  Vermehrong  des  Grundkapitals  derGesellsciiaft  und  Kontrahining 
Tou  Anlehen  für  dieselbe; 

3.  zur  Fusion  der  Gesellschaft  mit  einer  anderen  nnd  Feststeilnng 
der  desfallsigen  Bedingungen; 

4.  zur  Uebemabme  des  ßetrielies  auf  anderen  Eisenbahnen  nnd  zur 
Uebertrngnng  des  Betriebes  der  eigenen  Bahn  an  ^e  andere  Ge- 
sellschaft oder  an  den  Staat; 

5.  zu  Abänderungen  nnd  Er^zungeo  des  Statuts  auch  in  anderen, 
als  den  unter  1  nnd  2  genannten  Fällen; 

6.  zur  Anfhebang  der  Beschlüsse  froheror  Generalversammlungen; 

7.  zur  AnflOsong  der  Gesellscbalt; 

8.  zum  Verkaufe  der  Bahn. 

Alle  unter  1  bis  5,  7  und  8  gedachten  Beschlfisse  bedfirfen  der  Ge- 
nehmigung des  Staates,  um  fflr  die  Gesellschaft  verbindlich  zu  werden. 
Ueber  die  Art  der  Abstimmung  fiber  diese  Gegenstände  setzt  §  86  das 
Nathige  fest 

§  36.  Absatz  3.  Gang  der  Verhandinngen.  Die  Beschlfisse 
werden  in  der  Regel  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst,  jedoch  findet 
davon  eine  Ausnahme  statt  bei  den  nach  §  31  ad  1  bis  5,  7  und  8  ge- 
dachten Gegenständen,  über  welche  nur  eine  Majorität  von  zwei  Drittheileu 
der  anwesenden  oder  vertretenen  Stimmen  entscheiden  kann. 

Durch  Gesetz  vom  17.  Juni  1876  übernahm  der  Preussische  Staat  für 
Prioritätsanieiiieu  der  Gesellschaft  bis  auf  Höhe  von  29  730  000  M.  die 
Zinsearantie.  nachdem  er  sich  durch  Vertrag  vom  7.  Juli  187ä  seitens  der 
^luseüsehatt  vom  1.  Januar  1877  ab  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des 
Bahnunternehmens  auf  ewige  Zeiten  hatte  übertragen  lassen  (Preussisrhe 
Gesetzsammlung  von  1370,  Seite  162  ff.).   Nach  diesem  Vertrage  ertbigte 

4* 
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die  Yerwaltting  und  der  Betrieb  der  Bahn  tar  Reebnimg  nad  Ge&hr  der 
BisenbaluigeBellBCliaft.  In  'dem  Yertrage  wurde  dem  Staate  das  Recht  ein- 
getftumt,  nach  Abhinf  von  15  Jahren  vom  1.  Januar  1876  ab  gegen  üeber- 
nahme  BftmmÜicher  Schulden  der  Geeellschaft  tmd  Zahlung  des  fBnffibchen 
Betrages  des  in  den  letzten  fünf  Betriebsjabren  sieh  llber  die  geaammteu 
Betriebskosten,  Rücklagen  zum  Reserve-  nnd  Emeuemngsfonds,  Zinsen 
nnd  Amortisationsgelder  der  Anleihen  ergebenden  Ceberschnsses  als  Kapital- 
abfindnng  die  Uebertragnng  des  Eigenthnms  der  Bahn  zu  verlaagen.  Im 
Febmar  1884  hat  sodann  die  Königlich  Prenssische  Staatsregierang  der 
Eisenbahngesellschaft  eine  Kanfisofferte  nach  Haaasgabe  eines  Vertrags- 
entwarfes gemacht,  nach  welchem  das  gesammte  Bahn  vermögen  anf  den 
Prenssischen  Staat  fibergehen  and  mit  dem  ersten  Tage  des  zweiten  anf 
die  Perfektion  des  Vertrages  folgenden  Monates  die  Auf  lOsnng  der  Eisen- 
bahngesellscbaft  erfolgen,  die  Liquidation  aber  f8r  Bechnong  des  Staates 
von  den  Seitens  des  MinisterB  f&r  öffentliche  Arbeiten  za  bezeichnenden 
königlichen  Behörden  bewirkt  werden  sollte.  In  diesem  Vertragseniwnrfe 
war  femer  bestimmt; 

§  2.  Dli  iür  die  Abtretung  dieser  fiechte  (§  1)  vom  Staate  za 
zahlende  Kaufpreis  beträgt  17  21*2  jOO  M.  Ansserdem  fiberüiuimt  der 
SiiuiL  diu  i'iiüritätsaDlcilieu,  sowie  die  sonstigeu  JScliuldeü  der  Halle-Öoraa- 
Gubener  EibenbuliiigesellscbaiL  ulä  Selbstschiüdiier. 

§  4.  Der  Staat  ist  verpflichtet,  voni  Tage  der  Aiiflösiuig  der  Gesell- 
schaft an,  den  Inhabern  von  Aktien  der  Huiie-Soran-Gnbener  Eisenbabn- 
geselLschaft  an  Stelle  ihres  Antheils  am  Liquidationscrlüse  gegen  Kinliet'erung 
ihrer  Aktien  uebst  zugehörigen  Dividendenscheiueu  und  Talons  eine  Ab« 
fiodaug  anzubieten  und  zwar 

a)  fSx  je  eine  Stammaktie  4  800  M.  eine  Sehnldverschreibang  der 
4prozentigen  konsolidirten  Anleihe  zum  Nennwerthe  T(m  ein- 
hundert  nnd  fiinfzig  Mark  mit  Zinsscheinen  f&r  die  Zeit  tod 
1.  Janaar  1884, 

b)  für  je  zwei  Stammprioritfttsaktien  k  600  H.  StaatsschnldTerschrd- 
bnngen  der  4prozentigen  konsolidirten  Anleihe  zom  Nennwerthe 
von  eintansend  dreihondert  nnd  fOn&ig  Hark  mit  Zinsscheuien 
für  die  Zeit  vom  1.  Janaar  1884,  sowie  eine  baare  Zozahlong  von 
15  H.  pro  Stammprioritätsaktie. 

Der  Staat  wird  in  Höhe  der  umgetauschten  Aktien  Aktionär  der 
Gesellschaft  nnd  übt  als  solcher  nach  Maassgabe  seines  Besitzes  au  Aktie« 
das  statutarische  Stimmrecht  aus  etc.  Die  Bt-kanntmachung  des  Angebots 
erfolgt  spätestens  14  Tage  vor  dem  Beginne  des  Umtausches  in  den  Ge- 
sellschaftsblätteru.  Dieselbe  ist  sechs  Mal  in  Zwischenräumen  von  wenig- 
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«tens  einem  MoDAtQ  zu  wiederholen.  Zu  dem  Umtanscbe  wird  der  Staat 
eine  Frist  von  einem  Jahre  bewilligen. 

§  5.  Der  Staat  ist  verpfliobtet,  ein  Jahr  nach  erfolgter  AnflOsnng 
der  Qosellsehaft  der  mit  der  Liquidation  beanfiragten  Behörde  den  Eanf- 
preis  ffir  die  Abtretung  des  ünteroehmens  ($  2)  nnter  Anrechnung  des 
anf  die  nmgetansebten  Aktien  entfidlendai  Bettages  (§  4)  behufs  statuten- 
mAasiger  Vertfaeilnng  an  die  Inhaber  der  Aktien  zur  VerfQgnng  zu  stellen. 
Gleiehzeitig  sind  die  Inhaber  der  Aktien  durch  die  Gesdlsehaftsblitter  auf* 
znfordem,  binnen  einer  Frist  von  drei  Monaten  ihre  Aktien  an  die  Gesell- 
schaftakasae  gegen  Empfangnahme  Ihres  Antheils  an  dem  Eaufyreise  ab- 
zuliefern. 

Der  Vertragsentwurf  enthielt  ferner  fftr  den  Fall  des  Perfektwerdeos 
des  Vertrages  die  Festsetzung  einer  Abänderung  der  Stimmberechtigiing 
dabin,  dass  unter  Aufhebung  des  §  32  des  Statuts  jede  Aktie  eine  Stimme 
gewähren  solle,  sowie  die  Festsetzung,  dass  es  für  den  Aufsichtsrath 
einer  Deponirniig  von  Aktien  nie-iit  bedürfe  und  auch  eine  Neuwahl  für 
aussrlieideude  Mitglieder  desselben  nicht  mehr  stattlinden  solle.  Endlich 
^var  bestimmt,  das?^  die  Festsetzungen  des  Vertragcsj  nach  dessen  Perfek- 
tion für  die  Gesellschaft  die  Geltung  statutarischer  Bestimmungen  haben 
sollten. 

In  der  zum  Zwecke  der  Beruthuug  und  Beschlussfassnng  iiiier  diese 
Offerte  auf  den  28.  Mai  1884  einberufenen  Generah ersaiumlang  der 
Aktionäre  der  Eisenbahngesellschaft  wurde  die  Annahme  der  Offerte  be- 
ziehungsweise die  Genehmigung  des  Vertrages  mit  1794  gegen  119  Stim- 
men beschlossen.  In  der  General  versa  uiiu  Inn  g  war  auch  der  Kläger, 
legitimirt  als  Besitzer  von  30  Stück  Stammaktien,  anwesend  und  erhob 
gegen  die  Annahme  der  Offerte  Einspruch.  Er  hat  hierauf  Anfang  Sep- 
tember 1884  Klage  erhoben,  nach  dem  Klagernbrnm  gerichtet  gegen  die 
Kouiglu  he  Eisenbahndirektion  zu  Erfurt  als  Vorstand  der  Gesellschaft  und 
gegen  den  Aulsi(  liisratli  (Verwaltungsrath)  derselben,  mit  dem  Antrage, 
die  Verklagten  zu  verurtheilen : 

1.  anzuerkennen,  dass  die  der  Klage  beigefügte  Offerte  der  König- 
lichen Staatsregierung,  betreffend  die  Abtretung  de?  Vermögens 
der  Halle-Sorau-Gubener  Eisenbahngesellschaft  an  den  Preussischen 
Staat  dnrch  den  gegen  eine  Minorität  von  119  Stimmen  gefassten 
Beschluss  der  Generalversammlung  vom  28.  Mai  1884  nicht  rechts- 
gültig acceptirt  ist: 

2.  sich  der  Eintragung  und  Ausluhrong  dieses  Beschlusses  zu  ent- 
halten. 

Nach  peiner  Behauptung  verletzt  der  projektirte  Kaufvertrag  die  den 
Stammaktiouäreu  gegenüber  den  Stammprioritätsaktionäreu  durch  §  22  des 
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StatutB  gewährleisteten  Rechte.  Banach  bfttten  allerdings  zon&ebst  die 
Letzteren  in  Hohe  des  Nominalbetrages  ihrer  Aktien  Anspradi  auf  Be* 
friedigong  ans  dem  Liquidatlonaerlöse.  Aber  mehr  als  den  Nominalbetrag 
ihrer  Aktien  könnten  die  Stammprioiftfitaaktionftre  erst  erhalten,  naehdem 
die  Stammaktionftre  in  Hohe  des  Nominalbetrages  ihrer  Aktien  BeMedignng 
erhalten  hfttten.  Dies  Yerhftltniss  verletze  der  offerirte  Eanfvertrag  zum 
Nachtbeil  der  StammakÜonSre.  Der  wahre  Ueberlassnngspieis,  den  die 
Staatsregiemng  gewähre,  sei  der  im  §  4  deeselben  als  Umtansdispreis  ffir 
die  Aktira  ansgedrfiekte,  der  naeh  dem  derzeitigen  Korse  der  4prozentigen 
Staatssebnldversehreibungen  von  108  pCt.  84  899  695  M.  betrage.  Ver- 
theüe  man  diesen  entspreehend  dem  im  §  22  des  Status  festgesetzten 
Verhiltnisse,  so  entfielen  naeh  BelHedigang  der  Stammprioritfttsaktien  in 
Hohe  von  20  250  000  H.  anf  die  Stammaktien  noeh  14  149  695  M.,  also 
mehr  als  70  pCt,  während  ihnen  dnrch  den  Vertmg  nnr  eirca  51  Vs  pGt 
ihres  Aktienbetrages  geboten  würden.  Der  in  §  2  des  Vertrages  fest- 
gesetzte Preis  Ton  nnr  17  212  500  M.  sei  fingirt,  nm  die  statatariseheD 
Bestimmnngen  Ober  die  Vertheilong  der  Llqnidationsmasse  zwischen  den 
Stammprioritätsaktionären  nnd  den  Stammaktionären  zn  nmgehen,  den 
Ersteren  anf  Kosten  der  Letzteren  eine  nngebfihrliche  Begflnstignng  zn 
gewähren  nnd  die  dem  Verkauf  widersprechende  Minderheit  der  Aktionäre 
zum  Umtansch  ihrer  Aktien  gegen  Prenssische  Konaols  zn  zwingen.  Der 
GeneralTersammlnngsbeschloss  habe  flbrigens  als  Statntenändemngen  ent- 
haltend zn  seiner  Gültigkeit  der  Eintragung  in  das  Handelsregister  bedurft 
Da  diese  bisher  beziehungsweise  bis  zum  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes» 
betreffend  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Aktiengesellschaften 
vom  18.  Juli  1884,  nicht  erfolgt  sei,*  so  käme  dieses  Gesetz  zur  Anwendung, 
nach  dessen  Artikel  215  Absatz  6  es  der  Zustimmung  einer  besonderen 
Generalversammlung  der  Aktionäre  der  benachtheiligten  Aktiengattung  mit 
Dreiviertelmehrheit  bedfirfe,  so  dass  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  der 
gefasste  Besclilnss  wirkungslos  sei. 

In  erster  Instanz  liessen  sieh  die  Königliche  Eisenbahndirektion  zu 
Erfurt  wie  der  Anfeichtsrath  der  Eisenbahngeselladiaft  durch  besondere 
Prozessbcvollmächtigte  vertreten.  In  dem  Verhandlungstermine  erster 
Inbtaijz  erklärte  der  klägerische  Prozessbevollmächtigte,  noch  bevor  seitens 
der  Beklagten  mit  der  mündlichen  Verhandlung  begonnen  war,  die  Klage 
sei  lediglich  Regen  die  Halle-Sorau-Gubener  Eisenbahngesellschaft  erhoben, 
es  sei  uur,  um  jedes  Bedenken  hinsichtlich  der  Prozesslegitimation  abzu- 
schneiden, auch  der  Aufsichtsrath  unter  Zustellung  der  Klage  zur  münd- 
lichen Verhati(Uuii^  geladen,  der  Aufsiclitsrath  als  solcher  werde  nicht  mit- 
verklagt. Die  Kunii^lirbe  Eisenbaliiidirektiou  zu  Erfurt  als  Vor.staud  der 
Eisenbahngesellschuil  luud  liierin  eine  uustatthafte  Aeuderuug  der  Klage. 
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Sie  beantragte  aber  eventoell  auch  Abwdsiuig  der  Klage  gegen  die  Eisen- 
bahngesellschaft,  indem  eie  die  Anffassnng  des  Klägers  bekämpfte. 

Der  Bevolimftchtigte  des  Anfsichtsraths  der  Eisenbahngesellschaft  be- 
stritt die  Passivlegitimation  des  Anfsichtsraths  und  beantragte  Abweisimg 
der  Klage  gegen  denselben. 

Die  dritte  Civilkaji  mcr  des  K^ni^lich  Prenssischen  Landgerichts  zu 
Halle  a.  S.  erkannte  durch  Urtheil  vom  15.  (Oktober  1884  und  zwar  gegen 
die  Aktiengesellschaft  Halle-Sorim-Gnbener  Eisenbahngesellschaft,  vertreten 
durch  die  Königliche  Eisenbahndirektion  zu  Erfurt, 

I.  die  Beklagte  wird  dem  Kläger  als  Besitzer  von  30  Stück  Stamm- 
aktien der  Halle-Soraa-Gabener  Eisenbahngesellschaft  gegenüber 
verortheiit: 

a)  anznerkennen,  dass  die  Offerte  der  Königlichen  Staatsregierung, 
betreffend  die  Abtretung  des  Vermögens  der  Halle -Sorau- 
Gnbener  Eisenbahngesellscbait  an  den  Ptenssischen  Staat  durch 
den  gegen  eine  Minorität  von  119  Stimmen  gefassten  Beschluss 
der  Generalversammlnng  vom  28.  Mai  1884  nicht  rechtsgültig 
acceptirt  ist» 

b)  sich  der  Emtragnng  nnd  AnsfÜhmng  dieses  Besdiliissns  za 
enthalten. 

D.  Die  Kosten,  welche  dadurch  entstanden  sind,  dass  von  dem  Klüger  * 
der  Anf8icht8rath(Verwaltangarath}  der  Halle-Soran-Gnbener  Eisen- 
bahngeseUsebaft  tat  mündlidien  Verhandlang  des  Rechtsstreits  ge- 
laden war,  werden  dem  Klüger,  alle  übrigen  Kosten  des  Rechts^ 
Streits  werden  dem  Beklagten  auferlegt. 

Gegen  dieses  Urtheil  legte  die  beklagte  Eisenbahngesellsciiaft  die  Be- 
rufung mit  dem  Antrage  ein,   unter  Aufhei)iing  des  Urtheils  die  Klage 
abzuweisen.    Kläger  schloss  sich  der  Berufung  an  und  beantragte,  und 
zwar  gej?en  die  beklagte  Eisenbahngesellschaft,  vertreten  durch  die  Kr»nig- 
liche  Eisiiibahndirektion  und  durch  den  Aufsichtsrath,  das  erste  Urtheil 
in  Bezug  auf  seine  Kosteiieiitscheidung  dahin  abzuändern,  dass  der  Be- 
klagten sämmtlichc  Kosten  aufzuerlegen.    Beide  Theile  beantragten  die 
Verwerfung  der  gegnerischerseits  eingelegten  Rechtsmittel.    Auch  in  der 
Berufungsinstanz  Hess  sich  der  Aufsichtsrath  der  beklagten  Gesellschaft 
besonders  vertreten  und  beantragte  Verwerfung  des  vom  Kläger  eingelegten 
Rechtsmittels.    Der  Erste  Civilsenat  des  Königlich  Preussischen  Ober- 
Landgerichts  zu  J^anniburg  erkannte  durch  Urtheil  vom  10.  Dezember  1884: 
Das  Urtheil  des  Königlichen  Landgerichts  zu  Halle  a.  S.  vom 
15.  Oktober  1884  wird  dahin  abgeändert:  Der  Kläger  wird  auf 
die  Berufung  der  Beklagten  mit  der  Klage  abgewiesen,  die  An- 
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»chlnssbcrufung  des  Klägers  wird  als  unbcgriiudet  verworfen.  Die 
Kosten  beider  Instanzen  fallen  dem  Kläger  zur  Last. 
Gegen  dieses  Urtheii  hat  Kläger  die  Revision  mit  dem  Antrage  ein- 
gelegt, das  Urtlieil  anfzuheben,  die  gegen  das  am  15.  Oktober  1884  ver- 
kündete Urtheii  des  Landgerichts  zu  Halle  a.  S.  von  der  Beklagten  ein- 
gelegte Berufung  zurückzuweisen  und  in  Ansehung  des  Kostenpunktes 
erster  Instanz  nach  dem  Anschlnss-Beruiuugsautrage  des  Klägers  zn  er- 
kennen, jedenfalls  aber  dem  Aufsichtsrathe  (Verwaltnogsrathe)  die  dnrch 
Beine  ProzessTertretimg  in  zweiter  Instanz  entstandenen  Kosten  zor  Last 
zu  legen. 

Die  Revision  wurde  gerichtet  gegen  die  beklagte  Eisenbahngesellschaft, 
vertreten  durch  die  Königliche  Eisenbahndirektion  zu  Erfurt  und  den  Auf- 
sichtsrath.  Die  beklagte  Eisenbahngesellschaft  beantragte,  die  Revision 
als  anbegründet  zurüekzu weisen. 

Das  angegriffene  Urtlieil  wnrde  vorgetragen. 

Entsciieidangsgründe. 

Die  erhobene  Revision  musste,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Ent- 
scheidung in  Betreff  der  durch  die  besondere  Prozessvertretung  des  Anf' 
Sichtsraths  der  beklagten  Gesellschaft  entstandenen  Kosten  der  Vorinstanzeo 
handelt,  für  nnbegrQndet  erachtet  werden,  weil  sich  die  getroffene  Ent- 
scheidung, abgesehen  von  dem  erwähnten  Kostenpunkte,  wenn  auch  die 
Entscheidungsgrfinde  des  Berufungsgerichts  mit  Recht  in  der  Revisions» 
begrfindong  angegriffen  worden  sind,  ans  anderen  Gründen  als  richtig  dar- 
stellt J  526  der  Civil^Prozessordnung.  Unrichtig  erscheint  zanSchst  die 
AosfOhnuig  des  Tertreters  der  Revisionsbeklagten,  dass  die  Anfechtong 
des  Generalveisammlmigs- Beschlusses  vom  28.  Hai  1884  seitens  des  Be- 
vIsionskUgeiB  sich  schon  deshalb  als  nnzatreffend  ergebe,  weil  derselbe 
den  Verkanf  der  Eisenbahn  an  den  Prenssisohen  Staat  an  sich  gelten 
lassen  wolle  nnd  nnr  fordere,  dass  der  als  der  wahre  üeberlassnngspreis 
von  ihm  bezeichnete  Pr^s  des  §  4  des  Vertrages  entsprechend  der  Be- 
stimmung des  Schlnssabsatzes  des  §  22  des  Gesellscbaftsstatata  nnter 
Stamm-PrioritätsaktionSre  und  Stammakdon&re  vertheilt  werde. 

Eine  solche  Tfaeilnng  des  Generalversammlungs-Beschlosses  oder  des 
E^aofvertrages  ist  weder  ans  den  Klageantrftgen  noch  ans  ihrer  Begründung 
zu  entnehmen.  Vielmehr  will  Klftger  die  Annahme  der  Eaofofferte  durch 
den  Generalversammlnngs-Beschlnss  für  rechtsunwirksam  erklflrt  wissen, 
weil  nnter  Verletzung  der  Bestimmong  des  §  22  nicht  verkauft  werden 
dürfe.  Bas  Recht,  das  der  Klüger  geltend  macht,  Ist  nicht  das,  dass  ans 
diesem  Eanfvertrage  den  Stammaktionüren  ein  höherer  Preistheil  gebühre, 
als  dnrch  denselben  für  sie  bestimmt  sei,  sondern  das,  dass  nicht  in  einer 
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Weise  verkauft  werden  dflrfe,  vermöge  deren  durch  abgesooderte  Preis- 
neimimiig  für  die  beiden  Aktion&rgatfcongen  den  Slamm-Priorit&ieaktioniren 
mebr  als  der  Nominalbetrag  ihrer  Aktien  ankommen,  wShrend  die  Stamm- 
aktionäre  anf  ihre  Aktien  weniger  als  den  Nominalbetrag  erhielten.  In 
der  That  handelt  es  sich  nm  die  Frage,  ob  die  Bestimmung  im.  Schlnss- 
absatz  des  §  22  des  Statuts  die  Bedeutung  hat,  es  dürfe  ein  Verkauf  der 
Bahn  nur  in  der  Weise  stattfinden,  also  wirksam  beschlossen  werden,  dass 
der  ganze  üeberlassungspreis  die  einheitliche  Liquidationsmasse  zu  bilden 
habe,  welche  entsprechend  jener  Bestimmung  des  §  22  zu  vertheilen  sei, 
so  dass  die  Zulassung  eines  Verkaufs  oder  üeberlassungsvertrages  mit 
gesonderten,  dem  Verhftltniss  des  §  22  nicht  entsprechenden  Abfindungs- 
preisen ffir  die  Stamm-PrioritfttsaktionAre  und  die  Stammaktionfire  aus- 
geschlossen w&re  oder  ob  die  Bestimmung  des  §  22  nur  die  Bedeutung 
hat,  das  VerbSltaiss  für  die  Belriedigaog  der  beiden  Aktiengattungeu  fesi^ 
zustellen,  sofern  es  sich  um  einen  ohne  Scheidung  in  die  Liquidattons- 
masse  feilenden  ErlOs  handelt,  aber  nicht  hindern  will,  mit  dar  erforder- 
lichen Zweidrittelmehrheit  der  Aktionäre  beider  Gattungen  einen  Verkauf 
in  der  Weise  zu  bescbliessea,  dass  die  Stamm-Prioritltsaktionäife  und  ^e 
Stammaktionfire  durch  gesonderte,  nach  anderen  Gesichtspunkten  als  denen 
des  §  22  normirten  Preise  abgeftinden  werden.  Entscheidet  man  sieh  für 
die  erste  Alternative,  so  ist  dUe  AnfechtuDg  des  Klägers  begründet.  Die 
Form,  in  welcher  der  Kaufvertrag  die  GewAhrnngeu  gegen  XJeberlassung 
des  Kaulgegenstandes  gebracht  hat,  vermöchte  sie  nicht  zu  vereiteln. 

In  Wahtheit  beruht  das  Aeqnivalent^  welches  der  Staat  für  die  Ueber- 
lassung  der  Bahn  gewfthrt,  neben  der  üebernabme  der  Schulden  der  Ge- 
sellschaft in  den  im  §  4  des  Vertrages  festgesetzten  Gewährungen  und 
nicht  in  denen  des  §  2.  Die  sich  nach  §  4  ergebenden  Summen  hat  der 
Staat  für  die  Erlangung  des  Eigenthums  an  dem  Eisenbahnnntemehmen 
gewähren  wollen  und  zur  Erzielung  der  den  Vertrag  genehmigenden  Mehr- 
heit gewfilirt'n  müssen.  Der  im  §  2  bestimmte  Preis  ist  nur  dazu  fest- 
gesetzt, damit  alle  Aktionare  ilen  Umtausch  nach  §  4  vollziehen.  In 
diesem  Sinne  sind  gleichlautende  Festsetzung'  ii  früherer  Verstautlichunii^s- 
vui  Uäge  von  der  Preussischen  Staatsregierung  in  ilacn  dem  Laudlage  vor- 
gelegten Denkschriften  beibst  charukterisirt  worden.  In  der  allgemeinen 
Begründung  des  Gesetzentwurfes,  betreffend  den  Erwerb  des  Berliu-Stettiuer, 
des  Magdeburg-llalberstüdter,  des  Hannover- Altenbekener  und  des  Köln- 
Mindener  Eisenbahnunternehmens  —  Drucksachen  des  Prenssiseheu  Ab- 
geordnetenhauses XIV.  Legislaturperiode,  I.  Session  Ib7ii/b0,  Bund  i  Nr.  5  — 
lieisst  es  Seite  83/84: 

„um  andererseits  den  kaufweiseu  Uebergang  zu  erleichtern,  und 
die  mit  der  Liquidation  verbundenen  Schwierigkeiten  zu  verein- 
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faehen,  hat  der  Staat  die  Verpdichtuug  übernommen^  bevor  CT 
VOM  dem  Ankaufsrechte  Gebrauch  macht,  jedem  Aktionär  zu  einem 
ebenfalls  im  Voraus  bestimmten  Preis  die  Abtretung  seines  Aktien- 
besitzes an  den  Staat  anzubieten.   Da  dieser  letztere  Preis  so 
nonnirt  ist,  dass  er  dem  Aktioofir  grossere  Vortheile,  als  der 
Besitz  seiner  Aktien  gewährt,  so  wird  voranssichtlich  die  Gesammt- 
heit  der  Aktionäre  von  dera  Angebot  Gebrauch  machen,  bis  auf 
wenige  Aktien,  welche  durch  Sorglosigkeit  der  Besitzer  oder  ans 
ftasseren  Gründen  erfahrongsmässig  nicht  zum  Vorschein  kom- 
men etc."  Eine  Vereinfaehimg  des  liqnidationsgeschäfts  erschien 
nm  so  dringender  geboten,  als  die  verschiedenwertbige  Natur  der 
Aktien  bei  mehreren  dieser  Geselisdiaften  besondere  Sehwierig- 
keiten  theils  IGr  die  Zustimmung  der  AktionAre  m  der  Abtretong 
des  Untemehmens,  theils  ffir  die  Veitheilnng  des  Liquidations- 
erlOses  selbst  ergnb.  80  sind  die  Aktien  (Stamm-  nnd  Stamm- 
Prioritätsaktien)  der  Hannover-AItenbekener  Eisenbalmgesellschaft 
(§  23  des  Statuts)  verschiedenwerthig  hinsichtlich  der  Dividende 
sowohl  wie  der  Vertheilm^  des  ^feseUschaftsvermOgens.  Bfttte 
nnn  der  Staat  den  für  die  Abtretong  der  Aktien  im  Ganzen  zu 
gewahrenden  Eaofpreis  statt  dessen  als  Ean^rns  für  die  Ab* 
tretang  des  Unternehmens  selbst  in  die  Liqnidationskasse  zahlen 
sollen,  so  würden  die  Stammaktien  yOUig  leer  ansgegangen  sein 
nnd  der  Abtretung  des  Unternehmens  an  den  Staat  daher  niemals 
zugestimmt  haben.* 
In  der  besonderen  Denkschrift  zur  Begründung  der  Eaufeofferte  f&r 
das  Hannover-Altenbekener  Eisenbahnuntemehmen,  bei  welchem  die  Stamm- 
Prioritätsaktie  zu  600  IC  216  M.  nnd  die  Stammaktie  zu  300  H.,  54  H. 
in  Eonsols  im  Wege  des  Umtausches  erhalten  sollte  —  ebenda  Seite  76  — » 
heisst  es,  nach  Entwickelung  der  Vortheile,  welche  bn  der  bisherigen 
geringen  Rentabilität  des  Unternehmens  diese  Angebote  den  AktionSien 
gewähren: 

i^diesen  Yortheilen  gegenüber  wird  man  es  auch  lür  zulässig  er- 
achten können,  die  einzelnen  Aktionäre  durch  den  stipuUrten 
niedrigen  Liqnidattonspreis  von  1 000  000  M .  zur  Vermeidung  von 
Yerinsten  in  die  Zwangslage  zu  versetzen,  unter  Vermeidung  des 
Liquidationsverfahrens  von  dem  im  Vertrage  vorgesehenen  Angebote 
der  Veräussemng  der  Aktien  Gebrauch  machen  zu  müssen.*^ 
Der  Ueberlassnngs\ ertrag  kann  daher  nur  dahin  aufgefasst  werden, 
dass  die  Eisenbahn  dem  Staate  gegen  Uebemahme  der  Schulden  der 
Eisenbahngesellsehaft  und  die  Verpflichtung,  jedem  Aktionär  pro  Aktie 
gegen  deren  Uebertragung  das  im  §  4  Normirte  —  also  bei  Ansetzung 
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der  konsolidirten  StaatsscbnldverscbreibiiiiiceD  zam  Nominalbeträge  für  die 
Stamm-Prioritfttaaktie  etwa  15  pCt  fiber  Pari  und  ffir  die  Stammaktie 
50  pCt.  ihree  Nominalbetrages  —  zu  gewähren,  zn  Eigenthnm  übertragen 
werden  sollte  and  dass  nnr  ffir  diejenigen  Aktien,  welche  nicht  auf  diesem 
Wege  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  znr  Uebertragung  angeboten  weiden 
sollten,  ein  Preis,  entsprechend  dem  im  §  2  normirten,  zu  einer  Liqaida- 
tionsmasse  gezahlt  werden  sollte. 

Ist  dies  der  recbtsgeächftftliche  Inhalt  des  Vertrages,  dann  verletzt  er 
den  §  23,  üills  diesem  die  oben  gekennzeichnete  Bedentung  zukommt. 
Aber  auch  wenn  man  vermeUit,  dass  wegra  der  gewählten  recbtsgescbftll- 
liehen  Formen  der  einzelnen  Gewährungen  ein  solcher  rechtsgeschäftlicher 
Inhalt  des  Vertrages  nidit  konstmirt  werden  könnte,  fflhrt  schon  die  that- 
sächliebe  Verfolgung  des  Zwecks,  den  beiden  Aktiengattmigen  die  Zn- 
wendnngen  des  §  4  zuzuführen,  zu  dem  gleichen  Ergebnisse.    Die  ver- 
suchten Darlegungen,  dass  die  Personen  der  Berechtigten  in  den  §§  2 
und  4  des  Vertrages  verschieden  seien  und  dass  ebenso  die  Stipuiirung 
eines  Ueberlassungspreises  für  die  Eisenbahu  und  die  eines  solchen  für 
die  Aktien  verschiedene  rechtsgeschäftliche  Akte  mit  verschiedenen  recht- 
lichen Konsequenzen  seien,  vermögen  die  Thatsiiche  nieht  zu  verhüllen, 
dass  die  Zuwendungen  des  §  4  Gewaiiruiigtjn  für  die  Aktioiiaic  wegen 
üeberiassuiig  der   Eisenbahn  sind.    Dass  sie  an  die  Aktionäre  selbst, 
übrigens  doch  aueh  vermittelt  durch  die  Aktiengeseliscliult  als  die  Eui- 
pföngeiin  des  Versprechens,  gerichtet  sind,  ualirend  der  die  Liquidations- 
masse  bildende  Kaufpreis  der  Aktiengesellschaft  zufällt,  ist  thatsächlich 
etwa«   völlig  gleichgültiges.    Auch  der  an  die  Aktiengesellschaft  zu  zah- 
lende Kaufpreis  ist  für  die  Akiionare  bestimmt,  für  deren  Rechnung  ihn 
sich  die  Aktiengesellschaft  versprechen  lüsst.    Den  Aktionaien  sind  die 
Zuwendungen  des  §  4  wegen  der  üeberlassung  der  Bahn  an  den  Staat 
gemacht  und  sie  erlangen  dieselben  aus  dem  Ueberlassuugswerthe  der 
Bahn,  da  der  8taat  die  Erlangung  des  Eigenthums  an  der  Bahn  für  werth 
era'  htet,  die  entsprecheude  Aufopferuug  zu  machen.   Hat  aber  die  einzelne 
Aktiengattuug  ein  Anrecht  darauf,  dass  ihr  der  realisirbare  Werth  des 
Gesellschaftsvermögens  gegenüber  der  anderen  Aktiengattung  nach  t  im m 
bestimmten  Verhältnisse  zuföllt,  so  wird  dieses  Kecht  verk't/.t,  \\'  im  die 
Veraussenmg  des  Gesellschaftsvermögens  unter  tiiatsüehlicher  Zuwendung 
des  Aeqnivalents  an  die  beiden  Aktiengattungen  nach  einem  anderen,  für 
sie  nachtheiligeren  Verhältnisse  erfolgt.    Durch  die  Reclitsügur,  welche 
für  die  Gewährung  des  Aequivalents  gewälilt  ist,  kann  das  gewährleistete 
materielle  liecht  nicht  vereitelt  werden.   Zu  dem  gleich«'n  Ergebnisse  führt 
die  Betrachtung,  dass  ein  wirksaiuti  Melirheitsbt'st  hluss  zur  Voraussetzung 
hat,  dass  die  die  Mehrheit  Bildenden  durch  Herbeiführung  des  Beschlusses 
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auch  dessen  Consequenzen  für  ihre  eigenen  Bechto  :iuf  sich  nehmeu.  Weun 
durch  den  irefa^gten  Beschlags,  die  Bahn  za  dem  im  §  2  nonnirten  Preise 
za  vericaufen,  die  Stimniemlcn.  soweit  es  Stamm-Priontätsaktionftre  waren, 
io  die  Lage  kamen,  in  der  That  nur  H5  pCt.  für  ihre  AktieD  zn  erhalten, 
80  massten  sich  die  StamoiaivtioDäre  ihren  eigenen  gänzlichen  Ansiall  ge- 
fallen lassen.  Wenn  aher  die  Mehrheitsbildung  für  einen  Verkauf  zum 
Betrage  von  85  pCt.  des  Stamm-Prioritfttskapitals  dadarch  herbeigeffilirt 
worde,  dass  die  Stamm^PrioritfitsaktioTirne  noch  besonders  von  dem  Käufer, 
gleiebviel  unter  welchem  fiechtstitel,  eine  Zuwendung  erhielten,  die,  wenn 
sie  in  den  Ueberlassungspreis  aufgenommen  worden  wäre,  nach  dem 
statutarischen  Verfaftltniss  der  Stamm-Prioritätsaictien  zu  den  Stammaktien 
ganz  oder  zum  Theil  den  letzteren  und  nicht  den  ersteren  bfttte  zuüillen 
mfissen,  so  brauchten  sich  einer  solchen  Mehrheitsbildung  die  Stamm* 
aktionäre  nicht  zu  unterwerfen. 

Es  konnte  daher  nicht  mit  dem  Berufungsgericht  entsprechend  dem 
von  der  Beklagten  eingenommenen  Standpunkte  die  Unanfechtbarkeit  des 
Beschlusses  daraus  hergeleitet  werden,  dass  der  Inhalt  dos  §  i  des  Kauf- 
vertrags, weil  es  sich  hier  um  Gew&brungen  an  die  Aktionfire  und  nicht 
an  die  Aktiengesellschaft  und  um  Gewährungen  gegen  Ueberiassung  der 
Aktien  handle,  nicht  in  Betracht  zu  kommen  habe.  Im  Gegentheil  kommt 
lediglich  der  $  4,  und  nicht  der  §  2  in  Betracht.  Es  soll  verkauft  werden 
gegen  gesonderte  Abfindungen  der  beiden  Aktiengattungen,  indem  die 
Stamm-Prioritätsaktien  etwa  15  pCt  über  Pari,  die  Stammaktien  50  pGt. 
ihres  Nominalbetrages  —  wenn  man  die  Konsole  nur  zum  Nominalbetrage 
rechnet  —  erhalten  sollen. 

Die  Bevision  musste  aber  deshalb  fär  unbegründet  erachtet  werden, 
weil  der  Bestimmung  des  §  22  des  Statuts  nur  die  Bedeutung  beigemessen 
werden  konnte,  den  Vertheilungsmodus  festzusetzen,  sofern  eine  einholte 
liehe  Summe  die  zu  vertheilende  Liquidationsmasse  bildete,  während  sie 
nicht  hindern  sollte,  einen  Verkauf  unter  Festsetzung  gesonderter  Preise, 
beziehungsweise  Abfindungen  fSr  jede  der  beiden  Aktiengattungen,  bei 
deren  Normirung  jene  Bangordnung  nicht  in  Betracht  kam.  zu  beschliessen. 
Vemfinftigerweise  konnten  die  Interessenten  den  §  22  nur  in  dieser  Be- 
schränkung verstehen  und  festsetzen  wollen.  Andernfalls  hätte  diese  Be- 
stimmung jede  der  beiden  Aktiengattungen  der  Willkfir  jedes  einzelnen 
ihrer  Mitglieder  anheimgegeben.  Erwägt  mau,  dass  ausser  den  jährlichen 
5  pCt.  Dividende  fär  die  Stammprioritäten  noch  30Vi2  pCt  des  Stamm- 
Prioritätenkapitals  =  6  210  000  M.  auf  die  alten  Dividendenberechtigungen 
des  Stamm*PrioritätenkapltalB  wegen  des  Nachbezugsrechts  nachgezahlt 
werden  mfissen,  ehe  die  Stammaktien  eine  Dividende  erhalten  kdnnen, 
so  ist  oiFenbar  gar  nicht  abzusehen,  wenn  die  Stammaktien  eine  Dividende 
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auch  DUr  von  2Vs  pGt.  des  Aktienkapitals  werden  erhalten  kOnnen.  Ob 
jemals  anf  die  Stammaktien  ein  höherer  Kaufpreis  als  50  pCt  ihres  Nominal- 
betragea  erzielbar  sein  wird,  steht  bei  dieser  Sachlage  nnd  da  die  Stamm- 
Frioritfttsaktien  den  gleichen  Einflnss  anf  die  GeselbchaftsbeschlQsse  haben, 
auch  eine  AoflOsong  der  GeseUschaft  ohne  GeDehmignng  des  Staate  nicht 
erfolgen  kann,  durchaus  dahin.  Unter  diesen  UmstftndeD  erscheint  es 
dnrchana  erklärlich,  wenn  die  Stammaktionftre  in  ihrer  grossen  Mehrheit 
ein  Angebot  von  50  pGt  för  ihre  Aktien  als  dnrchans  zur  Annahme  ge- 
eignet ansehen.  Andrerseits  erscheint  es  ebenso  erk^lich,  dass  die 
Stamm-Prioritätsaktionäre,  denen  der  im  Jahre  1883  begonnene  Anfschwnng 
des  Unternehmens  infolge  der  Anssicht,  nnnmehr  nach  nnd  nach  anch  mit 
ihren  Nachbezngsrechten  zor  Hebung  zn  kommen,  zn  Gute  kommt,  so 
dass  die  Schätzung  im  Verkehr  schon  in  einem  nicht  ganz  unbeträchtlichen 
Steigen  des  Konrses  ihrer  Aktien  Aber  Pari  zum  Ausdruck  gelangt  ist, 
den  Stammaktien  die  50  pGt.  nicht  zugewendet  wissen  wollen,  wenn  sie 
selbet  nicht  eine  Ablindang  Ober  den  Nominalbetrag  ihrer  Aktien  hinaus 
eihalten.  Der  Vertreter  des  Bevisionsklägers  erachtet  die  Beräcksicbtignng 
de»  Konrswerthes  Aber  Pari  bei  Abfindung  der  Stamm-Prioritätsaktien  für 
unbillig  und  mit  guter  Treue  unvereinbar,  weil  sich  der  Erwerber  solcher 
Aktien  sagen  mflsse,  dass  wegm  der  Besthnmung  des  §  22  M  AnflOsnng 
der  Gesellschaft  auf  diese  Aktien  nicht  mehr  als  der  Nominalbetrag  fallen 
kOnne.  Dabei  wird  aber  Qbersehen,  dass  bei  dem  gleichen  Einflüsse  der 
Stamm-Prioritätsaktionärc  auf  die  za  fassenden  CresellschafUbeschlüsse  nnd 
der  erforderlichen  Zweidrittelmehrheit  die  Stamm -Prioritfttsaktionäre  in 
der  Lage  sind,  einen  ihnen  nicht  genehmen  AuflOsangsbeschlnss  zn  ver- 
hindern nnd  sich  anf  die  Daner  den  Gennss  derjenigen,  an  das  Bestehen 
der  Gesellschaft  ij;erade  für  sie  geknüpften  Vortheilen,  welche  ihren  Ausdruck 
in  der  Konrssteiguiuiig  iindeii,  zu  erhalten.  Es  ist  aber  nicht  anzunehmen, 
dass  sich  durch  jene  Bestimmung  des  §  22  b  ;ide  Aktiengattungen  eines 
Unternehmens,  dessen  Entwickelang  bei  der  Errichtung  noch  völlig  nn- 
gewiss  war,  die  Möglichkeit  eines  Verkuats  iin  Wege  der  Verständigung 
und  vernünftiger  luteressenansgleichung  hätten  verschränken  und  sich  vom 
Widerspruche  eines  einzelnen  Aktionärs,  der  in  abweichender  Abschätzung 
zukünftiger  Aussichten  es  für  gut  befände,  sich  auf  die  in  thesi  geltende 
Ivangorduuug  des  §  22  zu  beziehen,  abhängig  machen  wollen.  Die  Be- 
stimmung des  §  22  in  der  uneingeschränkten  Auslegung  würde  wesentliche 
Hemmungen  auch  bei  anderen  KonBgurationen  als  der  vorliegenden  her- 
vorbringen. Gesetzt,  die  Eisenbahngesellschaft  wäre  dem  Koukurse  nahe, 
wie  sie  es  ja  vor  der  vom  Staat  uljcrnonjnieneu  Ziusgarantie  gewesen  i»t, 
und  der  Staat  oder  eine  andere  Gesellschaft  wollte  die  Bahn  kaufen,  aber 
als  kautpreis  nur  einen  dem  ^Nominalbeträge  der.  Stamm-Prioritätsaktien 
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gleiclikoniiiit'ndeii  oder  (laninter  lilfilx'iideii  Betrag  zalilen.  so  würden  die 
Ötammaktionüre  an  solchem  Verkauf,  wenn  eben  der  Kaufpreis  nur  deu 
Stamm-l'rioritiitsaktionrireii  znfiolp.  sie  aber  l'-er  ausgingen,  kein  Interesse 
haben  und  es  durch  ihre  ablelinenden  Stimmen  dahin  bringen  kr»nueu,  dass 
die  erforderliehe  Zweidrittelmehrheit  nicht  erzielt  wird.  Wenn  nun  die 
Stamra-Prioritätsaktionäre  darein  willigen  würden,  dass  von  dem  Preise, 
der  gewährt  werden  soll,  die  Stammaktien  einen  Betrag  empfangen,  80 
würde  die  Herbeiführung  eines  vielleicht  alle  billigen  Erwartungen  befrie- 
digenden Ergebnisses  auf  diesem  Wege  ein  Stamm-Prioritätsaktionär,  der 
»ch  der  Illusion  einer  anderen  möglichen  Lösung  hingiebt,  dnrch  Berufoo^ 
darauf  verhindern  können,  dass  nach  §  22  die  Stammaktionfire  nicht  etw-as 
erhalten  konnten,  bevor  die  Stamm-Phoritätsaktionäre  Befriedigung  in  Hobe 
ihres  vollen  Nominalbetrages  erlangt  h&tten.  Dies  kann  insbesondere  dann 
nicht  als  gewollt  erachtet  werden,  wenn  es  sich  um  eine  Eisenbahngesell- 
schaft handelt,  die  infolge  der  Staatsaufsicht,  des  Einflusses  des  Staates 
auf  die  Tarife,  der  Konkurrenz  des  Staates  als  Eigenthümer  der  Staatfr- 
i}ahnen,  der  im  §  42  des  Statuts  selbst  vorgesehenen  Betriebsüberlassang 
an  den  Staat  und  des  in  §  42  des  Preussischen  Gesetzes  Über  die  Eisen- 
bahnunternehmungen vom  3.  November  1838  dem  Staate  zustehenden  Au- 
kauf  Brechtes ,  wie  vorauszusehen  war.  sehr  leicht  in  die  Lage  kommen 
konnte,  ihren  Interessen  lediglich  durch  einen  freiwilligen  Verkauf  an  deu 
Staat  dienen  zu  können.  Dies  hat  sich  bereits  im  vorliegenden  Falle  l)ei 
der  Gewährung  der  staatlichen  Zinsgarantie  herausgestellt  In  dem  be- 
t rettenden  anlftsslich  dieser  Zinsgarantlegewfthrang  geschlossenen  Betriebs- 
überlassnngs vertrage  vom  7.  Juli  1875  (Preussische  Gesetzsammlung  von 
1876  Seite  102  if.)  hat  die  Gesellschaft  dem  Staat  das  Recht  einräumen 
müssen,  im  Jahre  1891  demselben  auf  sein  Veriangen  das  Eigentbum  an 
der  Eisenbahn  für  Uobemahme  aller  Schulden  und  Zahlung  des  fÖnfSEMsben 
Betrages  des  innerhalb  der  ffinf  letzten  Betriebsjahre  gewonnenen,  im  §  10 
nfther  qualifizirten  Uebersebusses  als  Abfindung  zu  übertragen.  Zur  Zeit, 
als  es  sich  um  die  Annahme  des  die  Zinsgarantie  betreffenden  Gesetz- 
entwurfes im  Preussischen  Landtage  bandelte,  wurde  entsprechend  der 
Abseb&tzung  der  Entwickelung  des  Unternehmens  angenommen,  dass  ver- 
möge dieses  Rechtes  die  Bahn  dem  Staate  für  wenig  mehr  als  den  Betrag 
der  zu  übernehmenden  Gesellschaftsschnlden  zufallen  werde,  so  dass  auch 
für  die  Stamm-Prioritfttsaktien  kaum  etwas  von  Belang  verbleiben  würde. 
Vergleiche  den  Eommissionsberioht  des  Preussischen  Abgeordnetenhauses 
vom  6.  Mai  1876  ^Drucksachen  1876  Band  2,  Seite  1294  ff.,  insbesondere 
Seite  1297,  1299.  — 

Schwerlich  hat  sieh  aber  die  EisenbahngesellschafI  durch  ihr  Statut 
der  Möglichkeit  begeben  wollen,  zur  Anwendung  eines  solchen  Ergebnisses 
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oder  zur  Beseitigung  des  Risikos  eines  solcben  ErgebnisseB  einen  Vertrag  zn 
schliessen,  dareh  welchen  beide  Aktienkategorien  etwas  und  Toranssiefatlich 
mehr,  als  wenn  es  zur  Ansfibnng  des  Rechtes  ans  dem  Betriebsfiberlassungs- 
vertrage  sdtens  des  Staats  kam,  erhielten. 

Diese  allgemeinen  Erw&gnngen  werden  aber  aneh  dnrch  den  sonstigen 
lahalt  des  Statnts  erheblich  nnterstfitzt.  Der  Schwerpunkt  desselben  in 
Betreff  der  Auffassung  der  einzelnen  Bestimmnngen  beruht  darin,  dass 
die  Summen  des  Stamm-Priorit&ten-  und  Stammaktien-Kapitals  gleiche 
sind,  dass  die  Aktionftre  beider  Aktiengattungen  ungesondert  stimmen, 
die  Stimmrechte  für  die  gleichen  Betrüge  aus  beiden  Gattungen  die  gleichen 
sind  and  dass  nach  den  §}  81,  32  des  Statnts  mit  Zweidrittelmehrheit 
der  anwesenden  Stimmen  die  einschneidendsten  Haassregeln  beschlossen 
werden  können.  Danach  liegt  die  entscheidende  BedeutuDg  des  Statnts 
nicht  in  der  Abgrenzung  der  beiden  Aktionftrkategorien  gegen  einander, 
sondern  im  Hinweis  auf  eine  Verständigung  unter  ihnen  bei  ElDriLomong 
gleicher  Machtbefugnisse  für  das  Stimmergebniss  zur  Geltendmachung  ihres 
Interesses,  wobei  übrigens  auch  das  gegen  offenbare  Eormptionen  und 
Vergewaltigungen  schfitzende  Erfordemiss  der  Staatsgeaehmigung  zn  den 
Beschlüssen  in  Betracht  kommt  Von  Belang  ist,  dass  unter  den  danach 
der  Beschlussfassung  nnteistehenden  Haassregeb  unter  Nr.  3  im  §  81  die 
»Fusion  der  Gresellschaft  mit  einer  anderen  und  Feststellung  der  des- 
fallsigen  Bedingungen"  aufgeführt  ist.  Hier  kann  von  einer  entsprechenden 
Anwendung  der  im  §  22  in  Betreff  des  Erlöses  festgesetzten  Priorität 
schwerlich  die  Rede  sein.  JedenfoUs  sind  hier  in  Betreff  der  Bedingungen 
keine  Beschränkungen  auferlegt.   Vielmehr  ist  alles  der  Veist&ndiguug 
und  Interessenansgleichung  der  beiden  Aktiengattungen  durch  die  erforderte 
Zweidrittelmehrheit  fiberlassen.  Auch  dies  führt  darauf  hin,  zum  mindesten 
di^enige  qualifizirte  Art  der  Auflösung,  welche  durch  einen  Verkauf  der 
Bahn,  also  indem  ein  bestimmter  Verkauf  erfolgt  und  dadurch  die  Gesell* 
Schaft  zur  Auflösung  gelangt,  erfolgt,  zumal  dieselbe  im  §  14  des  Statnts 
unter  Hinweis  auf  §  81  mit  der  Fusion  unter  der  Bezeichnung:  „auch 
der  Verkauf  der  Bahn  und  die  Auflösung  der  Geadlschaft,  ingleichen  die 
Vereinigung  des  Unternehmens  mit  einem  anderen  Eisenbahnuntemehmen" 
zasammengestellt  ist,  in  gleicher  Weise  zu  bebandeln.   Bei  dieser  Auf- 
fassung des  Statnts  erledigt  sich  der  fernere,  vom  Kläger  geltend  gemadite 
Gesiditspunkt,  daas  der  Beseblnss  deshalb  nicht  reebtswirksam  sei,  weil, 
nachdem  vor  seiner  Eintragung  in  das  Handelsregister,  welche  erforderlich 
gewesen,  da  er  eine  Statutenänderung  enthalte,  das  neue  Gesetz,  betreflend 
die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften  vom 
13.  Juli  1 884  in  Kraft  getreten  sei,  es  zur  Wirksamkeit  der  Erffillung  des 
Erfordernisses  des  Artikels  215  Absatz  6  dieses  Gesetzes  bedürfe.  Der 
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Artikel  215  des  neuen  Gesetzes  erachtet  sr-ll>st  beim  Mangel  eines  aus- 
drücklichen Vorbehaltes  im  Gesellschaftsvertrage  den  lühalt  desselben,  auch 
insoweit  es  sich  darum  handelt,  ein  durrh  den  Gesellsrhaftsvertratc  be- 
stimmtes Verhältniss  verschiedener  Aktiengattun£?en  zu  einander  zum  Xach- 
theii  der  eineu  abzuändern,  durch  Gen<'ralversannnlungsbc8cliluss  für  ab- 
änderlich.  Er  verlangt  aber,  und  zwar  unter  Zurückweisung  aller  geringere 
Erfordernisse  aufstellenden  Bestimmungen  des  Gesellsehaftsvertrages,  das» 
die  Zustimmung  einer  besonderen  Generalversammlung  der  Aktionäre  der 
zn  benachtheiligenden  Aktiengattung  mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln 
des  in  derselben  vertretenen  Aktienkapitals  zu  dem  Beschlüsse  der  beide 
AkticngattODgen  umfassenden  Generalversammlung  hinzutrete.  AUeiD  da, 
wie  eben  ausgeführt,  in  dem  vorliegenden  Statut  den  Stammaktien  gar 
nicht  das  Recht  eingeräumt  ist,  dass  der  Verkauf  der  Bahn  nur  unter 
Zutheilung  des  bei  Abfindung  der  Stamm-Prioritätsaktien  nach  Höhe  ihres 
Nominalbetrages  Terbleibenden  Aeqnivalenttheiles  an  sie  bis  zur  Höhe 
ihres  Nominalbetrages  stattfinden  dürfe,  so  liegt  der  Fall  einer  Abfindcrang 
des  bisherigen  statutarischen  Rechtsverhältnisses  zum  Nachtheil  der  Stamm* 
aktiien  gar  nicht  vor.  Es  ist  vielmehr  nach  dem  Statut  die  Entseheidong, 
gegen  welche  Abfindung  für  rli  ninzelnen  Aktiengattungen  verkauft  werden 
soll,  dem  gemeinschaftlichen  Beschlüsse  anheimgegeben,  so  dass  von  einem 
statutarischen  Rechte  der  Stammaktien,  dass  die  Stamm-Prioritfttsaktiea 
keine  ihren  Nominalbetrag  fibersteigende  Abfindung  eihalten,  sofern  sie 
selbst  nicht  eine  demselben  entsprechende  empfangen,  welches  erst  durch 
den  vorliegenden  Verkauf  zu  ihrem  Nachtheil  geändert  werden  sollte, 
nicht  die  Bede  ist.  Dass  der  betreffende  Auflösungsbeschluss  nach  anderen 
Richtungen  Statnteoändernngen  enthält,  wie  nach  der  ausdrfickliehen  Be- 
stimmung des  §  10  des  Vertrages  und  in  Rficksicht  auf  die  in  Betreff  des 
Stimmrechts  der  Aktionäre  und  die  Angaben  wie  die  Erneuerung  des 
Auftiehtsraths  im  Liquidaüonsstadinm  durch  die  §§  4  und  7  des  Vertrages 
getroffenen  AbAndemngen  nicht  geleugnet  werden  kann,  erscheint  uner- 
heblich. Dass  deswegen  andere  Erfordernisse  des  neuen  Gesetaea  in 
Betracht  kamen,  denen  nicht  genügt  sei,  ist  weder  behauptet  noch  irgend 
ersichtlich. 

Es^muss  deshalb  unerttrtert  bleiben,  ob  die  Ansicht,  dass,  weil  die 
StatuteiAnderung,  bei  welcher  zur  Zeit  der  Beschlussfassung  den  damals 
geltenden  Gesetzen  entsprochen  worden  war,  vor  dem  Inkrafttreten  des 
neuen  Gesetzes  noch  nicht  durch  Eintragung  rechtswirksam  geworden, 
nunmehr  die  Erfordeniisse  des  neuen  Gesetzes  in  Bezug  auf  die  Be- 
schlussfieasung  rfickwirkend  anwendbar  seien,  in  der  That  eine  Berech- 
tigung hätte. 

Dagegen  mnsste  die  Revision  zur  Aufhebung  des  Berufungsurtbeils 
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fahren,  soweit  es  sich  nm  die  Entscheidiiog  in  Betreff  der  dnreh  die  he- 
soodere  Prozessvertretang  för  den  Anfsichtsratb  der  beklagten  Gesellschaft 
entstandenen  Kosten  handelt  Die  Klage  ist  nach  dem  Inkrafttreten  des 
bereits  erwfthnten  Gesetzes  vom  18.  Jnli  1884  erhoben  worden.  Die  Artikel 
I90a  nnd  232  desselben  schreiben  vor,  dass  eine  solche  Klage  gegen  die 
Aktiengesellschaft,  vertreten  dnrch  den  Vorstand  nnd  den  Anfsic^tsratb, 
zu  richten  ist   Sie  sind  als  das  Klageredit  organisiiende  Vorschriften 
anf  jede  einen  GeneRÜTersanunlnngs-Beschlnss  betreffende  Anfechtungs- 
klage in  Anwendung  zn  bringen,  die  nnter  der  Herrschaft  des  neuen  Ge- 
setzes erhoben  wird,  mag  anch  der  angefochtene  Beschlnss  ans  einer 
frftheren  Zeit  herrfihren.  Daraus,  dass  die  Klage  nach  ihrem  Bnbrom 
nicht  sowohl  gegen  die  Gesellschaft,  vertreten  durch  jene  Ot|;ane,  ab 
vielmehr  gegen  jene  Organe  selbst  gerichtet  war,  ist  dem  Klftger  kein 
Vorwurf  za  machen,  da  die  Artikel  190  a  und  222  auch  sich  dahin  aus- 
drücken, es  sei  die  Klage  gegen  den  Vorstand  und  den  Aufeichtsratb  zu 
richten.   Die  Kosten  der  Zustellungen  an  den  Aufsichtsrath  hat  bei  der 
Erfolglosigkeit  der  Klage,  beziehungsweise  der  Anschlussberufnng,  soweit 
letztere  die  Venutheilnng  der  Beklagten  in  sfimmtliche  Kosten  begehrte. 
Klüger  zu  tragen,  da  entsprechend  dem  Zwecke  der  Artikel  190a  und 
222  eit,  durch  die  Bichtung  der  Klage  gegen  beide  Organe  Kollusionen 
eines  von  ihnen  mit  dem  Anfechtenden  zu  vermeiden,  trotz  §  157  Absatz  2 
der  Givilproiessordnung  die  Zustellung  an  beide  Organe  erfolgen  musste. 
Dagegen  fehlte  es  an  genügendem  Anlass,  dass  neben  dem  Plrozessbevoll- 
mftchtigtea  des  Vorstandes,  beziehungsweise  der  Geseilsehaft,  in  jeder  der 
beiden  Instanzen  auch  noch  ffir  den  Auftichtsrath  ein  besonderer  Prozess- 
bevoUmfichtigter  aufgetreten  ist   Wenn  auch  M  der  Stellung  der  den 
Vorstand  der  Eisenbahngesellschaft  bildendm  Königlichen  Eisenbahn- 
direktion als  staatlicher  Behörde  Vorstand  und  Aufei^tsrath.  vielleicht 
von  einander  verschiedene  Interessen  und  Gesichtspunkte  hfttten  geltend 
machen  können,  so  ist  dies  doch  nicht  geschehen.   Vielmehr  hat  sich  in 
beiden  Instanzen  der  ProzessbevoUmächtigte  des  Aufsichtsraths  darauf  be- 
schränkt, auszuführen,  der  Aufsichtsrath  habe  nicht  belangt,  beziehentlich 
da  er  die  Gesellschaft  nicht  vertreten,  nicht  geladen  werden  dürfen.  Als 
selbststündi^  belangt  war  er  aber  nicht  anzusehen  und  die  Ausführung, 
dass  er  nicht  als  Vertreter  Labe  geladen  werden  dürfen,  ist  unrichtig. 
Die  Kosten  für  die  Vertretung  durch  einen  zweiten  Prozessbevollmächtigten 
konnten  daher  für  keine  der  beiden  Vorinstanzen  als  zur  zweckentsprechenden 
Rechtsverthoidignng  der  beklagten  Gesellschaft  nothwendig  erachtet  werden  und 
musste  Klüger  gemäss  §  .s7  derC.P.Ü.  von  ihrerErstattuug  entbunden  werden. 

DieKosteu  der  Kevisionsinstanz  waren,  da  der  Kevisionskläger  im  wesent- 
lichen unterliegt,  demselben  gemäss  §  y2  Absatz  1  der  C.P.Ü.  aufzuerlegen. 

£ccr»  EiMubaluirecItUiche  Entidwidangaii*  IV.  5 


06  EntMh.  d«s  La&dg«richti  Hinchlwig  Ton  S5.  Februar  1885. 

Kr.  Sl.  Entseh.  des  tuidgerlefits  HIrseliberg. 

1.  Civil-Kainmcr.   Vom  25.  Februar  1885. 

Haben  sich  Gemeindeü  verpäiclitet.  dem  Eisenbahnflskus  die  zur  Beschaffung 
des  Balinterrams  erforderlichen  Kosten  zu  ersetzen,  so  gehören  hierzu  auch 
die  Kosten  für  sogen.  Absplisse,  d,  Ii.  Grimdstückstheile,  deren  Miterwerb 
auf  Grond  des  $  9  des  Prenss.  Enteignungsgesetzes  lom  11.  Juni  1874 

erfolgen  muss. 

In  der  Sache  selbst  geht  ans  den  im  Thatbestande  mitgetbeilten  Be- 
stunmnngen  des  zwischea  den  Parteien  geschlossenen  Vertrages  klar  her* 
vor,  dass  die  Beklagten  sich  verpflichtet  haben,  alle  diejenigen  Kosten  za 
tragen,  welche  anfznwenden  waren,  um  das  zur  Hersteliong  der  Bahn 
nadi  dem  Projekte  des  Hinisters  erforderliche  Areal  za  erwerben.  Der 
Gmnderwerb  sollte  dem  Fiskns  nichts  kosten  nnd  die  Bekhigten  sollten 
ansseidem  zu  den  Kosten  des  Bahnbanes  den  im  §  2  nnter  Nr.  4  nor^ 
mirten  Beitrag  leisten. 

Hieraus  eigiebt  sich,  dass  —  wenn  und  insoweit  das  znr  Hersteliong 
der  Bahn  erfoiderliche  Areal  nicht  anders  als  darch  den  Hiterwerb  sog. 
Absplisse  (d.  i.  solcher  Gmndstflckstheile,  welche  nach  der  bisherigen  Be- 
stimmnng  des  Gnmdst&ckes  nicht  mehr  zweckmässig  benutzt  werden  kön- 
nen) zn  erlangen  war,  die  Beklagten  durch  den  mit  demKlfiger  geschlos- 
senen Vertrag  verpflichtet  worden  sind,  audi  die  durch  den  lÖterwerb 
solcher  Absplisse  entstandenen  Hehrkosten  zu  tragen. 

Diese  Ifehrkosten  geboren  eben  zu  den  für  die  Beschaffung  des 
zum  Bau  der  Bahn  erforderlichen  Gmnd  und  Bodens  aufzuwendenden 
Kosten.  Die  Kostenpflicht  der  Beklagten  ist  auch  dem  Wortlaute  des  Ve^ 
träges  nach  keineswegs  auf  die  Kauigelder  Ittr  den  zum  Bahnbau  selbst 
verwendeten  Grund  und  Boden  beschrSnkt;  die  Beklagten  haben  sich  viel- 
mehr  ausdrflcklich  verpflichtet,  den  zun  Bau  der 

Bahn  erforderlichen  Gnmd  und  Boden  der  Staatsregierang  unent- 
geltlich zu  überweisen  oder  die  sfimmtliehen  staatsseitig  fftr  des- 
sen Beschaffung  im  Wege  der  freien  Vereinbarung  oder  der 
Enteignung  aufzuwendenden  Kosten  einschlieBslich  aller 
NebenentsehädiguDgen  für  Wirthschaftserschwemisse  und  son- 
stige Nacht  heile  zu  erstatten, 
und  schon  durch  die  Einbeziehung  der  sonstigen  Nachtheile  in  die 
Kostenerstattongspflicht  sowie  dadurch,  dass  die  Erstattongspilicht  anf  die 
Beschaffhngskoetei),  die  im  Wege  der  Enteignung  entstehen  wfirdeu,  be- 
messen  ist,  wird  hinlänglich  klar  gelegt,  dass  die  Kostenpflicht  auch  nach 
der  Absteht  der  Kontrahenten  anf  die  Erstattung  der  Hehikosten  für  den 
Hiterwerb  von  Absplissen  erstreckt  werden  sollte.  Nach  dem  §  9  des  Ge- 
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setzes  vom  11.  Juni  1874  (6.S.  S.  221)  ist  der  Enteignende  verpflichtet, 
diejenigen  Theile  des  Restgrundstückes,  welclie  der  Eigenthümer  nach 
seiner  bisherigen  Bestimraunrr  nicht  mehr  /weckmässig  benutzen  kann, 
gegen  eine  entsprechende  Ealsiiiädigunü;  mit  zu  übernehmen  und  es  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  im  vorliegenden  Falle  die  Staatsverwal- 
tong  nach  der  Absicht  der  Kontrahenten  auch  beim  Grunderwerb  im  Wege 
der  freien  Vereinbarung  berechti^ft  sein  sollte,  zu  Lasten  der  Beklagten 
Verpflichtungen  zu  überneiinieii,  zu  deren  Uebernahme  sie  im  Wege  der 
Enteignung  gezwungen  werden  konnte;  ob  sie  aber  beim  Giniidttwerb  im 
Wege  der  freien  Vereinbarung  hinlänglich  veranlasst  war,  derartige  Ver- 
pflichtungen wirklicli  zu  übernehmen,  war  nach  dem  §4  des  Vertrages 
lediglich  ihrem  Ermessen  überlassen. 


Nr«  38.  Entodi.  des  Oesterr.  Otienten  Gerlehtohofes. 

Vom  3.  Hftrz  1885. 

[Ocitorr.  C«ntnl-BUtt  f.  EtmilK  «tc  IMk  S.  KNB.) 

Die  Gericlite  sind  nach  dein  schlesischen  Landes -Wassergesetze  nicht  kom- 
petent, anlässlich  der  Entsclieiduuix  über  den  Entschädigungsbetrag  liir 
die  zum  Balinbaue  in  Ausi>rucli  geuommenen  Gründe  der  Eisenbalingesell- 
soliaft  die  Dorolifülirang  von  Uierscliutz-  und  Regolirangsbattten  in  einem 

öffentlichen  Gewässer  aofzntragen. 

Xacli  dem  rechtskräftigen  Enteignungserkenntnisse  der  schlesischen 
Landesregierung  vom  20.  Sej)teml)er  1881,  Z.  8891),  wurde  von  der,  (b^r 
Fürstin  Marie  Bl.  gehörigen  Wiesenpurzelle  Nr.  955  in  Stnuding  für  die 
Zwecke  der  Lokalbahn  Stauding-Stramberg  eine  Grundfläche  von  390 
Klafter  dauernd  enteignet  und  handelt  es  sirh  vorliegend  um  die  von 
der  Firma  Gehrüder  G.  als  Coacessionärf'ii  die  Enteignete  zu  leistende 
Kntschüdigung,  zu  deren  Ermittlung  und  Fällung  des  Entschä({igungs-Er- 
keuutnisses  gemäss  §  23  und  30  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878, 
R.-G.-Bl.  Nr.  30,  das  k.  k.  Bezirksgericht  Königsberg  jedenfalls  als  com- 
petent  erscheint.  Allein  dasselbe  ist  bei  seiner  Verhandlung  und  Entschei- 
dung über  den  Rahmen  der  gerichtlichen  Corapetenz  hinausgegangen  und 
hat  Verfügungen  getroflfen,  deren  Erlassung  nach  den  bestehduden  Gesetzen 
nur  den  Administrativbehörden  im  Instanzenzuge  zustehen. 

Es  wurde  nämlich  im  Absätze  2  den  Concessionären  die  Herstellung 
lind  Erhaltung  der  TeirassiniDg  der  beiden  neuen  Oderofer  und  im  Ab- 
sätze 3  weiter  aufgetragen,  das  aufzulassende  Oderbett  durch  die  Ver- 
dammung abzusperren,  die  Verdammung  über  dem  Niveau  der  Wiese  am 
fosB  hoch  bei  einer  Breite  des  Dammes  von  3  m  lierzastellen,  die  bei- 
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deraeitigen  BOscbangeQ  durch  Pfahlwerk  and  Weidenpflanzongeii  zu  T«r* 
sichern,  darch  4  Jahre  die  Reparaturen  %n  bestareiten  und  die  Terdim- 
mangen  zu  eihalten,  endlich  wurde  im  Absätze  4  die  üerstellung  einer 
freien  Zufahrt  zu  dem  abgeschnittenen  Wiesentheile  verordnet  und  zugleich 
die  an  den  betreffenden  Grundbesitzer  zu  leistende  Entschädigung  für  die 
zur  Herstellung  des  Wiesenfahrweges  benöthigta  Grundfläche  festgestellt. 
Zu  diesen  Verfügungen  war  das  k.  k.  Bezirksgericht  Königsberg  nicht  be- 
rul'en;  denn  es  wurde  nur  ein  Theil  der  Wiesenparzelle  Nr.  955  enteignet 
und  ist  diese  Wiese  nunmehr,  wie  den  Acten  beiliegende  Planskizze  zeigt, 
durch  den  ausgeführten  Dnrchstieh  ni  2  Theile  geschieden,  daher  in  Beza? 
auf  den  Umfang  der  Entschädigung  der  §  6  obigen  Gesetzes  uiuassgebenil 
ist,  nach  welchem  hei  Krmitilaiig  der  Entsciiiuii.;;[Mii:  nieht  nur  auf  den 
Werth  des  abzutretenden  Grundstückes,  sondern  auch  auf  die  Verminde- 
rung des  Wcrthes  Rücksicht  zu  nehmen  ist,  den  der  zurückbleibende  Theil 
des  Grundstückes  erleidet. 

Nun  ist  es  zwar  den  Interessenten  unbenommen,  an  die  Sachverstän- 
digen jene  Erinnerungen  zu  raachen,  die  auf  die  Ermittlung  der  Entschä- 
digungsziffer oder  auf  eine  ullfSllige  Werthvermiüderung  von  Eiutluss  sein 
können:  allein  mit  Rücksieht  auf  den  im  «^8  aufgestellten  Grundsatz,  dass 
die  Entschädigung  im  haarem  Gel  de  und  zwar  bei  dauernder  Enteig- 
nung durch  /aiilung  eines  Capitalhetrages  zu  leisten  ist,  geht  es  nicht  an, 
demjenigen  Theile,  der  die  Enteignung  anstrebt,  soustige  Verpflichtungen 
und  Leistungen  aufzutragen,  besonders  wenn  derselbe,  wie  vorliegend, 
gegen  die  von  seinem  Geger  erhobenen  Ansprüche  Verwahrung  einlegt. 

Abgesehen  davon  war  aber  aucli  das  Bezirksgericht  zu  den  von  iliin 
getroffenen  Verfügungen  offenbar  incompetent;  denn  nach  dem  schlesischen 
Landesgesetze  vom  28.  August  1^70,  G.-Bl.  Nr.  51,  über  die  Benützuog, 
Leitung  und  Abwehr  der  Gewässer  sind  im  §  75  alle  Angelengeheiten, 
welche  sich  auf  die  Benützanu:,  Leitung  und  Abwehr  der  Gewässer  nach 
diesem  Gesetze  beziehen,  in  den  Wirkungskreis  der  politischen  Dt  hönlei» 
gewiesen.  Nach  §  41  muss  zu  allen  Schutz-  und  Reguliruugsarbeiten  in 
öffentlichen  (Jewässern,  und  hierzu  gehört  unstreitig  der  Oderfluss,  vor 
ihrer  Ausführung  die  (Genehmigung  der  politischen  Behörde  eingeholt  wer- 
den und  bestimmt  endlich  der  §  9B,  dass  die  Ausführung  aller  nach  diesem 
Gesetze  einer  BewiHigung  bedürfenden  Anlagen  der  Oberaufsicht  der  poli- 
tisth'Mi  Bi  Ii  i  df^n  unterliege.  Nachdem  nun  in  den  Absätzen  2  und  3  des 
Eni:i;iiiL's  fn /jgeneu  Erkenntnisses  der  Verwaltuns:  der  Localbahn  Stauding- 
Strainl)  rg  Schutzwasserbautcn  in  einem  öftentlichen  Gewässer  zur  Pflicht 
gemaclit  wurden,  hat  der  erste  Rirlit^r  seine  Kompetenz  otfenbar  über- 
schritten und  im  Grunde  der  VeriiandluiiLr  auch  über  einen  Gegenstand 
entschieden,  der  gar  nicht  zum  Hechts  verfahren,  sondern  vor  die  politischen 
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Bah5rdeo  gehört  Dies  gilt  tbeilwelse  anch  Tom  Absätze  4,  da  abgesehen 
davon,  dass  die  Besitzer  jener  Parzellen,  über  welche  der  Wiesenfohr^  eg 
hergestellt  werden  soll»  der  Werthbestimmang  gar  nicht  beigezogen  wur- 
den, durch  diesen  Absatz  der  politischen  Behörde,  weicher  allein  die 
Verhandlung  und  Entscheidung  in  BnteignxmgsfalleD  zusteht,  Torgegriffen 
wnrde. 

Es  mnss  daher  nach  Znlass  des  §  48  Alinea  2  des  kaiserl.  Patentes 
vom  20.  November  1852,  R.*6.-Bl.  Nr.  251,  über  Antrag  des  k.  k.  Minis- 
teiinms  des  Inneni  das  mit  Ueberschreiten  der  richterlichen  Kompetenz 
geüUtfi  Entsch&digangserkenntniss  nnd  die  dasselbe  bestfttigende  obeige- 
richtlicfae  Entscheidung  bis  anf  den  Absatz  3  aufgehoben  werden,  der  in 
der  Erwägung  unberührt  bleibt,  dass  er  eine  abgesondert  bemessene  Ent- 
schftdigungsziffer  iür  einen  Notzentgang  betrifit  nnd  diese  bereits  bezahlt 
worden  ist 

Zugleich  wird  dem  k.  k.  Bezirksgericht  Königsberg  die  Fftllong  eines 
neuerlichen  Entschädigungserkenntnisses  verordnet  nnd  dasselbe  angewiesen, 
fiber  den  Seitens  der  Bauantemehmong  am  Schlüsse  des  Protokolles  vom 
21.  April  1882  gestellten  und  im  Protokolle  vom  6.  September  1882  wie- 
derholten Antrag  auf  Ablösung  der  Wiesen-Remanenz  per  680  □  Klafter 
im  Sinne  des  §  26  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  R.6.B1.  Nr.  30, 
die  Frau  Fürstin  Rl.  einzu vernehmen  und  falls  es  nach  der  Saclilage  uotli- 
wendig  sein  sollte,  vou  deu  Sachverstäudigea  ein  neuerliches  Gutachteu 
abzuverlangen. 

Hiervon  wird  das  k.  k.  nuilirisch-schlesisehe  Oher-Landesgeric-ht  zur 
weiteren  Verfügun-  mit  dem  Bedeuten  verständigt,  dass  die  Acten  an  das 
k.  k.  Ministerium  des  Inueru  mit  dem  Ersuchen  rückgcstcllt  werden,  die 
denselben  beiligenden  Gerichtsacten  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  Königsberg 
ao  dasselbe  rückgelangeu  zu  lassen. 


Nr.  88.  Entseh.  des  Oesterr.  Obersten  GeiiehtsliofM. 

Vom  4.  März  1885. 

[Oesterr.  Central-Biatt  f.  Elsonb.  etc.  188Sw  S.  1117,  1118.) 

Durcil  das  vou  den  Grundbesitzern  einer  Gemeinde  protokoUariscli  gemachte 
Anerbieten,  den  von  ihren  Parzellen  zum  Bahnbau  iiotkigen  Grund  der 
Balm  zu  bestimmten  Preisen  zu  überlassen  und  dnrcli  die  —  wenn  auch 
in  einem  sjiateren  Zeitpunkte  —  erfolgte  Erklärung  des  Vertreters  der 
Eisenbahn  über  das  Flachenrnaass,  welcbes  nach  dem  Baupräliniinare  aus 
den  Parzellen  der  einzelnen  Grundbesitzer  nöthdg  werde,  verbunden  mit 
der  gleichzeitigen  Auszahlung  des  entfallenden  Kaufpreises  wird  der  Kauf- 
vertrag perfekt   Die  Eisenbaku-Gesellsohaft  ist,  wenn  der  die  Balm  ver- 
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tretende  Sekttons^lBgeiLieTir  in  Folge  Unkeniitiiiss  der  Aendenung  desBair 
präliminare,  ein  zu  hohes  Flädhemnaass  als  erforderlich  angegelwA  ud 
bezahlt  hat,  nicht  berechtigt,  gegen  Rückstellnng  des  nicht  benöthigtei 
OnmdtheUes  die  Aftekentettong  des  Ueranf  eat&Uendett  KaaliicliiDiagB 

sa  Terlaiigwi. 

Es  ist  nobestritten,  daee  die  klagende  Gesellschafb  tod  der,  der  Be- 
langten gehörigen  Gartenparzelle  Nr.  870  per  995  Quadrat- Klafter  zam 
Zwecke  der  Herstellnng  der  Lokalbahn  üng.firadisch— Ung.Brod  eine 
Theilllftche  zum  Preise  Ton  Ton  2  fU  per  Quadrat-Klafter  gekauft  bat«  und 
dass  ihr  am  14.  Oktober  1882  fOr  860  Qnadiat-Klafter  der  entfiüleade 
KanftchiUing  per  730  fl.  aasbezahlt  wnrde. 

Strittig  ist  blos  der  Umfang  des  verkaufteu  Areals,  iudem  Klugeriu 
behauptet,  es  sei  nur  die  zum  Bahnkörper  selbst  erforderliche  und  that- 
sächlich  verwendete  Theiltläche  von  198  Quailrat-Klafter,  uut  welche  un- 
bestrittenermassen  ein  Kaufpreis  von  396  fl.  eut lallt,  gekauft  worden, 
während  die  Belangte  behauptet,  dass  auch  die  i^ogenannte  Remauenz  per 
162  (Quadrat-Klafter,  auf  welche  ein  Kaufschilliug  von  324  fl.  entfällt, 
mitverkauft  worden  ist. 

Der  Kauf  ist  gemäss  §  1053  und  1054  A.B. G.B.  ein  ''nnsensual- 
Vertrag,  der  als  abgeschlossen  fi;ilt,  wenn  die  Parteien  ihre  übereinslimniende 
Willenserklärung  in  Bezug  auf  den  Kaufsgegenstand  und  d-^n  Kaufpreis 
abgegeben  haben,  und  kann  diese  Erklärunc^  'entweder  ausdrücklich  oder 
stillscbweigeod  im  Sinue  des  §  863  A.B. G.B.  durch  konkludente  Hand- 
lungen abgegeben  werden. 

Es  ist  nicht  bestritten,  dass  Sektions-Ingenieur  8.  und  Advokat  Dr. 
Fanderlik  in  Bezug  auf  die  Ablösung  der  zum  Babnbane  nothwendigea 
Grundflächen  Bevollmächtigte  der  klagenden  Gesellschaft  waren,  und  wnrde 
nicht  behauptet,  dass  ihre  Vollmacht  eine  besebr&nkte  war. 

Nach  der  klAgerischen  Behauptung  wurde  der  Kauf  am  22  Juni  1882 
in  der  Baukanzlei  des  Ingenieurs  Siwaida  abgeschlossen  und  vereinbart, 
dass  die  zum  Bahnkörper  erforderliche  Fläche  von  Grund  und  Boden  mit 
2  fl.  per.  Quadrat-Klafter  gekauft  und  dass  auf  die  sogenannte  Remanenz 
nicht  reflektirt  werde. 

Zum  Beweise  dieser  Behauptung  wird  die  Erklärung  B.  beigebracht 
und  ward  in  der  Revisionssduift  behauptet,  dass  durch  selbe  der  Beweis 
dar&ber  erbracht  wnrde,  dass  die  Remanenz  vom  Saufe  ausgeschlossen  sei. 

Dies  ist  aber  nicht  der  Fall,  und  die  Erklärung  B.  ist  ein  einseitiger 
Antrag  der  Belangten,  der  Lokalbahn-Gesellschaft  von  ihrer  Gartenparzelle 
Nr,  370  nicht  nur  die  zum  Bahnkörper  erforderliche  Fläche,  sondern  auch 
die  Remanenz  zum  Preise  von  2  fl.  per  Quadrat-Klafter  zu  verkaafeu. 
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Die  Annahme  dieses  Verkanfinatrages  erfolgte  Seitens  der  GeseUecliaft 
am  U.  Oktober  1882  in  der  Kanzlei  ihree  bevoUmftditigten  Vertreters 
durch  die  seinersdts  der  Belangtm  abgegebene  Frklftning,  dass  nach  dem 
Prftllmiare  auf  ihre  Gartenparzelle  eme  Fliehe  yaa  860  Qnadrat-Elalter 
entlftUe  nnd  dnreh  die  s^eicfazeitig  erfolgte  Anszahlnng  des  hief&r  entbUenden 
KanQfireises.  Hit  der  Amiahme  dieser  Erklärong  nnd  des  Kaufechillings 
dnreh  die  Verkäuferin  wnrde  der  Eanfrertrag  perfekt 

Besflglich  dieser  Eiklftmng  wird  zwar  ein  Irrthmn  vorgeschfitst  nnd 
behauptet,  daaa  dem  klflgerisehen  Vertreter  die  im  PriUiminaie  einigte 
Aendemng  nieht  bekannt  gegeben  wurde;  allein  dieser  Irrthum  kann  den 
erworbenen  Bechten  der  Belangten  gemfiss  §  878  A.B. G.B.  ntdit  ab- 
träglich sein,  zomalen  der  Sektions-bgenienr  8.  schon  bei  den  Trassimngs* 
Arb^ten  erklärt  hatte,  dass  der  zum  Bahnkörper  erforderlidie  TheO  ihrer 
Gartenparzelle  und  die  Remanenz  gekauft  werden  wird,  auch  die  Ans- 
pflockung  der  abzulösenden  Theilflftche  vorgenommen  und  die  so  einge- 
pflockte Remanenz  während  des  Bahnbaues  Seitens  der  GeseUschaffc  durch 
Befahren  mit  ihren  Zügen  benutzt  wurde,  Belangte  daher  im  guten  Glau- 
ben war.  Wenn  bei  dieser  Sadklage  der  obere  Biehter  von  dem  von  der 
Elagseite  selbst  beantragten  Beweis  Aber  den  im  £ide  formulirten  Thatnm- 
stand  ausgegangen  ist,  so  hat  letztere  keinen  Grund  sich  durch  den  ober^ 
gerichtlichen  Spruch  fllr  beschwert  zu  erachten  und  muss  derselbe  mit 
Rflcksicht  auf  den  Grundsatz,  dass  das  £rkenntnis8  nicht  zum  Kacht^^e 
des  BeschwordefOhrers  abgeändert  werden  darf,  bestätiget  werden. 


Nr.  34,  Entgeh,  des  DeiitMhen  Belehsgerlelits. 

8.  Civil-Senat  Vom  7.  März  1885. 

[DfirtMli.  JnitotZf«.  nd.  X.  8.  ns^sw) 

Fflr  die  Annalme  dsa  Kausatonsaimnenliaages  swisehen  ünlUl  und  Ve^ 
letsong  dar  Pflielit  des  Qewerbemitoniehiiiin  ans  §  ISO  der  Beiehs-fie- 
werbeordnung  genügt  die  Feststellung,  dass  Sohutivoiiiehtimgen  unter* 
lassen  sind,  dnrek  deren  Herstellimg  der  ünMl  wahrscheinUeh  yerhindert 

worden  wäre. 

Der  Kläger  ist  in  der  Fabrik  dei'  Beklagten  dadurch  verunglückt,  dass 
ihm  durch  die  Kreissäge,  an  welcher  er  zn  arbeiten  hatte,  ein  Holzstfick 
an  den  Kopf  geschleudert  wurde.  Gegen  derartiije  häufig  eintretende  üri- 
fölk'  giebt  es  nach  dem  (Tutachtou  des  Sachverstäudigen  D.  eine  Reihe 
von  Schutzvorrichtnugeij,  deren  Anwendung  zwar  die  Gefahr  für  den  an 
der  Säge  beüudlichen  Arbeiter  nicht  absolut  ausscliliesst,  aber  doch  in 
hohem  Grade  vennindert.  Dass  die  Beklagte  gemäss  §  120  der  Gew.O. 
zur  Herstellung  dieser  Schutzmaasöregeln  verpüichtel  war,  kaua  nach  dem 
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eben  erwAbnten  Gntachtom  nicht  im  geringsten  bezweifelt  werden.  Gleich- 
wohl hat  die  Beklagte  keinerlei  Sehntzvorriehtong  gegen  die  dem  Klftger 
bei  seiner  Arbeit  drohenden  Ge&hren  getroffen.  Diese  ünterlassimg  ist 
ihr  2nr  Schuld  zuzurechnen,  sie  hat  daher  dem  ElAger  gegenttber  ffir  die 
Folgen  einzustehen,  welche  nach  dem  gewöhnlichen  Verlauf  der  Dinge  auf 
ihre  Unterlassung  zurückzuführen  sind.  Letzteres  trifft  aber  bei  dem  dem 
Klüger  zogestossenen  Unfall  zn,  welcher,  wie  ancb  der  vorige  Richter  an- 
nimmt, sehr  wahrscheinlich  nicht  eingetreten  wftre,  wenn  die  Beklagte 
dnrch  Herstellung  der  erforderlichen  Schntzmaassregeln  den  Verpfliehtangen 
gegen  ihre  Arbeiter  genflgt  bitte. 

Damit  ist  ohne  Weiteres  der  Eausalzusammenhang  erwiesen  zwischen 
der  Verschnldnug  der  Bekkgten  und  dem  Unfall  des  KUlgers;  Sache  der 
ersteren  war  es  deshalb,  den  Gegenbeweis  zu  führen,  sei  es  dahin,  dass 
die  klftgerische  Verletzung  aadi  beim  Vorhandensein  der  fraglichen  Schutz- 
vorrichtongen  sich  ereignet  hätte,  sei  es  dabin,  dass  die  Ursache  der  Ver- 
letzung in  einer  Schuld  des  Klägers  und  zwar  in  einer  sdch^  zu  finden 
sei,  welche  gegeniiber  der  bereits  feststehenden  Verschuldung  der  Beklagten 
als  die  fiberwiegende  zu  betrachten  wflie. 

In  ersterer  Bichtung  hat  dieBeldagte  eine  Behauptung  gar  nicht  auf- 
gestellt. In  letzterer  Richtung  hat  sie  zwar  behauptet,  dass  der  KUger 
selbst  die  Veranlassung  zu  dem  Unfall  dadurch  gegeben  habe,  dass  erAb- 
fallstflcke  des  zersägten  Holzes  auf  der  Tischplatte  hinter  der  Sfige  habe 
liegen  lassen,  allein  sie  bat,  wie  der  Berufangsrichter  feststellt,  den  Be- 
weis dieses  Vorbringens  nicht  zu  erbringen  vermocht.  Uebrigens  selbst 
wenn  das  Vorbringen  erwiesen  und  damit  eine  konkurrirende  Schuld  des 
Klägers  dargethan  wäre,  so  könnte  doch  nicht  in  seinem  Verhalten  die 
überwiegende  Schuld  an  dem  Unfall  st'fii"den  werden,  weil  dem  Kläger  als- 
dann zur  Last  fiele,  dass  er  mitten  iu  aufregender  Arbeit  oiue  Geschäfts- 
regel ausser  Acht  Hess,  wogegen  der  Beklagten  immerhin  die  totale  Ver- 
nachlässigung all  der  V^orsichtsmaassregelu  vorzuwerfen  wäre,  welche  im 
gegebenen  Falle  den  Arbeiter  nicht  bloss  gegen  die  aus  seiner  gefährlichen 
Arbeit  erwachsenden  Zufälle,  sondern  auch  gegen  die  Folgen  der  eigenen 
Unachtsamkeit  zu  schützen  geeignet  waicn. 

Darnach  beruht  das  Berufuugserkenutniss  in  doppelter  Beziehung  auf 
einem  Rechtsirrthnm,  einmal  auf  einer  Verkennung  der  Grundsätze  von 
der  Beweislaät  und  sodaim  auf  einer  unrichtigen  Abwägung  des  Verschul- 
dens der  beiden  Parteien,  Das  Erkenntniss  ist  daher  aufzuheben,  in  der 
Sache  selbst  aber  auf  Grund  des  festgestellten  Sach Verhältnisses  die  Kr- 
satzpflicht  der  Beklagten  auszusprechen  und  letztere  zur  Zaiiluug  der  ge- 
forderten Beträge  zu  verurtheileu,  über  deren  Grösse  eine  eventuelle  Eini- 
gung zwischen  den  Parteien  erzielt  ist. 


Digitized  by  Google 


Entsch.  d«s  0«st«rr.  Oberttan  Oericbtsboliee  vom  13.  Min  1885. 


73 


Nr.  35«  £iitseb.  des  Gestern  ObersteD  Gerichtoliofes. 

Vom  12.  Mftrz  1885. 

[0«itirr.  C«ntnl-Blatt  t  Elsaduhnen  etc.  1885.  S.  Uia-im] 

Anch  das  VersolUftbeii  von  Wagen  zum  Zweeke  d«r  Zosanunenstellang  oder 
Auflösnng  von  Zflgen  gebort  zm  „Verkebre**  im  Sinne  des  dfesetses  vom 
5.  Hirz  1869.  Das  die  Eisenbabn  von  der  HaftplUobt  befreiende  eigene 
Yereekulden  des  beim  Babnbetriebe  verletistei  iurbeiterfl  wird  dadnieb 
Hiebt  ansgesdiloeflen,  dase  der  Verletaste  onterJAnfUebt  nnd  Leitung  einea 
anderen  Bedieniteten  tb&tig  war,  weleber  gemitee  sebien  Inatrnktionen 
insbeeonderB  an  ILberwaeben  batte,  da«  jede  «igebörfge  Veniebtimg  in 
seiner  Qegenwart  mit  der  nun  Sebntie  der  betdufligten  Arbeiter  ndthJgen 

Toniebt  atattinde. 

Unter  Betrieb  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  5.  liftrz  1869  sind  alle 
jene  Ereignisse  zn  veratebenf  welcbe  mit  derErbaltnng  der  Zfige  imVer- 
kehre  in  direkter  oder  indirekter  Verbindnng  stoben,  dsher  aneb  alle  Mani- 
pnbitionen,  welche  die  Vorbereitnng  dee  ZogsTOrkebros  znm  Zwecke  baben. 
In  Borftcksiebtignug  dessen,  dass  das  Wagonversebieben  znm  Zwecke  der 
ZnsammenstellQug  oder  AnflOenng  des  Znges,  also  nnnüttelbar  zur  Vor- 
bereitaug derFsbrt  des  Zuges  gescliieht  und  bierron  abbftogig,  daher  mit 
dem  Betriebe  in  nnmittelborem  Znsammenhange  steht,  nnterliegt  es  keinem 
2weifel,  dass  die  Bodfaignng,  von  welcher  die  Anwendung  des  in  Rede 
stehenden  Gesetzes  abhängig  ist,  d.  i.,  dass  der  Vorfall  beim  Eisenbahn* 
betriebe  stattgefanden  bat,  im  Torliegenden  StreitMle  zutrifft,  das  hiesige 
Gericht  daher  zur  Entscheidung  über  vorliegende  Angelegenheit  znstftn- 
dig  ist,  wonach  der  Einwendung  der  Inkompetenz  keine  Folge  gegeben 
werden  kann. 

Was  die  Sache  selbst  betrifft,  so  sind  beide  Theile  einig  über  den  in 
der  Klage  vorgelegten  Sachverhalt  und  zwar,  dass  Stefan  D.  am  21.  Februar 
1882,  während  er  auf  dem  Hanptbahnhofe  der  Lemberg-Czemowitz-Jassy- 
Balin  mit  dem  Verschieben  von  Wagen  beschäftigt  war,  mit  einem  Brems- 
ku Uttel  so  stark  auf  den  linken  Fuss  getroffen  wurde,  dass  der  Unter- 
schenkel gebrochen,  das  Schienbein  verletzt  wurde  und  der  Verletzte  an 
den  Folgen  dieser  Verletzungen  am  4.  M  ii  1882  gestorben  ist.  Zufolgi* 
Gesetzes  vom  5.  März  1869,  welches,  wie  naehgewiesen,  auf  vorliegenden 
Fall  Anwendung  zu  finden  hat,  ist  im  Falle  der  Beschädigung  eines 
Menschen  dui*ch  einen  Vorfall  heim  Baiinbetriebe  die  Eisenbahn  frei  von 
der  Haftpflicht,  wenn  &ie  nachweist,  dass  die  Beschädigung  durch  die 
Schuld  des  Beschädigten  selbst  hervorgerufen  wurde. 

Diese  Schuld  beweist  die  geklagte  Gesellschaft  in  tolgeuder  Weise: 
Die  Wagen,  welche  hätten  verschoben  werden  sollen,  standen  auf  dem 
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Geleise  und  einer  davon  war  derart  gebremst,  dam  zwischen  die  Spekben 
der  beiden  Bftder  ein  Prflgel  durchgesteckt  mr,  nm  die  InbewegnngaetzoDR 
der  Wagen  zu  verhindern.  Als  der  Wagen  zun  Zwecke  der  Zusammen- 
Stellung  mit  anderen  Wagen  hätte  verschoben  werden  sollen,  wollte  StefiBO 
D.  den  Prügel  aus  den  Bftdem  herausziehen,  um  dm  Wagen  in  Bewegong 
zu  setzen.  Da  er  dies  ans  dem  Grunde  nicht  ausführen  konnte,  weil  der 
PrQgel  sich  zu  fest  in  den  Bfiderspcichen  hielt,  forderte  er  den  Wagen- 
anfseher  St.  auf  den  Wagen  mittelst  Lokoniütivo  Tom  Orte  zn  bewegen, 
fintsprechend  dieser  Aufforderung  wnrde  der  Wagen  in  Bewegung  gesetzt, 
wodurch  auch  der  in  die  Räder  hineingesteckte  Prfigel  sich  lockerte  und 
den  in  der  Richtung  der  Bewegung  stehenden  Stefan  D.,  welcher  im 
Momente,  als  der  Wagen  in  Bewegung  war,  den  Prfigel  beransdehen 
woUte,  so  stark  anf  den  Fnss  traf,  dass  dies  seine  BeschSdignng  vemr- 
sachte.  Es  soU  daher  dieSchnld  desD.  darin  gelegen  sein,  dass  er  nicht 
wartete,  bis  der  in  Bewegnog  gebrachte  Wagen  wieder  stillstand,  sondern 
frflher  schon  versnebte,  den  Prttgel  ans  den  Rftdem  heransznziehen  nnd 
hierbei,  anstatt  in  der  der  Wagenbewegnng  entgegengesetzten  Riohtang 
sich  ZQ  stellen  oder  anstatt  in  der  Weise  sich  zn  stellen,  dass  er  znra 
Wagen,  welcher  vor  dem  Prflgel  war,  mit  dem  Gesichte  gekehrt  war, 
in  der  Richtung  stand,  in  welcher  der  Wagen  nnd  der  Prflgel  sich  be- 
wegt hat 

Ans  der  Natur  der  Sache  ergiebt  sich,  dass  man  stehend  vor  dem 
Prflgel  in  der.  besdiriebenen  Weise  GeiUir  läuft,  von  demselben  getroffen 
zn  werden,  und  im  Sinne  des  §  1297  A.B. G.B.  mnss  man  auch  annehmen, 
dass  D.  dies  leicht  hat  voraussehen  kOnnen,  nnd  zwar  umsomehr,  als  er 
zwölf  Jahre  im  Eisenbahndienste  war,  nnd^  indem  er  sehr  oft  das  Gleiche 
zn  thun  gehabt  hat,  konnte  er  leicht  .voraussehen,  wel^e  Folgen  seine 
Unvorsichtigkeit  nach  sich  ziehen  konnte,  und  wenn  er  frflher  die  gleiche 
Verrichtung  in  derselben  Weise  ausgeführt  hat,  wie  im  vorliegend  behan- 
delten Falie,  ohne  beschftdigt  worden  zu  sein,  so  beweist  dies  nur  ein 
glflddiches  Zusammentreffen  der  Umstände,  welche  ihn  vor  einem  ün&Ue 
bewahrt  haben,  schliesst  jedoch  keineswegs  seine  Schuld  im  vorliegenden 
Falle  aus. 

Im  beiliegenden  Protokolle  (snb  2  der  Einrede),  welches  von  den  zur 
Eriiebnng  des  Falles  delegiiten  Eisenbahnorganen  aufgenommen  wnrde, 
dessen  Antentizit&t  und  Beweiskraft  als  einer  aussergeriehtlichen  Zeugen- 
Schaft  die  Kläger  nicht  bestreiten,  giebt  B.  selbst  zu,  dass  er  vor  dem 
sich  vorwärts  bewegenden  Prügel  gestanden  sei,  nnd  dass  dies  seine  Be- 
schädignag hervorgerufen  habe;  auch  ffigt  er  bei,  dass  wenn  er  anf  der 
entgegengesetzten  Seite  gestanden  wäre,  der  Unfall  ihm  nicht  zngestossen 
wäre.  Der  Beschädigte  giebt  demnach  selbst  zu,  dass  er  aus  eigener 
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Schuld  verletast  wurde.  Dieses  EingestSndiiiss,  welches  alle  Merkmale 
eines  aussergeriehüichen  Zngestttndnisses  trftgt,  moss  auch  gegen  die 
Klagenden,  welche  Ihre  Rechte  vom  BesehAdigten  ableiten,  beweiskrftf- 
tig  seiiL 

Zur  Widerlegung  der  Behauptung  der  geklagten  Gesellschaft,  dass 
der  VorfiJl  ans  eigenem  Versehnlden  des  D.  hervorgerufen  wurde,  führen 
die  ElSger  an,  dass  der  Wagen  2u  schnell  in  Bewegung  gesetzt  wurde, 
was  audi  die  zu  sdmelle  Bewegung  des  Priigels  und  in  Folge  dessen  auch 
einen  zu  starken  Schlag  verursachte;  sie  trachten  durch  Zeugen  zu  be- 
weisen, dass  die  Bewegung  eine  zu  rusehe,  dem  Zwecke  nicht  entsprechende 
ivar.  IHeser  Umstand  jedoch,  weil  ganz  allgemein  und  unbestimmt,  eignet 
sich  beim  Mangel  aller  faktischen  Grundlagen,  welche  die  Zeugen  bekräf- 
tigen sollen  und  weil  er  im  eigentiiehen  Sinne  kein  Thatumstand,  sondern 
nur  eine  Konklusion  ist,  welche  der  Begutachtung  von  Sachverständigen 
überlassen  werden  mOsste,  nicht  zum  Beweise  durch  Zeugen,  und  kann 
demnach  dieser  Beweis  als  zwecklos  nicht  zugelassen  werden. 

Die  KlSger  heben  weiter  den  Umstand  hervor,  dass  D.,  als  er  sah, 
dass  er  den  Prilgel  nicht  herausziehen  kdnne,  eine  Vorwirtsbewegung  des 
Wagens  verlangte;  entgegen  diesem  Verlangen  wurden  die  Wagen  rflck- 
wftrtsgeschoben;  auch  dieser  Umstand  kann  den  D.  nicht  von  seinem  Ver- 
schulden befreien,  seine  Aufforderung  hat  nftmlich  nur  im  Allgemeinen 
den  Wunsch  der  Inbewegungsetzung  der  Wagen  von  der  Stelle  enthalten, 
ohne  die  Richtung  anzugeben,  und  behaupten  fibrigens  die  KlSger  nicht, 
noch  beweisen  sie  es,  dass  der  Wagenaul^her  St,  welchem  das  Signal- 
geben für  die  Wagenbewegrmg  oblag,  verpflichtet  war,  rieh  nach  dem 
Wunsche  des  D.  zu  richten,  und  zu  Folge  der  Behauptung  der  Kläger 
selbst  war  es  Sache  des  D.,  wenn  das  Signal  zur  Rflckwflrtsbewegong  ge- 
geben wurde,  sich  so  zu  Stetten,  dass  er  sich  in  der  der  Fahrt  der  Wagen 
entgegeDgesetzten  Bichtang  befand,  und  da  er  sah,  dass  der  Wagen  sich 
bewegte,  es  aber  dennoch  nicht  gethan  bat,  so  trftgt  er  selbst  Schuld. 
Zufolge  Dienstinstmktion  Nr.  2  der  geklagten  Gesellschaft  soU  das  Wagen- 
verschieben über  Auftrag  des  Verkehrsbeamten  stattfinden,  dessen  Ver- 
pflichtung die  Aufsticht  aber  die  Verschiebung  im  Allgemeinen  ist;  die  un- 
mittelbare Aufsicht  Uber  die  Verschiebung  und  Leitung  derselben  obliegt 
der  speziell  fQr  diesen  Dienst  bestimmten  Person.  Sowohl  in  der  Einwen- 
dung als  in  der  ergänzenden  Verhandlung  vom  31.  Mai  1882  hat  die  Ge- 
klagte angefUirt,  dass  diese  speziell  zur  Aufsicht  aber  die  Verschiebung 
bestimmte  Person  in  vorliegendem  Falle  der  Wagenaufteher  St  war,  und 
die  Klager  haben  im  Laufe  der  ursprungiiohen  Verhandlung  dies  nicht 
negirt,  und  es  kann  die  Kegirung  dieses  Umstandes  erst  in  der  ergänzen- 
den Verhandlung  umsoweniger  Bedeutung  haben,  als  auch  in  dieser  £r- 
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gänzuiig  die  Kläger  zQgeboD,  dass  St.  beim  Verschieben  zugegen  war  Qod 
bei  derselbeu  mitwirkte,  ans  den  BebaaptuDgen  der  Kläger  ferner  aelbet 
zu  ersehen  ist,  dass  ausser  dem  St.  beim  Verschieben  auch  N.  gcjienwar- 
tig  war,  und  dieser  dem  Maschinenfilhrer  die  Signale  gab,  die  Maschine 
in  Bewegong  zu.  eeteeo;  wenn  daher  nicht  St,  so  war  in  jedem  Falle  N. 
diese  Person,  welche  im  Sinne  der  lastmktion  mit  der  Anfeicht  und  LeU 
tong  des  Verschiebens  betraut  war. 

Ans  der  Behauptung  der  Kläger,  als  wenn  die  Verschiebung  ohne  ge- 
nOgende  Aufsicht  stattgefunden  hätte,  kann  demnach  der  Antrag,  jede 
Schuld  des  D.  anszuschliessen,  nicht  gefolgert  werden. 

Endlich  behaupten  die  Kläger,  dass  in  dem  Umstände,  dass  D.  trach- 
tete, den  Prfigel  in  dem  Momente  herauszuziehen,  als  noch  der  Wagen  in 
Bewegung  war,  eine  Schuld  seinerseits  nicht  gefunden  werden  kann,  da 
dieses  Herausziehen  eben  in  jenem  Moment  gesdiehen  mnss,  indem  das 
Herausziehen  des  Prfigels  unmöglich  ist,  wenn  der  Wagen  still  steht;  dass 
dies  der  Fall  ist,  haben  die  Kläger  nicht  genügend  nachgewiesen;  die  be- 
antragten Zeugen  konnten  nur  bestätigen,  dass  es  so  im  vorliegenden  Fall 
war,  dieser  Beweis  ist  jedoch  mit  Rficksicht  auf  den  Umstand,  als  beide 
Theile  hierflber  einverstanden  sind,  nicht  nOthig;  inwiefern  dagegen  die 
Zeugen  bestätigen  sollten,  dass  das  Hersusziehen  des  Prügels  nur  möglich 
ist,  wenn  der  Wagen  in  Bewegung  ist,  so  ist  dies  kein  Umstand,  welcher 
durch  Zeugenaussage  konstatirt  werden  kann. 

Da  die  Beweise  der  Kläger  die  Behauptung  der  geklagten  GeseUschaft, 
dass  D.  selbst  Schuld  an  dem  FaJle  war,  nicht  entkräften  kOnnen,  muss 
die  geklagte  Gesellschaft  nach  §  2  des  Gesetzes  vom  5.  Hirz  1869  von 
der  Entschädigungspflicbt  fireigesprochen  werden. 

Der  oberste  Gerichtshof  hat  unter  Aufhebung  des  Urtheiles  der 
zweiten  Instanz  die  Entscheidung  des  Landes*  als  Handelsgerichtes  ans 
den  GrSnden  desselben  und  in  der  weiteren  Erwägung  bestätigt,  dass  die 
Kläger  nicht  im  Stande  waren,  die  Behauptung  der  geklagten  Gesellschaft 
zu  widerlegen,  dass  der  Verunglfickte  aus  eigenem  Verschulden  verletzt 
worden  sei. 


Kr.  36.  Entsch.  den  Ober-Landesgerichts  Frankfurt  a.  M. 

2.  Civil-Seuat.   Vom  U.  Kärz  1686. 

§§  2,  8  HaftptiehtgeBeti.  1.  Eigenes  Veneholden  Ist  es  sielit,  wenn  ein 
Weiehoifteller  knn  vor  PasBiien  des  Zuges  über  das  Gelsls  springt,  vm 
diesen  vor  drohender  Gefahr  n  retten,  anoh  wenn  der  Beamte  die  QeCihr 
selbst  Tsraohuldet  hat  und  seine  Handliuig  unter  gewöhnlichen  Umständen 
eine  Verwegenheit  wäre.   2.  Jeder  von  iwel  gemelnsehaftUehen  Betriehs- 
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nnternelimeni  haftet  solidarlaek  ud  liat  aielit  den  Einwand  der  Theflnng. 
3.  Der  HaftpHlohtanepnieli  Irt  nlolit  ein  Alünestea-,  eoadeni  eSn  Eit- 
BeliidigongsanspraelL  Daher  darf  das  Urtel  sieht  fttr  Torl&uflg  voUetreok- 

bar  eridirt  werdeiL 

Es  ist  Iddiglieh  die  Frage  sm  pr&fen»  ob  das  Ueberschreiten  der 
Sdiienen  seitens  des  Weichenstellers  Walk  nnter  nlea  von  den  Zeugen  be- 
kundeten Umständen  demselben  als  Versehnlden  anzurechnen  ist. 

Nach  der  Aussage  des  ZengeD  N.  war  in  dem  Momente,  als  Walck 
aufschreckte  und  quer  über  das  Geleise  spraog,  der  Zug  noch  etwa  4  bis 
5  Wagenlängen  von  demselben  entfernt. 

Unter  gewöhnlichen  Umständen  würde  es  nun  zwar,  selbst  wenn  luan 
mit  der  Klägerin  die  schwer  zu  schätzende  Zwischenzeit,  innerhalb  deren 
<liese  Strecke  vom  Zuge  zurückgelegt  wird,  auf  7  Secunden  annimmt,  als 
nnverantwortliche  Verwegenlieit  zu  erachten  sein,  wenn  eine  zu  dem  Balio- 
(lienst  in  keiner  Ik^ziehung  stehende  beliebige  Person  es  wagte,  so  dicht 
vor  einem  lierankommeuden  Zuge  die  Sehieucu  zu  überschreiten.  Es 
könnte  alsdann  auch  der  Umstand,  dass  der  Betreffende  auf  dem  schlüpf- 
rigen Boden  ausglitte,  ihm  nicht  uuter  dem  Gesichtspunkte  des  casus 
mixtus  zu  Statten  kommen,  da  dieser  Zufall  nur  durch  sein  schuldhaiies 
Handeln  herbeigeführt  war. 

Im  vorliegenden  Falle  liegen  aber  so  viel  Momente  vor,  welche  die 
anscheinende  Yui  wcgenheit  des  getödteten  Walck  entschuldigen  und  besei- 
tigen, dass  das  Gericht  das  Vorbaudeusein  eines  den  Unfall  verursachen- 
den eigenen  Verschuldens  verneinen  muss. 

In  dieser  Hinsicht  kommt  zunächst  in  Betracht,  dass  ein  Bahnbeam- 
ter, dessen  Dienst  an  der  Weiciu?  es  sehr  häulig  mit  sich  bringt,  in  naher 
Entfernung  von  einem  durchfaiirenden  oder  rangirendi  ii  Zsi^  die  Geleise 
zu  überschreiten,  sich  viel  mehr  darin  zutrauen  darf,  als  jeder  ungeübte 
Dritte. 

Er  wird  daher  nöthigenfalls,  zumal  wenn  die  Sicherheit  des  Zuge.-» 
gefilhrdet  ist,  und  die  Gefahr  durch  ihn  beseitigt  werden  soll,  die  Schienen 
in  grosserer  Nähe  der  ankommenden  Locomotive  überi^c breiten  dürfen, 
ohne  die  Achtsamkeit  eines  vorsichtigen  Eisealiahnbediensteten  zu  ver- 
letzen, sofern  er  nicht  die  Unmöglicliki  it  des  Gelingens  als  gewiss,  oder 
doch  wahrscheinlich  voraussehen  muss.  Dass  Letzteres  hier  vorgelegen 
habe,  kann  nicht  angenommen  werden. 

Ein  Zeitraum  innerhalb  (le>st n  in  Eisenbahnzug  4 — 5  Wagenläugen 
zurücklegt,  reicht  an  sicli  ans.  nin  \N  enn  man  nicht  stuljtort  ein  Schienen- 
geleise ilberschreiten  zu  können.  Es  kommt  hinzu,  dass  der  Zug,  wie 
Walk  an  dem  gegebenen  Bremssignal  erkennen  konnte,  mittelst  der  Bremsen 
zum  sofortigen  Halten  gebracht  werden  sollte,  so  dass  der  zum  Ueber- 
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BchrdtoD  der  Schienen  verbleibende  Zeitranm  noh  noch  verlftngerte.  Es 
ist  als  hOcIist  wahrscheinlich  anzunehmen,  dass  Walk  dnrch  einen  unglQek- 
liehen  ZahtXl  gestürzt  ist»  er  aber  ohne  diesen  Znfsll  das  Gelelse  unver- 
sehrt passirt  hätte. '  Diese  Annahme  wird  wesentlich  nnterstfitzt  dnrch  die 
Aussage  des  Zeugen  N.,  welcher  sieh  dahin  ansgesproehen  hat,  dass  Walk, 
der  ein  langer  und  gewandter  Hann  gewesen,  seines  Brachtens  noch  Ober 
das  Geleise  hätte  kommen  können,  nnd  dass  derselbe,  da  der  Boden  an 
jenem  Morgen  fencht  nnd  schlfipfrig  gewesen,  seiner  Vermnthnng  nach 
beim  Hmaberlanfen  ansgeglitten  und  gefallen  sei.  Der  Zenge  R.  bestätigt 
ebenfalls,  dass  an  jenrai  Morgen  in  Folge  des  Nebels  die  Ebene  nass  nnd 
schlfipfrig  gewesen  sei.  Anch  kommt  hier  weiter  in  Betracht,  dass,  da 
fflr  das  Gegentheil  keinerlei  Anhalt  vorliegt,  davon  auszugehen  ist,  dass 
Walk  sonst  nicht  ein  leichtfertiger,  sondern  ein  zuverlässiger,  pflichttreuer 
Mann  war,  und  es  daher  unwahrscheinlich  ist,  dass  derselbe  im  vorliegen- 
den Falle  so  ganz  unbesonnen  und  verwegen  gehandelt  haben  soll,  die 
Schienen,  wenn  es  ohne  Todesgefahr  nicht  hätte  geschehen  können,  noch 
zu  äberschreiten. 

Nadi  allen  diesem  ist  der  Schluss  gerechtfertigt,  dass  nach  den  ob- 
waltenden Umständen  ein  Verschulde  von  Seiten  des  Walk  nidit  Ursache 
des  Unfalls  gewesen  ist,  schon  weil  die  Gefahr,  der  er  sieh  aussetzte,  fir 
ihn,  nach  den  geschilderten  Verhältnissen  nicht  als  eine  naheliegende  sich 
darstellte.  Wollte  man  aber  selbst  daraus,  dass  Walk,  der  filr  ihn  dodi 
immerhin  vorhanden  gewesenen  Gefahr,  vom  Zuge  erfasst  zu  werden,  sieh 
ausgesetzt  habe,  ein  Verschulden  herleiten,  so  kommt  der  weitere,  die 
Annahme  eines  solchen  wiederum  ausschliessende  Umstand  zu  seinen 
Gonsten  in  Betracht,  dass  Walk  so  gehandelt  hat,  um  einer  jedenfsUs 
nach  seiner  Ansicht  und  auch  in  der  That  dem  Zug  drohenden  Gefahr  in 
Folge  der  fehlenden  Verbindaug  des  Schiengeleises,  resp.  des  AufhOrens 
desselben  zn  verunglücken,  vorzubeugen,  also  in  der  löblichen  Absicht 
handelte,  grössere  Gefahr  von  Anderen  abzuwenden. 

Es  stand  der  Eisenbahntransport  und  mit  demselben  Menschenleben 
in  Gefahr.  Wenn  unter  diesen  Umständen  der  Weichensteller  Walk  selbst 
dnrch  die  entferntere  Möglichkeit,  sein  eigenes  Leben  zu  gefährden,  sich 
nicht  abhalten  Hess,  zu  versuchen,  die,  sei  es  ohne  oder  anch  dnrch  sein 
Verschulden,  für  das  Leben  Anderer  vorhandene  Gefahr  abzuwenden,  so 
kann  ihm  das  nicht  als  Verschulden  angerechnet  werden.  Sollte  Walk 
hierbei  seine  Kräfte  überschätzt,  oder  die  Gefahr  für  ihn  nicht  rii  liug  ge- 
würdigt liiiben,  was  beides  jedoch  uuzutreftend  erscheint,  so  ist  immerhin 
zu  berficksichtig:eii,  dass  in  solchen  Fällen  plötzlicher  Gefuhr  ein  Beamter 
nicht  Zeit  hat,  umständlich  alle  Chancen  zu  erwägen,  sondern  sich  la^th 
eutöchliesseii  muss  uiid  dalier  auch  diese riiuib  dein  Walk  das  Leberschrei- 
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ton  der  Sduenen  nicbt  ab  Veraehiüdeii  aoznrechnea  ist.  Das  Gerieht  ist 
daidi  das  Ergebnles  der  Verbandlmigeii  zn  der  Ueberzengnng  gelaugt,  dass 
Walk,  als  er  die  SchieDen  überschtitt»  nicht  blos  die  Mdglichkeit,  ohne 
von  dem  Zug  erreicht  zn  werden,  hinüber  zn  gelangen,  als  vorhanden  an- 
nahm, sondern  anch  nach  L^e  der  Sache  sowohl  die  Möglichkeit  für  be* 
gründet  nnd  nabeliegend,  wie  andererseits  die  ftlr  ihn  irorhandeae  GeMr, 
dabei  zu  vermiglücken,  fttr  eine  entfernte  zn  halten,  befugt  war,  dsss  Walk 
auch  im  regelmässigen  Verlauf  der  Dinge  beim  Ueberscbreiten  des  Ge- 
leises Ton  dem  Znge  in  der  That  nicht  erfasst  worden  sein  wflrde,  dieser 
Erfolg  vielmehr  einem  hinzugetretenen,  anssergewOhnUehen  Umstand  — 
dem  glficklich  von  selbst  eingetretenen  Umschlagen  der  falsdi  stellenden 
Welche  3  nnd  wahrscheinlidi  einem  Ausgleiten  des  Walk  ehe  der  Zng 
an  ihn  hersnkam  —  zususdireiben  ist,  nnd  dass  der  Umstand,  dass  Walk 
das  Hinzukommen  solcher  anssergewfthnliehen  Umstände  nicht  in  Anschlag 
brachte  nnd  tlberhanpt  durch  die  f&r  ihn  hiernach  noch  immerhin  vorhan- 
dene Gefahr  beim  Ueberschreiten  des  Schienengeleises  durch  den  heran- 
kommenden Zag  verletzt  zu  werden,  sich  nicht  abhalten  Hess  die  Bshn  vor 
dem  in  der  Fahrt  begrüTenen  Zug  zu  überschreiten,  ein  Verschulden  des 
Walk  im  gegebenen  Fall  desswegen  nicht  begründet,  weil  er  die  Hand- 
lung in  der  Absicht  vornahm,  die  nach  seinem  Dafürhalten  und  in  Wirk- 
lichkeit fßr  den  Zug  und  das  Leben  der  auf  demselben  befindlichen  Per- 
sonen drohende  Gefahr  von  dier^eu  abzuwenden,  wenngleich  Walk  selbst 
diese  Gefahr  durch  das  Unterlusseu  der  richtigen  Weicheubtellung  ver- 
schuldet hatte. 

Hiemach  kann  der  Beweis,  dass  der  Unfall  durch  die  eigene  Schuld 
des  Getödteten  verursacht  worden  sei.  nicht  für  geführt  erachtet  werden. 

Der  erhobene  Anspruch  ist  sonach  mangels  dieses  Beweises  nach  der 
Gesetzesvorschrift  in  §  1  des  Haftp flieh tgeaetzes  in  der  bisher  behandelten 
Richtung  für  begründet  zu  ciiicliteu. 

Der  zweite  Angriff  der  Berufungsklägerin  gegen  das  erstricliterliche 
Urtheil  fusst  zunächst  diuaui,  dass  Berufungsklugcriü  nicht  alleinige  ße- 
triebsunternehmerin  sei,  suadern  in  Gemeinschaft  mit  der  Stadt  Frankfurt 
die  Bahn  betreibe,  die  Verurtheilüu|j  der  Berut'uugsklägerin  daher  nur 
auf  die  Hälfte  erfolgen  könne. 

Nach  dem  Gesetze  haftet  der  Betriebsuntemehmer.  Der  erste  Ricliter 
hat  nun  dedncirt.  die  Beklagte  müsse,  nach  Inhalt  des  mit  der  Stadt 
Frankfurt  abgeschlossenen  Vertrag:*  Blatt  10 — 17  act.  weil  sie  den  hahv- 
uii d  l>N|)editiousdicust  betreibe  ujid  die  Transportgebühren  verrechne,  auch 
den  J  aiirdienst,  bei  welchem  der  fragliche  Unfall  sich  ereignet,  thatsüch- 
lich  ausgeübt  habe,  als  alleinige  ßetriehsunternehmerin  angesehen  werden, 
indem  unerheblich  sei,  dass  hier  ein  Anderer,  nämlich  die  Stadt  Frauk- 
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fart  a.  M.  der  £igeiithfimer  dar  Bahostrecke  Bei,  da  die  Beklagte  f&r  die 
Pftchterin  derselben  m  eraditen  wäre. 

Dieser  Anafahmiig  vermag  das  Gericht  nicht  in  allen  Pookteo  bei- 

zapfliehtcn. 

Wenn  KJAgcrin  die  BekUi;;te  als  ßetriebsantemehmerin  in  Ansprach 
nimmt,  so  mnss  sie  zunächst  den  Beweis  fuhren,  dass  die  Beivlagte  die 
Betriebsuntemehmerin  ist.  Dieser  Beweis  ist  nicht  anders  zn  führen,  als 
durch  den  mit  der  Eigenthumerin  der  Bahn,  der  Stadt  Frankfurt,  geschios- 
ttonen  Vertrag  vom  27.  November  1880,  welcher  Idar  stellt,  in  welchem 
Verhältoiss  Beklagte  sich  der  YerbindmigBbahii  gegenüber  befindet. 

Von  dem  Inhalt  des  verlesenen  Vertrages  sind  namentlich  auch  die 
dahingehenden  Bestimmongen  von  Belang,  dass  der  Stadt  Frankfiirt,  welche 
EigenthQmerin  der  ganzen  Verbindnngsbahn  ist,  nicht  blos  die  Erhaltnng 
nnd  fimenerong  der  Bahn,  sondern  auch  der  ganze  Sicherheits-  and  Be- 
wachnngsdienst  einschliesslich  der  Bedienung  der  auf  derselben  befind- 
lichen Anaweichen,  Signale,  Barrieren  etc.  auf  deren  Kosten  obliegt  und 
femer,  dass  die  Frachtbezfige,  welche  auf  die  Verbindungsbahn  erfallen, 
zwischen  der  Stadt  Frankfurt  a.  H.  einerseits,  nnd  andererseits  der  Hee- 
sischen Ludwigsbahngesellsohaft,  welche  den  gesammten  Fahrdienst  auf 
der  Verbindungsbahn  fibemimmt,  auch  den  JBzpeditionsdienst  einschliesslich 
der  Erbebung  und  Verrechnung  der  Ttunsportgebühr  flbertragen  eihilt> 
hftlfkig  getheflt  werden. 

Es  fragt  sich,  ob  mau  auch  diesen  Bestimmungen  gegenOber  die  Be» 
klagte  als  alleinige  Betriebsnntemehmerin  bezeichnen  kann? 

Eger  (das  Uaftpfllchtgesetz)  nnd  das  Beicbsoberhandelsgericht  (Entscb. 
Bl.  22.  S.  176}  gehen  von  dem  Prinzipe  aus,  dass  entscheidend  sei,  wem 
das  ökonomische  Ergebniss  zu  Gute  komme.  Nicht  degenige,  welcher  den 
technischen  Betrieb  ausftihre,  sondern  deijenige,  welchem  das  ökonomische 
Ergebniss  des  Betriebs  zum  Vortheil  resp.  zum  Nachtheil  gereicht,  sei 
Unternehmer. 

Wendet  man  diesen  Satz  auf  den  vorliegenden  Fall  an,  so  mOssen 
die  Beklagte  und  die  Stadt  Frankfurt,  als  Unternehmer  angesehen  wei^ 
den.  Beiden  kommt  das  ökonomische  Ergebniss  hälftlich  zu  Gute  und 
Qberdies  führt  die  Beklagte  nicht  einmal  ansechUessIich  den  Betrieb  ans. 
Denn  wenn  nicht  auch  die  Erhaltung  und  Erneuerang  der  Bahn,  so  sind 
doch  der  Bewachungs-  und  Sicherheitsdienst,  wie  er  von  der  Stadt  za 
versehen  ist,  Obliegenheiten,  welche  auch  zum  Betriebe  gehören  nnd  nicht 
gftnzlich  davon  zu  trennen  sind.  Nur  wenn  die  Stadt  lediglich  eine  vom 
Geschfiftsertrftgniss  unabhängige  feste  Geldentschädigung  für  die  ihrerseits 
erfolgte  Ueberlassuog  der  Veibindungsbahn  zum  Betrieb  an  die  Beklagte 
von  dieser  erhielte,  wfirde  em  Pachtverliältniss  in  Rücksicht  auf  den  Bahn- 
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kOrper,  oder  wenn  umgekehrt  die  Beklagte  eine  feste  Geldleistang  al» 
Ge^werth  für  den  Ton  ihr  übernommenen  Fahrdienst  anf  dn*  Terinnr 
dnflgslwhn  von  der  Stadt  erhielte,  ein  UiethsverbftliniBe  bezüglich  der 
Fahrdienste  vorliegen,  und  in  beiden  FftUen,  indem  aach  in  ersterem  der 
Stadt  in  Bficksicht  anf  ihre  Beihilfe  zu  dem  Betriebe  lediglicfa  Fnhr- 
mannsdienate  leistete  die  Beklagte  alleinige  Betriebstmtemehmerin  sein. 
Indem  aber  am  finanziellen  Gewinn  oder  Verlnst  beide,  die  Stadt  Frank- 
fort  ottd  die  Beklsgte,  Antheil  haben,  fiberdies  erstere  anch  bei  AnsfOh- 
nmg  des  Betriebes  jedenfalls  mittelbar  mitwirkt,  so  scheint  nnr  die  An- 
nahme begr&ndet,  dass  beide  znsammen  das  hier  fragliche  Eisenbahn- 
nntemehmen  betreiben,  nnd  dass  daher,  da  in  der  Person  eines  jeden  von 
Ihnen  die  Erfordernisse  für  den  Betriebsnntemehmer  vorliegen,  sowohl  die 
Beklagte,  wie  die  Stadt  Frankfurt  hier  Betriebsnnteniehmer  sind. 

Im  Besnltat  ist  diese  von  der  erstricfaterlichen  abwefchende  Anffas- 
snng  des  Verhfiltnisses  jedoch  ohne  Einfinss  anf  die  Entscheidung,  weil 
das  GeeetE  jeden  Betriebsnntemehmer  für  die  bei  seinem  Betrieb  entstan- 
denen TOdtmigen  nnd  Körperverletzungen  zu  voll  haftpfliehtmässig  erklärt, 
nicht  aber  will  und  anordnet,  dass  bei  einer  Mehrheit  von  Betriebsnnter- 
nehmem  die  Haftpflicht  derselben  dem  Berechtigten  gegenüber  sich  nach 
Köpfen  iheile.  cfr.  Entscheidung  des  Beidis- Oberhandelsgerichts,  Bd.  38, 
S.  10.  —  Senfferts  Archiv,  Bd.  34,  Nr.  40. 

Es  findet  daher  ehi  Einwand  der  Theilnng  nicht  statt.  Ausserdem 
würde  für  die  Annahme  einer  solidarischen  Verhaftung  der  Beklagten 
wegen  der  bei  dem  von  ihr  mit  der  Stadt  Frankfurt  gemeinsam  nnter- 
nommenen  Eisenbahnbetrieb  erfolgten  Todtung  des  Walk  auch  noch  die 
Anologik  der  im  Art  280  des  H.6.B.  für  von  zwei  oder  mehreren  Per» 
Bonen  eingegangene  Verpflichtungen  ans  einem  Geschäft,  .das  anf  ihrer 
Seite  Handelsgeschäft  ist,  vorgeschriebenen  Solidarhaft  ohne  Theilungseinr 
rede  angeführt  werden  kOnnen,  da  der  die  Thdlnahme  an  dem  Betrieb  der 
Verbindungsbahn  regelnde  Vertrsg  zwischen  der  Beklagten  und  der  Stadt 
Frankfurt  den  gewerbsmässigen  Betrieb  der  Geschäfte  einer  für  den  Trans- 
port von  Personen  bestimmten  Anstalt  zum  Gegenstand  hat,  welche  nach 
Art  342  pos.  8  des  H.G.B.  cfr.  v.  Hahn  Commentar  zum  H.G.6.  §14 
zu  Art.  272  pos.  8  Handelsgeschäfte  sind. 

Es  können  daher  auch  die  Reditssätze  über  Handelsgesellsehaffcen  zur 
Begründung  der  Haftbarkeit  der  Beklagten  zum  vollen  Betrag  nnd  ohne 
Zuhisenng  der  Theilungseinrede  verwendet  werden,  da  der  Vertrag  über 
die  Betheilignng  der  Beklagten  mit  der  Stadt  Frankfurt  an  den  Betrieb 
der  Verbindungsbahn  eine  Handelsgesellschaft  begründet. 

Soweit  die  in  dem  Vertrage  enthaltenen  Bestimmnngen  darüber,  in 
welchem  Umfange  von  jedem  der  Gontrahenten  Schadensersatzansprfiche 
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aus  dem  Betriebe  za  tragen  siad,  das  Yerlaogen  der  Beklagten  nur  zar 
Hälfte  verhaftbar  zu  sein,  begründen  soUeo,  ist  der  dessfallsigen  Entschei- 
dung im  angefoehtenen  Urtheii  beiznstitninen,  nach  welcher  die  fraglichen 
Bestimmnngen  nur  das  V^erhältoiss  der  Contrahenten  zu  einander  ordnen, 
aber  den  Bechten  Dritter  und  namentlich  der  Klägerin  nicht  pri^adieiren 
können. 

Was  den  dritten  Angriffspunkt,  die  vorläufige  Vollstreckbarerklärung 
betrif¥t,  so  ist  hierin  dem  Berufungsantrage  stattzugeben.  Denn  der  An- 
spruch ist,  wenn  er  gleich  nur  begründet  ist,  wenn  der  Getüdtete  zur  Zeit 
des  Tüdes  einem  Anderen  Unterhalt  zu  gewfihren,  gesetzlich  verpflichtet 
war,  kein  Alimenten-  sondern  ein  Schadensersatzanspmch,  welcher  die 
Natu  von  Alimenten  schon  desswegen  nicht  hat,  weil  er  von  der  ElA- 
gerin,  auch  wenn  sie  Vermögen  hat,  sich  den  Unterhalt  selbst  zu  ver« 
schaffen,  geltend  gemacht  werden  kann,  cfr.  Entscheidiing  des  Reichs-Ober- 
handelsgeriehts.  Band  13,  Seite  24  und  eben  so  gut  zur  Zahlung  eines 
Kapitals,  wie  dner  Rente  hätte  führen  können.  (Wilmowsky  nndLewy, 
C.P.O.  A.  8  za  {  648,  Kntecheidung  des  Reichsgerichts  I.  231.)  Art  650 
der  G.P.O.  kann  wenn  er  anch  auf  Fälle  voriiegender  Art  anwendbar  ist, 
das  Gesuch  schon  um  desswillen  nicht  begründen,  weil  die  erfordwliche 
Glaubhaftmacbnng  fehlt,  vielmehr  der  Umstand,  dass  die  KlAgerin  bis  zum 
Erlass  des  ersten  Urtheils  den  nOthigen  Unterhalt  gefunden  hat,  die  An- 
nahme rechtfertigt,  dass  sie  auch  bei  xVussetzung  der  Vollstreckung  nicht 
Gefahr  laufen  wüd,  durch  Mangel  an  Lebensmitteln  an  Leben  und  Gesund- 
heit geschftdigt  zu  werden« 

Eventuell  stftnde  auch  Art  651  entgegen,  da  hier  glaubhaft  ist,  dass 
die  Vollstreckung  der  Schuldneiin,  da  sie  das  Geleistete  nicht  wieder  er- 
langen wfirde,  einen  im  angegebenen  Eali  nicht  zu  ersetzenden  Nachtiieü 
bringen  wfirde. 


Nr.  37.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

1.  Straf-Senat.   Vom  Ii;.  März  1885. 

Die  Ordnungsstrafe  aus  §  137  Abs.  2  des  Vereinszollgesetzes  wird  ledig- 
lich durch  die  Thatsaehe  der  unrichtigen  Deklaration  verwirkt;  sie  trifft 
für  den  Fall  der  nicht  beabsichtigten  Defraudation  auch  den  nicht  oder 
unrichtig  deklarirenden  Frachtführer,  Spediteur  etc.,  welcher  ohne  jede 
Verschuldung  oder  Fahrlässigkeit  nicht  oder  unrichtig  deklarirt  hat 

Das  aagefochteoe  ürtheil  hat  für  erwiesen  angenommen,  dass  am 
13.  April  ein  Eisenbahnwagen  der  Pariser  Firma  Adolf  Bloch  &  Co.  mit 
dem  Eisenbahnzuge  aus  Mgieu  in  Uerbesthal  die  deutsche  Zollgrenze 
fiberschritt,  um  auf  den  Lehrter  Bahnhof  in  Berlin  an  die  Magdeburg* 
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Halberstädter  Eisenluiliii-Hatipt-Werkstatt  befördert  za  werden,  und  dass 
der  Angeklagte,  Eisenbahn -Asaistoiit  Bnmdt,  welcher  Deklarationsbevoll- 
mächttgter  der  den  Wagen  in  das  Zollgebiet  einfShrenden  Eisenbahn-Direk- 
tion (linksrheinischen)  Köln  war,  denselben  nicht  unmittelbar  nach  Atikuuft 
des  Zages  auf  dem  Bahnhof  in  dem  nach  §  63  des  YereinszoIIgesetzes 
ilem  Grenzzollamt  übergebenen  Ladungsverzeiehnisee  nachgewiesen  hat. 
Danach  hat  dieser  Angeklagte  einen  zollpflichtigen  Gegenstand  bei  der 
Einfahr  nicht  deklarirt  nnd  ist  nach  f  136  Ziffer  lit.  D  die  Zolldefrauda- 
tion  vollbracht.  Denn  die  Deklaration  nmfasst  nach  §  22  die  Ladung  d^^r 
zoliprtichtigen  Waaren  (§  21)  nnd  zollpflichtig  sind  nach  §  3  die  Gegen- 
stände, für  welche  der  Zolltarif  einen  Eingangszoll  festsetzt. 

Der  mittelst  Gesetz  vom  15.  Juli  1879  (Reichsgesetzblutt  207)  ver- 
öffentlichte Zolltarif  führt  aber  unter  Nr.  15  c  I  Eisenbahnfabrzeuge  auf. 
Eisenbahnfahrzeuge,  welche  nicht  Transportmittel,  sondern  Transport- 
gegenstand  sind,  gehören  also  in  die  Deklaration.  Dass  sie  unter  be- 
sonderen Voraussetzungen,  die  eben  uachz.uweiseu  siud,  naoli  §  5  Ziffer  5 
des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1879  von  der  Eingangsabgabe  befreit  bleiben, 
giebt  keinen  Gruud  ab.  sie  nicht  als  l.adung  zu  betrachten,  welche  nach 
§  24  des  Vereinszoilgcbutzes  in  allen  ihren  Theilen,  auch  dcü  zollfreien, 
zu  dekluriren  ist.  —  Vergl.  auch  VerciiiszoUgesctz  §  ß6  Absatz  3  und 
das  Muster  A  zu  dem  nach  §  73  des  YereinszoIIgesetzes  ergangenen  Regu- 
lativ, die  zoUamtliehü  Behandluug  des  Güter-  und  Eft'ekten-Transportes 
auf  den  Eisenbahnen  betreffend  (Centraiblatt  1870  Seite  86)  Spalte  8, 
sowie  Muster  der  Deklaration  zu  der  Anleitung  richtiger  Anfertigung  der 
Deklarationen  (Centralblatt  1840  Seite  115)  Nr.  5  Spalte  II. 

Das  Landgericht  hat  den  Augeklagten  jedoch  freigesprochen.  Die 
dalür  augeführten  Gründe  sind  zum  Theil  rechtsirrig  und  verletzen  das 
Gesetz,  Das  Landgericht  hebt  hervor,  dass  der  betreffende  Wagen  mit 
dem  Schilde  Nr.  19011  der  Magdeburger  Eisenbahn  in  Herbesthal  ankam, 
dass  dem  Angeklagten  ein  auf  denselben  lautender  Frachtbrief  von  dem 
belgischen  Zugführer  nicht  übergeben  wurde,  uud  dass  er  nicht  ge\vus.sL, 
dass  die  vorerwähnte  Bezeichnung  des  "Wagens  eine  unberechtigte  war:  es 
folgert  aus  diesen  Thatsachen,  dass  vou  einer  Defraudationsabsicht  eben- 
sowenig wie  von  einer  fahrlässigen  Zollhinterziehung  die  Rede  sein  könne, 
unti  unerlindlich  sei,  wie  der  Augeklagte  eine  Vorschriftswidrigkeit  began- 
gen haben  solle  und  könne.  Mit  diesem  Schlüsse  verkennt  das  Land- 
gericht die  Bedeutung  des  §  130  Zitier  la  und  d  des  Vereinszollgesetzes, 
wonach  für  Frachtführer,  Spediteure  u.  s.  w.  die  blosse  Thatsache,  dass 
sie  eine  gesetzlich  vorgeschricbeuc  Deklaration  nicht  abgegeben  haben, 
genügt^  um  die  /olldefraude  als  vollbracht  anzusehen,  und  diesen  Per- 
sonen, um  sie  straffällig  erächeiueu  zu  lassen,  eine  Defraudatiousabsicbt 
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oder  eine  Fahrlässigkeit  nicht  nachgewiesen  zu  werden  braucht.  Nur  lllr 
die  Strafverhängung  aus  §  135  oder  §  152  wird  es  von  Bedeutung,  ob 
als  vom  Angeklagten  nachgewiesen  angesehen  wird,  dass  er  eine  Defrau- 
dation nicht  habe  verüben  können  oder  eine  solche  nicht  beabsiciitigt 
gewesen  sei. 

Das  Zollgesetz  greift  bei  Abgabenhinterziehungen,  wie  betreffs  der 
Abgabe  (§  13)  den  Inhaber  des  zoUpÜichtigcn  Gegenstandes,  so  betreffs 
der  Strafe  zunächst  den  srar  Deklaration  verpflichteten  Waarenführer  (§  23), 
welcher  auch  für  die  ihm  vom  Befrachter  mitgegebenen  niirirlitigin  Fracht- 
briefe u.  s.  der  Zollstelle  verantwortlich  ist  (vergl.  Denkschrift  zum 
£ntwnrfe  des  Gesetzes  vom  18.  Mai  18G8  wegen  Abänderang  einzelner 
Bestimmnngen  der  Zollordnung  etc.  in  den  Protokollen  und  Verhand- 
inngen des  ZoUparlaments  Nr.  4  S.  3  zu  §§  2  and  3)  nnd  seinen  Schutz, 
soweit  es  sich  um  Bevollmächtigte  der  Eisenbahnverwaltang  handelt  (§  63) 
im  §  6  B  des  Eisenbahn-Betriebs-Reglements  finden  muss,  wonach  der  Ab- 
sender der  Eisenbahn  —  Vereinszollgesetz  §  153  Ziffer  2  —  für  die  Geld- 
strafen haftet»  welche  dieselbe  wegen  Unrichtigkeit  oder  Mangel  der  Be- 
gleitpapiere treffen,  Handelsges^^tzlmch  Artikel  393.  Das  Zollgesetz  ver- 
pfliehtet  Frachtführer,  welche  Waaren  aus  dem  Auslande  einfahren,  nnd 
Gewerbetreibende,  welche  deren  Absatz  im  Inlande  vermitteln,  zn  verhAten, 
dass  der  davon  zu  entrichtende  EingangszoU  dem  Reiche  nicht  entgehe, 
nnd  stellt  objektive  Handlungen  unter  Strafe,  welche  den  Eingang  der 
Zollabgabe  gefährden.  Die  subjektive  Verschuldung  kommt  lediglich  in 
der  Maasagabe  des  §  137  Absatz  2  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli 
1869  in  Betracht,  die  da  gedachte  Ordnungsstrafe  des  $  153  hat  aber 
nicht  die  FahrUssigkeit  des  Uebertretens  der  Gesetzesvorschriften  znr 
Yomnsaetznng. 

Anf  eine  solche  ist  daher  zu  erkennen,  nachdem  das  Bemfnngsgericht 
den  objektiven  Thatbestand  des  §  186  Ziffer  1 D,  zugleich  aber  auch  den 
Beweis  des  §  137  Absatz  2  f&r  gefuhrt  festgestellt  hat 

BezQglich  des  Hitangeklagten  JUwys  ist  eine  besondere  Begrfindung^ 
der  Revision  nicht  erfolgt,  eme  Verletzung  des  §  136  des  VereinszoU* 
gesetzes  kann  aber  ihm  gegenüber  nicht  geltend  gemacht  werden,  da  seine 
Freisprechung  auf  der  rein  thatsftchlicfaeu  Erwägung  beruht,  dass  er  nicht 
der  Absender  des  ohne  Zoilnacfaweis  eingefabrfcen,  sp&ter  durch  die  von 
ihm  vertretene  Aktiengesellschaft  angekauften  Ws^i^ens  gewesen  ist 
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Nr.  3S.   Kutäcli.  des  Beutscheu  Reichsgerichts, 
d.  Civil-Senat.   Vom  S.April  188d. 

(DentKhe  J«tlir.Zt9.  Bd.  X  8.  4«a»48<.] 

AdoIi  nntorirdlBdie  (im  Inxim  eineB  BeigworlES  iMfindlielie)  EäMiibaliii«!! 
Mlen,  iram  «Ue  sonstigen  Eriterion  das  EiMnbalmhotilebeB  yorllegen, 

unter  §  1  der  HaftpÜielitgesetiefl. 

„Das  Berufungsgericht  erachtet  den  vom  Kl.  erhobenen  Sehadensersate- 
anspruch  sowohl  nach  §  1  des  Iluftfüchtges.  vom  7.  Juni  187L  als  aiieh 
nach  §  2  dieses  Gesetzes  für  begründet.  Die  von  der  Beki.  i:iiigelegte 
Revision  könnte  daher  nur  dann  von  Erfolg  sein,  wenn  beide  Gründe  auf 
der  Verletzung  des  Gesetzes  beruhten.  Da  dieses  bezüglich  des  ersten 
Gnindes  nicht  der  Fall  ist,  vielmehr  mit  Recht  der  §  1  cit.  für  anwend- 
bar erachtet  ist,  so  war  die  Revision  der  Bekl.  zurückzuweisen,  ohne  dass 
es  eines  Eingehens  auf  die  gegen  den  zweiten  Grund  erhobenen  Angriffe 
bedurfte. 

Das  Berufungsgericht  geht  bei  der  Annahme,  dass  im  vorliegenden 
Fülle  die  Vorschriften  in  §  1  des  Haftpflichtges.  anwendbar  seien,  unter 
Bezugnahme  auf  die  iu  dem  Urtheile  des  R.G.  vom  17.  März  1880  (Eutsch. 
des  R.G.  in  Civils.  Bd.  1  S.  247)  über  die  Bedeutung  des  Ausdrucks: 
„Betrieb  einer  Eisenbahn"  in  §  1  des  IIafti>Hiclitges.  aufgestellten  Grund- 
sätze, davon  aus,  dass  auch  unterirdische,  als  Pertinenz  eines  Bergwerks 
lediglich  den  Zwecken  des  Bergbaues  dienende  Bahnen,  wie  im  vorliegen- 
den Falle  diejenige  der  Bekl.,  als  Eisenbahnen  im  Sinne  des  §  1  cit.  an- 
zuseilen seien,  sofern  im  üebrigen  die  zur  Anwendbarkeit  des  §  ]  cit.  er- 
forderlichen, in  dem  angezogenen  Urtheile  bezeichneten  Voraussetzungen 
gegeben  seien,  und  dass  daher  in  jedem  einzelnem  Falle  zu  prüfen  :5ei,  ob 
diese  Voraussetzungen  vorliegen,  ob  insbesondere  nach  der  Bauart  der  Bahn 
und  nach  der  Art  und  Weise  des  auf  ihr  stattfindenden  Transports  der 
Betrieb  auf  derselben  eine  objektiv  gleichartige  Gefährlichkeit  für  das 
Publikum,  wie  namentlich  anch  für  die  bei  dem  Betriebe  beschaftigteu 
Personen  mit  sich  führe,  wie  der  Betrieb  auf  den  für  deu  allgemeiueu  Per- 
sonen und  Güterverkehr  bestimmten  Eisenbahnen. 

Der  hiergegen  von  der  Kevisionskl..  unter  Bezugnahme  auf  die  bei  der 
Berathnng  des  Gesetzes  von  der  Bundt'skommission  abgt  -  Lbcueu  Erklä- 
rungen, ehobene  Angriff  der  Verletzung  dos  §  1  dt.  durch  Anwendung 
anf  einen  Fall,  für  welchen  die  iu  ihm  eiith:ill'  ne  Bestimmung  nicht  ge- 
geben worden,  e?-sclieint  nicht  betrrnndet;  es  ist  vielmehr  die  Auffassung 
des  Gesetzes,  von  welcher  das  Berufungsgericht  ausgegangen  ist,  zu  billigen. 
Bei  der  Berathuug  des  Haftpflichtgesetzes  sind  allerdings  die  Ansichten 
über  deu  Umfaug  des  Gesetzes,  iusbesoudere  darüber,  was  uuter  dem  Be- 
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triebe  einer  Eisenbahn  im  Sinne  des  GeBetzcs  zn  verstehen  sei,  anseinander 
gegangen  nnd  es  ist  nicht  allein  von  einzelnen  Mitgliedern  des  Reichstage» 
die  Ansicht  geäussert,  dass  das  Gesetz  keine  Anwendung  finde  anf  Eisen- 
bahnen in  Bergwerkeu,  welche  znm  Zwecke  der  Beförderung  Ton  Personen 
nnd  Materialien  gebaut  seien,  sondern  es  i^f  ^nrh  vr>n  dem  Bnadeskommtsssr 
erklärt  worden,  dass  man  bei  dem  Begriffe  „Eisenbahn''  nnr  an  die  Unter- 
nehmungen  über  der  Erde  gedacht  habe,  dass  die  Unternehmungen  unter 
der  Erde  vermittelst  einer  sog.  Eisenbahn  keine  andere  Bedeutung  habeo, 
als  alle  anderen  Maschinen,  die  zur  Erleichtemng  des  Betriebes  in  einem 
Bergwerke  benutzt  werden.  Da  aber  in  dem  Gesetze  selbst  eine  solche 
wesentliche  Beschrftnkung  der  Vorschriften  in  §  1  cit.  überall  nicht  znm 
Ausdruclw  gekommen,  vielmehr  ganz  allgemein  bestimmt  ist,  «wmn  bei  deo 
Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch  getödtet  oder  verletzt  ist  etc.*',  so  liegt 
kein  Grund  vor,  die  unterirdischen  Eisenbahnen  als  solche  von  dem  Ge- 
setze überhaupt  auszunehmen.  Nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  erschdnt 
eine  solche  Beschiftnkong  des  Umfangs  seiner  Anwendbarkeit  nicht  gerecht- 
fertigt, da  es,  sofern  die  sonstigen  Kriterien  eines  Eisenbahnbetriebs,  wie 
sie  wiederholt  von  dem  R.  G.  aufgestellt  sind,  voriiegen,  nicht  entscheidend 
sein  kann,  ob  die  Eisenbahn  fiber  oder  unter  der  Erde  sich  befindet,  und 
ebensowenig  darauf  entscbddendes  Gewicht  gelegt  werden  darf,  dass  sie 
nicht  dem  allgemeinen  öffentlichen  Personen-  und  Gfttenrerkehr  übergeben 
ist,  sondern  nur  den  speziellen  Zwecken  des  Eigenthümers  dient,  nnd  zam 
Transporte  der  Beigbanprodnkte  etc.  benutzt  wird,  weil,  wie  bereits  wieder- 
holt Tom  R.6.  ansgesprochen  worden,  unter  den  in  f  1  dt  erwftbnten 
Eisenbahnen  keineswegs  blos  die  fttr  den  allgemeinen  Öffentlichen  Personen- 
und  Gfiierverkehr  bestimmten  Bahnen  zn  verstehen  sind.  Eine  solche  Eni* 
schrinknng  der  Anwendbarkeit  der  Bestimmung  in  §  1  cit.  würde  aber 
auch  dem  Zwecke  des  Gesetzes  nicht  entsprechen,  weU  kein  Grund  erfind- 
lich ist,  weshalb  gegen  dieselben  Unfälle,  welche  bei  unterirdischen  Bahnen 
in  Folge  ihrer  Eigenart  als  Eisenbahnen  nnd  durch  den  Betrieb  anf  ihnen 
für  die  dieselben  bedienenden  Personen  und  für  die  in  ihrer  Nfihe  ver« 
kehrenden  Arbeiter  entstehen,  nicht  derselbe  Schutz  gewährt  werden  sollte, 
wie  gegen  die  gleichen  bei  dem  Betriebe  der  anf  der  Eide  befindlichen 
Bahnen  vorkommenden  TJnIftlle. 

Da  nun  das  Berufungsgericht  mit  Becht  angenommen  hat,  dass  nach 
der  Bauart  der  hier  in  Frage  stehenden  Pferdebahn  nnd  nach  der  Art  des 
Betriebes  auf  derselben  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendbarkeit  des 
§  1  cit  gegeben  seien,  so  war  die  getroffene  Entscheidung  gerechtfertigt" 
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2.  Senat.    Vom  D.April  1885. 

/.  it.*chr.  f.  I'reu5s.  Recht    Bd.  IV.  S.  502.] 

Nach  §  8  des  Preuss.  Gesetzes  vom  11.  Jnli  1822  (Ct.S.  S.  184)  hat  die 
Heranziehung  der  Staats-  (Reicks-)  Beamten  zur  Komrannahtpiier  am  Sitze 
ihrer  Behörde  za  erfolgen.  Als  solcher  ist  der  dauernde  örtliche  IVlittel- 
punkt  der  amtlichen  Wirksamkeit  derselben,  der  Ort,  wo  die  amtliche 
Verwaltiuig  denelben  gef&hrt  wird,  anzuselieii.  (§  18  Abs.  1  B.G.P.O.) 

'  Die  Behanptong  des  Beklagten,  das«  die  YoTentecheidDiig  auf  moht 
richtiger  Anwendung  des  bestehenden  Rechte  berahe,  erscheint  unbegrün- 
det. Die  Tom  Beklagten  beanspmcihte,  vom  Vorderrichter  aber  verneinte 
Befogniss  znr  Heranziehnng  des  Klfigers  za  den  Kommnnalabgaben  in  der 
Stadt  Loewen  ittr  das  Steneijahr  1884/85  wird  seitens  des  Beklagten 
keineswegs  etwa  daranf,  dass  Kläger  seinen  thatsäcblichen  Wohnsitz 
in  der  Stftdt  Loewen  habe  nnd  deshalb  zn  den  kommnnalsteaerpfliditigen 
JESnwohnem  des  Stadtbezh-kes  gehöre  (§  3  Abs.  2,  §  4  Abs.  1  St&dteordn. 
vorn  30.  Mai  1853),  gestatzt  nnd  konnte  ancä  hiecanf  nicht  gestatzt  wer- 
den, weil  —  wie  der  Vorderrichter  feststellt  nnd  nach  Lage  derVeriiand- 
hingen  nnbedenkUeh  feststellen  dnrite  ^  thatsftehlich  Klüger  eben  nicht 
im  Bezirke  der  Stadt  Loewen,  sondern  in  dem  Gntsbezirke  Schloss  Loewen 
wohnt;  vielmehr  gründet  Beklagter  den  erhobenen  Ansprach  erat  anf  den 
$  8  Oes.,  betr.  die  Heranziehnng  der  Staatsdiener  za  den  Gememdelasten, 
vom  11.  Jnli  1822  (6.S.  S.  184),  welcher  bestimmt: 

Jeder  Staatsbeamter,  welcher  emer  Behörde  angehört  nnd  bei 
derselben  srinsn  besündigea  Wohnsitz  haben  ranss,  ist  nnter  allen 
tJmstftnden  als  ein  Einwohner  derjenigen  Stadt  zn  betrachten,  in 
welcher  diese  Behörde  ihren  Sitz  hat 
Nnn  kann  aber  ans  dieser,  aneh  anf  den  Kläger,  als  Vorsteher  des 
Kaiserl.  Postamts  i.  SchL,  anwendbaren  gesetzlichen  Bestimmnng  (§  19 
Reidisges.,  betr.  die  BeehtsverhältnisBe  der  Reichsbeamten,  vom  31.  M&rz 
1873,  B.6.61.  S.  61)  die  Berechtigang  zor  Heraariehung  des  Klägers  zn 
der  Cremeindestener  in  der  Stadt  Loewen  nnr  nnter  der  Voraussetzung  ge- 
folgert werden,  dass  die  Behörde,  welcher  der  Klüger  augehdrt  —  das 
EaiserL  Postamt  Loewen  i.  Schi.  —  in  der  Stadt  Loewen  ihren  »Sitz*' 
hat  Dem  entgegen  stellt  der  Vorderrichter  fest,  dass  dieses  Postamt 
seinen  Sitz  nicht  in  der  Stadt  Loewen,  sondern  in  dem  Gntsbezirke  — 
Schloss  —  Loewen  habe,  und  er  stützt  diese  Feststellung  anf  die  That- 
sadie,  dass  die  gesammten  Dienstlokalitäten  des  Postamts  Loewen  i.  Schi, 
znr  Zeit  fai  einem,  nicht  znr  Stadtgemeinde,  sondern  zum  Gntsbezirke 
Loewen  gehörigen  Gebäude  sich  befänden.  Diese  Feststellungen  nnd  Pol- 
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gemngcn  bewegen  sich  wesentlich  auf  thatsächlichem  Gebiete  und  eut^ 
ziehen  sieb  deshalb  bei  der  eigeuartigeii  Natur  des  Rechtsmittels  der  Re> 
Vision  an  sich  der  Nachprüfung  in  der  gegenwärt  if]^en  Instanz.   Sie  köna- 
ten  nur  noch  mit  der  Behaaptang  angegriffen  werden,  dass  sio  rechtswidrig 
seien  oder  auf  einem  an  wesentlichen  Alängeln  leidenden  Verfahren  be- 
ruhen, insbesondere  dass  sie  etwa  aktenwidrig  seien.  Nach  keiner  dieser 
Richtungen  hin  sind  aber  die  Angriffe  des  Beklagten  für  begründet  zu 
erachten.   Wenn  der  Vorderrichter  jene  den  Sitz  des  Postamts  betreffende 
Feststellung  auf  die  unter  den  Parteien  nicht  streitige  Thatsache  stützt, 
dass  die  gesammten  Dienstiokalit&ten  des  Postamte  sich  zur  Zeit  in  einem 
nicht  zur  Stadtgemeinde,  sondern  zum  Gutsbezirke  gehörigen  Gebäude  be* 
finden,  so  ist  liierin  ein  Rechtsirrthum  nicht  zu  finden;  insbesondere  er- 
hellt nicht,  inwiefern  dabei  der  Begriff  des  „Sitzes  der  Behörde**  in  recht- 
licher Beziehung  verkannt  sei.  Als  „Sitz"  einer  Behörde  darf  der  dauernde 
örtliche  Mittelpunkt  der  amtlichen  Wirksamkeit  derselben,  der  Ort,  wo  die 
amtliche  Verwaltung  derselben  gefthrt  wird,  aogeseben  werden  (vgl.  § 
Abs.  1  der  Reichs-Civilprozessordnung).    In  Ermangelung  einer  ausdrück- 
liehen Anordnung  der  zuständigen  Postbehörde,  dass  der  Sitz  des  Postamts 
in  der  Stadt  Loewen  sei,  —  und  eine  solche  Anordnung  ist  nicht  nach- 
gewiesen, auch  nicht  einmal  behauptet  —  durfte  der  Vorderrichter,  ohne 
damit  sich  eines  Rechtsirrthums  schuldig  zu  machen,  als  den  örtlichen 
Mtttelpnnkt  der  Verwaltung  des  Postamts,  mithin  als  den  Sitz  desselben, 
das  Dienstlokal,  in  welchem  die  Behörde  untergebracht  ist  und  die  Dienst- 
geschäfte erledigt  werden,  betrachten.    Da  mm  nach  der  vom  Beklagten 
nicht  bestrittenen  Angabe  des  Klägers  schon  seit  dem  1.  April  1881  die 
gesammten  DienstlokaUtäten  des  Postamts  in  ein  von  der  Oberpostdirektion 
anf  12  Jahre  miethsweise  erworbenes,  im  Gutsbezirke  Loewen  belegenes 
Gebäude  verlegt  worden  sind,  so  ist  die  FeststeUnng  des  Vorderrichters, 
dass  der  Sitz  des  Postamts  nicht  in  der  Stadt  Loewen  sei,  weder  akten- 
widrig noch  rechtswidrig.   Unerheblich  i&r  die  Frage,  ob  das  Postamt  in 
der  Stadt  Loewen  seinen  Sitz  habe,  oder  nicht  hat,  sind  die  Beklagter- 
seits  behaupteten  Thatsachen,  dass  das  Posthaus  unmittelbar  an  die  städ- 
tische Hanptstrasse  grenze  und  der  gesammte  Wagen-  und  Fussgängerver- 
kehr von  und  nach  dem  Postamte  nur  von  der  Stadtseite  her  stattfinde, 
nicht  minder  unerheblich  die  Bezeichnung  des  Postamts  »Loewen  i.  Sehl.*^, 
die  letztere  umsomehr,  als  sie  ebensowohl  auf  den  Gntabezirk  wie  auf  die 
Stadt  bezogen  werden  kann.  Die  erst  in  der  Bevisionsscfarift  enthalteneu 
neuen  thatsächlichen  Behauptungen  —  insbesondere  In  Betreif  des  Bedfirf- 
nisses  des  Postamts  fär  die  Stadt,  des  Wehnens  von  Postbeamten  in  der 
Stadt,  der  Benutzung  der  städtischen  Anstalten  durch  die  Postbeamten  und 
der  finanziellen  Nachtheile  der  Stadt  bei  dem  Obsiegen  des  Klägers  — 


Digitized  by  Google 


BntMh.  des  Deaticben  lUicbsfencbts  vom  9.  April  1885.  S9 

kOnnea  schoo  aus  prozessnaliBdien  GrflndeD  nicht  mehr  berfieksichtigt 
werden;  sie  erseheinen  aber  auch  rechtlidli  aDerheblieh. 

Hofls  hiernadi  der  vom  VoVderrichter  feststellte  Tbatbestand,  dass 
das  Pontamt  in  der  Stadt  Loewen  seinen  ffitx  nidit  bat,  für  die  RevisionB- 
Instanz  maassgebend  bleiben,  so  verletzt  auch  die  Entscheidang,  dass  Be- 
klagter nicht  berechtigt  sei,  den  Kläger  zn  den  Eomaninalabgaben  für  das 
Steaeijahr  1884/85  heranzuziehen»  nicht  das  bestehende  Recht. 


Nr.  40.  Entsch.  des  Dentschen  Beichsgeriehta. 
4.  Givil-Senai   Vom  9.  April  1885. 

rPmu«.  ▼«nriltBIfttt  VL  S.  S4a,  HL  -  ZeitMllr.  L  PnoBS.  BMiht  B4.  «.  8.  m,} 

Die  von  dem  Pienss.  Landtag  ertheflte  naohtrSe^he  Gmliinlgiuig  in 
einer  Etatsüberschreltang.  welche  dnroh  die  nnberechtilgte  BlBpositioii 
%km  ngresspiliehtigen  Beamten  Temmeht  worden  war,  sehUesst  nur 
die  Indemnität  der  Kinister,  nicht  aber  die  Befreiung  jenes  Beamten  Ten 
seiner  Eegiessveibindlichkoit  in  sich.  Oegen  diesen  kann,  ohne  Rück* 
eicht  anf  die  parlamentarisehe  ftenehmigang  der  EtatsÜherschreltiuig,  der 

Staatsfiskns  anf  Ersats  klagen. 

Dem  Banrath  H.  war  von  den  ressortmftssigen  Instanzen  zur  selbst- 
etAndigen  Leitung  der  Ban  eines  Hegierongsgebäudes  übertragen  worden, 
mit  der  Weisung,  nach  Maassgabe  der  Kostenanschläge  und  Zeichnungen 
den  Bau  auszuführen.  H.  führte  den  Auftrag  aus,  überseliritt  a.l>or  bei 
der  Bauausführung,  indem  er  eleganter  baute,  als  mui  aulgegeben  war, 
den  Kostenanschlag  ura  24  .343  M.,  welche  Ktatsübcrschreitung  vom  Land- 
tage luichtriiglich  trenelimigt  wurde.  Auf  die  Klage  des  Fiskus  wurde  H. 
zum  Ersatz  von  J2  111  M.  in  beiden  Instanzen  verurtheilt  und  die  von 
ihm  eingelegte  Revision  wurde  vom  Reichsgericht  zurückgewiesen.  „Das 
Staatshaushaltsgesetz  und  ergänzend  die  nachträgliche  Geneliaiii^ung  der 
Kammern  zu  einer  Etutsüberschreitung  haben  nur  gesetzliche  Wirkung  und 
Bedeutung  für  die  Krone  und  die  Laiidesvertretung  gegenüber  den  ver- 
antwortlichen Ministem.  Der  Etat  —  nach  seinem  Wnrliuhalte  und  nach 
seinem  staatlichen  Zwecke  —  ermächtigt  —  in  der  Fonu  des  Gesetzes 

—  die  Staatsregierung  zur  Verwendung  der  ausgesetzten  Mittel  nach 
Inhalt  des  beigefügten  Voranschlages,  und  die  Verfassungsurkunde  macht 

—  dem  Konige  und  der  Landesvertretung  gegenüber —  die  Minister  per- 
sönlich für  die  Innehaltung  des  Etats  verantwortlich  (§§  44,  100,  101 
Verf.-Urk.)  Zu  Etatsüberschreitungen  und  zur  Beseitigung  der  dadurch 
begründeten  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist  dalier  die  nachträgliche 
Genehmigung  der  Kammeru  ertorderlicü.    Die  Laudesvertretung  ist 
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ein  staatsrechtlicher  Faktor  für  die  Gesetzgebung,  und  die  AufstellüDg 
des  Etats  udcI  die  Eontrole  über  die  lunehaltang  desselben  rechnet  die 
VerfilBBiuigslirkiinde  zu  den  Funktionen  der  gesetzgebenden  Gewalt.  Allein 
über  diese  Grenze  hinaus  steht  der  Landesvertretung  ein  unmittelbarer 
£inflass  aof  die  Verwaltung  nicht  zu,  und  es  kann  daher  auf  die  von  den 
Eammein  ertbeilte  nachträgliche  Genehmignng  zu  einer  Etatsüberschreitung 
nicht  ansMT  der  Indemnität  der  Minister  noch  die  Anerkennung  oder  Ver- 
sagong  vermögensrechtlicher  Aneprflche  dritter  Personen  in  sich  sehliessen. 
Dieser  staatsrecbtliehen  Anffassang  entspricht  anch  die  Stellung,  welche 
der  Oberrechnnngskammer  dnrch  das  Gesetz  27.  Mlirz  1872  angewiesen 
ist  Denn  während  die  Revision  der  Staatsrecluinngen  dnrch  die  Ober- 
recbnnngskanuner  im  Interesse  der  Staatsregiemng  den  Zweck  hat,  die 
Verantwortlichkeit  sflmmtlicher  rechnnngsfübrenden  Beamten  sowohl,  ak 
der  verwaltenden  Behörden  in  ihrer  verfassnngnnllssigen  Gliederong  fest- 
zustellen, kommt  für  die  Revision  —  der  Landesvertretnng  gegenftber  — 
nur  die  der  Staatsregiemng  in  ihrer  Geaammtheit,  d.  i.  die  den  Ministen 
obliegende  Verantwortlichkeit  ui  Fhige,  und,  soweit  es  sich  nm  diese 
VerantwortUohkeit  dem  Landtage  gegenüber  handelt,  ist  als  Endziel  ftr 
die  Thfitigkeit  der  Oberrechnnngskammer  bezeichnet,  das  Urtheil  beider 
H&nser  des  Landtages  so  vollständig  vorznbereiten,  dass  dieselben  ihren 
Beseblnss  Aber  die  Entlastung  der  Staatsregiemng  mit  bewusster  Üeber- 
zeugnng  fassen  können  (Motive  S.  135,  136,  Verh.  d.  Abg.-H.  1871/72 
Bd.  IV,  §f  17,  18,  Ges.  v.  27.  Mftrz  1872).  Und  diese  Bnhistung  ist 
ausschliesslich  allein  das  Ziel,  welches  durch  die  Revision  der  Oberrech- 
nungskammer  angeregt  und  durch  den  fiescUnsa  der  Kammern  herbsi- 
gefiUiTt  werden  soll.  Dabei  kommen  Ansprüche  Dritter  und  Begreesvei^ 
bindlichkdten  einzehier  Beamten  nicht  in  Frage  und  nach  keiner  Richtung 
hin  zur  Erledigung.*^ 


Nr.  41.  £Dt8eh.  des  Prenss.  Ober -Verwalt.  Gerichts. 
2.  Senat   Vom  9.  April  1885. 

tBeldw-ABi.  IM  K«b  m] 

Die  Haft^chtmts  «w  §§  1,  3  des  BaftpiiehlK«aetMS  Tom  7.  Juni  1871 
gsnissst  beiiigUeh  der  GemeindesteDein  nicht  diejenigen  Privilegien,  welehe 
das  Oesets  70m  11.  Juli  1822  dem  Diensteinkonimen  der  Beamten  oder 
Penelonftie  gewährt,  weil  sie  nicht  den  Ghamkter  einer  Pension,  sondern 

den  einer  Entschädigung  besitst. 
Dem  I.  Ridkter  ist  darin  beizutreten,  dass  der  Rente  des  EUlgen, 
welche  derselbe  unstreitig  auf  Grund  des  Haf^flichtgesetzes  vom  7.  Juni 
1871  zuerkannt  erhalten  hat,  die  dafür  in  Auspracfa  genonunene  Eigen- 
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sebafl  einer  „Pension"  in  Sinne  dee  Gesetzes  vom  11.  Jnli  1822  nicht 
beiwohnt  Die  in  den  §{  1  nnd  2  a.  a.  0.  genannten  Unternehmer  haften 
als  solche,  wenn  ein  Mensch  bei  dem  Betriebe  getodtet  oder  körperlich 
▼erletzt  wird,  fftr  den  dadnreb  entstandenen  «Schaden"  und  damit 
unter  Andern  bei  einem  Beamten  mOgltcherwdae  aneh  gerade  für  die- 
jenigen Nachtheile,  welche  demselben  daraus  erwachsen,  dass  er  seine 
dienstlichen  Bezfige  fenierhin  zn  erwerben  ausser  Stande  ist.  Die  dem 
Kl&ger  zugebilligte  Beute  und  deren  Zahlung  stellen  sich  nicht  als  eine 
ErffiUung  des  Dienstvertrages,  sondern  als  eine  fSr  dessen  vorzeitige  LOsnng 
gewährte  fintsehfidigong  dar,  welche  unter  keine  deijenigen  im  Gesetze 
vom  11.  Juli  1822  anfgelQhrten  Leistungen  zu  bringen  ist,  denen  dne  be- 
vorzugte Behandlung  bei  der  Kommunalbesteuemng  zukommt  —  Darin 
also,  dass  der  hierauf  gerichtete,  oben  wiedergegebene  Klageantrag,  wie 
geschehen,  zurftckgewies'en  worden  ist,  liegt  keine,  die  Revision  begrttn- 
dende  Verletzung  des  bestehenden  Rechtes. 


Nr.  42.  Entseh.  des  Samntergerldits  BerÜD« 

6.  Civil-Senat.    Vom  9.  April  1885. 

Die  Stammprioritäts-Aktionäre  der  Härkisch-Fosener  Eisenbahn  haben  be- 
züglich ihrer  Dividendenscheine  das  Nachbezngsmht  durch  den  Verstaat* 
lichongsvertrag  verloren.  Dagegen  steht  ihnen  eine  Entschädignngs- 
fordenuig  in  Betreff  der  Dividendenscheine  ans  den  Jahren  1873  und  1874 
wegen  nnriohtigsr  Yertheiluog  der  Dividende  dieser  Jahre  zu. 

Seitens  der  Beklagten  ist  nicht  bestritten,  dass  die  I3ftgerin  im  Be- 
sitze der  fraglichen  Dividendenscheine  sei;  es  kann  der  Ellgerin  daraufhin 
nicht  das  Recht  entzogen  werden,  diejenigen  Rechte  ffir  sich  geltend  zu 
machen,  welche  mit  dem  Anspruch  der  Dividendenscheine  verbunden  sind. 

Es  ist  in  Rechtsprechung  und  "Wissensdiaft'  ausser  Zweifel,  dass  der 
Besitz  der  Dividendenscheine  nicht  zur  Ausflbung  der  Akttonftrrechte  sei 
es  auch  nur  rficksichtlich  der  festzusetzenden  Dividende  auf  das  einzelne 
Geschftft^ahr  legitimirt;  es  steht  uns  das  Recht  zu,  die  fortgesetzte  und 
auf  dem  Dividendenseheme  znstflndige  Dividende  zu  erheben.  Die  Aus- 
ffihmngen  der  Elfigerin  kOnnen  dahin  zusammengefasst  werden: 

Nach  dem  Gesellschaftsstatut  lag  in  dem  Dividendenscheine  das  Recht 
auf  alimdlige  Erhebung  von  5  pCt. ;  die  aus  dem  Jahresbetrag  nicht  zahl- 
baren Beträge  mussten  aus  spfttwen  Betriebsfibersefafissen  gezahlt  werden. 
Hat  die  Gesellschaft  das  üntemehmen  verkauft  und  damit  unmöglich  ge- 
madit,  dass  aus  künftigen  Betriebsftbersditlssen  die  Nachzahlung  der  Fehl- 
beträge bis  5  pCt.  gezahlt  werden,  so  sind  diese  Fehlbetrftge  nicht  etwa 
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fortgefaUen,  sondern  sie  Bind,  vie  festgesetzte  Dividenden,  Schnlden  der 
Gesellschaft.  Ffir  dieselben  haftet  die  Gesellschaft  nnd  nach  $  7  Kr.  1 
der  mitbeklagte  Fiskas. 

Der  Vertrag  vom  14.  November  1881  erweist  aber  den  Anspruch  anf 
die  Dividendenzahlung  zur  Erftlllang  der  5  pCt  als  binfiUlig. 

Inhalts  der  Statuten  §  5  betrog  das  Aktienkapital  14  500000  Thlr., 
d.  h.  48  500000  M  ,  zur  Hälfte  d.  J.  mit  21  750000  M.  in  Stamm-,  znr 
anderen  gleichen  Hftlfte  in  Stamm-Prioritftte-Aktien.  Genehmigte,  wie 
gerichtakondig,  die  Goneralversammlnng  der  Mftrkisch-Posener  Bisenbahn- 
Gesellschaft  den  Vertrag  vom  14.  November  1881,  wonach  der  ffaafpreis 
von  15  000  000  M.  ansgeworfen  worden  war,  so  ergiebt  sich  Ar  den  Fall, 
dass  keiner  der  Aktionäre  von  dem  vortheilhafteren  Umtanschrecht  des 
§  6  Gebranch  gemacht  hätte,  folgender  Sachverhalt:  die  15000  000  U. 
waren  an  die  Aktionäre  nach  Inhalt  des  Statnts  za  vertheilen;  d.  h.  die 
Inhaber  der  Prioritäts-Stamm- Aktien  mit  21 750  000  tf.  erhielten  daranf 
15  000000  K.;  somit  war  die  Theilnngsmasse  erschöpft,  zn  weiteren  Ver- 
theilnngen  ergab  der  Kanfvertnig  in  dem  Kaufpreis  keine  Mittel.  Ge- 
nehmigten die  Prioritäte-Stamm-'Aktionäre  den  Vertrag  vom  14.  November 
1881,  nnd  dass  das  geschehen,  liegt  in  der  notorischen  Genehmigung  seitens 
der  Märkisch-Posener  Eisenbahn-Gesellschaft,  so  gaben  sie  damit  zn  er- 
kennen, dass  hiermit  allen  Ansprüchen,  welche  die  Aktionäre  an  dem 
Vermögen  haben  mochten,  ein  Genüge  geleistet  sein  sollte. 

Hit  der  Bestimmung  von  15  000  000  H.  Kaufpreis  erkannten  die 
Prioritäts-Stamm-Aktionäre  mit  rechnnngsmässiger  Zuverlässigkeit  an,  dass 
auf  die  alten  Dividendeuscheine  aus  Erträgen  der  Zukunft  nichts  mehr 
verfallen  kdnne  und  vertheilt  werden  solle. 

Nimmt  man  dagegen  an,  die  Prioritäts-Stamm-Aktionäre  haben  von 
d^-m  ümtanschreoht  (§  6  des  Vertrages)  Gebrauch  gemadit,  so  haben  die 
umtanaehenden  Aktionäre  damit  sich  aller  Rechte  auf  den  weiteren  Gang 
des  Aktiennntemehmens  Einfluss  auszuüben,  begeben,  sie  haben  kein  Etecht 
weiter,  eine  Bilanceleguug  zu  verlangen  oder  eine  bestimmte  Vertheilnng 
eines  Jahresertrages  zu  beanspruchen.  Den  Dividendenscheininhabem 
würde  nur  das  Reciit  zugestanden  werden  können,  die  festgesetzten  Divi- 
denden zu  erheben  (§  3  des  Vertrages).  Dass  eine  solche  Festsetzung 
nicht  stattgefunden  hat,  ist  ausser  Zweifel.  Es  konnte  etwa  noch  darauf 
Gewicht  gelegt  werden,  dass  nach  §  6  des  Vertrages  die  Zurückbehaltung 
der  Dividenck'iischeine  bis  zum  Rechnungsjahr  1883  bedungen  ist  und 
könnte  daraus  gefolgert  werden,  dass  damit  das  Recht  gewahrt  bleiben 
sollte,  auf  spatere  Zeit  die  folgende  Dividende  bis  5  pCt.  zu  erheben. 

E.s  kann  dahin  gestellt  bleiben,  ob  dies  der  Absicht  der  Vertrag- 
schliesseudeu  entsprach,  denn  thaUächlich  ist  es  olme  Bedeutung.  Kach- 
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dem  bis  zam  Uebergang  das  Eigenthom  des  EisenbahmuiterDeiimens,  aueb 
wenn  dies  bei  der  Uebernahme  der  Verwaltoiig  bedungen  wftre,  ein  Betrag 
zar  Nachzablnng  nicht  festgesetzt  ist,  kann  dies  nach  dem  1.  Januar  1883, 
da  der  Staat  EigenthOmer  ist,  nicht  mehr  sieh  ereignen.  Die  Dividenden- 
scheine  sind  bedeatung^slos  geworden  und  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  der 
Vertrag  seinem  Inhalt  nach,  wie  bereits  erw&hnt,  durch  den  General- 
Versammlangsbeschluss  der  Aktionftre  auch  ffir  die  Prioritftto-AktionAre 
trotz  ihres  statataiiscfaen  Vorredits  Terbindiich  ist. 

Die  ElSgerin  legt  noch  darauf  Oewieht,  dass  der  mitbeklagte  Fiskus 
naeh  §  7  Nr.  1  des  Vertrages  die  Sehnlden  übernommen  habe,  und  hat 
anzufahren  gesucht,  dass  der  FeUbetrsg  bis  5  pGt.  eine  Schuld  darstelle. 
Dies  ist  jedoch  nicht  aazueriEonnen.  Der  Kehlbetrag  von  5  pGt  ist  ein 
bedingtes  Scbuldverspiechen,  eine  Schuld  entstand  erst  mit  dem  Zeitpunkt, 
dass  bei  statutarischer  Gewmnvertheilung  ein  Betrag  zur  Nacherhebung 
bereit  gestellt  wurde.  Sntsdieidnngen  Reichs -Oberhandelsgericht  XXII 
Seite  886  Zale  12  v.  o. 

Hiennit  steht  der  Wortiaut  der  Dividendenscheine  durchaus  im  Ein- 
klang. Der  Eintritt  dieser  Bedingung  ist,  nadidem  auf  Grund  des  ge- 
nehmigten Vertrages  der  Staat  Eigenthfimer  geworden  ist,  nicht  mehr 
möglich.  Es  fehlt  deshalb  sow<^  die  rechtliche,  wie  tiiatsSefaliche  Grund- 
lage daf&r,  dass  in  dem  Fehlbetrage  bis  5  pCt  eine  von  dem  Fiskus  als 
Eftufer  unternommene  Schuld  erkannt  werden  könnte. 

Hiermit  ergiebt  sich  der  Prinzipalantrag  auf  Zahlung  von  4450  M., 
mögen  die  Prioritftts-Stamm-Aktien  in  Konsols  umgetauscht  sein  oder 
nicht,  bei  den  Beklagten  gegenüber  als  hinfiUUg.  Eine  Ermittelung,  ob 
die  zu  dem  klftgerischen  Dividendenschein  gehörigen  Priorit&ts-Stamm-Aktien 
umgetauscht  sind,  erübrigt  sich. 

Es  fiült  aus  den  entwickelten  Grfiuden  audi  der  Antrag  auf  Rech- 
nungälegimg,  denn  ein  solcher  Anspruch  wohnt  nicht  den  Inhabern  von 
Dividendenscheinen  bei,  ist  Oberhaupt  mit  dem  ].  Januar  1883  ausge- 
schlossen, weil  von  diesem  Zeitpunkt  ab  von  dem  EigenthSmer  der  Bahn 
eine  Reehnungsiegung  nicht  weiter  bean^rucbt  werden  kann. 

Bei  dem  eventuellen  Antrage  auf  Zahlung  von  2926  H  nebst  6  pCt. 
Zinsen  seit  der  Klagezostellung  (19.  Juni  1884)  liegen  die  Verhältnisse  andera. 

Es  ist  unter  Hinweis  auf  das  ürtheil  des  Reichsgerichts  vom  8.  Jap 
nnar  1883*)  (abgedruckt  in  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Civil- 
sachen  Band  IX  S.  31  AT.)  in  Uebereinstinimung  mit  dem  Berufnngsurtheil 
des  Kammergeriehts  und  gestfitzt  auf  das  ürtheil  des  Reichs-Oberhaadels- 
Kcnehts  vom  18.  Mai  1877  (abgedruckt  in  den  Entscheidungen  dieses 
Gerichtshofes  Band  XXII  8.  361)  entwickelt,  dass  das  Nachbezugsrecht 

•)  EiseubahurecliU.  Entsch.  Bd.  11.  S.  430—435. 
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der  Prioritftts-Stamm-Aktien  in  dem  Beschlass  der  GeDeralverBammltiBg,  ein- 
getragen in  das  Handelsregister  am  24.  April  1876,  keine  nene  Begelnng 
,gegenfiber  dem  Statut,  sondern  nnr  eine  ansdrflcklichere  Fassang  erhalten  hat. 

Hierbei  ist,  weil  damit  nirgends  gegen  Gesetze  noch  gegen  gesnnde 
Interpretationsgrandsätze  Verstössen  ist  (Entscheidnagen  des  Reichsgerichts 
Band  IX  Seite  38}  in  rechtssichemder  gleicher  Beoitheilnng  gleicher  Ter* 
hältnisse  zu  verbleiben.  Es  steht  damit  fest,  dass  anf  die  klflgerischen 
Dividendenscheine  die  Gewinnverftheilnng  f&r  die  Jahre  1871/72  statuten- 
widrig stattgefnnden  hat.  Bei  den  rechnerisch  seitens  der  Beklagten  nicht 
bemftngelten  Angaben  der  Klflgerin  waren  anf  die  besagten  Dividenden- 
scheine ffir  die  Jahre  1878/74  2926  H.  bei  richtiger  Handhabang  des 
deklarirten  Statuts  zu  vertheilen,  welcher  Betrag  zum  Schaden  des  He- 
bnngsrechts  auf  die  klllgerischen  Dividendenscheine  durch  Yerschnlden  der 
Gesellschaft  anderweite  Verwendung  gefunden  hat  Die  2926  M  waren 
demnach  bereits  bei  AbschlUbS  des  Debernahmevertniges  eine  Schuld  des 
Beklagten  zu  1  und  sind  damit  nach  dem  Vertrage  vom  17.  Juli  1881 
auch  eine  Schuld  des  Beklagten  zu  2  geworden. 

Die  Beklagten  haben  der  geltend  gemachten  Forderang  in  erkennbarer 
Beachtung  der  Schlusserwfigungen  des  fieichsgericbts  im  Urtheil  vom 
8.  Januar  1888  (Entscheidungen  dieses  Gerichtshofes  Band  IX  Seite  85,  36)  . 
deren  Gesammtinhalt  sie  sich  zu  eigen  machen,  darüber  den  im  That- 
bestand  angegebenen  Eid  zugeschoben.  Es  war  von  der  Fassang  dieses 
Eides  Abstand  zu  nehmen. 

Ersichtlich  sind  die  Beklagten  in  voller  faktischer  Unkenntnisa  fiber 
den  Besitz  der  fraglichen  Prioritftts-Stamm-Aktien,  stellen  vielmehr  bezQglich 
desselben  lediglich  hypothetische  Behauptungen  auf,  welche,  wenn  sie  er- 
wiesen w&ren,  nach  ihrer  Ansicht  etwa  angethan  sein  mochten,  den  An- 
spmdi  auf  2926  H.  zu  erledigen.  Es  scheint  dabei  angenommen  zu  sein, 
als  wSren  die  früheren  Eigenthfimer  von  Inhaberpapieren  als  „Rechts- 
vorgänger*^  im  Sinne  des  §  410  dvilprozessoidnung  anzusehen,  was  rechts- 
irrthümlieh.  Wenn  die  Unklarheit  der  Behauptungen  bereits  einer  sicheren 
Eidesfassnng  entgegensteht,  so  beseitigt  sidi  die  Feststellung  der  etwa 
von  den  Beklagten  in  Behauptung  genommenen  Thatfragen  in  anderer 
Weise.  Mochte  selbst  an  die  Elfigerin  als  damalige  Inhaberhi  der  Aktien 
und  Dividendenscheine  die  Zahlung  nach  dem  seinerzeit  als  zutreffend 
angenommenen  Yertheilnngssatz  gezahlt  worden  seien,  so  ist  kein  Umstand 
beigebracht  oder  von  den  Beklagten  zu  bebaapten  versacht,  aas  dem  entr 
nommen  werden  konnte,  dass  die  Erhebung  dieser  Nachbezugsdividende 
nicht  in  gutem  Glauben  erfolgt  sei.  Nach  Bestimmung  des  Art.  218 
Handelsgesetzbuchs  können  die  in  gutem  Glanben  empfangenen  Dividenden 
nicht  zurückverlangt  werden.    Die  Belvlagten  suchen,  wenn  ihnen  der 
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Beweis  geUnge,  die  damaligen  DiTidendeoinhaber  und  die  Klägerin  eelen 
dieselben,  dasjenige,  was  nicht  zuriickTerlangt  werden  Icann,  in  Anfrech,- 
onng  za  stellen. 

Mit  anderen  Worten,  es  soll  eine  nicht  bestehende  f  orderong  auf 
Rückzahlung  der,  wenn  auch  nicht  zustftndigen,  so  doch  im  guten  Crlauben 
erhobenen  Dividenden  gegen  eine  Schuld  aufgerechnet  werden.  Das  wider- 
streitet sowohl  den  Bestimmungen  Aber  die  Kompensation,  als  dem  Art.  2 IS 
Handelsgesetzbuchs  und  nicht  minder  der  allgemeinen  Rechtsregel  über 
die  Rückforderung  von  Zshlnngen,  zu  deren  Empfang  der  absolute  Mangel 
eines  RechU  (§  180  Theil  I  Titel  16  Allgem.  Landrecbts)  sich  doch  jeden- 
falls nicht  nachweisen  lassen  würde. 

Die  Beklagten  waren  deshalb  nach  dem  eTontuellen  Klageantrage  zu 
Terortheüen  und  zwar  mit  Zinssnspruch,  da  von  schuldigen  Dividenden 
eine  Zinszahlung  nicht  ausgeschlossen  ist 


Nr.  43.  £ntsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes.*) 

Vom  10.  April  1885. 

§  48  Idü  C.  BetriobB-Reglemmt  für  die  Eiseiibihnen  Deutsohlamds»  Der 
Venender  ({^editeur)  haltet  für  die  durch  eine  unxiclitlge  Deklaration 
gemSss  §  48  des  Betiiebs-RegLemeiite  verwirkt»  Konventionalstrafe;  die 
Hfike  der  letzteren  wird,  wenn  auch  nur  ein  Theü  des  Kollo  unrichtig 
deUarirt  wurde,  nach  dessen  Gesammtgewieht  berechnet 
Die  Konventionalstrafe  setzt  nicht  ein  strafbares  Verschulden  des 
Aofgebers  Toraus;  dieselbe  wird  schon  dnrch  dessen  Irrthum  oder  Unter- 
lassung rficksichtlich  der  erwähnten  Deklaration  begründet.  Die  Eisen- 
bahn ist  berechtigt,  sich  gemäss  Art  379  des  H.G.B,  gegen  den  Spediteur 
selbst  zu  wenden,  wenn  sie  auch  früher  den  eigentlichen  Aufgeber  zum 
Straferlag  aufgefordert  hat,  weil  ihr  dieses  Recht  gegen  den  im  Fracht- 
brief genannten  Aufgeber,  hier  den  Spediteur,  zusteht,  welcher  seinen 
Kegress  au  seinen  Kommittenten  nehmen  kann.  Aus  dem  Wortlaute  des 
gedachten  §  48  lit.  1  und  der  Erw.  vom  1.  Juli  1880  H.G.B,  und  dessen 
Ziiiammenhanf<  mit  den  übrigen  Bestinnnunf^en  des  Betriebs-Reglemeuts 
ist  die  Ausle^amg  berechtigt,  dass  unter  „ Versandstüek''  eine  zur  Ver- 
frachtung bereitstehende  Waare,  also  ein  Fraehtstück  zu  verstehen  und 
dass  das  der  Bestinuiiuiit(  der  Konventionalstrafe  zu  Grunde  zu  leidende 
Bruttogewicht  auf  das  ganze  Fraclitstück  zu  beziehen  sei.  um  so  mehr, 
da  ein  anderes  Gewielit  aus  dem  Frachtbriefe,  der  den  naturgemässeu 
Behelf  bei  der  Anwenduii^  des  §  48  bildet,  nicht  zu  entnehmen  wiire. 

*)  VkI.  die  Eulacb.  d.  deutsch.  Reichster,  v.  6.  Juli  1S83.   £iseubabQrechti.  Entsch. 
lU.  S.  87  u.  d.  Bescbl.  d.  Bundesratb»  Pr.£.V.BI.  1880.  S.  3U  ff. 
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Nr«  44.  EntBch.  des  Prem.  01>er-yerwalt€toriehtB. 

2.  Senat  Vom  ]3.  April  1885.  • 

[PraaM.  ▼wwilLBtalL  TL  &  »9;S8a.] 

Feststelliing  der  KonuniuialBteaer  einer  StrueeneiBenbalui-GtesellBclittft. 
GratillkatloEen  an  Beamte»  soweit  sie  oiolit  auf  reehtUeher  YerplUelitiuig 
benikeE  md  einen  fhefl  des  Gelialtes  ete.  bilden,  müssen  dem  stener- 
pfliobtigen  Einkommen  der  Gfesellsehaft  binzugereebnet  werden.  Nicbt  die 
veranlagende  Stenerbebdrde  bat  die  Biebtigbelt  ibrer  EinsebltKong  dar- 
zutbun«  sondern  der  Steneipili<ditige  bat  zn  erweisen,  dass  die  Veranlagmig 

zn  boeb  sei 

Die  (iinudhii^d  für  die  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens 
der  Kl.lgerin  bildet  eine  vom  Beklagten  angefertigte  Zusamineustellnng. 
von  weit  her  nnr  zwei  Posten  unter  den  Parteien  streitig  sind.  An  dieser 
Grundlage,  vujj  welcher  au(  h  der  Vorderrichter  ausgeht,  ist  ohne  Weiteres 
festzuhalten ;  es  handelt  sieh  daher  nur  um  die  Entscheidung  in  Betreff 
jener  beiden  Posten,  nämlich  einestheils  der  von  der  Gesellsebalt  in  den 
Jahren  18si — 18x8  au  die  Beamten  gezahlten  Gratifikationen,  anderen- 
theils  der  im  Jahre  1883  zur  Verbesserung  und  Vermehrunir  des  Pferde- 
und  Wagenbebtaudes  aufgewendeten  Summen.  Der  Beklji£rte  hat  die  be- 
treffenden Beträge  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  huizugerechuet;  der 
Vorderrichter  setzt  sie,  dem  Antrage  der  Klägenn  entsprechend,  ab  und 
ermässigt  in  Folge  dessen  das  vom  Beklagten  zu  88  812  M.  berechnete 
Einkommen  auf  80  650  M.  Hierbei  sind  indess,  wie  vorweg  bemerkt 
werden  mag,  einige  Rechenfehler  untergelaufen.  Der  Beklagte  bringt  in 
seiner  Zusammenstellung  folgende  Summen  zum  Ansatz: 

I.  An  Gratifikationen  im  Jahre  1881  .  2  573  M. 

1882  .  5  734  „ 

1883  .  6  775  „ 

II.  Für  Vermehrung  des  Pferdebestandes  19  808  „ 

Für  Vennebnug  des  Wagenbestandes  5  351  » 

M.  =  13  4l2  M.  jährlich. 

Der  Vorderrichter  stellt  dagegen  an  Gratifikationen  für  1881  2  872  IL 
nnd  an  Vermebning  des  Pferde-  nnd  Wagenbestandes  znsanunen  25 155  M. 
ein,  so  dass  er  für  die  drei  Jahre  40  536  H.  oder  jUhrlich  13  512  IL  als 
zu  Unreebt  mitberficksichtigt  ansieht  Hiervon  rechnet  er  nach  dem  von 
beiden  Parteien  angenommenen  Maassstab^  —  dem  Verbftltnisse  der 
Sehienenlftnge  der  Strassenbabn  im  Ganzen  zu  dem  innerhalb  des  Stadt^ 
bezirkes  IL  belegenen  Theile  (9  892  m  za  6  642  m)  —  als  den  anf  die 
Stadtgemeinde  M.  fbllenden  Antheil  8 162  M.,  wSbrend  derselbe,  richtig 
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baredmet,  9  072  H.  betragen  wHide,  unter  Zngnuidelegong  der  allein 
maassgebeoden  Zahl  von  18  412  H.  aber  rieh  auf  9  00511.  beziffert  Das 
stenerpfliditige  Einkommen  der  Klägerin  vflrde  also  nach  der  Yorent- 
scbeldniig  88812  M.  weniger  9  005  H.  d.  b.  79  807  M.  betragen.  Dass 
die  Richtigstellnng  der  Zahlen  nicht  ohne  Bedentang  ist,  wird  sieh  im 
weiteren  Verlanfe  ergeben. 

Nach  dieser  Vorbemerknng  ist  nnnmehr  auf  die  beiden  Streitpuikte 
nSher  einzngeben. 

1.  In  Betreflf  der  Gratifikationen  nimmt  der  Voiderrichter  freilich  an, 
dasa  die  GeaeUachaft  znr  Zablimg  rechtlich  ni(dit  verpflichtet  ae! ;  er  nnter- 
$cheidet  aber  trotzdem  die  Gratifikationen  von  eigentlichen  Geachenken 
am  deawUlen,  weil  sie  in  der  Abriebt,  die  Beamten  zn  erhöhter  Thfttig- 
keit  anzospomen,  bezw.  als  Gegenlriatong  für  die  erhöhte  Thfttigkett  der 
Beamten,  also  als  Lohn  gegeben  würden  und  wirthscfaaftlich  sich  als  — 
überdies  grOastentheils  dnrch  Herkommen  flblich  gewordene  —  Gehalfazn* 
lagen,  mithin  als  Geschlftannkosten  der  Gesellschaft  darstellten;  der  rein 
thataftcfaliche  Umstand,  dass  sie  den  Beamten  bei  deren  Stenerveranlagnng 
nicht  angerechnet  seien,  Andere  an  der  rechüichen  Benrtfaeilnng  nichts  und 
erscheine  anch  ans  dem  Gnmde  nnerheblich,  weil  die  Regeln  ffir  die  Er- 
mittelung des  stenerpflichtigen  Einkommens  bei  phyriscben  nnd  bei 
jnristisehen  Personen  verschieden  seien.  —  Diesen  Erwftgnngen  lässt  sich 
nicht  beitreten;  sie  erweisen  sich  anch  nicht  als  in  der  Revisionsinstanz 
unangreifbar.  Denn  die  Vorentscheidung  beruht  nicht  ausschliesslich  auf 
thatsftdilichen  FeststeUnngen  Aber  den  Charakter  der  Gratifikationen,  er- 
weitert vieUnehr  recbtsirrthümlich  den  Begriflf  der  abzugsOhigen  Ausgaben 
Über  die  im  beatefaenden  Rechte  gezogene  Grenze  hinaus,  ünrichtig  ist  es 
znnftchat,  wenn  der  Vorderrichter  meint,  die  Berechnung  des  Einkommens 
folge  bei  physischen  nnd  bei  juristischen  Personen  nicht  denselben  Nonnen, 
im  Gebiete  der  Gemeinde-Einkommenstenerordnung  für  H.  vom  18.  Dez. 
1873  tri£ft  das  jedenfills  lüdit  zu;  denn  der  §  5  derselben  schreibt  be- 
stimmt vor,  dass  bei  den  juiistisehen  Personen  eine  besondere  Ermittelung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  „anter  Anwendung  der  für  die  Ein- 
iBchfttznng  zur  Staats-Elassen-  und  Einkommensteuer  beetehenden  Grund- 
sätze (§§  28—30  Ges.  vom  1.  Mai  1851}^  veranlasst  werden  soll.  Dem- 
nach kommen  bei  juristischen  Personen  die  in  dem  Staatosteucrgesetze  fDr 
die  physischen  Personen  vorgeschriebenen  Regeln  vollstfindig  zur  Anwen- 
dong.  Ffir  die  staatliche  Einkommenatener  ist  es  aber  ein  unzweifelhafter, 
sowohl  im  Gesetze  (vergk  insbesondere  §  29)  mit  genügender  Bestimmt- 
heit ausgesprochener,  wie  in  der  Ißnisterial-Instmktion  vom  3.  Januar 
1877  §  29  auädrficklich  anerkannter  Grundsatz,  dasa  auf  der  einen  Seite 
die  Anrechnung  von  Einnahmen  und  auf  der  anderen  Srite  die  Abrech- 
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nnng  von  Ausgaben  sich  gleichmässis:  nach  der  rechtlichen  Befa^^ms»  znm 
BezTige  der  Einnahmen  bezw.  nacli  der  rechtlichen  Verpflichtung  sor 
Leistung  der  Ausgaben  richtet.  Dass  Beides  mit  einander  Qi>ereiastijDmen 
miiBB,  liegt  im  Wesen  der  Suche  begründet;  es  M  ürde  sonst  entweder  eine 
Doppelbesteuerung  desselben  Einkommens  oder  eine  Freilussung  einzelner 
Bestandtheiie  des  Einkommens  stattfinden,  was  der  Absicht  des  Gesetz- 
gebers nicht  wohl  entsprechen  kann.  (Vergl.  hierzu  auch  Winiker,  die 
Klassen-  nnd  klassifizirte  Einkommensteuer  S.  31,  32  und  55.)  Mit  Recht 
betont  deshalb  Beklagter,  dass  Einnahmen,  welche  beim  Empftnger  steuer- 
frei bleiben  müssen,  beim  Geber  nicht  als  abzugsfähige  Ausgaben  behan- 
delt werden  kOunen.  Nun  unterliegt  es  keinem  Bedenken,  dass  die  Gra- 
tifikationen, da  ihre  Zahlung  nach  der  Feststellung  des  Vorderrichters  aof 
keiner  rechtlichen  Verpflichtung  bernht,  den  Beamten  bei  Berechnung  ihres 
steuerpflichtigen  Einkommens  weder  für  die  Staats-,  noch  für  die  Gemeinde- 
steuer in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen;  daraus  folgt  ohne  Weiteres, 
dass  die  Gratitikationen,  welche  aus  den  laufenden  Einnahmen  der  Gesell- 
schaft gewährt  sind,  auch  von  der  Gesellschaft  mitversteuert  werden  mOs- 
sen.  Anders  wurde  sich  das  Verhältniss  stellen,  wenn  die  Gratifikationen 
in  der  That  einen  Theil  des  den  Beamten  zukommenden  Gehaltes  oder 
Lohnes  bildeten;  allein  im  steuerlichen  Sinne  konnte  dies  nur  Atmn  an- 
erkannt  werden,  falls  die  Gew&hrung  nicht  bloss  von  freier  Entschliessnng 
der  Gesellschaft  abhinge.  Der  wirthschaftliche  Gesichtspunkt,  welcher  die 
Gratifikationen  allerdmgs  als  eine  Gegenieistong  für  besonders  eifrige 
Thätigkeit  der  Beamten  und  folglich  als  Unkosten  der  Gesellschaft  zur 
Fortfiihrung  des  Gewerbes  in  dem  bisherigen  UmJange  erscheinen  lassen 
mag,  muss  hinter  der  Anfiassnng  des  VerhftltaisBes,  wie  sie  durch  die 
Steuergesetzgebung  geboten  wird,  nothwendig  zurücktreten.  Wollte  man 
an  dem  für  die  Besteuerung  maassgebenden  Grundsatze,  wonach  die  recht- 
liche Verbindlichkeit  zur  Leistung  der  Ausgabe  in  solchen  Füllen  ent- 
scheidet, nicht  festhalten,  so  wArde  es  Oberhaupt  mehr  oder  weniger  un- 
thnnlich  sein,  für  die  Unterscheidung  zwischen  abzugsfithigen  und  nicht 
abzugsfilbtgen  Ausgaben  irgend  eine  feste  Groizlinie  zu  ziehen.  Wenn 
der  Begienmgsprftsident  zu  Magdeburg  im  Jahre  1883  bei  dem  gleichen* 
Streite  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Magistrate  eine  andere  Ansicht 
vertreten  hat,  so  kann  dem  eine  Einwirkung  auf  die  Entscheidung  nicht 
einger&nmt  werden. 

Hienach  ist  die  Anschauung  des  Vorderrichters  rechtlich  nicht  halt- 
bar; die  Gratifikationen  müssen  dem  steuerpflichtigien  Einkommen  hmzu- 
geredmet  werden.  Damit  wflrde  das  letztere  nach  der  Berechnung  des 
Vorderrichters  die  25.  Steoerstufs  erreichen.  Denn  von  den  Gratifikationen 
entfallen,  auch  wenn  die  richtigen  Zahlen  zu  Grunde  gelegt  werden,  nach 
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fieni  von  deu  Partoieu  augeiiommeuen  Maassstabe  jührlieh  3  37. M.  auf 
die  Gemeinde  M.  und  diese  Summe  würde  <la.>  vom  Vorderrichter  zu 
80  fi^Ü  AI.  festgestellte  Kiiikouiinen  auf  84  025  M.  steigern.  Treten  die 
3  375  M.  dagegen  dem  Einkommen  von  79  807  M.,  wie  es  sich  dem 
Obigen  zufoIt:e  bei  richtiger  Rechnung  ergiebt,  hinzu,  so  bleibt  die  Ge- 
sammtsnmme  hinter  dem  Mindestbetrage  der  25.  Steuerstufe  (84  001  M.) 
zurück.  Deshalb  bedarf  es  uoch  einer  Erörterung  des  zweiten  Streit- 
punktes. 

2.  Die  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  des  Pferde-  und  Wagen- 
bestandes im  Jahre  1883  aufgewendeten  Summen  sind  nach  der  Meinung 
des  Beklagten  aus  den  laufenden  Einnahmen  bestritten.  Klägerin  hat  da- 
gegen durch  Berufung  auf  ihre  Geschäftsbücher  und  auf  sachverständiges 
Gutachten  iieweis  dafür  angetreten,  dass  die  Beträge  dem  Vennögen  der 
Gesellschaft  entnommen  seien.  Der  Vorderrichter  stellt  in  Uebereinstim- 
mung  hiermit  fest,  dass  die  Werthsvermehruug  nicht  aus  den  Ertrügen  er- 
folgt sei.  Welche  Gründe  dabei  die  entscheidenden  gewesen  bind,  erscheint 
einigermaassen  unklar.  In  erster  Linie  wird  auf  das  Gutachten  des  für 
kaufmännische  Buchführung  vcr'^idiiirten  Sachverständigen  K.  Bezug  ge- 
nommen, welches  sich  dahin  ausspricht,  die  fraglichen  Gelder  seien  dem 
Betriebskapit;de  entnommen.  Der  Vorderrichter  fügt  aber  hinzu,  das  Gut- 
achten lasse  eine  eingehende,  zur  Gewinnung  einer  positiven  üeberzeugung 
erforderliche  Motivirung  vermissen.  Danach  kann  dt  in  Gutachten  ein 
maassgebeuder  Einfluss  auf  die  Entscheidung  überiiaupt  nicht  zukommen 
und  es  bleibt  nicht  recht  verständlich,  wie  ihm  der  Vorderrichter  trotzdem 
«eine  formelle  Bedentnng  als  Beweismittel"  beilegen  kann.  Der  Sachver- 
ständige ist  lediglich  Gehuiu  des  Richters  uud  hat  deu  letzteren  mit  semer 
Sachkunde  zu  unterstützen,  damit  der  Richter  in  den  Stand  gesetzt  werde, 
auf  Grand  der  mit  Hülfe  des  Sachverständigen  erlangten  Einsicht  das 
streitige  Sachverhältniss  zu  beurtheiieu  und  eine  Entscheidung  zu  föUen. 
Enthält  das  Gutachten  des  Sachverständiirt^n  nichts  weiter,  als  die  Ansicht 
desselben,  ohne  eine  ausreichende  Bem  im'lung  und  bringt  es  in  Folge 
dessen  den  Richter  nicht  in  die  Lage,  seinerseits  eine  positive  üeberzeu- 
gung nach  der  einen  oder  anderen  Seite  zu  gewinnen,  so  ist  es  an  sich 
ohne  Werth  und  nicht  j^eoirrnct.  als  „Beweismittel"  zu  dienen.  Soweit  also 
die  Vorentscheidung  aut  lias  (Gutachten  gebaut  ist  —  und  im  weiteren 
•  Verlaufe  der  Gründe  ün<let  sich  an  derjenigen  Stelle,  wo  der  Vorderrichter 
zu  seiner  sehliesslichen  Feststellung  schreitet,  von  Neuem  ein  Hinweis  auf 
das  Gutachten,  so  dass  demselben  kaum  alle  Bedeutung  für  die  Entschei- 
dung abgesprochen  sein  kann  — .  geschieht  das  nach  dem  eigenen  Urtheile 
des  Vorderrichters  über  <icn  Inhalt  des  Gutachtens  zu  Unrecht.  —  Weiter 
zieht  der  Vordemchter  in  Erwägung,  dass  die  Gesellschaft  notorisch  keine 
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Neigung  habe,  zn  geringe  DividendeD  sa  Tertheilen;  da  er  aber  selbst 
erklärt,  auf  die  hieraus  abzuleitende  Yermiithiuig  sei  kein  besonderer  Werth 
zn  legen,  so  ksnn  hierin  ein  ansschlagifebaider  Orond  imd  jedeaftUs  eio 
Gmnd,  weleher  allein  die  Vorentscheidung  hielte,  nicht  wohl  gefanden 
werden.  —  Sodann 'wird  der  Satz  angestellt,  „es  sei  Sache  des  Beklagten, 
zu  beweisen,  dass  der  ttenerpflichtige  Betrag  höher  sei,  als  der  vom  Kläger 
angegebene*.  Dieser  Satz  enthalt  einen  offenbaren  Redit8irrtham.  Im 
Allgemeinen  steht  es  mit  der Beweiskst  gerade  umgekehrt;  nicht  die  ▼er> 
anlagende  Steuerbehörde  hat  die  Bichtigkeit  ihrer  Einschätzung  darzuthan, 
sondern  der  Pflichtige  muss  den  Nachweis  erbringen,  dass  die  Veranlagung 
zu  hoch  gegriffen  sei.  Noch  weniger  aber  bietet  der  vorliegende  Fall  An- 
lass,  von  dieser  Regel  abzngehen;  an  sich  wäre  es  Sache  der  Klägerin 
gewesen,  ihrerseits  die  Verhältnisse  soweit  klarzulegen,  dass  die  Hoiie 
ihres  steuerpflichtigen  Einkommens  erkennbar  geworden  wäre:  wenn  statt 
dessen  der  ganze  Streit  sich  auf  einer  von  dem  liekhi^teu  geschaffenen 
Unterlage  aufbaut  und  nun  die  Klägerin  einzelne  Ansätze  der  Berechnung 
des  Beklagten  angreift,  so  kann  durch  eine  (lerartig:e  Suchlage,  welche  die 
Klägerin  schon  von  vornherein  günstiger  stellt,  als  sie  bei  gewöhnlichem 
Verlaufe  des  Verfahrens  zu  stehen  kommen  würde,  nicht  noch  eine  weitere 
Verschiebung  der  Beweislast  zu  Ungunsten  des  Beklagten  herbeigeführt 
werden.  Nach  der  Fassung  und  dem  Zusammenhange  der  Entscheidungs- 
gründe werden  aber  die  weiteren  Erwägungen  des  Vorderriehters ,  welche 
schliesslich  auf  die  thatsin  bliche  Feststellung,  dass  die  fragliche  Werths- 
vermehrung nicht  aus  den  Enrageu  des  liilaii/jaincö  erfolgt  sei,  hinaus- 
laufen, miiidcslens  von  dem  erwähnten,  rechtsirrigen  Satze  mitbeliei  rscht; 
schon  aus  diesem  (Ji  uiide  erweist  sich  die  Feststellung  als  unhaltbar.  Es 
komint  hinzu,  dass  auch  die  vom  Vorderrichter  zuletzt  noch  selbsti^tändig 
angestellten  Berechnungen  zu  den  daraus  gezogenen  Schlüssen  in  keiner 
Weise  berechtigen.  Das  vom  Vorderrichter  gegebene  Zahlen  werk  ist  nicht 
unrichtig;  wie  daraus  aber  hervorgehen  soll,  dass  die  fraglichen  25  154  M. 
nicht  aus  den  laufenden  Einnahmen  des  Jahres  1888  entuommen  seien, 
lässt  sich  nicht  absehen.  Um  zu  diesem  Ergebnisse  zu  gelangen,  ist  der 
Vorderrichter  denn  auch  genöthigt,  die  Vermuthung  aufzustellen,  dass  der 
geringere  Betrag,  mit  welchem  das  Bankguthaben  und  das  EfTektenkonto 
für  das  Jahr  1884  gegenüber  dem  Betrage  für  das  Jahr  1883  vorzutragen 
sein  wurden,  „die  Wertlisvermehrung  der  Wagen  und  Pferde  annaiiernd 
aiis^l  ichen  werde";  und  hierauf  gründet  er  dann  wieder  die  —  in  ihrer 
BedtMitung  überdies  schwer  verständliche  —  Annahme,  ,,dass  eine  Ver- 
schi(  Illing  in  den  Werihsobjekten  stattgefunden  habe".  bieser  Annahme 
und  ieiKr  Vermuthung  fehlt  es  an  jeder  aktenuiässigen  Unterlage;  die 
vorher  aufgemachte  Rechnung  kann  hierzu  nicht  verwerthet  werden,  wie 
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dch  schon  daraus  ergiebt,  dass  die  Differenz  zwischen  den  beiden  genann- 
ten Konten  für  das  Jahr  1883  und  für  das  Jahr  1884  zUfernmassig  nicht 
ansgerechnet  ist  nnd  jedenfalls  nach  den  eigenen  Angaben  des  Vorder- 
richtere  von  der  hier  in  Betracht  kommenden  Samme  (25  154  M.)  weit 
«bweicbea  wfirde. 

Unter  diesen  Umstfinden  liess  sich  die  Vorentscheidiing  nicht  aufbrecht 
erhalten.  Bei  der  nunmehr  eintretenden  freien  Benrtheilnng  war  zwar  die 
Sadie  In  Bezug  auf  die  Gratifikationen  nach  den  vorhin  dargelegten  Grund- 
sfttzen  als  sprachreif  zu  betrachten;  dies  genügt  aber  nicht,  um  zu  eioem 
endgültigen  Ausspruch  über  den  Stenerbetrag  der  Klägerin  zu  gelangen, 
da  anch  bei  Mitberficksichtigong  der  Gratifikationen  die  Steuerstufe,  zu 
welcher  Klägerin  eingeschätzt  ist,  nicht  erreicht  wird.  In  Betreff  der  für 
den  Pferde-  nnd  Wagenbestand  im  Jahre  1883  aufgewendeten  Summen 
bedürfen  die  Verhältnisse  dagegen  noch  einer  weiteren  Aufklürunsr.  Das 
Gutachten  des  Sachverständigen  K.  entbeln  t  der  erforderliclien  BeicriiiidiuiR 
und  ist  deshalb  in  der  vorliegenden  Form  unhriiuelil)ar;  die  vou  beideu 
Theilen  aiiff^cstellteii  Berechnungen  ermoijlieheu  aber  ohne  Vergleichung 
mit  den  GescliäfUbücUeni  kein  Urtlieil  darüber,  ob  die  traglichen  Gelder 
aus  dem  Vennügen  der  Gesellschaft  oder  aus  den  laufenden  Einnahmen 
bestritten  sind.  Hierüber  werden  daher  —  unter  Beachtung  der  vou  deu 
Parteien  in  dieser  Instanz  abtregebenen  Erklaiungen  —  nähere  Ermit- 
telungen anzustellen  sein;  (iemuaihst  ist  anderweit  zu  eutscheiden,  wobei 
indess  davon  ausgegangen  werden  muss,  dass  die  Beweislast  zunächst  der 
Klägerin  obliegt. 


Nr.  46.  Entseh.  des  Benttchen  Reichaseriehts« 

5.  Civil-Senat.   Vom  18.  April  1885. 

[ZeltScHr.  t  Pi«ii».  BMbL  Bd.  4  8.  968.] 

Der  eivilreohtUohen  Haftpflicht  ans  der  Nichtbefolgung  poliseilioher  Oebote 
unterliegt  der  (Elsenbahn  )  Fiskus  ebenso,  wie  jede  physische  Person  nnd 
kann  den  dadurch  Beschädigten  nicht  an  seine  Beamten  verweisen. 

Anf  dem  Bürgerstei^r  am  Görlitzer  Bahnhof  zu  Berhu  war  unterlassen 
bei  eingetretenem  Glatteis  Sand  oder  Asche  zu  streuen.  In  Folge  dessen 
ist  der  Klriser  crefallen.  hat  die  Kniescheibe  gebrochen  und  ist  erwerbs- 
unfähip:  ev worden.  Der  Kisenbaliutiskuft  ist  vernrtlieilt,  deu  Klüger  durch 
Zahlung  dessen,  was  er  früher  verdient  hat,  zu  entschädigen. 

§  :3ß6  Nr.  10  des  Strafgesetzbuchs  enthält  das  allgemeine  Gebot  (die 
Korm,  wie  das  Kficlisoberhandelsgericht  Bd.  8  S.  204  zutreffend  sagt), 
alle  zur  Erhaltung  d  r  >u  lietheit  anf  öÜ'eutlichen  Strassen  erlasi«enen 
Polizeiverordouugen  zu  beioigeu.   Die  für  den  Fall  der  Nichtbefolgung 
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angedrohte  Stnfe  hat  zwar  ffir  den  Fiskns  keine  Bedeutung.  Dadurch 
wird  jedoch  die  Verpflichtung  des  Fiskns,  das  von  den  Polizeibehörden  in 
ihren  Verordnnngen  zu  dem  von  dem  Gesetze  angeführten  Zwecke  erfordere 
lieh  Erachtete  seinerseits  anszufthren,  keineswegs  ausgeschlossen.  Nach 
§  88  des  Strassenpolizeireglements  hat  nun  in  B.  die  Polizeibehörde  jeden 
(vnindbesitzer  verpflichtet^  bei  eintretendem  Glatteise  die  au  sein  Grund- 
stück grenzenden  BOigersteige  in  dem  oben  nftber  angegebenen  Umfange 
zu  bestreuen.  Der  hierdurch  begründeten  speziellen  gesetzlichen  Verpflich- 
tung unterliegt  der  Beklagte  in  privatrechtlicher  Hinsicht  ebenso,  wie  jede 
physische  Person.  Wird  sie  in  Fällen,  wo  die  Befolgung  geboten  und 
möglich  war,  nicht  befolgt,  so  haltet  deshalb  der  Fiskus  iür  den  ausser- 
kontraktlich  verursachten  Schaden,  und.  kann  den  Beschädigten  nicht  an 
seine  Beamten  verweisen.  In  diesem  Sinne  sind  auch  bereits  frühere 
Urtheile  der  höchsten  Gerichtshofe  ergangen  (vgl.  Entscb.  d.  Reichsger. 
Bd.  8  S.  326,  betreffend  §  867  Nr.  14  Strafgesetzbuchs;  Grucbot  Beitr. 
Bd.  27  8.  898,  betreffend  §  330  Straljgesetzbuchs;  Bntseh.  des  Reichs-Ober- 
handelsgerichts  Bd.  8  S.  205,  betreffend  §  345  Nr.  9  des  froheren  Pteuss. 
Strafgesetzbuchs).  Hier  kommt  überdies  noch  hinzu,  dass  seitens  des 
Beklagten  £Snreden,  wonach  er  durch  Aufträge  an  geeignete  Beamte  oder 
sonst  ffir  die  Befolgung  der  Polizeiverordnnng  Vorsorge  getroffen  habe,  in 
den  Instanzen  nicht  erhoben  sind. 


Nr.  46.  Sntaeh.  des  Oeaterr.  VerwaIt.Gerfeht8liofto, 

Vom  20.  April  1885. 

[OctteiT.  Ceatnl*niirtt  ftr  Ebcob.  «te.  186&  &  »1.] 

Jr  Angelegenheit  einer  ans  Anlass  eines  Balinbaaee  sn  bewirkenden 
Strassenmnlegiing  Ist  naoh  firdem  Ermessen  der  Behörden  au  sntsoheiden. 

Ans  Anlass  der  Beseitigung  einer  Strasserikreuzung  im  Bahiinivean^ 
welche  ans  Verkelirsrüeksicbten  iiothw endig  geworden  war,  wurde  von  der 
hetreftenden  Eisenbahnunternehmuiig  cm  Projekt  für  die  auszuführende 
Strasisennmlegnng  aufgestellt,  welches  die  prinzipielle  Genehmigung  des 
Handelsministerinms  erhielt. 

Bei  der  hierüber  abgehaltenen  politischen  BegehuDg  wurde  von  der 
betheiligteu  Stadtgemeinde  ein  anderes  und  später  ein  drittes  und  viertes 
Projekt  in  Anregung  gebracht  ,  und  hätten  sowohl  die  Eisenbahnunter- 
nehnmng  als  auch  das  Handelsministerium  sich  mit  der  Ausführung  des 
einen  oder  des  anderen  Projektes  einverstanden  erklärt,  wenn  die  Kon- 
kurrenz Verhandlung  zur  Bestreitung  der  Kosten  zu  einem  Ergebnisse  ge- 
führt hätte.  Nachdem  jedoch  sowohl  die  Stadtgemeinde  als  auch  der  Be- 
zirksstrassen ausschuss  den  Standpunkt  vertreten,  die  Eisenbahnuntemehmung 
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eei  TerpöiGfatet,  die  ihren  Wünechen  entsprechende  ümlegüDg  der  Strasse 
ZQ  bewerkstelligen  und  dengemAss  jede  Beitragslebtong  zn  den  Her« 
stelinngsicosten  ablehnten,  entschied  das  Handelsministerinxn  dahin,  dass 
es  bei  der  Aasffihmng  des  bereits  prinzipiell  genehmigten  ProjeIcteB  zu 
verbleiben  habe,  es  wäre  denn,  dass  in  Ansehung  eines  der  Übrigen  an- 
geregten Projekte  binnen  bestimmter  Frist  sowohl  hinsichtlich  der  Ans- 
fBhmng  als  anch  hinsichtlich  der  Herstellnngs-  nnd  Erhaltnngskosten  ein 
ToUstSndiges  Uebereinkommen  zwischen  den  Interessenten  nnd  der  Eisen- 
behnnntemehmnng  zu  Stande  kftme  (Erlass  vom  10.  Februar  1885, 
Z.  1991). 

Die  Stadtgemeinde  nnd  der  Bezirksstrassenansschnss  liessen  den 
letzteren  Ausweg  nnbetreten  und  versuchten  ihren  Standpunkt  vor  dem 
VerwaltuDgsgerichtshofe  zu  verfolgen. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  vries  die  eingebrachte  Besehwerde  jedoch 
nach  §  3  llt  e  und  21  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  B.G.B1.  kr.  86 
ex  1876,  ohne  weiteres  Verfahren  zurück,  weil  die  BehArden  bei 
BeurtheiluDg  der  Art  und  Weise,  in  welcher  eine  durch  den  Bau  einer 
Eisenbahn  gestOrte  Kommunikation  im  Knne  des  §  10  lit  c  der  Hinisterial- 
Verordnung  vom  14.  September  1854,  R.G.BL  Nr.  238,  anderweitig  am 
zweckmässigsten  wieder  vollkommen  herzustellen  sei,  in  Ermangelung 
ein«  n&hereu  gesetzlichen  Bestimmung  nach  freiem  Ermessen,  selbstver- 
sttndlich  unbeschadet  der  allfälligen  im  §  10  lit  b  der  citirten  VerordnuDg 
vorgesehenen  Ersatzansprfiche,  vorzugehen  berechtigt  seien. 


Nr.  47.  Entseh.  des  Prenss.  Ober^Tenrait^Geridifs« 

2.  Senat   Vom  30.  April  1885. 

[PnoN.  VtrwMitBlstt  VI.  8.  M9— 9BL3 

KonmiaialbeBteuenmg  der  (Staats-)  Beamten.  —  YerSadfirungen  der  Steuer* 
pflieht  im  Lanfe  des  Stenerjahrea  —  Der  neu  eintretende  (Staats-)  Beamte 
kaim  nicht  verlangen,  dass  seine  im  ijiliugs  des  Steueijahres  erfolgte 
Veranlagung  im  Lanfe  des  Steneijahies  wegen  der  in  seinen  Verhiltnissen 
durah  Erwerb  der  Beamteneiganschaft  eingetretenen  Terindemng  einer 
Ermftssigimg  (gemäss  der  die  Heransiehnng  der  Beamten  sn  den  Qemelnde- 
lasten  betreffenden  Gesetze)  unterzogen  werde. 

Der  Koiiirole-Vorstehor  G.  zu  B..  welcher  für  das  Jahr  1884/85  zur 
W).  Stufe  der  dortigen  Gemeinde-Einkommensteuer  (4800  bis  5400  M. 
Einkommen)  veranlagt  und  hiervon  unterm  10.  März  1884  benachrichtigt 
ist,  beantragte  am  11.  Dezember  1884  Ermässigung  seiner  Steuer,  weil 
er  seit  dem  8.  Oktober  1S84  in  den  Staatsdienst  üijemommen  war.  Der 
Magistrat  lehnte  die  £rmuä:>igung  für  das  laufende  Jahr  durch  Bescheid 
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vom  15.  Januar  1885  ab,  worauf  6.  im  Wege  der  Klage  bei  dem  Be- 
zirksaneschvBfle  beantragte,  „die  Stadtgemeinde  B.  anf  Gmnd  des  Gesetzes 
vom  11.  Juli  1822,  betr.  die  Heranriehmig  der  Staatsdiener  zu  dea  6e- 
meindeiaBten,  zu  verartbeileD,  die  Henuizi>'hmig  des  Klägers  znr  Gemeinde- 
Einkommensteaer  für  die  Zeit  vom  8.  Oktober  1884  bis  81.  Hftrz  1885 
mit  der  H&lfte  seines  4198  H.  betragenden  Diensteinkommene  anzner- 
kennen.*^ 

(Des  der  Veranlagnng  entsprechenden  etwaigen  Mehreinkommens 
geschieht  in  der  Klage  fibeiall  keine  Erwfihnnng  —  weder  in  dem  Sinne, 
dass  es  an  einem  solchen  Mehr  fehle,  noch  in  dem,  dass  es  in  Ansehung 
seiner  bei  der  (ersten)  Veranlagnng  bewenden  solle.) 

Bekl.  ränmte  ein,  dass  bisher  nach  den  von  den  VerwaltnngsbehOiden 
anlisesteltten  Gmndsätzen  in  der  vom  Klflger  verlangten  Weise  verfohren 
sei,  hielt  seinen  Bescheid  aber  ans  folgenden  Grfinden  aolrecht:  Die  6e- 
meinde-Binkommenstener  werde,  wie  die  Klassen  etc.-Stener,  für  das  ganze 
Steneijahr  veranlagt  nnd  sei  demgemftss  nnvertadert  fortznentrichten, 
fidls  nicht  entweder  znfolge  §  6  des  Regulativs  v.  29.  September  1874 
die  Stenerpflicht  „erlOscfae^  d.  h.  vollständig  anfgehoben  werde  oder  zu- 
folge §  17  a.  a.  0.  bezw.  dem  hiemach  anwendbaren  §  36  des  Gesetzes 
vom  1.  Mai  1851  eine  erhebliche  Veisdilechtemng  in  den  Yeibftltnissen 
des  Pfliditigen  eintrete.  Da  keiner  dieser  beiden  Fälle  vorliege  nnd  sonst 
eine  Bestimmnng  nidit  bestehe,  wonach  abweichend  von  der  Regel  eine 
Revision  der  VeraiilagiiDg  während  des  Steneijahres  zulässig  erscheine, 
könne  das  ans  der  Beamteneigenschaft  hervoigehende  Recht  des  Klägers 
erat  bei  der  Berechnung  der  Steuer  im  folgenden  Jahre  zur  Geltung 
kommra. 

Der  Bezirksausschnss  erkannte  indess,  „dass  Bekl.  gehalten,  bei 
Heranziehung  des  Klägers  zu  den  hiesigm  Gemeindelasten  vom  1.  Januar 
1885  ab  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  v.  11.  Juli  1822,  betr.  die 
Heranziehung  der  Staatsdiener  zu  den  Gemeindelasten,  in  Anwendung  zu 
bringen,  und  Kläger  mit  seiner  Mehrfordemng  abzuweisen*.  In  den 
Grfinden  wurde  ausgelührt:  Das  Gesetz  v.  18.  Juni  1840,  welches  auf 
den  vorliegenden  Fall  nicht  passe,  komme  hier  nicht  zur  Anwendung: 
die  Entscheidung  sei  gemäss  §  3a  des  Regulativs  v.  29.  Sept.  1874  aus 
dem  Gesetze  v.  11.  Juli  1822,  und  zwar  aus  dem  §  6  desselben  zu  ent- 
nehmen. Nach  der  hierin  unzweideutig  ausgesprochenen  Absicht  des 
Gesetzgebers  solle  der  Beamte  die  Vergünstigung  während  der  Zeit,  in 
welcher  er  der  Gemeinde  als  Staatsdiener  angehöre,  für  alle  eben  danu 
fällig  werdenden  Beiträge  geniessen.  Anscheinend  sei  dabei  der  Fall  ins 
Auge  fjefasst,  wo  ein  Beamter  seinen  Wohnort  in  eine  andere  Gemeinde 
verlege  und  dort  zur  Gemeindesteuer  heraugezogeii  werde.   Im  Wesent- 
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lieben  m  aber  die  Sachlage  für  beide  Theile  eine  ganz  gleiebaitige,  wenn 
eine  der  Gemeinde  angehdtige  Person  zn  iigend  einer  Zeit  die  Eigen- 
scbaft  eines  Btaatsbeamten  erlange.  Da  indess  die  Gemeinde^Einkommen-. 
steaer  in  vier  Qoartalraten  im  Vonns  zn  entrichten  sei,  stehe  dem  Kläger 
die  VeigiinstigaDg  erst  Tom  1  Jannar  1885  ab  zn. 

Bekl.  legte  Rerision  ein,  wiederholte  den  Antrag  anf  Abweisung  der 
Klage  nnd  machte  znr  Bechtfertignng  Folgendes  geltend:  Der  Vorder- 
richter wende  zonftchst  schon  den  §  18  Znst-Ges.  vom  1.  Angnst  1888 
sowie  die  §§  l  n.  14  Ges.  v.  18.  Jnni  1840  insofern  unrichtig  an,  als  er 
lediglich  den  bei  der  Bestenemng  des  Klfigers  zn  beobachtenden  Grund- 
satz feststelle,  statt  den  vom  Klüger  zu  entrichtenden  Betrag  zu  be- 
stimmen. Habe  die  Klage  keinen  genügenden  Antrags  enthalten,  so  sei 
sie  zn  ergänzen  oder  wegen  dieses  Maugels  abzuweisen  gewesen.  Eine 
Entscheidung,  wie  die  vorliegende,  habe  das  Oberverwaltnngsgericht  stets 
f&r  unstatthaft  erklSrt:  nunmehr  werde  eine  neue  Veranlagung  des  Klägers 
erforderlich,  gegen  welche  es  wieder  einen  Einspmdi  gebe,  wfihiend  das 
gesetzliche  Verfehren  doch  eine  endgültige  Erledigung  des  Streites  be- 
zwecke. —  Abgesehen  von  diesem,  die  Anfhebnng  der  Vorentscheidung 
nothwendig  machenden  Mangel  habe  der  Vorderrichter  auch  bei  der  sach* 
liehen  Beurtheilnng  den  §  6  Ges.  v.  11.  Juli  1822,  den  §  1  Abs.  1  bis 
3  Ges.  V.  18.  Jnni  1840,  die  §§  7,  19,  21  Ges.  v.  1.  Mai  1851  und  die 
f§  7,  8,  17  Einkommenstenerregolativs  vom  29.  September  1874  verletzt. 
Der  zuerst  genannte  §  6  habe  mit  der  Streitfrage  keinen  Zusammenhang; 
er  handele  von  dem  Falle,  wenn  ein  Beamter  im  Laufe  der  Stenerperiode 
die  Gemeindeangehdrigkeit  erlange  oder  verliere,  nnd  könne  da  nicht  an- 
gewendet werden,  wo  der  Pflichtige  während  des  ganzen  Steneijahres  der 
Gemeinde  angehört  habe;  er  solle  nur  den  Zweifel  erledigen,  ob  Beamte 
zu  allen  während  ihres  Aufenthaltes  in  der  Gemeinde  fällig  werdenden 
Gemeindebeiträgen  zu  kontribuiren  haben,  auch  dann,  wenn  das  Bedfirf- 
niss  vor  Eintritt  ihrer  Gemeindeaugehörigkeit  entstanden  ist  (Rescr.  vom 
31.  August  1838  V.  Kamptz  Ann.  Bd.  22  S.  687).  —  Die  Entscheidung 
könne  überhaupt  nicht  aus  dem  Gesetze  v.  11.  Juli  1822,  welches  sich 
mit  den  stcuer-technischen  Vorselirifteii  über  Reklamationen,  Ab-  und  Zu- 
gänge, Nachfordcrungeu  und  Erlasse  nicht  beschäftige,  entnommen  werden; 
sie  sei  in  den  Gesetzen  vom  IS.  Juni  1840  und  1.  Mai  1851,  sowie  dem 
damit  übereinstimmenden  Regulative  zu  suchen.  Der  §  I  Abs.  4  des 
ersteren  Gesetzes  Hude  hier  keine  Anwendung,  da  er  nur  die  Fälle,  wo 
die  Steuerverpflichtung  ganz  aufgehoben  werde,  regele,  aber  keine  Vor- 
schriften darüber  enthalte,  wie  bei  einem  theilwcisen  Fortfall  der  Steuer- 
pflicht mit  der  dann  nothwendig  werdenden  anderweiten  Veranlagung  zu 
verfahren  sei.   Der  Gedanke  einer  verminderten  Steuerpllicht  liege  übri- 
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gens  dem  Gesetze  vom  11.  Jali  1822  nicht  einmal  znm  Grande;  dasselbe 
gebe  vielmehr  nach  der  im  §  2  gegebenen  Begrflndnni?  von  der  Annahme 
ans,  durch  die  Torgesehene  Veranlagung  werde  die  Gleichraissigkeit  in 
der  Heranziehung  des  Beamten-Einkommens  mit  anderem  Einkommen 
herbeigeführt  Um  so  weniger  passe  der  §  1  Abs.  4  Ges.  v.  18.  Juni 
1840,  welcher,  abweichend  vom  §  17  Abs.  2  Geb&ndesteuei-ges.  v.  21.  Mai 
1861,  Normen  für  den  Fall  einer  Yerminderten  Steuerpflicht  nicht  ent» 
halte.  Nach  §  1  Abs.  1  bis  3  Gesetzes  vom  18.  Jnni  1840  nnd  den 
voihin  anfgeföhrten  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  1.  1851  bezw. 
des  StenerregnlatiTS  könnten  aber  Ab&ndemBgen  oder  Ennfissigoagen  der 
für  das  Stenerjahr  einmal  festgesetzten  Stenern  nur  im  Wege  der  Hekla^ 
mation  oder  des  Erlassverfahrens  (§  13  b  Ges.  v.  l.  Mai  1851  in  der 
FaesuDg  des  Ges.  t.  16.  Jnni  1875,  §  36  dess.  Gesetzes  nnd  §  17  des 
Regulativs)  bewirkt  werden.  Einer  Reklamation  stehe  der  Ablanf  der 
Reklamationsfrist  entgegen  nnd  das  Erlassverfahren  setze  den  Verlnst 
einer  Einnahmequelle  bezw.  einen  ansserordentlichen  UnglAcksiaU  voraus, 
wfthrend  sich  hier  die  Lage  des  Elfigers  verbessert  habe.  Die  Anschannng 
des  Vorderrichters  stehe  endlieh  mit  dem  im  §  6  Ges.  v.  18.  Jnni  1840 
aasgesprochenen  Gmnd«»atze  nicht  im  Einklänge,  weil  diesem  znfolge  bei 
dem  im  Lanfe  des  Steneijahres  eiDtretenden  Aufhören  der  Beamteoeigen- 
Schaft  etc.  eine  anderweite  normale  Einschfttznng  ausgeschlossen  sei. 

Klüger  beantragte  Verwerfung  der  Revidon.  Der  Klageantrag  —  so 
wurde  hervorgehoben  —  sei  hinrekdiead  bestimmt  und  ihm  entspreche 
die  Vorentscheidung.  Sachlich  sei  die  letztere  auf  §  1  Abs.  4  Ges.  vom 
18.  Jnni  1840  zu  grQnden;  denn  was  Mer  von  Verfinderungen,  welche 
die  Steuerpflicht  aufheben,  vorgeschrieben  sei,  müsse  auch  flr  Verftnde- 
mngen  gelten,  welche  die  Steuerpflicht  verringern.  Jeden&lls  sei  jede 
Aendemng  der  Steuerpflicht  eine  Aufhebung  der  „bisherigen^  Steuerver- 
pflichtnng.  Mit  dem  Augenblicke,  wo  der  EUger  Beamter  geworden  sei, 
habe  seine  bisherige  Steuerpflicht  als  gewöhnlicher  Gemeindeangefaöriger 
aufgehört 

Das  Oberverwältnngsgericht  ericannte  dahin,  dass  die  Vorentscheidung 
aufzuheben  und  die  Klage  zurückzuweisen. 

«Schon  nach  der  formellen  Seite  hin  wird  die  Vorentscheidung  vom 
Beklagten  mit  Recht  angegrifien.  In  Beziehung  auf  Streitigkeiten  über 
die  Heranziehung  oder  Veranlagung  zu  ähnlichen  (Kreis-  und  Gemeinde-) 
Abgaben  hat  das  Oberverwaltongsgericht  stets  daran  festgehalten,  dass  in 
der  Entscheidung  nicht  bloss  die  Grandsitze  für  die  Veranlagung,  über 
deren  Anwendung  demnftchst  von  Neuem  Streit  unter  den  Parteien  ent^ 
stehen  könnte,  festgestdlt  werden  dürfen,  sondern,  dass  ein  Ausspruch 
erfolgen  muss,  welcher  den  vorliegenden  Streit  endgiltig  abschliesst  So- 
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weit  daher  anf  eine  Ennftesignog  der  Stenerpflicbt  erkannt  wird,  mnss 
der  Betrag  der  von  dem  Pflichtigen  zn  zahlenden  Steuer  entweder  un- 
mittelbar ans  dem  ürtheile  henrorgehen  oder  sich  wenigstens  ans  den 
richterlich  festgesetzten  Zahlen  ohne  Weiteres  vermOge  einer  blossen 
Rechenoperation  ermitteln  lassen  (TgL  Entsch.  d.  O.V.6.  Bd.  H  S.  54, 
Bd.  III  S.  13,  Bd.  y  S.  55,  Bd.  IX  S.  11).  Die  gleichen  Erfordernisse 
mflssen  aber  anch  fftr  eine  Entscheidung  in  dem  vorliegenden  Falle  anf- 
gestellt  werden;  anch  hier  haben  beide  Parteien  einen  Ansprach  darauf, 
dass  die  streitige  Angelegouheit  durch  ein  Streitverfahren  zum  Austrag 
gebracht  werde;  dies  aHein  entspricht  dem  Zwecice  des  durch  §  IB  Znst- 
Ges.  V.  1.  August  1883  geregelten  Yer&brens.  Hiergegen  verstösst  die 
Vorentscheidung,  und  zwar  um  so  mehr,  als  Aber  das  zu  Grunde  liegende 
SachTerhiUtniss  und  über  die  IVagweite  des  gestellten  Klageantrages  die 
erheblichsten  Zweifel  obwalten.  Kläger  ist  ursprünglich  zu  einem  Ein- 
kommen von  4800  bis  5400  M.  eingesehätzt;  dass  er  seit  seiner  An- 
stellung im  Staatsdienste  ein  geringeres  Gesammteinkommen  beziehe, 
wird  von  ihm  in  keiner  Weise  behauptet  oder  auch  nar  angedeutet;  er 
verlangt  weiter  Nichts,  als  dass  sein  4198  M.  betragendes  Diensteinkoramen 
vom  8.  Oktober  1884  ab  bloss  zur  Hälfte  herangezogen  werde,  ßek). 
führte  dagegen  ausdrücklich  an,  von  einer  Verschlechterung  der  Ökono- 
mischen Verhältnisse  des  Klägere  sei  keine  Rede ;  in  jetzif^er  Instanz  be- 
merkt er  sopar,  die  La^'e  des  Kläi^ers  liabe  sich  dureh  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  verbessert.  Es  stand  also  und  steht  noch  get^enwärtlL;- 
völlig  dahin,  ob  und  wie  viel  Privateinkommen  der  Kläger  neben  seinem 
Gehalte  hat.  Unter  diesen  Umständen  kann  aus  der  Vorentscheidung  ein 
Betrag,  der  vom  Kläger  zu  zahlen  wäre,  überhaupt  nicht  entnommnn 
werden;  Bekl.  macht  zutreffend  geltend,  der  Vorentscheidung  gesienüber 
bedürfe  es  zunächst  einer  neuen  VeranhVrtung,  gegen  welche  dem  Kläger 
wiederum  Einspruch  und  Klage  zustehen  würden. 

Aber  auch  in  der  Sache  selbst  is^t  das  angefochtene  Urtheil  nicht 
haltbar.  Dasselbe  stützt  sich  wesentlich  aui  tlen  §  6  Ges.  v.  11.  Juli 
1822,  betr.  die  Heranziehung  der  Staatsdiener  zu  den  Gemeindelasten; 
diese  Vorschrift  ist  indeas  zu  Unrecht  auf  den  vorliegenden  Fall  ange- 
wendet.   Ihrem  Wortlaute  zufolge: 

Nach  diesen  Grundsätzen  haben  die  steuerpflichtigen  Individuen 
alle  Diejenigen  Gemeindesteuerbeiträge  zu  leisten,  welche  inner- 
halb der  Zeit,  da  sie  der  Gemeinde  angehören,  auf  dieselben 
vertheilt  und  zugleich  fällig  werdeu,  wenn  auch  das  Bedfirfniss 
vor  ihrem  Eintritt  entstanden  ift:  dagegen  werdeu  sie,  wenn  sie 
die  Stadt  verlassen,  auch  von  jeder  ferneren  ßeitragsverbindlich- 
keit  völlig  befreit, 
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bezieht  sie  sich  lediglich  auf  diejenigen  Fälle,  wo  eiu  Beamter  seinen  Wohn- 
ort veriegt,  in  einer  Stadt  nen  anzieht  oder  eine  Stadt  verlässt  Das 
verkennt  auch  der  Vorderrichter  nicht;  er  meint  aber,  die  Sachlage  soi 
für  beide  Theile  dieselbe,  wenn  ein  Stenerpflichtiger  Staatsbeamter  werde. 
Allein  es  mnss  in  Abrede  genommen  werden,  dass  die  beregten  FSlie 
einander  gleichzustellen  sind.  Der  §  6  handelt  anssdiliessUch  davon, 
welche  Bedtrfiiisse  der  Stadtgemeinde  von  den  Staatsdienem  mitzadeeken 
sind  Qod  zu  welchen  Gemeindesteoem  sie  demgemfiss  beizutragen  haben; 
daillr  soll  der  Augenblick  der  Vertheilung  und  FBlligkeit  der  Stenern 
maassgebeud  sein.  Dies  wird  in  dem  vom  Bekl.  angezogenen  Hinisterial- 
Erlasse  v.  31.  August  1838  (v.  Eamptz  Ann.  Bd.  22  S.  687)  ausdrück- 
lich als  Zweck  der  Yorscbrift  angegeben  und  damit  stimmt  anoh  die  Ver- 
ordnung V.  23.  September  1867,  betr.  die  Heranziehung  der  Staatsdiener 
zu  den  Eommunalauf lagen  in  den  neu  erworbenen  Laodestheilen,  welche 
von  demselben  Gesetzgeber  gerade  in  der  Absicht  erlassen  ist,  die  Staats- 
diener in  diesen  Landestheilen  in  Betreff  ihrer  Beitragspflicfat  zu  den 
Kommunalbedfirfnissen  den  Staatsdienern  in  der  fibrigmi  Monarchie  nach 
Haassgabe  der  Gmndsfttze  des  Ges.  vom  11.  Juli  1822  gleicbzusteUen. 
Hier  wird  im  §  7  dieselbe  Bestimmung  in  folgender  Fassung  wieder- 
gegeben: 

Die  gemäss  §$3  bis  5  den  Staatsdienem  obliegenden  Beitrags» 
pflicfat  zu  den  Kommunalabgaben  erstreckt  sich  auf  alle  diejenigen 
Beträge  der  letzteren,  welche  innerhalb  der  Zeit,  da  der  Pflichtige 
dem  betreffenden  Eommunalverbande  angehört,  auf  ihn  vertheüt 
und  auch  ftUig  werden,  nicht  aber  auf  später  fällige. 
Die  Frage  aber,  zu  welchen  Aaflagen  die  Staatsdiener  herangezogeo 
werden  dürfen,  kann  mit  der  Frage,  in  welchem  Zeitpunkte  bei  einem 
neu  eintretenden  Staatsdiener  seine  Veranlagung  als  Staatsdiener  zu  be- 
werkstelligen ist,  nicht  auf  eine  Linie  gestellt  werden;  die  beiden  Fragen 
haben  mit  emander  nicht  das  Mindeste  gemehi;  die  vom  Vorderrichter 
vorgenommene  analoge  Ausdehnung  des  f  6  erseheint  daher  ungerecht- 
fertigt (§  49  Einl.  z.  A.L.R.) 

Hiemach  musste  die  Vorentscheidung  sowohl  aus  formellen  wie  ans 
sachlichen  Gründen  aufj^ehoben  werden. 

Bei  der  nunmehr  eintretenden  freien  Beurtheilung  ist  zu  Gunsten 
des  Klägers  über  den  bereits  oben  hervorgehobenen  Mangel  seiner  Aus- 
lassungen, welcher  einer  Festsetzung  des  von  ihm  eventuell  zu  zahlenden 
ermässigten  Steuerbetrages  entgegenstehen  würde,  nm  deswiUen  hinw^- 
gegangen,  weil  der  geltend  gemachte  Anspruch  überhaupt  der  gesetzlichen 
Begründung  entbehrt.  Auf  äaa  Gesetz  v.  11.  Juli  1822  katm  Kläger  sich 
nicht  berufen;  wie  BekL  mit  Recht  ausgeführt  hat,  stellt  dieses  Gesetz 
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Regeln  Aber  die  Behandlung  tod  Verfiadernngen ,  die  sieh  im  Laufe  des 
Steneijahres  durch  Eintritt  in  den  Staatsdienst  oder  Anstritt  ans  dem- 
.  selben  vollriehen,  nirgends  auf;  zu  entscheiden  ist  hier  auch  in  erster 
Beihe  nicht  darüber,  in  welcher  Weise  der  Klfiger  von  seinem  seit  dem 
8.  Oktober  1884  bezogenen  Biensteinkommen  steuern  muss,  sondern  viel- 
mehr darüber,  ob  Klflger  verlaogen  kann,  dass  seine  im  Anfrage  des 
Steuetjahree  erfolgte  und  damals  ordnnngsmässige  oder  wenigstens  mit 
den  gesetdiftieB  Mitteln  nicht  angefoditene  Veranlagnng  im  Laufe  des 
Steueijahres  wc^cn  der  in  seinen  VerhSltnissen  eingetretenen  Verftnderang 
emer  Revision  und  ErmflssignDg  unteizogen  werde.  Ohne  Weiteres  ist 
klar,  dass  die  GrundsfttKe  bierfftr  nur  aus  den  vom  Bekl.  als  „Steuer- 
technisch'*  beieichneten  Yorscfariflen  entnommen  werden  können.  Dieser 
Auffsssuiig  hat  sich  nunmehr  auch  Kläger  angeschlossen;  er  stützt  seine 
Forderung  in  jetziger  Instant  auf  den  §  1  Abs.  4  Ges.  fiber  die  Ver- 
jährungsfristen bei  OiTentlichen  Abgaben  v.  18.  Jnni  1840,  lautend: 

Tritt  eine  solche  Veränderung  ein,  wodurch  die  bisherige  Steuer- 
verpflichtong  aufgehoben  wird,  so  muss  davon  der  Behörde 
Anzeige  gemacht  werden.  Bis  zu  Ende  des  Monats,  in  welchem 
diese  Anzeige  erfolgt,  kann  die  Entrichtung  der  Steuer  gefordert 
werden. 

Diese  Bestiininung  skht  indess  dem  Kläger  niciit  zur  Seite.  Die 
Worte  ergeben,  dass  darin  niclit  wo  der  Steuerbetrag  lierabgosetzt 

wird,  sondcrii  Fülle,  wo  die  Steuei/,.dil^uiif?  \vep;en  Aufhör<  ii>  der  Steuer- 
pflicht überhaupt  hinwerrfällt,  geregelt  worden  siiui ;  wird  die  Auf- 
hebung der  Steuerverpliiehtung  voraus^^esetzt  und  dahin  Anordnung  ge- 
troffen, dass  in  Folge  dessen  die  Steuer  von  einem  iillher  bezeichneten 
Zeitpunkte  ab  nicht  mehr  entrichtet  zu  werden  braucht.  Von  einer  blossen 
Ermässigung  der  Steuer  findet  sich  keine  Aüdeutuup;;  damit  ist  aber  von 
selbst  gegeben,  dass  nicht  an  Fälle  gedacht  sein  kann,  wo  die  Steuer- 
pflicht nur  theilweise  erlisclit,  die  Steuer  also  zu  einem  geringereu  Be- 
trage weitergezahlt  werden  müsste.  Mit  dieser  aus  dem  Wortlaute  her- 
vorgehenden AusleguuK  steht  auch  die  Enstehuugsgeschifhte  des  Gesetzes 
in  Einklang.  Nach  den  einiresehcnen  Acten  des  Staatsministeriuros  ist 
der  Abs.  4  des  §  1  erst  dnnh  tlen  Staatsrath  in  den  Entwurf  gebracht; 
bei  <lpr  Berathung  im  Plenum  wurde  bemerkt,  dass  iu  dem  §  1  der  Fall 
üicht  vorgesehen  sei,  wenn  im  Laufe  des  Jahres  eine  Veriiuderung  ein- 
trete, durch  welche  die  Verbindlichkeit  zur  ferneren  Entrichtung  der 
Steuer  aufhöre;  der  Staatsrath  erkannte  die  Richtigkeit  dieser  Ausstellung 
an  und  beschloss  demgemäss  die  Ergänzung  des  §  1.  In  dem  erstatteten 
Immediatberichte  wird  sodann  hervorgehoben,  die  Einschaltung  sei  vor- 
genommeu  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmuogeu  der  §§  33  a.  34  des 
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Grandsteaergesetzes  für  die  ve«tlichen  ProTinzen  v.  21.  Januar  1839  und 
des  §  39  lit  c  im  Gewerbesteuergesetze  t.  30.  Mai  1820.  Die  zuletzt 
erwihnte  VorBchrift  handelt  von  dem  AnfhOrea  eineB  steiierp6ichtig:en 
Gewerbes;  jene  ersteren  Ton  VerSndening  in  der  Substanz,  in  der  Ver- 
wendung und  im  Etgenthum  der  Grandstflcke,  welche  flberwiegend  ein 
Nenentstehen  oder  TOlUges  Erlöschen  der  Steuerpflicht,  tbeilweise  aber 
auch  eme  Erhöhung  oder  Verringening  des  Eatastralertrages  zur  Folge 
haben.  Hitten  nun  Fälle  der  letzteren  Art  ebenfalls  berficksichtigt  werden 
sollen,  so  mfisste  die  dem  Abs.  4  gegebene  Fassung  als  eine  durehans 
unzutreffende  bezeichnet  werden;  denn  von  einer  Aufhebung  der  Steuer* 
Verpflichtung  kann  hierbei  keine  Bede  sein.  Demnach  bleibt  nur  die 
Annahme  flbrig,  dass  durch  die  Einschaltung  Vorsorge  für  solche  Fftlle 
hat  getroffen  werden  sollen,  wo  die  Steuerpflicht  g&nzlich  aufhört.  Kläger 
scheint  diese  Auslegung  auch  selbst  für  die  richtige  zu  halten;  er  will 
aber  dasjenige,  was  beim  Erlöseben  der  Steuerpflicht  vorgeschrieben  ist, 
ohne  Weiteres  auch  bei  einer  Verringerung  der  Steuerpflicbt  gelten  lassen. 
Dem  kann  nicht  zugestimmt  werden.  Die  Falle,  wo  ein  Anspruch  auf 
Steuerzahlung  Überhaupt  nicht  mehr  besteht,  liegen  wesentUch  anders,  als 
diejenigen  Fälle,  wo  lediglich  eine  Ermässigung  des  Steuerbetnges  in 
Frage  kommt.  Dort  wird  die  bisher  entrichtete  Steuer  einfiMh  abgesetzt, 
hier  bedarf  es  unter  Umständen  einer  neuen  Veranlagung;  dort  handelt 
es  sich  also,  nachdem  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
festgestellt  ist,  um  eine  rein  mjcbamsehe  Berichtigung  der  Steuerliste, 
hier  möglicherweise  um  eine  erneute  Thätigkeit  der  Einschätzongsbehörde 
und  um  ein  sich  daran  anschliessendes  Verfahren,  in  welchem  der  Pflich- 
tige die  anderweite  Normirung  seines  Steuerbetrages  angreifen  kann.  Der 
sehr  erhebliche  Unterschied  springt  in  die  Augen  und  rechtfertigt  von 
Steuer-technischem  Gesichtspunkte  eine  ganz  verschiedene  Behandlung, 
welche  denn  audi  in  der  späteren  Gesetzgebung  mehrfach  z.  B.  für  die 
Klassen-  und  Einkommoisteuer  fefltgehalten  ist  und  einen  näheren  Ausbau 
erfahren  hat.  Deshalb  erscheint  es  nicht  gerechtfertigt,  Vorschriften  für- 
Fälle  des  völligen  Erlöschens  der  Steuerpflicht  auf  Veränderungen  zu 
beziehen,  welche  nur  eine  Ermässigung  des  Steuerbetrages  herbeiznfohren 
geeignet  sind.  Aus  diesem  Grunde  kann  auch  die  Anschauung  des  Klä- 
gers, dass  jede  Aendemng  der  Steuerpflicht  eine  Aufhebung  der  ^bisherigen ^ 
Steuerpflicht  darstelle,  als  berechtigt  nicht  anerkannt  werden ;  damit  würde 
man  im  Ergebniss  eben  wieder  dahin  gelangen,  dass  der  fragliche  Abs.  4 
seinem  Wortlaute  und  seiner  En^tehung  entgegen  auf  alle  Fälle  eioes 
Abganges  am  Einkommen  oder  einer  sonstigen,  bei  neuer  Veranlagung 
der  Steuer  zu  berücksichtigenden  Veränderung  in  den  Verhältnissen  des 
Pflichtigen  anzuwenden  wäre.    Ein  solcher  Grundsatz  müsste  ausserdem 
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für  in  hohem  Grade  bedenklich  erkUbrt  werden;  denn  er  wfirde  eine  an* 
sbaehbare  Menge  neuer  Veranlagungen  im  Laufe  des  Steueijahree  notb> 
wendig  machen  und  dadurch  auf  das  Empündlichtte  in  die  unentbehr- 
liche Stetigkeit  der  Steuerverwaltung  eingreifen.  Ob  aber  die  Aendemng 
der  Steuerpflicht  auf  dem  Eintritte  eines  Pflichtigen  in  den  Staatsdienst 
oder  auf  anderen  Grfinden  bernht,  ist  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  un- 
erheblich. 

Eine  anderweite  gesetzliche  Bestimmung,  woraus  Kläger  ein  Recht 
auf  Herabaetsung  seiner  Steuer  wfthrend  des  Steuerjahres  ableiten  konnte, 
ist  TOB  ihm  nicht  angeführt.  Sie  besteht  auch  nicht.  Das  RegulatiT,  betr. 
die  Erhebung  der  Gemeinde-Einkommensteuer  in  der  Stadt  B.,  vom 
29.  September  1874  zfthlt  im  §  6  diejenigen  FftUe  auf,  wo  die  Steuer- 
pflicht erlischt,  verweist  im  §  17  für  die  Behandlung  der  Ab-  und  Zu- 
gänge am  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  wflhrend  des  Steueijahres  auf 
die  für  die  Klassen-  und  klassiflzirte  Einkommensteuer  geltenden  Be- 
stimmungen und  nimmt  im  Uebrigen  nach  §  18  auf  die  Vorschriften  des 
Ges.  vom  18.  Juni  1840  Bezug.  Dieses  Gesetz  kommt,  wie  oben  nach- 
gewiesen, dem  Rlfiger  nicht  zu  Gute;  ein  Fall  des  §  6  steht  nidit  in 
Frage  und  die  Voraussetzungen  für  eine  Ermässigung  der  Steuer  wegen 
Abganges  am  Einkommen  sind  nicht  gegeben.   Hierfür  kdnnte  nur  der 
§  36  Abs.  3  Ges.  v.  1.  Hai  1851  in  Betracht  kommen;  das  Gesammt- 
einkornmen  de«  Kl&gers  ist  indess  nicht,  wie  diese  Bestimmung  verlangt, 
um  mehr  als  den  vierten  Theil  vermindert;  denn  der  Elftger  bezieht  min- 
destens 4198  H.  Gehalt,  wfihrend  sein  Gesanunteinkommen  zu  4800  bis 
5400  M.  veranschlagt  ist«   Sein  Anspruch  erweist  sich  daher  als  unbe- 
gründet.  Dieses  Resultat  steht  allerdings  nach  eigener  Angabe  des  Bekl. 
nicht  in  Uebereinstimmung  mit  den  von  den  Verwaltungsbehörden  bisher 
unter  gleichen  Umständen  getroffenen  Entscheidungen;  indess  erhellt  nicht 
ttSher,  worauf  dieselben  beruhen;  au  die  OetTentlichkeit  gelangt  ist  — 
soviel  bekannt  —  nur  ein  Bescheid  des  Oberprftsidenten  der  Provinz 
Sachsen  vom  11.  Oktober  1881  (Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  V  S.  393), 
dessen  RechtsansfQhrungeu  bereits  im  Vorstehenden  ihre  Widerlegung 
gefunden  haben.   Andererseits  entspricht  das  gewonnene  Ergebniss  jeden- 
falls dem  gcst't/licli  bestehenden  Zustande,  dass  ein  Staatsdiener,  v^elcher 
die  Bearuteueigeiisehatt  verliert,  im  Laufe  des  Steuerjahres  nicht  einer 
neuen  Einschützuui;  und  sehürferen  Heranziehung  unterworfen  werden  darf. 
Hiernach  war  die  Klage  zurückzuweisen.** 
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Nr.  48.  Eotflch.  der  KöaigL  UngariMhen  Knrie. 

Vom  3.  Kai  1885. 

[Ztf.  d«t  V«nlBt  Dwtwh.  BiMal».T«mlt.  im  8.  m] 

§  404  Ungar.  Huid.QaB.  (Art  408  D.EG.B.).  §  61  BlaenMii-Betiiabs» 
Te^ement  Dar  Adrasaat»  walehar  am  BestdiimiuigBorta  die  Waara,  dem 
üabemalime  and  die  Aadösniig  daa  baBflgUdLen  naehtbilefoa  ▼anraigart 
ist  salbst  dann  sieht  bnacbtigt»  aiae  BataoUUUgniig  von  dar  Balmanatalt 
sa  Terlaiigaa,  wann  dar  Ton  der  Ünanbringliabkalt  Teigabena  yarstiidigte 
AaJIsabar  naebtrfigUoli  m  dar  angaoidneten  Feflbietnog  dea  Gntea  In 
KanntaiBa  geaatst,  bierbei  dar  Feüblotangatag  jadoob  inig  angasatrt  ward«. 

Die  MotiTe  dieser  Entscbeidiuig  derKöniglich  nngariscben  Kurie  bernfen 
sich  anf  §  404  des  nogariscben  Handelsgesetzes  (identisch  mit  Art  402 
des  D.  H.-6.)  mit  dem  BeifBgeo,  dass  in  dieser  Gesetzesbestimmung  zwar 
k:eine  Norm  fttr  den  Fall  enthalten  ist,  wenn  der  Adressat  nach  der  Un- 
anbrioglichkeitsanzeige  den  Frachtbrief  einlösen  will;  dass  ihm  dies  aber 
ohne  Zustimmung  des  Aufgebers  verweigert  werden  müsse,  gelie  aus  der 
Erwägung  hervor,  dass  die  Eisenbahn  sonst  in  eine  widrige  La^^e  s*?'angen 
könnte,  wenn  der  Aufgeber  anders  mit  dem  Gute  disponiren  würde.  Diesen 
und  (liilier  auch  den  im  fraglichen  Prozesse,  als  dessen  Ce>Jsioiiar  liguriren- 
den  Adressaten  komme  aus  der  vorzeitigen  Feilbietnng  des  Gutes  durch 
die  Organe  der  Bahnanstalt  deshalb  kein  Entsebiuiignngsrecht  zu,  wctl 
diese  nach  dem  §  61  B-K.  zwar  nieht  verpflichtet  gewesen  wäre,  die 
Parteien  von  der  Feilbietung  zu  verständigen,  und  falls  sie  dies  doch 
getbau  iiat,  den  durch  ihre  Organe  begangenen  Irrtbum  zu  vertreten  hätte; 
nachdem  aber  nicht  nachgewiesen  wurde,  dass  der  Aufgeber  während  der 
fraglichen  Zeit  eine  Verlüj;ung  über  das  Gut  bei  der  Bahn  angeordjiet  hat, 
so  muss  sein  diesfUlliger  Anspruch  und  der  seines  cessionarischen  RechtS' 
uachfolgers  abgewiesen  werden. 


Mr.  49.  £iitaeli.  dea  PrenBa.  Ober-VenraltGerlchta. 

2.  Senat   Vom  2<  Hai  1885. 

[Fmdm.  ▼•nraltttittt.  VI  8.  SM,  »7.7 

Za  einar  Staaervaraolagang  im  LaaUs  daa  Staaeijahraa  iat  die  Kaamanal* 
hehMa  naah  den  §§  5  and  dea  Oesatisa  yob  18.  Jani  1840  hsftagt  aid 
hal  hinrbfli  daa  s.  Z.  geltende  Ragvlattv  aunwandan,  wanagiaidi  daeaelhe 
erst  im  Lauft  das  StaaeijahraB  eine  Aandanmg  arfUuran  hat  Die  im- 
tragsmässige  Befiralnng  einer  physiaohan  oder  jnristisehen  Parsen  Ton  den 

KammnnaUaatan  ist  angUtig. 
Die  Ostpreussische  Sfidbahn-Gesellsehaft  ist  von  dem  Einkommen  aas 
ihrer  im  Stedtbezirlce  Pillan  belegen«i  Station  ffir  das  Jahr  vom  1.  April 
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1884/85  zn  der  Gemeindestoner  der  Stadt  PilUn  in  die  25.  Einkommeo- 
stenerstofe  eingeschätzt  nnd  demgemäss  mit  einer  Stener  von  7560  II. 
henrngezogen.  Nach  vergeblichem  Eiiisproche  idagte  sie  beim  Bezirksaos- 
schaase  za  Königsberg  i.  Pr.  auf  ErmUsaigang  der  Steuer  um  5832  M., 
wurde  aber  darch  Entscheidong  zarfickgewiesen.  Die  hiergegen  von  der 
Klägerin  eingelegte  Bevision  wnrde  vom  OberverwaUnngsgericht  für  be- 
grfiodet  Dicht  erachtet 

Ea  wird  zanAchst  za  nntersuehen  sein,  welches  öffentliche,  die  6e- 
meindesteuerpflicht  regelnde  Recht  fQr  die  Heranziehnng  der  Elfigerin  zur 
Anweodniig  kommt  Der  Vorderricbter  nimmt  an,  der  §  7  Abs.  2  des 
BegvlatiTs,  betr.  die  Erhebung  der  Gemeinde-Einkommenstener  in  der 
Stadt  Pillan,  vom  16.  Febmar/S.  Mftrz  1882,  lautend: 

Von  dem  Einkommen  der  Aktiengesellschaften  wird  ein  Betrag, 
der  4  Prozenten  des  angezahlten  Stammkapitals  gleicJikommt,  ab- 
gerechnet nnd  von  der  Besteuerung  freigelassen 
sei  bereits  bei  Beginn  des  Etatjahres,  am  1.  April  1884,  durch  die  Ver- 
fügung des  Regienlng^^prä8identen  zu  Königsberg  vom  8.  März  1884  ausser 
Kraft  gesetzt  gewesen.  Klägerin  wendet  hiergegen  ein,  der  gedachten 
Verfügang  könne  weder  die  Absicht  noch  die  Wirkung,  das  damals  geltende 
Reeht  abzuftodem,  beigelegt  werden,  weil  am  S.  Mftrz  1884  Beschlüsse  der 
städtischen  Behörden  über  eine  Aufhebnng  des  §  7  Abs.  2  noch  gar  nicht 
vorgelegen  hätten,  auch  die  Fassung  der  Verfügung  und  der  Nvoitcre  Ver- 
lauf der  Angelegenheit  einer  derartigen  Deutung  entgegenständen.  Den 
desfallsigen  AuHführungcu  würde,  wenngleich  sie  zum  Thcil  neue  Behaup- 
tungen enthalten,  an  sich  näher  getreten  werden  müssen,  da  es  sieh  um 
die  auch  in  der  Revisionsinstanz  der  freien  Beurtheilung  anheimfallende 
Feststellung  des  in  Pillau  geltenden  örtliclieu  Kechte.s  handelt.  Ein  ab- 
schliessendes Urtheil  war  indess  hierüber  zur  Zeit  nicht  möglich,  weil  die 
Akten  des  liigieninirspnisidenteu,  doieii  Einsicht  dazu  erforderlich  erschien, 
bis  zu  dem  Verli.iiidlangsterminc  nicht  eingegangen  waren;  nnd  es  konnte 
auch  von  einem  Klugehen  auf  die  bezüglichen  Einwendungen  dei  Klägerin 
abgesehen  werden.  Denn  das  Ergebniss.  wozu  der  Vonieiricliter  gelangt 
—  dass  für  die  Heranziehung  der  KUigeria  ilie  Vorschrift  im  §  7  Abs.  2 
nicht  mehr  maassgebend  sei  —  muss  schon  von  einem  anderen  Gesichts- 
punkte aus  als  zutreft'end  erachtet  werden.  Zweifellos  war  die  Iragliclie 
Bestimmung  in  rechtsgültiger  Weise  aufgehoben,  als  der  Magistrat  im 
Anfang  Juli  1884  zur  Veraidagung  der  Klägerin  schritt;  in  Folge  d(sseTi 
hat  der  Magistrat  mit  Recht  die  damals  nielit  mehr  in  Kraft  liefiii<llii  lie 
Bestimmung  unberüi  khiciiligt  gelassen.  Zu  eiuer  Veranlagung  im  Laufe 
des  Steuerjahres  erscheint  der  Magistrat  nach  den  §§  5  und  (J  des  Ge- 
setzes über  dio  Verjährungsfristen  bei  öffentlicheu  Abgaben  vom  18.  Juni 
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1840,  welcho  sowohl  nach  dem  §  Ii  de«  (iesctzis  wie  nai  h  der  uiLsdriirk- 
liehen  Anordnung  des  Reguhitivs  (§  13)  hier  Anwendung  finden,  ohne 
Frage  helugt;  das  bestreitet  auch  die  Klägerin  nicht.  Konnte  aber  die 
Veranlagung  im  Juli  1884  vorgenommen  werden,  so  hatte  sich  der 
Magistrat  dabei  nach  dem  damals  geltendeii  Rechto  zn  richten;  denn  die 
Veranlagung  kann  im  Allgemeinen  und  soweit  nicht  besondere  Normen 
eine  Abweichung  begründen,  nur  in  Gemässheit  des  zur  Zeit  der  Ver- 
anlagung geltenden  RcthtLS  bewirkt  werden.  Für  die  Zeit,  welche  hinter 
der  Beseitigung  des  §  7  Abs.  2  Hegt,  konnte  überhaupt  von  einer  Berück- 
sicbtigoog  dessolben  nicht  füglich  mehr  die  Rede  sein;  eine  doppelte  Ver- 
aalagnng  aber  —  einmal  nach  dem  früheren  und  sodann  nach  dem 
späteren  Rechte  —  ist  die  Klägerin  zu  fordern  nicht  berechtigt.  Die 
Steuer  wird  au  sich  für  das  Etatsjahr  ausgeschrieben;  spezielle  Anord> 
nungeu  darüber,  in  welchen  Raten  die  Steuer  bezalilt  werden  muss,  uudem 
hieran  nichts,  wie  sich  schon  daraus  ergiebt,  dass  bei  nachträglicher  Ver- 
anlagung die  Steuer  auch  für  die  bereits  verHossencn  Zeitabschnitte  ver- 
langt werden  kann;  demTnich  bleibt  es  auch  ohne  Eiuflass,  dass  zufolge 
J  9  des  Regulativs  für  Pillau  die  Gemeinde-Einkommensteuer  iu  den 
ersten  Tagen  eines  jeden  Monats  im  Yomus  zu  entrichteu  ist.  Ent- 
sprechend dem  Charakter  der  Steuer  als  einer  Jahresstener,  welche  nufhigeu- 
falls  auch  in  einer  Summt'  erhoben  werden  kann,  erfolgt  nun  der  Regel 
nach  die  Veranlagung  gleichfalls  nur  einmal  für  das  ganze  Steuerjahr. 
AUgemeine  Rechtsgrundsätze  stehen  daher .  dem  vom  Magistrate  ein- 
geschlagenen Verfahren  nicht  entgegen,  und  zwar  um  so  weniger,  als  das 
Regulato  '  r -de  zu  dem  Zwecke,  um  das  neue  Recht  bereits  vom  1.  April 
1884  ab  in  Geltung  treten  zu  lassen,  abgeftndert  ist  Dies  gvlit  eines- 
theils  aus  dem  Verlaufe  der  Verhandlungen  und  der  Zeit,  wo  die  dein- 
nfichst  genehmigten  Beschlüsse  der  stftdtisehen  Behörden  gefasst  sind 
(19.  Mörz  und  S.April  1884),  hervor,  hat  anderentheils  aber  noch  seinen 
bestimmten  Ausdruck  in  dem  Wortlaute  der  Beschlüsse  bezw.  des  da- 
durdi  zu  Stande  gekommenen  ^achitFages  zu  dem  Beguhitive  gefunden« 
Oer  Eingang  des  Nachtrages  lautet: 

Auf  Grund  des  mittelst  Reskripts  des  Künigl.  Herrn  Regiemngs- 
prfisidenten  vom  8.  März  d.  J.  Nr.  57  P.  II  beurkundeten  Einver- 
ständnisses wird  die  Fassung  de«  §  7  des  Gommnnalsteuer- 
Regulativs  vom  16.  Febrnar/8.  Mftrz  1882  wie  folgt  beschlossen, 
[n  jenem  Erlasse  hatte  aber  der  Regiemngsprisident  sich  damit  einver- 
standen erklärt,  dass  der  Abs.  2  des  §  7  für  das  Rechnung^ahr  1884/85 
ausser  Kraft  gesetzt  werde.    Es  erhellt  denn  auch  nicht,  dass  der 
Magistrat  etwa  anderen  Aktiengesellschaften  gegenQber  ein  abweichendes 
Verfahren  beobachtet,  dieselben  frflher  veranlagt  und  hierbei  den  §  7  Abs.  2 
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Doch  angewendet  habe.  Insbesondere  ist  eine  dahin  gehende  Behanptnng 
von  der  KIftgerln  nicht  anfgestellt;  sie  bemft  sich  lediglich  anf  den  §  12 
des  Regulativs,  wonach  Zn-  nnd  Abg&nge  am  Einkommen  während  des 
Stenerjahrea  an  der  einmal  veranlagten  Stener  regelm&ssig  nichts  ändern 
sollen.  Diese  Bestimmung  kann  hier  indess  überhaupt  nicht  herangezogen 
werden;  ein  Zu-  oder  Abgang  am  Einkommen  steht  ganz  ausser  Frage, 
denn  die  Einkommensverh&ltnlBse  der  Klllgerin  sind  völlig  dieselben  ge- 
blieben; ansserdem  handelt  die  Torschrift  nur  von  Zu-  nnd  Abgängen, 
welche  nach  der  Verantagnng  eintreten,  so  dass  nicht  erat  zu  erOrtem 
ist,  ob  Klägerin  daraus  ffir  sich  a]s  Forensin  Rechte  herzuleiten  ver- 
möchte; es  fehH  eben  an  allen  tbataäcblichen  Voranssetznngen  für  eine 
Anwendung  des  §  12.  —  Bei  dieser  Sach*-  nnd  Rechtslage  können  die 
AnsfGhmngen  des  Vordenrichters  über  die  Bedeutnng  und  Wirkung  der 
Verfugung  vom  8.  März  1884  anf  sich  beruhen;  audi  abgesehen  davon 
mnss  das  Recht  des  Magistrats,  die  Klägerin  fQr  das  ganze  Steuerjalir 
1884/85  nach  dem  abgeänderten  Regulative  zu  veranlagen  und  heran- 
zuziehen, anerkannt  werden. 

Klägerin  macht  aber  .noch  einen  weiteren  Ckund  daffir  geltend,  dass 
die  Aufbebung  des  §  7  Abs.  2  ihr  gegentber  —  und  zwar  nicht  blos  fär 
das  Jahr  18^4/85  —  einünselos  bleibe.  Sie  stützt  sich  auf  den  zwischen 
den  städtischen  Behörden  (Magistrat  und  Stadtverordneten)  zu  Pillau  nnd 
dem  Verwaltungsrathc  der  Ostprenssischen  Sfidbahn- Gesellschaft  abge- 
schlossenen Vertrag  vom  25./30.  September  1882.  Hierin  hat  die  ge-  * 
nannte  Gesellschaft  anf  alle  ihr  gegen  das  —  damals  verlmndelte  nnd 
demnächst  verwirklichte  —  Projekt  der  Inkommnnalisirang  ihres  dortigen 
Bahnhofstcrrains  in  die  Stadt  Pillau  zustehenden  Rechtsmittel  verzichtet 
niiil  sich  mit  dieser  Inkommnnalisirung  einverstanden  erklärt,  die  8t&dt 
Pillau  dagegen  der  Gesellschaft  —  neben  anderen  hier  nicht  in  Betracht 
kommenden  Zusichernngeh  —  Freiheit  von  der  Gemein de-Einkommenstener 
hinsichtlich  cineü  iieiiiui  träges  von  4  Prozent  des  Aktienkapitals  gewährt. 
Der  Vorderrichter  lässt  es  gegenüber  diesem  Vergleiche  dahingestellt,  ob 
eine  Stadtgemeinde  bestimmten  Klassen  der  Sttniorpfliclitii^iMi  überhaupt 
eine  gänzliche  oder  theilweise  Befreiung  von  den  Komumiialabgabcn  cin- 
riinnu'U  könne  und  in  welcher  Weise  dies  etwa  zu  geschehen  luibe;  er 
nimmt  aber  an,  dass  die  auf  dem  öffentlichen  Uechtc  ba.sirende  Verptlich- 
tnng  zur  Theilualnm  au  den  städtisclieu  (Jemeindelasten  nur  durch  einen 
öffentlich  rechtlichen  Akt,  niemals  dagegen  durcli  i)rivatrechtliche  Vertrage 
mit  einzelnen  Personen  abgeändert  werden  könne,  und  erklärt  deshalb 
iiTiter  Bezugnahme  auf  zwei  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  vom 
14.  Oktober  1881  den  Vertrag,  soweit  dadurch  eine  Befreiung  der  Klägerin 
von  der  allgemeinen  Steuorptlicht  begründet  werden  solle,  als  nichtig 
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für  das  öffeotlicbo  Eeclit.  Die  Behauptung  der  Klägerin,  daaB  der  Ver- 
gleich ein  xweiseitiger,  onerog^r  Vertrag  sei,  von  dem  keiner  der  KoO" 
truhenten  einseitig  zarücktreten  kOiiTK».  nnd  die  Frage,  welehe  Wirkongen 
dem  Vergleiche  etwa  in  privatrechtlicher  Beziehung  beiznlec^en  seien,  v^  ird. 
als  dem  privatrechUicheu  Gebiete  angeliörend,  zur  /ustäiidij^'keit  der  Civil- 
gerichte  verwiesen.  —  In  diesen  Siitzen.  welche  den  Vorderrichter  za 
dem  Ausspruche  fOhren,  da.sä  Klfigerin  für  sich  eine  AasnabmesteUong 
bei  der  Heran/ich nng  zu  den  Koinmunatabgaben  nicht  in  Ansprucli  nehmen 
könne,  ist  ein  Kecbtsirrthum  nicht  enthalten.  Die  Revisionsschrift  greift 
die  Ausführungen  wesentlich  mit  der  Hehnnptnng  an,  dass  der  Vorder- 
richter zu  Unrecht  den  Vergleich  als  einen  privatreohtlichen  Vertrag  be- 
handelt habe.  Sie  schiebt  ihm  dabei  die  Anschannng  unter,  der  Ver- 
gleich sei  als  ein  privatrechtlicher  Vertrag  um  deswillen  anzasehen,  weil 
er  ohne  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  abgescblossen  sei;  davoA  findet 
sich  iudess  in  der  VorentscheidoDg  keine  Andeutimg.  Der  Vorderrichter 
nntersdieidet  üffeDtlieh  rechtliche  Akte  der  stftdtisehen  Behörden,  wodnreli 
ffir  bestimmte  Klassen  von  Steuerpflichtigen  Befreinngen  gewfthrt  werden, 
nnd  privatrechtliohe  Vertrftge,  mit  einzelnen,  physischen  oder  juristischen 
Personen,  wodurch  f3r  diese  die  ans  dem  Offentlieben  Reebte  hervor- 
gehende Verpflichtung  zur  Tbeilnahme  an  den  Gemeindelasten  abgeändert 
werden  soll.  Wenn  er  sodann  den  Vergleich,  welchen  die  Klägerin  seibat 
als  einen  zweiseitigen,  onerosen,  nur  durch  Einverständniss  beider  Theile 
aufzulösenden  Vertrag  charakterisirt,  der  zuletzt  genannten  Kategorie  zu* 
zählt,  so  entspricht  dies  durchaus  der  SacUage.  Ohne  Zweifel  betrifft 
der  Vergleich  Rechtsverhältnisse,  welche  dem  Gebiete  des  Öffentlichen 
Rechtes  angehören;  es  wird  auch  die  Absicht  dahin  gegangen  sein,  der 
kUgenden  Gesellschaft  ffir  alle  Zeiten  eine  theilweise  Befreiung  von  der 
allgemeinen  8tenerpflicht  oder  wenigstens  eine  besondere  Behandlung 
bei  der  Einschätzung  ihres  steuerpflichtigen  Eiakonunens  einzuränm«!. 
Soweit  aber  der  Vergleich  in  diesem  Sinne  au&ufassen  ist  und  damit 
die  städtischen  Behörden  für  die  Zukunft  binden  will,  ist  er  vom  Vorder- 
richter mit  Recht  fär  ungfiltig  und  unwirksam  in  Bezidiung  auf  das 
Offnitliche  Recht  erklärt.  Zur  Zeit»  als  er  abgeschlossen  wurde,  entsprach 
sein  Inhalt  dem  in  Pill&u  bestehenden  Öffentlichen  Rechte;  der  {  7  Abs.  2 
des  Regulativs  gewährte  allen  Aktiengesellschaften  und  folglich  audi  der 
Klägerin  die  in  dem  Vergleiche  vorgesehene  Befreiung.  Hätte  er  nun 
nichts  Anderes,  als  was  bereits  Rechtens  war,  festsetzen  wollen,  so  wäre 
er  allerdings,  wie  der  Klägerin  zugegeben  werden  muss,  nicht  rechtlich 
unstatthaft  gewesen;  es  wQrde  ihm  dann  eine  rechtliche  Wirkung  fiber- 
hanpt  nicht  zugekommen  sein.  Klägerin  giebt  ihm  aber  —  nnd  nur  in 
diesem  Sinne  kann  er  gegenwärtig  nach  Abänderung  des  Regulativs  noch 
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verwerthet  werden  —  eine  weitergehende  Bedeutnnp::  er  soll  die  städtischen 
Behörden  hliuleri),  das  beim  Abschlüsse  des  Vei^ieichs  geltende  Recht 
ztmi  Nacbtheiie  der  klagenden  Gesellschaft  nmzageBtalten ;  der  letzteren 
gegenüber  soll  es  unter  allen  Umständen,  so  lange  der  Vergleich  selbst 
besteht,  bei  der  Vorschrift  im  §  7  Abs.  2  verbleiben.  £ine  derartige 
Verabredang  ist  rechtlich  nicht  zulässig.  Die  Stüdtcordünng  Tom  30.  Mai 
1853  giebt  den  Stadtgemeinden  das  Becht,  in  nfther  geordneter  Weise 
fiber  die  Anfbringong  von  Gemeindestenem  zn  bescbliessen;  in  den  bier 
vorgesehenen  Wegen  Icönnen  Festsetznngen,  welche  ^ber  die  Anfbringang 
von  Gememdestenem  getroffen  sind,  jederzeit  ausser  Kraft  gesetzt  oder 
abgeändert  werden  nnd  anf  dieses  Redit  können  die  städtischen  Behörden 
niemals,  am  allerwenigsten  aber  vermOge  eines  Abkommens  mit  einzelnen 
Personen  verzichten.  Vgl.  hierzu  auch  die  Entseheidnngen  des  ehemal. 
Obertribnnals  Bd.  81  S.  267  nnd  die  beiden  Erkenntnisse  des  Reichs- 
gerichts vom  14.  Oktober  1884,  welche  sich  ihrem  Inhalte  nach  knrz 
wiedergegeben  finden  in  dem  Prenss.  Verwattnngsblatte  Jahrg.  VI  S.  64 
nnd  80  [nnd  auch  ihrem  Wortlante  nach  ebendaselbBt  S.  153].  Demnach 
bedarf  es  anch  keiner  weiteren  ErOrtemng,  ob  der  Verzicht  der  städtischen 
Behörden  nnter  den  gegebenen  Verhältnissen  den  übrigen  Stenerpilichtigett 
zum  Schaden  oder  zam  Vortheil  gereicht  Die  Stadtgemeinde  hat  in  ge-« 
setzlicher  Weise  das  OfTenUiche,  alle  Stenerpflichtigen,  insbesondere  alle 
Aktiengesellschaften  ergreifende  Recht  Ober  die  Heranziehnng  zn  den  Ge- 
meindelasten dnrch  die  bestätigten  Beschlösse  vom  19.  März  nnd  3.  April 
1884  anderweit  geregelt;  die  fiefngniss  dazn  konnte  ihr  gegenüber  der 
klagenden  Gesellschaft  dnrch  den  Vergleich  vom  25./30.  September  1882 
nicht  entzogen  werden;  das  nunmehr  in  Kraft  befindliche  Öffentliche  Recht 
gilt  deshalb  anch  ffir  die  Klägerin. 


Nr.  60.  Entseh.  des  BeutscJien  Reichsgerichts. 

5.  Givil-Senat.   Vom  6.  Juni  1885. 

§§  3,  7  Haft^Hiohtgosets.  Bei  Bemessung  der  Zeitdauer  der  einer  Wittve 
äu  ^währenden  Hafl^iiehtrente  bnaeht  die  HOgliehkeit  einer  Wieder* 
verheirathuoif  dereelben  nicht  In  Berftokslehtignng  gezogen  zu  werden. 

Dit^  Entschädi^n«^  ist  luicli  dtju  jetzt  vorliegcuden  UiustiLnden  zu/ii- 
{^proclicu,  §  7  Abs.  1  a.  a.  0.  Die  Mrtj^lichkeit  des  späteren  Kinliittö 
vou  UniBtändeu,  welche  auf  den  Fortfui!  oder  die  Veiniiiiderung  der  Rente 
von  Einfluss  sein  können,  ist  dabei  nicht  zn  benieksiehtigen.  vielmehr  steht 
nach  §  7  Abs.  2  dem  Eiit.sthudigungspflichligeii  frei,  wenn  später  solche 
Umstände  eintreten,  sein  Recht  auf  Fortfall  oder  Minderung  der  Reute 
durch  Klage  geltend  zu  macheu.  Das  unj^efochtene  Urtheil  hat  also  in 
dieser  Kichtnng  keiue  unabänderliche  Heelitskraft  (Entsch.  d.  Heichsger.  in 
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Civils.  Bd.  2  iSiMte  4);  ebensowenig  sind  für  die  etwaige  künftige  Ent- 
scheidaug die  Bemerkungen  norragebend,  welelie  der  Berufungsrirhter  über 
die  Wirkung  einer  künftiut'ii  Wiederverheirathong  anf  den  Umfaiis:  der  Knt- 
si-luhügiuig  in  den  Entsi-heidQogsgrQnden  gemacht  hat.  £s  ist  also  der 
Beklagte  doroh  das  Bemfangsnrtheil  in  keiner  Weise  in  seinem  Rechte 
verletzt. 


Nr«  61.  Entücli.  des  Bayerischen  Ohorsten  T^uidesgeriehtü  Mfinchen. 

Vom  14.  Juni  1K85. 

(Ztg.  des  Verclus  Dtutüch.  Eiscnb.  Verwalt.  1865.  S.  721»,  730.      Samml.  der  KnJsch.  Bd.  10.  8.  457.] 

Ein  Verstoss  gegen  §  120  der  Reichs-Öew. Ord.  liegt  darin,  dass  der 
Unternehmer  (Eisenbahnflskns)  bezw.  dessen  hanleiteudes  Organ  die  snm 
Schutze  der  Arbeiter  ■dthigen  Vorsichtsmaassregeln  unterlässt  z.  6.  in  casa 
bei  Dyiuuiiitsprengugeii  sich  nicht  davon  überzeugt,  ob  die  Entladimg 

TolUtiuidig  erfolgt  sei 

Die  BntsebfidigangsfoTdenmg  des  Klägers  ist  nicht  in  dem  Dienst- 
vertrage mit  dem  Beiclagten,  sondern  in  dem  neben  diesem  Yertrage  be- 
stehenden Yersehtilden  des  Beklagten  begrfindet.  Die  civilrechtlichen  Hand- 
langen einer  nnerlanbten  Handlung  sind  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  an 
welchem  sie  begangen  werde,  zu  benrtheilen.  Das  Verachnlden  der  Organe 
des  Beklagten  werde  anf  österreichisehem  Gebiete  begangen;  auf  dessen 
Folgen  ist  daher  das  Oesterreichische  bfirgerliehe  Gesetzbach  anznwendeu. 
Die  Beschwerde  9ber  Yerletznng  der  §§  285,  270  Abs.  2  n.  146  der  Civil- 
prozessordnnng  ist  grandios;  denn,  wenn  aach  der  Vertreter  des  Beklagten 
die  Elagebehaaptnng,  dass  man  es  an  der  ndthigen  Anfmerksamkett  habe^ 
fehlen  lassen,  in  der  bei  den  Verhandlungen  im  1.  und  II.  Reehtszage  in 
Bezug  genommenen  Klagcbeantwortang  vom  17.  November  1883  wider- 
sprodien  und  behauptet  hat,  dass  nach  den  Regeln  der  Technik  und  den 
erlassenen  Vorschriften  verfahren  worden  sei»  so  hat  er  doch  in  derselben 
zugegeben,  dass  bei  der  fragliehen  Arbeit  des  Klägers  ein  geringer  Rest 
eines  Dynaroitschusses  sicli  entladen  und  den  Kl&ger  besch&digt  habe,  dieses 
Zngestflndniss  aber  enthält  zugleich  dasjenige,  dass  die  kompetentou  bau- 
führenden  Organe  des  Beklagten  sich  vor  der  Uebertragnng  der  fragüohen 
Arbeit  an  den  Kläger  von  der  vollständigen  Entladung  der  Sprengpatronen 
nicht  fiberzengt  haben.  Die  Bestimmung  des  §  1161  des  Oesterreiehischen 
bürgerlichen  allgemeinen  Gesetzbuchs  bezfiglieh  der  Uebertragung  eines 
aufgetragenen  Geschäfts  von  Seite  des  bestellten  Arbeiters  oder  Werkmeisters 
anf  einen  anderen  finden  aber  auf  den  voriiegendea  Fall  keine  Anwendung 
(Entscfa.  d.  R.O.H.G.  Bd.  VIII  S.  206  and  des  R.G.  in  Civils.  Bd.  III. 
S.  887).  —  In  dem  angefochtenen  Uräieile  ist  thatsächlieh  fratgestelt,  dass 
der  Beklagte  oder  dessen  Vertreter  den  Kläger  zum  Aufhacken  und  Auf- 
räumen des  Erdreich»  an  einem  Platze  bestellte,  au  welchem  einige  Tage 
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zuvor  mit  Dynamit  gesprengt  worden  war,  daes  die  Betriebsleitimg  vor 
Cebertragung  dieser  Arbeit  sich  nicht  übenengt  habe,  ob  die  Spreng- 
patronen eich  voUst&ndig  entladen  hätten  nnd  dass  dieselbe  die  mit  einer 
solchen  Arbeit  an  einem  solchen  Platte  verbundene  Gefahr  naeh  der  von 
dem  Anwalte  des  Beklagten  aufgestellten  Behanptong,  dass  es  sicfa  bei  der 
grOssten  Sorgfalt  und  dem  besten  Dynamit  nicbt  vermeiden  lasse,  dass 
einzelne  Schfisse  gans  oder  theilweise  versagen  nnd  es  häufig  nnmöglicb 
sei,  zu  sehen,  ob  sich  die  letzte  Sprengpatrone  mit  entzündet  habe,  wohl 
gekannt  habe.  —  Durch  den  Aussprach  des  Bemfangsgerichts,  dass  in 
diesen  Thatsachen  ein  nach  den  §§  1294  u.  1295  des  Oesterreichischen 
allgemeinen  bfirgerliehen  Gesetzbuchs  zum  Schadensersatze  verpflichtendes 
Verschulden  wegen  Mangels  der  gehörigen  Aufmerksamkeit  nnd  des  ge- 
hörigen Fleisses  liege,  indeih  diese  erfordert  hätten,  dass  die  fragliche 
Arbeit  erst  naeh  erlangter  Ueberzengniig  von  der  vollständigen  Entladung  des 
Dynamitscfausses  angeordnet  war,  wenn  diese  Ueberzeugnng  nicht  zu  ge- 
winnen gewesen,  Dpamit  zum  Sprengen  Oberhaupt  nicht  angewendet 
worden  wäre,  ist  das  Gesetz  nicht  verletzt.  —  Nach  §  1305  a.  a.  0.  hat 
zwar  dctjeuige,  welcher  von  seinem  Rechte  innerhalb  der  rechtlichen  Schran- 
ken Gebrauch  macht,  den  für  einen  anderen  daraus  entspringenden  Nach- 
theil nicht  za  verantworten,  allein  es  liegt  im  Begriffe  des  Rechtes,  dass 
durch  die  Ausfibung  desselben  nicht  in  eine  fremde  Rechtssphäre  einge- 
griffen werden  diuf.  Die  Rechte  der  anderen,  welche  ihnen  im  allgemeinen 
oder  infolge  eines  besonderen  Grundes  zustehen,  sind  daher  „die  recht- 
lichen Schranken",  welche  diese  Gesetzcsstclle  erwähnt.  —  Rechtswidrig 
handelt  also  derjenige,  welchem  sich  das  Bcwusstsein  aufdrängen  muss, 
dass  seine  die  Rechte  Dritter  berührende  Thätigkeit  Schaden  herbeiföhren 
könne,  mag  auch  die  Handlung  an  sich  mit  Anwendung  der  nöthigen  Vor- 
sichtsmassrc},^»  In  t^egen  die  Beschädigung  Dritter  erlaubt  sein.  —  In  dieser 
Beziehung  mi  von  dem  Berufungsgerichte  weiter  that«Uchlich  festgestellt, 
dass  der  Beklagte  nicht  die  im  §  120  der  Deutschen  Gewerbeordnung 
vorgeschriebenrn  Einrichtungen  getroffen  habe,  welche  zur  tliunlichsten 
Sicherheit  der  Arbeiter  gegeu  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  uothwendig 
sind,  da  hierzu  vorzuglich  auch  das  Nachsuchen  und  die  Versicherung  ge- 
hört hatte,  ob  die  Entladungen  vollständig  geweseu  seien.  —  Welche  der 
den  Fiskus  bei  dem  Bau  der  Eisenbahnlinie  Schinding-Eger  mittelbar  oder 
unmittelbar  vertretenden  physischen  Personen  dem  Kläger  die  fragliche 
Arbeit  aufgetragen  hat,  ist  bei  der  dargelegten  Verantwortlichkeit  des  Fis- 
kus für  die  Handinngen  und  Unterlassungen  dieser  Person  rücksichtlich 
seiner  Ents('li;idiL;ungsj)IHcht  gleicliuMÜtisr.  —  In  der  Behauptung  des  An- 
waltes des  Klägers,  dass  man  vor  der  l'ehertragung  dieser  Arbeit  sich 
uicht  vergewissert  habe,  ob  alle  Patronen  sich  (Mitladen  haben,  liegt  offenbar 
diejenige,  dass  die  deu  Fiskus  vertrotendeu  kom|>eteuten  baaführendeu  Or< 
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gane  desselben  sieb  hiervon  nieht  yerp^cwissert  habeo.  Zu  einer  Frage  nach 
§  130  der  Civ.Proz.Ordn.  nnd  einer  Feststellnng  in  den  EDtscheidnngs- 
grfittden  des  angefochtenen  Urtheils  in  dieser  Beziehung  war  daher  kein 
Anlass  gegeben.  —  Als  Klag-  nnd  Entseheidnngsgnind  ist  die  Uebertragnng 
der  üragliclien  Arbeit  an  den  El&ger  vor  jener  Veigewlsserang  angefilhTt. 
Diese  Thatsaehe  ist  nnbestrittan;  sie  bedarfte  daher  keines  Beweises  von 
selten  des  Klägers  nnd  als  weiterer  EntsdieidnQgsgnind  ist  beigefögt»  daas, 
wenn  jene  Vergewissemng  zu  erlangen  nicht  möglich  gewesen  sein  sollte, 
die  Anwendung  von  Dynamit  hätte  nnteiiassen  werden  sollen. 


I4r.  52.    Eutseh.  des  Sächsischen  Ober-l>nndes?erichi«  Uresdeii. 

3.  Civil-Scnat.    Vf>TTi  4,  Juli  1SS5- 

Ist  der  Streit  über  die  Herstellung  einer  Chaussee-Uebertührung  zwischen 
zwei  Preussischen  Eisenbahngesellschaften  durch  eine  Prenss.  Verwaltini?:s 
behörde  vorbehaltlich  des  Rechtsweges  über  die  Kostentragung  entschieden, 
80  ist  der  Rechtsweg  auch  dann  zulässig,  wenn  die  Frage  über  die  Kosten- 
pflicht nicht  in  Prenssen,  sondern  im  Königreich  Sachsen  som  Aastrage 

gebracht  wird. 

Ans  der  angezogenen  Verfogong  der  KOnigl.  Begiemng  zn  0.  Ist  zu 
ersehen,  dass  diese  Behörde  die  UeberfDhrong  der  K.-C.  Chaussee  für  eine 
im  Interesse  des  öffentlichen  Verkehrs  nothwendige  Maassnahme  angesehen 
nnd  die  fiewerkstellignng  dieser  Ueberführang  der  P.-K.  Eisenbahngesell- 
Schaft  auferlegt,  dabei  aber  verfügt  hat,  dass  die  Kosten  dieses  Werkes 
von  dieser  Gesellschaft  nnd  von  der  Klägerin  zu  gleichen  Antheilen  zn 
tragen  seien,  weil  —  wie  schon  im  Jahre  187B  bei  Gelegenheit  eines  ffir 
den  Bahnhof  K.  vorgelegten  Projektes  konstatirt  worden  sei  —  der  bisher 
bestandene  (beim  Bau  der  R.-0.-U.-£isenbahn  hergestellte)  Nivean-Ueber- 
gang  den  Verkehr  auf  jener  Cfaanssde  bedeutend  gestört  habe,  namentUch 
das  Bangiren  der  Güterzüge  der  R.-0.'U.'Eisenbahn  über  jenen  Niveau- 
öbergang  ihn  häufig  nnd  längere  Zeit  hemmen  müsse,  durch  die  Legung 
der  Gleise  der  P.-K.  Eisenbahn  aber  die  Störung  des  Verkehrs  auf  jener 
Ghauss^estrecke  unzweifelhaft  noch  grössere  Dimensionen  annehmen  werde. 

Diese  VerfÖgung  der  Königlichen  Regierung  au  0.  trägt  an  der  Spitze 
die  Erwähnung,  dass  die  Entscheidung  dieser  Angelegenheit  „vorbehalt- 
lich des  Rechtsweges  über  die  Tragung  der  Kosten  von  den 
Königlichen  Ministerien  des  Innern  und  für  Handel,  Gewerbe  und  Öffent- 
liche Aiheiten  jener  Behörde  überwiesen  worden  sei*^.  —  Hiernach  stellt 
sich  die  Verfugung  als  eine  solche  dar,  welche  dem  Gesetz  vom  11.  Mai 
1842  „über  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges  in  Beziehung  auf  polizei- 
liche Verfügaugen"  zu  unterstellen  ist  —  Nach  §  1  Abs.  2  dieses 
Gesetzes  ist       Rechtsweg  in  Bezidiung  auf  poIizeiUche  Verfügaugen 
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/uJikst^ig,  „wt'uii  die  Verletzung  eines  zum  Privateigenthum  gehörenden 
Rechtes  behauptet  wird";  ferner  wird  in  §  5  be.stiiuint.: 

^Gebührt  der  Polizei -Behörde  aar  die  Bet'ugniss  zn  einer 
voriuLiÜgi  ii  Aiuii  Juuij;:,  mit  Vorbeluilt  der  Rechte  des  Betheiligten, 
oder  behauptet  Derjenige,  welchem  durch  eine  polizeiliche  Ver- 
fügung eine  Verpflichtung  auferlegt  worden  ist,  dass  diese  Ver- 
pflichtung ganz  oder  theilweise  einem  Andern  obliege,  so  ist  zur 
Feststellung  der  Rechte  unter  den  Betheiligten  und  über  die  zu 
leistende  Entsebiidi^ang  die  richterliche  Entscheidung  zulässig." 
Ist  also  die  Klägerin  der  Ansicht,  dass  ihr  eine  Verpflichtung  zn  den 
Kosten  der  Chaussee-Ueberführung  etwas  beizutragen,  überhaupt  nicht 
obliege,  oder  dass  derAntheil,  zu  welchem  sie  nach  der  mehrbesprochenen 
Verfügung  der  Königl.  Regierung  zu  0.  beitragen  soll,  zu  hoch  bemessen 
Bei,  und  wollte  sie  versuchen,  diese  Ansicht  gegenüber  der  P.-C. 
Eisenbahngesellschaft  im  Rechtsweg  durchzutühreu,  so  würde  ihr  im 
Königreich  Preussen  —  in  dessen  Gebiete  jedenfalls  dieser  Rechtsstreit 
zu  verhandeln  wäre  —  der  Rechtsweg  sicherlich  nicht  verschlossen  werden 
können,  welcher  ja  auch  in  der  Verfügung  der  Königl-  Regierung  zn  0. 
ihr  ausdrücklich  vorbehalten  worden  ist.  Dass  dieser  Vorbehalt  h\''<<  im 
Einsang  dieser  Verfügung  —  welcher  Eingang  gewissermaassen  hisiori- 
sclit-ii  Inhalts  ist  —  und  nicht,  wie  die  Beklairte  sicfi  ausgedrü<*kt  hat, 
im  „dispositiven  Tlieile"  vorkoniint,  ist  einllu^^lo^  —  der  Sinn  der  Ver- 
fBgnnir  iJ^t  nnzweifelliaft  der:  da>s  dieselbe  eine  Entscheidung  trederi  wolle, 
welciie  bezüglich  der  Kosten  der  Ueberführung  lediglich  j)ro  v  isori  sehe  r 
Natur  sein,  den  Pri  vatrech  teii  der  Parteien  nicht  Eintrag  thuu  solle. 
—  Ebensowenig  ist  der  Meinung  der  ersten  Instanz  beizupflichten,  dass 
im  angez.  Gesetz  vom  11.  Mai  18-1 '2  der  Rechtsweg  nur  gestattet  sei 
gegenüber  der  Behörde,  von  welcher  die  verlet/^iul'  \  <  ifüuung  aus- 
gegangen sei-,  §  5  spricht  ausdi ucklich  von  der  „Fcr^lslellung  der  Rechte 
unter  den  Betheiligten"  in  Fallen,  wo  über  den  Antheil  gestritten  werde, 
zn  welchem  Einer  von  M«  In  fi  zur  Erfüllung  einer  gemeinschaftlichen 
Verpflichtung  tu  izutrugt  n  hübe.  Hier  können  unter  den  „Betheiligten" 
nur  die  mehreren  Privatpersonen  gemeint  sein.  Dass  auch  die  Königl. 
Preussischen  richterlichen  Heii-itflrn  den  Rechtsweg  in  Fällen  der  vorlie- 
genden Art  nicht  auf  solche  Klagen  beschränken,  welche  gegen  die  an- 
geblich verletzende  Behörde  erhüben  worden,  wird  durcli  die  von  der 
Klilufrin  beigebrachte  Entscheidung  (V.  folg.  III.  Band  der  Entsch.  des 
Königl.  Ober-Tribunals  zu  Berlin  j).  31  flf.)  dargethan,  während  das  voo 
der  ersten  Instanz  angezogene  Präjudikat  (Entsch.  des  Reichsgerichts. 
Bd.  VIII  p.  Nichts  für  die  eutgi  gengesetzte  Ansicht  beweist,  indem 

darin  nur  die  Frage  l)ehandelt  wird,  ob  derjenige,  welcher  behauptet,  durch 
die  Anor(biung  einer  Polizeibehörde  in  seinen  Privatrechten  verletzt  worden 
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ra  sein,  eioo  auf  §  2  dw  Gesetzes  vom  11.  Mai  1842  zu  atfttzende,  die 
fieehtegfiltigkeit  der  bebAidBclieii  VerfOgiiDg  bestreitende  Klage  gegen 
den  Staatafiskas  oder  ob  er  dieaeibe  gegen  die  Behörde  zu  rieMen 
habe,  von  welcher  die  veiletcende  TerfOgaog  ausgegangen  sei  —  eine 
Finge,  wekbe  nnr  anf  die  Vertretnng  des  Staates  in  derartigen 
Proxeaaen,  nicht  aber  daran!  Besag  hat,  ob  unter  Dmsfc&nden  eme  Klage 
gegen  eine  dritte  Person  znUat^ig  sei. 

Eine  solche  Klage  ist  aber  jetzt  erhoben.  Ob  die  Aber  die  «nfitt* 
liehe  Vecwendnng**  oder  die  über  die  „Zahlung  mit  Yorbehalt**  oder  die 
tber  die  Berelchemng  in  der  Kftnigl.  Prenssisehen  Gesetzgebung  aufge- 
stellten GnmdaStze  (AUgem.  Landr.  Th.  I  Tit  XOI  §  262,  Tit.  XIT 
§§  I60ff.)f  oder  weklie  Bestinimnngen  dieser  Gesetzgebung  sonst  hier  ein- 
schlagend aeien,  ist  gegen w&rtig  niclit  zu  untersuchen;  es  genügt,  dan 
der  erhobene  Anspruch  nach  KOnigl.  Prensaiaehem  Recht  als  ein  üb 
Rechtsweg  verfolgbarer  sich  darstellt  Dieser  Eigenschaft  konnte  er  idcht 
dadurch  verlustig  werden,  dass  —  in  Folge  der  von  der  P.-C.  Bisen- 
bahngesellsobaft  voigenommenen  Zession  —  die  Zahlung  der  fraglichea 
Beitragsgelder  an  die  Beidagte  geschehen  musste,  der  sogleich  bei  der 
Zahlung  vorbehaltene  Zur&ckfordeningsausprach  also  vor  einer  EönigL 
Sächs.  Behörde  geltend  zu  machen  ist. 

Denn  die  im  Ausland  entstandenen  Rechte  sind  in  der  Regel  auch 
im  Königreich  Sachsen  zu  schützen  und  die  Frage,  ob  ein  Reclit 
rechtlichen  Schutzes  theilhaftig  sei,  ist  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zu 
entscheiden,  wo  dies  Recht  entstanden  ist. 

vergl.  Siebenhaar's  Komm,  zum  biir^^  GeHetzb.  (Aufl.  II)  Bd.  I  34; 
§  1 1  des  bürg.  Gesetzb.  und  der  augez.  Kommeutar  Bd.  I. 
p.  50.  51, 

Eh  ist  auch  Iii  die  Absicht  der  Köniojl.  Sächs.  Gesotz^cbuii^  vom  Jahre 
1835  (Gcbiil/.  unter  A  vom  28.  Jaiiiuir  des  gedachten  .lahrcs  „über  Kom- 
petenz Verhältnisse  zwischen  .luötiz-  und  WrwaUuiJgsbehürdcu''),  in  aus- 
liiudische  Verhältniase  hinüljer  zu  greifen,  sondorn  nur.  den  Königl.  Sächs. 
Verwaltungsbehörden  die  Kuguition  und  Entsclu  idnn:;  ühac  solche  Fragen 
zuzuweisen,  für  welche  die  Quelle  der  Benrtheiluug  und  Entscheidung  aus 
den  Königi.  Sächsischen  Ver waltuagsgesetzen  zu  entnehmen  ist; 
diese  Behörden  würden  also  nicht  berufen  sein,  darüber  einen  maassge- 
benden  Ausspruch  zu  thun,  ob  nach  Königl.  Preussischem  Verwaltungs- 
recht  der  Klägerin  ein  Anspruch  auf  Rückzahlung  zustehe,  und  es  würde 
die  Letztere  mithin  werthlos  sein,  wenn  ihr  auch  der  Jnstizweg  im  König- 
reich Sachsen  verschlossen  bliebe,  auf  wekthen  sie  doch  iu  den  mehrer- 
wähnten Verfügungen  vom  27.  November  1875  und  vom  25.  .Juni  1876 
verwiesen  worden  ist. 
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Nr.  63.  Bntoeh*  des  Dentsehen  B«lcii8gerf chts. 
3.  Ci^il-Seoat   Vom  14.  November  1884. 

tSeoffert  Arefelr.  N.  F.  fÜ.W.  8. 941 -mi 

Zn  den  Schutzvorrichtungen,  welche  der  GewerbeunternehnKir  nach  §  120 
Gew.  Ordn.  seinen  Arbeitern  zn  gewähren  verpflichtet  ist.  gehören  nicht 
alieiü  solche,  welche  einen  absoluten,  sondern  anch  solche,  welche  einen 
nur  relativen  Schutz  verleihen  (in  casu  Schutzbrillen). 

Nach  dör  aus  dem  Dipiistmiethvertrage  sich  ergebenden,  in  §  120  der 
Gew  -0.  gesetzlich  s^eregelU'u  Verpflichtung  des  Gewerbeunteruehraers,  für 
die  Sicherung  von  Leben  und  Gesundheit  der  von  ihm  betichäftigten  Arbei- 
ter Sorge  zu  tragen,  lif^^t  demselben  allgemein  ob.  tiHe  diejenigen  Einrieb- 
tangeu  herzustellt  n  und  zu  unterhalfen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
.soüdere  Beschatfenheit  des  Gewerbebetriebs  und  der  Fabrikstutte  zur  thun- 
lich st  en  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  tur  Leben  und  Gesundheit 
noÜiwtndig  sind,  und  er  haftet  für  den  dureh  Verletzung  seiner  Arbeiter 
entstandenen  Schaden,  sobald  die  zur  Sicherung  derselben  gegen  die  mit 
den  ihnen  aufgetragenen  Arbeiten  verbundenen  Gefahren  nothwendigen 
Scbutzvorkehrungen  von  ihm  nicht  getroffen  sind,  vorausgesetzt,  dass  ein 
CansalzusammeuhaDg  zwischen  diesem  Mangel  der  Schutzvorrichtungen  und 
(iem  eingetretenen  Unfall  anzunehmen  ist  und  dass  nicht  besondere  Um- 
stände vorliegen,  ans  denen  sich  ergiebt,  dass  auch  bei  Aufwendung  aller 
Sorgfalt  und  Sachkunde,  welche  ein  ordentlicher  Gewerbetreibender  besitzen 
und  anwenden  muss,  die  zum  Schutz  der  Arbeiter  bei  der  betreffenden 
ihnen  aufgetragenen  Arbeit  geeigneten  Schutzvorrichtungen  zur  Zeit  des 
Unfalls  nicht  getroffen  werden  konnten.  Nach  dem  Gutachten  der  vernom- 
menen Sachverständigen  und  den  Feststellungen  des  Ber.-Ger.  kann  es  nun 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  eine  Schutzbrille  eine  geeignete  Vorkeh- 
raog  ist,  om  gegen  die  Gefahr  der  Verletzung  des  Auges,  welche  mit  der 
dem  Kläger  am  31-  Mai  1880  aufgetragenen  Arbeit  ^ermOge  ihrer  beson- 
deren BeschalTenheit  verband^  ist,  Schutz  zu  gewähren,  und  es  wird  die 
Annahme,  dass  die  Lieferung  von  Schatzbrillen  bei  Arbeiten,  wie  den  hier 
in  Frage  stehenden,  eine  nothwendige  im  Sinn  des  §  120  der  Gew.-O. 
sei,  dadurch  nicht  aasgeschlossen,  dass  die  Schutzbrillen  nicht  unter  al- 
len Umständen  den  mit  dieser  Arbeit  beschäftigten  Arbeitern  einen 
absoluten  Schatz  gegen  die  Verletzung  ihrer  Augen  durch  ab^pringeode 
Eisensplitter  gewähren,  da  nach  §  120  der  Gewerbeantemehmer  auch  znr 
Herstellnng  der  nur  einen  relativen  Schatz  gewältrenden  Schatzmaass- 
regeln  verpflichtet  ist 

Irrig  ist  es  femer,  wenn  das  O.L.  G.  deshalb  die  Nothwendigkeit  der 
Lieferang  einer  Sehaizbriile  an  den  Kläger  bei  Vornahme  der  ihm  aofge- 
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trageneil  Afbeit  f&r  ausgeschlossen  enchtet,  weil  mit  Bficksieht  darauf, 
dass  mit  dem  Gebnoch  von  Sdiiitzbrillen  in  dem  Gewerbebetrieb  der 
Biseo-  nnd  Stabliodastrie  auch  Nachtheile  nnd  Grefahren  verbanden  seien, 
in  den  Kreisen  der  betheiligten  Fabrikontemefamer  Meinnogsverschieden- 
heit  über  den  Werth  der  SchatzbrilleD  herrsche,  ein  Theil  derselben  den 
Nutzen,  ein  Theil  die  Nachtheile  für  überwiegend  erachte.  Wesentlich 
ifst  nur,  ob  die  Schutzbrille  ein  geeignetes  Mittel  ist,  um  gegen  die  mit 
der  betreffenden  Arbeit,  bei  deren  Vornahme  der  Arbeiter  verletzt  ist, 
verbundeiift  Gefahr  für  (lesundheit  und  Leben  iSehutz  zu  gcwuht  cd  ,  mag 
sie  auch  nicht  geeignet  sein ,  j^egen  die  mit  andern  in  diesem  Gewerbe- 
betrieb vorzunehmenden  Arbeiten  verknüpften  Gefahren  zu  schützen  oder 
ihr  Gebraucli  bei  diesen  sich  nuiit  empfehlen. 

Da  üuu  nach  den  Fe- 1 Stellungen  des  Ber.-Ger.  an  dem  Causalzuäam- 
menhani?  zwischen  der  Nichtlieferung  der  Schutzbrille  an  den  Kläger  niid 
dem  einsietretenen  Unfall  nicht  zu  zweifeln  ist,  auch  sonstige  besomlere 
Umstände  nicht  vorliegen,  welche  geeignet  wären,  die  aus  der  Niehtlie- 
feruDg  der  Sihutzhrille  entstehende  Verpflichtung  des  HeklaL^ten  zum  Scha- 
densersatz zu  beseitigen,  so  muss  diese  als  feststehend  erachtet  werdeu. 
Das  angefochtene  Urtheil  war  daher  aufzuheben. 


Nr.  54.   £nt«ch.  des  Penff^ehen  Beichsjgerichts. 
3.  Civii-Senat.  Vom  2d.  November  1884. 

[BolM,  Praxis  dM  Bddugeildits.  I.  B.  807.  Nr.  11601] 

$  8,  §  10  Prenflfl.  fintelgEiiiigsgesete  Tom  11.  Juni  1874.  Begriff  dos  wiith- 

BoliAftliolLeB  Zmmmoiduuiges. 

Ein  Grundstuck,  welches  dem  Müller  dazu  dient  (und  seit  einer  langen 
Reihe  von  Jahren  dazu  credient  hat),  das  unentbehrliche  und  anderweit 
nicht  zu  beschafTeude  Material  (Plaggen)  daraus  zu  entnehmen,  um  das 
reparaturbedürftige  Müiiienwehr  zu  stopfen,  steht  mit  der  Mühle,  wenn 
auch  nicht  im  örtlichen,  doch  im  wirthschaftlichen  Zusammenhang  — 
Pr.  Enteignungsffcsetz  §  8  —  der  Werth  ist  danach  abzuschätzen;  es  ge- 
nügt aber,  wenn  dem  Enteigneten  ein  Kapital  zugesprochen  wird,  mit 
welchem  er  sich  eiu  anderes  für  deoselben  Zweck  ausreichendes  Grund- 
stück anschaffen  kann. 
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Nr.  55.   Entsch.  des  Ober-Landesgerichts  Karlsruhe. 

Vom  3.  Dezember  is«4. 

[Seuffert,  AicWt.  N.  F.  Hd.  W.  &.  471-478.] 

Bei  der  Pfändmig  eines  Ansprache  auf  Herausgabe  einer  körperliehtn  Sache 
(BiBenbaJuiwaggon)  bedarf  der  Gläubiger  der  Ueberwelsung  des  gepfindeten 
Änspmehfl  sar  Einziehimg  ganz  ebenso,  wie  bei  der  Pländuig  Ton  Geld- 
Ibrdenmgen.  Künftig  erst  entstehende  Anaprüche  (in  oasn:  auf  Heraus* 
gäbe  Boeh  nicht  angelangter  Waggons)  können  nicht  gepI&Bdet  werden. 

§§  nO—lU,  745,  74S  £.Qiv.Pr<».Oid. 

KUger  maeht  zu  GonsteD  eeinea  auf  vollzogsreifem,  gerichtllehen  Br- 
kenDtDiss  berobeDden  Fordenrngsrecbts  an  die  Oetorr.  EaieeriD-Eltrabeth* 
Eisenbabn-GeeellBchaft  einen  Ansprach  geltend,  welchen  diese  Gesellschaft 
an  den  badischen  Eisenbahnfiscns  auf  Heransgabe  eines  Waggons  besitxt, 
und  swar  nicht  blos  den  Ansprach  auf  Heraosgabe  eines  bestimmten  mit 
Nr.  3939  bezeichneten  Wagens,  sondern  ev.  eines  andern  oder  des  nSchsten 
im  Gfiterbahnhof  zn  Hannheim  eintreffenden  Güterwagens  der  Elisabeth* 
bahn,  und  stützt  sich  hierbei  anf  eine  gemäss  §  746  des  C.P.O.  erwirkte 
PAndong  dieser  Ansprüche,  bei  welcher  dem  badischen  Eisenbahnfiscns 
als  Drittschnldner  aufgegeben  worden  ist,  den  Wagen  an  den  vom  Gläubiger 
beauftragten  Gerichtsvollzieher  S.  zu  flberiiefem. 

Dnrch  die  zuletzt  angeführte  richterliche  Anordnung  ist  aber  die  den 
Gläubiger  zur  Einziehung  der  Forderung  berechtigende  gerichtliche  üeber- 
weisung  deraelben  nicht  ersetzt  oder  entbehrlich  gemacht  Eine  gepfändete 
Geldforderung  ist  nach  §  733  dem  Gläubiger  nach  seiner  Wahl  zur  Ein- 
ziehung oder  an  Zahlungsstatt  zum  Nennwerth  zn  überweisen.  Bei  der 
PÜlndnng  eines  Anspruchs,  welcher  eine  bewegliche  körperliche  Sache  be- 
trifft, wird  in  §  748  eine  Deberweisung  an  Zahlnogsstatt  fSr  unzulässig 
erklärt  und  zwar  ans  dem  einleuchtenden  Grunde,  weil  bei  derartigen  An- 
sprüchen ein  Kennwerth  nicht  Torhanden  ist  Hieraus,  in  Verbindung  mit 
§  74ü,  wonach  die  Zwangs voUstreckuog  in  derartige  Ansprüche  nach  den 
Vorschriften  der  §§  730—744,  also  auch  des  §  736,  unter  Berücksich- 
tigung der  nachfolgenden  Bestimmongen,  wozu  die  des  §  748  gehört,  er- 
folgt, ergiebt  sich  aber,  dass  der  Gläubiger  hier  der  Ueberweisung  des 
gepfändeten  Anspruchs  zur  Einziehung  ganz  ebenso,  wie  bei  der  Pfbidnng 
von  Geldfordernngen,  bedarf.  Allein  die  gerichtliche  Ueberweisung  ist 
nirht  die  allein  zulässige  Art  der  Uebertragung  der  Forderang  (§  737 
Abs.  1),  vielmehr  könnte  diese  anch  durch  Cession  und  andere  Bedits- 
gescbäfte  geschehen  and,  wenn  die  Voraassetzangcn  des  (bad.)  L.R.  S.  1166 
vorliegen,  erscheint  der  Gläubiger  auch  berechtigt,  ohne  vorausgegangene 
^ebertragaug  oder  Einweisung  den  gepÜLndeten  Anspruch  zur  Befriedigung 
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seiner  Forderuog  geltend  zn  macheD.  Die  Voranssetzangen  der  Befogniss 
aas  L.R.  S.  1166  sind  aber  hier  gegeben,  indem  Kläger  einen  vollzngs- 
reifen  Fordernngstitei  besitzt  nnd  der  Schuldner  andere  deoQ  ZagrifT  des 
Klägers  zngänglicho  Vollstrecknngsobjekte  nicht  besitzt.  Ueberdies  hat 
Kläger  in  dieser  Instanz  die  inzwischen  erwirkte  Ueberweisnng  zum  Einzug 
nachgewiesen  nnd  .  .  .  erscheint  ...  die  Legitimation  des  Elfigen  80<- 
mit  geordnet 

Pföndnng  und  Ueberweisnng  sind  jedoch  vOlIig  unwirksam,  soweit  sie 
sich  auf  Güterwagen  der  Elisabethbahn  beziehen,  welche  zur  Zeit  der  Zn- 
Stellung  des  Vollstreckungsbefehls,  also  vom  9.  April  noch  nicht 

im  Gewahrsam  des  Bahnarots  Mannheim  sich  befanden,  sondern  erst  spater 
in  den  dortigen  Güterbahnhof  gelangt  sind  oder  künftig  gelangen  werden. 
Nor  wirklieh  bestehende  Anspräche  gehören  zu  den  der  Vollstreckung 
unterworfenen  YermOgcnsreohten.  Der  Gläubiger  kann  nicht  mehr  Rechte 
des  Schuldners  geltend  machen  als  dieser  selbst,  er  kann  also  einen  An- 
spruch nicht  pfänden  und  sich  äberweisen  lassen,  welchen  der  Schuldner 
noch  nicht  besitzt,  und  das  Gesetz  lässt  keinen  derartigen  Zwang  gegen 
dritte  Personen  zu,  durch  welchen  dieselben  verpflichtet  wQrden,  etwaige 
kfinftig  in  ihren  Besitz  gelangende  Werths  des  Schuldners  zu  bewahren 
oder  einem  Gerichtsvollzieher  zu  äberliefem.  Die  Ansprftche  erscheinen 
auch  nicht  deshalb  als  bereits  vorhanden,  weil  man  davon  ausgehen  kann, 
dass  nach  den  Eisenbabnvertrflgen  die  gegenseitige  Yerbindiichkeit  zur 
Herausgabe  des  Wsgenmaterials  des  andern  Thdls  bestellt,  denn  ein 
eoncreter  Ansprach  wird  erst  durch  die  Uebergabe  eines  bestimmten  Wagens 
an  die  andere  Eisenbahnverwaltung  begrOndet.  Es  wftre  Uberdies  mit  dem 
Öffentlichen  Dienst  unvereinbar,  wenn  jedem  Bahnamt  von  den  Prioritfita^ 
glftobigecn  der  Slisabethbahn  zugemnthet  werden  ktante,  beständig  be- 
obachten zu  lassen,  ob  nicht  wieder  ein  Wagen  der  letzteren  angelangt 
sei,  um  solchen  alsdann  dem  Gerichtsvollzieher  zu  fibergeben. 

Als  an  sich  wirksam  ist  die  Pfftndong  und  üeberweisung  also  nur 
anzusehen,  soweit  sie  einen  Anspruch  auf  Heransgabe  eines  bestimmt  be- 
zeichneten, angeblich  noch  am  9.  April  188.3  im  Besitz  des  Mannheimer 
Bahnamts  befindlich  gewesenen  Wagens  der  Elisabethbahn  zum  Gegenstände 
hat  Dem  Kläger  Iflge  aber  der  Beweis  ob,  dass  der  Wagen  Nr.  8939, 
welchen  er  schon  im  Febroar  pf&nden  zu  lassen  versacht  hatte,  am  9.  April 
in  der  That  noch  im  Mannheimer  Bahnhof  stand  und  dass  es  ein  der 
EHsabethbahn  gehöriger  Wagen  war. 
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Nr.  56.  Entseh«  d«0  ItoateehttD  Beiehogorielito. 

5.  CiTil-8eBat  Yom  17.  Januar  1885. 

[BdM»  PrailB  to  ftdcbigwldits.  f.  &  IM,  Nr.  Mft.] 

§  1  Haftpflichtgesetz.   Begriff  des  Betriebsunternelimere. 

BetriebsuuternebuuT  ist  die  Eisenbahugeselischaft,  für  deren 
RedmuDg  der  Betrieb  erfolgt.  Die  Nordliausen-Erfurter  Eisenbahngesell- 
schaft hatte  durch  Verordnung  vom  10.  Juli  1874  den  Betrieb  der  Saal- 
ÜDstrutbahn  för  Iii  htjuiig  dieser  Gesellschaft  fibemomineu,  so  dass  die 
Betriebseinnahmeu  der  i.et/.tern  z^lstehen,  die  Ansgaben  ihr  znr  Last  fallen. 
Ein  Unfall,  der  iu  Ausführung  solchen  Betriebs  erfolgte,  war  gegen  die 
5.-U.-Babo  zu  verfolgen. 


Nr.  57.   Entscb.  des  Dentschen  Reichsgerichts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  6.  Februar  1885. 

[Deotsche  Jaritt.Zt«.  Bd.  .\.  S.  481.] 

$  3  Haftpfiiolitgeflets.  BeBMnug  der  Entsohftdigiuigsrente. 
Bei  FeBteteUoDg  der  Rente  iiir  den  beschädigten  Arbeiter  ist  als 
Begel  daTon  anmgehen»  dass  der  Verletzte  den  Verdienst,  welchen  er  so 
dieser  Zeit  hatte,  auch  in  Zukwaft  würde  gehabt  haben,  so  dass  auf  gleiche 
mSasige  Rente  auf  Lebenszelt  zu  ericenneii  ist.  Der  Beldagte  hat  nach- 
mweisen,  dass  mit  Sicheriieit  anznnehmen  ist,  Kläger  wflrde  dauernd 
diesen  Verdienst  nicht  gesogen  haben.  Dsza  genügt  nicht  der  Hinweis 
auf  Mogliehiceiten,  z.  B.  die  mit  zanehmendem  Alter  abnehmende  ArbeitB- 
luraft,  voranssiehtUcfa  nngOnstige  Erwerbsverhftltnisse.  Treten  später  ver- 
änderte Verhältnisse  ein,  so  hat  der  Beklagte  das  Rechte  dann  Herab- 
mindemng  naeh  §  7  des  Gesetzes  zn  fordern. 


Mr.  58.   Entseh.  dt  n  Deutsehen  Reichsgerichts. 

5.  CiviUSenat.   Vom  9.  Februar  1885. 

i  S  HaftpliehtgeBeti»  Dureh  dass  blosse  Anerhietsn  des  VsfplUshteten, 
den  Bosohfidigten  In  seinem  Betriebe  angemessen  m  beeehältigeE.  ist  der 
Sehadeii  nleht  abgegolten.  Es  ist  dafAr  Ersati  sa  leisten,  dass  der  Be- 
sdiädigte  die  allgemeine  Venrerthbarkeit  seiner  Aiheitshraft  verloren  hat 

Das  Berufuugserkenntniss  beruht  auf  der  Annahme,  das.s  der  Klüj^er 
verpflichtet  war,  die  seiner  bibherigen  Stelhinfi;  und  seinen  Bildnngisverhält- 
uibseü  entsprecluinde,  ihm  olferirte  Stelle  aU  Dampfpumpenwaiter  anzu- 
nehmen, nachdem  die  Direction  der  Posen -Ereuzburger  Eisenbahn  ihm  in 
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ihrem  Schreiben  vom  5.  Juli  1883  eine  solche  Stelle  zum  Antritt  am 
15.  Juli  1883  angeboten  und  dabei  erklärt  hatte,  „dass  der  Küger  toq 
schweren  Reparatnrarbeiten  nnd  von  dem  Zerkleinem  des  FoneraD^holzes 
befreit  bleiben  »olle/-  „Diese  Offerte  abzalebnea  hatte  der  Kläger  —  nach 
der  5Ieinung  des  Berafdngsrichters  —  „keine  gegründete  Veranlassung!^* 

Der  hiergegen  von  dem  Kttger  erhobene  Angriff  nnd  die  Behauptung, 
der  §3  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871  sei  verletzt  —  ist  be- 
gründet. Nach  dem  angeführten  §  3  No.  2  ist  im  Falle  einer  Körper- 
verletzung der  Schadensersatz  zu  leisten  durch  Ersatz  des  Vermögen snach- 
theils,  welchen  der  Verletzte  durch  eine  in  Folge  der  Verletzung  eingetretene 
zeitweise  oder  dauernde  Erwerbsnntahigkoit  oder  Verminderung  der  Er- 
werbsfähigkeit erleidet.  Für  die  von  dem  Beklagten  behauptete  beschränkte 
Erwerbsfähigkeit  des  Kl^ers  kann  aber  nur  die  allgemeine  Verwerth- 
barkeit  der  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  des  Klägers  behufs  eines 
£rwerb8  einen  objectiven  Maassstab  abgeben.  Es  kommt  auf  den  Nachweis 
an,  dass  der  Kläger  durch  eine  seinen  Kenntoissen,  seinem  Bildungsgrade, 
seiner  früheren  Stellung  und  seinen  socialen  VerbAltnissen  entsprechende 
BeBcbäftigDii'4  irgendwie  einen  regelmftssigen  und  danemdeu  Erwerb  von 
bestimmter  Höhe  sich  jederzeit  zu  versebaffen  im  Stande  ist.  Es  ist 
nicht  ausreichend,  dass  iVw  Beklagte  sich  in  der  angegebenen  Art  bereit 
erklärt  hat,  die  bes(  hrünkte  Erwerbsfähigkeit  des  Klftgers  ohne  Rücksicht 
auf  den  gemeinen  Werth  derselben  in  der  von  ihr  angebotenen  Weise  zu 
benutzen.  Hierauf  einzugehen  ist  der  Kläger  nicht  verpflichtet.  Dies 
widerspricht  dem  gesetzlich  ausgesprochenen  Zweck  der  Ausgleichung  des 
Vermögensnachtheils  durch  Kapital  oder  Beute  (§  7  des  Gesetzes),  eben- 
so wie  dem  Princip  der  freien  Selbstbestimmung,  vermöge  dessen  es  dem 
KiSger  nicht  zugemuthet  werden  kann,  die  ihm  verbliebene  Arbeitskraft 
gerade  im  Dienste  des  Beklagten  zu  verwenden.  Von  denselben  Gmndsitzen 
sind  bereits  mehrfache  Erkenntnisse  des  Reiehs-OberbaudelBgericbts  und  des 
Beichsgericbts  ausgegangen.  (Ve/^l.  namentlich  Erkonntniss  des  Reichs- 
Ober-handelflgerichts  vom  5.  November  1875.  Entsch.  Band  19,  Seite  12. 
Brkenutniss  des  II.  Civilsenats  des  Beichagerichts  vom  8.  Hai  1880. 
Entscheidungen  Band  1  Seite  281.)  Bei  der  hiernach  gebotenen  Aufhebuiig 
des  Berufongserkenntniflses,  soweit  es  dem  Klfiger  nachtheilig  ist,  wird  es 
dem  Berufuagsrichter  fiberlassen  bleiben,  inwieweit  er  auf  Grund  der  An- 
fithrungen  der  Beklagten  und  des  Ergebnisses  der  anderweiten  Verhandlung, 
nöthigen&lls  unter  Ergftnzung  der  Beweisaufnahme,  unter  Berficksichtigung 
der  S§  259,  260  der  Civilprozessordnung  zu  der  Annahme  gelangen  wird, 
dass  der  Elfiger  im  Stande  ist,  sieh  durch  die  ihm  verbliebene  Erwerbs- 
ffthigkeit  irgendwie  einen  regelmfissigen  und  dauernden  Erwerb  zu  ver- 
schaffen, und  auf  wie  hoch  diese  Erwerbsffihigkeit  zu  veranschlagen  ist  — 
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Nr.  69«  Entseli.  des  Siehs.  Ober-Landes^riehts  Dresden. 

2.  Civil-Senat.    Vom  14.  Februar  1885. 

[DeuUche  Jorist,  Ztr   Bd.  10.  S.  4%.] 

Die  juristische  Persönliclikeit  des  Staatsfiskua. 

„In  der  Kla^jcsclirift  ist  der  Bekl.  als  Kgl.  Sachs.  Eisenbah nfiskua 
aufgefübrt.  Mit  Reclit  bezeichnet  dagcg:en  das  an^egrilTene  Urtheil  ?:f'hlecht- 
hin  den  Staatsliskus  im  Königreiclie  Siuhsen  als  Bekl.  Weun  die  KI. 
hieran  ans  dem  Grunde  Ans^toss  nimmt,  weil  der  Staatsfiskus  von  ihr 
lediglich  in  seiner  Eigenschaft  als  Betriebsuntemehmer  der  Leipzig-Dres- 
dener Eisenbahn  belangt,  durch  die  Ausserachtlassung  dieser  Beschränkung 
aber  ihr  gegenüber  zur  Geltendmachung  von  Ansprüchen  befugt  werde, 
welche  mit  jener  Eigenschaft  desselben  ansser  Zusammenhang  stehen,  so 
verkennt  sie  die  einheitliche  Natur  der  juristischen  Persönlichkeit  des 
Staatsfiskns  als  solchen.  Daraus,  das«  der  Fiskus  Vermögensrechte  der 
verschiedensten  Gattung  in  sich  yereinigt,  leitet  sich  in  alle  Wege  nicht 
die  Folge  her,  denselben,  sofern  er  in  Bezug  auf  einen  bestimmten  Kreis 
verm()gen8rechtUcber  Angelegenheiten  bcianL^t  wird,  von  der  Verfolgung 
der  ihm  ans  anderen  Hechtsgründen  zustehenden  Befugnisse  anszaschliessen.'* 


Nr.  dO.  Entsch.  den  Oe^t^rr.  Yerwalt.  Gerichtshofes. 

Vom  14.  Februar  1885. 

I Oadwinski,  SammL  Bd.  lA.  &  07.  -  Oe^tcrr.  Centralblatt  für  Elscnliahncn  ctr.  18NV  S.  mr,,} 

a)  Zar  Gharakterisimng  eines  Schriftstückes  als  Frachtbrief  ist  nicht  erfor- 
derlich, dass  alle  im  Art.  392  des  Handelsgesetzes  angegebenen  Merkmale 
Torhanden  sind,  b)  Der  Umstand,  dass  der  Werth  einer  soh&tsharen 
Leistung  aus  der  Urkunde  selbst  nicht  sn  entnehmen  ist,  ist  nur  auf  die 
Art  der  Gebührenentrichtung  von  Einfluss.  c)  Bezüglich  der  Gebiihren- 
pflichtiglLeit  der  Frarhthnefe  ist  es  kein  Erfordemiss,  dass  die  Fuhrleute 
den  Transport  gewerbemässig  betreiben. 

Eine  Finna,  welche  fBr  Urkunden,  die  von  den  Finanzbehörden,  welche 
selbe  als  den  Fuhrleuten  IHr  die  Ueberbringnng  von  Holzquantitftten  von 
einem  Orte  zum  andern  beigegebei|s  Frachtbriefe  erklärten,  wegen  nnter- 
lassener  Stempelung  in  die  Stempelstrafe  verfUlt  worden  war,  machte  in 
der  Beschwerde  vor  dem  Verwaltnngsgerichtsbofe  geltend,  dass  diese 
SehriftstAdce  nur  als  Controlscheine  zu  betrachten  seien,  dass  denselben 
die  Merkmale  des  Frachtbriefes  mangeln,  dass  die  Person  des  Absenders 
und  des  Empfftngers  identisch  seien,  es  sieh  nur  um  die  Ueberfährang 
des  Heises  ans  dem  Erzeogungsorte  in  die  Magazine  und  somit  nicht  um 
ein  Handelsgeschäft  handle. 
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Der  Verwaltmigsgerichtshof  wies  die  Beaeb verde  als  unbe- 
gründet ab,  mit  folgender  Bogröndnog: 

^Aus  den  Akten  erhellt,  dass  die  Schriftätücke,  um  die  es  sieh 
bandelt»  ima  dem  Abscuder  der  Holzsorten  den  Fahrleaten  mitgegeben 
worden,  nnd  nebst  der  Fertigung  des  Absenders  den  Namen  des  Fnhr- 
mannes,  sowie  jenen  des  Empfängers,  den  Ort  der  Abliefening,  die  An* 
gäbe  der  Waare  nach  Beschaffenheit  und  Mon?'\  endlich  die  Znsichenmg 
eines  Lohnes,  somit  die  wesentlichen  Merkmale  eines  Frachtbriefes  enthielten. 

Wenn  anch  die  Hobe  des  Lohnes  in  den  einzelnen  Urkunden  nicht 
angegeben  ist,  so  kommt  zu  erwägen,  dass  überbanpt  der  Umstand, 
dass  der  Werth  einer  schätzbaren  Leistung  aus  der  Urkunde 
selbst  nicht  zu  entnehmen  ist,  nicht  auf  die  (lebührenpfiicht 
der  Urkunde  selbst,  sondern  nnr  auf  die  Art  der  Gebähren- 
entrichtung von  Einfluss  ist  (§5  B b  des  Gesetzes  vom  9.  Febr.  1850), 
was  hier  umsomehr  ins  Gewicht  fällt,  als  es  sich  nm  eine  fixe  GebAbr 
bandelt  Uebrigens  spricht  auch  Art  392  des  Handelsgesetzes 
keineswegs  aus,  dass  alle  dort  anc^eprebenen  Merkmale  ▼or- 
handen  sein  mftssen,  um  einer  Urkunde  die  Eigenschaft  eines 
Frachtbriefes  zu  verleihen.  Ob  Uebersender  und  £mp^ger  nun 
eine  Person  bilden,  ist  ganz  gleichgültig,  da  der  Frachtbrief  zunächst  nur 
als  Beweis  über  das  Vertragsverbältniss  zwischen  dem  Uebersender  und 
dem  Frachtführer  dient  (Art.  391  des  Handelsgesetzes),  nicht  aber  das 
Verhältniss  zwischen  Absender  und  Empfänger  zum  Ausdruck  bringt 

Die  Fuhrleute,  deren  sich  die  Finna  bediente,  besorgten  den  Trans- 
port mit  eigenen  Tbieren  und  Wügen,  somit  als  selbsUlndige  Fuhrleute 
und  nicht  als  Bedienstete  der  Firma. 

Im  Art.  390  des  Handelsgesetzes  wird  allerdings  als  Frachtführer 
deijenige  bezeichnet,  welcher  gewerbsmfissig  den  Transport  von  Gütern 
ausführt;  hieraus  kann  aber  nicht  gefolgert  werden,  dass  bei  allen  Trans- 
porten die  Gewerb emftssigkeit  des  Frachtbriefes  zur  Begründung 
der  Stempelpflicht  der  Frachtbriefe  nachgewiesen  werden  müsse;  denu 
Tarifpost  lOl-LA.b.  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember  1S6S,  R.-6.*BI.  Nr.  89, 
spricht  von  Frachtbriefen,  welche  den  mit  einem  Fuhrmanne,  Frachtführer 
oder  Schiffer  abgeschlossenen  Mieth-  oder  Lohnvertrag  enthalten. 

Hieraus  erhellt  zur  Genüge,  dass  Frachtbriefe  über  die 
Befürderung  von  Gütern  durch  Fuhrleute  überhaupt,  also 
auch  durch  solche,  die  den  Transport  nicht  gewerbsmftssig 
betreiben,  der  für  Frachtbriefe  festgesetzten  Gebühr  uoterliegen.'' 
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Nr.  6L  Enteeh.  des  Oeflterr.  VerwaltOerlcktslioiBB. 
Vom  24.  Februar  1885. 

CPedvIatkl,  SumL  Bd.  IZ.  8.  IIA  -  OmIht.  CnlndUilt  Ar  JBmbitow  tH«,  tm  &  WAJ 

6eiiektlidi0  Dageii  auf  Sehadmutnata  aoa  dorn  Titel  der  Wirtiuo1iafto> 
eisdhweniisBe,  welche  dmli  einen  Efawnbaluüiaa  lierTorgerafen  weiden. 

Bind  stempelpdielitig. 

Mit  deo  EntecbeidiiDgeD  des  FinanzniinisteriamB  vom  1.  Hai  und 
5.  Jimi  1884,  ZZ.  3540  und  3539  wurde  die  von  den  Finanzbehördeo 
aasgeeproefaeDe  Verpflicbtuig  des  Dr.  F.  zar  EntriclitaDg  von  Stempelge- 
bfibren  für  gerichtlicbe  Eingaben  wegen  Scbadenenatz  für  einzelne,  anlftsa- 
lieb  des  Baoes  der  Arlberg-Babn  zwar  nicht  eipropriirte,  aber  in  ihrem 
Werthe  verminderte  Grandstttelse  anfrecht  erhalten  nnd  die  Anwendbariceit 
des  eine  GebÜrenbefreinng  anlftsBlich  des;  gedachten  Bahnbaues  be- 
inhaltenden Art  2  des  Gesetzes  vom  7.  Hai  1880,  E.-G.-B1.  Nr.  48,  ifir 
anzniftssig  erlclärt. 

Dr.  F.  betrat  den  Weg  der  Beeehwerde  vor  dem  Yerwaltnogsgeriebts- 
hofe  nnd  fahrte  ans,  dase  ihm  die  in  dem  citirten  Gesetze  ansResproehene 
GebOhrenfreiheit  schon  anf  Gmnd  der  §§  4  nnd  6  des  Enteignungsgesetzes 
vom  18.  Febrnar  1678,  R.-G.-B1.  Nr.  30,  znstebe. 

Der  Verwaltnngsgenchtshof  fand  jedoch  den  Anspruch  des  Beschwerde- 
fOhrers  nicht  begrflndet  nnd  wies  die  Beschwerde  als  nnbegründet 
anrüclc,  mit  folgenden  Hotiven: 

In  den  angestrengten  Klagen  verlangte  Dr.  F.  im  Namen  verschiedener 
Parteien  einen  Schadensersatz  anlftsslich  der  Trennung  von  Grondstficken, 
die  zwar  zn  Bahnzwecken  nicbt  expropriirt  waren,  deren  Bewirthschaftang 
jeitoeh  in  Folge  dieser  Trennung  nnd  tlor  dadurch  notli wendig  ge  wordenen 
Ueberschreitong  einer  Rampe  erschwert  worden  war,  wodurch  sie  in  ihrem 
Werthe  eine  Yenninderung  erlitten  haben. 

Es  handelt  sich  somit  nm  einen  ganz  selbststftndigen  Ersatzanspruch  für 
die  Werthverminderuog,  welche  die  fragliehen  Grundstacke  aus  Anläse  des 
Baues  der  Arlberg-Babn  erlitten  haben  sollen.  Da  in  allen  diesen  Fallen 
der  Kläger  uicht  als  Enteigneter  anzosehen  ist  nnd  der  ElagHanaprach 
anch  nicbt  ans  dem  Titel  der  Enteignung  erhoben  wurde,  so  kann  von 
Anwendbarkeit  der  Bestim mummen  der  §§  4  und  6  des  Gesetzes  vom 
18.  Februar  1878,  R-G.-Bl.  Nr.  30,  keine  Rede  sein. 

Nachdem  es  sich  überdies,  dem  (iesagten  zufolge,  aiuli  nicht,  am 
Eingaben  zum  Zwecke  der  Grundeiiilösuug,  des  Baues  und  der  Instruirung 
der  Bahn  Luudelt,  so  kann  ebensowenig  die  im  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
7.  Mai  1880,  R  -G.-Bl.  Nr.  48,  zni;esichcrte  Sterapelfreiheit  auf  die  iu 
Rede  stehenden,  einen  ^anz  anderen  Zweck  als  die  Gruudeinl«»sung  verfol- 
genden Eiiii^abeu  Anwendung  iinden. 
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Nr.  e>2,  Eotodi,  dm  Dentsdieii  Beiolwgericlits. 
L  Civil-Senat  Vom  35.  Februar  1885. 

IB^t«.  Pnxlt  4«  BakkHSflehta.  I.  8.  IM,  Nr.  WiA 

§  Z  Haftpfliobtgesets.  Yeiielnilden  der  AiiftielitiperBOii. 

Wenn  Umstände  zur  Kenntnisa  des  Gewerbennternehmera  oder  seiner 
gewerblichen  Vertreter  kommen,  ans  denen  sich  ergiebt,  dass  die  Arbeiter 

die  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Gefahren  nicht  einsehen  oder  leicht- 
sinnig ausser  Acht  lassen,  so  mnss  der  Betriebsleiter  mit  Belehrung, 
Warnung  oder  Verbot  einschreiten.  War  es  dem  Meister  bekannt,  dass 
der  an  der  Hobelmaschine  stx^heiulc  Helfer,  in  der  Regel  ein  minder  er- 
fahrener Arbeiter,  die  Maschine  in  Bowep;ung  -üL/te,  ohne  das  Kommando 
abzuwarten,  so  musste  er  t'instbreiton.  Der  Betricbsuiiternehiner  haftet  für 
den  dnrch  das  Unterlasäun  verursachten  Unfall. 


Nr.  BS.  Sntseh.  dM  Hentseheii  Keielisgoriehto. 

4.  Civil-Senat.    Vom  26.  Februar  1885. 

[Zdteebr.  für  Preom.  Rflcht  Bd.  fV.  8.  .tOS.] 

Stempelpüiclitige  Schuldverschreibung. 
Klägerin  hat  sieli  als  SclmUhierin  der  Obersohl.  Eisenbahn  in  Hiihe 
bcBiimmtor  rielübetiügu  bekannt,  üarin  Hegt  eine  stempelplliclitiiir  Schuld- 
verschreibung wenn  die  Urkunde  uueh  ein  ausdrückliches  Zahlungsver- 
versprechen n'eht  enthält.  Kein  Widerspruch  mit  IV.  484/82  vom 
15.  Januar  1883,  E.  8,  65,  weil  dort  nur  Anzeige  von  der  Gutschrift  in 
der  Koutokarrentvorlage. 


Nr.  64.  Entoch.  des»  DentBehen  Beiehsgerlehta. 
a.  Civil.SoDat.    Vom  27.  Febraar  1885. 

[DMticb.  B«lcte-Aiii.  >88&  Nr.  «.] 

§  4  HaftpflichtgesetB.  Eüsieohiiiuig  der  Pension  in  die  BntscULdigangsronte 

einer  Wittwe. 

Eine  der  Wittwe  in  Folge  des  Todes  des  verunglückten  Eisenbahu- 
schaffners  zu  zahlende  Pension  ist  nicht  schon  um  deswillen  in  die  ihr 
nach  dem  Haftpflichtgesetz  zuzuerkennende  Rente  einzurechnen,  weil  es 
dieselbe  Eisenbabngesellschaft  ist,  vvelehc  die  Pension  und  die  Keiite  zu 
zahlen  hat,  wohl  aber,  ausser  wenn  die  Vüjaiissetzuugcn  de^  llattpHieht- 
gesetzes  —  §  4  —  vorliegen,  auch  dann,  wenn  der  Dienstvertrag  oder  die 
Statuten  der  Pensionskasse  solche  £inrechnung  vorschreiben. 
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Nr.  «5.   Bntseh.  des  Denteclieii  Befehsgerfehto. 

4.  Straf-Senat.    Vom  13.  März  1885. 

[Prenss.  Verw&lt. BUtt.  VII.  S.  16.] 

§  332.  R. Str.  Ges.  B.    Begriff  der  Beamtenbesteclmiig. 

We?3:cn  Befitechung  aus  §  H.-Str.-O.-B.  ist  ein  Beamter  in  Folge 
<!er  Fnr<l»^rung  von  Geschenlvfii  für  eine  pflirlitwidriuö  Handlung  mir  dann 
zu  bestrafen,  wenn  der  Beamte  das  Geforderte  als  Geschenk  und  nieht 
als  eine  ihm  zustehende  Gebühr  gefordert  hat.  „Der  Thatbestand  der 
passiven  Besteehung  erfordert,  dass  das  von  dem  Beamten  für  die  Amts- 
handluDg  Geforderte  als  Geschenk  gefordert  sei.  Auch  der  Geber  rauss 
in  dem  Bewusstsein,  er  habe  keine  Verpflichtung  zur  Gewährung  der 
Fordemng,  das  Geforderte  ans  Liberalität  dem  Beamten  zuwenden,  es  ihm 
also  schenken  wollen.'' 

Nr.  66.  Entscb.  des  Oesterr.  YerwaltOeriehtshofes. 

Vom  U.März  1885. 

[BndwlBtki,  SamnL  Bd.  IX.  S.  167.  —  Onteir.  C«tral<^Blitt  Ar  BlMnlk  «tc.  186^  8.  ISIO-tML) 

a)  Die  üebergahe  der  zom  Bergbaubetriebe  Torübergebend  notbwendigen 
Gmndstficke  ins  Sigenfhnm  kanB  gegen  den  Willen  des  Grondeigentbttmers 
vom  Bergbannntemebmer  niebt  Terlangt  werden,  b)  Die  auf  eine  Ent- 
eignung von  Orandsttloken  sn  Bergbanbetrtebsswecken  absielenden  Antrage 
der  Parteien  können  von  den  kompetenten  Bebfirden  naeb  eigenem  Er- 

messen  abgewiesen  werden. 

Die  Beschwerde,  welche  die  (Traz-Kollacher  Eisenbahn-  und  Bergbau- 
Gesellschaft  gegen  eine  Entscheidung  der  Ministerien  des  Innern  und  des 
Ackerbaues  wegen  Verweigerung  der  Kxpropriation  mehrerer  Grundstücke, 
die  durch  den  Bergbaubetrieb  der  Gesellschaft  zu  Bruch  geworfeu  werden 
sollten,  erhoben  halte,  wurde  vom  Verwaltungsgerichtshofe  als  an  be- 
gründet zurückgewiesen. 

Die  Entscheidungsgründe  enthalten  folgende  beraerkenswerthe  Sätze: 
Der  §  08  des  allgemeinen  Berggesetzes  bestimmt,  das  jedci-  Grund- 
besitzer verpflichtet  ist,  die  zum  Bergbaue  nöthigen  Grundstücke  dem 
Bergbauuiiternelimer  sregen  angemessene  Schadloshaltung  zur  Benutzung  zu 
überlaiisen.  —  Laut  §  100  lit.  e.  kauu  zu  Sdmrfungsversuchen  und  zu 
einer  anderen  blos  \  orübergehenden  Benutzung  für  den  Bei^bau  nur  die 
zeitliche  Ueberlassung  des  Grundes  gefordert  werden ;  l>ei  der  Eutziehuug 
zu  Zwecken  aber,  welche  eine  bleibende  Versvenduug  voraussehen  lassen, 
ist  der  Gruudeigenthümer  berechtigt,  auf  die  eigenthfimliche  Uebergabe 
zu  dringen. 
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BBttch.  dtt  DmiKlwii  BMehtgttridrtt  TOtt  14.  Mies  1885. 


Zufolge  der  ebeocitirtea  gesetsliehen  BeBtimmrangen  ist  dem  Bergbau- 
untemehmer  blos  das  Beeilt  eingerftnmt,  zu  ▼erlangen,  dass  ihm  vom 
GmDdeigenÜiflmer  die  zum  Bergbaubetriebe  mithwendigen  Gnmdstfieke  zur 
Benutzung  flberlasaen  werden,  bei  einer  voransaichtUdien  bleibenden  Ver- 
wendung derselben  aber  iet  nur  der  Grund  eigen  thfimer  berechtigt, 
anf  die  eigenthumliche  Uebergabe  zu  dringen,  weraus  eich  der  Schluas 
eigiebt,  dabs  die  Uebergabe  ins  £igenthum  vom  Bergbanunter- 
nehmer  gegen  den  Willen  des  G randeigen tbflmers  nicht  ver- 
langt werden  kann. 

Eine  Enteignung  von  Grundstfieken  aus  Gründen  der  OflfentUehen 
Wohlfahrt,  wenn  dieselbe  durch  den  Bergbaabetrieb  veranlasst  wird,  ist 
nicht  aasgeschlossen  and  wird  von  der  Staatsverwaltung  anf  Grand  des 
§  365  des  allgemeinen  bfiigerlichen  Gesetzbaehes  ausgesprochen  werden 
kennen.  Allein  dem  Bergbauunternebmer  steht  kein  Recht  zu, 
zu  verlangen,  dass  der  Staat  von  diesem  seinem  Hoheitsrechte 
in  einem  konkreten  Falle  auch  Gebrauch  mache,  und  es  steht 
vielmehr  im  Ermessen  der  kompetenten  Behörden,  darauf  ab^ 
zielende  Anträge  der  Parteien  abzulehnen. 


Nr.  67.  Entseh.  des  Dentechen  Beielugerlelits. 

1.  Civil-Senat  Vom  14.  März  1885. 

[Deutsch.  R«lch!i-Anz.  1885.  Nr.  9Ü.] 

§  3  HaltpfilcJitgesetz.  Die  Wittwe  hat  die  Rente  nur  für  die  muthmaass- 
liclie  Lebensdauer  des  Ehemanues  zu  beanspruchen. 

Durch  die  nicht  besonders  motivirte  Zncrkennnng  einer  lebenshlnc- 
iichen  Reute  an  die  Wittwe  des  verunglücktPii  Arbeit *'rs  ist  das  Geset/ 
verletzt;  es  war  zn  erwägen,  dass  sie  nur  Unterhalt  so  lange  hätte  fordern 
können,  wie  der  Get('»dtete  ihn.  wet)n  er  von  dem  Unfall  nicht  betroffen 
wäre,  nach  seiner  mathmaasslichen  Lebensdauer  hätte  gewähren  können. 


Nr.  68.  Entseb.  des  Ober-Landesgerlchts  Celle. 
Vom  18.  Härz  1885. 

[ZtttMlir.  Ar  Praus.  Baelü  BS.  4  8.  SIS-Sia] 

BegxÜT  des  DiensteiokDuuiMis  im  Sinne  des  §  8S  des  Oesetiws 

21.  Juli  1852. 

Wenn  in  dem  gedachten  §  83  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1852  be- 
stimmt wird,  dass  dem  auf  Grund  der  Rflndigung  entlassenen  Beamten  in 
allen  Fällen  bis  zum  Ablaufe  der  Kündigung  sein  volles  Dienstein« 
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kommen  m  gewfthren  ad,  so  liegt  ob  alierdliigB  nahe,  dem  allgememen 
Aoadnicfc:  „DieoBteiDkommeD*  eine  nmüusttide  Wortbedentang  beizulegen, 
und  deneelbeo  mcht  aoMcUieaalicIi  anf  di^enigen  FftUe  zu  besduftoken, 
in  denen  dem  Beamten  ein  festee,  d.  h.  seiner  Hohe  nach  sobon  im 
Vorann  bestimmieB  Gehalt  angesichert  ist  Indessen  nross  als  nnnmgftng- 
liehe  Voianssetzoog  fiir  die  Anwendung  dieser  Yorschrift  jedenfalls  soviel 
gefordert  werden,  dass  dem  Beamten  für  die  betreffende  Zeit  ein  an  sieh 
begründeter  Anspruch  flberhanpt  zustand.  Wollte  man  von  diesem 
Erfordemiss  absehen,  so  wfirden  dem  Beamten  ans  der  Thatsache  der 
Amtsenthebung  Gehaltsanspr&che  erwachsen,  die  er  ohne  diese  Ent- 
hebung nicht  geltend  machen  kdnnte.  Eine  solche  Eonsequenz  aber  dfirfte 
dem  Sinne  und  der  Tendenz  des  §  83  sicherlieh  zuwiderlaufen. 

Im  gegenwärtigen  Falle  war  nun  der  ElSger  —  abgesehen  von  dem 
hier  nieht  in  Betracht  zu  ziehenden  widerruflichen  Zuschüsse  —  lediglich 
auf  diejeuigen  GebOhren  angewiesen,  welche  er  fflr  die  Voinahme  der  ihm 
aufgetragenen  Zwangsvollstreckungen,  Znstellungen,  Mahnungen  u.  dgl. 
nach  dem  Gebiihrentarife  beanspruchen  konnte.  Es  war  die  Ausführung 
dieser  ihm  zugetheilten  DienstgesehSfte,  wie  die  Beklagte  mit  Recht  her- 
vorgehoben hat,  die  nothwendige  Bedingung  för  den  Bezug  der  Gebflhren; 
nur  bei  wirklicher  Austbung  elnerAmtsthfttigkeit  entstand  dem  El&ger 
ein  Anspruch  auf  die  gesetzliche  Vergütung.  Dass  aber  die  Zutheilung 
der  einzelnen  Dienstgeschifte  und  damit  also  die  Fftiligmachung  des 
klügerischen  Dienstdnkommens  ausschliesslich  dem  fbeien,  wenn  auch 
pflichtmSssigen,  (der  richterlichen  Eontrole  aber  nicht  unterliegenden)  Er- 
messen der  dem  Kläger  vorgesetzten  Behörde  anheim  gegeben  war,  kann 
nicht  wohl  in  Frage  gestellt  werden  and  ist  auch  von  keiner  Seite  einem 
Zweifel  unterworfen  worden.  Ohnehin  bat  sich  die  Beklagte  dieses  Recht 
in  dem  oben  mitgetheilten  Eingang  ihrer  Ansteliangsverfügung  vom  19.  Hftrz 
1878,  in  der  dort  angegebenen  Beziehung  wenigstens,  sogar  ausdrücklich 
vorbehalten.  Wenn  die  Beklagte  von  dieser  ihrer  Befugniss  für  die  hier 
fragliche  Zeit  Gebrauch  gemacht  und  dem  Kläger  seine  Amtsthätigkeit  und 
folgeweise  mittelbar  sein  Einkommen  entzogen  hat,  so  hat  sie  damit  nur 
eine  Verwaltungsmaassregel  getroffen,  aus  welcher  der  Kläger  einen 
klagbaren  Anspruch  auf  Entschädigung  nicht  herzuleiten  vermag.  Dass  es 
in  dieserHinsichteinenUnters'  hied  ausmache,  ob  dieEutziehung  der  Geschäfte 
eine  theilweise  oder  aber  eine  vollständige  gewesen  sei.  ist  niclit  erfindlich. 

Der  Klät^er  kann  ancli  nicht  zu  seinen  Gunsten  geltend  machen,  das» 
er  nach  Grundsätzen  der  Billigkeit  auf  CJrund  seiner  Anstellung  aU 
Beamter  eine  regelmässige  Bescliäftigung  und  dementsprechende  Einnahme 
von  Gebühren  hätte  erwarten  dürfen.  Denn  nach  den  obigen  Ausführungen 
bestand,  wie  dem  Kläger  bekaunt  sein  musste,  eine  Pflicht  der  Beklag  Leu 
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zur  Zatheilang  von  Dienstgeschaften  nicht.  Wenn  der  Kläger  nogeaebtet 
der  KenntoißB  dieses  Umstandee  das  Amt  eines  Stencrcxekators  annahm, 
für  welche«  der  Staat  nicht,  wie  z.  B.  bei  den  gleichfalls  anf  Gebfifarea 
aiigewie»eneD  Gerichtsvollziehern  ein  Minimale.inkommen  garantirt,  so  kann 
derselbe  sieh  ftber  die  ans  einer  solchen  unbestimmten  Gehaltsfestsetznog 
sich  etwa  ergebenden  Missstände,  deren  Möglichkeit  er  voranaaeben  konnte 
und  mnsste,  nicht  mit  Grand  beschweren. 


Nr«  69,  Bntseh.  des  DeutBcheii  BeichsgerlditB. 

3.  Civil-Senat.   Vom  27.  März  1885. 

Ceob«,  Piulft  d«  RddMvsilcUa.  L  S.  9BS,  Nr.  1187.} 

Die  Zeiehner  sind  an  ihre  Zehdunmgen  nicht  gebunden,  wenn  aaehträglloh 
ohne  ihre  ansdrHeldiehe  Oenehmignng  die  Stataten  in  erhebllchon  Ponktttt 

geftndert  weiden. 

Die  Beklagten  sind  nicht  Aktionäre  der  klagenden  Eisenbahngeseli- 
schaft  geworden,  wenn  das  Statut  von  1871,  auf  Grund  dessen  sie  ge- 
zeichnet haben,  nachträglich  einseitig  in  erheblichen  Punkten  geändert  aaf 
Gruntl  dieses  geänderten  Statuts  die  Konzession  ertheilt  und  der  Eintrug 
der  Aktiengesellschaft  in  das  Handelsregister  gewirkt  ist,  ohne  dass  die 
Aenderungen  von  einer  Generalversaniminng  genehmijrt  sind.  Daian  wird 
auch  dadurch  niclits  geändert,  dass  die  beklagtsj;i  Aktionäre  die  Zeichnung 
naeli  jener  Aendurung  auf  Auflibrderuiig  der  firünder  der  Gesellschaft 
wiederholt  haben.  »Selbst  wenn  sie  den  Entwurf  der  Konzessionsbedinguiiuen 
und  die  neuen  Statuten  gelesen  hätten,  konnten  sie  ohne  eine  dies  kund- 
gebende unzweideutige  Erklärung  des  Aufsichtsraths  nicht  annehmen,  dtU« 
die  Wiederholung  ilner  Zeichnung,  welche  ausdrücklich  nur  /u  dem  Zweck 
von  ihnen  gefordert  war.  um  dem  Ministerium  ein  ordentlich  sauberes 
Exemplar  des  Zeiehenbogens  vorlegen  zu  können,  zugleich  die  Bedeutung 
der  Genehmigung  des  neuen  Statuts  haben  solle. 


:Nr*  70.  JEntsch.  des  Bnyerisehen  Obenten  Landesgeriehfs. 

1.  Civil-Senat.   Vom  30.  Mftrz  1885. 

Die  VerletBOng  eines  Arbeiters  beim  Sprengen  eines  Eisenbahntuuiels  flUlt 
swar  nioht  onter  §  2  des  Haf^fitefatgpesetseSp  weil  diese  Arbeiten  wedir 
Mberei-  noch  fltelnbniehaiheiten  sind,  wohl  aber  unter  §  UO  Qsw.Ori. 
Der  Unternehmer  ist  daher  ffir  Jede  Untsrlassong  dsr  hleroaeh  erlbIde^ 
liehen  Sehntimaassregeln  Terantvroräioh. 

Der  Eisenbahnarbeiter  F.  war  beim  Sprengen  eines  Tnnnels  dnreh 
einen  sog.  Nachtchnss  verletzt  nnd  bleibend  besehsdigt  worden.  Er  erbob 
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deshalb  fintadiädigiingBldage  gegen  den  Baunnternohmer  S.,  sich  darauf 
stüt2:;end,  dass  diesem  verschiedene  Naciilässigkeiten  zur  Last  fielen  und 
dadurch  das  Unglück  entstanden  sei.  Die  Entschädignngspllieht  kam  dnrch 
alle  Instanzen  zar  Anerkennung.  Das  oberstrichterliche  Urtheil  rekapitnlirt 
zunächst  die  vom  O.L.G.Z.  festgestellten  tbataftdüiehen  Verhältnisse  nnd 
fährt  sodann  fort: 

.In  allen  diesen  Umstilnden  hat  das  k.  O.L.G.,  gleichviel  ob  der 
Nachschuss  auf  die  eine  oder  andere  Art  seine  Entstehung  erhielt,  eine 
Unachtsamkeit  und  eine  Unterlassung  der  nOthigen  besonderen  Vorsicht, 
mithin  ein  Verschulden  Seitens  des  Bekl.,  Bowie  den  zur  Begründung  der 
Haftbarkeit  erforderlichen  Eausalznsammenhang  erblickt,  indem  es  den 
Brfolg,  dessen  Eintritt  bei  Beobachtung  grösserer  Sorgfalt  vermieden  worden 
wäre,  anf  jene  Unachtsamkeit  als  wirkende  Ursache  znrfickffihrt.  Diese 
Annahme  stellt  aach  nm  so  berechtigter  dar,  als  diasalbe  eine  wesentliche 
Stfltse  findet  in  §§  330  ond  367  des  Strafgesetzes,  welches  bei  Leitnng 
oder  Ansflbrong  von  Bauten  die  Beobachtung  der  aligemeinen  anerkannten 
Regeln  der  Baukunst  bei  Vermeidung  Ton  Strafen  zur  Pflicht  macht  Bei 
diesen  Erwfignngen  steht  der  Berufungsrichter  aber  lediglich  auf  dem 
Boden  thatsichlicher  Würdigung,  denn,  wenn  schon  nach  §  259  der  B.G.Pr.G. 
das  Gericht  unter  Berücksichtigung  des  gesammten  Inhalts  der  Verhand- 
lungen und  des  Ergebnisses  einer  etwaigen  Beweisauihahme  nach  freier  Ueber- 
zeugung  zu  entscheiden  hat,  ob  eine  that8fi4shUche  Behauptung  für  wahr 
oder  nicht  wahr  zü  erachten  sei,  so  ist  der  Richter  im  Falle  des  §  260 
derC.Pr.O.  noch  weniger  in  seiner  Würdigung  beschränkt,  da  er,  wie  die 
Motive  und  Verhandlungen  erkennen  lassen,  nach  freiem  Ermessen  zu  ent* 
scheiden  hat  nicht  blos,  ob  ein  Schaden  entstanden  nnd  wie  hoch  sich 
derselbe  belaufe,  sondern  auch  dass  der  Kausalzusammenhang  zwischen 
Handlung  beziehungsweise  Unterlassung  nnd  dem  Erfolg  vorhanden  sei, 
selbst  mit  Uebergehung  von  Beweisen,  wenn  für  ihn  ausreichende  Anhalts- 
punkte zur  Beurtheiluttg  der  Sache  aus  der  Verhandlung  sich  ergeben 
haben.  Das  Gesetz  ging  bei  dieser  weitgehenden  Würdigung  von  der  An- 
nahme aus,  dass  bei  der  Schwierigkeit  der  Ermittelung  derartiger  Ersatz- 
ansprüche der  Verletzte  benachtheiÜgt  und  der  widerrechtlich  Handelnde 
in  seiner  Bechtsklage  begünstigt  werden  konnte,  daher  es  dem  freien 
riohterlichen  Ermessen  anheimzugeben  sei,  auf  Grund  der  gewonnenen 
allgemeinen  Ueberzeugung  die  Entscheidung  zn  treffen  und  anf  diese 
Weise  die  Schadensersatzansprüche  zn  realisirbaren  Ansprüchen  zu  ge- 
stalten. 

Das  k.  O.L.G.  hat  den  hier  in  Rede  stehenden  Vorfall  auch  mit 
Recht  unter  §  120  der  Gew.O.  und  die  Art.  1382  it  des  Code  civil  ge- 
stellt und  hiemach  die  Entschädigungsflicht  des  Revisiousklfigers  beurtheilt, 

Bf  «r,  EfmbiluirMliUldw  BiitiBeheidiiii««ii.  IV.  10 


Digitized  by  Google 


1 38        Entacb.  des  Bayerischen  Obersten  Laadesgencbts  vom  30.  Min  1885. 

welche  nach  Art.  1384  Code  civil  auch  dann  eintritt,  wenn  der  Seiiaden 
durch  Handlungen  oder  Unterlassungen  von  dessen  Bcdionstcton  gelegent- 
lich ihrer  Dienstleistungen  verübt  wurde.  Revisionskläger  ist  Bauuntpr- 
nebmer  und  übt  ein  Gewerbe  aus,  auf  welches  die  Gew.  0.  ihre  Anwea- 
dimg  findet,  obwohl  es  sich  in  traglicher  Sache  um  eine  Eisen  bahn  onter- 
nehmung  hand'  lt,  da  auch  die  Eisenbabnl):)nnnternehmungen,  die  Uebern^ibiiie 
der  Herstellung  des  Risenimhnknrpers,  den  Vorschriften  der  Gew.O.  noter^ 
liegen,  und  nur  für  den  Betrieb  von  Eisenbahnaotemebmaiigeii  andera 
gesetzliche  Bestimmungen  maassgebend  sind. 

Wenn  der  Vorrichter  in  seiBen  Entscbeidungsgrönden  in  den  hier 
fraglichen  Arbeiten  eine  Gräberei  oder  einen  unterirdischen  Steinbruch  er- 
blickt, so  kann  diese  At)s<  h:iuiiog  allerdings  nicht  L;t'theilt  werdeD,  da  jeae 
Arbeiten  den  Zwe*  k  liaben,  das  vorhandene  Material  als  ein  zu  beseitigeo- 
des  baaliches  Hinderniss  aus  dem  Wege  zu  räumen,  wälirend  schon  nach 
dem  gewnhiilirlien  Spracbgebrancbe  unter  cinnr  Graberei  oder  einem  Steia- 
bruche  ein  rnternehmen  verstanden  wird,  dessen  Zweck  unmittelbar  auf 
das  Gewinnen  des  Materials  gerichtet  i>t.  Inmierhin  dürfte  das  k.  O.L.O. 
auf  die  berggesetzlichen  und  oberpolixeilichon  Vorschriften,  wenn  aach 
nicht  als  bindende  und  den  vorliegenden  Fall  positiv  regoliuh',  bezDgDehmeo, 
um  die  darin  durch  die  Technik  niul  Erfahrung  für  Unternehraimgen  fihlh 
li(  her  Art  festgestellten  Sätze  sowie  die  hierbei  für  nothwendig  eracbtetea 
Sicherheitsmaassregeln  zur  Begrfindnng  seiner  Ueberzeugimg  zu  verwertfaen. 

Der  §  120  der  Gew.O.  verfügt  in  Abs.  3,  dass  die  Gewerbennter- 
nebmer  verpflichtet  sind,  alle  diejenigen  Eiurichtnngen  herzostellen  und  za 
nnteriialten,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  besondere  Beschaffenheit  des 
Gewerbebetriebes  nnd  der  Betriebsstätte  zn  thnnlichster  SicheHieit  für 
Leben  und  Gesundheit  nothwendig  sind.  Das  Gesetz  spricht  ganz  aV- 
gemetn,  schreibt  solche  Einricbtnngen  vor,  welche  geeignet  sind,  dem  Ar- 
beiter einen  umfassenden  Schatz  za  gewähren,  and  hat  namentlich  auch 
solche  Vorkehrungen  nnd  Anordnangen  im  Ange,  welche  daza  dienen,  die 
mit  den  Unternehmen  verbundenen  Gefahren  erheblieh  za  yermindenn,  der 
Schwerpunkt  der  Vorschrift  liegt  lediglich  auf  der  Sicherheit  der  Arbeiter 
gegen  Gefahr  für  Leben  and  Gesundheit  Dabei  ist  es  vollends  gleich- 
giltig,  ob  für  den  betreffenden  Gewerbebetrieb  spezielle  Vorschriften  be- 
stehen oder  nicht,  da  das  Vorhandensein  von  solchen  nicht  die  VoraaB- 
setznng  zu  der  in  §  120  der  Gew.O.  angeordneten  Terpfiichtung  bildet 
Das  Gesetz  betrachtet  auch  die  za  treffenden  Anordnungen  als  eine  den 
Gewerbeuntemehmer  obliegende  Berufepflicht,  welcher  er  mit  der  daidi 
das  Unternehmen  bedingten  besonderen  Achtsamkeit  nachzukommen  bat, 
hierfür  ist  er  verantwortiich,  sobald  er  mit  den  znm  Schatze  der  Arbeiter 
anter  Rücksichtnahme  auf  die  Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebs  neth- 
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wendigen  Anordnungen  sftnmig  ist  nnd  ans  dieser  Versftnmniss  den  Arbeiter 
ein  TJnftdl  trifft.  Hierbei  gilt  es  gleiehTiel,  durch  weiche  Unt^lasanng 
der  UnM  herbeigeführt  wnrde»  nnd  ob  der  Arbeiter  selbst  sachkundig  ist, 
also  selbst  die  Gefahr  voranssehen  konnte  oder  nicht,  da  das  Gesetz  ein- 
mal den  Gewerbsnntemebmer  zur  Abstellung  aller  Unzukömmlichkeiten 
und  gefahrbringeuden  YorfftUe,  sowie  zur  Bethfttigung  der  ftnssersten 
Soigfolt  nnd  Sachknude,  welche  einem  ordentlichen  Gewerbsnntemebmer 
innewohnen  muss,  Terpflichtet*^ 


^r.  31«  Beschluss  des  Dentsehen  tteichsgeriehta. 
3.  Oivil-Seuat.  Vom  8.  April  1885. 

mt.  dM  ▼«r«liu  DratMli.  £l*«d».T»nrslt  1S8&  &  749] 

Zahlungspflieht  von  OerichtsverlSi^n  Seitens  der  Staatieimnb&hn-Verwal' 
tangen  In  Proiessen.  Die  im  §  1^8  des  Oeriehtskostengesetsea  den  Organen 
der  Staatskasse  gawUiite  Befreiung  bezieht  sich  nur  auf  Oerlehtsgebfikren, 

nicht  auf  Verlftge  des  Oeilchts. 

Von  der  in  die  Kosten  der  Bevisionsinstanz  yemrtbeiiten  Revisions. 
klSgerin  sind  die  erwachsenen  Portoauslagen  und  Schreibgebfthren 
eingefordert  worden.  Dieselbe  hat  hiergegen  eingewandt,  dass  sie  als  ein 
Organ  der  Köuigl.  Preuss.  Staatskasse  gemftss  §  98  des  G.E.G.  von  der 
Zahlung  (lieser  Kosten  befreit  sei. 

Diese  Jßrinoerang  ist  unbegründet.  Denn  nach  dem  angeführten  §  98 
sind  die  Bundesstaaten  nur  von  Zahlung  der  Gebühren  befreit;  die 
Gerichtskosten  bestehen  aber  aus  Gebühren,  welche  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  nach  dem  Werthe  des  Streitgegenstandes  erhoben 
werden  §8),  und  aus  Auslagen,  zu  welchen  unter  Anderem  gehören  die 
hier  in  Kode  stellenden  Schreib-  und  Postgebühren  (§  79  Z.  1,  2). 
In  den  Vorseliriften  des  Gesetzes,  welche  sich  auf  die  gesamraten  Ge- 
riehtskosten  beziehen  wollen,  wird  dies  durch  die  Worte  „Gebühren  und 
Auslugen  /.um  Ausiirueke  gelum'lit  (§  1.  §§86 — '.>4,  §99).  Auch  die 
Alotive  zum  §  98  (§  90  des  Gesetzentwuit'.s)  bestätigen,  dass  das  Gesetz 
eine  Befreiung  der  Buu  des  Staaten  von  Zahlung  der  ei  waehseuen  Aus- 
lagen nicht  beabsichtigt  hat. 


Nr.  72,  Entgeh,  de»  Dentsehen  Beiehsgeriehts. 

3.  Givil-Senat.   Vom  14.  April  1885. 

(Blum,  VxikM  IL  Atuulmi.  Bd.  3.  8.  13.] 

§  2  Haftpiliclitgesetz.  §  120  Gew.Ord.  Die  vom  Fabrikuntemehmer  zur 
Leitung  oder  Beaufsichtig uiig  des  Betriebs  oder  der  Arbeiter  angenommenen 
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PefBontn  itnd  den  Arbeiten  ge^^ennber  Vertreter  des  üntemeliiaers  lud 
densaeh  n  gleieher  Dülgenz,  wie  dieser  selbst  verpflichtet  Der  ünte^ 
Beluner  darf  aber  eetne  Arbeiter  eine  geflUirlieke  Verriehtimg  nicht  eher 
angieilbB  lasBen,  als  bis  er  alles  getbaa  hat,  was  sur  Beeeitigaiig  der 

Gefttbr  tbnalieh  ist 
Wie  die  fhatsftcfaUcfaen  FeststellnngeB  der  Vortnetanz  ergeben,  befiiod 
der  Anfeelier  E.  sich  in  der  Lage,  die  Gefohr,  io  weldier  der  Kläger  bei 
der  Aiufflhmog  der  ihm  anbefohlenen  Yerrichtnng  yernnglflckt  ist^  von 
demselben  gänzlich  abwenden  zn  kOnnen  dadurch,  dass  er,  ehe  er 
den  Klfiger  mit  dieser  Venichtnng  beginnen  Hess,  eme  oder  einige  Minntea 
wartete,  nm  sich  vorher  darOber  zn  vergewissern,  ob  die  von  ilun  den  vor 
dem  Walzwerice  besch&itigten  Arbeitern  ertheilte  Anweisung,  mit  dem 
Walzen  innezuhalten,  gehOrt  worden  sei  nnd  befolgt  werde.  Ein  solches 
Verfahren  mochte  freilich  dem  Interesse  des  FabriknnterDehmers  nicht  ent> 
sprochen  haben,  weil  die  dadurch  veranlasste  Verlfingerung  der  Arbeits- 
pause, wenngleich  an  sich  unbedeutend,  doch  bei  dem  hftufigen  Vorkommea 
derartiger  und  fthnlicher  FftUe  ffir  den  Pabrikbetrieb  von  nachtheiliger  Be- 
deutung sein  konnte,  und  die  Erfahrung  mochte  auch  dafllr  sprechen,  dass 
eine  solche  Anweisung,  wie  sie  von  £.  an  die  gedachten  Arbeiter  durch 
Zuruf  und  Handwinken  ertheilt  worden  war,  bemerkt  zu  werden  und  aus- 
reichend zn  sein  pflege.  Bs  mag  somit  zugegeben  sein,  dass  £.  vom 
Standpunkte  der  Wahrnehmung  des  Interesses  des  Beklagten  aos 
sich  fQr  berechtigt  halten  durfte,  sich  bei  seiner  Annahme,  dass  sein  Zu- 
ruf gehört  worden  sei,  zu  beruhigen.  Die  Verschuldungsfrage  im  Sinne 
des  §  2  des  Haftpflichtgesetzes  ist  aber  von  einem  anderen  Stand- 
punkte aus  zu  beurtheilen.  Die  von  dem  Pabrikunternebmer  „zur  Leitung 
oder  Beanfsichtigang  des  Betriebes  oder  der  Arbeiter  angenommenen  Per- 
sonen^  sind  den  Arbeitern  gegeuQber  Vertreter  des  Unterneh- 
mers und  demnach  zn  derjenigen  Diligenz  verpflichtet,  welche  dem  Unter* 
nehmer  selbst  seinen  Arbeitern  gegenüber  obliegt.  Der  Unternehmer 
darf  aber  seine  Arbeiter  eine  gefährliche  Verrichtung  nicht  eher  angreifen 
lassen,  als  bis  er  alles  gethan  hat,  was  zur  Beseitigung  der  Gefohrthun. 
lieh  ist.  Dieser  in  Betreff  der  Schutzvorrichtungen  in  §  120  der  R.6.0. 
ansdrücklich  ausgesprochene  Grundsatz  ist  ein  Ausfluss  der  dem  Dienst- 
herrn aus  dem  Dienstkontrakt  allgemein  obliegenden  Haftung  für  volle 
Diligcnz  nnd  daher  anch  in  allen  sonstigen  Beziehungen  des  Dienstver- 
iiältnisscs  znr  Anwendung  zu  bringen.  (Annalen  Bd.  III  S.  5U;  Entsch. 
Bd.  IV  S.  234.) 

Von  diesem  objektiven  Standpunkte  aus  muss  die  Verschuldung 
des  E.  bejaht  werden.  Doinsdben  konnte  bei  gehöriger  Üeberlegung  nicht 
entgehen,  dass,  zumal  bei  dem  thätigen  und  geräuschvollen  Treiben  der 


Digitized  by  Google 


E&tsch.  d«t  Deutschen  Beichsgeriebti  TOm  14.  April  1885.  141 

Fabrik,  die  Mftglidikeit  yorhandeii  s^,  dftSB  sein  Zurof  und  sein  Huid- 
wiiiken  nicht  bemerkt  ond  befolgt  verde.  Und  wie  nahe  diese  Möglich- 
keit lag,  das  tritt  zudem  noch  gerade  im  vorlicgeadsn  Falle  darin  hervor, 
dass  seine  Anweisimg  den  beiden  Arbeitern,  an  welche  sie  gerichtet  war, 
entgangen  ist  Da  E.  im  Stande  war,  sieh  mittelst  eines  geringen  Zeit- 
aafmmdes  die  Gewissheit  zn  verschaiTen,  dass  die  dem  EUger  bei 
seiner  Verriehtong  im  Falle  einer  Fortsetzong  des  Walzens  drohende 
schwere  Gkfahr  abgewendet  sd,  so  durfte  er  es  an  dieser  Sicherangs- 
maassregel  nicht  fehlen  lassen.  Dorch  die  Unterlassung  derselben  hat  er 
den  UnfeU  Tersehnldet 


Nr.  73.    I^'iitsch.  des  Deutschen  Reichss^ericbts. 
3.  Civil-Senat    Vom  U.April  1885. 

CPrMM.  Vttnrilt.BL  VU.  S.  35.  -  Zt«.  d.  Ver.  DmUdb,  EiMnb.T«rwilL        8*  lOII'-lOeZ.] 

§  1  Haftpflichtgesets.  Zor  BegrOndiuig  eines  eigenen  Venehnldei». ist  der 
blosse  Nachweis  der  üebertretiuig  einer  Dienstrorachrift  dann  nicht  ans- 
reichend,  wenn  thats&ehUch  ganz  unao^ekl&rt  ist,  ob  nicht  besondere 
ümstftnde  den  Varietäten  veranksst  haben,  davon  abznweichen. 

Thatsfichlich  stellt  der  B.R.  ein  Doppeltes  fest:  einmal,  dass  der  Ehe- 
mann der  Elägeriu,  der  Uilfeweichensteller  H.,  zu  der  Zeit,  wo  er  ver- 
unglfickte,  der  ihm  erÜieilten  Dieostinstniktion  znwider  seine  Handlatenie 
lüdit  bei  sich  geführt  nnd  bei  der  Bedienung  der  Weiche  die  Uim  vorge- 
schriebene StelloDg  an  letzterer  nicht  eingenommen  habe;  zweitens,  dass 
ohne  dieses  vorschriftswidrige  Verhalten  der  UnM  nicht  eingetreten  wäre, 
letzterer  also  dnrch  ersteres  vennsaeht  worden  sei. 

„Diese  Feststellungen  sind  mit  der  Revision  nicht  anfechthar.  An- 
fechtbar nnd  mit  Grund  angefochten,  weil  das  subjektive  Moment  der 
Ve-s(hulduug  ignorirend,  ist  es  dagegen,  weuu  der  B.K.  daraus  ohne 
weiteres  den  Schluss  zieht,  dass  dem  H.  die  Verschuldung  des  Unfalles 
zur  Last  zu  legen  ist.  Bei  dieser  Schlussfol^ernng  hat  der  B.l{.  ver- 
kannt, dass  ein  Zuwiderhandeln  gt'geii  die  a!l(?»'nieiiic  Dicnstinsiruktion 
seitens  des  H.  recht  wohl  möglich  war,  oime  das  Letzteren  der  Vorwurf 
trefTeu  niusste,  dabei  pMi( htwidrig  und  insonderheit  leichtsinnig  und  ohne 
die  ihm  obliegende  Autuierksamkeit  und  Yoi^  i<  lit  gehandelt  zu  haben. 
Denn  in  dem  Siime  absolut  und  uubeseJiränkt  kanu  am  h  eine  so  allge- 
mein hingestellte  Dienstanweisung,  wie  die  liier  in  Frage  jjtehende,  nicht 
verstanden  werden,  dass  auch  nicht  unter  besonderen  Umständen  der  be- 
treflende  Beamte  bercehtisrt  resp.  so?ar  verpüichtet  «'rselieiueu  oder 
wenigstens  ohne  Schuld  sich  für  berechtigt  oder  verpliicktet  erachten 
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könnte,  von  ihr  abzawcichen.  Wenn  daher  auch  das  Zawiderhandclu  gegen 
eine  bindend  eriheilte  allgemeine  Dienstinstrnktion  ein  wesentliches  Moment 
für  die  Annahme  eines  Verschaldens  des  Zuwiderhandelnden  abgiebt,  so 
kann  dasselbe  (loch  nnr  dann  einen  sicheren  Schluss  anf  dasselbe  Ter- 
statten,  wenn  die  Umstände,  unter  denen  es  stattfand,  diesen  Scbluss  zu- 
lassen. Ohne  die  Kenntniss  dieser  Umstände  fehlt  daher  diesem  Schlass 
die  siehere  Grnndia^<  Nun  ist  es  aber  vorli(  u^^t  <]on  Falls  nnmöglich 
gewesen.  'V]o  iKihrn-n  Umstände,  unter  denen  der  Unfall  erfolgt  ist,  fest- 
zustellen. Es  steht  nur  fest,  dass  II.  in  der  Nähe  der  Weiche,  die  er  zu 
bedienen  hatte  und  ant^chcinend  bedient  gehabt  hat,  im  zweiten  Geleise 
von  dem  zwischen  3  nnd  4  Uhr  Nachts  passirenden  Güterzug  überfahren 
und  getödtet  worden  ist,  während  seine  Handlaterne  auf  einer  an  seinem 
nahen  Wftrterhaas  stehenden  Banlt;  brennend  anfgefdnden  worden  ist. 
Diese  Feststellnng  lisst  den  Hergang  im  einzelnen  völlig  nnanfgelclfirtf 
zumal  in  Ermangelung  eines  Leichenbefundes  selbst  Ungewissheit  darüber 
besteht,  welches  die  spezielle  Todesorsache  gewesen  ist  Namentlich 
Iftsst  die  Fesstellung  nicht  erkennen ,  was  H.  Teranlasst  haben  kann,  sich 
▼on  seinem  Postto  an  der  Weiche  weg  mitten  in  das  Geleise  zu  begeben, 
wo  seine  Leiche  nachher  aufgefunden  worden  ist,  und  zu  welchem  Zeit- 
punict  dies  geschehen,  — -  lauter  Momente,  die  zur  richtigen  Würdigung 
seiner  instruktionswidrigen  Versftnmniss  in  Bezug  auf  die  Mitnahme  der 
Laterne  hfttten  von  Bedeutung  werden  kOnnen.  Ohne  Aufklärung  über 
diese  Umstände  muss  der  auf  das  Verschulden  des  H.  zu  ziehende  Schluss 
ein  unsicherer  bleiben,  und  da  es  Sache  des  beklagten  Kisenbahnfiskus  ist, 
den  Beweis  dieses  Verschuldens  zu  erbringen,  so  muss  auch  dieser  Mangel 
denselben  heweisfSllig  machen.** 


Nr.  74.  Entaeh.  des  Ober-Landesgerichts  Hambarg. 
Vom  1$.  April  1885. 

[Seuffert,  AkUt,  N.P.  Bd.  10.  S:  480-481.] 

Rentenbesüge  des  Oemeinschuldners  anf  Gnmd  eines  Vergleiches  aus  dem 
Haft^fliohtgesetse,  welche  nach  der  Konkurseröffnung  fällig  werden,  fallen 
in  die  Konkursiusse.  Dagegen  sind  Pensionsbezüge  in  äernäsaheit  des 
§  749  der  Civ«Proz.Ord]L  davon  ausgesehlossen. 

Der  Bahnhofsverwaltungs-Assistent  P.  war  durch  einen  in  Ausübung 
seines  Dienstes  erlittenen  Unfall  dienstunfähig  geworden.  Seine  Ansprüche 
gegen  die  beklagte  Eisenbahngesellschaft  wurden  durch  Vergleich  dahin 
festgestellt,  dass  dieselbe  ihm  ausser  der  aus  der  Beamten-^Pensionskasse 
der  Gesellschaft  ihm  zukommenden  Pension  eine  lebenslängliche  Rente  zu 
zahlen  hatte.    Spftter  wurde  über  das  Vermdgen  des  P.,  welcher  von 
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seinem  bisherigen  Wohnort  eich  heimlich  entferot  hatte  und  dessen  Anfent- 
ludt  sieht  za  ermittehi  war,  der  Konkurs  erOfihet  Die  Klage  des  Kon- 
fcnrsTerwalters  anf  Anszahlnog  der  nach  der  KoDknrserOfihnng  filUig  ge- 
wordenen Baten  der  Pension  nnd  der  Rente  wurde  in  Betreff  der  ersteren 
abgewiesen,  in  Betreff  der  letzteren  dagegen  für  begrOndet  erachtet  — 
Die  Gründe  des  Berafuugsurtheils  ecOrtem  znnAehst,  dass  nach  dem  hier 
in  Betracht  Icommenden  Lfibeck*schen  Recht  das  Leben  eines  Verschollenen 
bis  zu  dessen  TodeserklAmng  prftsnmirt  werde,  sowie  ferner,  dass  der  dem 
Verschollenen  bestellte  Kurator  fQr  denselben  Rechte  erwerben  könne,  und 
jähren  sodann  fort: 

,£ine  andere  Frage  freilich  ist  es,  ob  auch  der  Konkursverwalter 
hierzu  im  Stande  ist,  und  diese  Frage  wird  im  Allgemeinen  um  deswillen 
zo  verneinen  sein,  weil  nach  §  1  der  CO.  das  Konkursver&hren  nur  das- 
jenige Vermögen  des  Gemeinschuldners  ergreift,  welches  ihm  zur  Zeit  der 
ErOflhnng  des  Verfahrens  gehOrt.  Im  vorliegeuden  Fall  aber  handelt  es 
sich  nicht  am  erst  za  erwerbende  Rechte,  sondern  um  die  Ausübaog  be- 
reits erworbeuer  Rechte,  die  eben  deshalb  auch  von  dem  Konkarsverwalter 
geltend  gemacht  werden  können.  Zwar  ist  hierfür  nicht  ohne  Weiteres 
entscheidend  der  Umstand,  dass  diese  Rechte  aas  einem  zar  Zeit  der  Kon- 
kurseröffnung bereits  bestehenden  Vertrage  hervorgehen:  denn  dies  Wörde 
beispielsweise  auch  bei  einer  auf  einem  gleichen  Vertrage  beruhenden,  aber 
durch  noch  /u  leistende  Dienste  bedingten  Gehaltsforderung  zutreffen;  wohl 
aber  der  Umstand,  dass  die  nach  dem  hier  fraglicheu  Vcrtragü  dem  Gemein- 
schuldner zustelieudeu  Ansprüche  durch  eine  weitere  ILätigkeit  desselben 
nicht  bedingt  sind. 

Vgl.  Wilmowski  CO.  i>.  Aufl.  S.  58;  Sarwey  Ü.O.  S.  lü,  11; 
Stieglitz  CO.  S.  17,  18:  iittiug  CO.  S.  119. 

Würden  sonach  die  in  Rede  stehenden  Ansprüche  an  sich  in  die  Kon- 
kursmasse fallen,  so  fragt  es  sich  aber  weiter,  ob  dieselben  etwa  um  des- 
willen \  (in  der  Masse  ausgeschlossen  sind,  weil  sie  der  Zwangsvollstreckuiii; 
nicht  unterliegen?  Das  Landgericht  hat  diese  Frage  hinsichtlich  derjcniticn 
Beträge,  welche  dem  P.  aus  den  eigenen  Mitteiu  der  Hckla^tt  n  zu  zahlen 
sind,  verneint,  hinsichtlich  derjenigen  Beträge,  welche  ihm  aus  der  Beamt^jn- 
Pensionskasse  zufliessen,  bejaht.  Der  ersteren  Entscheidung  ist  unbedenk- 
lich beizupflichten.  Denn  nach  Inhalt  des  Vertrages  stellen  sich  die  von 
der  Beklagten  aus  eigeuen  Mitteln  zu  zahlenden  Beträge  nicht  ak  tVei- 
willigc  Leistungen  derselben  dar,  als  welche  sie  möglicherweise  unter  den 
§  749  Zitf.  ;i  der  CP.  0.  lallen  könnten,  sondern  als  eine  vergleichsweise 
geschehene  Abfindung  der  von  dem  P.  auf  Grund  des  ilaftpfliehtgesetzes 
au  sie  zu  erhebenden  Ansprüche.  Was  aber  die  letzt i>ro  Entscheidung 
betrifft,  so  ist  es  freilich  recht  zweifelhaft,  ob,  wie  das  Landgericht  au- 
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genommeD  hat,  der  3.  Absatz  des  §  749  der  G.P.O.  anf  die  IraglidieD 
Zahlungen  Anwendung  findet  Es  kann  diese  Frage  jedoeh  anf  sich  be* 
rnhen  bleiben,  weil  es  in  der  That  jcein  Bedenken  hat,  dieselben  unter 
die  Im  }  749  Ziff.  4  benannten  j^Hebnngen  ans  HOlfskaasen*  m  snb- 
snmiren.  Dass  zn  diesen  Hfllfskassen  gerade  auch  solche  Eassen  zu 
rechnen  sind,  welche  für  den  Fall  der  Invaliditilt  ihren  Mitgliedern  danernde 
Pensionsbezüge  gewfthren,  eigiebt  sidi  mit  Dentliehkeit  ans  der  spezielles 
Anffihmng  der  mit  ihnen  anf  ganz  gleiche  Linie  gestellten  Knappechafts- 
kassen.  Die  ans  diesen  zu  beziehenden  Hebnngen  sind  nach  §  749  Ziff.  4 
ausnahmslos  der  ZwangSToUstreckiing  entzogen;  zn  ihnen  geboren  aber 
gerade  auch  solche  Zahlungen,  welche  den  invaliden  Theilnehmem  und 
deren  Familien  ans  den  Enappschaftskassen  geleistet  werden. 

S.  preuss.  Ges.  vom  10.  April  1854  betr.  die  Tereinignog  der 
Berg-,  Hütten-,  Salinen-  und  Aufbereitnngs-Arbeiter  in  Knapp- 
schaften §  3  snb  3,  5  und  6,  §  10;  preuss.  allgem.  Berggesetz  vom 
24.  Juni  1865  §  171  sub  4—6,  §  173;  vgl.  auch  preuss.  Gesetz 
betr.  die  gewerblichen  Unterstützungskassen  vom  3.  April  1854 
§§  I  und  4;  femer  das  Rdchdiaftpflichtgesetz  §  4  und  dazu  £^er 
Komm.  2.  AuO.  S.  410,  411. 

Es  ist  soiiuch  uuih  bezüglich  der  zweiten  Eutscbeidung  im  Resultat 
dem  UrUieil  des  Laudgerichts  beizastimmeu." 


Nr.  75.  £nt8cta.  des  Deutschen  Beiehsgertehta« 

5.  CiviUSenat.   Vom  22.  April  1885. 

[Bolle,  Pmifl  d«  Batdiigeiiehli.  I.     ISi,  Vr.  tfti.} 

§  1  Haftpflichtgesetz.  Eile  bei  dienstlichen  Verrichttmgen. 

Die  Anffurdcruug  znr  Eilo,  wclt  he,  wie  ik-r  Kläger  wussto,  mit  dem 
Eisenbaiiubetrieb  nicht  zuöammeiiliiug,  begründet  diesen  Zusammenhang 
nirht,  wenn  er  bei  dem  Niederlegen  einer  Eiseustange  im  Eisenbabn- 
Expeditionsgebäude  verletzt  wurde. 


Kr.  76.  Eatieh.  des  Deatschen  Eeielisgsriehts. 

5.  Civil-Senat  Vom  25.  April  1885. 

[Blvm.  Urtlwtt  a.  Aoaalea.  B4.  2l  8.  m-lSQi] 

§  1  Haftpfiichtgesetz.  Einem  Eisenbahn-Beamten  bezw.  Bediensteten  kann 
eine  Handlung,  welche  nnter  gewöhnlichen  Umständen  als  schuldbare  Gs* 
lahidimg  de»  eigenen  Lebens  erscheint,  doch  nicht  unbedingt  als  Schnld 
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zngereohnet  werden,  wenn  sie  vorgenommen  wird,  um  Andere  Tor  droliender 

Gefalir  oder  Sohaden  zu  bewi^iren. 

„Die  Beschwerde  dor  KUiger,  dast»  dieser  Maassstah,  welchen  der 
B.i^.  bei  Prrifnng  des  eigeneu  Verschnldens  des  Getödteten  aiiRclegt,  gegen 
Rpchtsfi^ruiidf^arzp  verstrHst,  muss  für  l)cgründet  erachtet  werden.  Es  ist 
zwar  richtig,  duss  die  ßahnverwaltuiigen  von  ihren  Bediensteten  unter 
£.» -  v,  iiluiUchen  Tinständen  ein  sorgfältiges,  üherlegtes,  den  lustruktioneu 
t.'iit-[ii eeliendos  Verhalten  verlangen  dürfen.  Wenn  jedoch  Gefahr  im  Be- 
triebe ein  aiis^enblit.  kliehes  und  selhstt^tandiges  Handeln  des  Beamten  er- 
fordert, >u  ist  hierfür  ein  anderer  Maassstah  anznlegen.  Dem  Beamten 
kann  « in»^  Handlung,  welche  unter  gewüiiulichen  Umötiinden  als  schold» 
liar»'  Hrt  iliülung  des  eigenen  Lebens  erscheint,  doch  nicht  unbedingt  als 
Si  liuiii  /ugt  icelj!)' t  werden,  wenn  sie  mh iiommen  wird,  um  Andere  vor 
•drohender  tJcfalu  d  i  r  Schaden  zu  bewahren,  und  zwar  .selbst  dann  nicht, 
wenn  es  dabei  dem  ilaudehnlen  an  der  sonst  ei  It  t  derlichen  Ueberlegnng 
und  <TfMstesgegenwart  fehlt,  in  dh  Sinne  ist  l)ereits  eine  Reihe  von  Ent- 
scheidungen sowohl  <!i  -  tnihereu  iv. O.H.G.  als  das  K.  G.  ei^angen.  (Veigl, 
Eger,  Hattpfliehtges.  S.  147.  149  Entsch.  des  R.O.H.G  Bd.  X  S.  411,  417: 
Bd.  XXII  8.  316.    Blum,  Annalen  Bd.  11  S.  ;;57;  Bd.  IH.  S.  11)3). 

Von  dem  darin  ausgesprochenen  Kechtsgrundsatze  abzugehen  liegt  kein 
Anlass  vor.  Wenn  der  Berufuugsriehter  also  in  der  Tliatsache,  dass  I. 
kurz  vor  dem  Herannahen  des  Zuges  ^^r.  204  über  das  von  demselben 
zu  passirende  Geleise  «ing,  unter  allen  Umständen,  auch  wenn  die  Hand- 
lung geschah,  um  den  Zug  vor  Entgleisung  zu  schützen,  ein  Verschulden 
finden,  und  ihn  nur  dann  für  entschuldigt  aehten  will,  wenn  er  hei  ge- 
höriger Vorsicht  sich  sagen  konnte,  dass  er  der  Gefahi  entgehen  werde, 
so  verstösst  diese  Entscheidung  gegen  Kechtsgrundsatze  und  unterliegt  der 
Aufhebung.  Es  bedarf  vielmehr  einer  iienen  Prüfung,  ob  die  an  sich  zu 
den  dienstlichen  Obliegenheiten  des  1.  gehörige  Handlung  nach  den  ob- 
^valtenden,  vom  Beklagten  zu  erweisenden.  Umständen  als  eine  schuldbare 
(jiefärdang  seines  Lebens  zu  erachten  oder  ob  diese  Annahme  wegen  des 
2wecke8,  welchen  L  bei  der  Haudiong  verfolgte,  aasgeschloseen  ist^ 


Nr.  77.  SntBch.  des  DentBchea  Kelehsgeriehte. 

8.  Civil-Senat.   Vom  28.  April  1885. 

[Deutsch.  Reiths  Am.  18«>.  Nr.  121.] 

§§  1—3  Hattptiichtgesetz.  Die  Einrede,  dass  der  Verletzte  sich  die  Ver- 
schlechtening  seines  Zustandes  aus  der  Verletzung  bezw.  seine  Ei  w«  il  s 
Unfähigkeit  durch  schuldbares  Verhalten  (delirium  tremens  in  J^'oige  un- 


Digitized  by  Google 


146 


Bntieh.  des  Donticben  R«idi«gorichts  vöm  28.  April  1885. 


mlflsigen  Branntweingennsses)  zngeiogen  habe,  ist  nur  dann  begründet^ 
wenB  dieses  sohnldbare  Verhalten  erst  naeh  der  Yerleteang  eingetreten  ist 

,Ist  ohne  Rechteirrttmm  festgestellt,  dass  der  Beinbmdi,  welchen  der 
Elfiger  in  Folge  der  mangelhaften  Beschaffenheit  der  Leiter  erlitten  hat^ 
anf  ein  Yerschnlden  der  Beklagten  znrGckznfBhren  ist,  so  mnss  auch,  da 
der  Kläger  unbestritten  in  weiterer  Folge  des  Beinbrnches  seine  Erwerbs- 
fiUiigkeit  ganz  oder  zom  Thoil  eingebfisst  hat,  die  Ifindemng  oder  Anf> 
hebnng  der  Erwerbsfthigkeit  von  der  Beklagten  vertreten  werden,  insoweit 
nicht  Letztere  nachweist,  dass  die  Erwerbsnnfthigkeit  dnreh  ein  spftteres 
eigenes  Yerschnlden  des  Elfigers  herbeigef&hrt  ist  Mit  Unrecht  rfigt  die 
Beklagte,  dass  das  B.G.  in  dieser  Beziehung  die  Grond^tze  von  der  Be- 
weislast verkenne.  Denn  es  genügt  nicht  der  Nachweis,  dass  die  Erwerbs- 
nnfthigkeit  des  Elfigers  dnrch  das  eigene  Verhalten  des  Letzteren  inso- 
fern mit  verursacht  sei,  als  die  schlechte  Heilung  des  Beinbrnches  und 
die  dadurch  bewirkte  Erwerbsnnfilhigkeit  des  Klägers  dnreh  das  delirium 
tremens,  von  welchem  der  Kläger  während  des  Heüungsprozesses  befallen 
sei,  veranlasst  worden  ist  Es  mnss  vielmehr  der  Beweis  geliefert  werden, 
dass  dies  Verhalten  dem  Kläger  auch  zur  Sehnld  aogereefanet  werden 
kann.  Hit  Recht  geht  aber  das  B.6.  davon  aus,  dass  ein  eigenes  Yer- 
schnlden des  Klägers  nur  dann  anzunehmen  sei,  wenn  vorliegen  wQrde, 
dass  der  Klftger  sich  nach  dem  Unfälle  dem  übermftssigen  Branntweinge- 
nnsse hingegeben  hätte.  Wenn  das  B.G.  nun  weiter  ausspricht,  dass 
letzteres  weder  behauptet  noch  erwiesen  sei,  vielmehr  angenommen  werden 
mflsse,  dass  das  eingetretene  deUrinm  lediglich  eine  Folge  der  schon  vor 
dem  Unfidl  vorhandenen  körperlichen  Beschaffenheit  des  Klägers  gewesen 
sei  und  diese  Folge  erst  durch  den  Unfall  selbst  herbeigeführt  worden  sei, 
umsomehr  als  erfabmngsgemäss  diese  Krankheit  bei  ßranntweintrinkem 
bei  plötzlicher  und  gänzlicher  Entziehang  von  Spiritnosen  gewöhnlich  auf- 
zutreten pflege,  so  kann  bierin  weder  eine  unzulässige  Suppeditimng  von 
Thatsaehen  noch  auch  eine  Verletzung  des  §  130  der  C.P.O.  erblickt 
werden.  Denn  das  B.G.  folgert  lediglich  thatsächlich  aus  dem  Schweigen 
der  Beklagten,  in  Verbindung  mit  dem  von  ihm  auge/.oi;enen  Krfuliruagß- 
satz,  da.ss  die  Beklagte  nicht  im  Stande  ji^ewcsen  m\.  zu  beliaiipton  und 
zu  beweisen,  dass  der  Kläger  noch  nach  dem  riifall  sich  dem  uumässigen 
Genüsse  des  Branntweins  hingegeben  habe,  das  Delirium  vielmehr  die 
Folge  der  schon  vorher  vorhandenen  Di.sposition  des  Ki.tyers  zu  dieser 
Krankheit  gewesen  sei,  welche  durch  den  Untall  selbst  zum  Ausbruch  ge- 
kommen sei.** 
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Nr.  78.  Entscb.  des  Oest^rr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  28.  April  l»8ö. 

[Oertnr.  CwtnI-Blttt  fir  BiMolk  atc  188S.  8.  13S6-im] 

Zar  Beurthettnng  hesoidorer  thatsiehlloher  YorUatniflse,  welehe  «.nf  die 
BemeBsnsg  der  Entflehidigung  für  die  svm  BalmlMnie  ei^ropiilrteii  Gründe 
Einflnss  haben,  können  apeiieUe  SaehTerstSadlge  befgeiogen  werden,  ob- 
wohl  dieselben  In  der  Vom  Oberlandesgeriehte  festgestellten  Snchver- 

st&ndlgenliste  nleht  anij^oinnien  sind. 

Denn  aas  der  über  den  Antrag  der  Grundeigenthümer  auf  Zuziehung 
Ton  Sachverständigen  im  Holzhandelsfache  zur  Ermittelung  der  Entschä- 
digung für  die  enteigneten  (Trundparzelleji  gepflogenen  Vernehmung  ergiebt 
sich  zweifellos,  dass  liinsic  litlich  der  für  die  Bemessung  der  Entschädigung 
entscheidenden  tliatsiieliliclien  Voraussetzungen  —  ob  nSmlich  die  frag- 
lichen l'arzellen  blos  nach  deron  Eignung  zu  landwirilisrhaftlichen  Zwecken, 
oder  aber  unter  Borüeksiohtiguiig  deren  Eignung  zu  cceworbliehcu  (Holz- 
handels- und  Seilerei-)  Zwecken  zu  bewerthen  sind  —  /wischen  den  Inter- 
f«sent^*n  ein  Streit  bestellt.    Hiernach  ist  das  Begehreu  der  Kekurrenten 
um  Zuziciiuntc  aueli  solehcr  Sadiverstäüdiger,  welche  diese  besondere  Eig- 
nung in  benrt heilen  befähigt  sind,  im  Schlusssatze  des  §  25  des  Gesetzes 
vom  18.  Februar  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  80,  vollkommen  begründet.    Da  nun 
unter  den  F^arteieu  dariilu'r  ein  Streit   nicht   besteht,   dass  die  bestellten 
.Sachverstäinligen  der  Gruppe  landwirthschaitlieher  Sachverständigen  ange- 
hören, dieselben  in  dieser  Eigenf^chaft  aher  nicht  befähigt  sind,  das  oben 
angedeutete  besondere  Gutucliten  ab/n'-^eben,  so  verstösst  die  Ablehnung 
des  Antrages  auf  Zuziehung  weiterer  Sachverstfindiger  gegen  die  Suelilage 
und  das  Gesetz,   weshalb   in  diesem  Punkte   mvh  Zulas«  des  §  16  des 
Gesetzes  vom  0.  August  1h54,  B.-(i.-Bl.  Nr.  20S,  dem  ausserordentlicheu 
Kevisionsrekurse  stattzugeben  ist.    Dagegen  treffen  diese  Voran ss(  t/untren 
insofern  nicht  zu,  als  die  Einwendungen  gegen  die  bestellten  Sachver- 
ständigen abgewiesen  wurden,  weil  nichts  vorgebracht  wurde,  was  deren 
Eignung  als  landwirf hs»  Im ftliche  Sachverständige  in  Frage  stellen  würde, 
von  der  Zuziehung  landwirttischaftlicher  Sachverständiger  aber  eben  wegen 
des  bestehenden  Streites   über  die  thatsnchlichcn  Voraussetzungen  nicht 
abgesehen  werden  kann.    In  diesem  Fonkte  ist  daher  der  auseerordentr 
Uche  ReviBionsrekars  zarückzaweiseo. 
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Nr.  79.  Entseli.  des  Dentsehen  Refehsgeriehta. 

3.  Civil-Senat.   Vom  28.  April  18H5. 

[Entgeh,  d.  Relfh^srv-  in  Civüs.  Bd.  I  V  fi  '172 -m) 

Die  Kl«ge  auf  Feststellung  der  ScliadenserRatzpliicht  für  ein  YenitiuBiaeltee 
z.  Z.  noch  nicht  erwerbsföhiges  Kind  ist  soläMig,  wenn  der  spätere  Ein- 
tritt der  Erwerbfllähigkeit  effkhrangagemftas  nnd  nach  dem  gewöhnlichen 
IiBiife  der  Dinge  sn  erwarten  ist   §§  1—3  Haf^fliehtgeeets.  $  831 

Oiv.Pro8.Ord. 

Der  Elftger,  welcher  behauptet,  dase  eeui  damals  vier  Jahre  alter 
Sohn  am  3.  Hai  1882  durch  ein  Verecholden  dee  Beklagten  an  aeinem 
Körper  verletzt  nnd  dadurch  anf  das  erhebliehete  in  seinem  dernnftchetigen 
Fortkommen  beeinträchtigt  sei,  indem  er  verschiedene  Berofsarteo  nicht 
werde  w&hlen  können,  dass  anch  dessen  denmftcfastige  Arbeits-  nnd  Er- 
werbsföhigkeit  eine  geringere  sein  werde,  ala  wenn  er  die  Verletznogen 
nieht  erlitten  hfitte,  hat  mit  der  gegen  den  Beklagten  erhobenen  Klage 
princtpaliter  beantragt:  den  Beklagten  zu  vemrtheilen,  ihm  fttr  aeinen 
Sohn  Eduard  3000  M.  nebst  5  pGt  Zinsen  seit  der  Klagerhebnng,  event 
eine  Rente  von  300  M.  fBr  das  Jahr,  anlangend  mit  dem  vollendeten 
18.  Lebensjahre  seines  Sohnes  bis  zn  dessen  Lebensende  zu  zahlen.  Das 
B.6.  hat  diesen  prinzipalen  Klagaotrag  anf  Zahlung  eines  Kapitale  bezw. 
einer  Rente  als  unhaltbar  abgewiesen,  weil  dem  Verletzten  durch  die  Ver- 
letzung zur  Zeit  ein  VermOgensnaehtheil  in  der  eingeklagten  Richtung 
noch  überall  nicht  erwachsen  sei,  da  der  zur  Zelt  der  Verletzung  etwa 
vier  Jahre  alte  Knabe  gegenwartig  überhaupt  noch  nicht  erwerbsfiUiig  sei, 
weil  es  femer  jetzt  noch  in  keiner  Weise  sich  fibersehen  lasse,  ob  dnrch 
die  Verletzung  später  vielleicht  eine  solche  V^rmOgeuabeschädigung  in  Folge 
verminderter  Erwerbsffthigkeit  des  Verletzten  entstehen  werde  und  insbe- 
sondere in  weichem  Umfange  dieses  event  der  Fall  sein  werde,  nnd  weil 
namentlich  diese  noch  nicht  in  Gestalt  eines  bestimmten  Kapitals  oder 
einer  festen  Rente  sich  berechnen  lasse,  indem  in  der  Zwischenzeit  bis 
zum  Eintritte  der  Erwerbsffthigkeit  des  Verletzten  sehr  wohl  Ereignisse 
eintreten  können,  welche  eine  Verringerung  der  künftigen  Erwerbsföhigkeit 
ausschliessen  oder  dieselbe  doch  erheblieh  herabzadrücken  geeignet  er- 
scheinen, für  die  Berechnung  einer  später  möglicherweise  eintretenden 
VermögeosbeeehädiguDg  aber  jedenfalls  hinreichende  Anhaltspunkte  nicht 
gegeben  seien.  Insoweit  bestätigt  das  R.G.  die  Vorentscheidung.  Dagegen 
erachtet  es  den  gegen  die  Abweisung  der  eventuell  vom  Kläger  angestellten 
Feststellungsklage  von  dem  Revisionskläger  erhobenen  Angriff  für  begründet 
Der  B.R.  stellt  durdi  Interpretation  der  von  dem  Elägar  in  der  Bemfnngs 
Instanz  bezflglich  seines  eventuellen  Antrages  abgegebenen  Erklärung  fest, 
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dass  (lerselbe  eventuell  die  vorläufige  FesMellnng  der  beanspruchten  E  n t- 
Schädigung 8 pf licht  des  Beklagten  überhaupt  habe  begehren  wollen, 
und  er  eraohtet  einen  eoleken  Antrag  prozessualisch  für  zulässig.  Obgleich 
das  6.G.  sodann  hervorhebt,  das«  immeihin  das  Vorhandensein  eines 
eehon  gegeni^'ärtigen  Interesses  dea  Klägers  an  dor  alsbaldigen  Feststellung 
der  bennsprnchten  Entsoh&dignngspflicht  des  Beklagten  überhaupt  nach 
Lage  der  Sache  nicht  verkannt  werden  mOge,  weist  es  den  Antrag  den- 
noch ab,  weil  es  zur  Zeit  noch  völlig  nngewiss  sei,  ob  fil)er}iaupt  jemals 
ein  Sehaden  in  der  heansprnchten  Richtong  in  Folge  der  Verletzung  ein- 
treten werde,  der  Eintritt  einer  eventnell  festgestellten  Verpflichtnug  des 
Beklagten  dnrch  manche  zur  Zeit  noch  gar  nicht  absehbare  Umstände  in 
Frage  wflrde  gestellt  werden  kennen,  eine  Feststellnngsklage  fflr  den  Fall 
eines  kfinftig  vielleicht  eintretenden  Schadens,  gerichtet  auf  Abgabe 
eines  richterlichen  Ansspmches  fiber  den  bedingsweisen  dermaleinstigen 
Bestand  des  RechtsverhÜtnisses,  welchem  bezflglich  der  qnaestio  an  znr 
Zelt  noch  jede  sichere  Grundlage  fehle,  eines  Ausspruches,  der  möglicher- 
weise lediglieh  von  theoretischer  Bedeutung  und  ohne  allen  praktischen 
Erfolg  bleiben  würde,  aber  im  Sinne  des  §  281  der  G.P.O.  liegend  nicht 
angesehen  werden  könne. 

„Diese  Erwägungen  können  für  zutreffend  nicht  erachtet  werden.  Es 
handelt  sich  bei  der  eventuell  vom  Elftger  erhobenen  Feststellungsklage 
um  die  richterliche  Entscheidung  der  unter  den  Parteien  streitigen  Frage, 
ob  der  Beklagte  verpflichtet  ist,  dem  Sohne  des  Klftgers  ffir  die  nach  der 
Befaanptong  des  Klägers  durch  sein  Verschulden  entstandene  Körperver- 
letzung Schadensersatz  zu  leisten.  Dieses  Yersehnlden  des  Beklagten  voraus- 
gesetzt, besteht  ffir  ihn  die  Yerpflichtung,  den  durch  die  Körperverletzung 
fftr  den  Sohn  des  Klägers  entstandenen  und  entstehenden  Schaden  zu 
ersetzen.  Eine  Klage  auf  Feststellung  dieser  Verpflichtung,  deren  Vor- 
aussetzungen das  B.G.  imUebrigen  mit  Recht  als  gegeben  ansieht,  indem 
es  ein  rechtliches  Interesse  des  Klägers  an  der  alsbaldigen  Feststellung 
der  Entscbidignngspflieht  des  Beklagten  als  vorhanden  annimmt,  ist  aber 
nicht  ausgeschlossen  zu  erachten,  wenn  der  Verletzte  znr  Zeit  der  Ver- 
letzung und  znr  Zeit  der  Anstellung  der  Klage  weder  erwerbsthfttig,  noch 
erwerbsfilhig  war,  sofern  der  Verletzte  in  der  Lage  sich  befindet,  dass  der 
Eintritt  der  Erwerbsiähigkeit  und  mit  ihr  die  Ausflbnng  gewinnbringender 
Thätigkeit  erfahmngsmSssig  und  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge 
zu  vermuthen  ist,  und  sofern  die  Folgen  der  erlittenen  KOperverletzung 
derartige  sind,  dass  die  ErwerbsfiUiigkeit  als  beeintrilchtigt  angesehen 
werden  darf.  So  liegt  aber  der  gegenwärtige  Fall.  Nach  den  Behaup- 
tungen des  Klägers  ist  durch  den  Sohuss  der  Daumen  der  rechten  Hand 
seines  Sohnes  f&r  immer  gelfthmt,  die  Sehkraft  des  linken  Auges  desselben 
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für  immer  erheblich  gemiodert  und  ausserdem  desseu  Gesiebt  verunstaltet. 
Sind  diese  ßehaaptaDgen  wahr,  so  liegt  schon  jetzt  nach  dem  gewöhnlichen 
Laufe  der  Dinge  vor,  dass  durch  die  Beschädigung,  welche  der  Sohn  des 
Klägers  erlitten  hat,  eine  Beeinträchtigung  der  Arbeits-  und  Erwerbs- 
ü&higkeit  desselben  in  irgend  einer  Weise  eintreten,  für  ihn  also  ein  Ver- 
mOgrasscbaden  entstehen  wird,  vorausgesetzt,  dass  derselbe  nicht  vor  Er- 
reichung eines  Alters,  in  welchem  seine  Erwerbsfähigkeit  üb<'iliaupt  erst 
eintritt,  versterben  sollte.  £s  handelt  sich  daher  nicht,  wie  der  Berufoogs- 
riehter  meint,  nm  einen  Ausspruch  über  das  Bestehen  eines  vdllig  unge- 
wissen, blo9  möglichen  Rechtsverhältnisses  zwischen  dem  Kläger  und  dvm 
Beklagten,  dessen  Existtmz  davon  abhängig  ist,  ob  und  welche  Beein- 
trächtigung der  Erwerbsfähigkeit  des  jetzt  noch  im  Kindesalter  stehenden 
Sohnes  des  Klägers  mQglicherweise  eintreten  wird,  soDdeni  um  ein  sebon 
gegenwurliu  iMstchendes  und  nur  seinem  Um&oge  nach  unbestimmtes 
Bechtsverhältniss,  dessen  Feststellung  keineswegs  eine  blos  theoretische, 
sondern  für  den  Kläger  anch  eine  wes<Mitli(h  j^raktische  Bedeutung  bat 
Der  Umstand  aber,  dass  möglicherweise  der  Verletzte  den  Plintritt  seiner 
Brwerbsfähigkeit  nicht  erlebt  und  also  die  an  sicii  festgestellte  Schadens- 
ersatzpflicht  des  Beklairfi  n  faktisch  nicht  zur  Geltung  kommt,  kann  die 
erhobene  Feststellungsklage  nicht  ausschliessen.'^ 

Nr,  80.    Entsch.  de>  Deutsehen  Reichsgerichts. 

1.  Straf- Senat.    Vom  30.  April  1885. 

M'ftnsch''  .ftir!-t  /tk^   Hil   in    S.  .i3G,  537.] 

346  B. Str. 6es. Buch.   Anch  die  Be  uut  n  des  Polizei-  und  Siclierlieits- 

dienstes  fallen  unter  ^  346  1.  c. 

Da  nach  §  161  der  8tr,  Pr.  0.  die  Behörden  un<l  Ht  amten  des  Polizei- 
und  Sicherheitsdienstes  strafbare  Handlungen  zn  erforschen  umi  alle  keinen 
Aufschub  gestattenden  Anordnungen  zu  treßcn  haben,  um  die  Verdunklung 
der  Sache  za  verhüten,  so  sind  dieselben  im  Sinne  des  §  346  Str. G.B. 
als  Beamte  anzusehen,  \\ eiche  vermöge  ihres  Amtes  bei  Ausübung  der 
Strafgewalt  oder  bei  Vollstreckung  der  Strafe  mitzuwirken  haben,  und 
verfallen  deshalb,  wenn  sie  in  der  Absicht,  Jemand  der  geseztlichen  Strafe 
zn  entziehen,  die  Verfolgung  einer  strafbaren  Handlung  unterlassen  oder 
eine  Handlung  begehen,  welche  geeignet  ist,  eine  Freisprechung  oder  eine 
dem  Gesetze  nicht  entsprechende  Bestrafung  zu  bewirken,  oder  die  Voll- 
streckung der  ausgesprochenen  Strafe  nicht  betreiben,  der  in  §  346  an- 
gedrohten Strafe.  Gleiebipltig  ist  dabei,  ob  die  strafbare  Handlung  nach 
dem  Strafgesetzhuch  oder  nach  irgend  einem  andern  im  Inlande  giltigea 
Strafgesetze  unter  Strafe  gestellt  ist. 
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Nr.  81.    Beschluss  des  Deutschen  Reichsp^erichts. 
1.  Civil- Senat.    Vom  2.  Mai  lsö5. 

[Deuts.-he  Jurist.  Ztg.  Bd.  10.  ?.  .Vis 

24.  684.  685,  700,  729,  730,  739.  750,  808,  810  Deutsche  Civilprozeas-^ 
Ordnung.  Bei  der  Arrestvollziehung  durcli  Pfändüng  einer  Forderung  an 
einen  im  Auslande  wohnhaften  Drittschuldner  ist  das  inländische  Arrest- 
gericht zum  Erlass  des  betreffenden  Verbots  an  den  Ddttschnldner  za* 
ständig.  Der  Drittscholdner  ist  formell  berechtigt,  gegen  den  Händnngs- 

beschlnss  Beschwerde  zu  erlieben. 
Die  Handlnog  D.  n.  B.  zu  B.  hatte  wegen  einer  ForderoDg  von 
381  000  M.  mit  Zinsen,  welche  sie  gegen  die  K.  K  L.-Oz.-J.  Eisenbahn- 
gesellsidiaft  zu  W.  zu  haben  behauptete,  sowie  weigen  15  000  H.  Kosten 
bei  dem  Königlich  prenssischen  L,-6.  zu  B.,  als  dem  Gerichte,  bei 
welchem  die  Hauptsache  anhängig  zu  machen,  die  Anordnung  eines  Arrestes 
in  die  der  gedachten  Eisenbahngesellscbaft  gegen  die  der  Oberschlesischen 
Kisenbahngesellschaft  zu  B.  beziehungsweise  den  Königlich  prenssischen 
Eisenbahnfiskns,  beide  vertreten  durch  die  Königliche  JBisenbahndirektion 
zn  B.,  zustehende  Forderung  aus  dem  gegenseitigen  Frachtverkehr  auf 
flöhe  von  416  000  H.  erwirkt  Hierauf  hatte  sie  sodann  bei  demselben 
Gerichte  wegen  eines  Anspruches  von  600  000  M.  nebst  Zinsen  gegen 
die  K.  K.  L.-Oz.-J.  Elsenbahngesellsehaft  und  24000  H.  Kostenpausch- 
quantum  die  Anordnung  eines  Arrestes  in  die  dieser  Gesellschaft  gegen 
die  K.  K.  privilegirte  österreichische  Länderbank  in  Wien  angeblich  zu- 
stehende Forderung  auf  Einlieferung  aller  noch  zirknlirender  11  452  500  fl. 
steuerpflichtiger  5  pGt.  und  31  940  400  fl.  5  pCt  steuerfreier  Obligationen 
der  Arrestbeklagten  bis  spätestens  1.  November  1886  in  natura  und  Ein- 
lösung der  nicht  io  natura  gelieferten  in  der  Zwischenzeit  zur  AusloosuDg 
gelangenden  Obligationen,  sowie  auf  Ersatz  aller  deijenigen  Schäden, 
Kosten  und  Auslagen,  welche  der  Arrestbeklagten  ans  Valutenprozessen 
entstehen,  auf  Höhe  von  659  000  H.  benehungsweise  den  Beschlnss  der 
Pftndong  dieser  Forderung  erwirkt.  Dieser  Arrestbefehl,  beziehungs- 
weise PiändungsbeschluBs  erfolgte  am  11.  Februar  1885.  Das  L.-G.  zn 
B.  gab  sodann  dem  Antrage  der  Arrestklägerin  statt,  den  letztgedaehten 
P&ndnngsbescfaluss  der'  Drittschuldnerin,  der  K.  K.  privilegirten  öster- 
reichischen Länderbank  in  Wien,  durch  Ersuchen  des  K.  K.  Bezirlssgerichts 
zu  Wien  gemäss  §  182  C.Pr.O.  zustellen  zu  lassen,  lieber  diesen  Arrest- 
hefehl,  beziehungsweise  Pfändungsbeschluss,  vom  11.  Februar  1885  er- 
hoben sowohl  die  Arrestbeklagte  wie  die  Drittschuldnerin  Beschwerde,* 
indem  sie  Aufhebung  dieses  Arrestbefehls  beantragten.  Diese  Beschwerde 
wurde  durch  Beschlnss  des  11.  CS.  des  Königlich  prenssischen  O.L.G.  zu 
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B.  vom  13.  März  1885  ziiriickf^e wiesen,  uod  zwar,  wie  die  Grunde  des 
Besclilnsses  erflehen,  soweit  sie  von  der  Drittsehtildnerin  eingelegt  worden, 
deshalb,  weil  sie  zu  <ler  Beschwerde  ni(  ht  legitimirt  sei,  da  die  Beschwerde 
gegen  die  Vollziehuii«;  eines  Arrestes  nur  den  Parteien  zustehe,  zu  diesen 
der  Drittschuldiier  nicht  gehöre ,  dieser  vielmehr  nur  entweder  bei  dem 
Vollstreckuugsgericht  gegen  das  Verfahren  Erinnerungen  machen  oder  im 
Wege  der  Klage  seine  Rechte  verfolgen  könnte.  Ueber  diesen  Beschlus» 
hat  die  Drittschuldnerin  innerhalb  zwei  Wochen  von  seiner  an  sie  er- 
erfolgten Zustellung  ab  weitere  Beschwerde  bei  dem  R.G.  mit  dem  An- 
trage erhoben,  unter  Aufhebung  des  Beschlusses  des  0.  L.G.  den  Arrest- 
befehl vom  II.  Februar  1885  insoweit  ftolzniieben,  als  durch  denselbea 
die  bezeichnete  Forderung  gepfändet  worden  ist  Die  Beschwerde  war 
gemäss  808,  701  C.Pr.0.  als  frist-  und  formgerecht  eingereicht  za 
erachten.  Sie  mnsste  auch  für  zulässig  erachtet  werden,  da  das  O.L.G. 
die  rechtUcbe  Zulässigkeit  des  Pf^ndungäbeschlasses  in  seiner  Wirksam- 
keit gegen  die  Drittschuldnerin,  welche  dieselbe  bestreitet  und  eben  des- 
halb über  jenen  Bcschluss  Beschwerde  geführt  hat,  gar  nicht  geprüft,  viel- 
mehr der  Drittschuldnerin  das  Recht,  don  Beschluss  durch  Beschwerde  an- 
zogreifen, versagt,  also  ihre  Beschwerde  für  unzulässig  erklärt  bat,  hierin 
aber  ein  neuer  und  selbstAodiger  Beschwerdegroad  liegt.  EntscheidoDgen 
des  K.G.  Bd.  IV.  S.  362. 

Der  Beschwerdeführerin  mosste  auch  das  Beschwerderecht  gegenüber 
dem  PfändungsbeschluBS  zagestanden  worden.  Dass  die  Vollziehong  der 
Pfändung  einer  Forderung  die  rechtliche  Lage  des  Drittschuldners  ver- 
ändert, und  zwar,  indem  sie  für  denselben  besondere  Verpflichtongen  er* 
zeugt,  wie  sie  nicht  etwa  in  ähnlicher  Weise  dnrch  eine  von  ihm  zu  ge- 
wftrtigende  freiwillige  Uebertragung  der  Fordemng  seitens  seines  Gläubi- 
gers begrfindet  werden,  ergeben  die  §§  769,  750  C.Pr.O.  Ist  der  Pfiin- 
dnngsbeschlnss  in  Rücksieht  auf  die  Grenzen  der  diesseitigen  Vollstreeknngs- 
gewalt  gerade  gegenüber  dem  Drittscbaldner  zu  Unrecht  ergangen,  so  ist 
dieser  dnrch  denselben  verletzt,  nnd  es  ist  nicht  abznsehen,  wamm  ihm 
nicht,  zomai  er  auch  im  Sinne  des  VoUstreckungs-,  beziehnngsweise 
ArrestvoUziebnngsTerfahrens  in  Forderungen  ein  Betheiligter  ist,  wie  sich 
daraus  ergiebt,  dass  er  auf  Verlangen  des  Glftnbigers  innerhalb  dieses 
Verfahrens  unter  Rechtsnachtheilen  Erklftrungen  abzugeben  nnd  Handlungen 
vonunehmen  verpffiehtet  ist,  vergleiche  insbesondere  §  739  cit.,  das  Be- 
schwerderecht der  $§  808,  701  cit.  zustehen  soll. 

Der  Erhebung  der  Beschwerde  schon  auf  Grund  des  Pfändungs- 
*be8chlu88es  steht  der  §  685  C.Pr.O.  nicht  entgegen.  Dieser  Paragraph 
setzt,  insbesondere  in  der  entsprechenden  Anwendung  im  Falle  der  Arrest- 
Vollziehung  gemäss  §  808  eod.  voraus,  dass  sich  in  Bezug  auf  die  Art 
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und  Weise  der  Ansfülirun;;  der  Voll'/iehnnq:  Eiiiweiidniigen  oder  KriDne- 
rungen  ergebt.'ri,  dass  es  sicli  also  uui  eine  Koguitioii  des  Arrestgerichts 
handelt,  die  bisher  noch  nicht  ausgeübt  ist.  DageK^en  iiut  der  Paragraph 
niellt  den  Sinn,  dass,  wenn  es  (In*  mit  voller  Kenntniss  der  erheblichen 
ivehtliehen  und  thatsächlicheTi  /it  huMgeii  iiefasste  iiescbhiss  der  Arrest- 
vollzieJiiiiig  ist,  welcher  einen  Belhuiligteu  verb'tzt,  dieser  erst  noch  bei 
dem  Vollstreckangsgericht  remonstriren  müsse,  ehe  er  von  der  Beschwerde 
Cebraucii  macliea  kann.  Der  Fall  des  §  6U0  U.?r.O.  liegt  überhaupt 
nicht  vor. 

Die  Besrliwerde  ist  aber  materiell  unbegründet,  und  /war  im  Wesent- 
lichen aus  den  nründen,  am  welchen  das  O.L.G.  die  Beschwerde  der 
Arrcf^tbe klagten  zurückütnviesen  liiit.  Die  Beschwerdeführerin  macht  geltend, 
dass  es  sich,  da  der  l)ritlschnldner  ini  Auslände  wohne,  nm  eine  Zvvangs- 
vüllstreckun«?  im  Auslände  handle,  das  inländische  (lericht  aber  nur  im 
blande  VoUstreckungshandiungen  vornehmen  könne,  während  es  bei  Voll- 
streckungen im  Auslände,  wie  der  §  700  C. Pr. 0.  ergebe,  nur  die  zu- 
ständige Behörde  des  Auslandes  oder  den  betreffenden  Reichskonsul  um 
die  Vollstreckung  ersuchen  könne.  Aliein  diese  Auffassung  ist  nicht  zu- 
treftend.  Zunächst  kommt  es  auf  die  Bestimmungen  der  C.  Pr.  0.  über 
die  Zwangsvollstreckung  nicht  an,  da  für  die  Vollziehung  des  Arrestes  iu 
Forderungen  die  besondere  Bestimmung  des  §  810  Abs.  1  Satz  3:  „Für 
die  Pfandnng  einer  Forderung  ist  das  Arrestgericht  als  Vollstreckungs- 
ir»-richt  zuständig'*,  welche  auch  wenn  sie  in  ihrer  Ausnahmen  nicht  sta- 
tuirenden  üiibedingtheit  von  den  Bestimmungen  über  die  Zwangsvollstreckung 
abwiche,  nach  §  808  eod.  maassgebend  wäre,  entscheidet.  Als  Arrest- 
gericht ist  aber  nach  §  799  eod.  neben  dem  Amtsgerichte,  in  dessen 
Bezirk  sich  der  mit  Arrest  za  belegene  Gegenstand  befindet,  das  Grericht 
in  der  Hauptsache  anzusehen,  also  dasjenige  Gericht,  bei  welchem  auf 
Grund  einer  vorhandenen  Zuständigkeit,  sei  es  auch  nar  die  des  §  24  eod., 
der  Anspruch,  zu  dessen  Sicherung  der  Arrest  zu  dienen  hat,  verfolgt 
werden  soll.  Die  Zustfindigkeit  des  L.G.  zu  B.  für  die  Verfolgung  des 
Anspmehs,  wegen  dessen  die  hier  angefochtene  Arrestpfänduiig  der  For- 
derung der  Arrestbcklagten  stattgefunden  hat,  beruhte  entsprechend  §  24 
C.Pr.O.  daranf,  dass  die  Arrestbeklagte  in  B.  Vermögen,  nämlich  die 
vorher  gepfändete  Fordemng  an  die  Oberschlesische  Eisenbahngesellschaft, 
daselbst  hatte.  £inen  zweiten  Znstftndigkeitsgrund  hat  übrigens  das  0.  L.  G , 
ohne  Widerspruch  der  Beschwerdeführerin  entsprechend  §  29  C.Pr.O. 
darin  gefunden,  dass  die  Arrestbeklagte  für  die  ErfftUung  solcher  An- 
spräche, wie  die  "von  der  Arrestklägerin  geltend  gemachten ,  wegen  deren 
der  Arrest  ausgebracht  worden,  in  B.  eine  Zahlstelle  errichtet  hatte.  In 
seiner  Eigenschaft  als  das  ffir  Verfolgung  des  Anspruchs  zuständige  6e- 
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rieht  war  das  L.G.  zu  B.  Ton  der  Arrestklägerin  tun  Erlass  des  Be- 
schlusses betreffend  die  Pfändung  4er  Forderang  der  Arrestbeklagten  gegen 
die  jetzige  Beschwerdeführerin  angegangen  worden.  Eine  Aasnahme  m 
der  Znst&ndigkeit  des  Arrestgerichts  als  Vollatreckuogägericht,  die  behn& 
dieser  Vollstreckung  in  §  730  Abs.  1  eod.  vorgeschriebenen  Verbote  vnd 
Gebote  zn  erlassen,  ist  für  den  Fall,  dass  die  Pfändung  einer  Forderung 
gegen  einen  im  Auslande  wohnhaften  Drittschuldner  erfolgen  soll,  nicht 
gemacht.  Eine  solche  Ausnahme  liegt  der  C.Pr.O.  aber  aneh  beim  Zwangs- 
vollstreckungsverfahren fem.  Der  von  der  Beschwerdeffihrerin  citirte  §  700 
eod.  steht  unter  dem  ersten  Absohnitt  des  die  Zwangsvollstreckung  be- 
handelnden achten  Buchs,  enthaltend:  , Allgemeine  Bestimmongen*^  und 
entspricht  hier  dem  im  $  684  eod.  als  Regel  aufgestellten  Prinzip,  dass 
die  VoUstreeknngsgewalt  —  die  Anordnung  der  VoUstrecknngshandlnngeii 

—  demjcuigen  Gerichte  anheimf&Ilt,  in  dessen  Bezirk  das  VoUstreckoo^ 
verfahren  stattfinden  soll.  Da  hiernach,  wenn  das  Vollstrecknngsverfahren 
im  Auslände  stattzufinden  hatte,  kein  inifindisehes  Gericht,  dem  die  An- 
ordnung der  Vollstrecknngshandlangeu  zukam,  kein  Vollstreckungsgericht 
im  Inlande,  existirte,  bo  war  die  Bestimmung  darüber  zu  treffen,  in 
welcher  Weise  die  Zwangsvollstreckung  im  Auslände  in  Bewegung  zu 
setzen  sei,  und  es  wurde  daher  im  §  700  eil.  bestimmt,  dass  das  dies- 
seitige Prozessgericht  die  zuständige  Behörde  des  Auslandes,  bezw.  den 
Reichskousul ,  um  die  Vollstreckung  ersuchen  solle.  Gegenüber  dem  all- 
gemeinen Prinzip  des  §  684  aber,  dass  die  Anordnung  der  Vollstreckungs- 
handlungen demjenigen  Gericht  gebührt,  in  dessen  Bezirk  die  Vollstreckung 
statttindeu  .-^ull,  enthäll  für  die  im  diilteii  Ab^chuitl  des  gedachten  Buchs 
behandelte  Zwangsvollstreckung  in  F'orclcrmisfen  der  §  729  Abs.  2  eine  ganz 
geflissentliche,  schon  im  §  f)84  offen  hultene  Ausnahme  —  vergl.  die 
Motive  /.uui  Entwurf  der  C.l'r. 0.  in  liahii       Materialien  Bd.  I  S.  441. 

—  Obwubl  nach  §  73Ü  eod.  die  Vollstreckung'  der  Pfändung  der  Forderung 
erst  mit  der  Zustellung  des  Vtrbotü  an  den  Drittschuldnor  bewirkt  i^^t, 
mau  also  sagen  kann,  es  fände  diese  Vollstreckung  der  Fonlerung  am 
Wohnsitze  des  Drittschuldners  statt,  so  erfolgt  die  Anordnung  der  Voll- 
streckungshandlungen, insbesondere  der  Erlass  des  VerboU  an  den  Dritt- 
schuldner wie  de;^  Gebots  an  den  »Schuldnei  nach  §  730  cit.,  seitens  des- 
jeuigea  Amtsgerichts,  in  welehem  der  JjdiuUlner  seinen  allgemeinen  Ge- 
richtsstand hat  oder,  falls  er  im  Deutschen  1  »eiche  keinen  Wohnsitz  hat, 
gemäss  §  24  C.Pr.O.  Klage  gegen  ihn  »Tiinben  werden  kauu.  Die  Voll- 
streckung gilt  nach  §  730  dadurch  als  bewirkt.  da>>  dem  Drittsciiuidner 
das  Verbot  zugestellt  ist  und,  wenn  der  Drittschuldner  im  Auslande  wohut. 
so  erfährt  die  Thatsache,  dass  demnach  die  die  l'filndung  he  wirkende 
Handlung  im  Auslände  erfolgt,  dadurch  ihre  besondere  Berücksichtigung, 
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^ass  entsprechend  §  182  C.Pr.O.  die  Zustellung  der  Regel  nach  auf  £r- 
snchen  durch  die  zuständige  Behörde  des  ausländischen  Staates  zu  er- 
folgen  hat  Es  erscheint  dagegen  nicht  zulässig,  durch  Hereiuziebung  des 
$  700  aus  den  allgemeinen  Bestimmungen  in  diese  besonderen  Vorschriften 
nnd  Verst&ndoiss  desselben  im  Sinne  eines  Prinzips,  das  er  gar  nicht 
enthalten  soll,  die  Bestimmungen  der  §§  729, 730  auf  Zwangsvollstreckungen 
in  Forderungen  gegen  im  Inlande  wolmende  Drittschuldner  zu  beschränken. 
Der  §  700  enthält  durchaus  nicht  ein  aUgemeines  Prinzip,  dass,  wenn  die 
die  Vollstreckung  bewirkende  Handlung  im  Auslande  zu  geschehen  habe, 
auch  die  Anordnung  der  Vollstreckungshandlungen  nur  von  der  auslän* 
dischen  Behörde  ausgehen  kOune.  Vielmehr  will  er  nur  sagen,  dass,  wenn 
nach  den  Bestimmungen  der  C.Pr.O.  es  behufs  der  Bewirkung  der  Voll- 
streckung im  Auslande  an  einem  diesseitigen  VoUstreckungsgerichte,  — 
d.  i.  an  einem  diesseitigen  Gerichte,  welches  zur  Anordnung  der  Voll- 
streekuDgshandlungen  zuständig  sei  —  fehle,  es  das  diesseitige  Prozess- 
gericbt  sei,  welches  die  ausländische  Behörde  um  die  Zwangsvollstreckung 
zu  ersuchen  habe.  Bei  anderer  Auffassung  würde  es  für  die  Zwangsvoll- 
streckung in  Forderungen,  deren  Schuldner  im  Auslande  wohnen,  an  jeder 
die  AusfOhmog  ermöglichenden  Vorschrift  fehlen,  während  doch  die  Zwangs- 
vollstreckung in  solche  Forderungen  hier  vemrtheilter  Schuldner  nicht 
ausser  dem  Bereiche  der  Fürsorge  der  C.Pr.O.  gelegen  haben  kann.  Olfen- 
bar  kann  es  nicht  die  Absicht  des  Gesetzes  sein,  dass,  weil  der  Dritt- 
svhnldner  im  Auslände  wohnt,  die  ausländische  Behörde  entsprechend  den 
dort  geltenden  Vorschriften  über  die  ZwangsvoUstreekung  in  Forderungen 
auch  das  Inhibitorium  an  den  hiesigen,  hier  verurtheilten  Schuldner  er- 
lasse.   Für  eine  Ausführung  der  Pföaduug  in  der  Weise,  dass  das  Verbot 
an  den  ausländischen  Drittschuldner  die  ausländische  Behörde,  das  Gebot 
an  den  inländlHchen  Schuldner  aber  die  diesseitige  Behörde  eriasse,  fehlt 
es  aber  au  einer  gesetzlichen  Vorschrift,  namentlich  an  der  Bestimmuug, 
welchen  diesseitige  Geriebt  das  letztgedaehte  Gebot  erlassen  soll,  da  ja 
nach       72i),  730  »nur  dem  VoUstreckungsgericht ,  also  einem  Gericht 
welchem  die  Anordnung  der  gesammten  die  Forderongspfändung  betreffen- 
den Vollstreckuugshandlungen  obliegt  und  welches  nach  der  gegentlieiligen 
Ansicht  eben,  weil  die  Vollstreckung  im  Auslande  stattzufinden  hätte,  hier 
gar      iit  cxistin  ii  soll,  solche  Zuständigkeit  eingeräumt  ist.   In  der  Tbat 
wird  aui  Ii   in  den  Konniiciituren  zu  §  730  ohne  jedes  Bedenken  hervor- 
geliobcu,  da>s.  weun  dt  r  Drittschuldiier  im  Auslande  wohnt,  die  Zustellong 
gemäss  §  182   stattzuliiiden  habe.    Vergleiche  Struckmann  und  Koch 
No.  3  und  G  zu  §  7;^ü,  Seuffert  IIa  zu  §  730,  Gaupp  III  zu  §  730, 
Petersen  i  zu  §  730,  Dorendorf  „Arrest^  Seite  490.    Aus  dem  Um- 
stände, dass  der  abgelehnte  Gaupp'sche  Antrag  zu  dem  jetzigen  §  730, 
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wonach  derselbe  auf  Geldforderangen ,  „welche  der  Drittsdraldner  in 
Dentsehland  za  zahlen  vcrpBichtet  ist",  beacbrftnkt  werden  sollte,  nach 
seiner  HotWimng  und  dem  gewählten  Beispiele  .—  Hahn  1.  e.  Seite  846 ff. 
—  Fordernngeu  an  hiesige  Drittschnldner,  die  im  Auslände  zu  zahlen 
wären,  von  der  Bestimmnng  ausgenommen  wissen  wollte,  ist  nicht  die 
Folgerung  zu  ziehen,  dass  dabei  angenommen  wurde,  es  bezOge  sich  aaf 
Forilerungeii  an  ausländische  Dritti^chnldncr  die  Bestimmung  fiberhaupt 
nicht.  Die  Inländischen  Drittschnldner  waren  es  eben  nur,  in  Bezug  auf 
welche  der  Antrag  einen  Anlass  zu  besonderer  Berücksichtigung  durch 
das  inländische  Gesetz  für  vorhanden  erachtete.  Eine  besondere  Röck- 
siehtnahme  für  die  Ausländer  (Imcli  das  hiesige  Gesetz  war  niclit  ange- 
zeigt; vielmehr  konnte  es  hier  dorn  Auslande  überlassen  werden,  die  ihm 
angehörigen  Drittschuldner  zu  schützen.  Muss  der  ausländische  Staat  die 
Zuständigkeit  des  hiesigen  Gerichts  für  das  hier  gegen  den  Schuldner 
erlassene  Urtheil  aneikenneu,  so  ist  aucli  nicht  ubzuseheii.  warum  er  nit  ht 
die  in  Folge  solchen  Urtheils  eriulir^Mide  Pfändung  der  Fiir^Ieriuig  des  ver- 
urtheilten  Schuldners  au  deu  in  seinem  Bercidi  wohnenden  Drittsehuldner 
gerade  so,  wie  wenn  der  verurtheilte  Schuldner  sie  freiwillig  abgetreten 
iiätte,  als  wirksam  anerkennen  soll.  Hat  der  :iu>\v;irtiii:e  Staat  Grund, 
diese  Zuständigkeit  nicht  anzuerkennen,  so  mag  er  die  Zustellung  de- 
Verbots  an  den  Drittsehuldner,  um  welche  er  ersucht  ist,  verweigern. 
Eis  lag  also  auch  bei  aller  Rücksicht  auf  die  ausläudisrhen  L)rittseliuldn«T 
für  die  hiesige  Gesetzgebung  kein  (Jrund  vor,  die  Zwaugsvollstreckaug 
zu  beschränken.  Die  Rflrksicht  auf  den  auswärtigen  Staat  ist  dadurch 
gewalirt.  dass  es  der  Regel  nach  seiner  Mitwirkung  behufs  der  Znstelinn? 
bedarf.  Da  die  Besehwerde  unbegründet  ist,  muss  die  Beschwerdeführeriu 
die  Kosten  derselben  tragen. 


Nr.  82*  Entsdi«  des  Dentwlieii  ReieliBgeriebts« 
8.  Straf-Senat  Vom  4.  Hai  1885. 

TADt).  Entirli.      R«ldu»g«ritihto  1d  StrtfItfttfeeD.  Bd.  11.  S.  KiS-lSll 

§123  Abs.  2  R. Str.  Ges.  Buch.  Hausfriedensbruch  durch  Emdiiiigen  itt 
einen  Bahnhof.  Der  Hausfriedensbruch  ist  als  ein  von  einer  mit  Waffen 
versehenen  Person  begangener  anzusehen,  wenn  der  Thäter,  nachdem  er 
widerrechtlich  eingedrungen,  eine  Waffe  ergreift,  nm  sich  in  dem  durch 
das  Eindringen  ermöglichten  unberechtigten  Verweilen  zu  erhalten. 

Die  Feptstellnng,  dass  Angekhit^ter  in  dem  zweiten  Fülle  des  von 
ihm  verübten  Hausfriedensbruches  die  Handlung  als  eine  mit  Waffen  ver- 
sehene Person  begangen  habe,  liegt  rechtlich  cinwandsfrei  vor.   £r  hat 
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allerdings  erst,  nachdem  er  m  den  Bahnliof  widerrechtlich  eingedrongeo, 
in  dem  WasBerthnrme,  wohin  er  sich  begeben,  eine  an  der  Wand  stehende 
Sense  ergriffen,  dieselbe  mehrmals  auf  den  Fnssboden  gestaucht  und  dabei 
drohende  Aenssernngen  gegen  diejcuigcn,  welche  herankommen  wfirden, 
ausgestossen.  Das  Eindringen  in  den  Bahnhof  selbst  ist  mithin  von  ihm 
geschehen,  ohne  dass  er  dabei  mit  der  Sense  oder  einer  anderen  WaiFe 
Tersehen  gewesen  wäre.  Der  Absatz  3  des  §  123  St.-G.-B.  setzt  aber 
•das  den  Hansfiriedensbmch  erschwerende  Moment  darein,  dass  „die  Hand- 
lung'' von  einer  mit  Waifen  versehenen  Person  begangen  sei;  nnd  die 
Handlung  nm&srt  den  ganzen  thatsftchlichen  Vorgang  nnd  daher  bei 
einem  dnrch  widerrechtliches  Eindringen  begangenen  Hansfriedensbniche 
nit^ht  blos  den  Akt  des  Eindringens  selbst,  sondern  auch  das  an  letzteres 
sich  unmittelbar  anschliessende  widerreditliche  Verweilen,  durch  welches 
der  mit  dem  rechtswidrigen  Eindringen  begangene  Eingriff  in  fremden 
Rechtsfrieden  nnd  der  dadurch  begründete  rechtsverletzende  Znstand  fort- 
gesetzt wird.  Insbesondere  kann  dies  nicht  bezweifelt  werden,  wenn  der 
Thater,  wie  hier  hinsichtlich  des  Angeklagten  ansdrficklicb  festgestellt  ist, 
die  Waffe  gerade  zu  dem  Zwecke  ergriff  und  deren  Anwendung  androhte, 
um  dadurch  die  Anwesenden  von  dem  Versuche,  ihn  fortzubringen,  abzu- 
halten, also  um  sich  in  dem  durch  das  widerrechtliche  Eindringen  ermög- 
lichten unberechtigten  Verweilen  zu  erhalten  und  die  ^Yiederher8tellung 
des  durch  das  Kindrinj^cn  gestörten  Keclitsfriedens  zu  vi-rliindern.  Die 
Vorinstanz  liat  dalier  rechtlich  nicht  Ljeirrt,  wenn  sie  annahm,  dass  dies 
strafbare  Verliulten  des  Antjeklagten  in  dem  zweiten  Falle  des  von  ihm 
begangenen  Hansfriedenshruche.s  so  hinge  dauerte,  ala  er  auf  dem  Bahn- 
liote  verweilte,  uu(i  da-ss,  indem  er  während  dieses  strafbaren  Verhalten.s 
unter  den  bezeichneten  Umstünden  die  Sense  ergi  iil,  er  die  Handlung  als 
eine  mit  Waffen  versehene  Person  begangen  hat. 


Kr«  88.  Sntsch.  des  Ueotsehen  Mchsgerlehts. 

1.  Civil-Senat   Vom  6.  Mai  1885. 

[Blon.  UrOMll  o.  Aamlea.  Bd.  l  S.  36S-M6.] 

4§  1,  2  Haltpflichtgesetz.  §  120  R.Gew.Ord.  Die  Feststellung,  dass  eine 
Schutzvorrichtung  an  einer  Maschine  nicht  üblich  sei,  genügt  zur  Exkul-  , 
pimng  des  Unternehmers  dann  jedenfalls  nicht,  wenn  dies  nach  Sachver- 
ständigengutachten von  ausreichender  Beleuchtung  abliäügig  gemacht  und 
diese  nicht  erwiesen  ist.  Der  Kausalzusaiimit  iihang  zwischen  ünlall  und 
mangelhafter  Beleuchtung  ist  durch  die  Aiiii;i1ime  nicht  aufgehoben,  dass 
der  Unfall  auch  hei  ausreichender  Beleuchtnng  hatte  eintreten  können. 
Die  Haftpflicht  des  Unternehmers  ist  nicht  auf  die  Abwendung  der  Oe- 
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fahren  bescliräiii^  welche  ffir  den  betreffenden  Bedieneteten  mit  dem  Be- 
triebe einer  HMohine  verbunden  sind. 

Klfiger  ist  in  den  beiden  Vorinstanzen  abgewiesen.  Die  Klage  ist 
auf  zwei  Fundamente  gestützt,  auf  Reicbe-Haftptliclitgesetz  §  1  und  auf 
Vernachlässigung  der  dem  Dienstherm  ans  dem  Dienetmiethvertrage  ob^ 
liegenden  Verpflichtung,  die  Arbeiter  vor  Schaden  zu  bewahren.  In  letz- 
terer Beziehuug  machte  der  Klüger,  weicher  unbestritten  am  Abend  des 
31.  Dezember  1883,  als  er  auf  eiueni  vom  Bahnhof  abseits  liegenden  Quai 
mit  Entladung  eines  EisenbahnvN-agens  beschäftigt  war,  bei  der  Atbeit 
verletzt  ist,  gellend,  er  habe,  als  eine  der  letzten  Kisten  abgesetzt  war. 
behilflich  sein  wollen,  den  Ausleger  des  Krahns  nach  der  anderen  Seite» 
auf  welcher  der  Wagen  stand,  znrurkzudrehen.  Der  Kralin  habe  schon 
die  halbe  Drehung  ausgeffdirt,  als  Klügt  i  auf  die  mit  dem  Krahn  sich 
drehende  Plattform  hinaufsteigen  wollte.  Als  er  mit  eiiiLiii  Fuss  oben 
stand,  sei  er  ausgeglitten  und  habe  im  Fallen  das  Kammiud  der  Droh- 
vorrichtung ergriften.  An  dem  Abend  habe  ULblitres  Fiostwetter  gehorrs(Hit, 
die  Platte  sei  aber  mit  Sand  nicht  bestreut  gewesen;  auch  habe  (lu^  Kauiüä- 
rad  keine  Schutzvoi  iii  litung  gehabt  und  der  Krahn  sei  mangelhaft  be- 
leuchtet gewesen.  Das  Berufungsgericht  liat  erwogen,  diiicli  (Vw  iSarh- 
verständigen  sei  erwiesen,  dass  es  im  Allgemeinen  weder  üblich  m^ih 
erforderlich  sei,  die  Zahnräder  des  zum  Drehen  eines  Krahns  der  hier 
fraglichen  Art  dieneiul«  n  (iotriel)es  mit  einem  Schutzblech  oder  überhaupt 
mit  einer  Schutzvorrichtung  zu  versehen. 

Zu  1.  „Von  dieser  Begründung  ist  der  Satz,  „es  sei  nicht  üblich** 
etc.,  wie  durch  melirfache  Urtheile  des  Reichsgerichts  ausgesprochen  ist, 
nicht  entscheidend.  Ob  es  nicht  erforderlich  sei.  bedurfte  einer  eingehen- 
deren Darlegung  als  der  blossen  Berufung  auf  das  Ixcsnltat.  zu  welchem 
die  Sachversfäudigen  bei  Beurtlieilang  des  Falles  gekommen  seien.  Im 
Thatbestande  des  Bernfnngsurtheds  sind  die  Gutachteu  der  beiden  Sach- 
verstandigen wiedergegeben.  Beide  Gutachten  stellen  die  Xothwendigkeit 
einer  .Schutzvorrichlnng  zusammen  mit  dem  Grade  der  iieleuchtung.  h- 
hält  ein  Schutzblech  niclit  für  erforderlich:  eine  bessere  Beleuchtung  des 
Krahns  habe  nicht  scliadeu  können.  St.  erklärt,  er  könne  der  Bahn- 
verwaltiHig  keinen  Vorwurf  daraus  machen,  dass  sie  über  dem  Getriebe 
der  Drehvorrichtung  kein  Scliutzblech  habe  anbringen  lassen.  Solche 
Schutzbleclie  seien  unter  besonderen  Vcrliiilti.i  scn ,  z.  B.  in  beeni:tcii 
Räumen  erforderlich.  Auch  wenn  bei  Liciit  und  in  Eile  gearbeitet  werde, 
könne  man  die  Nothwendigkeit  von  Schutzblechen  als  allgemeine  Norm 
nicht  aufstellen.  Könne  eine  ordentliche  Beleu<'htung  nicht  beschafl't  wer- 
den, so  werde  ein  Schutzblech  wolil  erforderlich.  Die  Beleuchtung  an  dem 
fraglichen  Abend  sei  nicht  ausreichend  gewesen.   Ein  kleines  konisches 
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Getriebe  sei  ohne  Bckuchtung  nicht  za  sehen.    Er  halte  es  ITir  mfiglicli, 
das8  Klftger  gestolpert  sei,  weil  er  die  Kurbel  nicht  sab.  —  Eiue  VVür- 
(lig^üng  dieser  Anssagea  der  Sachverständigen,  wo  sie  dem  iirtheilendea 
Kichter  obliegt,  wird  zwi^i  Imi  den  in  diesen  Aussagen  enthaltenen  £le< 
menten  za  unterscheiden  haben.    Die  Frage,  was  zu  thun  dem  Dienst- 
herrn  nach  dem  Dienstvertrage  obliegt,  nra  die  Gefahr  einer  Verletzung 
abznwendeD,  steht  zur  richterliehen  Beurtheilung.  Die  Frn^e.  oh  im  ge- 
gehenen  Falle  eine  Gefahr  vorhanden  war,  wird  der  technische  Sachver- 
ständige 2U  beantworten  haben,  ebenso  wie  die  andere  Frage,  ob  sich 
diese  Gefahr  dnrch  eine  Vorrichtung  beseitigen  liess.  Nun  Iü>st  der  Inhalt 
der  Aussage  des  Sachverständigen  St.  klar  erkennen,  dass  die  Beschufti- 
giinp:  «'Ines  Arbeiters  an  einem  nicht  genügend  beleachteten  Krahn  bei 
unbedecktem  Getriebe  eine  Gefahr  nach  seiner  Ansicht  mit  sich  fQhrt. 
Wenn  er  deshalb  die  Bedeckung  des  Getriebes  (ur  erforderlich  hält,  wenn 
ttch  eine  genügende  Beleuchtnng  nicht  beschaffen  Iftsst,  so  spricht  er 
eben  damit  aus,  dass  die  Bedeckung  ein  Mittel  ist,  jene  Gefahr  auszu- 
sehlieasen.  Ob,  wenn  der  Richter  soweit  dem  Sachverständigen  folgt,  dem 
Dienstherm  die  Verpfliehtung,  das  Getriebe  zu  bedecken,  nur  obliegt, 
wenn  er  eine  ausreichende  Beleuchtung  nicht  beschaffen  kann,  oder  ob 
ihn  eine  Verschnldnng  trifft,  wenn  er  weder  das  Getriebe  bedeckt  noch 
an  dem  betreffenden  Abend  oder  überhaupt  unter  Berücksichtigung  jenes 
Umstandes  für  eine  ausreichende  Beleuchtung  und  somit  für  die  Sicherheit 
der  Arheitsstfttte  sorgt,  dies  zu  entscheiden  wird  dem  urtheilenden  Richter 
obliegen.  Eine  dementsprechende  Scheidung  der  Elemente  der  Aussagen 
der  Sachverständigen  und  damit  eine  der  C.-P.-O.  $  25d  entsprechende 
Würdigung  findet  sich  in  dem  Berufungsurtheil  nicht    Was  aber  das 
Urtfaeil  an  eigener  Beurtheilang  nach  der  letztgedaehten  Richtung  enthält, 
ist  in  mehrfacher  Beziehung  rechtsirrthumlicb.*' 

Zu  2.  „Die  zufolge  der  Beschattung  der  Drehvorrichtung  durch  die 
Krahnsftule  mangelhafte  Beleuchtung  des  Getriebes  hält  das  Berufungs- 
urtheil nur  deshalb  Iftr  unerheblich,  weil  Kläger  gestolpert  sei;  beim 
Stolpern  habe  aber  eine  unwillkürliche  Bewegung  seine  Hand  in  eine 
schädigende  Berührung  mit  dem  Zahnrad  auch  bei  hellster  Beleuchtung 
bringen  können.  Das  kann  richtig  sein  und  ist  doch  nicht  entscheidend. 
Der  Kausalzusammenhang  zwischen  der  mangelhaften  Beleuchtung  und 
Stolpern  oder  auch  nur  zwischen  der  mangelhaften  Beleuchtung  und 
dem  Hineingreifen  in  das  unbedeckte  Kammrad  wird  nicht  dadurch  aus- 
geechlossen,  dass  der  Kläger  auch  bei  heUster  Beleuchtung  hätte  hinein- 
greifen künnen;  die  Ausschliessung  des  Kausalzusammenhanges  würde 
nur  in  Frage  kommen,  wenn  das  Berufungsgeridit  geglaubt  hätte  annehmen 
zu  dürfen,  der  Kläger  würde  auch  bei  hellster  Beleuchtung  gestolpert  sein 
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und  in  das  Kammrad  hineinixegriften  hahen.  Wenn  aber  das  Berufuiigs- 
gericlit  DOih  die  Beleuchtung  um  deswillen  für  ausreiehend  erachtet,  weil 
der  Kraliii  stets  in  derselhcn  Weise  beleuchtet  war,  so  liest  die  Krwiiuung 
Duhe,  ob  nicht  iim^jekehrt  /u  !>ehliessen  gewesen  wäre,  dass,  weil  die  Re- 
leuchfnnc:  immer  nicht  besser  war  als  an  jenem  Abend,  nnd  weil  solche 
Beleuchtung  stets  den  Naehtheil  einer  Beschattung  der  Eruhnsünle  mit 
sieh  führte  oder  mit  sieh  fähren  konnte,  es  der  Bahnverwaltung  obgelegen 
hiitte,  die  sich  daraus  ergebenden  Xachtheile  und  Gefahren  darch  eioe 
bleibende  Schatz  Vorrichtung  anszuschliessen." 

Zu  3.  »Das  Argamcnt,  mit  welchem  eine  dahin  gehende  Verpflich- 
tnng  der  Bahnverwaltnng  abgelehnt  wird,  ist  vOllig  abwegig.  Die  Ver- 
pflichtong  des  Dienstberm  beschr&nkt  sich  keineswegs  auf  die  Abwendang 
solcher  Gefohren,  welche  für  den  bet  reifenden  Bediensteten  mit  dem  Be- 
triebe einer  Maschine  verbunden  sind.  Wenn  schon  die  Anwesenheit  der 
Arbeiter  an  der  Betriebsstfttto  sie  in  die  Kfthe  gefahrdrohender  Maschinen 
bringt,  so  hat  der  Dienstherr  auch  diese  Gefabren  bei  seinen  schätzenden 
Einrichtnngen  ins  Ange  zu  fassen,  wie  ja  anch  die  Gewerbeordnung  den 
Arbeitgeber  Terpflichtet,  di^enigen  £inriclitangen  herzustellen  und  zu 
unterhalten,  welche  nicht  bloe  mit  RQcksicht  anf  die  Besehätttgnng  des 
betreffenden  Arbeiters  an  einer  Maschine,  sondern  allgemein  mit  RQcksicht 
auf  die  besondere  Beschaffenheit  des  Gewerbebetriebs  und  der  Betriebs- 
stätte zu  thunlichster  Sicherheit  gegen  Gefahr  ffir  Leben  und  Gesnndheit 
nothwendig  sind.  Es  ist  auch  in  anderen  FflUen,  ganz  abgesehen  von 
Kesselezplosionen,  dem  Springen  von  DampfrOhren,  dem  Herunterfallen 
von  Gegenstilnden,  mit  denen  der  Arbeiter  nichts  zu  tfaun  hatte,  die  Haf- 
tung des  Gewerbeuntemehmera  ausgesprochen,  z.  B.  wenn  ein  mit  dem 
Aussehfitten  einer  Last  in  die  Muhle  beschftftigter  Arbeiter  gestolpert  und 
in  das  unbedeckte  Getriebe  hineingefallen  ist,  ohne  dass  dort  die  Voraus- 
setzung voriag,  der  Arbeiter  sei  gerade  an  dem  Getriebe  beschäftigt  ge- 
wesen. Im  voriiegenden  Falle  war  ja  flberdies  der  Klflger  eben  mit  der 
Drehung  des  Krahns  beschäftigt,  als  er  in  das  Getriebe  hineinfiel." 


Nr.  84.  Entgeh,      Oesterr«  yenralt.Gerleht8hofe8. 

Vom  7.  Mai  1885. 

(BadwIuU,  Sanml.  Bd.  UL  S.  803.  -  Oeaterr.  Ctaü.  BL  f.  £ü«ol».  etc.  1885.  8.  1927~1928.J 

a)  Die  Anerkenniuig  der  Qemeinnatiigkeit  eines  Eisenhahnuntemehmeiis 
im  Allgemeinen  schliesat  aueh  die  Anerkennung  der  GemeinniLttigkeit  einer 
einzelnen  nothwendlgen  Herstellnng  in  sieh,  h)  Die  Klgenaehaft  eines 
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• 

6nind8tfteke8  als  Friedhof  stellt  der  Bnteigniuig  za  Eiaenbahiuweeke]!  nicht 

entgegeiL 

AolässUeh  einer  Stationserweiterong  vnrde  eine  GinndflSche  enteignet^ 
welche  einen  Theil  eines  israelitischen  Friedhofes  bildete.  Die  israelitiscfae 
Enltnsgemeinde  beschritt  den  Weg  der  Besehwerde  vor  dem  Verwaltongs- 
gerichtshofe  und  machte  gegen  die  Oesetzmftssigkeit  der  angefochtenen, 
die  Enteignung  bestätigenden  Entscheidung  des  Ministerianis  des  Innern 
geltend:  1.  dass  die  beabsichtigte  Stationserweitemng  Icein  Erfordemiss 
des  allgemeinen  Besten  nnd  der  Gemeinnützigkeit  sei;  2.  dass  diese  Er- 
weiterung unter  die  in  den  §§  2  und  3  des  Enteignungsgesetzes  Tom 
18.  Februar  1«78,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  taxativ  aufgezftblten  Ffille  nicht 
subsnmtrt  werden  icann;  3.  dass  die  Erweiterung  des  Bahnhofes  auch  in 
anderer  Weise  als  durch  Zuziehung  des  israelitischen  Friedhoftheils  be- 
wirkt werden  könne,  endlieh  4.  dass  der  israelitische  Friedhof  als  ein 
dffentliehen  Zwecken  dienendes  Gut  überhaupt  der  Kxpio])riation  nicht 
unterliege. 

Die  Beschwerde  wurde  als  unbegründet  abgewiesen. 

Die  Eutscheidungsgriinde  gehen  dahin,  dass  ad  1  und  3  durch  die 
gepflogenen  Erhebungen  konstatirt  ist,  dass  die  Stationserweiterung  im 
^öffentlichen  Yerkehrsinteresse  dringend  geboten  sei  und  nur  in  der  projek- 
tirten  Weise  zweckmfissig  und  entsprechend  ausgeführt  werden  kOnne.  Da 
das  Administrativverfiahren,  m  wetehem  diese  Momente  festgestellt  worden 
■sind,  unbestritteneimaassen  durchaus  korrekt  war,  so  musste  der  Ver- 
waltnngsgerichtshof  ^ese  Thatbestandsmomente  auch  seiner  Entscheidung 
umsomehr  zu  Gfunde  legen,  als  die  Frage,  in  welcher  Weise  in  einem 
konkreten  Falle  den  Bedürfnissen  des  öffentlichen  Verkehres  durch  die 
Enteignung  entsprochen  werden  könne,  die  politischen  Behörden  nach 
freiem  Ermessen  zu  beurtheilen  haben.  Die  allgemeine  ZnlSssigkeit  der 
Ausübung  des  Enteiguungsrechtes  gegebenen  Falles  kann  durch  die  Be- 
«treitnng,  dass  der  spezielle  Zweck,  die  Stationserweitemng,  kein  Er- 
forde rniss  des  allgemeinen  Besten  sei,  umsoweniger  in  Frage  gestellt 
werden,  als  die  Gemeinnützigkeit  des  Eisenbabnunteruebmens  von  den 
staatlichen  Verwaltungsbehörden  anerkannt  ist  und  unter  dieser  Voraus- 
setzunj?  Dach  §  1  des  Kiseiibahueuteignungsgesetzes  stets  die  Enteignung 
auch  für  einzelne  ß etriebszwecke  platzgi'eifen  kann,  da  die  Ge- 
meinnützigkeit der  einzelnen  Herstellung  bei  der  hier  zu- 
treffenden N nthwendi irk e it  für  den  Betrieb  durch  die  Aner- 
kennung der  Gt'ineinuützigkeit  des  Unternehmens  im  Allge- 
meinen gleichfalls  festp^estellt  ist. 

Die  ad  2  ausgesprochene  Meinung,  dass  die  Expropriation  nur  aus- 
geübt werden  könne,  soweit  es  sich  um  die  Neuherstelluug  einer  Bahn 
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handelt,  wird  durch  den  Wortlaut  des  §  2  des  EisenbabDeateifprangs* 
gesetzes,  welcher  die  Enteignung  anch  för  Zwecke  des  Betriehes  und 
durch  den  §  39  widerlegt,  ans  welchen  Stellen  klar  berrorgeht,  dass  anch 
für  Zwecke  einer  schon  bestehenden  Bahn,  sogar  unter  Anwendung  eines 
abgekürzten  Verfahrens,  zur  Expropriation  geschritten  werden  kann.  Die 
nothwendig  gewordene  Erweiterung  eines  Bahnhofes  fUlt  aber  gewiss 
unter  den  Begriff  der  Herstellung  des  Bahnhofes,  da  ja  alle  dem  Eisenbahn- 
verkehre dienenden  Anlagen  stets  den  öffentlichen  Verkehrsinteressen  ent- 
sprechend beschaffen  sein  sollen,  also  wenn  der  jeweilige  Bestand  sieb 
als  nicht  ausreichend  darstellt,  Ihrem  Zwecke  gemäss  hergestellt  werdm 
mfissen. 

Dass  ad  4  Grundst&cke,  welche  Zwecken  der  Öffentlichen  Ver- 
waltung dienen  und  insbesondere  Friedhofe  nicht  expropriirt  werden 
konnten,  dafür  spricht  keine  gesetzliche  Bestimmung,  im  Gegentheil  wird 
im  §  10  e  des  Eisenbahnkonzessionsgesetzes  die  Möglichkeit  der  Expro- 
priation von  Öffentliche  Kommunikationszwecken  dienenden  Grundstficken 
vorausgesetzt,  und  es  ist  nicht  abzusehen,  warum  in  dieser  Beziehung  ein 
Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Verwaltongszwecken  gemacbt 
werden  sollte. 

Dass  durch  die  Enteignung  eines  Ilieiles  des  Friedhofes  die  israelitische 
Kultusgemeide  in  ihrem  Bechte  der  Beliglonsflbung  und  Verwaltung  ihrer 
Kultnsaastalten  verletzt  wurde,  iSsst  sich  mit  GmaA  Qberhaupt  nicht 
behaupten  und  kann  um  so  weniger  gegen  die  Entscheidung  geltend  ge- 
macht werden,  als  auch  die  Religionsgese Ilsehaften  den  aUgemeinen  Staafcs- 
gesetzen  unterworfen  sind  und  nach  diesen  die  Anwendung  des  Enteig- 
nangsrechtes  jeder  Staatsbürger  und  jede  Gesellschaft  gegen  sich  gelten 
lassen  muss. 

Nr.  86.  EntBch.  des  Beutsehen  Beichsgerichts. 
2.  Civil-Senat.   Vom  8.  Mai  1885. 

[PranM.  VenraltBlatt.  VI.  S.  lOQi] 

§  8  PreusB.  Enteignnngsgesets  Tora  11.  Juni  1874.  Bemessnng  des  Werihes 
des  enteigneten- Gmndstücks  nach  der  NutsBungaf&higkeit  desselheiL 

Dem  Eigentlifimer  einer  Ziegelei  wurden  1875  von  seinem  zusaiumen- 
hängenden  Areal  G8  Ar  98  Quadratmeter  enteignet.  Der  Sachver**tlindi^eu- 
beweis  ergab,  dass  hierin  ü5400''^  ig  KuMkiiieter  Ziegelerdc  und  1070  Kubik- 
meter gestochener  Lehm  enthalten  war,  duss  der  Enteignete  seine  Ziegelei 
mit  seinem  gesammten  Material  bis  .Mitte  1893  hUtte  gewinnbringend  be- 
treiben küjinen,  dass  er  mit  dem  verbliebenen  Material  nur  bis  1SS6 
arbeiten  könne;  die  Sachverständigen  erklärten  1879,  dass  ein  dem  io 
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dem  Grundstück  vorhandenen  lettigen  Tlioiie  iilek'hwerthiges  Aluttiiul  sich 
nur  aus  grösserer  Entfernung  zum  rreise  von  etwa  t>.50  M.  pro  Kubik- 
meter beschaffen  lasse.  Dass  dieser  letzteren  Aniialnne  kein  die  Ent- 
St'bildiguugs.&umme  heralisetzender  i.iinlluss  cing<  räumt  \vai\  wurde  in  dem 
Kassatiousnrthei!  für  gerechtfertigt  eraclitet,  weil  das  Gutachten  keine 
Aenssernng  duiuljer  enthält,  ob  solche  Ansi  liatVunu:.  wie  sie  1879  mög- 
lich war,  auch  noch  1880  und  93  möglich  sein  wenle.  Es  wurde  des- 
halb nicht  beanstandet,  dass  dem  Enteigneten  die  Diftereuz  des  Werthes 
der  Ziegelei,  wie  sich  dieselbe  bei  einem  Betriebe  von  19.02  Jahren  gegen 
den  Werth  bei  einem  Betriebe  von  10 — 11  Jahren  stellt,  zugi  spruclicn,  und 
hierbei  der  Werth  der  Gebäude  und  .Maschinen  nach  Abhiuf  der  Betriebs- 
Periode  zum  Abbruchs werth  ani^esetzt  wurde,  so  dass  der  sich  daraus 
erirebende  Verlust  des  Anlagekapitals  in  der  Betriebsperiude  zu  amor- 
tisiren  sei. 


Nr«  86.  Entsch.  des  Denteehen  Belehsgeriehts. 

5.  GiTiUSenat.   Vom  d.  Hai  1885. 

CBotM,  Pnxte  dM  Rekbif  eridita.  I.  S.  lÜ,  Xr.  579.} 

§  2  Haftpflichtgesetz.   Begriff  des  Fabrikbetriebes. 

Die  Feststellung,  dass  die  Maschinenschlosserwerk-sfatt.  welche  als 
Fabrik  im  Sinne  des  Haftpflichtgesetzes  §  2  erachtet  ist.  nur  zu  den 
Zwecken  der  Uahnverwaltung  dient,  reicht  nicht  aus,  um  damit  zu  Ite- 
gründen,  dass  der  Schlossergeselle  im  Fabrikbetriebe  thAtig  war,  als 
er  die  am  Gebäude  zu  befestigende  Dachrinne,  durch  deren  Sturz  er  be- 
schädigt ist,  hielt. 


Nr.  87.  Entseli.  des  Bentseben  Relehsgerichte. 

5.  Civil-Senat.    Vom  15.  Mai  188ä. 

[\intl.  Kntsch.  des  K«lch.Hger.  in  «  iviU.  Bd.  13.  S.  168.  169.] 

Der  Frachtvertrag  ist  nicht  schon  mit  der  Ankunft  der  Waare  am  Be- 
stimmungsort beendet,  sondern  erst  durch  deren  Ablieferung  bezw.  Bereit- 
stellung behufs  Abnalime.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  hat  der  Frachtführer 
nach  Art  39ö  H.aB.  die  Haftpflicht  und  der  Verkäufer  nacli  Art  345 

Abs.  2  1.  c.  die  Gefahr  zu  tragen. 

Demnach  und  da  nicht  fe^tcrestellt  ist,  sich  auch  aus  dem  aiii;ezfvgeiien 
Briefe  nicht  ergiebt,  da.-s  dem  Beklagten  der  Frachtbrief  eingehandij^t  oder 
die  Sendung  zur  Abnahme  von  der  Eisenbahn  avisirf  war  oder  dass  die 
Eisenbahnverwaltuug  durch  einen  anderen  Vorgang  ihre  Verfügung  über 
den  Wein  aufgegeben  habe,  ist  anzunehmen,  dass  das  B.G.  den  Transport 
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schon  mit  der  Ankunft  der  Waarc  an  der  Station  des  Bestini- 
nrnngsortes  für  beendigt  gehalten  bat,  so  dass,  weaa.  auch  eine  Verein* 
barung  gemäss  Art.  345  Abs.  2  de«  H.G.B,  bewiesen  wäre,  der  Käufer 
jede  Gefahr  zu  tragen  hätte,  von  welcher  die  Waare  nach  ihrer  Ankooft 
am  Bahnhofe  getroffen  wird. 

Hierin  ist  aber  eine  Yerletznng  der  Art.  345,  892  Nr.  4,  395,  401, 
402,  403  des  H.G.B,  zu  erkennen.  Der  Transport  kann  nämlich  auch 
im  Sinne  des  Art.  345  nicht  eher  beendigt  sein,  als  in  dem  Zeitpunkte, 
in  welchem  auch  der  Frachtführer  den  Frachtvortrag  nnd  damit  zu- 
gleich anch  die  ihm  vom  Absender  übertragene  Verpfliehtong  erfüllt  hat» 
die  Waare  znr  Verfügung  des  Adressaten  zu  stellen.  Der  Frachtvertrag 
hat  aber  nicht  schon  mit  der  Ankunft  der  Waare  am  Bestimmungsorte 
seinen  A1)S(]tluss  erreicht,  sondt-tn  dies  ist  erst  dann  der  Fall  und  erst 
dann  der  Frachtführer  von  seiner  Haftung  gemäss  Art.  395  des  H.G.B, 
befreit,  wenn  er  die  Waare  abgeliefert,  das  hcisst:  durch  eine  aasdruck- 
liehe  oder  stillschweigende  Erklärung  dem  Destinatftr  gegenüber  seine 
YerfQgnng  aufgegeben  nnd  dadurch  die  Sendung  zur  Abnahme  durch  den- 
selben bereitgestellt  hat.  Wie  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  der  Frachtführer 
für  den  durch  Verlust  oder  Beschädigung  des  Frachtgutes  entstandenen 
Schaden  gemfiss  Art  295  des  H.G.B  haftet,  so  bat  auch  bis  dahin  der 
Verkäufer  die  von  ihm  gemfiss  Art.  345  Abs.  2  des  H.GI.B.  flbemommene 
Gefahr  zu  tragen  (vergl.  v.  Hahn,  Eommentar  zu  Art  345  $  9  und 
S.  603,  633,  639;  Entsch.  des  R.O.H.6.  Bd.  II  Nr.  58,  S.  233,  2a2, 
Kr.  59  S.  261,  264,  Bd.  VIII  Nr.  6  S.  27,  Bd.  XXIV  Nr.  6  S.  29).« 


Nr.  88.  Entsch.  des  Deutschen  lieichsgerichts. 
3.  CiviUSenat   Vom  15.  Mai  1885. 

(Blon.  Urtb.  n.  AnnaL  Bd.  2.  8.  -  Prawa.  Terwalt.Bl.  VI.  S.  343.] 

Der  Grundsatz,  dass  der  Staat  für  die  ans  gesetzwidrigen  Handlungen 
seiner  Beamten  verarsachten  Schaden  nieht  haftet  bezieht  sich  nicht  auf 
Kontraktsverhältnisse  des  Staates,  in  denen  er  als  Oeschäftsherr  in  Er 
werbsgQsoh&ften  durch  seine  Beamten  handelt 
Der  B.R.  bat  anf  Gmnd  der  ui  erster  und  zweiter  Instanz  erhobenen 
Beweise  angenommen,  dass  der  Binatnrz  der  Brficke  durch  fehlerhafte  An- 
ordnungen der  Banbeamten  des  Beklagten  herbeigefdbrt  worden  sei,  nnd 
macht  fQr  den  dadurch  dem  Kläger  Temrsachten  Schaden  den  Beklagten 
verantwortlich,  weil  es  sich  vorliegend  um  eine  in  Kontraktsverbältnissen 
zugefugte  Verletzung  handele.  Gegen  diese  Entscheidung  ist  der  Revision»- 
angriif  gerichtet 
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„Die  vorerwähnte  Annalinie  des  vorigen  Richters  ist  that-iK  hliihei 
Natnr  und  lässt  weder  einen  formellen  noch  einen  materiellen  Kerhtsvt-r- 
stoss  erkennen;  ebensowenig  aber  lii.sst  .sieh  die  daran  geknüpfte  Sehluss- 
folgeruTif,'  in  rerhtliehor  Hinzieht  beanstanden.  Allerdings  haftet  der  Staat 
für  tli.'  ans  gesetzwidrigen  Handlungen  seiner  Beamten  venirsaehteu  Schäden 
nueli  Gemeinem  Reehte  nicht.  Dieser  von  dem  R.G.  diireh  Urtheil  \iim 
8.  April  1884  aul-estelite  Grandsatz"  (vergl.  Annalen  Bd.  X  S.  JT7: 
En t seh.  Bd.  XI  S.  "206)  .,bezieht  sich  jedoch  nicht  auf  die  Kontrukts- 
vcrliäUiiisse  des  Staates,  beziehungsweise  auf  die  von  ihm  betriebenen 
Erwerbsgeschäfte,  in  denen  der  Staat  als  Geschäft slierr  durch  seine  Be- 
amten handelt.  Dass  in  Fallen  ^olt  Iht  Art  der  Staat  für  die  durch  seine 
Angestellten  verursachten  Be6chädimini;en  dem  anderen  Kontrahenten  ge- 
genüber haftet,  ist  vom  H.G.  an  anderem  Orte  ansge>proclien  worden 
(vergl.  Entsch.  Bd.  VIH  S.  23()).  Im  vorliegenden  Falle  ist  ausser 
Zweifel,  dass  der  preussisehe  Fiskns  mit  dem  Kläger  einen  Bauakknr  lvi'r- 
trag  —  gleichgültig  ob  eine  conduetio  operis  oder  operai  um  -  eingegan- 
gen hat  und  dass  der  Kläger  vertragsmässig  die  Anorfliningen  der  hau- 
leitendcn  Beamten  sowohl  im  allgemeinen,  als  in  den  besonders  her\or- 
gehobenen  Punkten  zu  befnluen  hatte.  Wenn  nun,  wie  thatsächlich  fest- 
steht, die  Beamten  de>  I3ekla<;ten  hei  Au>fülirung  dieser  vertragsmässigeu 
Bauleitung  durch  t'ehlerliafte  Anordnungen  den  Einsturz,  der  Brücke  herbei- 
geführt haben,  so  haftet  der  Beklagte,  weil  er  für  den  Schaden  verant- 
wnrtlieh  ist,  welcher  dureh  die  sehnIdhafte  Haudlunusweise  seiner  Be- 
amten dem  Kläger  entstand,  wonach  es  nicht  weiter  daranf  ankommen 
kann,  ob  den  Fiskus  in  der  Auswahl  seiner  Beamten  eine  Schuld  tritl't." 


Xr«  89.  Eiiffl€h.  des  Deatseheii  Bvidisgericlite. 

1.  Straf-Senat  Vom  18.  Mai  1885. 

CAntL  Entacb.  dM  B*ieln««r.  in  Btndtedira.  Bd.  13.  8.  »»l  —  Deatoelw  JaitatZtR.  Bd.  X.  S.üS&j 

Macht  sich  ein  Eisenbahnbetriebsbeamter  einer  Pflichtvernachlässigung 
schuldig  und  [lilirt  dadurch  die  Gefährdung  eines  Eisenbahntransports 
herbei,  so  kann  er  dadurch,  dass  er  diesen  Erfolg  nicht  vorhersehen 
konnte  oder  dass  derselbe  durch  das  Konkurriren  einer  Fahrlässigkeit 
von  Seiten  eines  anderen  Beamten  nicM  abgewendet  worden  ist,  sicli  nicht 
von  der  Strafe  aus  §  316  Abs.  2  Str.  Ges.  B.  befreien. 

Die  Revision  des  Staatsauwaltes  erseheint  begründet.  Die  Anklage 
ging  dahin,  dass  der  Angeklagte  H.  als  zur  Aufsicht  über  die  Bahn  und 
den  Beförderungsbetrieb  angestellte  Person  durch  Vernachlässigung  der  ihm 
obliegenden  PÜicht,  nämlich  dadurch,  dass  er  die  seiner  Bedienung  unter- 
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stellte  Weiche  Nr,  4  <ler  Eisenbahnstation  M.  Gl,  fals«  Ii  stellte,  einen 
Transport  auf  der  Eisenbahn,  nämlich  den  von  D.  kommenden  Personenzug 
Nr.  437  und  den  anf  dorn  I.er  Geleise  rangirenden  Güterzug  Xr.  467, 
in  Gefahr  gesetzt  habe.  Dieser  Anklage  entspricht  die  Feststellimg  des 
ürtheiles,  dass  instruktionsniässiq;  alle  Weichen,  sofern  sie  nicht  gerade 
in  anderer  Stellung  gebraucht  werden,  die  normale  Lage  auf  don  croraden 
Strang  einnehmen  sollen,  dns^  vor  Herannahen  des  D.er  Zuges  die  Weiche 
Nr.  4  statt  normal  von  dem  Angeklagten  auf  den  krummen  Strang  gestellt 
war,  und  dass  es  eine  hloss'*  Ausrede  sei,  er  habe  angenommen,  dass  vor 
Ankunft  des  Zuges  die  Weiche  zur  Ceberführung  von  Eilgutern  auf  den 
krummen  Strang  gebraucht  werde.  Mit  der  Begründung,  dass  der  Ange- 
klagte dadurch,  dass  er  die  Weiche  nicht,  wie  es  seine  Pflicht  war, 
auf  den  geraden  Strang  gestellt  hatte,  die  Transportgefährdung  ver- 
ursacht habe,  scheint  daher  beabsichtigt  gewesen  zu  sein,  die  Voraus- 
setzung fQrdie  Vemrtheilung,  die  Vernachlässigung  einer  dem  Angeklagten 
obliegenden  Pflicht  festzustellen.  Wenn  das  Urtheil  gleichwohl  zu  einer 
Freisprechung  gelangt  ist,  so  beruht  es  insoweit  auf  Bechtsirrtham. 

Die  Freisprechung  wird  damit  begrfiodet,  der  Angeklagte  habe  in 
der  ^Veiche  Nr.  4  die  Einfahrt  in  deu  Bahnhof  in  seiner  Hand  gehabt, 
weil  nur,  wenn  dieselbe  auf  den  geraden  Strang  stand,  anf  ordnnngsmä»- 
sigem  Wege  das  Einfahrtssignal  habe  gegeben  werden  können,  und  sei 
daher  zu  der  Annahme  berechtigt  gewesen,  dass,  solange  die  Weiche  auf 
dem  krummen  Strange  stand,  eine  Einfahrt  unmöglich  sei,  und  er  höchstens 
eine  Verzögerung  der  Einfidirt  verursachen  kOnne.  Hiermit  ist  nicht 
objektiv  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Gefahr  in  Frage  gestellt,  die 
nur  in  ganz  aussergewObnlichen  ZuflUigkeiten  begründet  worden; 

vgl.  Entsch.  des  R.G.'b  in  Strafs.  6d.  10  S.  176,  177, 
denn  »die  ursächliche  Verbindung  des  Thuns  des  Angeklagten  mit  dem 
Unfälle*^,  mit  dem  wirklich  eingetretenen  Zusammenstosse,  also  die  Ge- 
fährdung, ist  anerkannt;  sondern  lediglich  die  subjektive  Verschuldung  des 
Angeklagten  ist  deshalb  verneint,  weil  er  diese  Folge  der  falschen  Wei- 
chenstellung  den  Umständen  nach  nicht  habe  vorhersehen  können,  die 
Handlung  ihm  daher  nicht  zur  strafbaren  Fahrlässigkeit  zugerechnet 
werden  kOnne.  Nun  ist  aber  das  subjektive  Verschulden  Im  Falle  des 
$.  316  Abs.  2  StG.B.'s  in  der  Pflichtvemaehlässigung  gegeben,  fär  Abs.  2 
a.  a.  0.  reicht  es  ans,  dass  die  Handlung  dem  Eisenbahnbediensteten  zor 
Pflichtversäumung  zugerechnet  werden  kann,  und  dieses  eigenartige 
Amtsvergehen  ist  nur  hinsichtlich  der  Strafe  der  im  Abs.  1  a.  a.  0. 
behandelten  Transportgefährdung  durch  Fahrlässigkeit  gleichgestellt.  Die 
zum  Wesen  der  letzteren  gehörige  Voraussehbarkeit  des  Erfolges  der 
strafbaren  Handlung  durch  den  Thäter  wird  für  die  Fälle  des  Abs.  2 
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a.  a.  0.  dadarch  erübrigt,  dass  der  Eiaenbahnbeamte  in  der  genauen  Be- 
folgung der  Dienstvorschriften  die  Grenzlinie  zn  finden  hat,  hinter  welcher 
er  für  den  Eintritt  gemeingefilhrlichen  Erfolges  verantwortlich  wird;  kommt 
zur  Pfllchtversäumniss  Fahrlfissigkeit  hinzu,  so  tritt, 

TgL  Entsch.  des  R.G/s  in  Strafs.  Bd.  8  S.  67, 
Konkurrenz  von  Abs.  I  und  2  nach  §.  73  StG.B.'a  ein. 

Nr.  90.  Entseh.  des  Deatsehen  Reiehsg^riehts. 

2.  Straf-Senat.   Vom  19.  Mai  1885. 

(Anitl.  EDttcb.  in  Straft.  Bd.  12.  S.  m  —  Dratocb«  J>rt»t  Ztf.  Bd.  X.  S.  858.  -  Ztg.  d«>  Tereliw 

DffBtodi.  KiM0b.V«rw«]t  I8B&  8.Mt] 

Bie  §§  315,  316  des  Reiehsstrafgesetibuelis  finden  auf  Pferdeeisenbahnen 

keine  Anwendung. 

Am  8.  Mai  1884  hat  zn  B.  zwischen  einem  Pferdebahnwagen  der 
Stettiner  Strasseneisenbahn-Gesellschaft  und  einem,  von  dem  Angeklagten 
gefahrten,  leeren  Lastwagen,  welcher  letztere  dem  Pferdebahnwagen  auf 
dem  Geleise  entgegengefahren  war,  ein  Zusammenstoss  stattgefunden,  welcher 
die  BeschSdiguDg  des  Pferdebahnwagens  zur  Folge  gehabt  hat.  Nach  der 
geschehenen  Feststellung  ist  der  Zusammenstoss  durch  die  Fahrlässigkeit 
des  Angekagten  verursacht,  und  so  von  dem  Angeklagten  fahrlässige!  weise 
der  Transport  auf  einer  Pferdeeisenbahn  in  Gefahr  gesetzt  worden.  Der 
Vorderrichter  hat  auf  diesen  Thatbestand  die  Anwendung  des  §  316 
St.G.6.*s  f&r  ausgeschlossen  erachtet,  weil  eine  Strassenpferdeeisenbahn 
nicht  unter  den  Begriff  der  Eisenbahn  im  Sinne  dieses  Gesetzes  falle, 
darunter  vielmehr  nur  solche  Transporte  zu  subsnmiren  seien,  welche  auf 
Eisenschienengeleisen  durch  mechanische  Kräfte,  wie  Dampf,  Elektrizität  etc. 
in  Bewegung  gesetzt  würden. 

Die  Staatsanwaltschaft  hat  gegen  diese  Entscheidung  die  Revision  mit 
der  Büge  der  Verletzung  der  §§  316,  315  StG.B/s  eingelegt.  Die  Be- 
schwerde konnte  jedoch  keinen  Erfolg  haben. 

Die  Vorinstanz  geht  von  der  Annahme  auet,  dass  das  Kriterium  der 
Eisenschienen  für  den  Begriff  der  Eisenbahn  im  Sinne  des  frag- 
lichen Gesetzes  allein  nicht  maassgebeud  sein  könne,  weil  andernfalls  jedem 
Transporte  auf  Schienengeleisen,  mag  er  durch  Dampf,  Thiere  oder  Menschen, 
zu  gemeinen  odti  piivaten  /wecken,  betrieben  werden,  der  aussergewöhn- 
liche  Schutz  jenes  Gesetzes  zu  rstuttcii  koiiuiieu  würde,  was  offenbar  ausser- 
halb der  Absicht  des  Icztereu  liege,  «las  daher  für  jene  Bcgiitlsbestiminunt; 
andere  Rucksichten  entscheidend  sein  imissti  ti,  und  diese  aus  der  Kiit- 
stehangsgesrhiehte  der  §§  315,  316  a.  a.  0.  uud  aus  der  Stellung,  welche 
diese  Gesetzesvorschritteu  in  dem  Systme  des  Strafgesetzbuches,  in  dem 
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Abschnitte  über  ,,Gemeingefährlicbe  Verbrechen  nnd  Vergehen,^^  erhalten 
haben,  zn  entnehmen  seien.  In  ersterer  Beziehung  wird  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  §§  315,316  ans  dem  prenssisch^n  Strafgesetzbnche  yom 
14.  April  1851  §§  294,  205  übernommen  nnd  für  dieses  wiederum  die 
preossische  Verordnung  vom  30.  November  1840,  wegen  Bestrafung  der 
Beschädiger  der  Eisenbahnanlagen  (6.S.  für  1841  S.  9),  die  Quelle  ge- 
wesen sei,  zur  Zeit  der  Emanation  des  letzteren  Gesetzes  aber  es  über- 
haupt  nur  Eisenbahnen  gegeben  habe,  anf  welchen  der  Transport  dnrcb 
Dampftnaschinen,  also  durch  das  Wirken  mechanischer  Krftfte,  betrieben 
wurde.  Nach  der  anderen  Richtung  wird  ausgeführt,  dass,  weil  mechanische 
Rrüfte  in  weit  höherem  Grade,  als  jede  andere  Kraft,  der  menschlichen 
Einwirkung  unzugänglich  seien,  im  allgemeinen  nur  bei  derartigen  Trans- 
porten, wenn  sie  gefährdet  würden,  von  einer  Gemeingeführlichkeit  die 
Rede  sein  könne.  Ausserdem  legt  der  Vorderrichter  auf  den  gemeingewöhn- 
lichen  Sprachgebrauch  Gewicht,  welcher  mit  dem  Worte  „Eisenbahn"  den 
bezeichneten  Begriff  verbinde,  und  hält  endlich  dafBr,  dass  bei  dena  jeden- 
falls obwaltenden  Zweifel  dem  Gesetze  eine  einschränkende  Interpretation 
gegeben  werden  müsse. 

Dieser  Argumentation  gegenüber,  welche  im  wesentlichen  schon  in 
Entscheidungen  früherer  höchster  Gerichtshöfe, 

Agl.  Urtheil  des  Oberappellatlonsgerichtes  zu  Berlin  vom  14.  Juni  1873 
in  Oppenhoff  s  Rechtsprechung  Bd.  14  S.  427,  Urtheil  des 
Oberappellationsgerichtes  zu  Dresden  vom  20.  April  1874  in 
Stenglein* 8  Zeitschrift  für  Gerichtspraxis  und  Rechtswissen- 
schaft Bd.  5  S.  164,  und  Urtheil  des  Preuss.  Obertribunals  vom 
2.  Oktober  1875  in  Goltdammer*s  Archiv  Bd.  23  S.  408, 
Ausdruck  gefunden  hat,  macht  die  Revision  geltend,  dass  der  Vorder- 
richter sich  nicht  nur  mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes,  welches  ganz  alf- 
gemein  von  „Eisenbahnen"  spreche,  sondern  auch  mit  dem  gesetzgeberi- 
schen Grunde  in  Widersprach  gesetzt  habe;  denn  der  letztere  sei  in  der 
ungewöhnlichen  Gefahr  zu  finden,  welche  ein  Eisenbahntransport  laufe  bei 
der  Bereitung  eines  Hindernisses  auf  der  ihm  durch  das  Schienengeleise 
gegebenen  Fahrbahn,  von  welcher  ein  Au8wei(  hen  nicht  möglich  sei,  und 
dieser  Grund  treffe  auch  auf  die  Pferdeeiseiibuhneu  /u:  aucli  mache  die 
Schnelligkeit  der  Bewegung,  verbunden  mit  der  Masse  und  Wuclit  des  aus 
Eisen  konstruirteu  Gefährtes,  einen  Zusammeustoss  weit  gefährlicher,  als 
etwa  (\ix>  Viipinanderfahreu  zweier  gewöhnlicher  Wagen. 

Diesen  Aufstellungen  kann  jedoch  ein  entsehcidendes  Gewicht  nicht 
beigelegt  werden.  Der  Besdiwerde  ist  zwar  darin  beizutreten,  dass  dem 
Worte  „Eis; enbahu  S  wenn  man  sich  an  den  Wortijiim  allein  hfilt,  die 
engere  Bedeutung,  welche  ihm  der  Vorderichter  geben  will,  nicht  beikouimt. 
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Denn  dem  WortsioDe  nach  nmfasst  der  Begriff  „Eisenbahn'*  jede  Anlage, 
welche  zum  Transporte  von  Gfltern  oder  Menschen  bestimmt  ist,  nu  l  1  l  en 
Transportmittel  sieb  anf  metallenem  Schienengeleise  bewegen;  dem  Wort- 
sinne  liegt  jede  Hindentong  anf  die  Art  der  bewegenden  Kraft  fern.  Bei 
einer  derartigen  Auslegung  fallen  deshalb  nnbedenklich  auch  Pferdeeisen- 
bahnen  nnter  den  Begriff  der  «Eisenbahn",  nnd  das  Reichsgesetz  vom 
7.  Jnni  1871,  betreffend  die  Verbindlichkeit  znm  Sdiadensersatze  f&x  die 
bei  dem  Betriebe  von  Eisenbahnen,  Bergwerken  etc.  herbeigeflihrtfln 
Tödtnngen  nnd  KOrperverietsnngen  (B.G.BI  S.  207),  brancht  denn  anch 
das  Wort  »Eäsenbahn''  in  dieser  allgemeineren,  die  Pferdebahnen  mitum- 
fassenden Bedeutung,  wie  solches  ans  den  Motiven  des  Gesetzes  sich  ergiebt. 
Vgl.  Veriumdl  des  Reichstages  1871,  Dmcks.  Nr.  16  S.  10;  Entseb. 
des  R.G.*8  in  Givils.  Bd.  1  S.  247,  Bd.  2  S.  8,  88. 
Xach  der  anderen  Seite  ist  aber  Gewicht  daranf  zn  legen,  dass  nicht  nnr, 
worauf  schon  der  Vorderriehter  hingedeutet  hat,  der  gemeine  Sprach- 
gebrauch, sondeni  auch  die  sonst  in  Gesetzen,  nnd  zwar  sowohl  des 
Reiches  als  der  Bundesstaaten,  Yorfindliche  Ansdmcksweise  mit  dem  Worte 
^Eisenbahn*  einen  engeren  Begriff  Terbindet  nnd  darunter  solche  Eisen- 
bahnen versteht,  bei  welchen  die  bewegende  Kraft  die  Dampfkraft  ist,  also 
dit)  Lokomotiveisenbahnen.   In  dieser  Hinsicht  wird  verwiesen  auf  die 
Art.  4  Nr.  8,  8,  41—47  der  Verfossnng  des  Norddeutschen  Bundes  und 
der.  Reichsverfessnng,  wonach  das  Eisenbahnwesen,  soweit  das  Interesse 
der  Landesvertheidignng  und  des  allgemeinen  Verkehres  in  Betracht 
kommt,  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Bundes  oder  Reiches 
unterliegt,  nnd  aus  der  Mitte  des  Bundesrathes  ein  Ausschuss  för  Eisen- 
bahnen, Post  und  Telegraphen  gebildet  wird.  Dass  diese  Bestimmungen 
nur  Eisenbahnen  mit  Dampfbetrieb  im  Auge  haben,  kann  Iftglich  nicht 
zweifelhaft  erseheinen.  Dieselbe  Ansdmcksweise  findet  sich  auch  vor  in 
den  anf  Grund  der  Verfassung  von  dem  Bundesrathe  erlassenoi  Bahn- 
polizei- und  Betriebsreglements  vom  3.  und  10.  Juni  1870  (B.G.B1.  S.  461 
und  419}  und  deren  Nachtrfigen,  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1873,  be- 
treffend die  Errichtung  eines  Reichseisenbahnamtes  (R.G.B1.  S.  164),  den 
Gesetzen  Aber  das  Postwesen  vom  2.  November  1867  §  5  (B.G.BI.  S.  61), 
vom  28.  Oktober  1871  $  4  (R  G-Bl.  S.  847)  nnd  vom  20.  Dezember  1875 
(R.G.B1.  S.  318),  der  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §§  6,  37 
(R.G.B1.  far  1883  S.  177),  dem  Vereinszollgesetze  vom  1.  Juli  1869 
§§  17a,  21  d,  59—73  (B.G.BI.  S.  317),  dem  Reiehsgesetze  vom  25.  Februar 
1876,  betreffend  die  Beseitigung  von  Ansteckungsstoffen  bei  Viehbefbrde- 
mogen  anf  Eisenbahnen  (R.G.Bl.  S.  163),  und  femer  in  den  preussisehen 
Gesetzen  vom  3.  November  1838  und  3.  Mai  1869  dber  Eisenbahnunter- 
nehmungen (G.8.  1838  S.  505  und  1869  S.  665),  der  Gewerbeordnung 
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vom  17.  Januar  1845  §  182  Abs.  2  (G. S.  S.  41),  dem  Gesetze  voai 
24.  Mai  1853,  betreffend  die  Zerstückelung  vou  Grundstücken  §  5  Nr.  5 
(G.S.  S.  242),  dem  Grundsteuergesetze  vom  21.  Mai  1861  §  4d  (G.S. 
S.  -2.54),  dem  Bergj?eset/.e  vom  24.  Jniii  1865  ^§  4,  135  (G.S.  S.  706),  • 
der  Gruiidhiichordnun^r  vom  5.  Mai  1S72  §  2  ujid  aaideren  Gesetzen. 

Uni  nun  die  Bedeutung  des  streitigen  Ausdruckes,  in  welcher  derselbe 
in  den  hier  in  Rede  stehenden  §§  315,  316  .^t  G.B.'s  gebraucht  ist,  zu 
erkcnueu,  erscheint  mit  dem  Vorderrichter  ein  Zurückgehen  auf  die  ältere 
Gesetzgebung,  welche  diesen  Vorschriften  als  Vorbild  gedient  hat,  geboten. 
Der  Erlass  der  vom  Vorderrichter  allegirten  preussischen  Verordnung  vom 
30.  November  1840,  wegen  Bestrafung  der  Beschädiger  von  Eisenbahn- 
anlagen,  fällt  in  die  Zeit  der  beginnenden  Ausbreitung  der  durch  Dampf 
betriebenen  Eisenbahnen.  Dass  diese  Verordnung,  ebt?H>o  wie  das  ihr 
vorangccaniiene,  obenerwüinite  (iesetz  vom  3.  November  1838,  nur  Eisen- 
bahnen .-»ukliti  Art  im  Auge  gehabt,  und  dass  sie  unmittelbar  nur  deren 
Schutz  bezweckt  hat,  stellt  bei  Berücksichtigung  der  obwaltenden  Verhalt- 
niose  ausser  Frage.  Das  durch  die  Benutzung  der  Dampf  kraft  neu  ge- 
schaffene Verkehrsmittel  eröffnete  das  Feld  für  einen  Kreis  gleichfalls 
eigenartiger,  in  die  bestehende  Hechtsorduung  schädigend  eingreifender 
Handlungen,  für  deren  Ahndung  kein,  oder  wenigstens  kein  ihrer  Gefähr- 
lichkeit Rechnung  tragendes  Strafgesetz  bestand.  Diese  Lücke  auszulülleo, 
war  der  Zweck  der  Verordnung  vom  30.  November  1840.  Die  Be- 
stimmungen der  letzteren  sind  darauf  fast  dem  Wortlaute  nach  in  da?» 
preussische  8t rnOre setzbuch  §§  294,  295,  299,  300  üliergegaugen.  Auch 
in  anderen  deuisehen  Staaten  war  die  Gesetzgebung  iu  ähnliche)-  Weise 
geregelt.  So  in  Bayern  durch  das  Strafgesetzbuch  vom  10.  November  1861 
Art.  357.  359.  in  Württemberg  durch  das  Gesetz  vom  2.  Oktober  1845 
(Reg.  Bi.  für  1845  S.  385),  im  Königreich  ^aclisen  durch  das  Gesetz  vom 
11.  August  1855  (Gesetz-  u.  Verorduungsbl.  für  1855  S.  292),  in  Baden 
dureh  §  566  St. G.B. "s  vom  6.  März  1845.  in  Mecklenburg-Schwerm  durch 
die  Verordnung  vom  31.  Dezember  1845  (Offizielles  Wochenbl.  für  1846 
S.  5).  in  Sachsen-Weimar  durch  das  (resetz  vom  13. /17.  November  1846 
(Reg.  Bl.  für  1846  S.  159),  —  zu  vergleichen  auch  das  in  dem  vormaligen 
Königreich  Hannover  in  Geltung  gewesene  Gesetz  vom  8.  August  1846 
hanuov.  Gesetzsammlung  für  1876  S.  159).  Alle  diese  Gesetze  g^>eil 
ans  gleichen  Rücksichten,  wie  bei  den  prenssischen  Gesetzesakteu,  keinem 
Zweifel  darüber  Raum,  dass  sie  die  mit  Dampfkraft  betriebenen  Eisen- 
bahnen zDoi  Gegenstande  haben.  In  dem  Gesetze  für  das  Königreich 
Sachsen  vom  11.  August  1855  Art.  9,  10  und  der  Verordnung  für  Mecklen- 
burg vom  31.  Dezember  1S45  geschieht  der  Lokomotiven,  Dampfwagen  etc. 
aoadracklich  Erw&hnung. 
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Wenn  bei  diesem  Stande  der  Gesetzgebung  das  deatsche  Strafgesetz- 
bnrh  die  Bjestinimungen  des  preussischen  Rechtes,  —  abgesehen  von  Ab- 
änderungen untergeordneter  Bedeutung,  die  die  Entscheidong  der  hier 
streitigen  Frage  nicht  berühren,  —  dem  Wortlaute  nach  ubemommon  hat, 
so  muss,  in  EnnftDgelung  jedes  sich  ans  den  Materialien  ergebenden  An- 
haltes für  eine»  gegenthoilifro  AnjKassnng,  die  Annahme  Raum  gewinnen, 
dasa  den  fraglichen  Strafbastimmnngen  keine  wesentlich  weitere  Tragweite 
gegeben  werden  sollte,  als  sie  sie  in  der  bisherigen  preassischen  und  der 
mit  dieser  übereinstimmenden  Gesetz^chnng  anderer  Bundesstaaten  gehabt 
haben.  Danach  aber  fallen  die  Pferdeeisenbahnen  nicht  unter  den  Begriif 
der  „Eisenbahn'*  im  Sinne  der  §§  315.  316  a.  a.  0.  Das  Institnt  der 
Pferdeeisenbahnen  hatte  zur  Zeit  der  Berathunc:  und  Bmanation  des  deat- 
sehen  Strafgesetzbuches  schon  allgemeinere  Verbreitung  gefunden.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Thatsache  wäre  es  aber,  wenn  es  in  der  Absicht  des 
(Gesetzes  gelegen  hätte,  die  Pferdebahnen  gleichfalls  unter  den  Schutz  der 
fraglichen  Strafhestimmungon  zu  stellen,  nicht  nur  naheliegend,  sondern 
es  wäre  eine  dringende  Veruiilassung  dazu  vorhanden  gewesen,  dieser 
Ahsieht  in  unzweideutiger  Weise  Ausdruck  zu  geben,  nicht  aher,  um  den 
linfung  der  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  zu  bestimmen,  sich  einer  Be- 
zeichnung zu  bedienen,  mit  welcher  sowohl  nach  dem  gemeingewObnUchen 
Sprachgebrauche  als  nach  der  Ansdrncksweise  der  damaligen  Gesetzgebung 
eine  engere  und  jedenfalls  die  Pferdeeisenbahnen  nicht  umfisasende  Be- 
deutung verbunden  war., 

Auch  innere  Gründe  stehen  der  Annahme  zur  Seite,  dass  die  be- 
sehrftnkte  Anwendung  der  beregten  Straibestimmnngen  nach  der  bezeich- 
neten Biohtnng  m  der  Intention  des  Gesetzes  liegt  Die  Intensttit  der 
Wirkung  der  Dampfkratt  und  die  Schwierigkeit  ihrer  augenblicklichen  Be- 
herrsehuBg,  die  Schnelligkeit  der  Bewegung,  welche  sie  hervontubringen 
im  Stande  ist,  und  die  damit  in  Verbindung  stehende  Unmöglichkeit,  in 
verhAltnissmflssig  kurzer  Zeit  die  Bewegung  zu  hemmen,  sind  es  gerade, 
w^ehe  Störungen  in  dem  Betriebe  einer  Bisenhahn,  bei  welcher  die  Dampf- 
kraft  das  bewegende  Element  ist,  in  ganz  besonders  hohem  Grieide  für 
Personen  und  Sachen  gefahrbringend  erscheinen  lassen,  und  diese  Bfidc- 
sicht  hat  den  Anlass  gegeben,  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit  die 
80  betriebenen  Eisenbahnen  gegen  Vergehungen  und  Verschuldungen  der 
bedieosteten  Beamten  und  Dritter  unter  den  besonderen  Schutz  des  Straf- 
gesetzes zu  stellen. 

Ob  nun  das  Gesetz  Oberhaupt  Eisenbahnen  mit  der  intensiven 
Wirkung  der  durch  Dampfkraft  betriebenen  treffen  wollte,  dabei  aber  zu- 
nicfast  und  unmittelbar  nur  letztere,  als  die  damals  allein  bekannten,  im 
Auge  gehabt  hat,  ob  also  die  §§  315,  316  St.6.B.'s  auch  auf  Eisen- 
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bahneü  Anwendung  finden  müssen,  welche  durch  der  DamptTcraft  m  der 
Wirkung  gleichstehend«^  Kriiftr  betrieben  werden,  wird  hier  nicht  ent- 
schieden. Anf  Pfcrdeeisenbahuen  linden  diese  Gcsetzesvorschrifton  jeden- 
falls keine  Anwendung.  Zwar  ist  auch  hier  die  Schnelligkeit  der  Be- 
wegung —  mit  Rücksicht  auf  die,  die  Fortbewegung  erleichternde,  metallene 
Unterlage  —  im  allgemeinen  eine  beschleunigtere,  allein  die  Hemmung 
der  Bewegung  ist  hier,  im  Verhältnisse  zu  den  Lokomotivbahnen,  erheb- 
lich leichter  und  sicherer  ausführbar  und  unterliegt  im  wesentlichen  keinen 
grosseren  Schwierigkeiten,  als  bei  jedem  mit  Pferden  bespannten  schnell 
dahinfahrenden  Wagen.  Von  einer  ungewöhnlichen  Gefiethr  fär  Leben, 
Gesundheit  und  Eigenthnm  im  Falle  einer  Störung  im  Betriebe  kann 
deshalb  in  dem  Sinne,  wie  bei  Lokoraotivbahneu,  bei  den  Pferdeeisen- 
bahnen  nicht  die  Rede  sein.  Der  Umstand,  auf  welchen  die  Revision  be- 
sonderes Gewicht  le^t,  dass  der  Pferdeeisenl>ahnwagen  an  das  Geleise 
gefesselt  und  so  gehindert  ist,  einer  drohenden  Gefahr  anszuweicheot 
erseheint  ohne  Bedentang;  die  Unmöglichkeit  des  Answeichens  kann, 
namentlich  bei  engen  oder  sehr  verkehrreichen  Strassen,  f&r  jedes  Ge&brt 
eintreten. 

Aach  in  der  Doktrin  wird  von  der  Mehrheit  der  Stimmen  die  Auf- 
fassung, dass  Pferdeeisenbaboen  nicht  anter  den  B^iff  der  „Eisenbahn'^ 
im  Sinne  des  fraglichen  Gesetzes  fallen,  getheilt. 

Vgl  Liszt,  Straf  recht  2.  Aufl.  S.  334;  Berner,  Strafrecht  13.  Aufl. 
S.  607;  H.  Meyer,  Lehrbuch  3.  Aufl.  S.  599;  Olshausen. 
Kommentar  Bd.  2  8. 1186:  Rüdorff-Stenglein,  Strafgesetzbach 
3.  Aufl.  Anm.  1  zu  §  315;  Bnbo,  Komm.  S.  969. 
Ein  Theil  der  Gegner, 

vgL  Oppenhoff,  St. G.B.  10.  And.  Anm.  2  zn  §  315, 
legt  Tomehmlicb  anf  die  Bedeutnng  des  Wortes  „filsenbahnen**  in  dem 
Gesetze  vom  7.  Jan!  1871  Gewicht.   Dieses  Gesetz  gehört  jedoch  ans- 
schliesslich  dem  Gebiete  des  Civilrecbtes  an,  für  welches  andere  GeeicfatB- 
pankte  als  fnr  das  Strafrecht  maassgebend  sind. 

Bei  Gelegenheit  der  Berathang  der  Novelle  zum  Strafgesetzbnceh 
vom  26.  Febroar  1876  ist  die  Frage  gleidifalls  zor  Sprache  gelanict. 
Der  von  dem  Reichskanzleramte  dem  Bondesrathe  vorgelegte  Gesetzentwnif 
projektirte,  gerade  mit  Bezng  anf  die  Pferdeeisenbalmen,  als  §  320a  die 
Anfhahme  der  Bestünmnng  in  das  Gesetz,  dass  „anter  Eisenbahnen  im 
Sinne  dieses  Strafgesetzes  anch  diejenigen  Eisenbahnen  zu  verstehen  seien, 
anf  welchen  der  Transport  durch  eine  andere  Kraft  als  die  Dampfknft 
betrieben  werde". 

Vgl.  Dracksachen  za  den  Verhandlangen  des  Bnndesrathes  Session 
1875  Nr.  78,  Nachtrag. 


Digitized  by  Google 


Entscb.  des  Obor-LandesgericbU  Breslau  vom  21.  M«  1885. 


173 


Der  Ansachnes  fftr  das  Jostizweseo  lehnte  jedoch  den  dahin  gehenden  An- 
trag ab  mit  der  Motivirung: 

0ie  Frage,  ob  das  Gesetz  schon  jetast  im  Sinne  des  Vorschlages 
zu  verstehen  sei,  werde  von  zwei  obersten  GeriehtsbOfen  verneint, 
von  einzelnen  ScfariltsteUem,  jedoch  zumeist  ohne  nähere  Angabe 
von  Grfinden,  bejaht;  der  Ansschloss  habe  sieh  ex  lege  lata  und 
de  lege  ferenda  einstimmig  zn  Gonsten  der  ersteren  Ansiebt  ent- 
schieden. 

Dem  trat  auch  das  Plenaro  des  Bnndesrathes  bei,  so  dass  die  frag- 
liche Bestiinmung  in  den  dem  Keichstage  vorgelegten  Gesetzentwurf  keinen 
Einmalig  gefaudeu  hat. 

Vgl.  Drucksachen  a.  a.  0.  Nr.  98  S.  18,  Protokolle  des  Buudebiathes, 
Session  1875  S.  423. 

Was  das  in  dor  Revisionsschrift  in  Bezuj;  Kenoinmenc  Urtheil  des 
ersten  Strafsenates  des  Keichsgericlites  vom  8.  Juli  1884, 
vgl.  Kntsch.  des  H.G.'s  in  Strafs.  Bd.  11  S.  33, 
anlangt,  so  berührt  dasselbe  die  streitige  Fiam-  nicht,  spricht  vielmehr  nur 
aus,  das^?  die  von  Lokomotiven  befahrene  Strasseneisenbahu  unter  die 
in  den       315,  31G  St.G.B.'s  genannten  Eisenbahnen  fällt. 

Ans  den  vorstehenden  Gründen  und  io  Anbetracht,  dass  die  ihat- 
bestandsmerkmale  der  Uebertretuug  gegen  §  366  Nr.  9  oder  10  nicht  als 
vorliegend  festgestellt  sind,  war  die  Revision  zu  verwerfen. 


Kr«  91.  Entseh.  des  Ober-Landesg^riehts  Breslan. 
3.  Oivii-Senat.   Vom  21.  Hai  1885. 

Die  Haftung  juristischer  Penonen  für  ansserlLontraktUohe  Seliäden  dnrob 
Vemben  ihrer  Beamten  und  Yertreter«  tritt  nur  dann  ein,  wenn  eine  der 
juristiflchen  Person  dnroh  spezielles  Gesetz  anferlegte  Verbindllehkeit  ver- 
letzt Ist  Eine  solche  Yerletznng  liegt  aber  vor,  wenn  die  Beamten  einer 
Itsenbahngesellwhaft  beim  Ban  einer  Eisenbabnbriicke  nnter  Nichtbeob- 
acbtnng  der  Yorscbrilten  des  Delcbgesetses  vom  28.  Jannar  1848  eine 
Dammbsscbädlgang  und  folgedcssen  eine  Ueberscbwemmnng  der  durch  den 
Dsmm  geschützten  Aeoker  bewirkt  haben. 

Der  erste  Richter  gründet  ncine  Entscheidung,  abgesehen  davon,  das 
er  die  Haftung  der  Rechts  Vorgängerin  des  Beklagten  auf  Grund  der  §§14 
des  Eisenbahngesetzes  und  des  Enteignungsgesetzes  ebenfalls  verneint, 
insbesondere  darauf,  dass  selbst,  wenn  den  Beamten  der  Oberschlesischen 
Eisenbahn  eine  Uebertretung  des  §  1  des  Deichgesetzes  vom  28.  Januar  1848 
zur  Last  fallen  sollte,  die  Oberschiesische  Eiseubahngeseilschaft  für  diese 
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üebeitretaDg  doch  deshalb  nicht  eiozaateheu  habe,  weil  §  1  I.e.  kein 
Spezialgesetz  sei,  dessen  Verletzang  auch  juristische  Peraoneo  za  vertraten 
httteD,  iodem  das  Deichgesetz  in  den  betreffenden  §§  nicht  spezielle  Tor> 
Schriften  ftr  Eisenbahngesellschaften  aufstelle,  sondern  von  Jedermann  za 
beobachtende  nnd  für  Jedermann  gegebene  Bestimmuigen  enthalte. 

Der  erste  Richter  geht  hierbei  zwar  von  dem  von  den  höchsten  Ge- 
richtshöfen (dem  frflheien  Ober-Tribonal,  Entsch.  Bd.  37  S.  32  ff.  Bd.  61 
S.  1  ff.  Strieth.  Archiv  Bd.  77  S.  115,  dem  frfiheren  fieichs-Ober-Handela- 
gericht  Bd.  VIII  S.  202  ff  Bd.  XVIII  S.  136  R.6.  VHI  S.  236)  in  Icon- 
stanter  Praxis*  festgehaltenen  and  als  richtig  anznerkennenden  Satze  ans, 
dass  —  abgesehen  von  den  hinsichts  der  Haftung  besonders  gesetzlicfa 
geregelten  FftUen  —  die  Haftung  juristischer  Personen  für  aosserkontraictliche 
Schfiden,  welche  dnrch  Versehen  ihrer  Beamten  nnd  Vertreter  veranlasst  seieo, 
nnrdann  eintrete,  wenn  eine  der  juristischen  Personen  dnrch  spezielles  Gesetz 
auferlegte  Verbindlichkeit  verlest  wäre.  Er  fasst  aber  den  Bogriff  „Spe- 
zialgesetz" zn  eng,  wenn  er  verlangt,  dass  sieh  die  betreffende  Rechtsnorm 
speziell  gegen  jnristische  Personen  kehre.  Vielmehr  wird  der  Begriff  des 
„Spezialgesetzes**  schon  dann  erfüllt,  wenn  ein  Gesetz  eine  einzelne  be- 
stimmte Verbindlichkeit  hinsichtlich  eines  konkreten  Gegenstandes  aufer- 
legt, sei  es  anch,  dass  es  diese  Verbindlichkeit  von  Jedermann  beobachtet 
wissen  will.  Nnr  diese  Anf&ssnng  wird  dem  der  Haftnng  jnristisdker 
Personen  zn  Gmnde  liegenden  Prinzipe  gerecht,  dass  der  vom  Rechte  an- 
erkannten RechtsiUiigkeit  derselben  die  Veipfiichtnng  znr  Tragnng  der 
durch  Spezialgesetz  auferlegten  positiven  Verbindlichkeiten  entsprechen 
müsse.  In  diesem  Sinne  Mt  auch  der  §  1  des  Pr.  Deichgesetzes  vom 
28.  Januar  1848  unter  dea  Begriff  eines  Spezialgeset/es,  da  er  die  posi^ 
tive  Verbindlichkeit  festsetzt,  vor  Verleuung,  Erhöhung  sowie  guuz  oder 
theilweiser  Zerstörung  eines  Deiches  die  Genehmigung  der  zuständigen 
Regierungsbehörde  einzuholen. 

Die  Haftnng  der  Rochtsvorgängerin  des  Beklagten  wegen  eines  auf 
die  Verletzung  des  §  1  I.e.  zurückzuführenden  Scliadens  wird  deshalb  dann 
gegeben  sein,  wenn  feststeht, 

1.  dass  eine  völlige  oder  thcilweihe  Zei.-^tüiung  oder  Beschädigung 
des  Lohedeiches  bei  Gelegenheit  des  Brückenbaues  unterhalb  der 
Senitz'er  Feldmühle  stattgefunden  hat  und  zur  Zeit  der  Ueber- 
schwemmnni;  vom  18.  und  19.  Juni  1888  noch  bestanden  hat, 
ohne  duss  die  Genehmigung  der  zuständigen  Regierungsbehörde, 
des  Bezirksraths,  /u  dieser  Maassregel  eingeholt  ist, 

2.  dass  Beamten  der  iklin  ein  Versclmldeu  bei  dieser  üebertretung 
des  §  1  des  Deichgesetzes  zur  Last  füllt,  weil  sie  verpflichlet 
waren,  bei  Ausführung  des  Brückenbaus  so  lauge  einer  Verletzung 
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des  Deiches  vorzubeugen,  bezw.  die  sattgehabte  Verletzung  ruck- 
gängig zu  machen,  bis  die  Genehmigung  des  Bezirksraths  eiuge- 
holt  worden. 

Anlangend  den  Punkt  ad  1,  so  wird  Seitens  des  Beklagten  nicht  be- 
stritten, dass  im  Oktober  1882  eine  Verletzung  des  Lohedeichs  bei  Ge- 
Icfreiiheit  des  Brückenbaus  über  die  Lohe  stattgefunden  hat.  Seine  Ver- 
theidigung  geht  hier  nur  dahin,  dass  diese  Verletzung  keine  so  bedentcnde 
gewesen  sei.  als  die  Kläger  behaupten.  Die  von  ihm  zu  gegebene  Ab- 
^rabniiji  des  Deiches  von  1,5  bis  2  m  Breite  und  circa  1  m  Tiefe  :?tellt 
sich  aber  zweifellos  als  eine  Beschädigung,  hezw.  theilweise  Zerstörung  des 
Lohedeiches  im  Sinne  des  §  1  des  Deichnesetzes  dar  und  es  ist  ferner 
Bekla^^terseits  ziiijegeben.  dass  an  der  Deichabgrahungsstelle  zur  geuauiiten 
Zeit,  im  Juni  1883,  ein  Durchbrucb  der  aui^eschwnllenen  Lohewässer  einge- 
treten ist,  und  es  ist  auch  Beklagterseits  bei  der  mündlichen  Verhandlung 
IL  Instanz  eingeräumt  worden,  dass  diese  durchgebruelieneu  Lohewftsser 
überhaupt  auf  die  Aecker  der  Klüger  nachtheilig  gewirkt  haben,  so  dass 
es  hier,  wr»  es  sicli  nur  nm  den  Grund  des  klägerischen  Anspruchs  han- 
delt, nirlil  (iaruuf  ankommt.  ol>  die  bei  (ilelegenheit  des  Brückenbaus  vor- 
genommene Deichbeschädii^inig  eine  grössere  oder  nur  der  Angabe  des 
Beklagton  enUprecliend  geringere  war,  auch  nicht,  ob,  wie  Beklagter  be- 
hauptet hat,  die  Beschädisrungen  der  klägerischeii  Ländereien  resp.  Früchte 
zu  hoch  angegeben  und  itauptsächlich  durch  anderweite  Umstände 
lierbeigetührt  worden  seien. 

Demzufolge  liegt  zunächst  objektiv  eine  Verletzung  des  §  1  1.  c.,  welche 
den  klägeriscben  Ländereien  nachtheilig  gewesen  ist,  vor,  falls  die  Ge- 
nehmigung der  zuständigen  Regiernngsbehörde  —  nach  §  121  des  Zu- 
.ständigkeitsgesctzes  vom  26.  Juli  1876  des  Bezirksraths  —  zu  der  Deich- 
beschädigung nicht  eingeholt  ist. 

Der  Beklagte  hat  nicht  zu  behaupten  und  unter  Beweis  zu  stellen 
vernnocht,  dass  die  Genehmigung  eingeholt  ist.  Nach  der  Sachlage  geht 
liieraus  iiervor.  dass  die  Genehmigung  in  der  That  fehlt. 

Deninacli  fräi^t  es  sich 

2.  noch,  ob  den  mit  der  Leitung  und  Beaufsi«  htimint?  de«  Briicken- 
baus  seitens  der  Obfrschlesischea  Bahn  betrauten  Bea inten  ein 
Verschulden  bei  Verletzung  des  §  1  des  Deichgesetzes  zur  Last 
fällt. 

Der  Beklagte  bestreitet  dies  um  deswillen,  weil,  wie  er  unter  Be- 
streiten der  Klüger  behauptet,  der  Privatunternehmer  Exner,  welchem 
die  Manrerarbeiten  lieiin  Brückenbau  kontiaktlieh  übertragen  Seewesen, 
selbstständiti  ohne  Anweisnmc  Ji'ner  Beamten  die  Dammal'jrrabnm;  vor- 
genommen habe,  weil  die  Beamten  von  derselben  überhaupt  nichts  gewusst 
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und  sie  nicht  gewollt  hätten,  und  hält  auch  eTentuell  ein  Vergeben  der 
£iBenbahnbeamten  hinsieht»  der  Haftung  der  Oberschlesischeo  £i8enbahtt- 
geeeUechaft  jetzt  des  Fiskus  um  deshalb  nicht  fär  erheblich,  weil  das  Ab* 
tragen  des  Deichs  weder  eine  nothwendige  oder  auch  nur  Toraosznsehende 
Folge  des  Brückenbaus  gewesen  sein  soll. 

Diese  AnfOhrongen  erscheinen  aber  nicht  als  dorefagrei£9ad.  Wenn 
auch  der  Beldagte  bestritten  hat,  dass  die  betreffende  Deichabgrabimg  tob 
den  Leuten  bezw.  Beamten  der  Oberechleeischen  Eisenbahngesellschaft  aus- 
geführt worden  sei,  vielmehr  als  demjenigen,  von  welchem  die  Deichab- 
giabnng  vorgenommen  worden  sein  soll,  den  Privatbauuntemehmer  Einer 
bezeichnet  hat,  so  ist  doch  im  Thatbestande  des  ürtheils  I.  Instanz  als 
unstreitig  angeführt  und  unstreitig  geblieben,  dass  hinsichts  des  m  Bede 
stehenden  Baues  die  spezielle  Bauleitung  dem  Begierungsbanmeister 
Sommerfeld  übertragen  und  diesem  der  Begierunpbaufiihrer  Weckmann 
zur  Assistenz  beigegeben  war. 

Wie  aus  dem  von^em  Beklagten  in  erster  Instanz  fiberreiehten  und 
in  zweiter  Instanz  hinsichts  der  Oertlichkeit  der  Abgrabunga-  und  Durch- 
bmchsstelle  und  ihrer  Umgebung  vorgelegten  Sitnationsplan  fol.  16  der  Akten 
hervorgeht,  auch  durch  die  Angabe  des  Beklagten  unterstützt  wird,  dass 
die  Besch&diguog  des  sich  bis  dicht  zur  Brnoke  hinziehenden  Lohedeichs 
zu  dem  Zwecke  stattgefiuden  habe,  die  Baumaterialien  leichter  hinzu- 
schaffen, fand  die  Beschfidigung  des  Deiches  ganz  in  der  Kühe  der  Stelle 
statt,  wo  die  Brficke  selbst  gebaut  wurde.  Mag  sich  auch  vieUelcht  die 
DeichabgrabuDg  nicht  unmittelbar  bis  an  die  Brückenpfeiler  bezw.  deren 
Hanerwerk  erstreckt  haben,  sondern  vielleicht  noch  etwas  bezw.  wenige 
Jfeter  davon  entfernt  geblieben  sein,  so  kann  doch  nach  dem,  was  gegen 
den  Beklagten  aus  dem  Erw&hnten  erhellt,  nicht  zweifelhaft  sein,  daas  die 
betreffende  Abgrabnngsstelle  einen  Theil  des  Bauplatzes  bildete.  Nach 
der  gedachten  Zeichnung  liegt  die  Abgrabunga-  lesp.  Deichdnrchbruchstelle 
an  der  Stelle  des  Deichs«  an  welche  sieh  nach  dem  Lande  zu  die  bei  der 
Vorlegung  der  Zeichnung  als  Bampe  —  Brfickenrampe  —  bezeichnete 
Deicherweiterung  gegenwärtig  anschliesst,  und  zwar  nicht  etwa  an  dem 
von  der  Brücke  selbst  entfernter  gelegenen  Thelle  der  sogenannten  Rampe. 

Hiemach  unterlag  jedenfalls  Exner,  wenn  er  an  der  betreffenden  Deich- 
Stelle  eine  Abgrabung  vornahm,  hierbei  der  Eontrolle  des  Baumeisters 
Sommerfeld  und  seines  Assistenten  Weckmann.  Da  nun  in  der  Beziehung, 
dass  wirklich  diese  beiden  die  Bauleitung  thatsftchlich  ausgeführt  haben, 
von  keiner  Seite  ein  Zweifel  angeregt  worden  ist,  da  femer  die  betretende 
Dammabgrabung  nicht  etwa  blos  kurze  Zeit,  sondern  unstreitig  vom  Oktober 
1882  bis  m  den  Juni  1883  hinein  bestanden  hat,  so  folgert  der  Gerichts- 
hof hieraus  und  nimmt  für  wahr  an,  dass  die  erwähnten  beiden  Beamten 
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schon  längere  Zeit  vor  der  Ueberflathoog  die  Deiehabgrabuug  gekannt  haben 
mfisaen  und  wirklich  gekannt  haben. 

Hiemaeh  ersdielnt  der  Beweieantrltt  des  Beklagten  dafür,  daas  die 
Beichabgrabnog  zum  BrOdsenbane  nicht  no&wendig  auch  nicht  vorhenn- 
iehen  gewesen  sei,  als  unerheblich,  nnd  war  davon  anszngehoD,  dass  von 
dw  Obexaehlesiachen  EisenbahngeBeUseliaft  bezw.  deren  genannten  Beamten, 
jedenfalls  wenn  nicht  vor  dem  18.  nnd  19.  Jnni  1883  die  Deichbeschädi- 
gang  wieder  beseitigt  wurde,  die  Genehmignng  der  Regierungsbehörde  resp. 
des  Bezirksraths  zn  der  Abgrabnng  einznholen  gewesen  wäre,  nnd  seitens 
der  Vertreter  der  Bahn  dafür  Vorsorge  zn  treffen  gewesen  wäre,  dass 
der  Bezirksratb  die  in  Folge  der  Abgrabnng  etwa  erforderlichen  Sicherangs- 
maassregein  herbeiführe.   Dies  ist  unterlassen  worden. 

Da  die  getroffene  Entscheidung  schon  aus  diesen  Gründen  gerecht- 
fertigt erscheint,  so  erübrigte  sich  ein  Eingehen  auf  die  Frage,  ob  die 
klfigerischerseits  noch  ausserdem  zur  Darlegung  des  Grundes  des  Kls^e- 
anspruchs  angezogenen  Gesetzesstellen  zutreffend  sind. 


Nr.  92.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

4.  Civil-Seiiat.    Vom  21.  Mai  1885. 

[B«ke,  Präiis  des  Relchüiterichts.  1.  S.  ;il8.  Nr.  1429.] 

Das  Anerkenntniss  des  Frachtkontos  ist  stempelpflichtig. 

Die  Steiiiin  l[*tli(htigkeit  der  Urkunde  ist  !odic:liph  narh  ihrom  In- 
{lalt,  nicht  nach  dein  Zweck  ihrer  Aussteilung  (Koiitrolc  des  Fraclitkontos) 
"ilor  nach  <lem  Iiihult  anderer  Urkunden  (aH^emeiiie  Bcdini^un^t'ii)  /ii  ho- 
urtheilen.  Nach  Inhalt  nnd  Form  ist  die  L'rkuiul»'  iiaeli  Fcststelhiiiic  (le>< 
In'rufuntjsurtheils  das  Auerkenntniss  einer  Geidseliuhl.  welclic  sirli  aus 
tili  er  HectmungsoperatioQ  ergiebt,  sonach  ein  stempclpflichtiger  ISchold- 
öchein. 

Mr.  98.  Entsefa.  des  Dentsehen  Belelisgerichts« 

4.  Straf-Senat.   Vom  23.  Mai  1885. 

f  AratL  KnUcU.  de«  Relchjiger.  in  Strafoachtrn.  Bd.  12.  S.  212  f.] 

1.  Die  Vorachrift  des  ^  59  des  preiissischen  Gesetzes  wegen  Untersuchung 
Uüd  Bpstratiiinj;  ilür  Zuilvergehen  vom  23.  Januar  1838  ist  aufgehoben. — 

2.  Weiiu  i^egeiiiiher  dem  Angeschuldigten  der  die  ZoUdefraudationsstrafe 
ansspreGlitiiiUe  Slralbbscheid  der  Verwaltungsbehörde  recklskräftig  gewor« 
den  ist,  so  darf  docli  der  subsidiarisch  Verpllielitcie  vor  dem  Gerichte 
geltend  machen,  dass  der  Augeschuldigte  nicht  tme  Defraudations-,  son- 
dern nur  eine  Orduungsstrafe  verwirkt  habe.    In  diesem  lalle  kami  die 
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snlMldiailBolie  Vorliaftiuig  auf  den  B«tng  dw  naeh  Avmuwinig  des  Ge- 
TleUtfl  Terwirkten  Ordnnngaatnlb  eiageMbiiokl  werden. 

Der  Provinzialsteuerdirektor  för  Schlesien  hat  am  27.  August  188S 
einen  Strafbescheid  dahin  erlassen,  dass  der  bei  der  oberschlesischen  Eisen- 
bahnverwaltang  angestellte  Packmeister  Sch.,  weil  er  einen  aus  Russland 
mit  Eisendrehspänen  eingegangenen  Güterwagen,  als  zollfreie  Eisenschlacke 
enthaltend,  doklarirt  hatte,  der  ZoUdefraude  schuldig  und  deshalb  neben 
Erlegung  der  mit  1]0,(k)M.  hinterzogenen  Gefölle  mit  einer  Geldbusse  von 
443,60  ^-  wnd  den  Kosten  des  Verfahrens  zu  belegen,  die  Direktion  der 
oberschlesischen  Eisenbahngesellschaft  aber  gehalten,  für  Geldbusse,  Z«»ll- 
gefülle  und  Kosten  subsidiarisch  zu  hatten.  Dieser  Strafbescheid  ist  gegen 
Sch.  reehtskraitig  geworden.  Dagegen  hat  die  genannte  Direktion  auf 
gerichtliche  Hntschoidani;  ani;etras:en.  W.ilirend  das  Schöffengericht  aut 
gänzliche  Aufhebung  der  subsidiarischen  Verhafiuu^  erkannte,  weil  eine 
Defraudation  nieht  vorliege,  hat  das  Bernfungsgericht  die  subsidiarische 
Verhafliüju  m  Hohe  von  äO  AI.  und  der  Kosten  aufrecht  erhaltf^n.  itu 
übrigen  aber  aufgehoben,  indem  es  annimmt,  dass  Sch.  zwar  erwühnLer- 
maassen  eine  Defraudation  nicht  beabsichtigt,  jedoch  nach  §§  KiG  Nr.  1  c, 
137,  152  V.Z.  G.'s  durch  die  ihm  zur  Last  gelegte  That  eine  Ordnungs- 
strafe verwirkt  habe,  welche,  entsprechend  der  Sachlage,  auf  50  M.  fest- 
zusetzen gewesen  wilre.  Das  Reichsgericht  hat  die  Revision  des  Proviuzial- 
ßteuerdiroktors  verworfen. 

Ans  den  Gründen: 

Die  von  dem  ProTinzialstenerdirektor  eingelegte  Bevision  iet  na45h 
keiner  Seite  begründet 

1.  ZxL  ihrer  Rechtfertigung  wird  in  erster  Reihe  ansgefObrt,  dass  die 
von  der  Vorinstanz  für  angehoben  erachtete  VorBchrift  des  §  59  des- 
prenssisehen  Gesetzes  wegen  Untersuchung  und  Bestrafiing  der  Zollvergehen 
yom  23.  Jannar  1838  noch  Geltang  habe,  weil  dieselbe  nicht  prozess- 
rechtlicher,  sondern  materieller  Natur  sei.  Dieser  Ausführung  kann  in- 
dessen nicht  beigetreten  werden. 

Schon  äusseriich  sind  in  dem  angeffibrten  Gesetze  die  Bestimmungen 
materiellen  Inhaltes  von  den  prozessrechtlichen  Vorschriften  streng  ge- 
schieden, indem  die  §§  1—27  nnter  dem  Abschnitte  ,,A.  Von  den  Strafen 
der  Zollvergehen",  die  §§  28—60  unter  dem  Abschnitte  „B.  Von  dem 
Strafverfahren"  zusammeugefasst  werden.  Während  in  dem  Abschnitte  A. 
der  §  M)  mit  der  üeberschrift  „d.  Subsidiarische  Vertretungsverbindlich- 
keit dritter  Personen**  —  ebenso  wie  jetzt  der  §  15.3  des  Vereinszoll- 
gesetzes vom  1.  Juli  1869  —  darüber  Bcstimmnng  trifft,  in  welchen 
Fällen,  und  in  welchem  Umfange  eine  solche  Vertretungsverbiudlichkeit 
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eintritt,  tragen  in  dem  Abschnitte  B.  die  r)()  09  die  guuieinsame 
üeberschrift.:  .^m.  Verfahren  gegen  die  sulisidiariseh  Verhafteten". 

Dieser  äusseren  Stellnng  Tind  Bezeichnung  entspricht  sodann  anch  der 
juhult  dos  §  59  a.  a.  0.,  welcher  wörtlich  dahin  laaUt: 

„Die  abgesondert  von  der  Uotersnchang  wider  den  Kontravenienten 
zur  gerichtlichen  Kognition  gelangende  subsidiarische  Verhaftung 
wiitl  im  Wege  des  summarischen  I'rozosses  erörtert  und  entschieden. 

Das  Gericht  darf  hierbei  nur  auf  die  BcurÜieilung  der  Frage 
eingehen,  ob  der  Pall  der  subsidiarischen  Verhaftung  nach  den 
Gesetzen   voiiianden  sei.    Eben  dieses  findet  statt,  wenn  der 
Kontravenient  sich  bei  dem  verurtheilendeu  Erkenntnisse  beruhigt, 
der  subsidiarisch  Vcriialtcte  a[)er  von  den  in  den  Prozessgesetzeii 
geordneteu  Rechtsmitteln  Gehrauch  macht." 
Es  uiffi  hier  eine  Frage  des  niateriollen  Strafrechtes  nicht  Ix-riuirt, 
insbesondere  über  die  Voraussetzungen  oder  Grenzen  der  subsidiarischen 
Vertretungsverbindlichkeit  nichts  verordnet,  vielmehr  nur  vorgeschrieben, 
welches  Verfahren  einzuschhigen  und  inwieweit  die  Vertheidigung  des 
subsidiarisch  Verhafteten  zu  berücksichtigen,  wejin  uber  die  subsidiarische 
Verhaftung  abgesondert  von  der  Bestrafung  des  Kontravenienten  za  ent- 
scheiden ist. 

Mit  Recht  hat  deshalb  die  Strafkammer  angent>iinneii.  dass  es  sich  um 
eine  prozessrechtliche  Vorschrift  der  preussiscii.n  i>andesgcsetzgebung 
handelt,  und  dass  diese  Vorscin-ift.  da  sie  nicht  das  Verfahren  im  Ver- 
waltungswege, sondern  das  Verfahren  vor  den  Gerichten  betrifft, 

vgl.  Entsch.  des  R.G.'s  iu  Strafs.  BH.  8  S.  226, 
da  andererseits  in  der  Strafprozessordnung  nicht  auf  sie  verwiesen  wird, 
dureh  den  §  (!  dt>s  Einführuugsgeset/.es  zur  St. P.O.  ausser  Kraft  gesetzt 
ist.  Die  Küge  einer  Verletzung  dieses  §  0  dureh  unrichtige  Anwendung, 
sowie  einer  Verletzung  des  §  59  des  Gesetzes  vom  23.  Januar  1838  durch 
unterlassene  Anwendung  ist  liiernach  hinfällig. 

Dass  nach  den  Bestimmungen  der  Strafprn/.e>sürduuug  die  aus 
§  153  V.Z.G.'s  subsidiarisch  in  Anspruch  genommene  Eisenbahnverwal- 
tung in  ihren  Vertheidigiingsbefuuu!  -en  durch  das  Verhalten  des  An- 
geschuldigten nicht  besehrilukt,  msbesoudere  auch  befugt  ist,  zur  Ab- 
wendung der  Feststellung  ihrer  subsidiarischen  Haftbarkeit  die  Nicht- 
schnld  ihres  Angestellten  oder  BevoUmüchtigteD  nachzuweisen,  erscheint 
unbedenklich. 

vd.  Kntsch.  des  R.G.^s  in  Strafs  Bd.  8  S.  362, 
und  wird  auch  von  der  revidirenden  Verwaltnngshohörde  nicht  bezweifelt. 
Dagegen  bezeichnet  die  letztere  e\eiituell   den  §  \'M  Abs.  2  V.Z.G.'s 
deshalb  als  verletzt,  weil  zur  Ausschliessung  der  Detraudatiousstrafe  der 
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Nachweis,  daäs  der  Packmeister  Scli.  eine  Zollhioterziehnug  nicht  be- 
absichtigt liabe,  nicht  genüge,  vielmehr  darzathüii  gewesen  wäre,  dass 
eine  Defraude  überhaupt  auf  keiner  Seite,  altfo  namentlich  auch  nicht  von 
dem  Aussteller  der  Frai  Iithriefe,  beabsicliti^t  war.  Allein  diesem  Angriife 
liegt  eine  Auslegung  des  §  137  Abs.  2  V.Z.G.'s  zu  Grunde,  deren  ün- 
haltbarkeit  von  dem  Reichsgerichte  bereits  in  den  Urtheileu  vom  29.  Januar 
1883  g.  L.  3239/82  und  vom  4.  Oktober  1883  g.  £.  1816/83  nach* 
gewiesen  ist. 

2.  Endlich  findet  die  Verwaltungsbehörde  einen  Verstoss  gegen  dem 
§  153  V.Z.G.'s  darin,  dass  der  Vorderrichter  eine  Mithaft  für  eine  von 
ihm  arbitrirte  Ordnungsstrafe  ausspricht,  welche,  und  zwar  von  elDem 
anderen  Richter,  gegen  den  eigentlich  Schuldigen  hätte  festgesetzt  werden 
sollen,  aber  nicht  festgesetzt  ist.  0ie  hieraus  von  der  Revision  gezogene 
Folgerong,  dass  eventuell  auch  gegen  den  Packmeister  Sch.  anf  Grund 
des  §  397  St. P.O.  an  Stelle  der  anfznhebenden  Defraadestrafe  nnr  eine 
Ordnungsstrafe  festzusetzen  sei^  ist  ohne  weiteres  als  unberechtigt  zurück- 
zuweisen, da  Sch.  auf  gerichtliche  Entscheidung  nicht  angetragen  bat,  die 
Gerichte  also  gar  nicht  in  die  Lage  gelangt  sind,  den  Strafbescheid  der 
Verwaltungsbehörde,  soweit  er  die  Bestrafung  des  Sch.  zum  Gegenstände 
hat,  ihrer  Entscheidung  zu  unterziehen.  Von  einer  direkten  oder  ent- 
sprechenden Anwendung  des  auf  ganz  anderen  Voraussetzungen  beruhenden 
§  397  St. P.O.  kann  deshalb  nicht  die  Bede  sein.  In  Frage  könnte  viel- 
mehr nur  kommen,  ob  in  Folge  der  RGge  eine  Verletzung  des  §  153 
V.Z.G.'8  gegenüber  der  Eisen  bahn  direktion  die  subsidiarische  Haft- 
barkeit deshalb  gSnzlich  in  Wegfall  zu  bringen  wftre,  weil  dem  Angeschul- 
digten Sch.  eine  Ordnungsstrafe  als  solche  und  namentlich  eine  Ordnungs- 
strafe von  50  M.  nicht  auferlegt  worden  ist.  Aber  die  Rfige  selbst  erweist 
sich  als  verfehlt 

Durch  den  von  der  Eisenbahndirektion  gestellten  Antrag  auf  gericht* 
liehe  Entscheidung  wurde  das  angerufene  Gericht  mit  der  P^Ofbng  beiasst, 
ob  und  in  welchem  Umfange  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  die 
subsidiarische  Haftung  der  Eisenbahnverwaltnng  vorliegen.  Es  hatte  also 
namentlich  auch  selbststfindig  zu  prüfen,  ob  und  in  welchem  Umfiange  der 
Packmeister  Sch.  sich  einer  Verietzong  der  zollgesetzlichen  Vorschriften 
schuldig  gemacht  hat.  Fand  das  Gericht  bei  dieser  Prfifimg,  wie  es  vor- 
liegend geschehen  ist,  dass  Sch.  fttr  die  ihm  zur  Last  fallende  Handlung 
bei  richtiger  Gesetzesanwendung  nicht  mit  der  von  der  Steuerbehörde 
festgesetzten  Geldbusse,  wohl  aber  mit  einer  geringeren  Geldbusse  zu  be- 
legen gewesen  wäre,  so  war  die  subsidiarische  Haftbarkeit  der  Eisenbahn- 
verwaltung nicht  gänzlich  zu  verneinen,  sondern  nur  auf  den  Betrag  der 
von  Sch.  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  vorwirkten  Geldbusse  einzuschränken. 
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£iDer  derartigen  Einschränkong  stand  der  Umstand,  dass  der  Strafbefehl 
gegen  Sch.  eine  Defrandationsstrafe  festgesetzt  hatte,  das  Gericht  aber  nnr 
eine  Ordnungsstrafe  als  verwirkt  ansah,  ni<"ht  entgegen.  JDenn  der  §  158 
V.Z.G.'s  lässt  die  Vertretnngs Verbindlichkeit  fftr  Geldbüssen  ohne  weitere 
rnterscheidnng  eintreten.  Bei  der  Ordnungsstrafe  nnd  bei  der  Defran- 
dationsstrafe handelte  es  sich  aber  nm  dasselbe  Thun,  nnd  mit  der  Geld* 
bnsse  von  443,6o  ^>  dem  Sch.  zugleich  die  geringere  Geldbasse,  für 
welche  der  Bemürngsriehter  die  subsidiarische  Haftbarkeit  ausgesprochen 
liat,  auferlegt  worden.  Demgemftss  konnte  der  Vorderrichter  ohne  Rechts> 
irrthnm  die  Voraussetzungen  der  subsidiarischen  Verhaftung  anf  Hdfae 
einer  Geldstrafe  Ton  50  M.  als  vorhanden  annehmen. 

Es  war  deshalb  die  Revision,  auch  soweit  de  als  zu  Gnnsten  der 
Eiaenbahnverwaltnng  eingelegt  gelten  iiöonte,  zu  verwerfen. 


Tür,  94.  Beschlass  den  Oesierr.  Verwalt.  Gerichtshofes. 

Vom  26.  Mai  1H85. 

lOcsterr.  Ccntral-Blait  für  Elsenb.  etc.  1885.  S.  1384.] 

"Dip  ZnerkeüüUDt^  des  Charakters  der  Gemeinnützigkeit  an  *  m  Eisftnbahn- 
uuternehmen  berechtigt  nicht  zur  Einbringung  einer  Beschwerde  vor  dem 

Verwaltimgsgerichtshofe. 

Der  Verwaltnng:sKerichtshof  hat  mit  Beschluss  vom  26.  Mai  1885, 
Z.  1332,  die  Besehwerde  des  Rudolf  und  der  Marie  Weisshappel  wider 
den  Erlass  des  k.  k.  Uandelsministeriums  vom  3.  April  1885,  Z.  5842, 
betreffend  die  Anerkeninmar  der  Gemeinnützigkeit  einer  von  der  Oesterr,- 
ungar.  Staatseisenbahn-Gesellschaft  projektirten  Flügelbahii  in  die  Frendenan 
im  k.  k.  Prater  in  Wien,  auf  Grund  der  §§  2  und  21  des  Gesetzes  vom 

Oktober  1876,  R.-G.-Öl.  Nr.  36  ex  1876,  ohne  weiteres  Verfahren 
zurückgewiesen,  weil  die  angefochtene  Verfügung  nach  ihrem  in  der  Be- 
fichwerde  angegebeneu  Inhalte  —  Znerkennnng  des  Charakters  der  Ge- 
meinnützigkeit an  ein  Eisenbahn  unternehmen  —  nicht  als  eine  unmittel- 
bar zom  Nachtheil  der  Beschwerdeführer  im  Sinne  des  §  2  des  citirten 
Gesetzes  ergangene  administrative  Verfugung  oder  Entscheidung  ange- 
sehen werden  kann  und  weil  somit  die  Beschwerdefährer  nicht  sofort  gegen 
diese  —  ihnen  gar  nicht  zugekommene  —  Verfügung,  sondern  erst  dann 
Besdiwerde  zu  erheben  berechtigt  waren,  wenn  und  insoweit  etwa  auf 
Grund  jener  Verfügung  durch  nachfolgende  Akte  der  Administrativ- 
beh5rden  in  ihre  vermeintliche  Rechtssph&re  eingegriffen  würde. 
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Nr.  U5.  Entsch.  des  Bayerischen  Obersteu  Landesgerichto« 

Vom  27.  Mai  1885. 

[Ueutsch«  Juri.Ht  7J(f.  Bd.  lu.  S.  02:».; 

f  120  Gew.Ord.  Art.  1382.  1383  Code  civil.  Umfang  der  SchuUpüiclit  des 
Gewerbeimternehmers  gegenüber  seinen  Arbeitern,  insbesondere  solchen 
gegenüber,  welche  noch  nicht  den  gehörigen  Grad  von  Erfahrung  besitzen. 

Diese  Erwafjnnp:cii .  welche  dio  Ent'^rlieidung  hinreirlieiul  bej^ründen. 
«chliessen  eine  revisorisohe  Nachprütiiiig  aus,  indem  es  dem  freien  Ermes- 
sen des  Gerichts  anheimq:o^ehen  ist,  die  Frage,  ob  ein  Schaden  ent^taudeu 
sei,  zu  entschoidon  nii'l  dieses  freie  Kriiiesscn  sich  anch  auf  die  Frage 
des  Kiiiisal/usanniicüüuugs  zwischen  Öt'hadon  und  Verschulden  erstreckt. 
l)rin  (icriclite  ist  liit'rboi  der  weiteste  Spielraum  p;egeben.  Es  genügt, 
wenn  dasiselbe  mir  itii  aliiiemoineii  die  Ueberzeugung  gewiimt,  dass  eia 
Schaden  aus  der  üaudluiiü;  (kIlm-  rutcrlassnng  erwachsen  sei.  da  es  sonst 
c*Madt*zu  unmöglich  wlirc.  bei  Ver.säuimmg  von  Vorsicbtsmaassregeln,  welche 
nur  relativen  Schutz  gewähren  und  Uiitalb'  verliindt  rn  können,  den  Be- 
weis des  Kausalzusammenhangs  zu  führen,  und  dcrjeuige,  welcher  dieser 
Säumniss  sich  schiildij?  macht,  znr  Abwendung  seiner  Haftbarkeit  ledig- 
li'li  auf  die  Möglichkeit  sicii  berufen  könnte,  dass  trotz  der  Bolchrmig 
und  Ueberwachnng:  dnr  rnfall  dennoch  hatte  plntretea  können.  Das  Gesetz 
(C.Pr.O.  §  •200)  wollte,  wie  die  Motive  zu  dein  korrcspondirciideu  Para- 
graphen des  Entwurfs  der  C.Pr.O.  klar  aussprechen,  von  einem  strikten 
Beweise  absehen,  lun  die  Sehadensersatzansprüchc  möglieh  zu  machen,  und 
stellte  daher  die  Beurtheilun-j;  der  ganzen  Frage  in  das  freie  Krmesson  des 
Gerichts,  das  hierüber  sogar  mit  Uebergebang  von  angebotenen  Beweisen 
za  erkennen  befugt  ist. 

Wenn  der  Revisionskläger  nun  seinen  Arbeitern  eine  Maschine  zn 
Arheitszwecken  überwies,  durch  deren  Gebranch  ein  die  Gesundheit  oder 
die  Integrität  des  Körpers  gefährdender  Unfall  eintreten  könnte,  ohne 
den  betreffenden  Arbeiter  über  die  Gebrauchsweise  derselben  entsprechend 
zu  belehren,  so  liegt  darin  in  der  That  ein  Verschulden,  für  welches  der 
Gewerbeunternehmer  nach  Art.  1382  and  1383  Code  civil,  sowie  nach 
§  120  der  Gewerbe-Ordnung  im  Falle  einer  Beschädigung  haftbar  erscheint 
Die  angeführten  Artikel  des  Code  civil  begründen  eine  Entschädigungs- 
ptlidit  für  jedwedes  Verschulden,  mag  es  in  einer  positiven  TTandlung 
oder  einer  Unterlassung  bestehen.  Nach  §  120  der  Gewerbe -Ordnung 
aber  ist  jeder  Gewerbeuoteniehmer  verpflichtet,  alle  Einricbtuiigen  herzu- 
stellen und  zu  unterhalten,  welche  zu  thunlichster  Sicherheit  gegen  Gefahr 
für  Leben  und  Gesnndheit  nothwendig  sind,  und  2war  nicht  blos  solche 
Vorrichtnngea  za  treffeo,  die  geeignet  sind,  einen  absoluten  Schutz  zu 
gewfibreo,  sondern  auch  soiehe,  welche  die  mit  der  besondereo  Bescbaf- 
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fenheit  de?  (rewerbebetriebs  verbundeneu  Gefaliren  erheblich  vermindern. 
Das  Gesetz  legt  den  Schwerpunkt  der  Vorschrift  ledicflicli  auf  die  Sicherheit 
der  Arbeiter  und  verpflichtet  demgemäss  den  Gewerbeunternehmer  zur  Ab- 
stellung aller  Unzakömmlichkeiten ,  Rowie  zur  Bethätiguug  der  üussersten 
Sorgfalt,  welche  ein  ordeotlicher  Gewerbsuntemehnier  anwenden  muss. 
Es  ist  Pflicht  des  Letzteren,  alle  Anordnungen  zn  treffen,  welche  für  den 
Gewerbebetrieb,  in  welchem  er  Arbeiter  beschäftigt,  zum  thnnlichsten 
Schutze  dersolbon  (licMiüch  »ind  und  bei  Anwendang  von  Arbeitsgerätben 
auf  die  mit  demselben  verbundenen  Gefahren  auünerksam  m  machen, 
sowie  in  der  richtigen  Handhabung  dei*$elben  entsprcrheud  zu  unterweisen 
und  keine  Zuwiderhandlungen  zu  dulden,  gleichviel  ob  der  Arbeiter  selbst 
sachkundig  ist  oder  nicht.  Es  gilt  das  namentlich  Persönlichkeiten  gegen- 
über, welche ,  wie  der  erst  kurz  vorher  aus  der  Lehre  entlassene  Bescbär 
digte  ßCK-h  nicht  den  gehörigen  Grad  von  Erfahrung  besitzen.  Wenn  anch 
das  Gesetz  blos  von  Einrichtungen  spricht,  so  ist  diese  Fassung  nicht 
einschränkend  auszulegen,  da  die  ganze  Intention  der  Vorschrift  lediglich 
den  Schutz  der  Arbeiter  im  Auge  hat  und  demgemäss  hierunter  alle  Anord- 
nungen und  Weisungen  zu  verstehen  sind,  welche  darauf  hinzielen,  jede 
mit  der  Arbeit  verbundene  Gefahr  nach  Thunlichkeit  zu  beseitigen.*^ 


Nr.  96^  Entsch.  des  Devtsoheu  fteieiisgerichts. 
S.  CivU-Senat.   Vom  29.  Mai  1885. 

[Ztg.  d.  Tenlai  Dmln^  BiMDb.Ttnr.  1885.  8.  889.     Ot»twrr.  C«Dttalbl«tt  für  Etoflabkhnm  «tr. 

iRsr..  8.  I4r»2. ] 

f  1  Haftpfliohtgesetz.  Der  verbotswidrige  Aufenthalt  auf  einer  Eisen- 
iNdustreeke  a.iiBB6rhalb  der  erlaubten  Uebergänge  begrfindet  die  Einrede 

des  elgttien  Versolmldens. 
„Die  Yorinstanz  bat  tbatsSchlich  festgestellt,  dass  die  Behauptung  des 
ElAgere,  er  sei  auf  dem  Uebergänge  der  Born  Strasse  mit  dem  Zuge  12i^, 
von  welchem  er  überfahren  worden  ist,  in  Kollision  geratheu,  voUstfindig 
widerlegt  sei,  dass  er  sich  vielmehr  im  Zeitpunkte  dieser  Kollision 
zwischen  dem  Uebergänge  der  Bomstrasse  und  dem  Uebergänge  der 
Weissenbnrgerstrasse  befunden  habe,  also  auf  einer  Strecke  der  Eisenbahn, 
auf  welcher  er  sich  verbotswidrig  aufhielt.  Die  von  der  Vorinstanz  hier- 
aus gezogene  Folgerung,  dass  der  Unfall  durch  eigenes  Verschulden  des 
Klftgers  herbeigeführt  worden  sei,  kann  in  Anbetracht  der  Umstünde  des 
voriiegenden  Falles  nicht  für  rechtsirrthümlich  erachtet  werden,  denn  jeder- 
mann muss  sich  bewusst  sein,  dass  er  durch  einen  Aufenthalt  auf  einer 
Eisenbahn  ausserhalb  der  erlaubten  Uebergänge  sich  der  Gefahr  einer 
Kollision  mit  den  passirenden  Zügen  aussetzt. 
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Nr.  117.    Entscli.  des  Deutschen  Ueiehsgperichts. 
5.  Civil-Senat.   Vom  30.  Mai  1885. 

[Pnnii,  TflnndtBlitt  VI.  &  8».] 

§  14  Pmsfl»  EntelgnuiigsgBSOti  ▼om  11.  Juni  1874.  Aiif  AMndemi^ 
einer  gemiM  §  14  1,  e.  yerwaltmigflMitig  angeoidmeten  Anlage  kann  stellt 

im  Beoktswege  geklagt  werden. 

Bei  dem  Bau  der  Berlin-Stendaler  Eisenbahu  war  iu  dem  Enteiff- 
Dungsresolwt  der  Regiemng  zu  Onnsten  eines  Gartenbesitzers  die  Anlage 
einef»  die  (iartentheile  verbindenden  Dnrehgangs  augeordoet.  Als  dieser 
den  Eisenbahntiskns  auf  Abänderung  der  bisher  unbeanstandet  gebliebenen 
Ausführung  der  Anlage  verklagte,  weil  dieselbe  der  Vorsehrift  des  Resoluts 
nicht  entspreche,  wurde  die  Klage  wegen  Uuzulässigkeit  des  Rechtswegs 
abgewiesen. 

„Nach  §  14  Eisenbahiiges.  vom  November  IHliS  gehört  die  B<»- 
stiramung  darüber,  welche  Anlagen  in  Folge  der  Enteignung  von  ♦lein 
llnteruehnier,  sei  es  im  öffenthchen  Interesse,  sei  es  /um  Schutz  dvr 
Reelife  des  Enteigneten  oder  der  Nachbarn  zu  treffen  sind,  zur  ("o^- 
uitiüu  der  Verwaltungsbehörden  mit  Ausschluss  des  Kechtswege?. 
Die  Thätigkeit  der  letzteren  endigt  jedoch  nicht  mit  dem  Erlass  des 
Entoignungsresoluts.  Ihnen  liegt  vielmehr  die  Sorge  darüber  ob,  dass  die 
angeordneten  Einrichtungen  auch  wirklich  zur  Ausführung  gelangen.  So 
bestimmt  §  22  des  Eisenbahngesetzes,  dass  die  Bahn  nicht  eher  dem 
Verkehr  eröffnet  werden  darf,  als,  nach  vorgängiger  Revision  der  Anlage, 
von  der  Regierung  die  Genehmigung  dazu  ertheilt  wird  Selbst  nach  der 
Eröflnuug  der  Bahn  hört  die  Kompetenz  der  Verwaltungsbehörde  in  Betreti' 
der  üeberwachung  der  Ausführung  und  der  Instandhaltung  von  Anlagen 
nicht  auf,  wie  dies  von  dem  Preuss.  Gerichtsshofe  zur  Entscheidung  der 
Kompetenzkonflikte  mehrfach  ausgesprochen  ist.  (Vgl.  Preuss.  J.M.Bl.  1853 
S.  335,  1855  S.  332  u.  400,  1857  S.  446,  1864  S.  316.)  Der  Ent- 
eignete hat  unter  Umständen  nur  das  Recht,  darch  gerichtlicJhe  Klacre 
denjenigen  Mehrbetrag  als  Entschädigung  zu  beanspruchen,  welcher  ihm 
in  Folge  des  f  eblen.s  der  nach  seiner  Behauptung  nOthigen,  im  Eoteig- 
nnngsresolnt  voigeschriebeuen  Anlagen  erwächst* 
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Xr.  98.  Aitsdi.  4«8  Prenss.  <Mtor-*T6rwalt.6«ridit8. 

2.  SeDat.    Vom  L  Jani  18S5. 

Für  die  FeststeUnng  der  Einkommeiisteiter  einer  Eisenbahnbetriebsstatte 
bleibt  der  Begriit  weleben  die  Etgenbalmverwaltiiiig  mit  der  Bezelchniing 
„Station"  BumaL  im  Gegenaatse  von  ^ersonenbaltestelle'',  „Gtterlade- 
stelle"  ete.  verbindet)  ohne  jede  Bedeatong.  Jede  Stelle,  welebe  snr  selbst- 
stftndigen  Annahme  von  Tkansportanftrttgen  legitimirt  ist,  Ist  in  stener- 
lleher  Besdebnng  selbetständlg  nnd  kann  nieht  in  den  Besirk  einer  anderen 
Stelle  deshalb  einbeaogen  werden,  weil  sie  mit  dieser  dnrek  gewisse  Ver- 
waltongseinriehtongen  (Bnohffihrong,  Vereinnahmnng  der  Fraebtgelder  eto.) 

▼erbonden  ist 

Die  Königliche  Bisenbahndirection  ist  von  ihrer  im  Stadtbezirke  Beo- 
then  0.*S.  belegenen  Station,  welche  theils  der  ObereebleBischeD,  theils 
der  Rechte-Oder-üfer-£tsenbahn  dient,  zu  der  Gemeinde-EinkommeDetener 

Stadt  Benthen  fQr  das  Jahr  1884/85  mit  einem  Steaerbetrage  von 
59400  H.  herangezogen  nnd  hat  nach  vergeblichem  Einsprüche  im  Wege  der 
Klage  bei  dem  Bezirk^nsschnsse  die  Herabsetzung  der  Steuer  anf 
20  520  M.  beagtragt.  In  I.  Instanz  hat  eich  der  Streit  Aber  das  Steuer- 
[>f1ichtige  Einkommen  der  Oberachlestschen  Bahn  durch  die  vom  beklagten 
Magistrat  zagestandene  Ermftssignng  der  Steuer  um  1080  M.  erledigt;  in 
Folge  dessen  blieb  nnr  darüber  m  entscheiden,  ob  das  EinkommeD  der 
(lüterlaUüatelle  Reflensblickweiclie.  wilchc  in  der  Feldmark  der  Landge- 
meinde Oberlaj,'ie\viiik  lieut  und  von  der  Kliigeriii  ;ds  eine  eigene  Station, 
von  dem  Bekl.  dati;eu<Mi  als  eine  nnselhstständiire,  ledigiicli  einen  Bestand- 
theil  der  Station  Beutheu  bildende  I-adestelle  betraeiitet  wird,  bei  der  He- 
rechnnng  für  die  Rechte-Oder-Ut'er-Kisenlialin  /n  herüeksichtigcn  sei  oder 
nicht.  Der  Bezirksausschass  hat  lu  diesem  Tunkte  zu  (iunsten  der  Klä- 
gerin erkannt,  im  Uebrigen  uln  r  die  Kla<;e  für  erledigt  ihurh  das  Aucr- 
kenniniss  des  Beklauten  erklärt.  Gegen  diese  Entscheidua;;  ist  vom  Bekl., 
soweit  m  sich  um  die  Kechte-Oder-l  fer-Bahn  handelt,  Revision  eint^elegt.. 
Da.«  Rechtsmittel  ist  aber  vom  Oberverwaltuugsgcricht  tür  begründet  nicht 
erachtet. 

^Üie  Vorentseheidung  zerfällt  in  zwei  selhststflndi^e  Absi.dniitte.  In 
dem  ersten  wird  ausc:efnhrt,  dass  R.  schon  vor  dem  1.  April  1883  eine 
sclbstständige  Rotriebsstätte  irewesen  sei  nnd  deslinlb  ffir  die  Besteuerung 
der  Station  H  nicht  in  Frage  kommen  könne;  in  dem  /v,<-Ue!i  stellt  sieh 
der  Vorderriehter  eventiK-ll  auf  den  vom  Bekl.  eingcnnmmenen  Standpiinkt, 
dass  R.  bis  zum  c;edaeiiten  Zeitpunkte  nur  als  ein  Theii  der  Station  B. 
anzusehen  sei,  gelancrt  aber  dennoch  zu  dem  gleichen  Ei^ebnisse,  dass 

Eger,  EiMababiirecbUiclie  EatscheiduugM.  IV.  13 


Digrtized  by  Google 


186 


Entgeh,  des  Pnutt.  Ober-VermltOwielita  vom  1.  Juni  1895. 


auch  bei  eiaer  solchen  Annahme  der  Ansprach  des  BekL  angerechtfertigt 
sei.  Nach  diesem  Ban  der  Gründe  wird  die  Vorentscheidang  gehslteo, 
wenn  aach  nor  einer  der  bdden  Abschnitte  sich  als  onanfeditbar  erweist. 
Gegen  den  ersten  liegen  nan  nicht  anwesentliche  Bedenken  Tor;  es  genügt^ 
in  dieser  Hinsicht  hervorznheben,  dass  die  tbats&chlicbe  Feststellang  des 
Yorderricfaters  über  den  Charakter  der  Ladestelle  vor  dem  1.  April  1883 
sich  aaf  drei,  nfiher  angegebene  Behanptangen  der  Kl&gerin  stfitzt,  welchen 
nach  der  staat8beh<>rdlichen  Stellung  der  ElSgerin  die  Eigenschaft  amtlieher 
Aaskanft  betgelegt  wird«  dass  aber  die  erste  dieser  Behanptangen,  insoweit 
sie  dahin  formolirt  ist, 

dass  die  Ladestelle  R.  eine  selbststilndige  Erwerbsquelle  and  qd- 
abhftngige  Betriebsstätte  gebildet  habe, 
nicht  bloB  Thatsachen  enthält,  sondern  zugleich  ein  nor  dem  Richter  zakom- 
mendes  Urtfaeil  in  sich  schliesst.  Es  kann  indess  von  dem  ersten  Ab- 
schnitte ganz  abgesehen  werden;  denn  jedenfalls  hat  sich  der  Vorderriehter 
bei  dem  zweiten  weder  Rechtsirrthfimer  noch  wesentliche  ll&ngel  des  Ver- 
fahrens zn  Schulden  kommen  lassen.  Er  nimmt  zunächst  an,  dass  R.  seit  dem 
1.  April  1883  vermöge  der  eingerichteten  Gfiterexpedition  fBr  den  Zweck 
durdiaus  selbstständiger  Annahme  von  Transportaaftrilgen  die  OffentUcb- 
rechtliche  Eigenschaft  einer  „Station*^  besitze.  DafQr  fehlt  es  nicht  an  der 
aktenmässigen  Unterlage.  ElSgerin  hatte  ein  von  dem  Eäni(^.  Eisenbahn- 
kommissariat  unterm  2.  April  1883  an  den  Hagistrat  in  B.  gerichtetes 
Schreiben  vorgelegt,  worin  dem  letzteren  amtlich  mitgetbeilt  wird, 

dass  vom  1.  d.  U.  auf  der  Ladestelle  R.  der  Reehte-Oder-Ufer- 
Eisenbahn  eine  selbstständige  Gäterexpedition  zur  Abfertignog  der 
nach  dieser  Ladestelle  vericehrenden  Wagenladungsgüter,  insbesoo- 
dere  fKr  den  Kohlenversandt  von  dem  R.-Schacht  der  F.-6rabe  in 
Thätigkeit  getreten  und  damit  die  bisher  bestandene  EomUnatioii 
mit  der  dortigen  Gäterexpedition  der  Rechte-Oder-Ufer-Eisenbahn 
angehört  hat. 

Beklagter  bestreitet  denn  audi  nicht,  dass  eine  derartige  GQterexpeditioD 
in  R.  seit  dem  angegebenen  Zeitpunkte  vorhanden  ist:  vielmehr  hat  er 
theils  ansdräcklich  eingeränrnt,  tbeils  wenigstens  nicht  in  Abrede  genom- 
men, dass  in  R.  die  Sohlen  ans  der  vorstehend  genannton  Grube  zur  Be- 
färderung  angenommen  und  verladen,  auch  von  dort  aus  abgesandt  werdea, 
dass  ferner  die  Frachtbriefe  f&r  die  aufgelieferten  Gfiter  in  R.  ausgestellt 
and  gestempelt,  auch  die  Frachtgelder  daselbst  tarifmassig  verrechnet 
werden.  Wenn  er  unter  diesen  Umständen  noch  in  der  mündlichen  To'- 
handluiig  I.  Instanz  an  der  Behauptung  festgehalten  hat,  die  Frachtver- 
träge wfirden  in  R.  nicht  abgeschlossen,  so  brauchte  der  Vorderrichter  des 
hieräber  angetretenen  Beweis  —  kommisöaribche  Feststellung  au  Ort  wul 
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Stelle,  verbunden  mit  Einsichtnahme  der  B&cher  —  nicht  za  erheben. 
Denn  der  AbBchlnss  der  Frachtverträge  In  R.  steht  nach  den  oben  ange- 
führten Thataachen  vOUig  ausser  Zweifel;  maassgebend  ist  hier  der  §  49 
des  Betriebsreglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  (Bekanntmanhung 
des  Reichskanzlers  vom  11.  Mai  1874  im  CentrbK  f.  d.  Deutsehe  Beieh 
S.  179),  welcher  lautet: 

Der  Frachtvertrag  wird  durch  die  Ausstellung  des  Frachtbriefes 
seitens  des  Absenders  und  durch  die  zum  Zeichen  der  Aonahme 
erfolgende  Aufdrfickung  des  Expeditionsstempels  der  Absendestation 
geschloBseu.   Die  Aufdrfickung  des  Kxpeditionsstempels  erfolgt  ohne 
Verzug  nach  geschehener  vollständiger  AuBieferung  des  in  dem- 
selben Frachtbriefe  deklarirten  Gutes  (cfr.  §  5p  Abs.  2).  Mit 
diesem  Zeitpunkte  ist  der  Frachtvertrag  als  abgeschlossen  zu  be- 
trachten und  gilt  die  Uebei^gabe  als  gescheben. 
Die  hier  aufgestellten  Voraussetzungen  treffen  unbestritten  ffir  R.  zu ;  daraaf, 
ob  im  üebrigen  die  Buchffihmng  und  die  Vereinnahmuug  der  Frachtgelder, 
wie  Bek].  behauptet,  auf  der  Station  B.  erfolgeu,  kommt  es  nicht  an.  — 
Bibeosowemg  entscheidet,  ob  R.  nach  dem  Sprachgebrauche  der  Eisenbabn- 
▼erwaltung  eine  Station  genannt  werden  kann.  Wenn  der  Vorderrichter 
B.  die  Öffentlich-rechtliche  Eigenschaft  einer  Station  zuschreibt,  so  kann 
er  damit  nach  dem  Zusammenhange  nur  den  Charakter  einer  selbststän- 
^gen  und  deshalb  steuerpflichtigen  Betriebsstätte  gemeint  haben.  Er  stellt 
als  das  ausschlaggebende  Moment  ,die  durchaus  selbstständige  Annahme 
von  Transportauftrilgen**  hin  und  ericlärt  es  ausdrficklich  für  uuerhebiich, 
mit  welchen  sonstigen  Emrichtungen  R.  versehen  sei  und  in  welcher  babu- 
lichoi  Ausdehnung  die  Station  bestehe.  Dem  kann  nur  beigetreten  werden. 
Ffir  die  steuerliche  Seite  bleibt  der  Begriff,  welchen  die  Eisenbahnverwal- 
tnng  mit  der  Bezeichnang  „Station*^  zumal  im  Gegmisatze  von  „Personen- 
haltestelie",  „Gfiteriadestelle"  und  ähnlichen  Ausdrücken  verbindet,  ohne 
Jede  Bedentang;  es  fragt  sich  lediglich,  ob  in  R.  ein  Betrieb  stattfindet, 
der  nicht  blos  9\n  ein  Theil  des  Gewerbebetriebes  auf  der  Station  B. 
anzusehen  ist;  im  Uebrigen  bedarf  es  keiner  Untersuchung,  ob  K.  alle 
diejenigen  Einrichtungen,  welche  nach  dem  angezogenen  Betriebsreglement 
auf  den  Stationen  regelmässig  sicli  befinden  sollen,  aufweist  und  ob  dort 
namentlich  —  worauf  die  Revisionsschrift  wieder  besonderes  Gewicht  1<^  — 
der  nöthige  Raum  zum  Rangiren  vou  Zügen  vorhanden  ist.  Durchaus 
verfehlt  erscheint  auch  die  Bezugnahme  des  Bekl.  auf  den  Eriass  des 
Ministers  des  Innern  vom  12.  .luni  1865  (Grotefend,  die  Grunsätze  des 
Kommunalsteuerwescus  etc.  S.  90  Aum.  2);  weil  hier  ausgesprochen  ist, 
üls  Sitz  des  Eisenbahnbetriebes  könnten  nur  diejenigen  Orte  angesehen 
werden,  an  welchen  durch  Annahme  von  Personen  und  Gfitem  Transport- 
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geachftfte  abgeschlossen  tind  dttreh  GesteUong  von  TransitortsDittehi  die 
ilberaommeDSD  Verpflicbtaiigen  der  ErfQlliuig  oDtgegengeföhrt  iverden,  fol- 
gert der  Bekl.,  auf  einer  als  selbststSndig  in  steoeiüchem  Smno  sn  behan- 
delnden Station  mflssten  stete  sowohl  Personen  wie  GHiter  angenommen 
werden.  Dass  eine  solche  Ansicht  dem  Ministerialerlasse  nicht  nnterschoben 
werden  darf,  brancht  kanm  erst  dargelegt  za  werden;  rechtlich  wie  that- 
sftebllch  ist  es  darchans  möglich,  einselne  Stationen  aosschliesslich  entweder 
anf  den  Personen«  oder  anf  den  GOterverkehr  zn  beschränken;  dadurch 
verlieren  sie  den  Charakter  selbststftndiger  Betriebsstitton  nicht 

Hiemach  mnss  es  bei  der  Feststellnng,  dass  Et  seit  dem  1.  April 
1883  eine  eigene,  nicht  als  Glied  der  Station  B.  anznsehende  Betriebf«- 
statte  bilde,  sein  Bewenden  behalten.  Mit  Recht  hat  aber  der  Vorder- 
riehter  anf  dieser  Grundlage  die  AniTassang  des  Bekl.  verworfen,  dass  fir 
die  Berechnung  des  im  Jahre  1884/85  stenerpflichtigen  Einkommens  der 
Station  B.  die  Reinerträge  dieser  Station  ans  den  drei  Voijahren,  wie  sie 
sieh  fKr  die  damalige  ganze  Station  mit  Einscblnss  von  R.  ergeben,  ta 
Betracht  zn  ziehen  seien.  Beklagter  kann  die  Vorschrift  im  §  30  Ges. 
V.  L  Mai  1851  (G.S.  S.  193),  wonach  der  Gewinn  ans  Handel  und  Ge* 
werbe  nach  dem  Dorchschnitte  der  3  letzten  Jahre  zn  berechnen  ist,  fBr 
sich  nicht  geltend  machen;  denn  hierbei  wird  stillschweigend  voransgesetzt, 
dass  das  Gewerbe  in  wesentlich  gleichem  Umfange  nnd  wesentlich  gleicher 
Art  betrieben  ist:  dem  entsprechend  ordnet  denn  anch  die  znr  Ansf&hmng 
des  Gesetzes  ergangene  Ministerialanwelsnng  vom  3.  Januar  1877  (M.B1. 
d.  i.  B.  S.  44)  im  §  16  an,  dass  der  Durchschnitt  der  letzten  3  Jahre 
Jedoch  unter  BerScksichtignng  etwa  eingetretener  wesentlicher  Verftnde- 
rottgen  des  Gewerbebetriebes'*  zu  Grunde  gelegt  werden  soll.  Diesem  ans 
dem  Wesen  der  Sache  hervorgehenden  Grundsätze  folgt  der  Vorderrichter, 
indem  er  ausfahrt,  dass  R.  seit  dem  1.  April  1883  ein  neues  Steueiobjekt 
darstelle,  welches  als  solches  nicht  in  der  Stadt  B.  sondern  in  der  Land- 
gemeinde 0.  steuerpflichtig  gewesen  sei  und  welches  deshalb  mit  seinem 
ziffennftssig  feststehenden  Einkommen  aus  den  Vorjahren  bei  Berechnung 
des  Einkommens  für  die  Station  B.  aus  dem  Jahre  1884/85  nicht  berück- 
sichtigt werden  dflrfe.  Wenn  er  hierbei  auch  den  Gesichtspunkt  eraer 
unzulässigen  Doppelbesteuerung  hereinzieht  so  liegt  darin  mehr  oder  we- 
niger nur  ein  zur  Erlauierang  dienender  Hfilfsgrund ;  entscheidend  bleibt 
dass  die  Station  B.  mit  R.  eine  ganz'  andere  Ertragsquelle  bildet  als  die 
Station  B.  ohne  R.,  und  dass  es  aus  diesem  Grunde  unstatthaft  erseheint 
zur  Ermittelung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  aus  der  jetzigen  Sfcsdon 
anf  die  frfiheren  VerhSltnisse  zurückzugreifen.  Eine  wesentliche  Verfta- 
defui^  eines  Gewerbebetriebes  mnss  jedenfalls  darin  gefunden  werdM. 
wenn  ein  bisher  völlig  abhängiger  Theii  des  Betriebes  in  die  Stellung  einer 
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selbststftndigen  Betriebsstätte  eintritt  Damit  scheidet  sein  Einkomlneii 
fftr  die  Vetaalagung  des  verbleibendeD  Beetes  nnter  allen  Umst&nden  ans. 
Unterlag  sehen  in  der  Zeit  vor  dem  1.  April  1883  die  Heranziehnng  des 
gesaounten,  anf  der  Station  B.  nnd  der  Ladestelle  R.  erzielten  Gewinnes 
znr  städtischen  Gemeindestener  den  erheblichsten  Bedenken  (vgl.  Bntscb. 
d.  O.T.6.  Bd.  VIII  S.SOif.),  so  ist  dieselbe  nach  diesem  Zeitpunkte  zwei- 
feUoo  in  k^er  Form  mehr  znUssig. 

Hiernach  war  die  Vorentscfaeidnng  za  best&tigen.** 


Nr*  99.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
2.  Oivil-Senat.   Vom  5.  Juni  1885. 

psitMihr.  Ar  Pram.  B««iht  Bd.  4.  8.  691.] 

Das  Abhalten  Bietnngslnstiger  vom  Utbieten  ist  auch  naoh  Einffihnmg 
4e8  Beichsstraligesotsbiiehes  nooh  strafbar  und  Teipfliehtet  gegeaUbsr  dem 
dadmeh  Beseh&dlgten  zum  Sehadensenati. 

Beklagter  bestreitet  die  Klage  mit  der  Behauptung,  dass  Kl.  in 
'Wirklichkeit  fQr  seine  Forderung  vollkommen  gedeckt  sei,  und  dass  der 
geringe  Erlös  der  subhastirten  Immobilien  und  der  dadurch  bedingte  Aus- 
fall nur  daher  rfihre,  dass  Kl.  durch  Zusicherung  von  Vortheilen  einen 
der  Steiglustigen  vom  Mitbieten  bei  der  Öffentlichen  Versteigeraug  abge- 
halten habe.  Das  Ber.-G.  erklärt  diese  Behauptung  ftr  unerheblich,  weil 
•die  Bestimmnng  des  §  270  des  Preussischen  Str. G.B.  aufgehoben  sei 
und  das  Abhalten  vom  Hitbieten  bei  Öffentlichen  Versteigerungen  auch 
den  gnten  Sitten  nicht  widerstreite.  Die  Ausführung,  dass  der  ange- 
zogene Artikel  nicht  mehr  zu  Recht  bestehe,  konnte  aber  nicht  als  zu- 
treffend anerkannt  werden. 

Durch  den  Artikel  II  des  Einffihruugsgesetzes  zum  R. Str.  G.B.  ist  das 
Landesrecht^'  insbesondere  das  Preusslsche  Str.G.B.,  nicht  im  Ganzen  auf- 
gehoben, sondern  nur  insoweit  ausser  Kraft  getreten,  als  es  Materien  be- 
trifft, welche  Gegenstand  des  Str.G.B.  fttr  das  Dentscfae  Reich  sind.  Die 
im  25.  Tit  des  Preussischen  und  im  25.  Abschnitte  des  zweiten  Theiles 
des  R. Str. G.B.  unter  der  üeberschrift  „Strafbarer  Bigennutz*'  enthaltenen 
Strafbestinimungen  enthalten  aber  nicht  die  Regelang  einer  einheitlichen, 
in  begrifflichem  Zusammenhange  stehenden  Materie,  sondern  nur  eine  Zu- 
sammenstellnng  verschiedenartiger  Strafbestimmungen.  Der  Umstand,  dass 
der  Entwurf  zum  R. Str. G.B.  in  §  283  eine  dem  Art.  270  des  Preussischen 
Str.G.B.  entsprechende  Bestimmnng  enthielt  und  der  Reichstag  der  Auf- 
nahme dieser  Bestimmung  in  das  neue  Str.G.B.  widersprach,  konnte  nur 
die  Folge  haben,  dms  das  Verbot  nicht  Rcicbsrecht  wurde.   Die  Wirk- 
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gamkeit  der  laDdesrcditlii  hen  Bestimniang  warde  dadurch  nicht  berührt, 
dieselbe  konnte  onr  durch  einen  Aasspmch  der  gesetzgebenden  Gewalt 
beseitifi:!  werden.  Den  Gründen  der  Entscheidung  des  I.  Str.Sen.  vom 
27.  März  1884,  welcher  den  entsprechenden  Art.  412  Codf>  pönal  filr 
rechtsbeständig  erklärt,  war  demnach  beizutreten.  (Entsdieidmigen  des 
B.G.  in  Strafsachen  Bd.  10  Seite  220.) 

Wenn  aber  das  Abhalten  vom  Mitbieten  bei  öfTentlichen  Versteige- 
ningen düit  li  ein  Strafgesetz  verboten  ist,  so  erscheint  es  als  eine  rechts- 
widrige Handlung  im  Sinne  der  Art.  1382  und  1383  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  begrflndet  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz,  welcher  geeignet 
sein  kann,  durch  WettscltlagTiTi^  die  Klage  zu  beseitigen. 

Hiemach  war  die  angefochtene  Entscheidung  aufzuheben.  Da  die 
von  dem  Bekl.  aufgestellten  Thatsacheu  nicht  festgestellt  sind  nnd  der 
nrsSehliche  Zasammenhang  der  behaupteten  Handlungen  mit  denn  angeb- 
lichen Schaden  nicht  erOrtert  ist,  war  die  Sache  unter  Eostenvorbehalt 
an  das  Ber.G.  zorflckzaverweisen. 


Nr.  100.    Kntseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

2.  Stral-Scnat.    Vom  9. -Inni  1885. 

[Amtl.  Frtfsrli.  de«  Üeiclisserirlits  iu  S*r 'f«-!.  hr  n    Hd.  1:.'.   S.  2-17  f.] 

§  133  R.Str. G.B.  Ein  Registraturbeamter.  welcher  Schriftstücke,  anstatt 
sie  seinem  Nachfolger  herauszugeben,  an  ein  ein  diesem  nicht  zugäuglicheE 
Orte  zurückhält,  macht  sich  des  Beiseiteschaüens  von  Urkunden  schuldig. 

Positives  Handeln  gehört  hierzu  nicht 

Nach  dem  im  angefochteneu  Urtheile  feHtgestellten  Thatbestande  war 
der  Angeklagte,  welclier  vom  Bürgermeister  der  Stadt  F.  als  Schreiber, 
bczw.  Bureangehilfe  engn^irt  war  nnd  seine  Remuneration  aus  dem  zur 
Beschämung  von  Sehreibhilfe  dem  Magistrate  zur  Disposition  gestellten 
Pauschquautum  bezog,  bis  zum  1.  Juni  1884  in  der  Registratur  der 
Polizeiverwaltang  und  des  Amtsanwaltes  mit  der  Führung  des  Joumales 
und  mit  der  Absendung  der  amtlichen  Korrespondenz  beschäftigt  Id 
Folge  verschiedener  Unregelmässigkeiten  wurde  ihm  diese  Stellnng  am 
1.  Juni  1884  vom  Burgermeister  genommen  und  er  von  da  ab  nur  noch 
als  Schreiber  in  demselben  Bureau  beschäftigt  Aulässlich  des  Ver- 
schwindens  einer  aus  dem  Jahre  1883  herrührenden  Strafanzeige  wurde 
Mitte  Dezember  1884  eine  Revision  des  Pultes  vorgenommen,  welches  der 
Angeklagte  während  seiner  Thfttigkeit  als  Registraturverwalter,  wie  später 
als  Schreiber  benutzt  und  bestfindig  unter  seinem  alleinigen  Yerschlasse 
gehalten  hatte.  Hierbei  fand  sieh  im  Pulte  eine  grosse  Anzahl  Akten- 
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stfieke  und  sonstige  Urkooden,  welche  s&mmüich  in  der  Zeit  von  1881 
bis  zum  l.  Juni  1884  dem  Angeklagten  in  seiner  Eigenschaft  als  Re» 
gistraiarverwalter  amtlich  zar  Expedition  fibergeben,  von  ihm  aber  nicht 
abgesandt,  bezw.  ohne  Erledigung  der  darauf  befindlichen  VerfSgongen 
zorfiokbehalten  worden  waren.  Um  dem  Vorwurfe  der  Verzögerung  zu 
entgehen,  hatte  der  Angeklagte  in  den  KontroUbilchem  die  fraglichen 
Sachen  als  erledigt  notiit. 

Für  die  Zeit  bis  zum  1.  Juii  1884  hatte  der  erste  Richter  eine  Bei- 
seiteschaffdng  der  Schriftstflcke  als  vorliegend  nicht  angenommen,  indem 
er  erwog,  dass  es  nicht  als  ordnungswidrig  angesehen  werden  könne,  wenn 
der  Angeklagte  das  Pult  zur  vorlftnfigen  Aufbewahrung  nicht  erledigter 
Scbriftstficke  benutzt  habe,  dass  diese  Aufbewahrang  zwar  durch  die  zum 
Tbeil  lange  Zeitdauer,  auf  welche  sie  sidi  erstreckte,  ordnungswidrig  ge- 
worden, der  BQrgermeister  aber  jederzeit  zur  Bevision  des  Pultes  befugt 
gewesen  sei.  Dagegen  hat  sich  nach  Ansicht  des  ersten  fiichters  die 
Sachlage  wesentlich  geSndert,  als  dem  Angeklagten  die  Begistratnrgesehftfte 
abgenommen  wurden.  Denn  nunmehr,  so  wird  ansgefBhrt,  sei  es  P6icht 
des  Angeklagten  gewesen,  die  in  seinem  Pulte  aufbewahrten  Schriftstücke 
an  seinen  Nachfolger  in  der  Registraturrerwaltnng  oder  an  den  Bürger- 
meister herauszugeben,  und  er  sei  nicht  mehr  dienstlicli  berechtigt  ge- 
wesen, die  fraglichen  Papiere  in  seinem  Pulte  aufzubewahren;  dasselbe  sei 
nicht  mehr  ein  ordnungsmllssiger  Aufbewahrungsort  gewesen.  Indem  also 
Angeklagter  die  Papiere  in  seinem  Pnlte  zurückbehalten  und  unter  seinem 
Verschlusse  versteckt  gehalten  habe,  sei  seine  Absicht  keine  andere  ge- 
wesen, als  die  Papiere  nunmehr  für  alle  Folge  dem  amtlichen  Verkehre 
zu  entziehen,  bis  sie  in  Vergessenheit  gerathen  sein  würden.  So  ist  die 
Strafkammer  zu  der  Schlussfeststellung  gelangt,  dass  der  Angeklagte  im 
Juni  1884  zu  F.  Urkunden  und  Akten,  welche  ihm  amtlich  übergeben 
worden  waren,  vorsützlich  beiseite  geschaflt  hat,  und  hat  aus  §  138 
St6.B.*s  Strafe  verh&ngt 

Die  Revision  rügt  Verletzung  des  §  133  St.G.B.*8,  aber  ohne  zu- 
treffenden Grund. 

Der  erste  Richter  stellt  sich  nicht  zu  den  in  den  Urtheilen  des  Reichs- 
gerichtes Tom  8.  November  1880  und  28.  Februar  1884, 

vgl.  Entsch.  des  R.G.*s  in  Strafs.  Bd.  2  S.  425,  Bd.  10  S.  189, 
enthaltenen  Ausführungen  in  Widerspruch.  Dort  wird  allerdings  das  ,  Bei- 
seiteschaffen'* als  eine  Thfttigkeit  definut,  durch  welche  eine  Sache  mittelst 
Entfernung  von  ihrem  bisherigen  Aufbewahrungsorte  der 
Disposition  des  Berechtigten  wirklich  entzogen  wird.  Damit  ist  aber 
keineswegs  gesagt,  dass  das  Vergehen  des  §  133  nicht  als  ein  sogenanntes 
„Kommissivdelikt  durch  Unterlassung**  begangen  werden  kOnne.  In  dieser 
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Hinsicht  gelten  die  allgt  ineiuen  Regeln.  Bis  zum  1.  Juni  1884  ist  in 
der  Aufbewahrung  der  Papiere  im  Pulte  ein  Vorstecken  derselben  nicht 
gefunden,  aber  in  dieser  Zeit  hatte  der  Angeklagte,  wenn  auch  ohne  Vor- 
sat/, die  Ursachen  gesetzt,  welche,  wenn  ilim  die  Registraturgeschalle  ab- 
geuomnieii  wurden  und  er  nur  noch  als  Schreiber  Beschäftigung  ina  Bureau 
erhielt,  (iainn  fuhren  konnten,  dass  die  Papiere  als  versteckt  und  dauadi 
der  aintlit  iit  n  Verwahrung  entfremdet  zu  gelten  hatten.  Diese  Folge  ab- 
zuwenden, war  der  Anp:eklagte,  als  der  vorausgesetzte  Fall  einer  ander- 
weiten Beschäftigung  eintrat,  verpflichtet.  Indem  er  vorbätzlich  die 
Thätigkcit  iinterlicss,  welche  den  Eintritt  des  rechtswidrigen  Erfolges 
hatte  abwenden  können,  übernahm  er  die  Verantwortung  für  den  Erfolg, 
der  auf  seinen  Willen  zurm  k/utuhren  ist.  Die  Papiere  waren  nunmehr 
nicht  ineiir  an  ihrem  orduunj^smässisen  Auf^)ewahrun^^sorte,  sondern  von 
demselben  entfernt  und  versteckt  gehalten.  Diese  Folge  hatte  aber  der 
Angeklagte  durch  fjoine  dolose  Unterlassung  verursacht.  Objektiv  liegt 
also  Hin  Beiseitesthaffen  vor,  und  es  ist  auch  der  Vorsatz  des  Beiseite- 
schaft'eus  in  rechtlich  unanfechtbarer  Weise  festgestellt. 

Wenn  als  ein  Beiseiteschaft'eu  im  Sinne  des  §  133  a.  a.  0.  nach  dem 
Erkenntnisse  'som  13.  Februar  1885, 

vgl.  Entsfh.  des  R.G.'s  in  Strafs.  Bd.  12  S.  167. 
jede  vorsätzü'  hf  'mbcreehtigte  Handlung  an/usehen  ist,  durdi  welche  eine 
Sache  dem  lierecht igten  unzugänglich  gemacht  wird,  so  ist  dort  unter 
Handlung,  wie  im  Strafgesetzbuche  überhaupt,  auch  die  strafbare  Unler- 
lassnng  einer  dunli  di<'  PtUeht  gebotenen  Handinns:  verstanden.  Va\u  \- 
sf)ichen  Unterlassung  machte  sich  der  Angeklagte  scluildig.  wenn  er  die 
Schriftstucke,  anstatt  sie  seinem  Nachfolger  in  der  Registraturverwaltn ng 
herauszugeben,  an  einem  Orte,  wo  sie  der  Berechtigte  als  verwalirt  nicht 
voransset/en  konnte,  /nruekbehieit,  nnd  durch  diese  Unterlassung  machte 
er  die  Schriftstücke  dem  Berechtigten  unzag&ogiich,  entzog  sie  seiner  Ver- 
fügung. 

Bei  der  durch  den  materiellen  Angriil'  gebotenen  sonstigen  Prüfaug 
des  Urtheiles  tr;it  noch  folgende^  Hedenken  ont-ji-'gen: 

Der  §  133  St.G.B.s  hat  zur  Vorausset/ung.  dass  die  Urkunden, 
Register  u.  s.  w.  sich  zm"  amtliclien  AufVjewahrung  an  »'inen)  dazn  be- 
st immten  Orte  betinden,  oder  dass  sie  einem  Beamten  oder  einem  Dritten 
amtlich  übergehen  worden  sind.  Es  ist  nun  eine  Auslegung  versucht, 
nach  wehiier  die  Worte:  „einem  Beamten  oder  einem  Dritten**  im  Gegen- 
satze zum  Thfiter  gestellt  werden,  so  dass  die  Identität  des  Thäters 
mit  dem  Beamten  oder  dem  Dritten,  dem  der  Gegenstand  amtlieh  über- 
geben worden,  ausgeschlossen  wilre.  Bei  dieser  Auslegung  würde  die 
Strafvorschrüt  aof  den  vorliegenden  Fall  keine  Anwendung  finden.  Die 
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Anslegong  steht  aber  mit  dem  Wortlaute  des  §  13ä  a.  a.  0.  nicht  im 
Einklänge.  Üinsicbtüch  des  Sabjektes  des  Vergehens  enthält  §  IH3 
a.  a.  0.  nach  keiner  Richtaog  hin  eine  Einschränkung,  das  Subjekt  wird 
vielmehr  mit  dem  Personen  aller  Art  umfaflsenden  Worte  „Wer**  be- 
zeichnet. Der  Aelativsatz  ^welche  übergeben  worden  sind^  dient  zar  Be- 
zeichnuiig  der  m  echfitscenden  Gegenstände.  Dieses  Satzes  Worte  ,»einera 
Beamten  oder  einem  Dritten'^  sinrl  sonach  nicht  im  Gegensätze  zum  Tbäter 
gebranclit;  vielmehr  ist  der  „Dritte^  dem  „Beamten"  gegenübergestellt, 
so  dass  nnter  dem  , Dritten**  jeder  Niehtbeamte,  gleichviel  ob  Thäter  oder 
nicht,  zu  versteber]  ist.  Diese  Anf^assnng  findet  in  der  £ntstchung8- 
gesehiebte  der  Vorschrift  ihre  Bestfttigang.  Der  §  133  R.StG.B.  s  ist 
mit  „wenigen  AbweiGhnngen**  dem  §  106  prenss.  St.6.B.^8  nachgebildet 
(Motive  des  Entw.  S.  91).  Die  wesentliehste  Abweichnng  besteht  in  der 
EinfQgnng  der  Worte  „oder  einem  Dritten  Die  £infögnng  bezweckte 
offenbar,  den  im  §  106  prenss.  St  G.B.'s  nicht  berfteksichtigten  Fall  zu 
treüen,  dass  die  Urkunden  n.  s.  w.  einem  Niehtbeamten  amtliäi  übergeben 
waren.  Also  ist  keine  Einschränkung  der  preussischen  Vorschrift  bezüg- 
lich des  Subjektes,  sondern  eine  Erweiterung  derselben  bezfiglioh  der 
Objekte  vorgenommen.  Bei  der  entgegenstehenden  Auslegung  wfirde  das 
-Gesetz  eine  schwer  zu  begreifende  Lfieke  aufweisen.  Es  wftre  kein  Grund 
abzusehen,  weshalb  der  Stra&chutz  des  §  133  a.  a.  0.  dann  versagt  sein 
sollte,  wenn  gerade  derjenige  Nichtbeamte,  welchem  die  Urkunde  u.  s.  w. 
amtHeh  fibergeben  worden  ist,  das  zu  sdifitzende  Interesse  verletzt  Ueber- 
dies  würde  im  gleichen  Falle  selbst  ein  Beamter  nur  dann  strafbar  sein, 
wenn  die  im  Veigleiche  zu  §  133  a.  a.  0.  weit  hesehränktereu  Voraus- 
setzungen des  §  348  Abs.  2  StG.B.'s  oder  zofillig  der  Thatbestand  einer 
anderen  StrafvoFBchrift  vorlfigen.  Die  hier  bek&mpfte  Auslegung  führt 
danach  zu  Konsequenzen,  von  denen  sich  mit  Grund  sagen  Iftsst,  dass  sie 
vom  Gesetzgeber  nicht  gewollt  sein  können.  Es  ist  also  der  Ansicht  bei- 
zutreten, von  welcher  der  erste  Richter  stillschweigend  ausgegangen  ist 


lir.  101.  Entoeh.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  9.  Juni  1885. 

(Oeatorr.  C«Dbr.Bi.  L  Elmb.  elc  1885.  8.  tSOU] 

Naeh  §  31  des  OesstMs  vom  18.  Februar  1878,  R.O.BL  Nr.  30,  kann  die 
Partei  nur  bot  Konstatirong  von  soloheu  für  die  Feststellung  der  Int> 
sehftdigning  maassgehenden  thats&chUehen  Yerhiltoissett,  welche  bei  den 
nach  §  24  dieses  Gesetses  yorgenommenen  Erhebungen  nicht  berllok- 
fliehtigt  wurden,  die  Yoinalinie  eines  Augenscheines  ansuchen;  es  ist 
daher  naeh  §  31  des  genannten  Oesetaes  weder  eine  üebersehUxong  noeh 
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piiifi  neue  Schätzimg,  soiideru  nur  ein  Anprenscheiii  iibpr  niaasstrebeiide 
thatsächiiche  Umstände  zulässig,  tiemgemass  kann  die  BeweisautnahDie  uhpr 
den  Umfang  der  enteigneten  Gründp.  sowie  über  die  Höhe  der  Wertliver- 
minderung  und  Wirthschaftsprf^fhwf nusse  der  nicht  exproprürten  Gründe, 
aber  den  Ertrag  der  letzteren  und  ähnliche,  aut  eine  Scliätzang  abzielende 

Momente  nioht  zugelassen  werden. 

Die  gerichtliche  Feststellung  der  Entschädigung  für  die  zum  Baue 
der  Eisenbahn  enteigneten  Grundstücke  der  H.  wurden  in  Gemässheit  «It  r 
Bestimmungen  der  §§  22,  23,  24  und  25  des  Gesetzes  vom  18.  Februar 
187$,  No.  30,  R.G.BI.,  mit  Beiziehung  der  Enteigneten,  nach  Besich- 
tisniDg  des  Gegenstandes  au  Ort  und  Stelle  vnrironommcn,  die  thatsäch- 
liehen  Voraussetzungen,  anf  denen  ihr  Qatacbteo  beruht,  sowie  die  übrigen 
Grandlagen  ihrer  W<  rthborechnang  angegebeo,  and  die  Berechnung  des 
Betrages,  welcher  als  Ersatz  für  die  Venninderung  des  Werthes  des 
zarückbleibenden  Theiles  des  Grandbesitzes  za  leisten  ist,  abgesondert 
ermittelt;  auf  Grundlage  und  in  üebereinstimmung  mit  di«^seii  Gutachten 
hat  das  k.  k.  Bezirk si^ericht  gemäss  §  :^0  des  bez<^;wen  Gesetzes  über 
die  zu  leistende  Entecb&digang,  mittelst  des  Bescheidee  vom  Id.  Mai  1884, 
Z.  1454,  eutschieden. 

Der  dagegen  von  der  Enteigneten  ergriffene  Rekurs,  woEÜI  sie  sich 
darüber  beschwert,  dass  die  ihr  zo  leistende  Etitsiiifuligungssumme  viel 
za  gering  bemessen  warde,  kann  nieht  als  begründet  anerkannt  werden. 

Denn  die  Schätzung  wurde  von  den  nach  §  24  des  bezogenen  Gesetzeft 
aafgest^dlten  Sachverständigen,  gegen  deren  Eignong  die  Enteignete  bis 
zum  Beginne  der  Erhehunjren  keino  Einwendongen  vorbrachte,  ja  selbst 
bei  der  kommissioueilen  Verhandlaog  erklärte,  gegen  die  Mitglieds  der 
Kommission  keine  Einwendung  erheben  zu  können,  gehörig  vorgenommen, 
nnd  die  bei  dieser  Verhandlung  persönlich  anwesende  Enteignete  feud  nur 
die  von  den  Sachverständigen  angegebene  Schätzung  der  Onindstücke 
und  die  Herechnong  des  Betrages,  welcher  als  Ersatz  für  die  Verminderung 
des  Werthes  des  zaruckbleibenden  Theiles  des  Grandbesitzes  za  leisten 
ist,  zu  gering. 

Allein  angeachtet  dieser  Erinnerongen  der  Enteigneten  fanden  sieh 
die  Sachverständigen  nicht  veranlasst,  von  ihrem  Gatachten  abzugchen. 

Da  der  Gegenstand  nnd  Umfang  der  Enteignung  und  namentlich  jede 
einzelne  Grujidparzelle  nnd  deren  Theil  durch  die  der  Enteignung  voraus- 
gegangene Erhebung  und  durch  das  Enteignangserkenntniss  fest-gestellt 
worden  war,  nnd  mit  Anhaadgabe  dieser  Daten  die  Ermittelnng  der  Ent- 
schädigung gesetzmftssig  erfolgte,  so  kann  anmOglich  behauptet  werden, 
dass  der  Umfiang,  die  Qualität  and  die  Lage  der  enteigneten  Gnmdstficke 
bei  Ermittelang  der  Entschftdigang,  wie  anch  die  aaf  die  Verminderang 
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des  Werthes  der  asnrückbleibeDdeD  Theile  Einflnss  nehmenden  Umstände, 
nameotlich  die  Erschwernisse  der  Bewirthschaftosg  und  der  Eommnni- 
kation  sieht  berficksichtigt  worden;  znmal  dieser  Behanptiuig  das  Yer- 
handtnngsprotokoü  und  die  darauf  basirte  Entscheidung  des  k.  k.  Bezirks- 
gerichtes widerstreitet  ' 

Es  war  daher  dem  Bevisioosrekarse  des  GrnndeinlOsnngs-Kommissars 
^^Folge  za  geben,  der  nicht  begründete  erste  Absatz  der  Entscheidimg  des 
k.  k,  Oberlandesgerichtes  abznftndern,  und  die  Entscheidung  des  k.  k.  Bezirks- 
gerichtes Tom  10.  Mai  1884,  Zshl  1454,  wieder  herzostellen. 

GemftsB  §  81  des  Gesetzes  vom  18.  Febrnar  1878,  No.  80  R.6.B1., 
kann  wohl  die  Partei,  wenn  sie  dafür  hftlt,  dass  die  fär  die  Feststellung 
der  Entschädigung  maassgebenden  thatsächlichen  Verhältnisse  bei 
den  nach  §  24  vorgenommenen  ErhebuDgen  nicht  vollständig  oder  nicht 
richtig  dargestellt  wurden,  bei  dem  Gerichte  um  Vornahme  eines  Augen- 
scheins ansuchen. 

Das  von  der  Gnmdbesitzerin  H.  am  3.  Juni  1884,  Z.  3889,  fiber- 
reichte Gesuch  kann  daher  nur  insoweit  berficksichtigt  werden,  als  es 
diese  gesetzlichen  Grenzen  nicht  flberachreltet.  Dies  trifft  nur  bezüglich 
der  Feststellung  der  thatsächlichen  Verhältnisse  fiber  die  Hohe  des  Eisen- 
bahndammes, Unmöglichkeit  des  Viehtriebes,  Zufuhr  des  Dflngers  fiber 
einen  bemautheten  Weg,  wie  auch  fiber  die  Zeitdauer,  ffir  welche  der 
neben  der  Ziegelei  vorhandene  Lehmboden  zur  Ziegelerzeugnng  aus- 
reichen wird,  ein,  daher  nur  bezfiglich  dieser  Punkte  der  gerichtliche  Augen- 
schein zuzulassen,  und  nur  bezüglich  derselben  das  angenommene  Angen- 
scheinsprotokoll  zu  Gericht  anzunehmen  war.  Dagegen  kann  eine  Beweis- 
au&ahme  fiber  aUe  weiteren  Punkte,  namentlich:  wieviele  Grundparzellen 
ganz  oder  zum  Theil  enteignet  wurden  (l.)>  die  durch  die  Enteignung 
entstandene  Werthsverminderung,  wirthschaltlichen  Erschwernisse  und  Nach- 
theile (2:6)  wie  auch  der  Schätznngswerth  der  allenfalls  nothwendigen 
Ziegelei  (8),  wie  auch  der  Ertrag  der  jenseits  des  Bahndammes  gelegenen 
Grundstficke  durdi  Ziegelerzeuguug  (9,  10)  nicht  zugelassen  werden,  weil 
die  gedachten  Punkte  durdi  die  vorausgegangene  Veriiandlung  bereits 
sichergestellt,  die  WerthTermindemng  und  wirthschaftlichen  Nachtheile 
berdts  durch  die  vorgenommene  Schätzung  ermittelt  worden  sind,  und 
weder  eine  Ueberschätznng  noch  eine  neue  Schätzung,  sondern  nur  ein 
Angensehein  über  maassgebende  thatsüchlicbe  Verhältnisse  gesetzlieh  zulässig 
ist  —  Hiemach  war  dem  a.  o.  Rcvisiousrekurse  des  GnmdeinlOsongs- 
Kommissärs  tbeilweise  zu  willfahren. 
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Hr.  WSL  Entsch.  des  Dentoeheii  Beichsg^rlehto. 
2.  OiTil-Senat   Vom  9.  Juni  1885. 

[BolM,  Prüll  im  Rddugertcbti.  I.  8. 191,  Nr.S74.] 

$  1  Ha%llie]Ltg8B6ti,  Stim  bei  einem  dlenstilolLoii  Qaiig^  anf  den 

Balmliofe. 

Der  WeichenateUer,  weleher,  um  den  Zasammenstoss  zweier  fiangir- 
znaseliiDeD  zu  verhindern,  über  die  Geleise  nach  der  Weiche  lief,  hierbei 
stfirzte  und  dadurch  den  Fuss  verletzte,  hat  den  Unlül  beim  Betriebe  der 
Eisenbahn  erlitten. 


Kr,  103.    EiiUih.  des  Deutschen  Reichstferichts. 
2.  Civil-Seuat.    Vom  lö.  Juni  löö5. 

[Deuix  h.'  Jurist. /.tj;.  H<J.  10.  S, 

§  3  Haftpfliohtgesets.    Bemessung  der  Kutsohädigirngsrente  eines  kauf- 
männischen Agenten. 

Ein  Agent  war  durch  den  Zusammcnstoss  von  zwei  Eisenbahnzügen 
verletzt.  In  Folge  der  verursachten  längeren  Krankheit  wurden  demselben 
die  sehr  einträglichen  Tabaksagenturen  entzogen,  welche  er  Ifingoro  Zeit 
hindurch  besorgt  hatte.  Obwohl  das  ärztliche  Gutachten  eine  Herab' 
niindening  der  Erwerbsfäfaigkcit  nur  um  Vs  annahm,  nahm  der  ßernfungs- 
richter  bei  Abmessung  des  Schadensansprnches  auf  jene  Verhftltnisse  Rfick- 
sicht,  da  nicht  absehbar  sei,  ob  es  dem  Kläger  gelingen  werde,  neue 
Agenturen  oder  anderen  Verdienst  als  Kaufmann  m  erlangen,  und  ver- 
urtheiite  danach  zu  einer  Heute  von  3000  M.  für  das  Jnhr  bei  nach- 
gewiesenem früheren  Jahiesverdienste  von  4228  M.  Revision  zurück- 
gewiesen. _ 

Nr.  104.  ünteeh,  des  Ober-Landeegerlehts  Celle. 

1.  Givil-Senat  Vom  23.  Juni  1885. 

§  3.  7  Haftpflichtgesetz.  Bei  Bemessung  der  einem  Beamten  zu  gewähren- 
den Entschädigiiiigsrente  ist  der  Wohnungsgeldzuschuss  nur  iiacli  einem 
Durchschnittssatze  in  Anrechnung  zu  bringen.  Die  Rente  dart  nie  Iii  auf 
die  Zeit  beschränkt  werden,  zu  welcher  der  Beamte  voraussichtlicli  dienst- 
unlulug  geworden  sein  würde.  Für  derartige  kiiiiltis:^  Veränderungen  steht 
dem  Verpflichteten  lediglich  das  Recht  aus  §  2  Aiinea  7  des  Haitpflicht- 

gesetzes  zu.*) 

D'w  frsto  Ro^ichwerdc  d»'.s  ik»klagteu  erschoint  begrOndf^t. 

Bei  Ermittelung  des  Vcrmögensuachtheils,  dessen  Ersatz  dem  Kla^o 

*)  Das  ReicbtgeHcbtist  anderer  Heinung.  e.  SisenbabBreebtl.  Kutsch.  Bd.  II,  8.867, 3<»9f. 
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nach  MaBBflgabe  des  §  3  No.  2  des  Haftpfliehtgesetzes  zu  gewftbren  ist, 
kommt  es  anf  die  Vergteichnog  des  gegoDwärtigen  YermAgenszüstandes 
des  EUgers  mit  demjenigen  an,  in  welchem  sich  derselbe,  wenn  der 
fragliehe  Unfall  nicht  vorgekommen  wftre,  befinden  wurde.  Zutreffend  ist 
es  daher,  wenn  bei  Feststellnng  der  vom  ersten  Richter  znerkanuten  Rente 
der  Gehaltsbetrag  von  1275  M.  zu  voll  in  Ajisatz  gebracht  ist;  Elfiger 
wfirde  eben  ein  so  hohes  Gebalt  jetzt  zn  gemessen  haben,  wenn  er  die 
dorch  den  Unfall  vemrsachte  Gesnndheitsbescbfidiguiig  nicht  erlitten  h&tte, 
und  nicht  in  Folge  dessen  dienstontanglich  geworden  wftre. 

Dieser  Gesichtspnnkt  Icann  aber  nidit  in  gleicher  Weise  hinsichtlich 
des  gesetzlichen  Wohnnogsgeldznschnsses  verwendet  werden.  £s  ist  nicht 
ohne  Wmteres  anzunehmen,  dass  ElSger,  wenn  der  Unfall  nicht  vorge- 
kommen wäre,  anch  gegenwärtig  noch  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  in 
Osnabrück  haben  wflrde.  Die  naheliegende  Möglichkeit  der  Versetzung 
an  einen  anderen  Ort  und  die  davon  abhängige  Veränderung  der  Hohe 
des  Wohnungsgeldzuschusses  darf  bei  der  Würdigung  der  für  den  Umfang 
des  zu  ersetzenden  Schadens  in  Betracht  kommenden  Umstände  nicht 
unberflcksichtigt  gelassen  werden.  Elftger  wfirde  allerffngs  ohne  den  Un> 
fall  jetzt  ausser  seinem  Gehalte  noch  den  gesetzliehen  Wohnungsgeldzu» 
sehuss  zu  bezieben  haben;  welchen  bestimmten  Betrag  aber,  daffir  ist  nach 
den  obwaltenden  Verhältnissen  ein  genUgend  sicherer  Anhalt  nicht  ge- 
geben. 

Bei  der  Frage  nach  der  Hohe  des  Schadens,  soweit  er  durch  den 
Wegfall  des  Wohnungsgeldzusdrasses  bediogt  ist,  wird  man  bei  dieser 
Sachlage  auf  die  Festsetzung  eines  Durchschnitteatsses  hingefOhrt  Bei 
dieser  Festsetzung  erscheint  es  angemessoi,  den  in  §  6  des  Gesetzes  vom 
12.  Mai  1878  betr.  die  GewftbruDg  von  WobnuogsgeldzuschOssen  für  die 
unmittelbaren  Staatsbeamten  bestimmten  Durchschnitt  zu  Grunde  zu  legen, 
wenn  letzterer  auch  an  sich  nur  für  die  Berechnung  des  pensionsf&higen 
Diensteinkommens  maassgebend  ist  Die  Durcbschnittssmnme  belftuft  sich 
nach  der  vom  Kläger  nicht  bestrittenen  Angabe  des  Beklagten  auf  112  M. 
80  Pf.  und  war  daher  die  Differenz  zwischen  dieser  Summe  und  dem 
Betrage  des  Wohnungsgeldzuschnsses  für  Osnabrück  —  144  M.  mit 
.31  M.  20  Pf.  von  der  beanspruchten  und  in  erster  Instanz  zuerkannten 
Konto  abzusetzen,  letztere  also,  dem  beklagtischen  Antrafije  entsprechend, 
auf  1702  M.  10  Pf.  zu  ermässigen.  Dabei  musste  auch  das  eventuelle 
Vorbringen  des  Klägers,  dass  er  im  Falle  einer  Versetzung  Umzugskosten 
erhalten  haben  würde,  und  ihm  solche  deshalb  auch  jetzt  vergütet  werden 
mflssten,  wenn  ihm  ein  Umzug  von  Osnabrück  nach  einem  anderen  Orte 
zugemuthet  werde  —  unberücksichtigt  bleiben,  da  der  Wesfall  des  even- 
tuellen Anspruchs  auf  Umzngskosten  überhaupt  niiiit  unter  den  Gesichts- 
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ponkt  eines  YermOgensDachtheils  im  Sinoe  des  §  3  No.  2  des  Haftpflicht^ 
gesetzes  gezogen  werden  kann. 

Dagcf^cn  war  die  zweite  Besciiweide  des  Beklajj^ten,  mitteis  denen 
dio  Beschrilnkung  der  zn  gewährenden  Rente  auf  die  Zeit  bis  zum 
1.  Januar  1886  angestrebt  wird,  zurückzuweisen.  Aus  den  Bestimmungen 

§  7,  Abs.  2  des  HaftpHiclitgesetzes  ergiebt  sicli,  dass  der  Kichter  bei 
Hi  iiiessung  der  Höhe  der  als  Ersatz  für  den  zukünftigen  Erwerb  zuzu» 
biiiigenden  Rente  diejenigen  Veriiältnisse,  welche  zur  Zeit  des  Urtheiis 
vorliegen,  zu  Grande  zu  legen  bat  (cfr.  Entseheidongen  des  Beichsgeriebts 
Bd.  V.  S.  98.) 

Die  MögUchkeit  sp&terer  Veränderungen  in  den  maassgebenden  Um- 
ständen wird  von  dem  Oesetz  in  der  Weise  berücksichtigt,  daäs  e?  für 
solch«'  I  alle  den  Betbeiligten  die  Befngniss  giebt,  der  nach  dem  l  ilbeil 
wirklich  eingetretenen  Verändeningen  entsprechend,  Aufhebung  oder  Minde- 
rung, resp.  Erhöhung  der  festgesetzten  Rente  durcb  anderweiten  Richter- 
sprach  herbeizuführen. 

Handelt  es  sich  nun,  wie  hier,  um  die  zur  Ausmittelung  der  Ent- 
schädigung erfordoHiebe  Feststellung,  welchen  Erwerb  der  Verletzte  ohne 
die  erlittene  Beschftdigung  haben  würde,  so  erscbeint  es  der  hervorge- 
hobenen  Intention  des  Gesetzes  allein  entsprechend,  dass  für  die  Beant- 
wortung jener  Frage,  und  folgeweise  für  die  Bemessung  der  Hohe  der 
Rente  nur  die  Gegenwart  ins  Auge  gefiust  und  die  Möfj^ielikeit  einer  zu- 
künftigen —  vorliegenden  Falls  allerdings  nur  bypothetisch  in  Betracht 
kommenden  Aendemng  der  maassgebenden  Verldltnisse  nnberücksichtigt 
gelassen  wird.  Der  Beklagte  hat  aber  selbst  nicht  beluuiptet,  dass  der 
Klflger  zur  Zeit  auch  ohne  den  erlittenen  Unfall  nicht  mehr  dienst- 
tauglich und  deshalb  nicht  mehr  in  der  Lage  sein  würde,  das  mit  seiner 
früheren  Dienststellung  verbundene  Einkommen  zn  beziehen,  seine  An- 
führungen gehen  vielmehr  dahin,  dass  der  Klüger  erst  zn  einer  in  der  Zu- 
kunft liegenden  Zeit  in  die  angegebene  Lage  gekommen  sein  würde. 

Nach  der  oben  dargelegten  Absieht  des  Gesetzes  hat  der  Beklagte 
im  gegenwftrtigen  Prozesse  kein  Recht  auf  Berücksichtigung  einer  solcheo 
zukünftigen  Aenderung  der  in  Betracht  kommenden  Momente;  es  muss 
ihm  vielmehr  überlassen  bleiben,  demnächst,  wenn  der  Zeitpunkt,  in 
welchem  seiner  Meinung  nach  der  ElSger,  auch  wenn  er  die  fragliehe 
Gesundheitsbeschfidigung  nicht  erlitten  hätte,  dienstuntauglich  gewerden 
sein  würde,  herangekommen  ist,  von  der  durch  §  7  Abs.  2  des  Haft- 
pflichtgesetzes gegebenen  Befugniss  Gebrauch  zu  machen.  Ohne  Bedeu- 
tung für  diese  Beurtheilnng  der  Sache  ist  es,  wenn  Beklagter  zur  Unter- 
stützung der  Behauptung,  dass  jener  Zeitpunkt  zum  1.  Januar  1886  ein- 
treten  würde,  verschiedene,  auf  die  kürperliehe  Konstitution  des  Klägers 
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bezfigliche  Umstände  angeführt  hat,  welche  schon  zar  Zeit  des  Unfalls 
▼orgelegen  haben  sollen.  Denn  diesen  UnatSnden  wird  vom  Beklagten 
selbst  eine  Einwirkung  auf  die  ffir  die  Bemessung  der  Entschädigung 
wesentlichen  Momente  nicht  fQr  jetzt,  sondern  eben  erst  fär  einen  in 
der  Zukunft  liegenden  Zeitpunkt  zugeschrieben. 

Hiernach  gereicht  es  dem  Beklagten  nicht  zur  Beschwerde,  wenn  der 
Richter  erster  Instanz  es  abgelehnt  hat,  auf  die  mehrerwähnten  Behaup- 
tungen im  gegenwärtigen  Tafabren  einzugehen,  und  die  Rente  unter  Yer- 
weisung  auf  die  durch  §  7  Abs.  2  des  Haftpflichtgesetzes  gegebene 
Befugniss  ohne  Besohrfinkung  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  zuerkannt  hat 

Es  kann  deshalb  auch  uner^^rtert  bleiben,  ob  der  Versuch,  jetzt  zu 
beweisen,  dass  El&ger  ohne  den  Unfiül  zu  einem  in  der  Zukunft  liegenden 
bestimmten  Zeitpunkte  nicht  mehr  dienstfiUiig  gewesen  sein  wurde,  nicht 
Ton  vornherein  als  aussichtslos  zu  betrachten  sein  m(tohte. 


Nr.  106.  Entseh.  des  Deutschen  Beiehs^eiiehts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  23.  Juni  1885. 

[Holze,  Praxi»  des  BelchÄgerlchtft   T.  «  m,  Nr.  570.J 

§  1  Haftpflichtgesetz  findet  Anwendung,  wphü  die  Entladung  in  Folge  der 
eigentliümlicheu  Anlage  der  Balm  zur  Verletzung  führt. 

Die  Entleeiuiiu:  der  an  dorn  für  diesen  Tai?  bestimmten  Zielpunkt 
■de-i  Arbeitszuges  angekommeiion  Kipplowry  dor  Eisenbahn  erfolc:tc  auf 
einmal  an  einer  Kurve  der  Balm,  wo  das  Aussen^cleise  höher  lag,  iiifoli^e 
Anordnung;  des  Antseliers  in  Kile,  und  hing  demnach  mit  der  eigeuthüm- 
lichen  Anlage  der  Bahn  und  der  Kinriehtung  des  Bahnhef ii('l)es  so  en? 
zusammen,  dass  das  Rei(  lisü:erielit.  abweichend  vom  Berutunj^sgericlit,  an- 
nahm, die  Verletzung  des  Arbeiters  durch  die  einstürzenden  Erdmassen 
inf  Betnebe  der  Eisenbaiin  erfolgt. 

Nr.  106.  Entsch.  des  Dentsehen  Relehsgeriehts. 

3.  Civil-Senat    Vom  24.  Juui  1885. 

Il'reuss  Venralt.  niatt.  VI.  S.  400.1 

Wird  von  dem  Enteigneten  gegen  die  im  Enteignungs verfahren  festgestellte 
Entschädigungssumme  der  Rechtsweg  eiiigüsclilagen,  so  bildet  die  im  Gan- 
zen festgestellte  Entschädigungssumme  den  Gegenstand  der  richterlichen 
Kogaitiüü.  Stellt  der  Richter  für  die  abgetreaute  Parzelle  eine  höhere 
Entschädigungssumme  fest,  so  wird  er  dadurch,  dass  der  Enteignete  die 
für  die  erschwerte  Benutzung  düb  ikui  verbliebenen  Restgrundstticks  fest- 
gesetzte Entschädigung  nicht  bemängelt  hat,  nicht  behindert,  diesen  Theil 
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der  Gesammtsnnune  niedriger  zu  bemessen  nnd  danach  die  GosaiantsutBi» 
nur  absfiglicJi  dieser  Differeiii  hinaiifiniBelzen.  §§  8, 29^31  Frew.  EnV 

eignnngsgesetz  vom  11.  Juni  1874. 
Es  nnterliegt  keiucm  Bedenken,  mit  dem  Bernfongsgerichte  anmieb* 
inen,  das;?  in  Folge  der  NichtanfechtaDg  des  RegiemDgebeschlasses  nur  die 
darin  entlialteoe  £ntscheidiiDg  gegenfiber  denuenigen  Theile,  welcher 
die  Anfectitnng  iinterldsst  —  mit  dem  in  §  31  Ent-Ges.  vom  11.  Juni 
1874  enthaltenen  Vorbehalt  —  unabänderlich  wird,  nicht  die  Entscheid 
dnngegründe,  mit  welchen  nach  §  39  der  Beechines  der  Regiemog  ver- 
soben  werden  soll.  Eher  kfinnte  bezweifelt  werden,  ob  die  einzelnen  in 
dem  angehefteten  tabellarischen  Verzeichniss  enthaltenen  Ansätze  einen 
Bestandtfaeil  der  Entscheidung  selbst  bilden  odw,  wie  das  BemfiingBgericbt 
annimmt,  als  die  Rechnnngsbktoreu,  ans  welchen  sich  die  Gesammtent- 
schfidigung  berechnet^  nur  die  Bedentung  von  Motiven  iür  die  Ziffer  der 
letzteren,  haben.    Letztere  Anfiassnng  ist  aber  als  die  dem  Gesetze  entp 
sprechende  anzuerkennen.  Die  Entscbfidignng  wird  nach  $  S  desselben  fttr 
die  Abtretung  des  Onindeigenthnms  gewährt,  also  nicht  für  den  bei  dem 
Eigenthiimer  zurflckbleibenden  Theil  desselben.    Die  Entschädigang  fQr 
den  abzutretenden  Theil  „nmfaset*^  auch  den  Minderwerth,  welcher  für 
den  «brigen  Grundbesitz  durch  die  Abtretung  entsteht    Bei  Ermittelung 
des  durch  die  Abtretung  entstehenden  Schadens  wird  auch  die  dem  Best^ 
grundstflck  dadurch  erwachsende  Werthverminderung  in  Anschlag  gebracht, 
aber  nicht  als  Entschädigung  f&r  ein  neben  dem  abgetretenen  Grundstäck 
anzunehmendes  selbstständiges  Enteignungsobjekt,  sondern  als  Bestand- 
theil  der  fSr  das  abgetretene  Grundstück  zu  gewährenden  vollen  Entschä- 
digung. Die  zu  leistende  Entschädigung  kann  sich  au^  verschiedenen  An- 
sätzen zusammensetzen.  Rechtlich  aber  erscheint,  wie  von  dem  Reichsgericht 
(Entsch.  in  Civtls.  Bd.  II  S.  243)  in  anderer  Richtung  bereits  angenommen 
worden  ist^  die  Summe  dieser  Ansätze  als  eine  einheitliche,  ffir  das  abzu- 
tretende Grundstock  im  Ganzen  zu  gewährende  Entschädigung.  Insbesondere 
gilt  dies  auch,  wenn  nur  ein  Theil  des  Grundbesitzes  desselben  Eigen- 
tbQmers  in  Anspruch  genommen  wird,  von  den  Ansätzen  f&r  den  Werth 
des  abzutretenden  und  fär  den  Minderwerth  des  zuräckbleibenden  Theils; 
nicht  diese  einzelnen  Ansätze,  sondern  die  daraus  berechnete  Gesammt- 
entschädlgnng  bildet  den  Gegenstand  der  Entscheidung  der  Regierung. 
Daraus  folgt,  dass  nach  Beschreitung  des  Rechtsweges  nur  von  der  emeti 
Seite  die  einzelnen  Ansätze,  aus  welchen  die  Entschädigung  sich  zusam- 
mensetzt, auch  zum  Vortheil  derjenigen  Partei,  welche  den  Regierung«- 
beschluss  nicht  angefochten  hat,  in  der  gerichtUchen  Entscheidung  geän- 
dert werden  können,  sofern  nur  die  Gesammtentschädigung  keine  Aeo- 
demng  zum  Vortheil  derselben  erleidet. 
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Nr.  107.  Xntseli.  des  DentBchen  Beiehsgeriehts. 

1.  GiTil-Senat  Vom  1.  Juli  1885. 

[Dtntieli.  Jurist  Zt«.  Bd.  X.  S.  598.] 

Oesterreiclüäclie  Kupons-Prozesse.    Ansprüche  auf  Zahlimn;  der  Zinsen  in 
dentsclier  Reichsgoldwährung  kuniien  dann  nicht  mein  <  rliübeu  werden, 
wenn  neue  Zinskuponsbogen,  deren  Enpons  nur  auf  Süberwährung  lauten, 
ohne  Vorbelialt  angenommen  worden  sind. 

Bisher  nicht  zur  Erörtonin?  bei  dem  Reichsu;ericbt0  gelangt  ist  aber 
die  Frage,  ob  in  Betreff  der  ZImsph  dor  S(dmldversebreibungen  noch  An- 
sprüche, wie  bislier,  auf  Zahlung  in  Keichsj^old Währung  erhoben  werden 
können,  obwohl  für  die  betreffenden  Zeitränrac  auf  die  Schuldverschrei- 
bnngen  die  neuen  Zinsknpons.  wekhe  einen  veränderten  Inhalt  haben, 
ohne  Vorbehalt  angenommen  worden  sind. 

In  den  betreffenden  SchaldverBcbreibnngen  heisst  es  anf  dem  Mantel: 

Die  Kapons  werden'  bei  der 


Dieser  Betrag  wird  mit  jähr- 
lichen fl.  pp.  0.  W.  Silber  =r  Tereins- 
thaler  »  fl.  pp.  sfldd.  W.  verzinst  nnd 
werden  die  2Snsen  halbjshrig  gegen 
Beibringung  des  betreffenden  Kupons 
ohne  Stenerabzng  ausbezahlt. 


Gesellsehaftshaiqitkassa  in  Wien,  hei 
Herrn  S.  BleicbrOder  in  Berlin,  bei 
derDirektion  derDiskontogesellsebaft 
in  Berlin,  den  Hrn.  H.  A.  t.  Roth- 
sehild  &  Söhne  in  Frankfurt  a.  H. 
nnd  bei  der  Allgemeinen  dentsehen 
Kreditanstalt  in  Leipzig  ansbezahlt 

In  deu  im  Texte  der  Scholdverschreibongen  enthaltenen  Anleihc- 
bediugungen  heisst  es  unter  No.  4: 

l>i^'  Bezalilung  der  Zinsen  und  gizof^eneu  Srhuldverschrei- 
bu!ii;i  II    ifolfTt  nach  Wahl  des  Besitzers  suwoid  bei  der  gesoll- 
scliattlH-lien  iianptkassa  in  Wien,  als  auch  (nun  folgen  wieder 
alle  obeu  bezeichneten  Kaisen). 
Der  Text  der  ersten  ausgegebenen  Ziuskaponserie  lautete: 

Kupon  No.  (Nummer  der  Schuldverschreibung)  zahlbar  am 
Serien-  Kupon  mit  fl.  7,50  0.  W.  in  Silber  =  5  Vereinsthaler  =  fl.  8,45 
nummer.  sfldd.  W.  bei  der  gesellschaftlichen  Hanptkassa  in  Wien,  bei 
S.  fileichiOder  un  Berlin,  bei  der  Direktion  der  Diskontogesell- 
84^ft  in  Berlin,  bei  H.  A.  von  Bothschild  &  Söhne  in  Frauk- 
fort  a.  H.  nnd  bei  der  Allgemeinen  deutsehen  Kreditanstalt 
in  Leipzig. 

Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 
Dazu  war  ein  Talon  ausgegeben: 

No.  (ebenfalls  Nummer  der  Sehuldverschieibung). 
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Die  Kaiser  Ferdinands^Nordbahii  eiiolgi  dem  Ueberbringer  dieses 
Talons  im  November  1882  den  zweiten  Rupdubogea  zur  ent- 
sprechenden Obligation  etc. 
Nachdem  die  erste  Knponserie  verbraucht  worden,   hat  aber  die 

Beklagte  bei  Ausreichung  der  neuen  Kuponbogen  ^en  Inhalt  der  Eupoiii» 

geändert.    Dieselben  lauten  nunmehr  dahin: 
Kupon  No.        zahlbar  am 

Kupon  mit  fl.  7.50  Ö.  W.  in  Silber  bei  der  gesellschaftlichen 
Hauptkassa  in  Wien,  bei  S.  Bleichroder  in  Berlin,  bei  etc. 
Es  fehlen  also  die  Angabcu  der  anderen  Wahruimen.  Diese  Kupon- 
bogen  sind  iiiistrciiig  auch  auf  di*'  in  difscm  l*rozesse  in  Betracht  kommeu- 
den  St  Uuldversthreibungen  ohne  Widerspruch  erhoben  worden.  Gleichwohl 
will  Ivläger  auf  Grund  des  Besitzes  der  Sfhnldvers(rhreibunj,'en  und  von 
zu  diebüu  Kupojibogcn  gehörigen  Kupons  die  Zinsen  des  ents|irechenden 
Zeitabschnittes  in  der  nach  den  Schuldveix  Invibuugoü  und  den  frrdu>r*'ii 
Zinskupons  versprochenen  deutschen  Goldwiibrunp;  bezahlt  verlangen.  Die 
Instanzrichter  haben  dieses  Verlangen  für  begründet  crkliirt.  Allein  ihre 
Auffassung  verkennt  das  Wesen  der  in  der  Annahme  der  beLreliendcii 
Kupoubogen  bothätigten  Willenserklärung.  Das  Geschäft  der  Erhebung 
des  neuen  Kupoubogeiis  gegen  Aushündiuuug  des  Talons  ist  freilich  dahin 
zu  qualiüziron,  dass  nicht  irgend  ein  beliebiger  Inhaber  des  Talons,  als 
eines  selbstständigen  Papieres,  sondern  dass  der  Inhaber  der  betreftendm 
Hauptobligatiüu,  der  nur  von  der  Vorlegung  dieser  selbst  dureli  Sclialluii;; 
des  besonderen,  für  die  Ausreichung  des  neuen  Kuponbogens  bestimmte« 
Legiliniationspapieres  entbunden  ist.  sich  die  neuen  Kupons  geben  lässt. 
Allein  weder  hierdurch  noch  durch  den  Umstand,  dass  der  Zinskup<ui 
keine  vöUie:  si  [bstständige,  sondern  eine  Zubehürsehuld,  eine  Schuld,  die 
den  Zinseharakter  hat,  verbrieft,  kann  die  That^sache  verdunkelt  werden, 
dass  der  Zinsachein  die  Bestimmung  hat,  der  Träger  der  Zinssehiüd  zu 
sein  and  für  sich  allein  die  Zinserhebung  zu  vt'rmittoln.  Dies  nimmt  das 
Berufungsgericht  selbst  an,  indem  es  ausführt,  da.ss,  >obul<i  untei  (lebrauch- 
machen  von  einem  der  in  dem  neuen  Kuponbogen  enilialleitcn  Zin.s- 
kupons  der  in  demselben  angegebene  Zinsbetrag  obue  Vorbehalt  erhoben 
sei,  alsdann  Niemand  mehr  für  den  belrelfeuden  Zeitabschnitt  das  in  der 
entsprechenden  iSehuldvorsdireibung  verbriefte  Mehr  an  Zinsen  auf  Gruiid 
der  Schuldverschreibung  erheben  könne.  AIhu  —  so  meiut  das  Berufungs- 
gericht —  trotz  der  widerspruchslosen  Anuainne  des  Kuponhogens  ver- 
bleibe bei  Eintritt  jedes  der  Zahlungsterniine  das  Wahlrecht,  entweder  aul 
Grund  des  für  denselben  bestimmten  Zinskupons  den  in  demselben  ver- 
brieften Minderbetrag  zu  erhel)en,  oder  den  betreffenden  Zinskupon  zurück- 
zugeben und  auf  Grund  der  ^  Schuldverschreibung  den  darin  verbrieften 
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Itrüsseren  Betrag  zu  erheben.  Diese  Auffassung,  wonach  aiso  za  den  ver- 
scbiedeoen  Zeitabsclmitten,  über  welche  sich  die  neu  ausgocrebene  Kupon* 
»erie  erstreckt,  bald  einmal  die  Kr^n  bung  auf  Grund  des  Kupons  bethä- 
tigt.  Ivald  wieder  im  Sinne  der  Zaräckweisnng  des  Kupons  abgelehnt 
und  Zahlung  auf  Grund  der  Obligation  gefordert  werden  könnte,  ist  nn- 
haltbar  und  folgt  aus  dem  an  sich  in  BctretT  der  verschiedenen  Wfthruugen 
för  die  Zahlnngszeit  in  den  Schuldverschreibungen  eingeräumten  Wahl- 
rechte keineswegs.  Der  Wille«  welcher  sicli  in  der  Annahme  des  neuen 
Kuponbogens  bethätigt>  erstreckt  sich  auf  alle  in  demselben  enthaltenen 
y^iiiskupons  und  er  kann  nicht  zugleich  auf  Annahme  dieser  Kupons  als 
die  Erhebung  der  Zinsen  vermittelnder  Papiere  nnd  doch  auch  wieder  auf 
eventuelle  Zurückweisung  derselben  nach  einer  noch  in  Zukunft  zu  den 
einzelnen  Fälligkeitsterminen  zu  treffenden  Wahl  gerichtet  sein.  In  Betracht 
kommen  kann  nur  die  Auffassung,  von  welcher  auch  Klägerin  ausgeht, 
-dass  die  Aunahme  der  blos  den  geringeren  Betrag  verbriefenden  Zins- 
kupons  in  der  That  gewollte  Annahme  dieser  Zinskupons  als  Zins- 
-erhebungspapier  sei,  aber  keinen  Verzicht  auf  das  in  der  Schuldverschrei- 
bung verbriefte  Mehr  enthalte,  da  der  Gläubiger  doch  auch  den  geringeren 
Betrag  zu  fordern  habe,  dass  daher  zu  den  Fälligkeitsterminen  auf  den 
^insknpon  dessen  Betrag,  aber  ausserdem  auch  auf  Grand  der  Schuld- 
verschreibung noch  der  fiberschlessende  Betrag  erhoben  werden  könne. 
Damach  wflrde  auch  die  vorbehaltlose  Annahme  des  niederen  Betrages 
auf  den  fällig  gewordenen  Zinskupon  das  Recht  nicht  vergeben,  noch 
nachträglich  den  überschiessenden  Betrag  auf  Grund  der  Schuldverschrei- 
bung zu  fordern  und  man  kommt  so  zu  der  unvermeidlichen  Eonsequenz, 
daaa  noch  nach  Jahren,  so  lange  die  Zinaforderung  noch  nicht  veijährt  ist, 
auf  Grund  der  Schuldverschreibung  frfihere  Zinsbeträge,  soweit  sie  den 
im  betreffenden  Zinskupon  enthaltenen  Betrag  flbersteigen,  trotz  erfolgter 
Einlösung  der  Zinskupons  nachgefordert  werden  konnten.  Dass  dies  eine 
völlige  Destruktion  des  Zinszahlnngsgeschäftes  wäre,  deren  Ökonomische 
wie  juristische  Wirkungen  sich  gar  nicht  abersehen  lassen,  leuchtet  ohne 
Weiteres  ein.  Zu  solchen  Eonsequenzen  kommt  man,  wenn  man  es  unter- 
lässt,  die  rechtsgesefatftliche  Bedeutung  der  Ausreiehung  und  Empfang- 
nahme der  neuen  Euponbogen  nach  deutlichem  Willen  unter  Berück- 
sichtigung von  Treue  und  Glauben  zu  würdigen.  Was  die  Beklagte  mit 
«ler  Ausreichung  der  inhaltlich  geänderten  Knpons  wollte,  konnte  Nie- 
mandem zweifelhaft  sein.  Sie  hatte  stets  den  Standpunkt  vertreten,  dass 
sie  lediglich  Zahlung  in  österreichischem  Silber  versprochen  uod  die  fremden 
Währungen  nur  zur  Vergleichnng  entsprechend  den  zur  Zeit  der  Ausgabe 
der  Schuldverschreibungen  bestandenen  ReUttionsverhältnissen  anzugeben 
habe.  Inabesondere  perhorrescirte  sie:  die  Anwendung  des  neuen  deutschen 
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Mfinzge--f  t/i  s  auf  ihre  Papiere.    Iiidrii)  sie.  als  es  zur  Aii!<reichiing  neuer 
Knponbn[;en  kommen  inussto.   di  'se  in  einem  veränderten  Inhalte,  der 
kiar  die  Verpflichtung  der  Zaiilun;.,'^  der  Zinsen  als  eine  nur  auf  Öster- 
reicliisches  Silber  auch  an  den  tV-MiKlen  Zahiungsplätzen  gerichtete  kenn- 
/oiebnete,  anbot,  erklärte  sie  deutlich,  dass  sie  in  Betreff  dieser  Zinsen 
jüdit  weiter  haften  wolle  und  sie  durfte  die  Annahme  der  neufn  Kupons 
Seiton;,  der  botreflfenden  Gläubiger  als  Einvertjtiindniss  damit  auffassen. 
Wer  seinen  Stiindpnnkt  wahren  wollte,  mueste  diese   Kupons  zuröck- 
weifjen:  wer  sie  aus  irrthnm  genommen  hatte,  musste  dies  geltend  machen. 
Setzte  man  den  Fall,  dass  vor  der  Empfangnahme  der  Kupons  der  be- 
tn'tVciide  Streit  üoch  nicht  die  Notorietat  angenommen  hätte,  welche  die 
sogenannten  Kuponnmzesse  haben,   und  dass  bei  solcher  Sachlage  Inhaber 
der  Schuldverschreibungen  neue  Kuponbogen  dieses    Inhaltes  genommen 
hätten,   «o  würde  das  richterliche  Krgebnisss,  dass.   auch  wenn  sieb  an^^ 
dem  Inhalte  der  Schuldverschreibungen  ein  weitergehendes  Recht  herleiten 
liesse,  doch  die  (^IfmlMtrer  durch    Annahme  dieser  neuen  Kuponbogen, 
sofern  nicht  ein  irrtbuni  vorlng.  auf  jenes  Kecht  verzichtet  hätten,  kaum 
zweifelhaft  sein,     .fenc    besonderen   Verhältnisse  müssen   aber  bei  Be- 
urtheilniig  der  Bedeutung  der  Annahme   dsr  neuen  Kupons  ferngehalteu 
werden.    Mit  demselben  Rechte,   mit  weleiiem  man  von  der  einen  Seite 
als  denjenigen,  der  jene  Kupons  in  Kmpfang  genommen,   einen  auf  dem 
Staiid[)unkte  der  deutschen  Rechtsprechung  Stehenden,  die  Austragung  der 
Dift'erenz   im   Prozesswege  Anstrebenden   unterstellt,  kann  man  von  der 
anderen  Seite  einen  mit  der  steten  Zahlung  in  österreichischem  Silber 
y.nfriedenen  Empfänger  unterstellen.    Es  kommt,  so  lange  der  Empfänger 
nicht  durch  eine  besondere  Erklärung  bei  der  Annahme  den  Empfangsakt 
besonders  individualisirt  hat,  nur  darauf  an,  die  Bedeutung  des  Aktes, 
entsprechend  allgemeinen  Interpretationsgrundsätzen,  also  unter  Berück- 
sichtigung dessen,  was  treue  Männer  durch  ein  solches  Vorhalten  aos- 
drftcken,  zu  wördigen.   Schon  aus  diesem  Gesichtspunkte,  aber  auch  abge- 
sehen von  demselben,  kann  es  nicht  in  Betracht  konmien,  dass  die  Be- 
klagte, eben  weil  jetzt  die  bisherigen  Kupons  ihre  Erledigung  gefunden 
hatten,  in  der  Lage  war,  eine  Pression  auszuüben.    Die  Nichterfüllung 
der  Verpflichtung  Seitens  des  einen  KontrabeDten  giebt  dem  Anderen  kein 
Hecht,  sich  geg<>n  di^  Benrtheiiung  ihres  eigeneo  VerbaiteDs,  entepieebend 
ihrem  oaiürlichen  Sinne,  anfzulehnen. 

Es  soll  ilbrigens  nur  noch  bemerkt  werden,  dass  Gläubiger,  welche 
die  Annahme  des  neuen  KopODfl  ablehnten,  deshalb  nicht  jedes  Rechtes 
entbehrten,  da  die  Beklagte,  soweit  jiie  überhaupt  in  Deutschland  wirksam 
verfolgt  werden  kann,  sich  solciier  Verfolgung  in  einer  oder  der  anderen 
Kicbtung  daselbst  nicht  dadurch  entziehen  kdnnte,  dass  sie  sieh  weigert 
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den  Inhabem  der  SebtUdverachreibvigeD  Zinsknpons  mit  solchem  bkalt 
tf  ie  ihn  die  Inhaber  der  Schnldverschreibangen  zu  fordern  berechtigt  sind, 
«D93Eiireichen. 

Hiemach  musste  das  angegriffene  Urthoil  in  Betreff  der  zuerkannten 
Ziuskuponbeträge,  zugleich  aber  in  Betreff  der  zuerkannten  Protestkosten, 
da  jedenfalls  in  Betreff  der  Zinsknponbeträge  eine  Znvielzahlang  gefordert 
ist,  sowie  in  Betreff  der  Prozesskosten  anfgehoben  werden.  Es  bedarf  in 
dieser  Beziehung  einer  weiteren  Verhandinng,  um  festzustellen,  welche 
Beträge  für  die  Zinskupons  entsprechend  der  osterreichis(^hen  Silber- 
währang  zu  zahlen  sind.  Obwohl  di*'  Amiahme  der  verändert^^n  Kupon- 
bogen die  Rechte  bezüglich  der  Währung  lui  die  auj^gegebeueii  Schuld- 
verschreihuitj^eii  nicht  zu  beeinträchtigen  vermag,  wie  dies  bereits  in  dem 
Urtheil  des  ersten  Civilsenates  des  Reichsgerichtes  vom  28.  Juni  l.s84  lu 
Sachen  Basciiwitz  Sohn  wieder  dieselbe  Beklagte  Rep.  176/84  ausge- 
sprochen worden  ist,  erschien  es  der  Sachlage  entsprechend,  das  ganze 
lieruluugsurtiiei!  aufzuheben,  weil  es  sich  fragen  kann,  ob  etwa,  soweit 
die  vor  Erbebung  der  Klage  erfolgte  Präsentation  von  Schuldverschrei- 
bungen in  eiuüin  und  demselben  Akte  mit  der  unter  einer  Zuvielforderung 
erfolgten  Präsentation  von  Zinökupons  stattgefunden  bat  ,  wegen  dieset» 
einheitlichen,  aber  eben  wegen  der  Zuvielforderung  nicht  begründeten  Ver- 
langeni>  auch  diese  Präsentation  der  Schuldverschreibungen  als  wirkungslos 
zu  erachten  und  etwa  deren  Besitz:  von  Neuem  daznthnn  wäre. 


Nr.  108.  Elltech*  des  Kammergeriehte  Berlin« 

7.  Civil-Senat  Vom  1.  Juli  1885. 

Ben  Beaitnni  der  DiTidendeiisolieine  toii  Stamm-Priorlt&teakttea  der  M&r- 
tiaeli'FoBeiiflr  msenbalui  tm  den  Jaliren  1873  und  1874  steht  ein  Naeh- 
bengeieeht  wegen  nofiehtiger  Vertheilung  der  Beinerträge  jener  Jahio 
ideht  zn,  well  die  Staoim-Fiiorltlfteaktlenftie  diese  VertheÜnng  dnreh  Em- 
pfäQgnahne  der  auf  die  DividendeBsoheine  ven  1871  nnd  1872  In  den 
Jahren  1874  nnd  1875  naehgeuMten  Betrige  genehmigt  nnd  damit  dnieh 
kenklndMite  Handltingen  anf  ihr  atatatenniisiges  Beeht  venloliftet  hahen. 

(§  59,  l  4  A.L.B.  Art  317  EO.B.) 

Klüger  verlangt  als  Besitzer  von  274  Divideiulenscheinen  pro  1873 
wnd  215  Dividendenscheinen  pro  1874  von  StauHn-l  rioritiltü-Aktien  der 
Märkisch  -  Füsener  Eistubahngesellschait  die  Nachzahlung  der  Dividende 
pro  1873  und  1874  von  SVs  resp.  2Vs  Prozent.  Die  Legitimation  des 
Klügers  als  blossen  Divideudeuscheiubesitzerb  (nicht  Aktienbesitzers)  zu 
dieser  Klage  erscheint  unbedenklich.    Zwar  ist  der  Reingewinn  dieser 
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beiden  Jahre  dureh  Beschlnss  der  GesellBcfaaftsorgaDe  (AafBiehtsrath  nod 
GeneralTersaiDiDlTmg)  bereite  auf  den  Attsfall  der  Dividenden  pro  1871 
nnd  1872  vertheilt  nnd  es  konnte  daher  scheinen,  daas  Elfiger,  indem  er 
diese  Vertheilongen  als  statntenwidrig  ansieht^  in  der  That  anf  Festatellitog 
der  stattttenmftsatgen  Dividende  klagt,  nnd  hierzn  wfirde  er  nicht -be- 
rechtigt  sein,  denn  der  Besitz  von  Dividendenscheinen  berechtigt  zwar 
znr  Erfaebong  festgestellter  Dividenden,  aber  nicht  zur  Klage  auf 
Feststellung  der  statatemnftssigen  Dividende,  wozu  nur  der  Besitzer 
der  Aktien  berechtigt  ist  (ReichsoberhAndelsgerichts-Entseheidnng  Bd.  9. 
S.  274.)  Indessen  ist  die  Klage  nur  scheinbar  eine  Feststellnngsklage,  in 
Wirklichkeit  behauptet  Klfiger,  dass  die  Dividende  der  Jahre  1878  nnd 
1874  schon  auf  Grnnd  der  abgeschlossenen  nnd  veröffentlichten  Bilanzen, 
welche  den  angegebenen  Reingewinn  ergeben  haben,  in  Gemtaheit  der 
Statuten  der  Markisch->Posener  EisenbahngeseUschaft  festgestellt  worden 
und  dadurch  dem  Besitzer  der  Dividendenscheine  das  Recht  zur  ErJiebnng 
des  danach  auf  jede  Aktie  (lautend  Qber  200  Thlr.)  entfidlenden  Betrages 
erworben  ist,  weshalb  unter  dieser  Voraussetzung  die  Klage  aUenUngs 
als  eine  Ellage  auf  Erhebung  festgestellter  Dividenden  anzusdien  ist  Der 
betreffende,  gegen  die  Legitimation  des  KIfigers  gerichtete  Einwand  des 
Beklagten  (Thatbestand  zu  8)  ist  daher  zn  verwerfen.  —  Auch  die  weitere 
Legitimationseinrede,  dass  KlAger  die  eingeklagten  Dividendenscheine  nnr 
zum  IncasBo  von  anderen  erhalten  habe  (Thatbestand  zn  7)  ist  als  nnver- 
.  trftglich  mit  der  Eigenschaft  der  Dividendenscheine,  als  Inhaberpapiere 
nicht  zu  berücksichtigen;  der  Aussteller  eines  Inhaberpapieres  ist  dem 
dritten  Besitzer,  welcher  die  Forderung  ans  dem  Papier  gegen  ihn  geltend 
macht,  die  Legitimation  hierzn  aus  dem  Grande,  weil  derselbe  nnr  ffQr 
ein«i  Anderen  besitze,  zu  bestreiten  nicht  berechtigt.  (Reichsoberhandels- 
gericht Bd.  17,  S.  159,  160,  163.) 

Was  die  Sache  selbst  anbetrifft,  so  ist  zwar  mit  dem  ersten  Richter 
anzunehmen,  dass  die  Bestimmung  im  §  28  des  Statute,  schon  wie  sie  in 
der  ursprünglichen  Fassung  lautet,  im  Sinne  des  Vorzages  des  laufenden 
Dividendenscheines  von  Stommprioritfitsaktien  vor  denen  fraherer  Jahre  in 
Betreff'  deren  Nachbezugsrechts  zu  verstehen  ist  —  was  übrigens  der  Be- 
klagte in  dies^  Prozesse  auch  gar  nicht  bestreitet. 

Daraus  folgt,  dass  der  Reinertrag  für  die  Geschsftsiiahre  1873  und  1874, 
statt,  wie  geschehen,  auf  filtere  Dividendenscheine,  zuvorderst  anf  die 
Dividendenscheine  dieser  Jahre  hatte  vertheilt  werden  sollen,  dass  alie 
der  beliebto  Modus  der  Vertheilaog  statntenwidrig  ist.  Auch  steht  der 
Geltendmachung  des  Anspruchs  auf  Auszahlung  jener  Dividenden  pro  187S 
und  1874  auf  die  Dividendensdieine  jener  Jahre,  beziehungsweise  auf  Er- 
stattung ihres  Betrages,  nicht  die  im  §  25  des  Statuts  festgesetzte  vicr- 
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jährige  Präklusivfrist  entgegen  (Thatbestand  zu  9);  deon  der  §  29  setzt 
eine  zur  Zahlung  bereite  GesoUschaftskasse  voraus,  während  nach  den 
getroffeneu  Dispositionen  feststand,  dass  auf  die  betreffenden  Dividenden- 
$cheiDe  nicht  gezahlt  wurde.    In  beiderlei  Hinsirht  vertritt  das  Reichs« 
gericht  in  dem  oben  allegirtoii  Erkenntnisse  Bd.  9,  S.  30  ff.  der  Ent- 
schädigungen den  nämlichen  Standpunkt.  —  Dahingegen  kann  der  Austuhrung 
de«  Vorderrichters  bezüglich  des  selbstständigen,  an  den  Besitz  des  Divi- 
deaden Scheines  haftenden,  durch  die  blosse  Tbatsache  eines  auf  Grand  der 
abgeschlossenen  and  veröffentlichten  Bilanz  konstatirten  Reingewinnes  des 
betreffenden  Geschäftsjahres  fest  und  unverlierbar  zu  erwerbenden  Gläubiger- 
recht.s  des  Dividendenscheininhabers  auf  Erhebung  eines  gewissen  Betrages, 
nicht  beigetreten  werden.    Vielmehr  ist  davon  auszugehen,  dass  der  von 
der  Aktie  losgelöste  Dividendenschein  als  solcher  seinem  Besitzer  noch 
kein  selbststruidiges  Recht  —  ganz  unabhängig  von  der  betreffenden  Aktie  — 
-auf  den  Reingewinn  des  fraglichen  Jahres  giebt  und  dass  daher  dem  Be- 
klagten alle  Einreden  offen  stehen  müssen,  welche  darauf  hinansgehen, 
dass  ein  solches  Recht  in  ccmcreto  überhaupt  nicht  existint  geworden  ist. 
(Thatbestand  1—7.) 

Die  Divideudeuscheine  sind  zwar  inhaberpapiere,  aber  sie  versprechen 
nicht  eine  bestimmte  Summe,  sondern  Terheissen  dem  Inhaber  nur  die 
Z'.ihlnng  der  Dividende,  die  den  in  ihnen  genannten  Aktien  zufallen  wird. 
Durch  Nennung  einer  bestimmten  Aktie  bezeichnen  sie  sich  als  von  dieser 
abhängig.  Sic  sollen  zwar  jeden  Inhaber  als  den  Gläubiger  der  Dividenden« 
forderang  legitimiren,  aber  da  sie  einen  bestimmten  Verpflichtungsgrund 
angeben  (Dividende) ^  so  mnss  sich  der  Inhaber  solche  Einrede  gefallen 
lassen,  welche  aus  diesem  Grunde  —  causa  —  hervorgehen.  (Reichsober- 
handelsgericht Bd.  18,  S.  157  u.  158.)  Ein  selbstständiger  Ansprach  aus 
dem  Dividendenschein  erwächst  erst,  nachdem  die  Gewinnantheüsrechte 
für  das  betreffende  Jahr  festgestellt  sind.    Nun  behauptete  Kläger  zwar, 
dass  das  Recht  der  Dividendenscheininhaber  pro  187.3  und  1874  lediglich 
schon  dnrch  die  Ennltteluiig  eines  Reingewinns  auf  dem  Wege  der  Biianz- 
aufstellung  durch  die  Veröffentlichung  der  Bilanz  entstanden  ist,  und 
richtig  ist,  dass  nach  dem  Statut  §  28  der  Aktionär  auf  eine  bestimmte 
Quote  des  Reingewinns  (5  Proz.)  Anspmch  hat,  und  dass  die  Zahlung 
dieser  Dividende  nach  §  27  vier  Wochen  nach  Publikation  der  Bilanz  er- 
folgen soll;  das  Statut  der  Märkisch-Posener  Eisenbahngesellschaft  gehört 
hiernach  za  denjenigen  Gesellschaftsstatuten,  nach  denen  es  zur  Feststellung 
der  Dividende  nicht  eines  hierauf  gerichteten  Gesellschaftsbeschlusses, 
sondern  nur  eines  gehörigen  Abschlusses  der  Bilanz  und  deren  Geneh- 
migang  und  Publikation  durch  den  Anisichtsrath,  bedarf.  (Reichsober- 
bandelsgericht  Bd.  9,  S.  278  ff.) 
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Der  Klüger  übersieht  jednch,  dass  darch  die  vom  Verwaltnngsrath 
der  Märkisch -Posener  Eis»*nli;iliiiL^esellschaft  seiner  Zeit  veröflfentlicJiten 
,Jahres-Bilanzen  pro  1873  xmd  1874  zwar  ein  Reingewinn  für  beide 
Jahre,  aber  keine  auf  die  .Stammprioritätsaktieu  für  1873  und  1874  zu 
erhebende  Dividende  festgestellt  worden  ist,  denn  unbestritten  sind  die 
Jahresbilanzen  und  die  daraus  resnltireuden,  vier  Wochen  nach  der  Publi- 
kation zahlbaren  Dividenden  durch  die  Gesellschaftsblätt^r  (den  Preuss. 
Staatsanzeiger,  die  Berliner  ßörsenzeitnng  u.  s.  w.)  innerhalb  der  ersten 
vier  Monate  nadi  AMaut  des  beireffcudeu  Jahres  zwei  Mal,  für  das  Jahr 
1873  im  Mai  1874,  lür  das  Jahr  1874  im  April  1875,  dahin  publizirt 
worden: 

Dass  die  auf  die  Stamniprioritätsaktien  für  das  Jahr  1873 
in  Höhe  von  3V2  Proz.  entfallende  Dividende  gegen  Rüekgabe 
der  Scheine  für  1S71  und  dio  auf  die  Stammprioritätsaktien  tür 
1874  in  Höhe  von  2^3  l'roz.  entfallende  Dividende  gegen  Vor- 
zeigung der  Scheine  für  1872,  an  den  angegebenen  Zahlstellen 
erhoben  werden  könnten. 

Hiernach  ist  die  Publikation  der  Bilanzen  und  der  au.s  diesen 
resultiienden  Dividende!!  für  beide  Jahre  (3V2  resp.  2^/0  Proz.) 
dahin  erfolgt,  da.ss  diese  Dividenden  nicht  auf  die  Divulenden- 
seheine  pro  1H7.S  und  1874,  sondern  auf  diejenigen  firo  1871 
und  1S72  zn  vertheilen,  es  ist  daher  ein  Gewmnanlheilsrecht  der 
Stanmiprioritätöaktien  an  dem  Keingewinn  pro  ls78  und  1874 
überhaupt  nicht  festgestellt.  Involvirt«  dies  auch  eine  Abweichung 
von  dem  richtig  verstandenen  Statut,  ro  haben  doch  <iie  dama- 
ligen Besitzer  der  betreffenden  Aktien  resp.  der  Dividendenseheine 
1873  und  1874,  obwohl  dieselben  durch  die  für  sie  bestimmten 
Bekanntmachungen  von  der  Vertheiluug  der  Reinerträge  der  Jahre 
1873  und  1874  auf  die  Dividendenscheine  der  früheren  Jahre  1871 
und  1872  Kenntniss  haben  uiussten,  Art.  239  H.G.B.,  dem  Ver- 
theilungsmodiTS  nicht  widersprochen  und  die  Verwendung  der 
ßeinerträge  der  Jahre  1873  und  1874  zur  Bezahlung  anderer  als 
der  laufenden  Dividcndenscheine  zugelassen.  (Thatbestand  zu  1.) 
Hierin  niuss  aber  unter  den  obwaltenden  UmBtänden  ein  durch 
konkludente  Handlungen  erklärter  Verzicht  auf  das  statuten- 
jnä.ssige  Recht  «^eTDäss  §  59,  I,  4  Allgemeinen  Landrechts  und 
Artikel  317  H.G.B,  gefunden  werden,  wodurch  die  Entstehung 
und  Geltendmachung  eines  klagbaren  Forderungsrecht  gehindert 
wird.  (Confr.  Reichsgericht  B.  9,  S.  36.)  Dasa  von  keinem  der 
damaligen  Besitzer  der  qu.  Aktien  resp.  Dividenden  scheine  Wider- 
sprach erhoben  worden  ist,  bestreitet  Kläger  jetzt  nicht  mehr. 
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Ob  die  betreifenden  Aktionäre  —  was  Kläger  bestreitet  —  damals 
noch  Besitzer  der  Dividendenscheine  pro  1873  und  1874  waren, 
ist  gleichgiitig;  denn  so  weit  dies  nicht  der  Fall,  waren  nicht  sie, 
sondern  die  dritten  Besitzer  dieser  Dividendenscheine  zum  Wider- 
spruch berechtigt,  diese  haben  aber  ebenfalls  nicht  widersprocheo. 

Hat  sonach  Kläger  mit  den  eingeklagten  Dividendenscheinen 
von  seinen  Vorbesitzern  ans  dem  angegebenen  Grande  ein  klag- 
bares Recht  nicht  erworben,  BO  ist  die  Klage  schon  aus  diesem 
Grande  hinfällig  und  es  kommen  die  weiteren  fiinwendangen; 
die  gewählte  Art  der  Vertbeilnng  sei  auch  später  in  den  General- 
Tersammlnngen  vom  27.  Juni  1874  resp.  28.  Jnoi  1875  ohne 
Widerspruch  der  dabei  anwesenden  Vertreter  einer  Zahl  der- 
jenigen Aktien,  deren  Dividendenscheioe  jetzt  eingeklagt  werden, 
besi'hlossen  und  genehmigt  worden,  ferner,  der  Reingewinn  pro 
1873  und  1874  sei  von  den  gleichzeitigen  Besitzern  der  Scheine 
pro  1871  und  1872  erhoben  worden,  endlich,  Kläger  selbst  habe 
den  eingeklagten  Betrag  bereits  auf  die  bezüglichen  Dividenden- 
scheine pro  1871  und  1872  erhalten  (Thatbestand  3—7),  nicht 
mehr  in  Betracht. 


Kr.  100.  £nt8ch.  den  Oest«rr.  Obersten  Gerichtsiioles. 

Vom  l.Jnli  1885. 

fOcsterr.  Central  BUtt  für  Ebeub.  ete.  18B5.  S.  1772  1773  ] 

Bei  Ennittelung  der  durch  eine  Enteignung  herbeigeführten  Nachtheile 
darf  nur  mf  die  bestehenden  wirthschaftliohen  Verkältnisse,  keineswegs 
aber  auf  solche  Aendernngen  Bedacht  genommen  werden,  welche  an  vor- 
handenen gewerblichen  Anlagen  vielleicht  in  Zukunft  eintreten  könnten. 
Insbesondere  begründet  die  durch  die  Enteignung  eintreteude  Behindemng 
in  der  blossen  Möglichkeit  der  Errichtung  neuer,  die  Ansnützung  fiber- 
sehfiBsiger  Wasserkraft  bezweekender  Anlagen  nooh  keinen  Bntsch&digangs- 

tltel  gegen  den  Enteigner. 
Bei  der  Ermittelung  der  durch  eine  Enteignung  herbeigeführten  Nach> 
theile  darf  nur  anf  die  bestehenden  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  keines- 
wegs aber  anf  solche  Aendernngen  Bedacht  genommen  werden,  welche 
an  vorhandenen  gewerblichen  Anlagen  vielleicht  in  Znknnft  eintreten  konnten, 
weil  die  Enteigneten  keinen  Umstand  angeführt  haben,  weicht- 1  erkennen 
liesse,  dass  sie  in  Folge  der  Enteignung  an  der  AnsnÜtznng  der  Wasser- 
kraft fQr  ihre  Mohle  behindert  seien,  weil  in  der  Hinweisnng  auf  die 
Möglichkeit  der  Emchtong  neuer,  die  Ansnfitzung  flberschflsBiger  Wasser- 
kraft bezweckender  Ankigen  die  Darlegung  emer  solchen  Behindemng 
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um  so  weni^'er  erblickt  werden  kann,  als  es  an  jeder  Andentnng  über  di ' 
BeschafFenbeit  dieser  Anlagen,  über  die  Ausdehnung  derselben,  über  die 
fftr  dieselben  erforderliche  Oertlicbkeit,  sowie  darüber  felili,  ob  die  Ent> 
eigneten  in  der  Lage  seien,  ein  Unternehmen  der  in  Frage  stehenden  Art 
anszufuhren,  nnd  weil  demnach  in  dem  nicht  zn  beachtenden  Vorbriogeo 
der  Enteigneten  ein  AnlasB  znr  Einleitung  weiterer  firbebangen  nicht  zn 
finden  ist. 


Nr,  IIU.  Entsch*  des  Deutoehen  tteiehsgeriehts. 

4.  Givil-Senat   Vom  2.  Jnli  1885. 

Bine  StnsBenbahnanlage,  auf  Öffentlichem  Stransenterraiii  eiriolitet,  bat 
nioht  den  reohiUehen  Charakter  eine«  Immobfie  In  Sinne  des  §  5  d«s 
Prenas.  Stempelgesetsea  vom  7.  Hin  1822. 

Der  BemfnngBrichter  stellt  znnSchst  thatsftchlich  angriflTsfrei  fost» 
dasg  die  Stmsseneisenbahn  selbst  nnabbftngig  von  den  sogenannten  Depot- 
gmndstfickeo,  auf  denen  das  Betiiebsmaterial  —  Pferde  oder  Lokomotivea 
nnd  Wagen  —  aufbewahrt  werde,  besteht,  dass  der  nicht  unbedingt  noth- 
wendige  Anschluss  an  dieselben  sich  beliebig  verändern  nnd  der  Anf- 
bewahrungsort  verlegen  lasse,  ohne  den  Betrieb  der  Bahn  zn  beeinflnsseo, 
nnd  dass  letztere  sich  als  Hauptsache  zn  dem  Betriebsmaterial  als  Nebeo- 
Sache  Teifaalte,  weshalb  auch  die  Depotgrandstficke  selbst  nicht  nothweodig 
seien  zum  Betriebe  nnd  der  Bahninhaber  sie  nicht  eigenthümlich  zn  be- 
sitzen brauche.  Unter  diesen  Voraussetzungen  kauu  die  Strasseneinsenbahn- 
anläge  nach  den  §§  42  und  4ß  I.  2  Preuss.  Allg.  L.R.'s  weder  als  eia 
Bestandtheil,  noch  als  ein  unbewegliches  Pertiueiizslück  jener  Grundstücks 
in  Betracht  kommen.  Aus  §  108  a.  a.  0.  folgt,  dass  sie  auch  nicht  eia 
Zubehör  des  im  fremden  Kiüeiitlium  l>etiudlichen  Strassenterrains  sein  kann, 
auf  dem  sie  augelegt  ist.  Der  Berulungsricliter  kennzciehuet  sodann  die 
Strasseueiseubahnanlage  zwar  nach  §  (>  a.  a.  0.  als  eine  unbewegliche 
Sache  und  als  ein  Bauwerk  auf  fremdem  Grund  und  Boden;  er  spricht 
ihr  aber  die  Eigenschaft  eines  Immobile  im  Sinuc  des  niaassgebenden 
§  5  des  Preussischen  Stempelgesetzes  vom  7.  Marz  1822  um  deswillen 
ab,  weil  ihre  Verbindung  mit  dem  —  fremden  —  Grundstück  nicht  von 
rechtlicher  Dauer  ist  und  nicht  mit  eimun  dingliehen  Rechte  des  Bauenden, 
sondern  allein  Jinf  einem  vorübergehend  ;inf  bestimmte  Zeit  durch  Vertrag 
eingeräumten  persönlichen  Kechte  beruht.  Dieser  Aubiihi  ist  beizustimmen, 
weil  die  Annahme  eines  Zubehör  nicht  Platz  greift  und  das  Strassenbabu- 
gleise  nicht  den  Grundstücken  und  Grundgereclitigkeilen,  von  denen  allein 
der  bezogene  §  5  a.  a.  0.  redet,  beizuzählen  ist. 
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Nr.  IIL  Entscli.  des  Ober-Landesgericlits  Breslan. 
3.  CivÜ-Senat  Vom  6.  Juli  1885. 
§§  1,  3  Haft^olitgeseti^  Aaoli  ein  Leiden,  welelies  nnr  die  ndttelbv» 
Folge  dos  UnftUs  ist,  begrflndet  den  Kansalsnsunmenliaiig.  Die  Erwerbs- 
nnlUiigkelt  der  Ehofiran  bildet  einen  soirobl  den  Ebenuau^  wie  die  Ehefrau 
teelEanden  TemSgensBohaden,  sn  dessen  OettendmaelHmg  daher  anoh  die 
letEtere  legitimirt  erseheint  Jedoeh  dsrf  die  Entsohftdignnggrente  nioht 
leibanallagl^  sondern  nnr  für  die  oTsnlnello  Dauer  der  SrworbsflQiiglLelt 

zngesproohen  werden. 
Was  zQDächst  den  von  der  Beklagten  in  Abrede  gestellten  Caasal- 
zusamnieiibang  zwi&chen  dem  Eisenbahnaofalle  nod  dem  jetzigen  von  dem 
Vorderrichter  festgestellten  niid  der  Beklagten  nicht  mehr  bestrittenen 
Leiden  der  Klägerin  betrifft,  so  war  dem  Vorderricbter,  welcher  diesen 
nrs&chlichen  Zusammenhang  als  dnreh  die  ßeweisauftiabme  dargethan  an> 
genommen  hat,  beizutreten. 

Wiewohl  nämlich  das  Gutacliteu  des  Dr.  Wolff,  welcher  den  Causal- 
ziisammenhang  annimmt,  dem  des  Dr.  Habeikorn,  der  ihn  in  Abrede 
stellt,  entgegensteht,  so  ist  doch  dem  ersteren  der  Vorzug  zu  ifeben,  da 
Dr.  Wolff  die  Klägerin  seit  dem  Eisenbabnunfalle  nicht,  wie  Dr.  Haber- 
korn, in  langen  Zwischenräumen,  sondern  fortgesetzt  arztlieh  bebandelt 
hat  und  somit  alloin  in  der  Lage  war,  den  Krankheitsverlauf  ununter- 
brochen zu  beobachten  nnd  ein  auf  diesen  Beobachtuugen  beruhendes 
Gntaehten  abzugeben.  Ueberdies  wird  der  Aufbau  des  Haberkorn'schen 
Gutachtens  schon  in  seiner  Grundlage  durch  den  Dr.  ILdViiiauii  ersclint- 
tert,  indem  Letzterer  in  seinem  eingehend  motivirten  Gutachten  nach- 
gewiesen hat,  dass  die  Haberkorn'sche  Ansicht,  die  Klägerin  leide  ;ui  der 
sogeuaiinteu  Knotengicht,  auf  Irrtbum  beruhe,  und  die  von  diesem  behaup- 
tete Verdickung  der  Geleiikbaüiltr  und  Knochenenden  nur  scheinbar  vor- 
handen und  ibrcn  firund  nicht  in  einer  Giclitk rankheit,  sondern  in  einer 
Deformation  der  Sciienkelknocben  babe. 

Hiernacli  konnte  das  Gutachten  des  J)r.  ilaberkoru,  da  seine  Diagnose 
sieh  aU  unrichtig  erwiesen,  auf  die  Entscheidung  der  vorliegenden  Sache 
keinen  Einlltiss  haben. 

Der  Umstand,  dass  der  Sachverständige  Hoffmann  das  Leiden  der 
Klägerin  nicht  für  eine  direkte,  wohl  aber  mittelbare  Folge  des  Unfalles 
hält  und  dasselbe  auf  den  durch  die  Lebensgefahr,  iu  welcher  die  Klä- 
gerin zu  snhweben  glaubte,  hervorgerufenen  Schreck  zuröckfübi-f.  vermag 
nicht  den  Causalzusammenhang  auszuschliessen .  da  zur  Darlegung  des 
letzteren  auch  eine  blos  durch  Schrecken  erfolgte  Körperverletzung,  wo- 
runter jede  Beschädigung  der  Gesundheit  zu  betracbti  n  ist.  ausreicht. 

Entscheidungen  des  Reichs-Oberhandeisgericbts  Band  XXI  S.  412. 
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Ans  diesen  Gründen  ist  eine  Einiioliing  des  Gutachtens  des  Medizmal- 
koliegii  für  eutbehrlich  erachtet  nnd  abgelekot 

Steht  nun  ein  ursächlicher  Zusammenhang  fest^  so  ist  die  Beklagte 
nach  Maassgabe  des  §  3  Abs.  2  des  Üaftpflichtgesetzes  vom  11.  Jani  1871 
ersatzpflichtig  und  auch  das  Verlangen  der  Kl&gerin,  deu  Ersatz  iu  Fonn 
einer  Eente  zu  erhalten,  begründet.   (§  7  am  angegebenen  Ort.) 

Der  Einwand  der  Beklagten,  dass  eine  VermOgensverschlecbtenmg 
sich  in  keiner  Weise,  am  allerwenigsten  in  der  vom  Vorderrichter  auf 
200  Mark  festgesetzten  Heute  ausdrücken  lasse  und  dass  eine  direkte 
Schädigung  liöciislens  nur  den  Mann  der  Klägerin  treffe,  ist  nicht  richtig. 

Nach  dem  Ergebniss  der  in  erster  Instanz  stattgehabten  Bewdiaanf- 
uahme  steht  n&mlich  fest,  dass  die  Klägerin  vor  dem  Unfälle  sowohl  die 
ilanshaltangsgeschäfte  besorgt,  als  auch  ihren  Ehemann  in  seiuem  Ge- 
werbe unterstützt  hat,  dies  alles  aber  nadi  dem  Eisenbahnnnfalle  nur  in 
derartig  geringem  Umfange  thun  kann,  dass  der  Ehemann  zur  Besoigong 
der  früher  von  der  KlAgerin  besorgten  Geschäfte  fremde  Personen  hat 
annehmen  mfissen. 

Die  in  Folge  dieser  Annahme  erwachsenen  Kosten  repräsentiren,  y^•^e 
der  Vorderrichter  zutreffend  ausführt,  unzweifelhaft  den  Werth,  den  die 
L'  istnngcn  der  Klägerin  für  das  Hans  und  das  Gewerbe  gehabt  hatten. 
Wiewohl  dieser  Ausfall  zunächst  and  unmittelbar  den  Ehemann  tri0t,  so 
ist  doch  auch  die  Frau  dabei  vermögensrechtlich  interessirty  da  Jeder  cieo 
Ehemann  treffende  V^ermögensschaden  auch  eine  Schädigong  der  Ehefrau 
enthält  Denn  dadurch,  dass  die  Ehefran  mittels  ihrer  nnentgeltUcben 
Leistungen  den  VermOgensstand  ihres  Mannes  verbessert^  vergrössert  sie 
auch  ihr  eigenes  Vermögen  und  tritt  nach  dieser  Richtung  eine  Aenderung 
ein,  so  werden  dadurch  die  Vermögensverhältnisse  beider  Thoile  berührt. 

Ilicrnacii  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  auch  der  Klägerin  durch 
den  Unfall  ein  vermögensrechtlicher  Schaden  entstanden  and  sie  deshalb 
znr  Anstellang  der  vorliegenden  Klage  berechtigt  ist. 

Was  nun  die  Daner  der  in  erster  Instanz  festgesetzten  Rente  betrifft, 
80  hat  der  Vorderrlchter  dieselbe  der  Klägerin  zu  Unrecht  bis  an  ihr 
Lebensende  zugesprochen. 

Nach  dem  §  3  No.  2  des  Haftpflichtgesetzes  vom  11.  Juni  1871  hat 
die  Klägerin  nur  Ansprach  auf  Ersatz  des  ihr  dnrch  die  Erwerbsunfähig- 
keit oder  Verminderung  der  Krwerbsfähigkeit  erwachsenen  Vermögens- 
naehtheils. 

Soweit  bei  Berechnung  des  letzteren  der  seitherige  Erwerb  der  Ver- 
letasten  zu  Grande  gelegt  wird,  kann  dieser  nur  für  die  Zeit  zulässig  sein« 
in  welcher  die  Verletzte»  wenn  sie  von  dem  Unfälle  nicht  betroffen  worden 
wäre,  diesen  Erwerb  voranssichtlich  gemacht  haben  Wirde,  soweit  ihr  aber 
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axash  ohne  den  VnM  der  Erwerb  nicht  zngekommeD  wftre,  ist  ihr  dnrch 
Sntciehnng  oder  Vermindemng  desBelben  ein  Vennfigeosnaefatheil  nicht 
entstanden. 

Der  Verletzten  kann  sonach  nicht  eine  BntsehSdignng  f&r  den  ihr 
durch  den  Uniall  entzogenen  Erwerb  ffir  eine  Zeit  zugesprochen  werden, 
in  welcher  dieser  Erwerb  von  selbst  wegfallen  inrflrde.  In  Berücksieh- 
ttgnng  dieser  Umstände  hat  das  Gericht^  nnter  Billigong  der  vom  Vorder- 
richter festgesetzten,  nach  dem  Ergebniss  der  Beweisanfiiahme  für  an^ 
gemessen  erachteten  flObe  und  der  von  ihm  getroffenen  Zahlnngsmodali- 
täten  der  Rente,  letztere  der  Klfigerin  nicht  lebenslftnglieh,  sondern  nnr 
bis  znm  vollendeten  70.  Lebensjahre  zugesprochen,  von  der  Annahme  ans- 
gehend,  dass  die  zn  gewährende  Hilfsleistung  der  Klägerin  in  dem  Ge- 
schäft ihm  Ehemannes  in  diesem  Alter  einen  m  Geld  schätzbaren  Werth 
nicht  mehr  reprfisentiren  wQrde. 

Die  von  der  Beklagten  vorgeschlagene  Altersgrenze  wurde  deshalb 
äberschritten,  weil  die  Klägerin  nach  den  Bekundungen  der  in  erster 
Instanz  vernommenen  Zeugen  als  eine  vor  dem  Unislle  sehr  rQstige  Frau 
geschildert  wurde  und  somit  angenommen  werden  musste,  dass  sie  auch 
ttber  das  60.  Lebensjahr  hinaus  erwerbsfähig  geblieben  wäre. 

Betreffs  der  Kurkosten  war  der  Einwand  der  Beklagten,  soweit  er 
sich  auf  die  mangebide  Aktivlegitimatton  der  Klägerm  bei  Einklagung 
derselben  bezieht,  unbegründet,  da  im  vorliegenden  Falle  die  Beklagte  ao 
Stelle  des  allerdings  sonst  zur  Entrichtong  der  Kurkoeten  verbundenen 
Ehemannes  treten  musste  und  auch  der  Umstand,  wenn  die  Kurkosten 
von  dem  Manne  bereits  bezahlt  worden  sind,  an  der  Verpäichtong  der 
Beklagten  gegenfiber  der  Verletzten,  der  Klägerin,  nichts  ändert 

Als  zntrelfend  musste  dagegen  der  seitens  der  Beklagten  vorgebrachte 
Einwand  der  rechtskfäitig  entschiedenen  Sache  bezüglich  derjenigen  Kor- 
and  Heilungskosten  erachtet  werden,  welche  der  Klägerin  bis  zum  18.  Juni 
1883  erwachsen  und  von  ihr  im  gegenwärtigen  Prozesse  geltend  gemacht 
sind.  Denn  nach  dem  Inhalte  des  Tenors  und  der  GrQnde  des  im  Vorpro* 
zesse  ergangenen,  inzwischen  rechtskräftig  gewordenen  Erkenntnisses  vom 
18.  Juni  1883  ist  die  Klägerin  mit  allen  weitergehenden  Ansprüchen,  als 
ihr  damals  zugesprochen  sind,  abgewiesen  worden  und  somit  kann  Klägerin^ 
da  sie  mit  allen  vor  dem  18.  Juni  1883  entstandenen  Sebadensersatz- 
ansprflchen,  also  auch  mit  den  nicht  bereits  in  jenem  Vorprozess  zur  Er- 
stattung liquidirten  Kur-  und  Heilungskosten  präkludirt  ist,  solche  im 
gegenwärtigen  Prozesse  nur  soweit  geltend  machen,  als  dieselben  nach 
dem  18.  Juni  1883  entstanden  sind. 


Digitized  by  Google 


214  BntBch.  des  Dentaehen  Reiebsyerichts  vom  11.  Juli  1885. 

Nr.  112.  Entüch.  des  Dentsehen  BAiehsgerIchts. 

5.  Civil-Senat.    Vom  11.  Jnli  1885. 

Ist  eine  besondere  Beschlennii^un^  bei  einer  den  Betrieb  vorbereitenden, 
demselben  aber  nicht  pii;t  iithumlichen  Arbeit  (Aufstellung  von.  Kohlen- 
körben auf  eine  Rampe  zur  Speisung  der  Lokomotiven)  nachweislich  nicht 
erforderlioh  gewesen,  so  findet  §  1  Haftpflioktgesetz  keine  Anwendung. 

Die  auf  Grund  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871  §  1  eriio- 
bene  Klage  hat  das  Bemfongsgericht  in  seinem  froheren  ürtheile  vom 
19.  April  1884  zarflclcgewiesen,  indem  es  annahm,  dass  die  Th&tigkeit,  bei 
welcher  der  Kläger  nach  seiner  Behanptnng  veranglflckt  ist,  das  Aafstel- 
len  gefQllter  KohlenkOrbe  anf  einer  Rampe  nahe  der  Bahn  znm  Gebrauch 
für  die  Lokomotiven  f  nicht  eine  zum  Betriebe  der  Eisenbahn  gehörige 
Handlung  im  Sinne  des  §  1  a.  a.  0.  sei. 

Dies  Urtheil  ist  vom  Reichsgericht  aufgehoben*)  und  die  Sache  zur  an- 
derweiten Verhandlung  und  Entscheidung  an  das  Berofongsgeiicht  zurück- 
verwiesen, weil  zur  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  fragliche  Thfttigkeit 
unter  dem  Schutze  des  §  1  stehe,  es  darauf  ankomme,  ob  durch  deo 
Betrieb  der  Eisenbahn  eine  besondere  Beschleunigung  der  fraglichen  Hand- 
timng  bedingt  gewesen  and  deshalb  angenommen  werden  könne,  dass  dit' 
besondere  Gefiihrlichkeit  des  Eisenbahnbetriebes  auch  bei  ihr  obgewallet 
habe.  In  dem  auf  die  anderweitige  Veriiandlnng  ergangenen  jetzt  angC' 
griffenen  Urtheiie  hat  das  Bernfongsgericht  diese  Frage  motivirt  verneint, 
deshalb-  den  §  1  a.  a.  0.  fftr  nicht  anwendbar  erklärt,  also  wiederum  deo 
Kläger  abgewiesen. 

Unbegr&ndet  ist  der  hiergegen  erhobene  Angriff,  der  Berufungsriehter 
habe  unterlassen,  bei  der  anderweiten  Entscheidung  der  Sache  wiedemm 
das  ganze  Sachverhftltniss  seiner  Beurtheilung  zu  unterziehen.  AU  richtig 
ist  anzuerkennen,  dass  der  Berufungsriehter,  nachdem  sein  froheres  Urtheil 
aufgehoben  war,  die  ganze  Sachlage,  soweit  dies  zur  Entscheidung  nöthig 
war,  zu  berflcksiehtigen  hatte.  Dieser  Verpflichtnng  ist  er  aber  nachge- 
kommen.  Nach  dem  Thatbestande  seines  ürtheils  ist  die  ganze  Sache 
durch  Vortrag  des  Thatbestandes  des  Urtheils  erster  Instanz  zum  Gegen- 
stand der  Verhandlung  gemacht,  mit  der  gesetzlich  zulässigen  Beschrän- 
kung auf  den  Grund  des  klägeriscben  Anspruchs.  Der  Kläger  halte  seinen 
Anspruch  aus  §  1  a.  a.  0.  nur  darauf  gestützt,  dass  die  Thätigkeit 
bei  der  nach  seiner  Behauptung  der  Unfall  eingetreten  ist,  dem  Eisenbahn- 
betriebe eigenthümüch  sei.  Die  Anwendung  des  $  1  war,-  wie  das  Reichs- 
gericht schon  in  seinem  früheren  Urtheiie  ausgesprochen  hat^  dadaifh 


*)  Sntscb.  vom  39.  Oltober  1884.   EiMobahnnchÜ.  fintoch.  Bd.  III,  Nr.  387,  &  404. 
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bedingt,  daBs  bei  der  fraglichen  Thfttigkeit  die  besondere  Gefährilchkelt 
des  Eisenbahnbetriebes  obwaltete. 

Mit  der  Vemeinimg  dieser  besonderen  Geffthrlichkeit  war  daher  bei 
der  Sachlage  der  Elageanspmch  hinftllig.  Der  Benfangsricbter  hat  aber 
etch  nteht  anf  jene  Verneiming  und  deren  Motivimng  beschränkt,  sondern 
auch  die  besonderen  Behauptungen  des  Elftgers  wegen  der  Höhe  und  der 
nicht  vorhandenen  Umwftbrang  der  Rampe  znr  £r5rtening  gezogen. 

Unbegrandet  ist  anch  der  fernere  Vorwarf,  der  Bemfungsrichter  komme 
bei  der  Prfifdng  der  Behauptung,  es  sei  besondere  Eile  geboten  gewesen, 
wesentlich  daranf  znrQck,  dass  er,  was  in  dem  lirfiheren  Urtheile  des  Reichs^ 
gerichts  gemissbilligt  worden,  die  Thätigkeit,  bei  welcher  der  Kiftger  ver- 
«nglfickte,  als  nicht  znm  Eisenbahnbetriebe  gehörig  tmsehe. 

Der  Bemfungsrichter  hat  vielmehr  die  noch  fQr  erforderlich  erachtete 
tbataftchliche  Feststellung  darflber,  ob  ^ne  besondere  Besehlennigung  der 
Hantirong  des  Klägers  durch  den  Bahnbetrieb  bedingt  war,  ganz  in  dem 
Sinne,  in  welchem  sie  im  Revisionsnrtheil  fSr  entscheidend  erachtet  wor- 
den war,  getroffen. 

Der  Revisionsklftger  rügt  ferner,  zur  Anwendung  des  §  1  des  Haft- 
pflichtgesetzes  sei  nicht  erforderlich,  dass  die  vorhandene  Gefahr  dem 
Eisenbahnbetriebe  ausschliesslich  eigen  sein  müsse.  Diese  Jiüge  ist  gegen- 
atandlos.  Denn  der  Berufungsrichter  erwähnte  zwar,  dass  Rampen  und  zwar 
nnbewfibrte,  auch  grössere  und  höiiere  als  die  in  Rede  stehende,  zu  den 
anch  In  anderen  Betrieben  häufig  vorkommenden  Einrichtungen  gehören: 
er  fügt  aber  hinzu,  dass  die  Arbeit,  welche  dem  Kläger  obgelegen  hatte, 
an  sich  nicht  gefährlich  war;  sie  war  also,  abgesehen  von  der  Eile,  wenn 
solche  erforderlich  gewesen  wäre,  überhaupt  nicht  mit  Gefaiiren,  also  auch 
nicht  mit  der  eigenthümlichen  des  Eiseiibalinbetriebes  verbunden. 

Endlich  ist  auch  der  Vorwurf  nicht  bej^ründet,  der  Berufungsrichter 
habe  bei  seiner  Feststellung  die  Tütulitiit  der  UmsUiiide  iiiclit  berück- 
>ichtigt;  es  ist  nicht  ersichtlich,  dass  er  irgend  einen  vorgebrachten  Umstand 
ausser  Acht  gelassen  hätte. 

Die  iiii'lit  mit  Erfolg  ange^^riireiic,  in  gesetzlicher  Weise  begründete 
Feststellnni; .  dass  die  Thutiiikeit,  bei  welcher  der  Kläger  verunglückt  zu 
seiu  behauptet,  an  sich  nicht  gefährlich  war,  dass  auch  durch  den  Betrieb 
der  Eisenbahn  eine  besondere  Beschleunigung  derselben  nicht  bedingt  war, 
schliesst  die  Auwendung  dv6  ^  l  des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1871,  aus 
welchem  tlie  Klaije  allein  erhoben  ist,  aus. 

Die  Revision  gegen  das  den  Kläger  abweisende  Berutuugsurtheil  ist 
daher  zuiiickzuweisen. 
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Nr.  113.  Entoeh.  des  0«8lem  Obersten  Geriehtehofto* 

Vom  1.  September  1885. 

[0«st«fr.  C«Bti«lbl«tt  Ar  Blseab»]u»ai  «tc  188S.  &  1961.] 

Zur  FeeteteUing  der  Im  Sinne  des  Oesetses  yom  18.  Februar  1878,  R.&.BL 
Nr.  30,  dem  Enteigneten  m  leistenden  Entsobädigang  ist  bezüglicb  der 
Gnmdstileke,  welobe  In  den  Sprengel  eines  st&dtisoh-delegirten  Bezirks- 

gerlcbtes  feilen.  Letzteres  kompetent 

Nach  dem  Wortlaute  des     23  des  Gesetzes  vom  18.  Fehriiar  1878, 
K.G.Bl.  No.  30,  erscheint  zur  Feststelhmg  der  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
/II  leistenden  Kiitschädimuiir  iinsdrücklich  das  Bezirksgericht  berufen,  in 
dessen  Sprengel  die  Enteignung   /.n  vollziehen  ist,  ohne  dass  in  dieser 
(Jesetzesstelle  zwischen  den  Bezirksgerichten  auf  dem  flachen  Lande  und 
den   städtisch-dele)?irten   Bezirksgerichten   unterschieden  wird;   die  An- 
sdiauuiij^  dos  k.  k.  Ober-Landesgerichtes,  dass  die  dem  Gerichte  nach 
den  Bestimmungen  des  citirten  Gesetzes  obliegende  Amtshandlang  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  in  Folge  einer  Enteignung  zu  leistenden  Ent- 
schädigung die  Natur  einer  Schätzung,  somit  eines  nach  §       der  Juris- 
diktions-Norm  und  nach  der  Ministerial- Verordnung  vom  17.  März  1860, 
H.G.  Bl  No.  67,  der  Kompetenzsphäre  der  städtisch -delegirten  Bezirks- 
geridite  entzogenen  Realaktes  an  sich  trage,  kann  nicht  für  begründet 
erkaimt  werden,  n;iriideni  die  dt  ni  Gerichlo  nucii  dem  Ge.setze  vom  18.  Fe- 
bniMr  1S78  obliegende  Amtsliundlung  nicht  die  i)le^t5e  gerichtlii  hc  Kon- 
stat innig  des  Werthes,  somit  die  Schätzung  der  enteigneten  unbewegliche« 
Sache,   sondern  vielmehr  die  Fixirung  derjenigen  thatsächiieheji  Verhält- 
nisse zum  Gegenstaude  hat.  welche  für  die  Feststellung  der  an  den  Ent- 
eigneten nach  §  4  des  citirten  Gcsct/e-;  lür  alle  durch  die  Enteignung 
verursachten  vermf^gensrechtliclien  N'acht heile  zn  leistenden  Entschädigung 
maassgebcnd  sind,  sowie  denn  auch  die  der  Lokalerhebung  beizuziehenden 
Saehverstruidigcü  nach  §  -2^)  desselben  Gesetzes  nicht  eine  Schätzung  des 
enteigneten  Ohji-ktcs  vorzunehmen  haben,  sondern  vielmehr  nnr  dazu  berufen 
sind,  ihr  Gntactiten  über  die  zu  leistende  Entschädigung  abzugeben. 


Nr.  114.  EntBcb.  des  Preus.  Ober-YerwaltGeriehts. 

2.  Senat.    Vem  10.  September  1885. 

[rnwi.  TtnnILBIatt.  m  &  4-&] 

Die  2  Prozent,  welebe  naeb  §  3  fie&  11.  Juli  1322  das  Huimiim  der 
dirsktenBsitrftge  der  Beamten  sadenKommualstsaenbilden,  sindvorngsaies 
Einkonunen  (besw.  Pension),  nlebt  bloss  von  der  HUfte  (§  2)  zn  beredknea. 

1.  Kläger  beansprucht,  dass  die  2  pCt. .  welche  nach  §  3  des  Geeetzee 
vom  11.  Juli  1822  das  Maximum  der  direkten  Beiträge  der  Beamten  zd 
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den  Gemeindebedfirfiiiflsen  bilden,  nicht  von  der  ganzen  Pension,  sondern 
▼OD  der  naeh  §  2  des  Gesetzes  steuerpflichtigen  H&lfte  berechnet  werden. 
Biene  Forderung  beruht  anf  einer  irrigen  Aoelegnng  des  Gesetzes.  Nach 
§  2  desselben  soll  das  JMenstelDkonimen  der  Beamten  —  nnd  hierunter 
iUUt  nach  den  §§  9  u.  10  b  auch  die  Pension  des  Klftgers  —  zwar  im 
Uebrigen  wie  das  Einkommen  der  Bürger  bebandelt,  indess  immer  nur  mit 
einem  Theile  seines  Betrages,  welcher  auf  die  Hälfte  beßtimmt  ist,  zur 
QaotiBimng  gebracht  werden.  Um  aber  eine  auch  bei  dieser  Veranlagung 
noch  immerhin  mflglit'he,  zn  grosse  Belastung  der  Beamten  abzuwenden, 
wird  im  §  3  noch  weiter  vorgesehen,  dass  ftussersten  Falls  an  direkten 
Beitragen  aller  Art  nnd  zu  sämmtliehen  GemeindebedOrfnissen  nnr  gewisse, 
nach  der  Hobe  des  Diensteiolcommens  abgestufte  Prozente  »des  gesammten 
Diensteinkommois''  erhoben  werden  dfirfen.  Nach  dem  vOUig  klaren  und 
unzweideutigen  Wortlaute  der  Bes^mmnng  sind  die  Prooentsfltze  nicht  von 
der  nach  §  2  steuerpflichtigen  Hftlfte,  sondern  von  dem  ganzen  üienst- 
eittkommen  zu  entrichten;  fflr  die  Hmanziehung  des  Klflgers  ist  demnach 
—  insoweit  —  auch  der  volle  Betrag  seiner  Pension  mit  2700  M.  in 
Ansatz  zu  bringen.  Die  demgemfles  aufgemachte  Berechnung  des  Vorder- 
richters  entspricht  also  dem  bestehenden  Bechte. 

2.  Sodann  verlangt  Klflger,  dass  von  seinem  Privateinkommen,  dessen 
Hohe  er  selbst  zu  600  M.  angiebt,  nur  200  M.  bestsuflft  wefden;  als 
Grand  wird  nichts  weiter  geltend  gemacht,  als  dass  der  Magistrat  bei  seiner 
Veranlagung  das  Privateinkommen  ebenfalls  nur  zu  200  H.  angenommeo 
habe.  Hierdurch  ist  der  Magistrat  aber  nicht  in  der  Weise  gebunden,  dass 
ihm  der  Nachweis  eines  höheren  Privateinkommens  abgeschnitten  wflre. 
Allerdings  kann  die  Steuerbehörde  ihre  Veranlagung  nicht  im  Streitver- 
fahren  anf  neue,  bei  der  Eiasehfitzung  unberücksichtigt  gebliebene  Steuer- 
quellen stützen  und  ebensowenig  darf  sie,  auch  wenn  nunmehr  ein  höheres 
Gesammteinkommen  von  ihr  daigethan  werden  konnte,  ihrer  Steaeiforderung 
Ober  das  ursprüngliche  Maass  hinaus  steigern.  Dagegen  kann  es  ihr  nicht 
verwehrt  werden,  bebufs  Aufrechthaitung  ihre  Steuerforderang  Irrthfimer, 
welche  bei  der  Veranlagung  in  Bezug  anf  die  Hohe  des  Ertrages  der  ein- 
zelnen Stenerquellen  vorgekommen  sind,  zn  berichtigen  und  insbesondere 
klar  zu  legen,  dazs  der  Pflichtige  ans  einer  zur  Steuer  heraazogenen 
QneUe  ein  grösseres  als  das  angenommene  Einkommen  beziehe.  Im  vor- 
liegenden Falle  steht  nun  durch  Zngestftndniss  des  Klägers  lest,  dass  sein 
in  Schweiz  steuerpAichtiges  Privateinkommen  600  M.  betrügt;  mit  Recht 
hat  deshalb  der  Vorderrichter  diese  Summe  in  Ansäte  gebracht. 

Im  Uebrigen  sind  Angriff»  vom  Klüger  nicht  erhoben  und,  da  aueh 
bei  selbststündiger  Prüfung  (§  97  Land.  Verw.  Ges.  vom  dO.  Juli  188S) 
sich  keine  Bedenken  ergeben,  iMbesondere  die  Berechnung  der  Steuer 
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durch  den  Vorderrichter  mit  dem  in  Schweiz  geltenden  Commonalstener- 
Regulative  vom  27.  Sept./ 16  Okt.  1883  sowie  mit  dem  mehrerwähnteu 
Gesetze  vom  11.  JoU  1822  ia  Einklang  steht»  mnsste  die  VoreDtscheidong 
bestätigt  werden. 


Nr.  116.  Kntsch.  des  Preuss.  Ober- Verwalt. Gerichts. 
2.  Senat.    Vom  14.  September  1885. 

[Ztg.  des  Vereins  Deutucb.  iCixenb.  Verwalt.  1885.  S.  1?2iJ    l.'Jl.  -  Prtvi<s.  VerwsH.  Blatt.  VII.      'i7l  f  1 

Ein  vereideter  Feldmesser,  welcher  als  solcher  einem  verstaatlicliten  Eisen* 
balinnntemehmen,  ohne  in  den  nnmittelbaren  Staatsdienst  übernomnion  zn 
sein,  Dienste  leistet,  ist  als  ein  besoldeter  unmittelbarer  Staatsdiener  im 
Sinne  der  die  Heranziehung  der  Beamten  zu  den  Gemeindelasten  betref- 
fenden GesetEgebnng  (Oes,  v.  11.  Juli  1822  etc.)  anznsebeiL 

Der  Obergeometer  nnd  vereidete  Feldmesser  M.  zu  Berlin  war  pro 
1884/85  znn&cbst  mit  einer  Hiethsstener  (Regal,  f.  d.  Erhebung  d.  Han?- 
n.  Hiethsstener  in  Berlin  v.  16.  Septbr. /15.  Novbr.  1858)  von  5,25  M. 
veranlagt;  vom  1.  Oktober  1884  ab  erfolgte  indess  eine  BrhOhnng  dieses 
Betrages  anf  das  Doppelte  (10,50  M.),  und  zwar,  weil  er  nach  einer  Ans- 
knnft  des  Ebniglichen  Eisenbabn-Betriebsamtes  nicht  zq  den  in  den  un- 
mittelbaren Staatsdienst  fibemommenen  Beamten  gehOre,  mithin  auf  die 
Stenerwohlthaten  des  Gesetzes  vom  11.  Jnli  1822  Iceinen  Ansprach  btbo. 
Auch  anf  den  hiemSehst  erhobenen  Binsproch  des  M.,  in  welchem  der- 
selbe die  Bigensehaft  eines  Staatsbeamten  ffir  sieh  In  Ansprach  nahm, 
erging  ein  ablehnender  Bescheid  des  Magistrats,  and  gegen  diesen  Be> 
scheid  richtete  M.  eine  Klage>  deren  Antrag  dahin  gebt,  dass  der  Magistrat 
zur  Rückzahlung  der  von  dem  KIfiger  im  Steneijahr  1884/85  za  viel  ge- 
zahlten Miethsstener  im  Betrage  von  10,50  M.  vemrtheilt  werde.  Im 
ersten  Rechtszag  ergab  sich  folgender  anstreitiger  Thatbestand.  Am 
5.  Mai  1866  ist  dem  Klfiger,  nachdem  er  als  Feldmesser  von  der  E5niK- 
liehen  Regierang  za  D.  bestellt  worden  war,  in  deren  Anftnig  von  deoi 
dortigen  Oberbfirgermeister  der  allgemeine  Staatsdienereid  abgenommen 
worden  —  mit  den  Eingangsworten:  .  .  nachdem  ich  zum  Feldmesser 
der  £5niglidi  Preossisehen  Staaten  bestellt  worden  bin  .  .  —  Znfolge 
Verfrages  mit  der  M.H.'er  BisenbahngeseUschaft  ftbemahm  er  dann  bei 
dieser  eine  mit  einem  fixen  Gebalt  verbnndene,  übrigens  der  Kündigung 
binnen  drei  Monaten  nnterworfeoe  Feldmesserstelle.  —  Nachdem  weiter 
§  9  des  dem  Gesetz  vom  20.  Dezember  1879  beigedrackten  VertragSf 
betreffend  den  Uebergang  jenes  Dntemehmens  auf  den  Staat  (G.S.  1879 
S.  651)  bestimmt  hatte:  »Das  gesammte  Beamten-  nnd  Dieostpersonal . .  • 
tritt  mit  dem  üebergange  des  Unternehmens  auf  den  Staat  in  den  Dienst 
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^er  Königlieben  Verwaltnog  über,  welche  die  mit  jeDem  Personal  zur  Zeit 
bestehenden  VertrSge  zu  erfttUen  hat*  lehnte  Kläger  zwar  die  Ueber- 
nähme  in  den  unmittelbaren  Staatsdienst  ab;  dagegen  warde  er  anf 
Grand  des  von  ihm  mit  der  Gesellschaft  eingegangenen  Vertrags  ^om 
Staat  übernommen;  insbesondere  bezieht  er  anf  Grnnd  dieses  Vertrags 
ffir  die  nonmehr  dem  Staat  geleisteten  Dienste  seit  der  Verstaatliehang 
«in  fixirtes,  in  monatlichen  Raten  zahlbares  Jahresgehalt  von  4  000  lt. 
ans  der  Staatitkasse.  Beschäftigt  wird  er  von  der  Königlichen  Bisenbahn- 
direktioo  zu  M.,  bezw.  dem  Königlichen  Eisenbahn-Betriebsamt  B.M.  nnd 
zwar  im  Bereich  der  frfiheren  BerUn-Potsdam-Hagdebnrger  Kisenbahn- 
gesellschaft.   »Im  Interesse  des  Dienstes*  ist  er  seit  dem  1.  ICftrz 
1884  von  Magdeburg  nach  Berlin  versetzt.   In  M.  war  übrigens  bereits 
unterm  30.  Hftrz  1880  seine  Freilassung  von  Zahlung  des  Bflrgerrechts- 
geldes  nnd  seine  kostenfreie  Eintragung  in  die  BflrgerrolJe  verf&gt  mit 
Rftcksii^ht  darauf,  „dass  Sie  fflr  den  Dienst  einer  Off  entliehen 
Behörde  vereidigt  sind  nnd  gegenwärtig  im  Dienst  einer 
solchen  beschäftigt  werden,  also  zu  den  mittelbaren  Staats- 
beamten gehören*. 

Wir  flbergehen  hier  die  EteehtsansfOhrnngen  sowohl  des  Klägers  wie 
des  Beklagten,  welcher  die  Abweisung  der  Klage  beantragte,  anf  welche 
nach  der  erste  Richter  erkannte,  indem  derselbe  aasfährte,  daas  die  Wofal- 
thaten  des  Gesetzes  vom  11.  Joli  1823  den  vereideten  Feldmessern  nar 
insoweit  zakämen,  als  sie  thatoächHch  zu  den  Staatsdicftiem  gehörten, 
was  vorliegend  nicht  der  Fall  sei.  —  Kläger  legte  hiergegen  das  Rechte- 
mittel der  Revision  ein,  wogegen  Beklagter,  indem  er  die  Ausfährungen 
des  Vorderrichters  als  zutreiTend,  die  des  Klägers  aber,  zumal  hinsichtlich 
der  Begriffe  des  ^unmittelbaren  und  des  mittelbaren  Staatsbeamten  als  ver- 
fehlt bezeichnete,  auf  Bestätigang  der  Vorentscheidung  angetragen  hat  — 
Das  Ober-Verwaltungsgericht  erkannte  indess  dahin,  dass  die  Vorent- 
scheidung aufzuheben  nnd  Beklagter  in  Hohe  von  10,50  H.  zur  Wieder- 
erstattung des  vom  Kläger  pro  1.  Oktober  1884/31.  März  1885  ge- 
zahlten Miethssteuer  fär  verpflichtet  zu  erachten.   Aus  den  Entschei- 
dun gsgr finden:  „Die  Vorentscheidung  konnte  bei  selbstständiger  Prflfung 
nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Zunächst  ist  in  Allgemeinen  anzuerkennen, 
dass  Kläger  bei  seiner  Anstellung  die  Eigenschaft  eines  Staats- 
beamten erlangt  hat.  Entscheidend  ist  dabei  die  Thateache  der  Ver- 
eidigung in  Verbindung  mit  der  Lage  des  objektiven  Rechte,  auf  Grund 
dessen  dieser  Akt  erfolgte.   Nachdem  die  Ressortminister  (§  118  G.  v. 
7.  November  1811;  §§  17  If.  Instr.  v.  29.  April  1813)  bereite  am 
31.  Janaar  und  26.  Oktober  1830  ansgesprochen  hatten:  die  Feldmesser 
seien  ....  mit  dem  förmlichen  Diensteide  zu  belegen;  nachdem  femer 
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dM  Feldmesterrej^lement  vom  1.  Dezember  1857  im  §  3  eine  BelegEo^ 
der  Feldmeeaer  mit  OrdnnngsstrafeD  naeh  ofiherer  Bestimmmig  des  Ge> 
eetees  Qber  die  DienRtveigeboD  der  DtchtiicJiterlicheD  Beamten  vem 
21.  Joli  1852  (§§  19,  21)  zugebsaen,  naclidem  ftbendl  endlich  dieee  6e- 
eiehtepnokte  io  den  M.  Erlassen  vom  31.  Jnlt  1851  / 13.  M&rz  1858  nnd 
19.  Oktober  18^  eingehend  vertreten  waren,  bat  KiSger  nnter  der  Herr> 
Schaft  aller  dieser  Bestimmnngen  den  allgemeinen  Staatsdienereid 
(Art.  108  Verf.Urk.)  geleistet,  nnd  nnter  dieser  Voiansaetznng  kommt 
ihm  die  Eigenechaft  eines  Staatsbeamten  zu,  wie  ancb  in  den  nenesteo 
Min.  Erlassen  vom  31.  Jannar  nnd  9.  Jnnl  1883  wieder  anerkannt  worden 
ist.  —  Diese  Eigenschaft  hat  er  aber  anch  nicht  wieder  verloren. 
Dabei  scheidet  die  Zwischenzeit  seiner  BeschJLftignng  bei  der  M.H.*er 
Eisenbahngesellschaft  ganz  ans;  immerhin  mag  wAhrend  derselben  KUger 
nicht  in  der  Lage  gewesen  sein,  die  den  Staatsdienem  an  sich  an- 
kommenden Vorrechte  sfimmtlich  in  vollem  Umfange  nnd  insbesondere 
nach  der  hier  in  Frage  stehenden  Richtnng  hhi  znr  Geltang  zn  bringen; 
ein  Aber  jene  Zeit  hinansreichender  Verlast  der  einmal  erlangten  Staats- 
diener-Eigenscbaft  dagegen  —  ein  Verlnst  anch  für  die  Zeit,  da  er  aeine- 
Dienste  wieder  nnmittelbar  dem  Staate  selbst  leistete,  —  war  an  sich 
nicht  die  Folge  der  gedachten  Beschftftignng  nnd  konnte  sie  nach  liSge 
des  bestehenden  Rechts  nicht  sein.  Abgesehen  aber  hiervon,  ist  die  Ver- 
neinung der  anfgeworfenen  Frage  voUends  unbedenklich.  Die  Tragweite 
der  neueren,  ilnmittelbar  gesetzlichen  nnd  sonstigen  Bestimmnngen  fiber  die 
Rechtsverhältnisse  der  Feldmesser  kommt  hierbei  nicht  allgemein,  sondern 
nur  in  der  Besehrfinknng  darauf  in  Frage,  ob  durch  sie  in  dem  anf  selten 
des  ElSgers  einmal  begrftndeten  Verhältnisse  etwa  eine  Aendemng  herbei- 
gefQhrt  worden  ist  Dies  ist  nicht  der  Fall  (§  36  R.6ew.0rdn.  v.  21.  Juni 
1S69;  Nr.  9  Anweis.  v.  4.  Septbr.  1869).   Reioenfalls  hinderte  die  neue 
Bestimmung  der  R.Gew.Ordn.  die  einzelne  Landesregierung,  eine  Behand- 
lung der  Feldmesser  als  Staatsbeamte  fortbestehen  zu  lassen.   Auch  das 
neue  Reglement  ffir  die  Öffentlich  »anzustellenden"  Feldmesser  vom 
2.  Mftrz  1871  entzog  diesen  nicht  die  schon  erlangte  Beamteaelgenscfaaft 
und  ebensowenig  kann  in  dem  HiniaterialerlaBse  vom  9.  Juni  1883  ein 
Ausdruck  der  gegentheiligen  Absicht  gefunden  werden.  —  Anlangend 
endlich  die  nach  der  Verstaatlichung  derM.H.*er  Eisenbahn  abgegebene 
Erklärung  des  Klägers,  er  lehne  die  Uebemahme  in  den  unmittelbaren 
Staatsdienst  ab,  so  kann  anch  sie  nicht  filglich  anders  als  im  Sinne  der 
neueren  Behauptung  des  Klägers,  dasa  er  nnr  eine  speziell  ihm  angebotene 
unmittelbare  Staatsbeamtenstelle  ausgeschlagen,  damit  aber  keineswegs 
aufgehört,  als  vereideter  Feldmesser  mittelbarer  Staatsdiener  zu  sein,  ge- 
deutet werden.   Nach  Lage  der  Verhältnisse,  wie  sie  ffir  den  Kläger  aas 
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^em  Akte  der  Verstaatlichtiog  erwachsen  waren,  streitet  von  vom- 
hereitt  die  Yemmthnn^  dagegen,  dasa  Eiliger  damals  auf  ein  bereits 
fröher  erworbenes  Reebt,  anf  eine  ihm  bereits  einwohnende  Eigensehaft 
habe  verzichten  wollen  oder  dass  ihm  dies  anch  nnr  habe  angesonnen 
werden  sollen;  beiderseits  Icann  —  so  lange  nieht  das  Gegentheil  Iclar 
erhellt  —  die  Absieht  anniohsk  nnr  darauf  gerichtet  angesdien  werden, 
an  Stelle  des  Bestehenden  ein  Hehreres  oder  doch  ein  Anderes  treten  zn 
lassen,  insbesondere  den  Erfolg,  dass  mittelst  Bintr^ens  der  Königlichen 
VerwaltuDg  an  Stelle  der  bisiierigen  Privat  verwaltnag  sich  zugleich  eine 
entsprechende  materielle  Aendcrung  des  Vertnigsverh&ltnisses  vollziehe. 
Du8  mag  Kläger  abgelehnt  haben,  wohingegen  es  fftr  die  Voranssetzang, 
er  haho  die  Uebernahme  in  den  Staatsdienst  in  einem  anderen,  den  Ver- 
lust der  Staatsdienei-Eigenschaft  in  sich  schliessenden  Sinne  „abgelehnt", 
uarh  Lage  der  Sache  an  jedem  zulänglichen  Anhalt  fehlt 

Ist  hiernach  im  Allgemeinen  anzuerkennen,  nicht  nnr,  dass  der  Kläger 
die  Eigenschaft  eines  unmittelbaren  Staatsdieners  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  11.  Juli  18"22  erlangt  hat  sondern  auch,  dass  er  —  gegenwärtig 
bciue  Dienste   iiuiiiitteibar  dem  Staate  selbst  leistend  —  jene  Eigenschaft 
an  sich  noch  besitzt,  so  bleibt  endlich  noch  zu  untersuchen,  oh  er  aucb 
zu  den   „besoldeten''  (§  8  da.s.)  St^iatsdieneru  gehört.  Tliatsächlicb 
feststeht  in  dieser  Beziehung,  dass  er  ein  tixirtes,  in  monatlichen  Raten 
zahlbares  „Jahresgehalt"   von  4  OOU  M.  aus  der  Staatskasse  bezieht. 
Anch   ist  die  Behauptung  der  Revisionsschrift  dass  der  Kläger  „in  der 
für  einen  vereideten  Feldmesser  vorgesehenen  technischen  Eisenbahn- 
Sekretärstelle  dauernd  beschäftigt  werde,  beklagterseits  nicht  bestritten 
worden.    Demgegenüber  Ifisst  sich,  wenn  zunächst  der  Maassstab  des  ge- 
dachten Miuiöterialerlasses  vom  19.  Oktober  1863  zu  Grunde  gelegt  wird, 
woselbst  „nacb    eingehender  Verhandlung   zwischen    den  be- 
thciligten  Ministerien"  (Erlass  vom  G.  Juni  1881)  schon  den  auf 
lixirto,  aus  der  Staatskasse  gewährte  Diäten  angewiesenen  Feldmessern 
die  kommunalsteuerlichen  Vorrechte  „besoldeter'-  Staatsdieuer  zuerkannt 
Vierden,  gewiss  nicht  bezweifeln,  dass  der  Kluger  sich  in  derselben,  wenn 
nicht  noch  in  einer  günstigeren  Lage  belindet    Aber  auch  »  ine  hiervon 
unabhängige  Prüfung  führt  zu  keinem  anderen  Ergebnisse    l'adurcli,  das« 
die  Bezüge  des  Klägers  „fixirte"  —  nicht  nach  seiner  jeweiligen  Ver- 
wendung und  Beschäftigung  sich  hemessende  —  sind,  und  dass  seine 
Verwendung  in  einer  bestimmten  Stelle  dauernd  erfolgt,   wird  nicht  nur 
in  Beziehung  auf  die  Beamteneigenschaft,  des  Klägers  überhaupt,  —  inso- 
weit dazu  noch   die  Regründimg  eines  mehr  oder  minder  dauernden 
Verhältnisses  gehören  mag  —  dieses  Moment  erfüllt,  soudcra  auch  speziell 
in  Beziehung  auf  die  Besoldungsfrage  die  Eigenschaft  jener  Bezüge  als 
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oine  «BeBoldutiK*^  hinlftoglich  klargestellt  —  und  das  selbst  gegenttber 
den  Thatsachen,  dass  es  eioerseits  du  VertragsverhSltniBs  ist,  auf  Gnuid 
dessen  die  Gewfthrang  des  » Gehalts^  erfolgt  und  aDderarseits  dieses 
VerhAltniss  auf  dem  Wege  der  Rllndigang  wieder  geUtot  werden  kann. 
Es  ist  niebt  grandsfitzlich  ansgeschlossen,  ond  znmal  nicht  bei  einem 
ohnehin  schon  mit  der  Eigenschaft  eines  nnmittelbarsn.  Staatodienera  ans- 
gestatteten  Eoninhenten  aosgeseblossen,  daas  auch  im  Vertragswege  nnd 
nnter  dem  Vorbehalte  der  Kündigung  ein  Verbftltniss  mit  Öffentlich  recht* 
lichem  Charakter  —  insoweit  es  eines  solchen  für  den  Begriff  der  «Be* 
soldnng"  bedarf  ~  begrQndet  werde.  Und  dass  dies  hier  geschehen 
ist,  mnss  nach  Lage'  der  Sache  in  Ermangelnng  jedes  sicheren  Anhalts 
fSr  die  gegeutheilige  Voranssetznng  angenommen  werden.  Freilich  soll 
das  zQstftndige  KOniglidie  Eisenbahn-Betriebsamt  eine  abweichende  Anf- 
fassnng  vertreten  haben.  Die  bezQgllche  Aeussenmg  selbst  liegt  aber 
nicJit  vor  nnd  an  sich  kann  jener  Thatsache  eine  entsdieidende  Bedentnng 
bei  Beantwortong  der  hier  Torliegenden  kommnnalstener liehen  Frage 
nicht  zugestanden  werden. 


Nr.  1H>.   Klitsch,  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
5.  (  ivil-Sonat.    Vuui  16.  September  1885.*) 

[Ztg.  des  Vereins  De  utsch.  Eisenb.  Venralt.  im.  S.  1132] 

§  1  des  Haftpfliohtgesetzes  fttidet  anch  auf  unterirdische  Eisenbahnen  l>eim 

Bergwerksbetriebe  Anwendung. 

Der  iii  einer  Grube  besehäf  igte  Führer  G.  war  beim  Betriebe  der 
iu  der  Grube  zur  Fortschafiang  geförderter  Kohlen  hergestellten  Bahn 
getödtet  worden  und  die  Hinterbliebenen  des  Verunglückten  beanspruchten 
vom  Bergßskus  als  Kigenthümer  der  Grube  eine  Entschädigan«jisrente  aus 
§  1  des  Reichs-Haftpilichtgesetzes.  Fiskns  verweigerte  die  Leistung  der 
beanspruchten  Rente,  weil  nach  seiner  Annahme  es  sich  hier  nicht  uro 
einen  Unfall  beim  Eisenbahnbetriebe,  sondern  um  einen  Unfall  beim  Berg- 
werksbetriebe handele,  für  welchen  nach  §  2  des  Reichs-Haftpflicbt- 
gesetzes  der  Unternehmer  nur  im  Falle  eines  Vorschuldens  des  Betriebs- 
leiters, Aufsehers  etc.  hattet.  Die  Wittwe  des  G.  erstritt  klagend  in  beiden 
Rechtszügen  obsiegende  Urtheile  und  die  vom  Bergtiskas  eingelegte  Revi- 
sion wurde  vom  Reichsgericht  zurückgewiesen,  welches  begründend 
ausführte;  ^Die  Beschwerden  sind  lediglich  gegen  die  Annahme  gerichtet 
worden,  dass  der  Unfall  bei  einem  Eisenbahnbetriebe  stattgefunden  hat, 
in  welchem  unter  Bezugnahme  auf  die  bei  der  Berathung  des  Gesetzes 
vom  7.  Jnni  1871  geäusserten  Ansichten  behauptet  ist»  dass  unter  den 

♦)  s.  Erk-  des  Reichsger.  v.  8,  Äpri)  1885,  Eiheubabnrechtl.  KnUch.  IV.  S.  85. 
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EisenbaliDbegriiF  des  §  1  des  sllegiiten  Gesetzes  Transportwege,  welche 
nur  Bestandtheile  von  BergwerkseinricbtaDgen  und  nicht  für  den  dflfeot- 
lichen  Verkehr  bestimmt  sind  und  namentlich  auch  miterirdische  Eisen- 
bahnen nicht  {allen.  Es  ist  aber  in  übereinstimmender  Recfatsprechuig 
des  Reichsgerichts  ausgefOhrt,  dass  eine  derartige  Aaffassnng  im  Gesetze 
keinen  Ansdrack  gefimdeo,  der  Begriff  der  Eisenbahn  nicht  in  dieser 
generellen  fieschrftaknng  anfznfassen,  sondern  das  durchgreifende  Eriterinm 
bei  demselben  in  der  gleichartigen  Gefährlichkeit  des  Betriebes  der 
Anlage  ffir  das  PnbUknm  oder  die  Betriebspexsonen  za  suchen  nnd  nach 
deren  Vorhandenseui  im  einseinen  Falle  die  Anwendbarkeit  der  Vorschrift 
zu  bestimmen  sei,  und  dass  dementsprechend  anch  unterirdische 
Eisenbahnen  nnter  den  Begriff  des  aUegirten  §  1  ftdlen.  Der  Vorder- 
richter hat  sich  im  vorliegenden  Falle  der  erforderlichen  Prüfung  nnter- 
sogen  nnd  die  Gefährlichkeit  des  Betriebes  der  in  Rede  stehenden  Bahn 
in  Bezng  auf  deren  Konstruktion,  bewegende  Kraft  und  Gewicht  des 
Tranaportgegenstandes  ohne  anderweiten  Rechtsirrthum  festgestellt^  ausser- 
dem eine  Verschuldung  des  Getüdteten  und  eine  in  höherer  Gewalt  zu 
auehende  Ursache  des  ünfidles  yemeint* 


Nr*  117.  Entseh.  des  Deutsehen  Reichageriehts. 
4.  Civil-Senat.   Vom  17.  September  1885. 

[PrattM.  ▼«rmOtBL  vn.  8.  9L] 

Ein  EJaenbahnuntsrnehmett  kann  Gegenstand  eJnes  FachtTertrages  sein. 

Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  eine  Eisenbahn  —  in  ihrer 
Geaammtkonstruktion  —  eine  den  Öffentlichen  Transportverkehr  Tennittelnde 
Sache  und  —  in  ihrer  mechanischen  Verbindung  mit  dem  Grund  und 
Boden  —  eine  unbewegliche  Saclie  und  geeignet  ist,  ihrem  Inhaber,  d.  i 
dem  Betriebsnntemehmer,  Nutzungen  d.  s.  Vortheile  unbeschadet  der 
Substanz  zn  gewähren  (§§  1  ff.,  6  ff.,  110  I.  2  A«L.R.)  und  daher  durch 
Ueberlassnng  zum  Giebrauche  und  zur  Nutzung  gegen  einen  bestimmten 
2in&  redit  f&glich  Gegenstand  eines  Pachtvertrages  bilden  kann. 


Nr«  118.  Entsch,  des  Dentscheii  Beichsgerichta. 
1.  Straf-Senat.   Vom  17.  September  1885. 

[Zlf.  d.T«r..Deals«li.  ElMBlkT«rw.  im,  8.  l«a] 

Die  {§  315,  316  des  BeiehsstraliBesetKbnohes  Huden  aueh  auf  elektrisehe 

Eisenbahnen  Anwendung. 

Die  elektrische  Eisenbahn  fällt  unter  die  §§  315,  316  des  Strafjgesetz- 
bachs;  dieselbe  ist  eine  Eisenbahn,  sie  hat  mit  der  mit  Dampf  betriebenen 
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nicht  allein  die  Gleise,  sondero  anch  die  AuweodoDg  einer  elementareo^ 
der  mcnschlic^hen  Fübrong  nicht  unbedingt  unterworfenen  Xiitnrkraft  gemein, 
welche  entfesselt,  gefllhrlieh  werden  kann;  die  Wirkung  des  elektrischen 
Stromes  fftr  die  Schnelligkeit  dpr  Fortbewegung  und  die  bei  Störungen 
daraus  entstehenden  Folgen  für  den  Transport  von  Menschen  und  Sachen 
sind  annähernd  die  gleichen;  der  Grund  der  strengen  Straf bestimmungen 
in  den  §§  315  ff<  des  Stnifgesetzbiuiies  trifft  also  anch  bei  den  elek- 
trischen Bahnen  zu;  der  WortUint  ist  nicht  entgegen;  daa  Strafgesetz  ent- 
hält nirgends  eine  Andeutung,  dass  man  nnr  die  eine  Naturkraft,  den 
Dampfbetrieb,  sichern  wollte;  daraas,  dass  man  bei  Abfassung  des  Gesetzes 
zuii&chst  an  diese  Art  der  bewegenden  Kraft  dachte,  folgt  nicht,  dass 
man  den  gleich  nOthigen  Schutz  einer  etwa  kfinftig  anzuwendenden  elemen- 
taren Kraft  versagen  wollte.  Völlig  unrichtig  ist  die  Behauptung,  ä&as 
das  Gesetz  nur  auf  die  von  dem  Gesetageber  direkt  erwogenen  FftUe 
angewendet  werden  dfirfe,  der  Gesetzgeber  vermag  nicht  zum  Vonuia  die 
reiche  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  zu  fixiren,  das  Gesetz  gilt  für  alle 
FfiUe,  auf  welche  es  nach  richtiger  Auslegung  passt^  mag  der  Cresetzgeber 
an  dieselben  gedacht  haben  oder  nicht,  und  es  ist  im  letzteren  Falle  keine 
analoge,  sondern  eine  direkte  Anwendung  des  Gesetzes,  welcher  der  Grund- 
satz des  §  2  des  StFafgesetzbuches  nicht  entgegensteht;  dass  der  Hangel 
von  Bahndämmen,  Barrieren,  allgemeinen  Reglements,  einer  Signalordnung, 
der  Anwendung  des  §  316  des  Strafgesetzbuches  nicht  im  Wege  ist,  hat 
bereits  das  ürtheil  vom  3.  Juli  1884  für  die  Straasoibahnen  ansgefllbri; 
ftbrlgens  bestehen  bereits  besondere  Verordnangen  lokaler  Natur  ftber  die 
elektriBchen  Bahnen. 


Nr«  119.  Entgeh,  des  Prenas.  Ober-TerwaitOerlebta. 

1.  Senat.   Vom  19.  September  1885. 

1.  Fristberechnnng  im  Falle  der  Fristverlängerung  im  Verwaltungsstreit- 
▼eifahren.  —  2.  Zweck  und  Wirkung  der  bei  Zerstückelung  von  Gnud* 
stäeken  festgesetsten  Abgabenvertheüungspliine. 

Durch  Erkenntoiss  des  Kreisausschnsses  ist  Kl&gerin  (Oberschles. 
Eisenbahn -Aktiengesellschaft)  mit  dem  Antrage  auf  Aufhebung  der  Ver- 
theilungsplftne  vom  15.  Juli  1883  und  14.  Oktober  1883  hinsichtlich 
der  auf  den  Stammgrnndstflcken  57,  13,  67,  92,  50,  47  und  15  zu  S. 
haftenden  Lehrerdepntate  abgewiesen  worden.  Dies  Erkenntnise  ist  der 
Klägerin  am  10.  Mai  1884  zugestellt  Dieselbe  bat  demnächst  in  einer 
am  24.  Hai  bei  dem  KreisausBchusse  eingegangenen  Eingabe  die  Bemihog 
angemeldet  und  gleiehzeitig  gd)eten,  „zur  Rechtfertigung  der  BenUnng 
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«ine  KacbfHst  von  zwei  Wochen  za  gewAbten*^.  Der  SreiBansechnss  bat 
dem  etatl^ebeD  und  durob  TeiAgong  vom  26.  Hai  1884  «sor  Beeht- 
feitigiiDg  der  Berufimg  eine  Nachfrist  von  zwei  Wochen''  bewilligt  Die 
RechtfertignngsBcbrift  der  Klägerin  iBt  am  12.  Joni  1884  bei  dem  Ereis* 
ansBohoBse  eingegangen.  In  dem  UeberreichnngBeebreiben  bemerkte 
Klftgerin,  daes  die  FriBtverl&ngerangs-VerfQgnng  vom  26  Mal  ihr  am 
30.  Mai  behändigt  worden  Bei<  Der  BeziiksanBacbnBB  zn  Oppeln  hat  da- 
rauf unter  Abinderong  der  erBtrichterllchen  Entacbeidong  dahin  erkannt: 
dasB  Elftgerin  nnr  verpflichtet,  das  anf  den  nnzertrennten  Stammgmnd- 
stBcken  57,  12,  67,  92,  50,  47  nnd  15  haftende  Lebreidepntat  antheilig 
nadi  YerbfiltniBB  des  Grondstener-Reinertrages  der  als  Acker  erworbenen 
Ptteben  der  ans  den  dismembrirten  Grundstücken  erkauften  Trennstficke, 
sowie  der  als  Acker  eingeschätzten  Flfldien  der  nnzertrennten  Grund* 
stftcke  zn  fiberaehmen,  nnd  dass  demgemäss  die  durch  die  Pläne  vom 
15.  Jali  und  14.  Oktober  1883  festgoBetzte  Vertheilong  anfiEoheben  und 
die  VertheOnng  des  anf  den  nnzertrennten  Grundstäcken  haftenden  Lehrer- 
deputatgetreides  anderweit  nach  VerfaäUaiss  des  Gmndstener^Beinertrages 
der  als  Acker  eingescldtzten  Liegenschaften  der  nnzertrennten  Grund- 
stficke  und  der  davon  abgetrennten  Parzeilen  durch  den  Sebulvorstand  zn 
bewerkstelligen. 

Gegen  diese  Entscheidung  hat  Klägerin  die  Revision  mit  dem  Antrage 
eingelegt,  nach  dem  Klageantrage  za  erkennen.  Sie  behauptete  unrichtige 
Anwendung  der  Allerh.  Kabinetsordre  v.  8-  Juni  1834  (G.S.  S.  87)  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  die  von  ihr  erworbenen  Grundstücke  mit  Gebäuden 
nicht  besetzt  gewesen  seien. 

Der  beklagte  Schnlvorstand  hat  sieh  der  Revision  angesi  iilosseii  luid 
seinerseits  beantragt,  unter  Aufhebung  des  Ber.-Erkeiiiitiiiss»'s  die  er.st- 
richterüehe  Entscheidung  zu  bestätigen.  Er  warf  dem  Vorden  ichter  Ver- 
letzung des  §92  Land.-Verw.-Ges.  v.  30.  Juli  18^3  ( — richtiger,  da  die 
Sache  vor  dem  I.  April  1884  anhängig  gewordeu,  üe.>  §  »52  des  Verw.- 
Ger.-Ges.  v.  3.  Juli  1875/2.  Aui;ii>t  1880  ~)  durch  ^ichtanwendoug  vor 
und  bestritt  die  neuen  Anführungen  der  Klägerin. 

Das  Oberverwaltungsgericht  erkannte  dahin,  dass  die  Entscheidung 
des  Bezirksansschusses  aufzuheben  und  die  Berufung  der  KL&gerin  gegen 
die  Entscheidung  des  Kreisansschnsses  zurückzuweisen. 

»Der  §  81  Yerw.-Ger.-Ges.  in  der  Fassung  des  Ges.  v.  2.  August 
18S(»  Getzt  §  92  Land.-Verw.-Ge8.  v.  30.  Juli  1883)  bestlnunt: 

^Alle  in  dem  gegenwärtigen  Gesetze  vorgeschriebenen  Fristen  sind 
prftklnsivisoh.  Ffir  die  Berechnung  derselben  sind  die 
bürgerliehen  Gesetze  maassgebend.* 
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Dcin^a'Diiiss  hat  die  BereclinuDg  der  Fristen  im  Verwaltungsstreitverfahreu 
i)a<h  den  VorBchriften  der  mit  dein  1.  Oktober  1879  in  Kraft  getretenen 
Civilprozp^sordnung  zu  eriolKuii.  Dieselbe  st-hreibt  im  §  202  Ab».  3  für 
den  iiiü  der  V»>rlftnirerung  gesetzliehcr  Fristen  vor: 

„Im  Falle  der  Verlängerung?  wird  die  neue  Frist  von  dem  Ablaut 
der  vorigen  Frist  an  bereciiuet,  wenn  nicht  im  einzelnen  Falle 
ein  Anderes  bestimmt  ist."* 
Im  vorliegenden  Falle  ist  in  der  Fristverlängerungs- Verfügung  vom 
2t>.  Mai  18S4  ein  Anden-s  nieht  bestimmt.  Die  zur  Rcehttertiituüg  der 
Berufung  bewilligte  Nachtrist  war  also  vom  Ablaufe  der  gesetzlichen  frist 
d.  i.  vom  24.  Mai  ab  zu  berechnen.  Die  Nachfrist  von  zwei  Wochen 
lief  demnach  mit  dem  9.  Juni  1884  ab.  Die  Reehtfertigungsschrift  ist 
aber  erst  am  12.  Juni,  also  verspätet  bei  dem  Kreisausschusse  einge- 
gangen. Wenn  die  Fierufung  demnach  ohne  Weiteres  zugelassen  und  da- 
rauf das  Verfahren  und  die  F^ntücheidung  in  II,  Instanz  gegründet  worden 
sind,  so  liegt  in  dieser  Berücksichtigung  eines  nach  Ablauf  der  gesetz- 
lichen Frist  eingelegten  Rechtsmittels  ein  wesentlicher  Mangel  des  Ver- 
fahrens, welcher  die  Aufhebung  des  hierauf  beruhenden  Urtheils  nach  sich 
ziehen  musste.  In  der  Sache  selbst  war  der  obigen  Ausführung  entsprechend 
die  von  der  Klägerin  gegen  die  erstricbterliche  EatBcheidiing  angebrachte 
Berufung  als  verspätet  zurückzuweisen. 

Schliesslich  mag  im  Hinblick  auf  die  Ausführnngen  beider  Parteien 
bemerkt  werden,  dass  die  von  den  Vorständen  der  öffentlich-rechtlichen 
Korporationen  nach  §  7  des  Gesetzes  v.  25.  August  187(i  (G.S.  S.  405)  auf- 
gestellten Abgaben- Vertheilungspläne  nur  den  Zweck  haben,  festzustellen^ 
welcher  Theii  der  auf  dem  Stammgute  haftenden  Last  auf  jedes  Trenn- 
stück  und  das  Restgut  trifft.  Diese  Vertheilung  mnss  erfolgeo,  anch  wenn 
feststeht,  das»  die  TrennstuckSMiirerber  oder  einer  derselben  wegen  eines 
persönlichen  Privilegiums  oder  wegen  des  Zweckes,  dem  das  Grundstfick 
künftig  gewidmet  sein  soll,  die  vertheilte  Last  nieht  zu  tragen  hat.  Denn 
der  Theil,  welcher  auf  ein  so  befreites  Grundstück  fällt,  muss  für  alle 
Fälle  bestimmt  werden,  da  denselben  der  Stammgatsbesitzer  und  die 
fibrigen  Parzellenerwerber  nicht  zu  flbernebnien  haben,  soudeni  der  Ans* 
fall  von  sämmtlichen  Kontribuenten  zu  tragen  ist.  Eine  Kntsc  heidnog 
darüber,  welche  Lasten  auf  dem  Grundbesitz  haften  und  ob  der  Erwerber 
eines  Tkennstücks  von  Entrichtung  der  vertheilten  Reallast  Befreiung  be- 
anspruchen kann,  weist  das  Gesetz  den  im  §  7  a.  a.  0.  genannten  Vor- 
ständen nicht  zu.  Der  von  ihnen  endgültig  festgesetzte  Vertheiluugspiao 
hat  nnr  Kraft,  insoweit  es  sich  um  die  Vertheilung  selbst,  den  Ver- 
theiloogsmaasstab  handelt.  Er  hindert  jedoch  keinen  Trennstficksbesitzer, 
darznthnn,  dass  er  zn  der  Abgabe,  welche  von  ihm  gefordert  wird,  oicbt 
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verpflichtet  Ut.  Der  TrennstfieksbesitKer  stebt  in  dieser  Beziebmig  dem 
Besitzer  eSnes  ungGthellten  Gmodstficks  völlig  gleidi.  Wird  daher  Klägerin 
zu  dem  Lebrerdepntat  yeranlagt  i)ezw.  dasselbe  von  Ihr  gefordert,  so 
steht  der  endgfiltig  festgesetzte  Yertheilungsplan  dem  nieht  entgegen,  dass 
sie  nach  Haassgabe  des  Gesetzes  reklamirt  bezw.  klagt,  sei  es  gegen  die 
veranlagende  Behörde,  sei  es  gegen  die  Interessenten,  von  denen  sie  die 
Uebemahme  der  anf  sie  verfheilten  Last  ans  Gründen  des  öffentlichen 
Rechts  gtanbt  verlangen  zn  kOnnen.  In  einem  derartigen  Rechtsstreite 
ist  der  Klägerin  selbstverständlich  nnbenoromen,  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  die  von  ihr  erworbenen  Grundstücke  zur  Zeit  des  Erwerbes  nicht  mit 
Gebäuden  besetzt  gewesen  sind,  woraus  sich  die  Ununwendbarkeit  der 
Ailerli.  Rabinetsordre  vom  8.  Juni  1834,  welche  sich  ausdrücklich  nur 
auf  die  Erwerbung^  von  Gebäuden  bezieht,  ergeben  würde.  Den  Ver- 
tbeilnngsmaassstab  selbst  kann  jedoch  die  Klägerin  in  keinem  weiteren  Ver- 
fahren bemängeln,  da  dieser  durcli  die  in  Rede  stehenden  Verthoiluugs- 
pläne  endgültig  festgesetzt  isf 


Nr.  120.  Ent8ch.  des  Prenss.  Ober- Yerwait. Gerichts. 

2.  Senat    Vom  21.  September  1885. 

Bei  der  Feststellimg  des  ateneipfllohtigen  EiiikemineiiB  eines  EiMEbalm- . 
unteiiLeluiieiia  ist  es  snlMg,  ansaer  den  wirUielion  (thatsKoUiehen)  Ana^ 
gaben  ffir  Unterhaltung  der  Qebftnde  und  ütenalllen  auch  die  tbliehen 
Abeetsungen  (BtteUagen)  für  die  jUtrliehe  Abnntzang  von  Gebinden  nnd 

üteniBillen  in  Abzug  m  bringen. 

Die  Konigl.  Eisenbahndirektion  zu  Bromberg  ist  nach  einer  ihr  ge- 
vvor»lenen  Mittheilung  des  Magistrats  zu  Pr.  Holland  zu  der  dortigen  Ge- 
mciiidestener  für  daj^  Jahr  1884/H5  von  einem  auf  29  712  M.  geschätzten 
Einkommen  der  Eisenbahnstation  Pr.  Holland  mit  3  196,80  M.  herange- 
zogen: der  Magistrat  behielt  sich  indess  hierbei  eine  etwaige  Nachliqui- 
dirung  nacii  delinitivi  r  FcBtstellung  des  Reinertrages  vor.  Als  von  der 
KOuigl.  Eisenbahiuliieklioü ,  welche  gegen  die  Veranlagung  reklamirt  und 
sich  auch  ihrerseits  das  Weitere  bis  nach  Ermittelung  des  Reingewinnes 
vorbehalten  hatte,  demnächst  unter  dem  13.  November  eine  Reiner- 

traghberecbnung  vorgelegt  war,  stellte  der  Magistrat  das  Einkommen  der 
Station  anderweit  auf  12  696  M.,  sowie  die  davon  zu  zahlende  Gemeinde- 
steuer auf  1  M.  fest  nnd  benachrichtigte  hiervon  am  22.  De/.  18S4 
die  Königl.  Kisenbahndirektion  mit  dfnn  Hinzufügen,  dass  die  frühere 
Veranlagung  von  einem  Reingewinne  von  29  712  M.  aufgehoben  sei.  Der 
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hiergegen  gerichtete  Einspruch  der  KöDigl  Eiseababndirektion  warde  durch 
Bescheid  V.  28.  Janaar  1R>5  zurückgewiesen,  worauf  die  Königl.  Eisen- 
bahndirektieu  im  Wege  der  Klage  bei  dem  Bezirkdansschttsse  zu  Köntg»- 
beiy  beantragte,  die  Einschätzung  nach  Maassgabe  des  aus  der  Reioertrag»- 
berechnnog  vom  13.  November  1884  sich  ergebenden  £inkomnK>ns  von 
8024  M.  zu  bewirken.  Dementsprechend  erkannte  denn  auch  der  Be- 
2irksausschus8.  Die  liierge^en  vom  beklagten  Magistrat  eingelegte  RevisioD 
hat  das  Ober?erwaltungsgencht  nicht  für  begründet  erachtet. 

„Bei  der  nnnidliehen  Verhandlung  vor  dem  naterteiehneteu  Gerichts- 
höfe hat  der  Vertreter  des  Bekl.  den  in  I.  Instanz  geltend  gemachten 
Einwand,  dass  die  Rlagefrist  versäumt  sei,  nochmals  wieder  aafgeDOmmen. 
Von  dem  Vorderrichter  ist  derselbe  mit  der  AnsfObrong  zurfickgewieaen, 
es  sei  die  definitive  Festsetzung  des  Stenerbetragee  erst  unterm  22.  Dez. 
1884  erfolgt,  deshalb  auch  hiergegen  Einapmch  zn  erheben  gewesen, 
gegen  den  ablehnenden  Bescheid  Tom  28.  Januar  1885  aber  rechtzeitig 
geklagt  worden.  Wenn  Bekl.,  hiervon  abweichend,  an  der  Außassnßg 
festhält,  dasä  bereits  die  £rOff]iung  vom  22.  Dezember  1884  als  der  auf 
den  Einsprach  erlassene  Bescheid  anzusehen  sei,  so  würde  selbst  bei  freier 
Benrtbeiinng  dem  Vorderrichter  beigetreten  werden  mossen,  da  Beklagter 
niclit  allein  am  22.  Dezember  1884  die  erste  Veranlagung  ausdrficklicb 
aufgehoben  hat,  sondern  auch  selbst  nach  der  Klagebeautwortnng  in  der 
Benachrichtigung  von  dem  mehrgenannten  Tage  die  «definitive  Veran- 
lagung^ erblickt  JedenfoUs  kann  aber'  mit  dem  Rechtsmittel  der  Bevi- 
sion  die  wesentlich  auf  thatsftchlichem  Gebiete  liegende  und  zweifellos 
nicht  aictenwidrige  Feststellung  des  Vorderrichters,  dass  die  endgültige 
Feststellung  des  Steuerbetrages  erst  am  22.  Dezember  1884  stattgefunden 
habe,  mit  Brfolg  nicht  angefochten  werden. 

In  der  Badie  selbst  hat  sich  die  Entscheidung  auf  die  unter  den 
Parteien  streitigen  Punkte  zu  beschrftnken;  insbesondere  war  auch  von 
einer  Erörterung  darüber  abzusehen,  ob  der  in  der  ReinertragsberechDong 
vorkommende  Abzug  von  11616965  H.  ffir  «Verzinsung  des  Anlage- 
kapitals" mit  den  gesetzlichen  Vorschriften  in  Einklang  steht.  Demnach 
fragt  es  sich  blos,  ob  Klfigerin  berechtigt  ist,  »für  Jfthrlicfae  Abnutzung 
der  Gebftude*  und  für  „Verschleiss  der  Cntensilien^  die  in  der  Beiner- 
tragsbereehnung  aufgeführten  Summen  in  Abzug  zu  bringen.  Beklagter 
bestreitet  dies  zunächst  aus  dem  Grande,  wdl  nur  die  wirklichen  Aus- 
gaben Iftr  Unterhaltung  der  Gebftude  und  Untenttlien  abzurechnen  seieu. 
Hit  Recht  ist  diese  Auffassung  vom  Vorderrichter  verworfen;  zutreffend 
hat  Elfigerin  schon  in  ihrem  Einsprüche  auf  die  Bestimmung  im  }  30 
Abs.  2  Ges.  v.  1.  Hai  1851,  betr.  der  Binftihrung  einer  Klassen-  aiui 
klassifizirten  BinkommeDsteuer,  verwiesen,  welche  lautet: 


Digitized  by  G 


Entieb.  d«t  Pftms.  Ob«r-Veniilt.0eriehti  toid  91«  September  1885.  2^ 

Als  Ausgaben  dfirfen  dabei,  ansser  der  ilblicheD  Abfietznng  für 
jährliche  Abnutzung  von  Gebäaden  and  Utensilien,  nnr  solehe  in 
Abzog  gebracht  werden,  welohe  behufs  der  Fortffihnmg  des  Handels 
oder  Gewerbebetriebes  n.  s.  w.  in  dem  bisherigen  Umfsnge  geoiaeht 
woiden  sind  .  .  . 

Hienmeh  ist  ohne  Weiteres  klar,  dass  neben  dem  tfaats&chlich  fftr  die 
ünteilialtnng  der  Gebftnde  nnd  Utensilien  geleisteten  Ausgaben,  welche 
unzweifelhaft  „behnfs  der  Fortföhrang  des  Gewerbebetriebes  in  dem  bis- 
herigen Umfange*^  gemacht  werden«  auch  noeh  eine  ,,abliehe  Absetznng 
für  jährliche  Abnatsuig  von  Gebftnden  nnd  Utensilien   dnrefa  das  Gesetz 
zugelassen  ist.  Nähere  Anweisung  für  die  Ausinhmng  dieser  Rechtsnorm 
findet  sich  im  §  19  der  MinisteriaUnstrnktion  vom  S.Januar  3877  (M.B1. 
d.  i.  V.  S.  44),  wo  die  Nel)enelnanderste]lung  der  Vorschriften  unter  den 
Buchstaben  b  nnd  c  wiederum  deutlich  erkennen  Iftsst,  dass  der  „Abzog 
für  Abnutzung*  nicht  mit  den  wirklichen  Unterhaltungskosten  zusammen- 
fällt. Wenn  Klägerin  zur  Bechtfertigung  ihres  Verfahrens  ausserdem  noch 
betont,  dass  die  Bildung  eines  Bmeuerungsfonds  hierbei  gar  nicht  in 
Frage  komme,  so  muss  es  als  unerheblich  bezeichnet  werden,  ob  der 
fragliche  Abzog  —  sei  es  lediglich  für  die  Veranlagung  der  Rommunal- 
steuem,  sei  es  flberiiaupt  —  blos  rechnungsgemäss  gemacht  wird  oder  ob 
die  betreffenden  Summen  thatsächlich  zn  emem  besonderen  Fonds  zurflck* 
gelegt  nnd  angesammelt  werden;  auch  Letzteres  wflrde  keinesw^s  unstatt- 
haft sein.   Vgl.  Entsch.  d.  O.V.G.  Bd.  VHL  S.  70. 

Erweist  sich  demgemäss  eine  Absetzung  für  jährliche  Abnutzung  an 
sich  als  zulässig,  so  kann  die  Höhe  derselben  in  gegenwärtiger  Instanz 
vom  Bekl.  nicht  mehr  zum  Gegenstande  eines  Angriffs  gemacht  werden. 
Der  Vorderrichter  hat  in  dieser  Beziehung  eine  Entscheidung  fiberfaanpt 
nicht  getroffen;  er  geht  davon  aus,  dass  gegen  die  m  Ansatz  gebrachten 
3  pCt.  bezw.  8  pCt  des  unpränglichen  Werths  vom  Beklagten  nichts 
erinnert  sei,  und  beschränkt  sich  deshalb,  nach  ZurGckweisung  der  im 
Obigen  erwähnten  Ansicht  des  BekL,  auf  den  Ausspruch,  dass  „Beklagter 
im  Uebrigen  die  von  der  Klägerin  angestellte  Berechnung  nicht  bemängelt" 
habe.   Ist  diese  Annshme  richtig,  so  trifft  den  Vorderrichter  kein  Vor- 
wurf; er  war  nicht  Terpflichtet,  die  unbeanstandet  gebliebene  Höhe  der 
Prozentsätze  von  Amtswegen  einer  Präfnng  zu  unterziehen.  Allerdings 
behauptet  nun  Bekl.  in  der  Revisionssehrift,  die  Höhe  der  Prozentsätze 
sei  vor  dem  Bezirksausschusse  von  ihm  bestritten  worden,  er  habe  erklärt, 
dass  höphstens  Vs^l  P^^*  zugelassen  werden  könnten.   In  den  Schrift^ 
Sätzen  findet  sich  indess  davon  nichts,  nnd  ebensowenig  enthält  dss  Proto- 
koll äber  die  mttndlicbe  Verhandlung  einen  Vermerk,  dass  derartige  Er- 
klärongen  abgegeben  seien;  im  Gegentheile  heisst  es  dort:  „Nach  Vertrs^ 
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der  Sache  dnrch  don  Roforenten  wnrde  der  Parteivertreter  zum  Woik- 
verstatttjt.  Von  den  AofAhniDgeD  war  iiidits  zu  vormcrkeu."  AVeim  da» 
Protokoll  üDcl)  —  entgegen  der  Vorschrift  im  §  12  des  Regulativs  znr 
Ordnung  des  Gescbüftaganges  und  des  Verfahren»  bei  den  Bezirksaai«- 
echössen  vom  28.  Febmar  1884  —  nicht  vorgeleseu  zu  sein  scheint, 
wenigstens  keinen  entsprechenden  Vermerk  enthält,  so  besitzt  es  dwli 
AiTentlichen  Glauben,  und  da  für  die  in  der  Revisionsschrift  auf^estelUpn 
Behauptnnsen .  obgleich  bei  dem  Vortrage  des  Sachverhalts  in  der  niüud- 
Hcben  Verhandlung  vor  dem  unterzeichneten  Gerichtshofe  der  eben  wieder- 
gegebene Inhalt  des  Protokolls  nocb  besonders  hervorgehoben  wnrde. 
Beweis  nicht  angetreten  ist,  so  können  dieselben  nicht  weiter  berfick- 
sichtigt  werden. 

Nr.  121.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsie^erichls. 
4,  Civil-Senat.    Vom  24.  September  10ö5. 

[ZelUchr.  für  Prcuss.  Hecht.  Bd.  4.  S.  690.] 

Haftung  der  Prenssischen  Staatsbeamten  für  geringes  Versehen  im  Gebiete 

des  Allgem.  Prenss.  Landreohts. 

„Nach  den  $§  8B,  89  II  10  A.L.R.  nrass  der  Beamte  anf  die  pflicbt- 
mftssige  Ffihrang  des  ftbernommenen  Amts  die  genaueste  AnfimerksaiD- 
keit  wenden  und  jedes  dabei  begangene  VerseheUf  welches  bei  gehöriger 
AnfioaerkBamkeit  und  nach  den  Kenntnissen,  die  bei  der  Verwaltung  des 
Amts  erfordert  werden,  hatte  Tennieden  werden  können,  vertreten.  Nach 
dem  klaren  Wortlant  dieser  Torschriften  kann  es  keinem  Zweifel  nnter- 
liegen,  dass  der  Beamte  auch  fttr  ein  bei  seiner  Amtsfflhrung  begangenes 
geringes  Versehen  zn  haften  hat.  Denn  die  »gehörige*  Aufmerksam* 
keit,  welche  nach  §  89  cit.  den  Haassstab  für  das  Veriialten  des  Beamten 
bildet  und  im  §  90  das.  als  «vorschriftsmftssige'*  bezeichnet  wird,  ist  naeli 
dem  Znsammenhange  eben  diejenige  ,genaneste'>  Anfmerksamkeit,  die  der 
§  88  cit  dem  Beamten  zur  Pflicht  macht  nnd  nach  §  28  1  3  A.L.R. 
vertritt  derjenige  anch  ein  geringes  Versehen,  welchen  die  Gesetze  be- 
sonders verpflichten,  vorzfigliche  Fftbigkeit  oder  Kenntnisse  oder  eine 
mehr  als  gewöhnliche  Anfmerksamkeit  bei  seiner  Handlung  anzv- 
wenden.  Diese  ans  den  Worten  nnd  dem  Zusammenhange  der  Rechts- 
normen als  noth wendig  sich  ergebende  Deutung  kann  auch  nicht  in  Frag? 
gestellt  werden  durch  eine  von  den  Gesetzrevisoren  (vergl.  v.  BOnoe 
Ergänzungen  6.  Ausg.  IV  S.  49)  mitgetheilte  Bevisionsbemerkung  von 
Snarez,  wonach  der  Beamte  der  Regel  nach  für  culpa  levissima  haftbar 
sein,  hierfür  aber  einiger  Baum  f&r  die  Billigkeit  übrig  bleiben  nod 
deshalb  in  §  89  der  Ausdruck  „genaueste  Aufmerksamkeit**  modifizirt 
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tind  nfther  bestimmt  sein  soll.  Denn  abgesehen  dayon,  dase  diese  Aaf- 
iiidsiiiig  im  Gesetze  selbst,  wie  auch  die  Bevisoren  anerlceiineii,  einen 
ericeDobaren  Aasdrnck  gefanden  hat,  indem  der  §  89  das  Prinzip  des 
§  88  nicht  modifizirt,  sondern  auf  den  Fall  der  Verhaftung  für  Ver- 
sehon  —  der  allgemeinen  Norm  des  §  23  I  3  A.L.R.  entsprechend  — 
einfach  anwendet,  geht  die  Meinung  von  Suarez  sicherlich  nicht  dahin« 
dase  der  Richter  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Rücksichten  der  Billigkeit 
tn  bestimmen  habe,  ob  der  Beamte  die  schAdlidien  Folgen  eines  be- 
gangenen Versehens  zn  vertreten  habe,  sondern  vielmehr  dahin,  dass  bei 
Entscheidung  der  Frage,  ob  der  Beamte  gegen  die  pflichtmfissige  Auf- 
merksamkeit gefehlt,  also  ein  Versehen  begangen  habe,  nicht  ein  allzu 
strenger,  abstrakter  Haassstab  angelegt,  sondern  den  Umständen  des  Einzel- 
falls billige  Rechnnug  getragen  weiden  solle.  —  Grundsätzlich  ist  es  un- 
erheblich, ob  der  Irrthum,  auf  welchem  das  Verschulden  des  Beamten  be- 
ruht, rechtlicher  oder  thatsftchlicher  Natur  war,  ingleichen,  ob  derselbe 
durch  Gleiohgültigkeit  gegen  das  ihm  anvertraute  öffentliche  Interesse  oder 
durch  angenüi;ende  Information  bei  an  sich  nicht  tadelnswerther  Willens- 
richtung  veranlasst  ist  Letzteres  kann  höchstens  fär  die  sittliche  oder 
disziplinare  Wfirdigaug  des  beklagtidchen  Verhaltens,  nicht  aber  fär 
die  Bntscheidang  der  vorliegenden  rechtlichen  Frage  von  Belang  sein. 
Im  Weiteren  kann  zwar  zugegeben  werden,  dass  nicht  jeder  Rechtsirrthum 
ambm  Beamten  zum  Versehen  zuzurechnen  ist  Insbesondere  mögen  Zwei- 
deutigkeit oder  Unklarheit  der  Rechtsnormen  oder  besonders  komplizirte 
Thatbest&nde  unter  Umständen  den  Beamten  bei  objektiv  unzutreffender 
Anwendung  der  Normen  exkulpiren  können  (vergl.  Dembarg,  Prenss. 
.Privatr.  Bd.  U  S.  864  Not.  16)." 


Nr.  IlSä.  SehiedABprnch  des  Beatschen  Beiehsgeriehts.*) 

4.  u.  5.  Civil-Senat.   Vom  28.  September  1885. 

i  25  des  EtsenbaJuigesetse«  Yom  3.  November  1838  findet  auch  auf  die 
BefOrdemng  eines  Bisenbahnpostwagens  ABwendimg.  Ein  Radreiftibnich 
desselben  begiändet  nicht  den  Einwand  des  unabwendbaren  äusseren  Zn* 

Hills  tan  fflnne  des  alleg.  §  25. 
Thatbestand. 

In  der  vorliegenden  Streitsache  haben  die  Parteien  auf  die  ^schieds- 
richterliche Botscheidang  des  vierten  und  fänften  Civilsenats  des  Reichs- 
gerichts  kompromittlrt  und  ist  solche  demzufolge  in  Gemässheit  der  §§  2,  1 4 
der  Geschäftsordnung  des  Reichsgerichts  durch  Erlass  des  Herrn  Reichs- 

*)  V{;1.  KuUch.  des  Deutocb.  Ueicbuger.  vom  :iO.  Juni  1883.    Eisenbahiurecha.  Sntscb. 
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kanzlers  vom  30.  November  1884  den  genannteo  vereinigten  Seoateo 
nbertragen  worden.    Der  unstreitige  Thatbestand  ist  folgender: 

Am  20.  Oktober  1881  entgleiste  der  Expresszng  Berlin- Hannover 
kar7  vnr  Rathenow  in  Folge  eines  Radreifenbrnchs  an  dem  mitlanfenden, 
dem  Beklagten  gehörigen  Bahnpoetwagen.  Dieser  erlitt  in  Folge  der  Ent- 
gleisung mehrfache  Beschädigungen  nnd  ist  in  Gemässheit  des  zwischen 
den  Parteien  bestehenden  Vertrages  in  der  klügejrischen  Werkstatt  reparirt. 
Die  Kosten  der  Beparatnr  betragen  (abgesehen  von  einem  bereite  berich- 
tigten Betrage  von  26,78  Mark)  im  Ganzen  3158..2,s  Mark.  —  Die  Dr- 
saebe  des  Radreifeiibmcbes  bat  nicht  mit  Sicherheit  festgestellt  werden 
können.  Der  Badreifen,  welchen  die  Eisenbahn- Verwaltang,  den  bestehe»- 
den  Vereinbarungen  gemäss,  im  Jahre  1879  hatte  aufziehen  lassen,  zeigte 
eine  frisclie  Brnchstelle  und  hatte  beim  /erspringen  die  vorscbrUtemfisaige 
Stärke.   Die  Post  Verwaltung  nimmt  auf  Grand  der  Aussagen  der  im 
Bahnpostwagen  bescliiiftifrt  gewesenen  Benmten  zwar  an,  dass  der  Brach 
darch  ungewöhnlich  heftiges  Anlanfen  des  Rades  gegen  das  Herzstäck 
einer  Weiche  beim  Verlassen  der  Station  Nennhansen  venirsacht  sei,  hat  | 
jedoch  Beweisanträge  in  dieser  Hinsicht  nicht  gestellt.    Wiewohl  an  sich 
die  Kosten  der  Unterhaltung  nnd  Ausbesserung  des  fraglichen  Bahupost-  I 
Wagens  dem  Beklagten  zur  Last  fallen,  h&lt  si«  b  derselbe  doch  zur  Er- 
stattung der  vorerwähnten,  im  gegenwärtigen  Verfahren  beanq)mchten  Re- 
paratnrknsten  an  den  Kläger  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschrift  des  §  25  l 
des  Preussischen  Eisenbahngesetzes  vom  3.  November  1838  nicht  für  ver- 
pflichtet und  hat  daher  die  Abweisung  des  auf  Zahlung  von  3158,»  Mark 
gerichteten  Klageantrages  verlangt. 

EntscheidnngsgrQnde. 
Der  von  dem  Eisenbahnfiskas  erhobene  Anspruch  erscheint  nicht  be- 
grfindet. 

Es  unterliegt  zuvörderst  keinem  pcgrOndeten  Bedenken,  dass  auf  da»  j 
znr  Entscheidung  stehenden  Streitfall  der  §  25  des  Preussischen  Gesetzes 
Aber  die  Eisenbahnunternehmnngeo  vom  3.  November  1838  (Gesetzsamm- 
Inng  Seite  505)  Anwendung  findet,  welcher  bestimmt: 

„Die  GeselltfcbHft  ist  zum  Ersatz  verpflichtet  fllr  allen  Sefaadev, 
welcher  bei  der  Beförderung  auf  der  Blüm  an  den  auf  derselben 
bef&rderten  Personen  und  Gfitero,  oder  auch  an  anderen  Personen 
und  deren  Sachen  entsteht  und  sie  kann  sich  von  dieser  Pflicht 
nur  durch  den  Beweis  befreie,  dass  der  Schade  entweder  durdi 
die  eigene  Schuld  des  BeschSdigteo  oder  durch  einen  unabwend- 
baren äusseren  Zafiill  bewirkt  worden  ist  Die  gefährliche  Natnr 
der  Unternehmung  selbst  ist  als  ein  solcher  von  dem  SehadesB^ 
ersatz  befreiender  Zufall  nicht  zu  betrachten." 
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DtT  Resrriff  ^Giltpr'*  unitasst  im  Sinne  dieses  Gesetze  s  nirht  niiiKlrr 
wie  im  Sinn«  des  Artikels  :390  des  Ilandelsgesetzbu(;hs  alle  bewcoliclien 
Saelien  und  „^5ef^ll•d('rull;^"  ist  nach  gemeinoin  wie  juristischem  Spraeh- 
gebrauche  jede  Foitbewegnng  von  Sachen  von  einem  Ort  znni  andom, 
ohne  das8  es  auf  die  Modalitüten  der  Fortbewes^unc^  aiikoiiunt.  Inshoson- 
dere  verraag  es  in  letzterer  Hinsicht  einen  ünterscliicd  nicht  zu  begründen, 
ob  die  (Ifiter  auf  :imler\veite  Trausportniittel  verladen  oder  in  (reraässheit 
der  ihnen  gen^ebenen  Einrichtung  unmittelbar  anf  dr-n  Schienen  fortbewegt 
werden,  wie  dies  bei  den  Eisenbahnpostwai^cii  der  Fall  ist  und  auch  sonst 
(z.  B.  hei  don  ebenso  eini^erichtcten  Mr)belwagen)  vorkommt.  Ini^leichen 
ist  es;  für  die  vorlieti'Mide  Fracke  ohne  Erheblichkeit,  ob  die  Eisenbahn- 
gesellschaft die  Detentiou  des  zu  befördernden  Guts  fiberkonimen  hat  — 
worin  ftin  unterscheidendes  Merkmal  des  eiL^entliclien  Kraohtvcrtrages  ge- 
funden wird  — ,  oder  ob  sie  nur  die  ranmliche  Fortbeweguns;  des  in  der 
Obhut  des  Absenders  verbliebenen  Guts  mittels  ihrer  bewegenden  Krätto 
bewirkt. 

Vergl.  Eger,  das  Dentsche  frachtrecht  bd.l  S.  löif.;  Thoi,  Handels- 
recht, Bd.  HI  S. 

von  flahn,  Kommentar  zum  Handelsge^etzbach,  2.  Aufl.  il.  Bd. 

S.  578  t^'. ; 

Schott  in  Fndemanns  Haiidbufh  des  Handelsrechts,  III.  Bd.  S.  295 ff. 

In  diesem  Sinne  spricht  daher  auch  das  Reichsgesetz  vom  *20.  De- 
zember 187')  (R.G.Bl.  S.  318)  von  der  Pflicht  der  Eisenbahnen,  die  von 
der  Fostverwaltung  gestellten  Postwagen  ohne  oder  gegen  Entgelt  zu  be- 
fördern.   (Art.  1,  5,  6  Abs.  4  daselbst.) 

Der  §  25  cit.  macht  ferner  die  den  Eisenbahngesellschaften  auferlegte 
Verpflichtung  zum  Schadensersatze  nicht  von  der  Voraussetzung  abhängig, 
dass  zwischen  ihnen  und  dem  Beschädigten  in  Hinsicht  auf  die  Beför- 
derung ein  entgeltliches  oder  überhaupt  ein  Vertragsverhältniss  existire. 
Denn  er  erstreckt  jene  Verpflichtung  auch  auf  Personen  und  Sachen,  die 
gar  nicht  auf  der  Bahn  befördert  sind,  also  vor  ihrer  Beschädigung  in 
irgend  einer  rechtlichen  Beziehung  zu  der  Gesellschaft  nicht  gestanden 
haben  und  giebt  hierdurch  zu  erkennen,  dass  es  sich  um  eine  den  Be- 
triebsunternelirnMin  im  öffentlichen  Interesse  mm  Schutze  aller  in  Anlass 
des  Bahnbetriebs  Geschädigten  auferlegte  Pflicht  handelt,  welche  eben  des- 
halb einen  weiteren  Umfang  hat,  als  die  nur  den  Absendern  zu  Gute  kom- 
mende, im  Handelsgesetzbuche  geordnete  Haftpflicht  des  Frachtführers 
und  als  die  DUr  auf  körperliehe  Verletzungen  von  Menschen  bezügliche 
Haftpflicht  aus  §  1  des  Beichsgesetzes  vom  7.  Juni  1871.  Der  Umstand 
also,  dass  'die  Beförderung  der  Bahnpostwagen  sowie  der  sonstigen  Post- 
seniiungen  anf  der  Eisenbahn  nicht  anf  Grund  vertraglicher  Yeieinbaniiig 
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sondern  kraft  der  den  Eisenbahnen  Tom  Gesetze  anferlegten  Yerpflichtuug 
erfolgt,  ist  für  sich  nicht  geeignet,  die  Anwendbarkeit  dee  §  25  cit  anf 
Beschfidignngen  Jener  Gfiter  ansznsehUessen  nnd  ebensoweiiig  findet  eioe 
dahingehende  Annahme  in  denjenigen  GesetzesvcHTsdiiiften,  welche  die  Ter- 
pflichtongen  der  Eisenbahnen  gegenflber  der  Postverwaltang  noraiirt  hüben 
(§  30  des  Gesetzes  vom  3.  November  1838,  das  zitirte  Beiciiäge^etz  vom 
20.  Dezember  1875)  irgend  eine  Stfitze. 

Im  Weiteren  ist  anch  das  vom  Kluger  fQr  seine  eutgep^custehende 
Anffassnng  verwerthete  Argument,  dass  hinsiehtlich  der  anf  öffentlich- 
rechtlicher  Verpliichtnng  bemhenden  nDenticeltiichen  Beförderung  der  Eiseu- 
bahupofitwagen  die  Postverwaltang  als  Betriebsnnteniebnierin  anzuschin 
sei  und  daher  den  das  Material  treifenden  Schaden  zu  tragen  habe,  als  that- 
s&chlich  nnd  rechtlich  begründet  nicht  anzuerkennen.  Denn  indem  die 
Postverwaltuug  ihre  Sachen  dnrch  die  Eisenbahn  in  Gemässheit  der  ihr 
vom  Gesetze  ertheilten  Berechtigung;  befördera  lässt.  bedient  sie  .sich  für 
ihren  Gewerbebetrieb  in  gleicher  Weise,  wie  dies  auch  seitens  anderer 
Frachtführer  gesi:hieht  (vergl.  Eutscheidungen  des  Reichs -Oberliandei.s- 
gerichts  Band  9  S.  89 ff.),  der  Beihulfe  der  Eisenbahn,  betheiligt  sich 
jedoch  hierdurch  weder  au  dem  Betriebe  der  letzteren,  noch  etablirt  sie 
innerhalb  desselben  einen  von  ihrem  sonstigen  Gewerbe  zu  sondernden 
Eisenbahnpostbetrieb,  da  die  fragliche  Beförderung  in  allen  wesentlichen 
Stöcken  der  Leitung  und  den  Anordnungen  der  Bahnverwaltiiiig  unter- 
stellt, uiitliin  dem  Bahnbetriebe  eingeordnet  ist,  wenn  gleich  bei  der  all- 
gemeinen Heguliniiig  des  Eisenbahnbetriebes  die  Bedürfnisse  des  Poi^l- 
dienstcs  thuuliche  Heröcksichtigiuig  zu  bean.spruciien  haben  (§  36  des 
Gesetzes  vom  3.  iSovember  1838,  Art,  1  des  Keichsgesctzcs  vom  20.  De- 
zember 1875). 

Vergl.  Kger.  das  ReichshaftpHichtgeset^,  2.  Aull.  8.  JJUff.:  Wester- 
kaiiip  iii  Kadciiuiiiü's  Handbuch  des  Ihuidilsrechts,  Bd.  III.  S.  644. 

Dies  ist  nicht  nur  bei  den  Berat Iiiiiii;imi  iibrr  Artikel  8  <le.s  allegirtcii 
Gesetzes  v(»m  20.  Dezember  1875  uUseitiy,  aiunkaiinl  (vergl.  Stenogra- 
phisclie  Berichte  der  Reichstagssessiou  187o/7ß,  Band  1.  S.  413ff.,  433fi". 
Bd.  Hl.  Aktenstück  No.  4  8.  Off.,  und  Aktenstück  No.  58  S.  2l3ff.). 
sondern  hat  auch  in  dem  Artikel  8  insofern  einen  unzweideutigen  Aus- 
druck gefunden,  als  in  demselben  die  ge^el /.liehe  Vei'pflichtung  der  Eisen- 
bahnverwaltung zum  8(  hadonser.«*atze  für  die  beim  Betriebe  der  Eisenbahn 
erfolgte  Tödtung  oder  körperlii  he  Verletzung  von  im  l)ioiist<'  hefindlichen 
Postbeamten  als  bestehend  vorausgesetzt  und  —  nur  aus  Billigkcits- 
rück-i  Ilten  —  der  Bahnverwaltung  beim  Mangel  tinea  Verschuldens  des 
Eiseiiltahu-Betriebsuuternehniers  nnd  der  in  diesem  Betrieb  verwendeten 
Personen  ein  Ersatzanspruch  an  die  Postverwaltuug  gegeben  ist.  Deuu 
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dieser  BeBtimmung  liegt  die  Anschaoong  zu  Grunde,  dasB  auch  bezfigllch 
der  EisenbahnpoBtwagen  die  Eisenbahn-  und  nicht  die  Postverwaltnng  als 
Betriebsonteniehnierin  im  Sinne  des  §  1  des  Reichs- HaftpÜichtgesetzes 
vom  7.  Jnni  1871  anzusehen  sei.  —  Da  eine  entsprechende  Bestimmnug 
hinsichtiich  des  mit  der  Bahn  beförderten  Postbetriebsmaterials  nicht  ge- 
troffen ist,  so  nrass  es  bezQglich  dieses  bei  der  Norm  des  §  25  des  Ge- 
setzes vom  3.  November  1838  sein  Bewenden  haben. 

Weon  endlicli  in  (l<*r  mflndüchen  Verhandlung  seitens  der  klägerischen 
Vertreter  noch  das  vorher  nicht  erhobene  Bedenken  angeregt  ist,  ob  das 
(leset/  vom  H  November  1838  überhaupt  für  den  staatlichen  Bahnbetrieb 
maajjj^gebtMHl  sei,  so  konnte  auch  diesem  eine  Fo1j?p  nicht  f?ea:eben  werden 
Denn  was  die  hier  allein  in  i^etracht  kouimeuden  privatrechtlii'hen  Vor- 
sihriften  des  Gesot/cs  7.nm  Si  luitzc  von  Personen  und  Sachen  gegen 
<1; '  (it'fiihrlii  hkeit  des  Bahubetriebes  anlangt,  so  fehlt  es  an  jedem  Grunde, 
\i<u  denselben  die  Eisenbahnuntenielnnungeu  des  Staats  rw  eximiren,  da 
das  Gesotz  nach  seiner  Eiideitung  für  die  .„EisenbalinuiittTnehniungen'* 
überhaupt  gegeben  und  in  der  vorliegeudcu  Hinsicht  die  l'erscni  des 
Uiiternidnners  ofTenitar  gleichgiltitj  ist  (vergl.  Entscheidungen  des  vor- 
Dialigen  Freüssi.->(  lieii  Obertribunals  Bd.  37  S.  42 (F.). 

Ist  hiernach  an  der  prinzipiellen  Anwendbarkeit  des  §  25  cit.  auf 
den  vorliegenden  Fall  nicht  zu  zweifeln  und  waltet  aucli  darüber  kein 
Streit  ob,  dass  der  fragliche  Schade  bei  der  Beförderung  auf  der  Bahn, 
d.  h.  in  zeitlichem  und  nrsüchliehcm  Znsammcnliange  mit  dieser  Beför- 
derung entstanden  Ist,  so  bleibt  noch  zu  prüfen,  ob  Kläger  den  ihm  vom 
Gesetze  nachgelassenen  Entlastungsboweis  geführt  hat.  Dass  bei  dem 
ünfail  eine  eigene  Schuld  des  Beklagten  konkurrirt  iiabe,  ist  vom  Kläger 
nicht  behauptet.  £s  kommt  also  nur  in  Frage,  ob  derselbe  durch  einen 
unabwendbaren  äusseren  Zofall  herbeigeführt  ist,  welchen  Kläger  in  der 
durch  äussere  Wahmebroang  nicht  erkennbar  gewesenen  fehlerhaften  Be- 
sehaiTenheit  des  zn  dem  zersprungenen  Radreifen  verwendeten  Materials 
erblickt. 

Oer  Begriff  des  „unabwendbaren  äusseren  Zufalls*',  welcher  auH 
^  1734  Theil  II  Titel  8  des  Allgemeinen  Landrechts 

(„den  ausgemittelten  Schaden  muss  der  Schiffer  ersetzen,  wenn 
er  nicht  nachweisen  kann,  dass  selbiger  durch  inneren  Verderb 
der  Waaren  oder  dnreh  einen  Äusseren  Zufall  entstanden  ist, 
dessen  Abwendung  er  nicht  in  seiner  Gewalt  hatte*) 

in  dem  25  cit.  herüitergenommen  ist,  entbehrt  der  gesetzlichen  Definition. 
Ks  ist  jednrh  die  Annahnie  gerechtfertigt,  dass  derselbe  mit  dem  BegrilVe 
der  „höheren  GewaU  '  im  Siniie  des  Artikels  395  des  Handelsgesetzbuchs 
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und  des  §  1  des  Reichs -Haftpfliohtgesetzes  vom  7.  Jani  1871  Aber- 
einstimmt 

Vcrgl.  Striethorsfs  Arohiv  Bd.  52  S.  337.,  Urtheile  des  V.  Cmi- 
Senats  des  Reiehsgeriehts  vom  8.  Januar  1881  und  30.  Juni  1883 
in  Grnchot's  Beitrfi?:en  Bd.  25  S,  1050  nnd  Bd.  28  S.  109fi, 
Egor,  HaftpÜichtgesetz,  S.  llöff.,  Westerkamp  a.  a.  0.  S.  651 

bis  (553. 

Aber  auch  der  Begriff  der  „höheren  Gewalt**  ist  vom  Gesetze  nicht 
definirt  und  in  der  Wissenschaft  streitig.  Während  eine  strengere  Auf- 
fassung alles  Gewidit  auf  die  objektive  Beschaffenheit  der  als  höhere 
Gewalt"  qualitizirten  Ereignisse  legt  und  darunter  nur  solche  versteht, 
gegen  welche  menschliche  Widerstandskraft  überhaupt  nicht  aufzukommen 
vermuu.  zieht  eine  mildere  Auffassung  auch  dHs  Verhältniss  in  Betracht, 
welches  zwibcheii  der  Gewalt  jener  Ereignisse  und  derjenigen  Widerstands- 
kraft obwaltet,  die  in  jedem  Einzelfalle  vernünftigerweise  von  dem  event. 
Verpflichteten  erwartet  werden  darf.  Die  letztere,  insbesondere  von  Gold- 
schmidt zur  Geltung  gchradite  AulTussuiig  kann  als  die  «regenwärtig  in 
der  Doktrin  und  Praxis  herrschende  betrachtet  werden  und  ist  erst  in 
neuester  Zeit  wiederum  /n  Gunsten  der  älteren  strengeren  Auilassang  au- 
gctocliten  worden. 

Yergl.  die  Xa(  hwt'i>uiiuen  bei  Eger,   Frachtrecht,   i^d.  i.  S.  l'.S.')  tV., 
von  Hahu,  KtniiuK'iitar  zum  Handelsgesetzbnche,  2.  Aufl..  II. 
S.  597 ff.,  Thöl  a.a.O.  S.  30«'.,  Westerkamp  a.a.O.  S.  6jlff., 
Exner  in  Griiuliut  s  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  oilentliche 
Recht.  Bd.  10  S,  497  ff.,  Dernburg  ebendaselbst  Bd.  11  S.  395ff. 
und  i'reussisches  Privatrecht,      Aufl.,  Bd.  H.  S.  159 ff. 
Man  könnte  zu  dci  Annahme  geneigt  sein,  dass  der  §  25  cit.  nach 
der  strengeren  Auffassuni?  auszulegen  sei,  weil  diese  .sowohl  zur  Zeit  der 
;^edaktion  des  Allgt'int  iueii  Lundrechts  für  die  IVeussischen  Staaten  — 
der  Quelle  jener  Vorschrift  — ,  als  auch  zur   Zeit  der  Abfassung  des 
Gesetzes   vom  3.  November  1838   die   herrschende   war  (vei^l.  Exner 
a.  a.  0.  8.  508  ff.  und  die  dort  Allegirten).    Der  vorliegende  Fall  nötbigt 
jedoch  nich*,  hierüber  eine  Kiitsriu  idung  zu  treffen. 

Denn  soviel  steht  auch  bei  Zuurnndelegung  der  miUleren  Auffassung 
ausser  Zweifel,  dass  der  RetriebsuuternehnKT.  wclehor  sich  von  seiner 
iresotzlichen  llaltpüit  lit  durch  Berufunsr  auf  höhere  Gewalt  befreien  will, 
\ur  Allem  das  in  dieser  Weise  rjualiti/irte  Ereigniss  als  wirkliche  und 
nicht  blos  als  mögliche  oder  wahrselieiuliche  Ursache  des  eingetretenen 
Schadens  nacli/nweisen  hat  und  dass  seinem  desfallsigen  Einwände  die 
nothwendigü  Grundlage  fehlt,  wenn  die  eigentliche  Schadensursache  un- 
anfgeklärt  geblieben  ist. 
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Vergl.  Urtheü  des  L  Givilsenats  des  Reichsgerichts  vom  7.  Hai  1884 
in  Seuffert's  Archiv,  Baud  40,  No.  iO,  von  Hahn  a.  a.  0. 

S.  585,  §  8. 

üöd  letzteres  ist  vorwiegend  der  Fall,  da  nach  der  eigenen  Angabe 
des  Rlftgers  die  Ursache  des  Radreifenbruchs,  durch  welchen  die  schäd- 
lich gewordene  Entgleisung  herbeigeführt  ist,  nicht  näher  hat  festgestellt 
werden  können.  Anch  hat  Klüver  nicht  zu  bchuu[)ten  vermocht,  dass 
dorch  eine  stattgehabte  üntersu»  liuiij;  irgend  ein  Fehler  in  dem  Material 
oder  der  inneren  Struktur  des  lia(h  (  itciis  ermittelt  worden  sei,  welcher 
als  die  Ursache  des  Brnchs  aii<;eselien  werden  iiifisse:  sondern  er  glaubt 
nur  auf  solchen,  nicht  konkret  bezeieiineton  Kehler  ^-cldiessen  /u  dürfen, 
weil  eine  andere  Ursache  nicht  erhelle.  Allein  eine  derurtit^o,  immerhin 
unsichere  Schlussfolgenini?  vermag  den  Mangel  jedes  positiven  Beweises 
um  so  weniger  zu  ersetzuu.  als  Kläger  selbst  die  Möglichkeit  anderer  mit- 
oder  alleinwirkender  Ursachen  des  rntall»  liat  zugeben  müssen  nnd  bei 
dem  Mangel  der  Klarleguug  des  Kausalmoraents,  wie  Bcklagiei  mit  Keclit 
gelteiui  macht,  nicht  einmal  die  Anuahme  der  ursächlichen  Verschuldung 
eines  Bahubediensteten  völlig  ausgeschlossen  ist.  Die  Beweisführung  des 
Klägers  würde  vielleicht  genügen,  um  den  Vorwurf  eines  vertretbaren 
Verseilens  ferii/.iiij alten;  sie  reicht  aber  nicht  selbst  uns.  um  einen  so 
qualifizirten  Zufall  darzuthun,  wie  solcher  auch  bei  der  mildesten  Auf- 
fassung des  Begriffes  der  höheren  Gewalt  zu  seiner  Entlastung  eriünierlich 
sein  wurde. 

Wollte  mau  aber  auch  als  erwiesen  ansehen,  dass  wirklich  ein  nicht 
speziell  ermittelter  Fehler  des  Radreifens,  welcher  sich  jeder  äusseren 
Wahrnehmung  entzogen  habe,  die  Ursache  des  Schadens  gewesen  sei,  so 
würde  hierin  doch  ein  Befreiungsgrund  für  den  Kläger  im  Sinne  des 
§  25  cit.  nicht  gefunden  werden  können. 

Die  Möghchkeit,  aus  der  Verwendung  des  fehleriialien  Materials  ein 
Verschulden  der  Postverwaltuug  herzuleiten,  ist  durch  die  eigenen  An- 
führungen des  Klägers  ausgeschlossen,  da  dieser  selbst  vereird)arungs- 
niässig  für  die  Instandhaltung  des  Postwagens,  wiewohl  auf  Kosten  der 
Postverwaltuug,  zu  sorgen  hatte  und  demgemass  auch  in  seinen  Werk- 
stätten die  Aufziehung  des  Iragliciien  Kadrcifens  hat  bewirken  lassen. 
Freilich  ist  letzterer  hierdurch  nicht  /u  eiiu-m  Bestandtheil  der  klägeriseheu 
Betriebsmittel  geworden  (in  welchem  Falle  die  Haftbarkeit  des  Klägers 
keinem  Zweifel  unierliegen  würde  —  vergl.  das  oben  zitirte  Urtheil  des 
Reichsgerichts  in  (Irnchot's  Beiträgen  Bd.  28  S.  lO'JG),  sondern  ein 
Bestandtheil  des  auf  der  l'ahn  beförderten  fremdeu  Guts  gebliehen.  Indess 
erleidet  auch  durch  diesf-n  Umstand  die  Sachlage  keine  wesentliche  A en- 
derang zu  Gunsten  des  Klägers.    Insbesondere  beruft  sich  derselbe  ohne 
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Erfolg  auf  die  Artikel  395«  424  No.  4  des  Handelsgesetzbuchs  und  die 
eotspreehendeii  Voracbriften  des  Eisenbahn-BetriebsreglemeDts,  weil  diese 
BestimiDiiBgen  sich  nur  auf  die  ans  dem  Frachtgeschäfte  der  Elsen- 
bahnen entspringenden  Verpflichtungen  beziehen,  wftbrend  es  sich  vor- 
liegend um  eine  von  dem  Gesetze  mit  dem  Eisenbahnbetriebe  als  solchem 
nm  seiner  besonderen  GefiEÜirlicbkeit  willen  verknApfte  Haftpflicht  handelt, 
welche  anf  ganz  anderen  Prinzipien  beroht,  was  jene  vertragiiche  Ver- 
pflichtung zum  Einstehen  fDr  das  der  Bahn  anvertraute  Frachtgut,  und 
auf  welche  daher  die  bezflglich  der  letzteren  gegebenen  Vorschriften  auch 
nicht  analog  angewendet  werden  dürfen. 

Vergl.  Entscheidungen  des  Reichs-Oberhandelsgerichts  Bd.  8  S.  421. 
Bd.  9  S.  212;  Westerkamp  I.  c.  S.  641. 

Hierbei  ist  auch  das  von  dem  Kläger  geltend  gemachte  Moment  der 
Unentgeltlich keit  der  in  Rede  stehenden  Beförderung  ohne  jede  Erheb- 
lichkeit, weil  das  Gesetz,  wie  schon  im  Eiogango  bemerkt  ist,  hieraaf 
irgend  einen  Unterschied  in  den  Rechtsfolgen  eingetretener  Beschädigungen 
nicht  gründet  üeberdies  weist* der  Beitlagte  mit  Recht  darauf  hin,  dass 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  den  Gegenwerth  für  die  ihnen  im  öffentlicbea 
Interesse  auferlegteu  Verpflichtungen  in  der  Konzessionirung  ihrej<  Be- 
triebes empfangen  haben,  weshalb  von  einer  Liberalität  auf  ihrer  Seite 
die  eine  einschränkende  Auslegung  ihrer  Haftpflicht  gegenüber  der  Poj»t- 
Verwaltung  zu  rechtfertigen  vermöchte,  off'enbar  nicht  dio  Rede  sein  kann. 
.L'nter  diesen  Umständen  kann  nnerörtert  bleiben,  ob  die  von  dem  Kläger 
angezogenen  vorerwähnten  Vorschriften  des  Frachtiechts  auf  den  gogebeueo 
Thatbestand  überhaupt  anzuwenden  sein  würden. 

Auch  im  üebrigeii  uiuss  der  Versuch  des  Klägers,  der  behaupteteo 
Fehlerhaftickeit  des  Radreifens  die  Eigenschaft  eines  uu;il)wcndbaren  Au;*- 
seren  Zufalls  zu  viiidizircn,  als  misslungen  bezeichnet  werden.  Wenn 
man  auch  zugehen  wollte,  dass  jene  Fehlerhaftigkeit  als  ein  Zat  iil  an- 
zusehen sei,  welclioii  <lie  Misciihalinvervvaltung  auch  durch  Anwendung  der 
äussersten  Sorgfalt  abzuweiulin  nicht  im  Stande  gewesen  wäre,  so  fehlt 
es  doch  an  demjenigen  Regrift'hmerkmal.  welches  im  Gesetze  dmcb  das 
Beiwort  „äusserer"  bezeichnet  wird.  Denn  unter  „äusseren  Zufällen** 
können  nur  sokbe  Ereignisse  verstanden  werden,  welche,  von  aussen 
her  auf  den  Betrieb  einwirkend,  den  Schaden  herbeiführen,  nicht  aber 
die  eigentlichen  Betriebsunfälle,  mögen  dieselben  auch  mit  einer  gewissen 
BeschaÜenlieit  trensportirter  (iüter  in  Verbindung  stehen  (vergl.  das  zi- 
tirte  Urtheil  des  Reichsgf  ridifs  in  Gruchot's  Beiträgen  Bd.  25  S.  105lff)- 
Allenfalls  konnte  man  von  ilusseren  Zufallen  sprechen,  wenn  deren  schä- 
ilij:eiide  Wirkungen  lediglich  in  der  natürlichen  Beschaffenheit  einer  be- 
förderten Sache  und  deren  naturgemässer  Entwickelung  ihren  Grnud 
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haben,  indem  man  wohl  eine  solche  BeschaffoDheit  als  zn  der  höheren 
Gewalt  im  weiteren  Sinne  gehörig  betrachtet^  fQr  weldie  der  Befördernde 
nicht  haftbar  gemacht  werden  Icann,  venngleich  §  35  cit.  ihrer  niebt  aae- 
drfickiich  erwähnt  (vergl.  Eger»  Fracbtrecht,  Bd.  I*  S.  198,  258^.,  TbOl 
a.a.O0.  Allein  eine  derartige  Beschaffenheit  des  RBdreifemnatenals,  welche 
(wie  der  durch  die  Zeit  emtretende  innere  Verderb  einer  Waare)  nnver- 
roeidlicb  zn  dem  Unfall  hfttte  föhren  mfiasen,  ist  vom  Klüger  selbst  nicht 
behauptet;  viehnebr  geht  dessen  Anfstellnng  nur  dahin,  ^ss  —  wie  an- 
zunehmen —  dem  Material  diejenige  gleichmissige  Dichtigkeit  gefehlt 
habe,  welebe  dasselbe  befiüiigte,  dem  Eininese  des  Eisenbahnbetriebes  den 
erforderiiehen  Widerstand  za  leisten.  Die  Gefobr  des  Bruchs  ist  also 
nach  der  zutreffenden  Bemerkung  des  Beklagten  zum  wesentlichen  Theil 
In  der  besonderen  Natur  des  Bahnbetriebes  und  dessen  schädlichen  Wir- 
kungen auf  die  Integrität  der  beförderten  Guter  zn  suchen  und  die  Be- 
Tufuttg  auf  diese  mitwirkende  Ursache  des  eingetretenen  Schadens  ist 
dem  Schlusssatz  des  §  25  cii,  welcher  keine  dem  Artikel  424  Ko.  4  des 
Handelsgesetzbuchs  und  den  bezfiglichen  Bestimmungen  des  Eisenbahn- 
Betriebsreglements  entsprechende  Einsehrftnkung  der  Haftpflicht  gestattet, 
geradezu  versagt. 

Aus  allen  diesen  Granden  rechtfertigt  sich  die  getroffene  Entscheidung. 

Nr.  12S.  Entseh.  des  Dentsehen  Reichsgerichts. 

1.  Civil-Senat.  Vom  30.  Septc  ml»  er  1S85.*) 
Die  Stanmiprioritätä-AktiouüiH  der  Märkiscli-Poseuer  Ei.seüluiliii  haben  be- 
züglich ihrer  Dividendeiischeiue  das  Nachbezusrsrpcht  durch  ilm  V*  i  staat- 
lichuiigsvertrag  verloren.  Anch  eine  Entschädigungsfordemng  lu  Betreff 
der  Bividendenscheiüfi  ans  den  Jahren  1873  und  1874  wegen  unrichtiger 
Vertiieilung  der  Divideudi'  jeiur  Jahre  stellt  ihnen  nicht  zu,  wenn  erwiesen 
wird,  dass  sie  diese  Vertheilung  durch  Empfangnahme  der  auf  di»'  Dividendea- 
scheine  von  1871  und  1872  in  den  Jahren  1874  nnd  1875  nachgezahlten 

Beträge  genehmigt  haben. 

I.    Die  Revision  der  Klägerin  ist  nnbegiimdet. 

Nach  §  23  des  Statuts  der  mitbekUgten  Eisenba hngesoUschaft  sollte 
der  jährliche  Reinertrag  in  der  Weise  vertheilt  werden,  dass  znvürderst 
die  Inhaber  der  Stamnipriorität^aktien  5  pCt.  des  Nominalbetrages  ihrer 
Aktien,  demnächst  die  Inhaber  der  Stammaktien  das  Uebrige  bis  zur  Höhe 
von  6%  pCt,  erhielten;  unter  3e.  war  sodann  bestimmt: 

*)  Vgl.  VoreoUcbeiüung  des  Kammergericbts  zu  Herlm  vom  9.  April  1S85.  Eiscu- 
bftbnraehtl.  Batseb.  IV,  S.  91. 
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„iSnllte  iu  ciiuiii  oder  dem  audereii  Jahre  der  Reinertrag  iiitiii 
ansK'ii  hrii,    um    den   Inhabeni    der  »Stammprioritutsaktieu  die 
Divideude  von  f)  pCt.  z«  gewalirtu,  so  wird  das  Fehlende  ans 
»iriii  Reinertrag  des  oder  dor  fnluenden  Jahre  naehgezalilt  und 
die  Inhaber  der  Suumuaklicii  erhalten  nicht  eher  eine  Divideudt:, 
als  bis  diese  Nachzahlnnir  vollstimdii;  geleistet  ist.** 
Anf  Orund  dieser  Bestimmmm;  fordert  die  Klägerin  als  Inhaberin  von 
X)i\  idt  iidciisclieiuen  von  Stanini|)nuritätsaktien  für  1873  und  1874  von  der 
iu  Liquidation  befindlichen   il«  sellschfiff    und   dem   Preussischen  Staat*; 
5  pCt.  de«!  Xomiiialbetniires  dieser  Aktien  abzüglich  des  darauf  Gezahlten, 
und  zwar  in  erster  iirihe  alslialdii^e  Zahlnnpr  des  sesanimLen  Restbetrages, 
eventuell  allmälige  Ah/.ahlung  desselben  ans  den  durch  Rechnuugaleg^g 
üaehzuweiftendon  Ueht  rsebüsson  der  Betriebsjahre  1883  ii.  ff. 

Das  Beratungsgericht  liat  diesen  Anspruch  als  unbegründet  ab- 
gewiesen, weil  ihm  der  Inhalt  des  von  der  Gesellsrhatt  mit  dem  i'reussi- 
schen  Staate  geschlossenen  Vertrages  vom  14.  Novendjer  18S1  entgegen- 
stehe, nach  welcliem  eiue  Dividendeunadizahlimg  zur  Erfüllung  der  zu> 
gesichelten  5  p(,'t.  nicht  stattfinde. 

Die  Klägerin  iiiiit  diese  Kutscheidung  um  deswillen  an,  weil  nicht 
die  Aktie,  sondern  d»'r  Dividcndeiisehein  der  Träger  des  Nachbeznsrsrechts 
sei.  liicraus  aber  folge,  (hiss  dun  li  Beschlüsse  der  Generalvcrsuninilung 
der  Aktiengesellschaft  die  ]\cch1e  der  Besitzer  von  Dividendeuscheinen  der 
früheren  Jahre  nicht  geschmälert  werden  können;  es  habe  der  Aktien- 
gesellschaft freigestanden,  ihr  ünternehmen  zu  veräusseni,  aber  unbe- 
schadet ihrer  Verptlichtnng,  den  Besitzern  von  Dividendenscheineu  für 
1873  74  nach  Maassgabe  des  §  23  Nr.  3e.  des  Statuts,  sowie  des  den- 
selben erläuterndea  Generalversammlauga-Beschinsses  vom  22.  April  1876 
zu  haften. 

Es  ist  der  Klägerin  zuzugeben,  dass  —  nach  dem  Ausdrucke  des 
vormaligen  Reichs-Oberhandelsgerichts  (Entscheidungen  Band  22  Seite  365) 
—  nicht  die  Aktie,  sondern  der  Dividendenschein  des  Ansfalljahres  der 
Träger  des  entsprechenden  Nacbbezugsberechtes  ist,  und  dass  dieses 
Rocht,  wie  das  Recht  des  Aktionärs  auf  Gewährung  seines  statuten- 
mässigea  Antheils  am  erzielten  Gesellschaftsgewinne,  zu  den  Rechten  der 
Einzelnen  gehört,  welche  durch  Gesellschaftsbeschluss  nicht  entzogen  oder 
geschmälerb  werdtni  können.  Aber  das  Nachbezugsrecht  ist  seinem  In- 
halte nach  so  beschaffen,  dass  seine  Verwirklichung  durch  die  Beschlüsse 
der  Gesellschaft  beeinflusst  wird.  Zugesichert  ist  die  Nachzahlung  des  am 
Betrage  Ton  5  pCt.  Fehlenden  ans  dem  Reinerträge  des  oder  der  folgen- 
den Jahre. 

Das  Nachbezagsrecht  ist  also  dadurch  bedingt,  dass  in  der  Folgezeit 
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Reingewinn  erzielt  wird.  Darauf  aber,  dass  Beiogewino  erzielt  werde, 
stc'iit  nicht  innraal  dem  Aktionär,  mithin  umsoweniger  einem  Dividoudeu- 
scheiribeöitzer,  welcher  nicht  Aktionär  ht,  ein  individaelles  Recht  za. 
Vielmehr  entscheidet  darüber,  i»b  überhaupt  uud  in  welcher  Weise  da» 
Untemebiuen  der  Aktiengesellschaft  zur  Erzielong  von  Gewinn  betrieben 
werden  soll,  lediglich  der  Wille  der  Organe  der  Gesellschaftw  Fassen 
diese  in  gesetz-  und  statutenmässiger  Weise  einen  Beschluss,  welcher 
nach  Ansicht  der  Nachbezngsberechtigten  ihre  Aussicht  auf  Nachzahlung 
beeinträchtigt,  so  steht  letzteren  keinMilt.1  zu,  dem  Beschlüsse  entc:ee:en- 
zutreten,  da  der  Disideiulenseheinbesitzer  als  solcher  überbaapt  kein  Kecbt 
hat,  sich  in  die  Keelite  (l(?r  Gesellschaft  einzamischen  und,  wenn  er  zu- 
gleich Besitzer  der  Aktie  ist,  uls  Aktionär  in  Beziehung  auf  die  Führung 
der  Geschäfte  der  Gesellschaft  nach  Artikel  224  Handelsgesetzbuchs 
(Artikel  221  dos  Reichsgesetzes  vom  18.  Jnli  1884)  sich  dem  von  der  Ge- 
^ammtheit  der  Aktionäre  in  der  GeueralversammluBg  gefassten  Beschlüsse 
zu  unterwerfen  hat  Daher  ist  der  Vertrag  vom  14.  Novembei  1881 
auch  für  die  Inhaber  von  Dividendenscheinen  früherer  Jahre  durchgreifend. 
Nach  diesem  Vertrage  und  nachdem  die  Aktiengesellschaft  gemära  §  7 
desselben  zum  1.  Januar  1883  aufgelöst  ist,  kann  die  Bedingung,  unter 
welcher  nach  §  23  Nr.  C.  des  Statut«  das  Nachbezagsrecht  stattfinden 
soll,  nicht  mehr  eintreten.  Die  GeseUscfaafb  betreibt  das  Unternehmen 
nicht  mehr;  ein  Reinertrag  im  Sinne  des  §  23  Nr.  3e.  ihres  Statuts 
wird  nicht  mehr  erzielt;  der  Ertrag,  welchen  der  Staat  als  £igenthümer 
der  Bahn  aus  dem  Betrieb  derselben  erzielt,  kann  mit  dem  Tertheilnngs- 
iftbigen  Reingewinne  der  Gesellschaft  nicht  identitizirt  werden. 

Vergebens  macht  Klägerin  geltend,  dass  die  Bedingungen  ihres  Nach- 
bezngrechts,  obschon  nicht  eingetreten,  doch  nach  §  105  Titel  4  Tbeil  1. 
Allgemeinen  Landrechts  für  erfOllt  anzusehen  sei.  weil  die  Gesellscbaft 
den  Eintritt  derselben  vorsätzlich  verhindert  habe.  Nach  dieser  mit 
dem  gemeinen  Recht  (L  85  §  7  de  V.O.  45,  1;  1.  24  de  cond.  et  de- 
monstr.  35,  1;  1.  161  de  R.J.)  übereinstimmenden  Vorschrift  genfigt,  um 
die  Bedingung  als  erfüllt  anzusehen,  nicht  die  blosse  Thatsache  der  Ver- 
hmderong  der  Eii&ilnng  der  Bedingung,  sondern  es  ist  ein  unredliches 
Verhalten  des  bedingt  Verpflichteten  erforderlich,  wenn  auch  nicht  ein 
solches,  dessen  nfichster  Zweck  in  der  Vereitelung  der  Bedingung  besteht, 
doch  ein  bewusst  pflichtwidriges,  insbesondere  bei  Vertragsverh&ltnissen 
sin  dem  Sinne  des  Vertrages  zuwiderlaufendes  Eingreifen  in  den  Gang 
der  Bedingung,  wie  von  dem  Reichsgericht  bereits  5fter  sowohl  nach  ge- 
meinem Recht, 

vergl.  ürtheile  des  Ersten  Givil-Senats  vom  22.  Septbr.  1880  in  Sachen 
Haarbleicher  &  Schumann  wider  Albrecht  Rep.  I.  145/80, 
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wie  nach  Preussiseliein  Reclit, 

vergleiche  Urtheile  desselben  Senats  vom  8.  November  1882  in  Sachen 
der  CaxhaveDer  Eisenbahn-,  Dampfschiff-  nod  Hafen- 
Aktiengesellschaft  wider  Krans  Rep.  I.  390/^^2. 
ansge.sproeheu  worden  ist.  Eine  Zuwiderhandlung  gegen  den  Gesellsehaft^- 
vertrag  hat  über  von  Seiten  der  railbeklagten  Gesellschaft  nicht  statt- 
gefunden: der  Vortrag  vom  14.  November  1881  entspricht  unbestritten 
dem  Statut  der  Gesellechaft.  welches  in  §  32  Nr.  4,  7,  S  §  37  bestimmt, 
dass  über  die  Uebertragung  des  Betriebs  an  den  Staat,  über  den  Verkauf 
der  ßa^n  nud  die  Auflösung  der  Gesellschaft  die  Genenüversammlong 
mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  anwesenden  oder  vertretenen 
Stimmen  bescbliesst,  ohne  eine  8oudernl)>tiinmung  der  Priorit&tsaktionfire 
zuzulassen  oder  die  Zustimmung  der  Nachbezngsberechtigten  zu  erfordern 

Die  Klage  auf  Zahlung  des  zur  Tilgung  voller  5  pCt.  des  Nominal- 
betrages der  Stammprioritätsaktien  für  die  Betriebsjahre  .1873  und  1874 
noch  erforderlichen  Betrages  ist  demnach,  sowohl  in  ihrer  ersten  als  in 
ihrer  eventuellen  Richtung,  mit  Recht  abgewiesen  worden. 

II.    Dif!  Revision  der  Beklagten  erscheint  begrAndet. 

Zwar  ist  dem  Berufungsgerichte  darin  beizutreten,  dass  der  von  der 
Klägerin  eventuell  geltend  gemachte  Anspruch  auf  Zahlung  desjenigen 
Betrages,  welcher  bei  der  Vertheilung  des  Reinertrages  der  Betriebsjahre 
1873  und  1874  auf  die  im  Besitze  der  Klägerin  befindlichen  Dividenden- 
seheine entfallen  wäre,  wenn  dabei  der  am  24.  April  1876  in  das  Handels^ 
register  eingetragene  General  versammln  ngs-Beschluss  bereits  in  Anwendung 
gebracht  worden  wäre,  an  sich  beiden  Beklagten  gegenäber  gerechtfertigt 
ist  Dagegen  hat  die  Ton  den  Beklagten  diesem  Anspruch  entgegen- 
gesetzte Einrede  eine  genfigende  Benrtheilung  in  dem  angefochtenen  Urtheil 
nicht  gefunden. 

Beklagte  haben  behauptet,  dass  Klägerin  als  Inhaberin  der  Prioritftts* 
Stammaktien,  deren  Scheine  sie  im  gegenwärtigen  Beditsatreite  ein- 
geklagt hat,  im  Jahre  1874  und  1875  die'  jetzt  geforderte  Dividende  aof 
die  Dividendensciheine  dieser  Aktien  von  1871  und  1872  empfangen  habe, 
eventuell  dass,  falls  Klägerin  damals  nodi  nicht  Inhaberin  der  Aktien, 
beziehungsweise  der  Dividendenscheine  gewesen  sein  sollte,  die  frflhereo 
Eigenthfimer  der  vorbezeichneten  Aktien  und  jetzt  eingeklagten  Dividendeo« 
seheine  im  Jahre  1874  nnd  1875  die  jetzt  geforderte  Dividende  auf  die 
damals  in  ihrem  Besitz  befindlichen,  von  1871,  beziehungsweise  1872 
rückständigen  Dividendenscheine  ausgezahlt  erhalten  haben. 

Hätte  diese  Einrede  den  Sinn,  dass  Beklagte  die  Forderung  anf 
Zurfickerstattnng  der  auf  die  Dividendenscheine  von  1871  und  1872 
irrthämlich  gezahlten  Dividenden  kompensationsweise  der  Klagefbrdemng 


Digitized  by  Go  > 


Entseb.  des  Deutocben  Reicbsirerichts  Tom  SO.  September  18S5.  243 


entgegensetze,  eo  wfiide  die  Verwerfung  derselben  anf  Omnd  des  Artikels  218 
Handelsgesetzbnehs  gerechtfertigt  sein. 

Die  Einrede  ist  aber  oieht  oder  nicht  allein  in  diesem  Sinne  geltend 
gemacht;  die  Beklagten  entnehmen  vielmehr  im  Anschlnss  an  die  Ent^ 
s<*heidnng8grfinde  des  in  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Civit- 
saehen  Band  9  Seite  36  abgedruckten  Urtheils  ans  den  von  ihnen  be- 
huupteten  Thatsachen  den  Einwand,  dass  El&gertn  oder  eventuell  deren 
Vorbesitzer  durch  Empfangnahme  der  anf  die  Dividendenscheine  von  1871 
nnd  1872  in  den  Jahren  1874  und  1875  nachgezahlten  Betrfige  die  statnt- 
widrige  Vertheilung  des  Reingewinnes  der  Betriebsjahre  1873  und  1874 
genehmigt  haben  und  Klägerin  deshalb  jetzt  nicht  eine  statntm&ssige 
anderweite  Vertheilung  dieses  Reingewinnes  fordern  kOnne.  Das  Be- 
mfaiigägericht  verwirft  diese  Einrede  wegen  Unzulänglichkeit  der  that<^ 
süchlichen  Begrilndung  nnd  des  Beweisantritts  durch  Eideszuschiebung. 

Die  von  den  Beklagten  hiergegen  erhobene  ROge  nngenügeoder  Be~ 
gröndnng  (§  513  Nr.  7  Glvilprozessordnnng)  erscheint  gerechtfertigt.  Es 
ist  nicht  berftcksichtigt,  dass  Beklagte  znvOrderst  behauptet  nnd  unter 
Eid  gestellt  haben,  dass  Klägerin  selbst  anf  die  bezeichnete  Weise  die 
vnrgeiiommene  Gewinnvertheilung  genehmigt  habe.  Dies  ist  nicht  blos 
hypothetisch,  sondern  bestimmt  behauptet  und  die  zum  Beweise  dieser 
Behauptung  zur  Hand  genommene  Eideszuschiebung  nach  §  410  Oivil- 
prozesaerdnung  nicht  unzulässig. 

Was  femer  die  eventnelle  Bühaaptung  bctriflt,  dass  Yorbesitzer  der 
Klägerin  anf  die  bezeichnete  Weise  die  vorgenommene  Gewinn vcrtheilnng 
genehmigt  haben,  so  sind  diese  Personen  zwar  im  Thatbestande  nicht 
näher  bezeichnet  ;  dagegen  finden  sich  in  dem  vorbereitenden  Schriftsatze 
vom  28.  Augast  1884  Blatt  55  nähere  Angaben  hierfiber,  welche  im 
Thatbestande  des  Urtheils  erster  Instanz,  auf  welchen  das  Berufungs- 
nrtheil  verweist,  Blatt  93  in  Bezug  genommen  worden  sind,  nnd  über 
welche  ebendaselbst  durch  Benennung  von  Zeugen  Beweis  angetreten 
worden  ist.  Es  lagen  demnach  von  Seiten  der  Beklagten  Behauptungen 
vor,  welche  genugenden  Anlass  gaben,  in  eine  Beurthcilung  der  Erheblich- 
keit derselben  nöthigentulU  unter  Ausübung  des  richterlichen  Fragerecht» 
einzutreten  und  erforderlichen  Falls  zu  einer  Beweisaufnahme  zu  schreiten. 

Die  ^aclic  war  daher  auf  die  Revision  der  Beklagten  zur  weiteren  Ver- 
handlung und  Entscheidung  in  die  Berufungsinstanz  zurück  zu  verweisen. 

III.  Wegen  des  Unterliegens  der  Klägenu  hinsichtlich  der  von  ihr 
eingelegten  Revision  war  ihr  die  llält'tp  dor  Kosten  der  Revisionsinstanz 
gemäss  §  92  Civilprozessorduung  atiUu*  rlei^en,  wiifirend  in  Betreff  der 
anderen  Hälfte  die  Entscheidung  dem  demnäelist  ergehenden  Endurthcil 
vorbehalten  bleibt 
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Mr.         Entoch.  des  Uentoehen  Beieiiägericlits. 

1.  Civil-Senat  Vom  80.  September  1885. 

Oesterr.  Ziüskupons-Prozess.  Der  Emwaud  des  Dolus  gegen  denjenigen, 
welcher  Oesterr.  Zinskupons  erwirbt  und  an  deutschen  Einlas ungsplätzen 
präsenürt  bezw.  in  Deutschland  die  DüTerenz  zwischen  Silber-  und  Qold- 

wiibrimg  einklagt,  ist  nicht  begründet. 

Es  ist  in  Wien  nicht  ein  Urthf  il  gegen  die  Person  irgend  eines 
zeitigen  Inhabers  der  Schuldverschreibungen,  der  Oesterreicher  war  und 
der  alsdanu  die  Schuldveröchreibaogen  an  die  Klägerin  mit  dem  Auf!rai,% 
dieselbe  für  s*  ine  Hccliming  entsprechend  der  Auifassnog  der  deutschen 
Gerichte  nach  deatscher  Währung  ^reitend  zu  madien,  gegeben  liätte, 
ergangen.    Der  Prozess  in  Oesterreich  ist  nicht  gegen  einen  bestimmten 
Yorbesitzer  der  fraglichen  Sehuldverscbreibungen,  der  Oesterreiebcr  wnr. 
und  von  dem  Klägerin  dieselben  erworben  hätte,  geführt  worden.  Viel- 
mehr gilt  in  Oesterreich  das  Gesetz  vom  24.  April  1874,  welches  für 
bestimmte  Fälle  durch  Auferlegang  einer  die  eigene  Verf&guug  der  Inhaber 
von  TheilschuldverschreibuDgen  hemmenden  Reprfisentanz  euien  Weg  eröff- 
net, um  für  die  Theilschuldverschreibungen  in  den  Hfinden  aller  der- 
zeitigen wie  künftigen  Inhaber  ohne  deren  EinwilligaDg,  gleichviel  iu 
welchem  Staate  sie  leben,  mit  verbindender  Kraft  za  verfGgen,  also  auch 
den  Umfang  der  Rechte  dieser  Theilschnldverschreibungeo  durch  verpflich- 
tende Erklärungen  einzuschränken.   Ob  diese  Einschränkung  durch  frei- 
willige flandlungen  des  Kurators  oder  durch  ein  gegen  ihn  ergangenes 
Urtheil  erfolgt,  erscheint  gleichgütig*  Es  handelt  sich  nicht  um  einen 
gegen  einen  bestimmten  österreichischen  Schnldveiscbreibungsbesitzer,  sondern 
um  einen  gegen  diesen  Kurator  geffihrten  Prozess.  Es  ist  also  nicht  die 
Wirkung  einer  durch  einen  gegen  einen  Oesterreicher  vor  österreichischen 
Gerichten  geführten  Prozess  entstandenen  Judikats-Obligation,  sondem 
die  Bedeutung  des  österreichischen  Gesetzes  in  Anwendung  auf  den  Fall, 
der  zur  Bestellung  des  Kurators  geffihrt  hat,  dass  nämlich  Aber  den  Um- 
fang der  Verbindlichkeiten  aus  den  Schuldverschreibungen  zwischen  dem 
Emittenten  und  den  Gläubigem  Streit  ist,  in  Frage,  und  tritt  eben  auch 
hier  Aber  die  Bedeutung  dieses  Gesetzes,  wenn  es  sich  um  einen  bei 
hiesigen  Gerichten  aus  den  Schuldverschreibungen  geltend  gemachten-  An- 
spruch handelt»  selbstständige,  von  der  Auffassung  der  österreichischen 
Gerichte  unabhängige  PrGfung  ein,  die  das  Berufungsgericht  zu  dem  Ergeb- 
nisse der  Nicbtanwendbarkeit  des  österreichischen  Gesetzes  auf  den  vor« 
Hegenden  Fall  geffihrt  hat  Dabei  mnss  es  ganz  gleichgUtig  sein,  ob  der 
Anspruch  hier  von  einem  Inländer  oder  von  einem  Oesterretcher  verfolgt 
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wird.  Die  Thatsache,  dass  in  Oesterreich  eine  der  Aaffassuig  der  Be- 
klagten über  den  Um&ng  ihrer  yerpAichtnngBi  gunstige  EatscheidoDg 
gegen  den  Kurator  ergangen  ist,  gewinnt  dnreh  die  YerknQpfdng  mit  der 
Behanptnng,  dass  BSSgerin  die  Ansprüche  in  diesem  Prozesse  für  Rech* 
nnng  eines  Oesterreichers  verfolge,  Iceine  besondere  Qualifikation. 


Nr.  Iä5.   Entsch«  des  Deutschen  Reiehsgerichts. 
1.  Civil-Senat    Vom  7.  Oktober  1885. 

[Pmom.  Tkv.BL  Jaliii;  TU.  S.  71.1 

Wird  bei  einer  Submission  von  efaieia  Bieter  eine  geringere  Kaution,  als 
die  erforderte,  Tor  der  Zosohlagsertheiluiig  gestellt,  so  kann  diese  nicht 
Ton  der  Torg&ngigen  BrhShnng  der.  Kaution  abhSiigig  gemacht  werden, 
weil  die  Leistung  der  Kaution  an  sich  nicht  zu  den  VerkanllBbedingnngeu 

gehört 

Die  Warschan-Wiener  Bisenbahn  hatte  ein  Submissionsverfahren  auf 
alte  Eisenbahnschienen  eröffnet  und  aW  eine  der  Snbmissionsbedingungen 
aufgestellt,  es  sei  zuc^eich  mit  dem  Gebote  eine  Kaution  von  10  pGt  der 
gebotenen  Summe  zu  bestellen.  Bine  Breslauer  Firma,  welche  eine  erheb- 
lich geringere  Kantion  deponirt  hatte,  war  die  bestbietende.  Die  Warschau- 
Wiener  Bahn  forderte  Erhöhung  der  Kantion.  Die  Breslaner  Firma  lehnte 
das  ab,  und  als  die  Warschau-Wiener  Bahn  darauf  bestand,  zog  jene  ihr 
Gebot  znrSck.  Die  Klage  der  Warschau-Wiener  Bahn  auf  Schadensersatz 
wurde  abgewiesen,  weil  die  Stellung  der  Kaution  die  Bedingung  für  Zu- 
lassung des  Bietenden  ist  Dagegen  übernimmt  der  Bieter,  welcher  eine 
unzureichende  Kaution  geliefert  hat,  nicht  mit  seinem  Gebot  die  Verpflich- 
tung, eine  den  Wünschen  des  Ausbietenden  entsprechende  Kantion  zu 
leisten.   Der  Vertrag  war  also  nicht  zu  Stande  gekommen. 

„Die  Bietungskantion  pflegt  nicht  in  dem  Sinne  gefordert  zu  werden, 
dass  unabhängig  von  Leistung  der  Kantion  ein  Vertrag  zwischen  dem 
ausbietenden  Verkäufer  und  dem  ein  Gebot  abgebenden  Käufer  zu  Stande 
kommt,  welcher  Vertrag  sodann  den  Käufer  verpflichtet,  ^ie  die  übrigen 
VertragsbedinguDgen,  Abnahme  der  Waare,  Zahinng  des  Kaufpreises  etc., 
so  auch  die  Bedingung  der  Leistung  einer  der  der  Versteigerung  oder  der 
Submission  vorhergegangenen  Ankündigung  entsprechende  Kaution  zu  er- 
füllen habe.  Vielmehr  wird  die  Bietungskantion  von  dem  ansbietenden 
Verkäufer  einseitig  gefordert,  als  die  Bedingung  für  die  Zuhissung  des 
Käufers  zu  dnem  Gebot  aufgestellt.  Der  Bieter  ist  nicht  verpflichtet, 
eine  Kaution  zu  stellen.  Denn  bis  zu  seinem  Gebot  besteht  für  ihn  eine 
Verpflichtung  dem  Vericftofer  gegenüber  überhaupt  nicht  Vielmehr  ftogt 
mit  oder  nach  Leistung  der  Kaution  erst  das  Kontcahiren  zwischen  ihm 
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und  dorn  aushieteiiden  Vcrkiiulcr  an.  >»innnt  der  Verkäufer  das  durtli 
eine  Kaution  unterstützte  Gebot  an.  so  hattet  nun  freilich  (Wp  Kaution, 
wie  sie  fjeleistet  ist,  für  den  Ansprneii  aus  di  in  Kaufverträge.  Hat  aber 
der  Bietende  koinr  oder  eine  der  Anivündigung  des  Verkäufers  niclit  ent- 
spreehende  Kaulion  geleistet,  so  steht  es  f)f'i  dem  Verkäufer,  ob  er  genjäss 
«meiner  Ankündigung  das  (Tohot  zurüekweisen  oder  ob  er  es  so,  wie  <\«j 
abgegeben  ist,  annehmen  will.  Anders  annehmen,  als  wie  es  abgegeben 
ist,  kann  der  Verkäufer  das  Gebot  nicht.  Sonst  kommt  ein  Vertrag  nicht 
zu  Stande.  Nimmt  er  es  sehlechthin  an.  so  ist  der  Bieter  nunmehr  bei-ecii- 
tigt  und  verpflichtet  aas  dem  Kaufvertrage,  ohne  dass  von  der  Kaution  im 
Sinne  der  Ankündigung  weiter  zu  reden  ist:  weist  der  Verkäufer  das  Gebot 
zurück,  so  kann  von  einer  zu  leistenden  Kaution  gleiciifalls  nicht  weiter 
die  Kede  sein.  Einen  dritten  Fall  giebt  es,  abgesehen  von  besonderen 
nachträglichen  Beredangen.  nicht.  Der  Verkäufer  kann  also  emen  vertrags- 
mässigen  Anspruch  auf  Leistung  doi  Kaution  nicht  erheben:  er  kann  nicht 
das  ohne  Kautionsleistung  abgegebene  Gebot  amiebmen,  nnd  weil  der  V^cr- 
trag  auf  der  Grundlage  der  Verl;;uifslt(  din^ungen  m  Stande  gekommen 
sei}  die  nrsprüngliche  Leistung  der  Kaution  fonleni.  Denn  die  KautioDK- 
leistung  ist  nicht  VericanfsbedinguDg  in  diesem  Sinne." 

Nr.  126.  Entj^eh.  des  Deutschen  Reichsgerichts.*) 

1.  Civil-Senat.    Vom  14.  Oktober  1885. 

[7,tS.  des  Vt  ri  iiis  Drotsfli.  I'i^  iil-,  Vn  «alt.  1"^n'>   S.  10'.)".] 

Das  Recht  der  Ann  .stverklagteii  (Leml)*  ri;-C/-'i  nnwitzer  Eisenbahn-Gesell- 
schaft) auf  Ueberweisune:  ihres  Gutiiaheus  ge^eu  ilire  VerbaTidse:et]nsspii 
bei  der  tieneral-SaldirnT]i;,sstf  lle  ist  als  eiu  nicht  pfandbares  und  spiuh; 
fieschafenheit  wegen  zur  Befriedigung  der  Arrestklägeriu  uugeeiguetis 

anzusehen. 

Ohne  Zweifel  unterliegen  die  Forderungen,  welche  einer  zum  Verein 
Deutschor  Eisenbahnverwaltungcn  gehörigen  inländischen  oder  ausländische» 
Bahn  Verwaltung  in  Folge  des  Tran  Sportverkehrs  gegen  eine  andere  7M 
diesem  Verein  gehörige  Bahnverwaltung  zustehen,  gleich  anderen  Be.stanti- 
theilcn  ihres  Vermögens  der  Zwangsvollstreckung  behufs  Befriedigunii 
ihrer  Gläubiger.  Hieran  vermag  der  Umstand  nichts  zu  ändern ,  dass  iii 
Folge  dos  von  der  Generalversammlung  dieses  Vereins  im  Jahre  1882  gc- 
fassten  Beschlusses  („Zeitung  des  Vereins  Deutscher  Eisenbahnverwal- 
tungen" 1882.  Seite  761,  814,  1081)  gemäss  dem  seit  dem  1.  April  1883 
gültigen  Uebereinlcommen,   betreffend  die  General-Said irungsstelle  des 

*)  Vgl.  Vorentsclieidung  d«8  KamroerKencbt«  zu  Berlin  vom  3.  Marx  1885.  EiM« 
hafanrecbtl.  Entacb*  JII,  S.  448. 
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Vereins  Deutscher  Eisenbahn verwaltuDgen  und  den  dazu  erlassenen  Aua- 
führungsbestimmungen, die  Berichtij^ung  dieser  Forderungen  in  der  Weise 
erfolgt,  dass  die  Guthaben  uud  Schnldposten  sämmtlicher  Vereinsverwal- 
tnugen   aus  den  Abrechuungea  über  dfii  direkten  und  Verbandsverkehr 
einer  General-Saldirungsstelle  zur  periodiscbeo,  je  für  eioeo  halben  Monat 
Stattfindenden  Ausgleichung  überwiesen  werden  müssen,  weh  he  darin  be- 
steht»  dass,  e^nwoit  nicht  die  Guthaben  einer  Vereinsverwaltung  durch 
Tilgung  von  Schuldposten  derselben  ausgeglichen  werden,  der  Ueberschuss 
von  der  6eneral-Saldiruntx>stell('  nnf  eine  oder  mehrere  andere  Vereins- 
Verwaltungen,  deren  Schuld  ihr  Gutliaben  übersteigt,  zur  Zahlung  ange- 
wiesen wird.    Indem  durch  diese  Ausgleichung,  welche  die  Natur  einer 
Skontraüon  hat«  die  ursprünglichen  Forderungon  i:^etilgt  und  neue  Forde- 
mngen  gegen  die  zur  Zahlnni;  angewiesenen  Bahn  Verwaltungen  geschaiTen 
werden,  können  auch  die  Gläubiger  der  zum  Verein  gehörigen  Bahnverwal- 
tnngen  entweder  deren  ursprungliche  Forderungen,  so  lange  sie  noch 
nicht  getilgt  sind,  oder  die  durch  die  Anv^eisung  der  General-Saldirungs- 
stelle entstandenen  neuen  Forderungen  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
angreifen. 

Diesen  Weg  aber  hat  die  Klägerin  behufs  Einziehung  der  ihr  gegen 
die  Leinberg-CzemowitK-Jassyer  Eisenbahn  rechtskräftig  zuerkannten  Foide>- 
rung  nicht  eingeschlagen.  Gepfändet  und  überwiesen  ist  weder  eme  aus 
dem  Transportverkehr  herrührende,  durch  Abrechnung  noch  nicht  auf« 
gehobene  Forderung  dieser  Gesellschaft  gegen  eine  andere  zum  Verein 
gehörige  Bahnverwaltnng,  noch  ein  derselben  in  Folge  einer  Zahlungs- 
anweisung der  General-Saldirungsstelle  erwachsenes  Forderungsrecht, 
sondern  laut  der  amt^richtlichen  Beschlüsse  vom  24.  April,  1.  und 
21.  Mai  1884  nur  das  derselben  gegen  ihre  Verbandsgenossinnen  und  die 
Beklagte  als  deren  Vertreterin  angeblich  zustehende  Fordernngsrecht 
auf  Ueberweisung  ihres  Guthabens  bei  einer  oder  der  anderen  der 
Verbandsbahnen. 

Wenn  nun  auch  diesem  Forderungsrechte,  welches  aus  der  Verein- 
barung der  Vereinsbahnen  wegen  periodischer  Abrechnung  (einem  so- 
genannten pactum  de  scontrando)  entspringt,  die  Eigenschaft  eines  der 
Lemberg-Czemowitz-Jassyer  Eisenbahn-Gesellschaft  unmittelbar  zustehenden, 
individnellen  und  seinem  Inhalte  nach  fest  begrenzten  Rechts  von  dem 
Berufungsgericht  mit  Unrecht  abgesprochen  wird  und  die  hiergegen  ge- 
richteten Ausführungen  der  Revisionsklägerin  als  zutreffend  anzuerkennen 
sind,  so  ist  dasselbe  doch  seiner  Beschaifenheit  wegen  durchaus  unge- 
eignet, die  Befriedigung  der  Klägerin  zu  bewiilcen. 

Der  aus  der  Vereinbarung  der  Vereinsbahnen  hervoigebende  Anspruch 
ist  auf  Vornahme  gewisser,  durch  die  General-Saldirungsstelle  zu  eriedigen- 
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der  Handlungen  gerichtet  Der  einzige  Zweck  dieser  Haadlnngen  besteht 
darin,  den  Vereinsbahnen  Befriedigang  wegen  ihrer  der  Generai-Saldirnngs- 
xtelle  zur  Ansgleichong  Qberwiesenen  Forderongen  an  andere  Vereins- 
bahnen zu  verschalFen.  Die  Vornahme  dieser  Handinngen  Icann  daher  nnr 
von  denO^igcn  begehrt  werden,  welcher  den  erwähnten  Zweck  verfolgt» 
also  nnr  von  dem  Glftnbiger,  dem  eine  von  der  General-Saldimngsstelle 
anszugleidiende  Forderung  an  eine  andere  Vereinsbahn  zusteht  Nnr  er 
hat  ein  Interesse  daran,  dass  die  Handinngen  vorgenommen  werden,  welche 
nach  dem  üebereinkommen  von  der  General-Saldirangsstelle  vorznnehmen 
sind;  fBr  jeden  anderen  hat  die  Vornahme  derselben  Iceinen  Werth.  Ob 
nnd  nnter  welchen  Voranssetznngen  eine  dem  Verein  nicht  angehOrige 
Person  durch  Cession  oder  auf  andere  Weise  mit  dem  Forderungs- 
recht  einer  Vereinsbahn  gegen  eine  andere  auch  deren  Anspruch  auf 
Vornahme  der  von  der  General-Saldirangsstelle  vorzunehmenden  Hand- 
lungen erwerben  kann,  steht  hier  nicht  in  Frage.  Erwirbt  dagegen 
jemand,  wie  es  von  Seiten  der  Elftgerin  geschehen  ist»  lediglich  den 
letzteren  Ansprach,  so  hat  er  ein  von  ihm  nicht  zu  reaüsirendes,  deshalb 
werthloses  Becfat  erworben.  Wollte  Klägerin  den  ihr  überwiesenen  An- 
sprach auf  Ueberweisung  im  Wege  der  Klage  geltend  machen,  so  würde 
die  Klage  als  unbegr&ndet  abgewiesen  werden  mfissen,  weil  die  Vereins* 
bahnen  sich  nnr  verpflichtet  haben,  die  B^ichtignng  von  Forderangen  von 
Vereinsbahnen  g^n  andere  Vereinsbahnen  durch  Abrechnnng  bei  der 
General-Saldimngsstelle  zu  bewirken,  der  Klftgerin  aber  keine  Forderung 
einer  Vereinsbahn  gegen  eine  andere  Vereinsbahn  zusteht. 

Die  Beklagte  hat  mithin  dadurch,  dass  sie  es  unterliess,  die  Kredit- 
saldi  der  Lemberg-Czemowltz-Jassyer  Eisenbahngesellsehaft  der  KlSgerin 
zur  Einziehnug  zu  Qberwetsen,  ein  Recht  der  Klägerin  nicht  verletzt  und 
ihr  einen  rechtswidrigen  Schaden  nicht  zugefSgt.  Die  Klage  auf  Ersatz 
des  durch  Arrestbmch  und  Vereitelung  der  Zwangsvollstreckung  ver- 
ursachten Schadens  ist  demnach  ebenso  unbegründet,  wie  die  eventuell 
erhobene  Feststelinngsklage. 

Da  schon  ans  diesem  Grunde  die  Abweisung  der  Klage  gerecht- 
fertigt erseheint,  so  ist  es  unnöthlg,  auf  den  die  Passivlegitimation  der 
Beklagten  betreflTenden  Einwand  einzugehen,  dass  die  Klage  nicht  gegen 
die  beklagte  Direktion  als  Vertreterin  der  Berlin-Hamburger  Eisenbahn- 
gesellschaft, sondern  gegen  sftmmtliche  Mitglieder  des  Vereins  Deutscher 
Eisenbahnverwaltungen  oder  die  beklagte  Direktion  als  deren  Vertreterin 
zn  richten  gewesen  wftre. 
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Nr.  187«  Eataeh.  des  Deutschen  Betehss^ridito, 

5.  Civil-Seoat.    Vom  7.  Januar  1885. 

fBolse,  Praxi«  dM  lt«felisg«rtelits  In  CIvtlnelieB.  T.  9.       Nr.  BBS."] 

§  1  Haftpflichtgesetz.    Eut   und  beladen  stellender  Eisenbahnwagen. 

Das  Entladen  mul  Behulen  stehender  Eisenbahnwagen  gehört  nicht 
zum  Eisenbahnbetrieb,  wenn  niiht  besniulere  Umstände  festgestellt 
sind,  aus  denen  eine  dem  Eisenbiihnbctrieb  eigenthüuilii'he  Gefahr  für  <len 
vorliegenden  Fall  zu  folgern  ist.  Das  war  nicht  der  Fall,  nh  der  Uniali 
dadurch  vernrsacht  wurde,  da?s  die  Kette  riss,  mittels  weicher  der  Krahn 
die  Lasten  aas  dem  Schiff  in  den  Wagen  hob. 


Nr.  128.  Besehlnss  des  fiammergeriehts  Berlin« 
Vom  12.  Janaar  1885. 

-  [Johow  v.  KftBtMl.  Jahib.  Bd.  9,  8.  Sl-M.] 

Eintragmigrimrigkeit  ven  GeBeUaolutftBBtatatin  und  abftndenider  Beaehlfbse. 
1.  Aendemngen  des  Statote  einer  MttengeseUsoliBft»  welelie  der  bestehen- 
den Gesetigelning  widenpreehen,  eoUleseen  die  Anihelune  in  das  Hendels- 
register  ans,  ohne  dass  es  daianf  ankommt,  ob  es  sieh  nm  eine  materielle 
Aendemng  oder  nnr  nm  eine  nene  Sednktion  einer  sdtherigen,  in  das 
Handelsregister  bereits  aaijgenommenen  Bestimmnng  handelt  —  Danach 
ist  iwar  die  EÜntragong  ehier  Beetimmiing  sn  versagen,  in  weloher  die 
Absieht,  ein  dnreh  swingende  gesetsUche  Vorsohriften  geregeltes  Beehts- 
▼erhiltnias  in  abweichender  Weise  zu.  regeln,  po Bit! von  Ansdraek  ge- 
funden hat;  dagegen  kann  diese  Absieht  nicht  daraus'  allein  gefolgert 
werden,  dass  es  nnterlasBcn  werden,  solchen  Yorsohiiften  des  Oesetses 
neben  verwandten  statatarischen  Vorschrilten  anBdr&okUch  Ycnnbehalten. 

Die  GeneralversammlaDg  einer  Aktiengesellschaft  hat  am  30.  April 
1884  neben  anderen  Aenderangen  des  znm  Gesellschaftsregister  aufge- 
nommenen Gesellschaftevertrages  besehlossen,  die  seitherige  Fassung 
des  §  46: 

^Die  imierhalb  des  Statuts  gefassten  Beschlflsse  der  Generalver- 
sammlung sind  bindend  för  die  nicht  erschieuenen  oder  nicht 
Tertretenen  Aktionäre  sowie  für  den  Vorstand^ 
dabin  abzuändern: 

^Die  innerhalb  des  Statuts  gefassten  Beschlüsse  der  Generalver- 
sammlnng  sind  bindend  fQr  säromtliclie,  auch  die  nicht  erschieneneu 
oder  nicht  vertretenen  Aktionäre  sowie  für  den  Verwaltungsrath 
und  den  Gesellschaftsvorstand". 
Dd6  Amtsgericht  beanstandete  die  Eintragung  dieses  Beschlusses, 
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indem  es  zur  Vermeidang  tod  MissveistfiiidDiBBfln  und  StreÜaKkeiten  die 
Beifügimg  eiDee  Ziuatees: 

vODd  unter  Beobachtang  der  zwingenden  VorBcfarifiefi  den  H.G.B.*^ 
empfahl,  weil  ohne  solchen  Zosatz  die  neue  Fasenng  der  Dentung  ana- 
geaetzt  sei,  daas  das  Statut  selbst  zwingenden  Gesetzen  widersprecheoden 
BesehlQssen  bindende  Kraft  sichern  wolle. 

Das  Landgericht  wies  die  hiergegen  gerichtete  Beschwerde  zarlicJc. 
Es  fand  in  dem  Beschlnsse  einen  Verstoss  gegen  Art.  )90a  and  Art.  232 
des  ReichRgesetzes  vom  18.  Jnli  1884,  weil  er  den  hier  den  AktionftreD 
gelächerten  Rechtsweg  verschlieese. 

Auf  die  weitere  Beschwerde  der  Gesellschaft  ist  das  Amtsgericht  znr 
Eintragung  der  lieschlossenen  Statntenftndemng  angewiesen. 

Ans  den  Gründen: 

Wenn  die  weitere  Beschwerde  znnftchst  geltend  zu  machen  sucht,  in 
der  That  läge  gar  Iceine  materielle  Aenderong  des  Statuts,  sondem  nnr 
eine  nene  Redaktion  der  seitherigen,  schon  in  das  Handelsregister  anfjje- 
aommeaen  Bestimmung  fiher  die  Verbindlichkdt  der  Besehlflsae  der 
Generalversammlung  vor,  welche  schon  deshalb  Aufbahme  finden  müsse, 
so  verkennt  sie,  dass  die  RegisterbehOrden  mit  einer  Prüfung  in  dieser 
Richtung  nieht  be&sst  sind.   Das  Handelsregister  soll  für  den  Verkehr 
das  Beditsverhftltniss  der  bei  der  Gesellschaft  Betheiligten  klar  stellen 
durch  Nachwete  der  fttar  die  Feststellung  deraelben  erfaebllcheD  Verein- 
bantngen:  jede  Aenderung  des  Statuts,  welche  gültig  beschlossen  ist, 
muss  daher  angemeldet  und  eingetragen  werden,  gleichviel,  welche  Trag- 
weite ihnen  die  Betheiligten  oder  die  Registerbehörde  beilegen  möchten. 
Das  üandelsregister  hat  dem  Verkehr  die  innere  Ver&ssnng  der  Gesell- 
schaft, das  dafllr  maassgebende  Material,  in  der  von  den  Betbeiligten 
gewählten  Form  erkennbar  und  zugänglich  zu  machen;  das  Gesetz  macht 
keinen  Unterschied  zwischen  redaktionellen  und  anderen  Aenderungen,  die 
Gesellschaft  ändert  in  beiden  Fällen  ihr  Statut;  wie  dieses  muss  auch  die 
geringfügigste  Aenderung,  wenn  sich  Gesellschaften  zu  solchen  herbeilasgeo 
Bollten,  in  das  Handelsregister  aufgenommen  werden:  lediglich  dem  Publikum 
bleibt  überlassen,  die  ihm  so  gesicherte  Eenntniss  der  inneren  Verhältnisse 
der  Gesellschaft  für  sich  und  seine  luteressen  nach  eigener  Auffassung  zu 
verwerthen. 

Der  Registerrichter  muss  deshalb  auch  für  befngt  erachtet  werden, 
sich  au  liitore  Bestimmungen  des  Statuts  anschliessende  Aenderungen, 
die  der  bestehenden  Gesetzgebung  direkt  widersprechen,  zu  beanstanden. 
liüt-  Amtsgericht  beliauptet  einen  derartipou  Widersprach  nieht,  will  nur 
einer  missverstiindlichen  Auffassung:  des  §  46  entgegentreten,  das  Land- 
gericht dagegen  misst  der  neuen  Redaktion  die  Absicht  bei,  jegliche  Klage, 
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jegHdK  ADfechtnng  der  BradhläMe  der  Gendralvenammlniig  mzuioblieMeii, 
und  gelangt  mir  so  titr  Aonahne  eines  YerstoBses  gegen  die  fiestimmangen 
des  nenen  Geietzee.  Diese  Anflkssang  yerkennt  aber,  dass  der  GeseU- 
eebsftsfertrag  nur  anf  dem  Boden  der  bestehenden  Gesetigebmig  errichtet 
werden  nnd  fhrtbestehen  Icann,  dssa  Bescfalflsse  nnr  inneihalb  der  so  ge- 
gebenen Grenxen  wirlcsam  nnd  Terbindtich  gefeast  werden  kGnnen,  dass 
dnreh  Beschlösse  der  GeseUschaft  also  nnr  Fragen  geregelt  werden  kOnnen, 
welche  das  Gesetz  offen  Iflsst  oder  ansdrücklidh  der  Besdilnsslassnng  der 
Betheiligten  anweist.  Die  —  die  Anfnahme  ins  Handelsregister  allerdings 
ansschliessende  —  Absieht  eines  Beschlasses,  positiTe  Vorschriften  des 
Gesetzes  zn  vereiteln,  kann  deshalb  nie  allein  ans  dem  Msngel  eines  ans- 
drOcklichen  Vorbehalts  der  Geltung  des  Gesetzes  im  Statnt  gefolgert  werden, 
«ondem  mOsste  positiven  Ansdmek  darin  gefanden  haben,  die  Znrflckweisnng 
der  Eintragung  kann  sich  nnr  auf  die  Feststellnng  grQnden,  dass  eine 
Bestimmung  der  Statuten  ein  durch  positive  Vorschrift  der  Gesetzgebung 
geregeltes  Rechtsverhftltniss  in  abweichender  Weise  hat  regeln  wollen,  nicht 
auf  die  Rfige,  dass  versftumt  sei,  der  staatlichen  Gesetzgebung  neben  ver- 
wandten statutarischen  Vorschriften  aasdrAcklich  Geltung  zu  sichern,  was 
von  der  weiteren  Beschwerde  mit  Recht  als  eine  mössige  und  ttberflfissige 
Bestimmung  bezeichnet  wird. 

Die  §§  4B — 48  des  Gesellsehaftsvertrages  enthalten  nur  Bestimmungen 
fiber  Zeit  und  Art,  Tagesordnung,  Koostituirung  und  Leitung  der  General- 
versammlung, die  Betheiligung  der  Aktionäre  und  deren  Vertretung,  das 
Stimmrecht  und  die  Abstimmung,  stellen  also  die  vereinbarten  Formen 
fest,  von  deren  Beobachtung  die  formale  Gflltigkeit  der  Bsechlfisse  ab- 
hängig gemacht  werden  soll,  verbreiten  sich  aber  in  keiner  Weise  Aber 
•  den  Inhalt  und  die  durch  denselben  bedingte  Becbtsgultigkeit  der  Beschlüsse. 
Deshalb  fehlt  es  auch  an  jedem  Anhalt  dafQr,  in  solchem  Zusammenhange 
dem  §  46  in  frflherer  oder  jetziger  Fassung  die  Absicht  beizumessen,  ge> 
setzlioh  statthafte  Anfechtung  gefasster  Beschlflsse  ansschliessen  zu  wollen, 
Beehtsbehelfe  abzuschneiden,  welche  Art  190a  H.G.B.  jetzt  für  den  Fall 
der  Verletzung  des  Gesetzes  oder  des  Gesellsehaftsvertrages  im  Anschluss 
so  die  &ltere  Judikatur  der  höchsten  Gerichtshöfe  den  Betheiligten  durch 
eine  ansdrflckliehe  Bestimmung  sichert,  zugleich  aber  in  sehr  durch- 
greifender Weise  an  bestimmte  Fristen  nnd  Voranssetzongen  bindet.  Art. 
190a  erklärt  formal  zu  Stande  gekommene  Beschlasse,  wie  sie  die 
{{  43—48  des  Statuts  im  Auge  haben,  für  anfechtbar.  §  46  ist  nach 
seinem  jetzigen  Wortlaut  und  in  dem  Zusammenhange,  in  welchem  er  an 
seine  Stelle  tritt,  nnr  auf  die  formale  Verbindlichkeit  für  die  Gesammt- 
httt  der  Ahtinnftre,  d.  h.  auf  eine  Voraussetzung  der  nach  Art  190a  statt- 
haften Klage  zu  beziehen,  nnd  der  Fassung  ist  nichts  dafür  zu  entnehmen, 
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daas  föimal  za  Stande  gekommene  BescUftBse  veztiagsmftBSig  die  Bethei- 
ligten anch  dann  binden  sollten,  wenn  sie  gegen  das  Gesetz  oder  gegen 
den  GeseUschaftovertrag  gefaast  würden.  Das  Verlangen  der  Vorinstanzen, 
die  Anwendbarkmt  des  Art  190  a  mfisse  dnrdi  eine  anadrHeklidie  Hin- 
weisong  im  Statute  auf  die  zwingenden  Vorsdiriften  des  H.G.  B.  gesichert 
werden,  entbehrt  hieniaeb  der  gesetzlichen  Begrändong. 


Ar.  l'iU.  Eiitscb.  den  Deutscheu  Keiehs&rerichts, 
3.  Civil-Seuat.    Vom  27.  Jannar  1886. 

.  (Boll^  Praxis  des  ReichsgericbU.  I.  S.  307.  Nr.  1381.] 

§  8  PreosB.  Enteignimgsgesetz  vom  11.  Juni  1874.   Sobademiersati  fftr 
NMpitheile  aus  der  zu  erriohtenden  Anlage. 

Der  Enteignete  darf  bei,  Anwendung  des  Pr.  Eoteignnngsgesetzee  vom 
11.  Jon!  1874  neben  dem  ihm  ans  der  Bntzlebnng  eines  Theiles  seines 
Grondstflcks  erwachsenden  Schaden  aneh  denjenigen  Schaden  berechnen, 
welcher  seinem  Restgnmdstflcke  dnrch  die  Anlage  zagefügt  wird,  dnrcb 
deren  Einrichtung  die  Enteignung  geschieht,  z.  B.  durch  die  Vorbeiflihmng 
der  Eisenbahn. 


Ar.  i;iO.    Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
3.  Civil-Seuat.    Vom  13.  Februar  1885. 

[Gnjchot,  Bd.  T^'  Anlageband  8.  1017- lOti  ] 

§  2  Haftpflichtgesetz,  §  120  Gewerbeordnung.  Auf  besondere  Gesehiek* 
lichkeit  der  Arbeiter  ist  bei  der  Frage  der  Einrichtung  von  Schutzmaasa- 
regelB  nicht  zu  reohnen.  Der  Aufseher  darf  es  nicht  darauf  ankommen 
lassen,  dass  der  mit  der  Arbeit  verbundenen  Gefahr  dnreh  Gewandheit  und 
Kaltblütigkeit  des  Arbeiters  werde  begegnet  werden. 

Dem  Gewerbennternehmer  liegt  es  in  erster  Linie  ob,  die  Ge&hren 
seines  Gewerbes  za  kennen  und  ffir  die  möglichst  gefiihrlose  Betreibung 
desselben  Sorge  za  tragen.  Seine  Sache  also  ist  es,  die  in  dieser  Rich- 
tnng  erforderlichen  liaassregeln  einzuleiten  bezw.  einleiten  zu  lassen,  und 
aof  seine  Verantwortong  geht  es,  wenn  bei  AnsfQhrung  einer  bestimmten 
nicht  nngeffthrllchen  Arbeit  mit  Rftcksicbt  auf  die  Geschicklichkeit  oder 
auf  sonstige  persönliche  Eigenschaften  des  betrelfenden  Arbeiters  die  eben 
f&r  diese  Arbeit  zu  Gebot  stehende  Vorsichtsmaassregel  unterlassen  wird. 
Es  kann  nun  dahingestellt  bleiben,  welche  Geschicklichkeit  der  ElSger 
gehabt  hat,  und  welchen  Grad  derselboi  der  Muhlbescheider  D.  bei  ihm 
voraussetzen  durfte.  Unter  allen  Umst&oden  war  das  Auflegen  des  Treib- 
riemens eine  an  sich  gefthrliche  Arbeit,  bei  welcher  der  dieselbe  anord- 
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nende  nnd  leitende  Hfihlaüfteher  die  schfitzende  Haaasregel  der  Terlang- 
safflung  dee  Mflhlgangs  nieht  nm  deswillen  nnteriaesen  durfte,  weil  der 
mit  der  Arbeit  verbmidenen  Gefahr  dareh  Gewandtheit  und  Kaltblfltigkeit 
desKl&gers  werde  begegnet  werden.  Der  Beklagte,  welcher  fßr  die 
Unterlassungen  seines  Aufsehers  einstehen  mnss,  hat  daher  da- 
Ar  zn  haften,  dass  dem  Elfiger  der  nach  den  VerhAltnissen  mögliche  nnd 
tei  Torsichtiger  Leitung  der  Arbeit  gebotene  Sohntz  insofern  nicht  ge- 
wfthrt  worden  ist,  als  er  die  ihm  angetragene  Auflegung  eines  Treib- 
riemens wShrend  des  vollen  Ufiblgangs  vorzunehmen  hatte. 

Daraus  folgt«  dass  der  Beklagte  für  den  dem  Kläger  hierbei  wieder- 
labrenen  Unfall  Ersatz  zn  leisten  hat,  weil  einerseits  dem  Kläger,  wie  der 
vorige  Richter  ohne  Bechteirrthum  feststellt,  eine  keineswegs  schnldbare 
Uebereilnng  und  Bestürzung  bei  Ausführung  der  fraglichen  Arbeit  vorzu^ 
^werfen  ist,  wfihrend  andererseits  anzunehmen  ist,  dass  durch  Anwendung 
der  gebotenen  Yorsichtsmaassregel  von  Seiten  der  Fabrikleitung,  der  Un- 
fall verhfltet  werden  konnte  und  gleichzeitig  nicht  festoteht«  dass  trotz 
deren  Anwendung  der  Unfeil  dennoch  eingetreten  wfire. 


Kr.  131.   Entscb.  des  Deulschen  Reichsgerichts« 
3.  Oivil-Senat.   Vom  18.  Februar  im, 

COmebot,  Bd.  29,  Aolicebaiid  &  1082.] 

§  2  HaflpiUebtg«s«tK.  Konkurtbendes  Venehuldeju  Unter  keinen  Um- 
stfinden  kann  eine  BeschSdiguig.  welche  den  Besehidigton  lanlohst  und 
unmittelbar  durch  seine  eigene  Unauflnerksamkeit  tarüft^  diesem  dann  snm 
Yersehiilden  angerechnet  werden,  wenn  sie  durch  ein  Tenehulden  einer 

Animohtsperson  veranlasst  ist 

Nach  der  Feststellung  des  Berufangsgeriebte  ist  der  KlAger  bei  der 
Bedienung  der  grossen  Stossmascfaine  in  der  Fabrik  der  Beklagton  am 
24.  April  1882  dadurch  zu  Schaden  gekommen,  dass  er  bei  seine^  Arbeit 
an  dieser  ihm  anvertrauten  Maschine,  in  doren  hinten  befindlichem  Hohl- 
raum ein  sogenannter  Schlitten  sich  auf  und  ab  bewegt  und  bei  seinem 
Hlnau%ehen  eine  OeSnung,  Loch,  bildet,  die  sich  beim  Herabgehen  des 
Schlittens  wieder  schliesst  und  also  einen  in  die  Oeffnuog  gerathenen 
Gegenstand  einklemmt  beziehungsweise  quetscht,  bei  einem  Zusammen- 
treffen mit  dem  Meister  W.  mit  der  rechten  Hand  in  jene  Oefinung  ge- 
rathen  ist  Es  geschah  dies,  weil  Kläger  dem  auf  daliegende  Spähne  auf- 
merksam gewordenen  VI*  zeigen  wollte,  dass  die  Spfihne  durch  den  Schlitten 
abgestossen  wArden.  Die  beschfidigte  Hand  hat  dem  Klftger  abgenommen 
werden  mflssen. 
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Der  vorliegende  Fall  nOthigt  nieht  zu  einer  gmodefttslicben  Entecbei^ 
diug  der  Fmge,  ob  bei  einem  konknrrirenden  Yerscfanlden  im  Fall  des 
§  2  des  Haftpfliditgeeetieft  ein  Abwftgen  des  Yerscbnldens  des  Bediensteten 
nnd  des  Bescbftdigten  ftberiuiiipt  statthaft  und,  je  nadidem  das  Veraehnlden 
auf  der  einen  oder  der  andern  Seite  grosser  ist,  die  Entsdiidigungspflieht 
anzueri^ennen  oder  nt  Temeinen  ist  Denn  anter  l^einen  Dmstitaideii  Icatin 
eine  Besefafidignng,  welche  den  Bescbftdigten  zonftcbst  und  nnmittelbar 
durch  seine  eigene  Ünanfinerksamlceit  betroffen  bat,  demselben  dann  sum 
Yerschulden  angerechnet  werden,  wenn  diese  Ünaufinerluamkeit  durch  ein 
Verschulden  der  im  $  2  des  Haftpflichtgesetzes  bezeichneten  Aufsichta* 
Personen  veranlasst  worden  ist.  So  aber  verbfllt  es  sich  im  gegebenen 
Fall.  Nach  dem  Gutachten  des  Gewerberaths  v.  St  ist  es  nidit  unge- 
fthrlicb,  die  Aufmerj^samkeit  eines  an  einer  im  Gange  befindlichen  Ma- 
schine thfltigen  Arbeiters  von  seiner  Arbelt  abzulenken.  0as  Geflthrliche 
liegt  ofienbar  darin,  dass  der  gewöhnliche  Arbeiter  in  Folge  des  Ablenkens 
seiner  Aufmerksamkeit  veranlasst  wird,  in  deijenigen  Achtsamkeit  nach- 
zulassen, die  er  sonst  anwenden  muss,  um  die  ihm  durch  die  Hasehine 
vorhandenen  Gefahren  abzuwenden.  Diese  Unaufmerksamkeit  kann  aber 
dem  Arbeiter  nicht  ohne  Weiteres  als  Verschulden  angerechnet  werden, 
und  insbesondere  nicht  dem  Elftger,  der  erst  kurze  Zeit  an  der  fraglichen 
grösseren  Stossmaschine  beschäftigt  war  und  nach  der  Aussage  des  Zeugen 
C.  überhaupt  nur  eine  unvollkommene  Unterweisung  in  der  Handbabiug 
der  kleineren  liaschine  erhalten  hatte.  Jedenfalla  aber  ist  diese  ünauf- 
mericsamkeit  nicht  geeignet,  das  Verschulden  des  Aufsehers  W.  auszu- 
schliessen.  Da  der  Aufteher  W.,  wie  das  BerufhDgsgerieht  feststellt,  die 
mit  dem  Ablenken  der  Auftnerksamkeit  verbundene  Gefahr  kennen,  mithin 
auch  die  Möglichkeit  in  den  Kreis  seiner  Erwägungen .  b&tte  zidien  mfissen, 
dass  das  von  ihm  bewirkte  Ablenken  der  Aufmerksamkeit  des  Arbeiters 
diesen  zu  Handlungen  veranlassen  könne,  welche  Ittir  ihn  gefahrbringend 
werden  konnten,  so  ist  es  auf  sein  Verschulden  zurfickzuf&liren,  dass  der 
Elftger  es  an  derjeaigen  Aufinerksamkeit  hat  fehlen  lassen,  welche  unter 
andeten  Umstftnden  vielleicht  von  ihm  hfttte  gefordert  werden  können, 
deren  Unterlassung  im  gegebenen  Fall  aber  als  eine  unverschuldete  anzu- 
sehen ist,  weil  sie  lediglich  durch  das  Verhalten  des  Werkmeisters  W. 
veranlasst  worden  ist 

Hieniach  erscheint  nach  tiaassgabe  des  $  2  des  Beichshaftpflichtp 
gesetses  die  Entsdiftdigongs Verbindlichkeit  der  Beklagten  an  sich  als  be- 
gründet, und  muss  daher  das  angitfochtene  Urtheil  aufgehoben  werden. 
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Nr.  Vm.  Eiitseh.  dM  DentMiiea  ItotelisgtrtehtB. 

2.  Civil-Seuat.    Vom  17.  Februar  1885. 

fBohe.  Prasls  des  Rfkbsgf'richts,  1.  S.  306.  Nr.  1376.] 

§  14  Preuss.  Enteignungsgesetz  vom  1 1 .  Juni  1874.  OeffenÜiclirechtlloher 
Charakter  clor  im  §  14  1.  c.  normirteu  Verpfliohtnng. 
Der  §  U  des  Pr.  Enteignuiii::--^-*  ^  t/.  >  vom  11.  Juni  1874  (Einrich- 
tung  von  Auiageu,  Ueberfalirteu)  st;jtuirt  eine  auf  öffeDtlichreehtlicher 
Grundlage  beruhende,  der  Kognition  der  Verwaltungsbehörde  unterliegende 
Verpflichtung  des  Unternehmers.  Der  mit  seiuena  Grundstück  von  der 
Enteigunnir  nicht  betroöeue  kaim'  liierauä  eineo  Entschädigungsanspruch 
nicht  ableiten. 


I^r.  133.    Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
3.  Civil-Seuat.   Vom  20.  Februar  1885. 

[Scufferf.  Arrh.  N.  F.  Bd.  11.  S.  r»0.1 

§  3  Haftpflichtgesets.   Bemessung  der  Rente. 
„Bei  Ausmessung  der  Rente,  welche  die  Mutter  beim  Tode  eines 
afimeiitAtionBpAichtigea  Sohnes  hat,  ist  gemeiDrechtlich  nicht  darauf  BAck- 
flieht  xa  nebmeo,  dass  noch  andere  alimentationspflichtige  Sohne  leben. 


Hr.  134.    Ent-sch.  des  Deutschen  Keichs^erichtä. 
2.  Civil-Senat.    Vorn  20.  Februar  1885. 

Miiri.st.  \Voch(>ii'.fhr    1885.  S.  141.] 

§  1  Haftpfliclitgesatz.  EntLaden  von  Eisenbahnwaggons. 
Em  mit  einem  Güterzug  angekommener,  mit  üolzstiimmen  beladener 
Wagen  wnrde,  weil  beschädigt,  bei  Ankunft  des  Zuges  auf  einer  Zwischen- 
station anarangirtt  anf  ein  todtes  Geleise  geschoben,  hier  abgeladen;  die 
Holzer  worden  dann  auf  einen  Eisenbahnwagen  aufgeladen,  welcher  mit 
dem  Abendzng  abgehen  sollte.  Nachmittags  2  Uhr  erlitt  Kläger  eine  Ver- 
letzung. Dieselbe  ist  beim  Betriebe  der  Eisenbahn  nicht  erfolgt  weil  die  . 
Arbeiten  ausser  Zusammenhang  mit  der  dem  Bisenbahntrieb  eigenthftm- 
hehen  Gefährlichkeit  sind. 


Mr.        Entseb.  ta  Dentaehen  Belehageriehta. 
5.  Civil-Senat  Vom  4.  Mär 2  1885. 

[Deviseb.  IMete-Att.  M  Nr.  IST.] 

§  30  Piensi.  EntelgnnngagesetB  vom  11.  Juni  1874. 

Vor  Bfledignng  des  Verwaltnngsverfahrens  —  Pr.  Euteignnngsgesetz 
§  24  f.,  Gesetz  vom  2.  Juli  lülb,  §  U  —  ist  eine  gerichtliche  Klage 
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auch  nicht  darauf  znlfissig»  daas  der  Elftger  —  FestateHang  des  Betrags 
vorbehalten  —  za  entachftdigen  aei. 


^'r.         Entgeh,  den  DentHchen  Reichsgerichta. 
5.  Civil-Senat.    Vom  ö.  Hftrz  1885. 

fiemeaanng  des  Woithea  einaa  Qah&ades  nach  §  10  des  Prenaa.  Siitai|[;- 

nungsgesetzes  vom  11.  Juni  1874. 
Bei  der  Enteignung  ist  der  Werth  zu  ersetzen,  welchen  das  enteignete 
(Tohäude  für  deii  Enteigneten  hatte,  nicht  der  holiere  Werth,  welchen  ea 
für  (I  n  Eiitcigner  dadurch  hat,  dass  es  deaaen  Zwecken  dient,  zn  deren 
Erreichong  die  Enteignung  geschieht. 


Nr.  137.  Beschlnss  des  Kammergerichts  Uerlin. 

Vom  9.  März  1885. 

[,?ohow  u.  Küntzel,  Jahrb.   Bd  •>    -        -■)■>',  ] 

Vertretung  des  Fiskns  bei  der  Veräusserung  von  Gnmdstiicken.  Zur  Auf- 
lassung landesfiskalischer  Grundstücke  miiss  sich  der  Vertreter  des  Fiskus 
dnroh  den  Nachweis  ministerieller  Qenehmignng  der  Veräusaerong  legitimiien. 

Erwerb  und  Veränasemng  von  Gntndeigenthnm  fallen  ihrer  Natur 
nach  TolUtftudig  in  das  Gebiet  dea  Privatrechta;  Vertreter  des  Fiakoa  bei 
solchen  Geachftften  haben  aieh  ftber  ihre  Legitimation  als  genfigend  be- 
ToUmftchtigt  auszuweisen,  §  46  6.B.O.  macht  den  GrondbucbbehOrden  ^ne 
entsprechende  Prfifang  zur  amtlichen  Pflicht  Die  angezogenen  Paragraphen 
ergeben  nichts,  als  dass  die  Regierangen  als  Organe  der  Jlfinister  mit  der 
inneren  Landesverwaltang  in  nmiasaendater  .Weise  betraut  und  auch  zur 
Vertretong  dea  Fiskus  berufen  sind,  soweit  Geschäfte  nicht  anderen  Be- 
hörden Qbertragen  sind.  Die  Yerffigong  Über  die  Substanz  dea  staatlichen 
Gfondbesitzes  hat  nie  ala  Akt  der  laufenden  Verwaltung  gegolten  — 
§  21  Nr.  1  der  Instruktion  Iftaat  darQber  keinen  Zweifel,  daaa  die  dort  mit 
der  Verwaltung  solcher  Immobilien  befssste  zweite  Abtheilung  derartige 
Verföguttgen  nicht  ohne  höhere  Genehmigung  treffen  durfte,  womit  ihr  die 
Legitimation  als  Vertreterin  des  Fiskus  bei  Verftusserongen  direkt  ent- 
zogen war. 

Demgem&88  giebt  die  weitere  Beschwerde  auch  zu,  daaa  die  Ver- 
ftttsserungsgenehmigung  seitens  des  Ministers  nach  dem  Verwaltnngsrechte 
erforderlieh  sein  mOge,  sie  spricht  einer  Provinzial-Verwaltuags-Behörde 
gegenfiber  aber  den  Gerichten  das  Recht  ab,  entsprechende  Nadiweiae  zu 
verlangen.  Diese  Auffassung  setzt  sich  in  direkten  Widerspruch  mit  der 
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der  ZeDtralinstaiizeD,  wie  sie  iD  Eoch's  Recht  der  DomäDen  §§  10,  35^29 
unter  Hittheüimg  der  Belege  für  die  Zeit  bis  1838  daiigelegt  ist,  wie  sie 
noch  jetzt  als  die  maassgebeDde  allgemein  anerkannt  wird  (vgL  v.  Rönne, 
prenss.  Staatsieeht,  4.  Auflage,  HI.  212  ff.,  IV.  755  ff.,  Tnman  6.  B.  0. 
3.  Auflage  II.  199  ff.)  wie  sie  generellen  Ansdmck  in  §  3  der  Yerord. 
Tom  5.  Jnli  1867  (G.8.  8. 182)  für  die  neuen  Landestheile  gefunden  hat 
and  wie  sie  namentlich  aueh  dentlieh  in  der  AUerh.  Kab.O.  Tom  5.  März 
1870  (JastMin.BL  S.  178)  vorausgesetzt  wird.  Ffir  das  Gebiet  des 
Pfivatreehts  fehlt  es  den  Proviuzialbebörden  an  der  gesetzlichen  Ermichti- 
gong,  den  Eönigl.  Fiskus  bei  VerfOgungen  Uber  die  Substanz  des  Grund- 
besitzes voll  zu  vertreten,  weil  solche  VerfSgung  hftheren  Stellen  vorbe- 
halten ist,  wovon  die  Gerichte  bei  der  ihnen  obliegenden  Prüfung  unmög- 
lich absehen  können:  jene  können  sich  ausdrfiddiehen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gegenflber  unmöglich  lediglich  auf  ihre  amtliche  Stdlung 
berufen,  weil  mit  dieser  derartige  Befugnisse  nach  der  bestehenden  Ge- 
setzgebung nicht  verbunden  sind.  FQr  den  vorliegenden  Fall  kommen 
mindestens  dieselben  Grundsfttze  zur  Anwendung,  wie  fSr  Dominen-Ver- 
iussenmgen  (A.L.R.  II.  U  §  35). 

^r.  13ti.  Entsch.  des  OeHterr.  Verwult.<jlericht6hofes. 

Vom  13.  März  1885. 

[Ocsterr.  Centril-Bl«tt  für  EUenb.  etc.  im.  S.  1313,  1214.] 

a)  Die  Ansfibimg  des  Euteignungsreclites  daroh  eine  Eisenbalmnnteniehmiuig 
erfolgt  nicht  blos  für  eine  Betriebs-  sondern  fär  jede  Anlage,  zu  deren 
Herstellimg  die  ünterneliaiuig  verpflichtet  ist  b)  Was  für  den  Betrieb 
einer  Eisenbalmantemehimmg  lierznstellen  sei,  haben  die  Yerwaltnngs* 
bshörden  nach  ihrem  sachverständigen  Ermessen  za  entscheiden,  c)  Die 
blosse  Entgegennahme  der  Parteierklämngen  ist  nicht  als  Feststellung  der 
Onudlageu  ffir  das  Enteignongserkenntniss  im  'Sinne  des  Enteignnngs- 
gesetzes  anzusehen,  d)  Die  Verweigenmg  der  Zulassung  eigener  Partei 
Sachverständiger  begröndet  einen  Mangel  des  Verfahrens,  wenn  die  Bei- 
ziehnng  eines  Sachverständigen  der  Eisenbahnontemehmnng  gestattet  wird, 
e)  Die  in  enteignenden  OnmdfiächeB  sind  nicht  blos  nacli  ihrem  Flächen- 
maaaae,  sondern  auoh  naoh  der  örtUohen  Lage  zu  beaeiehnen. 

Die  Herateilung  eines  Anschlussgelmees  der  Lokalbahn  Böhmisch- 
Leipa^Niemes  an  die  Böhmische  Nordbahn  in  der  Station  Bohmiseh-Leipa 
wurde  der  Oestenr.  Lokaleisenbahn- Gesellschaft  nur  unter  der  Bedingung 
gestattet,  dass  der  bisherige  Kohlenabladeplatz  der  Bohmieehen  Nordbahn 
verlegt  werde.  Htednrch  wurde  die  Erwerbung  fBr  diesen  Zweck  ent- 
sprechender Grundilftchen  northwendig.    Da  die  Einlösung  im  gütlichen 


Digitized  by  Google 


258  Entadi.  des  Oestorr.  VcnraltGericblsliofw  vom  18.  Hin  1085. 

Wege  nicht  za  erreicheii  wur,  ecbritt  die  Steenbafaiiantoniehiiiimg  znr 
Snteigniing. 

Das  von  der  Statthalterei  in  Prag  gefftllte  Bnteignnngeerkemiteise 
wurde  vom  Hinisteriiuii  des  ümern  mit  Erlass  vom  26.  Aagoat  1884, 
Z.  11.068  best&tigt 

Die  Enteigneten  bnehten  nun  beim  Verwaltung^richtsliof  die  Be- 
schwerde ein,  in  welcher  sie  Tonehmlieh  g^tend  machten:  1.  dsM  die 
Eisenbahimntemehmmig  nicht  berechtigt  gewesen  sei,  das  EnteignnngBrecht 
in  Anspmcb  zu  nehmen,  nachdem  der  zu  verlegende  Kohlenveriadeplata 
nicht  fietriebs-,  sondeni  Indnstriezwecken  der  EisenbahnnnismehmiiDg  za 
dienen  habe;  2.  dass  kommissioneU  keinerlei  Erhebungen  gepflogen,  sondern 
blos  die  EfUlmngen  der  Parteien  anfgenommen  worden  seien;  3.  dass 
den  Enteigneten  verwehrt  worden  sei,  ihre  SachsverstSndigeo  beiznziehen, 
wShrend  dies  der  Eisenbahn'GesellsohafI  gestattet  gewesen  sd. 

Der  Verwaltnngsgeriehtshof  hat  die  angefochtene  Entscheidung  wegen 
mangelhaften  Verfahrens  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  22.  Oktob^  1875, 
R.G.B1  Nr.  36  de  1876,  anfgehoben  und  die  Sache  zur  Behebung  der 
Mängel  und  aeueilichen  Entscheidung  an  die  Verwaltungsbehörde  znrflck- 
geleitet. 

Entseheidungsgründe: 

Die  meritoriscben  AusfOhrungen  der  Beschwerde,  insbesondere  die 
Einwendung,  dass  es  sich  hier  nicht  um  eine  Betriehsanlage  der  ozpro- 
priirenden  Lokaleisenbabn- Gesellschaft  selbst,  sondern  um  ehie  solche  der 
Böhmischen  Nordbahn  handle,  ist  mit  Bficksicht  auf  die  Aktenlage  nieht 
begrflndet,  weil  die  Herstellung  eines  Anscblnssgeleises  der  Lokalbahn 
Böhmisch- Leipa — Niemes  in  die  Station  BOhmisch-Leipa  der  Böhmischen 
Nordbahn,  weiches  zweifellos  eine  Anlage  zum  Betriebe  der  Lokalbahn  im 
Sinne  des  $  3  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  R.G.BL  Nr.  80, 
darstellt,  nur  bei  Verlegung  des  bisherigen  Eohlenabladeplatzes  der  Böh- 
mischen Nordbahn  ausfilhrbar  erscheint  und  auch  nur  unter  dieser  Voraus- 
setzung vom  Handelsministerium  genehmigt  worden  ist;  wonach  also  die 
Herstellnng  dieses  Eohlenabladeplatzes  idlerdings  als  eine  mittelbar  Ar 
Betrlebszwocke  der  genannten  Lokalbahn,  nftmlidi  fllr  die  Ausführung  des 
Anschlussgeleiees  etforderliche  und  ebenso  auch  als  eine  Anlage  erscheint, 
deren  Herstellmig  der  Eisenbahnuntemehmnng  obliegt  (§  6  cit). 

Mit  Rflcksicht  auf  diesen  Znsammenhang  hat  der  Vorwaltungsgerichtsbof 
auch  die  Bemftmg  auf  das  B^ehui^Bprotokoll  vom  28.  bis  26.  April  als 
nicht  stichhaltig  anerkannt;  denn  wenn  selbst  dort  ausgespiochen  ist,  dass 
eine  Enteignung  för  die  Bahnaalage  nicht  erforderlich  sei,  so  «hellt  doch 
weiter  aus  dem  Protokolle,  dass  erst  bei  dieser  Verhandlung  Seitens  des 
Vertreters  der  Böhmischen  Nordbahn  das  sohin  von  der  Lokaleisenbahn* 
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GeoeUseliaft  concedirte  und  ton  der  StaatoverwaltnoR  genehmigte  AnBuehen 
am  HerBteUung  eines  nenen  Eobleoabladeplatzes  gestellt  worden  ist,  «o- 
iiach  sieb  der  oberwfthnte  Ansspraeli  auf  diese  erst  spftter  znr  Spiadie 
gekommene  Anlage  nnd  die  für  sie  erforderliehe  Enteignung  niebt  iMxielieD 
konnte. 

Ebenso  bat  der  Verwaltongsgeriebtsbof  mit  ROeksiebt  anf  seine  ge- 
aetziicbe  Znstftndigkeit  die  Frage,  ob  der  bisberige  KoUenplatz  in  Folge 
der  Herstellmig  der  Anscblnasgeleise  ans  Betriebs-  nnd  Betrtobsaieheibeits- 
Rlieksicbteu  ganz  oder  inm  Tbeile  aufgelassen  werden  misse,  dann  ob 
für  den  Betoieb  der  Böhmischen  Kordbahn  ein  nener  KohlenabladepUtx 
herznstellen  sei,  in  seine  Jndikator  nicht  einbezogen,  da  hinsichtlich  dieser 
Fragen  die  YerwaltangsbehOrden  naeh  ihrem  sachsverstAndigen  Ermessen 
zu  entscheiden  berechtigt  waren.  (§  3  lit.  e  des  Gesetzes  vom  2:2.  Oktober 
1875,  R.6.B1.  Nr.  36  de  1876.) 

Dagegcu  liat  der  Verwaltnogsgericbtshof  den  das  Yeifahren  in  dieser 
Enteignnnssache  betreflTenden  formellen  Einwendungen  der  BesehwerddBhrer 
stattgegeben. 

Der  Verwaltnngsgerichtshof  hat  es  zunftchst  als  einen  Mangel  des 
Verfahrens  erkannt,  dass  bei  der  commissionelleo  Verhaodlnng  lediglich 
die  Parteien  gegen  einander  abgehört,  dagegen,  mit  Ansserachthissnng 
der  Bestimmnng  des  §  16,  Abs.  3,  des  Gesetzes  vom  18.  Febrnar  1878, 
die  ffir  die  Enteignnng  maassgebenden  Verhältnisse  an  Ort  nnd  Stelle  nicht 
ermittelt  oder  doch  die  Ergebnisse  dieser  Erhebungen  nnd  zwar  unter 
Angabe  der  benfltzten  Grundlagen  nicht  zn  Protokoll  gebracht  worden 
sind. 

Dieser  gesetzlidien  Vorschrift  ist  durdi  die  im  vorliegenden  Falle 
allein  veranlasste  Entgegennahme  der  Parteierklftmngen  insbesondere  dann 
nicht  entsproeben,  wenn  diese  Erklftrangen  Lander  entgegenstehende 
thatsftchliche  Angaben  enthalten,  was  hier  schon  insofeme  zutraf,  als  Sei- 
tens des  Vertreters  der  Beschwerdefikbrer  behauptet  worden  war,  dass  auch 
naeh  AnslQhmng  des  Anschlassgeleises  hbdftngtich  Raum  für  den  Kohlen* 
abladeplatz  erfibrige,  insbesondere  nidit  dieser  selbst,  sondern  nur  drei 
an  Private  vermiethete  EoUenschnppen  von  dem  Anschlussgeleise  durch- 
schnittoi  wirden.  Ueber  die  tbatsftehliehe  Richtigkeit  dieser  Angabe, 
bezw.  über  die  Grösse  des  bisherigen  nnd  des  nach  Durchflihmng  des 
Anschlusses  verbleibenden  Kohlenplatzes,  dann  über  den  nach  den  Bedirf- 
niseen  des  Bahnbetriebes  voraussichtüdi  erfordeiliehen  Raum  wurde  keine 
Ethebang  gepflogen,  ebensowenig  Über  die  wiederholte  Behauptung  des 
Vertreters  der  Beschweidefilhrer,  dass  durch  die  thatsftchlih  erfolgte  Aus- 
nbmng  des  Anschlusses  die  Entbehr&Uceit  der  Verlegung  des  Kohlenplatzes 
—  nicht  blos  provisorisch  sondern  definitiv  —  dargetban  sei.  Wenn  famer 
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auch  weder  die  Behauptung,  noch  selbst  der  Nachweis,  dass  andere 
geeignete  Plfttze  zur  Yerfögnog  standen,  Ar  sich  allein  die  Enteignung  von 
den  BeaehwerdefAhrem  abzuwenden  vermochte,  dafem  nnr  anch  die  diesen 
gehörige  Area  die  erforderiiche  Eignung  besass,  so  war  doch  mit  Rück- 
sicht anf  die  von  den  Beschwerdel&hrem  anf  der  zn  enteignenden  Gmnd- 
flftehe  ausgeübte  Indnstrie  anch  zn  erheben,  ob  auch  die  Enteignung  anderer 
geeigneter  Parzellen  mit  den  gleichen  Naehtheilen  fllr  die  Eigenthilmer 
verbanden  sein  wfirde,  da  ein  solcher  Eingriff  ra  das  Eigenthnm  wie  die 
Expropriation  stets  ein  Ansnahmsbefagniss  darstellt,  bei  welchem  sich  von 
selbst  versteht,  dass  es  mit  thnnUchster  Schonung  der  bestehenden  Privat- 
rechte  geübt  werden  mnss. 

Ueber  alle  diese  Fragen  war  eiitsi)rechend  der  Offiziosität  des  Ent- 
eignungsverfahrens und  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  §  16  eit.  nach 
Entgegennahme  der  i*arteierklärungen  der  Tliathestand  amtlich  fesUustellen 
und  diese  Feststellung  .unter  Angahe  der  benützteu  Grundlagen**  zu 
Protokoll  zu  bringen,  was  eben  nach  den  Akten  nicht  geschehen  ist. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  es  weiter  auch  als  einen  Mangel  des 
Verfahrens  erkannt,  dass,  entgegen  dem  Grundsätze  des  gleichen  recht- 
liehen Gehörs,  der  von  den  Beschwerdeführern  beigezogene  Sachverst&ndige 
nicht  zugelassen  wurde,  während  der  XiOlcaleisenbabn-Gesellschaft  die 
Beziehung  eines  solchen  Sachverständigen  neben  ihrem  Rechtsfreunde 
gestattet  war. 

Endlich  hat  der  Yerwaltongsgerichtshof  anch  darin  ein  Formgebrecfaen 
gefunden,  dass  in  dem  Enteignungserkeuntnisse  die  zn  enteignenden  Gmnd- 
stficke  nur  nach  dem  Flftchenmaasse^  nicht  auch  nach  der  ortlichen  Lage 
bezeichnet  worden  sind,  da  hiemit  der  Vorschrift  des  §  17  des  Gesetzee 
vom  18.  Februar  1878,  nach  welcher  nicht  allein  der  Umfang,  sondern 
auch  der  Gegenstand  der  Enteignung  geni^u  festzustellen  ist,  nicht  entsprochen 
erscheint. 


Nr«  139.  Entgeh,  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
4.  Civii-Senat.   Vom  13.  April  1885. 

(Zli;  dM  V«raliit  DMtodi.  BifMA.V«nran.  IMB^  &  1097.] 

Ein  Iraia,  dessen  Kzolstag  die  mLontgoltUohe  Tenaüüieigabe  mm  Bau 
einer  hestünmten  Bahn  beschlossen  bat,  ist  m  dJossr  Lelntimg  sieht  ver- 
pflichtet, wenn  die  Bahn  in  einer  dem  Ldmlte  des  BesehlmsieB  nicht  ent- 
sprechenden  Bichtong  gebaut  ist;  und  swar  aueh  dann  nicht,  wenn  der 
Laudrath  des  KrtiMS  sieh  mit  der  letitereu  einTentandeu  erUirt  hat 
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Denn  der  Landrath  ist  nur  zur  AiufUirang,  nioht  aber  zu  einer  ilirem 
lolialte  widerspreehenden  Analegnng  der  Ereistagsbeschlüsse  befagt 
Das  Berofungsgericht  liat  auf  Grand  des  vorliegeudeu  Tbatsacheii- 
materials  zu  Gunsten  der  Kifigerin  das  von  der  Bekiagton  bestrittene  Vor- 
handensein eines-  VertragsverhftltniBBes  festgestellt,  nach  welchem  die  da- 
malige Korporation  des  GesammtkreiBes  B.  sich  verpflichtet  hat,  den  znm 
Baue  der  Eisenbahn  von  P.  nach  B*  innerhalb  des  Gresammtkreises  B.  er- 
forderlichen Grund  nnd  Boden  unentgeltlich  herzugeben.  Als  Begrundungs- 
akte  dieses  Vertragaverhftltnisaes  werden  aufge&sst:  L  das  in  dem  Kreis- 
tagsbeschluRse  vom  2.  Januar  1863  enthaltene  Angebot  der  in  Rede 
stehenden  Leistung;  2.  die  Seitens  des  Laodratfas  C.  Namens  des  Kreises 
erfolgte  Mittheilung  des  Kreistagsbesehlasses  an  den  Oberprftsidenten  der 
Provinz  X.  und  die  Bezirksregiemng  zn  B.,  welche  HittheÜnng  nach 
der  Annahme  des  Bemfongsgerichtes  nicht  blos  behufs  Einholnng  der 
erforderlichen  Bestätigung,  sondern  auch  in  der  Absicht  erfolgt  ist^  dass 
die  Vorlegong  des  Beschlusses  an  die  Königliche  Staatsregiening  nnd 
durch  diese  an  diejenige  GeseUschaft,  welcher  demnftchst  der  Ban 
fibertragen  werden  raOehte,  zur  Annahme  des  Vertragsangebotes  nnd 
Herbeiffihmng  des  Baues  der  Eisenbahn  erfolgte;  sodann  ferner  anch 
*  3.  die  Annahme  des  Vertragsangebotea,  welehe  darin  g^tanden  wird, 
dass  der  Handelsminister  mit  der  0.  Eisenbahngeeellschaft  den  in  der 

Gesetzsammlung  verOffentlichtm  Vertrag  vom  ,  laut  dessen 

die  gedachte  Gesellschaft  die  Verpflichtung  znm  Baue  nnd  znm  Be- 
triebe einer  Eisenbahn  von  P.  nach  T.  nnd  B.  nbemimmt,  geschlossen 
hat  Das  Berufungsgericht  nimmt  weiter  an,  dass  diejenige  Eisenbahn, 
behufs  deren  Erbauung  der  Gesammtkreis  B.  die  mehrerwfihnte  Ver- 
pflichtung fibemommen  habe,  nicht  gebaut,  somit  die  Voraussetzung  der 
mit  der  Klage  geltend  gemachten  Haftung  der  Beklagten  nicht  ein- 
getreten sei.  Zn  dieser  letzteren  Annahme  gelangt  es  durch  eine  Prü- 
fung des  Wortlautes  des  Kreistagsbesehlnsses  in  Verbindung  mit  den 
demselben  vorangegangenen  nnd  ihn  begleitenden  Umstftnden  nnd  Ver- 
handlnngen,  sowie  den  ihm  nachfolgenden  die  Absicht  nnd  den  Willen 
der  Betheiligten  bei  Abfassung  des  Beschlnsses  bezeichnenden  Knnd- 
gebungm.  Es  wird  dabei  erwogen,  wie  sich  ans  dem  in  Rede  stehen- 
den Urknndenmaterialien  ergebe,  dass  anf  Seite  des  Gesammtkreises  B. 
die  Absicht  der  Einwirkung  einer  direkten  Eisenbahnverbindung  zwischen 
B.  nnd  P.  vorgelegen  habe.  Weiter  wird  ausgeführt,  wie  von  anderer 
Seite  anf  die  Herstellung,  einer  Eisenbahnverbindung  zwischen  P.  nnd  T. 
Uber  G.  nnd  l.  hingewirkt  worden  sei.  Endlieh  wird  festgestellt,  dass  in 
dem  mebrgedadtten  Kreistagsbeschlnsse  der  Pkn  der  Erzielnng  einer 
direkten  Verbindung  zwischen  P.  und  B.  festgehalten  nnd  die  Veiv 
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pflichtung  zur  unentgeltlichen  Hergabe  des  Grundes  und  Bodens  unter  der 
VoimoeBetzung  der  Herstellung  jener  direkten  Verbindung  übernommeD 
worden  sei,  dass  aber  die  schliesslich  hergestellte  Eisenbahnverbindung 
zwischen  P.  einerseits,  T.  und  B.  mit  dem  Gabelpnnkte  I.  anderseits  der 
auf  die  Erzielnng  einer  direkten  Yorhindung  zwiBeben  B.  und  P.  gerich- 
teten, in  dem  bezeichneten  KreietagsbeBcbiosse  niedergelegten  Absicht 
nicht  entspreche. 

Die  vdi  stehend  angegebenen  Erwägungen,  mit  welchen  das  Berafangs* 
gericht  die  ausgesprochene  Abweisung  der  Klage  und  Vernrtheilnng  anf 
die  erhobene  Wiederklage  begründet,  werden  in  der  gegenwärtigen  Instanz 
nicht  angegriffen.  Die  von  der  Revisionskirigcrin  gegen  das  ßcrufongs- 
nrtheii  gerichteten  Ausf&hningen  nehmen  die  Feststellung  des  Benifangs- 
rUliters  zum  Ausgangspunkte,  dass  der  Landrath  des  damaligen  Gesammt- 
krcises  B  in  den  von  ihm  an  den  Oberprfisidenten  zu  X.  und  an  die 
Bezirksregierung  zu  B.  erstatteten  Bericliten  vom  20.  August  und  1.  Sep- 
tember 1868  sich  dahin  ansgesprochen  hnhi\  dass  durch  den  Beschlnss 
vom  2.  Januar  1863  auch  gegenüber  der  in  der  Verffigung  des  Ober- 
präsidenten vom  12.  August  1868  dargestellten  veränderten  Sachlage, 
nach  welcher  die  Eisenbahn  von  P.  na(  h  T.  nnd  B.  projektirt  worden, 
die  Angelegenheit  erledigt,  also  durch  den  Kreistags  beschlnss  auch  für  eine 
solche  Bahn  der  Grund  und  Boden  nuent^cltlieh  angeboten  sei.  An  diese 
Feststellung  hat  das  Berufungsgericht  diu  Erwägung  geknUpft,  dass  der 

Landrath  nach  der  Kreisordnung  für  die  Provinz  X.  vom  

/war  zur  Ausführung  der  Kreistagsbeschlösse,  nicht  aber  zu  ihrer  Aus- 
legung und  Deutung  nach  seiner  Auffassung  befugt  sei,  und  dass  er 
daher  durch  eine  dem  Sinne,  in  welchem  der  Kreistagsbeschluss  gefasst 
worden,  widersprechende  Deutung  die  Kreiskorporation  rechtlich  nicht  ver^ 
pflichten  könne.  Diese  Auffassung  wird  von  der  Revisionsklägerin  als 
rechtsirrthfimllch  bezeichnet.  Es  wird  ausgeführt,  der  Beschluss  vom 
2.  Januar  1863  habe  erst  dureh  die  mitteist  der  Beriefate  vom  20.  August 
und  1.  September  1863  erfolgte  Mittheilnng  an  den  Oberprftsidenten 
und  die  Bezirksregiemng  die  rechlüicfae  Bedeutung  eines  Vertrags- 
angebotes erlangt.  Und,  da  es  sieh  bei  dieser  Mittheilnng  darum  ge- 
handelt habe,  fiber  das  in  der  Verfügung  des  Oberpräsidenten  vom 
12.  August  1863  näher  bezeichnete  Eisenbahnprojekt  eine  Erklärung  ab- 
zugeben, diese  Erklärung  auch  von  dem  zur  Vertretung  der  Kreiskorporataon 
berufenen  Beamten  Namens  der  Korporation,  wie  geschehen,  abgege*  en 
worden  sei,  so  kOnne  die  in  Frage  stehende  Auslegung  des  Vertrags' 
angebotes  nicht  dureh  die  Thatsache  beseitigt  werden,  dass  die  Kreis- 
korporatioo  bei  der  ßeschlossfusung  an  das  schliesslich  ausgefiShrte  Bahn- 
projekt nicht  gedacht  habe.  Hiergegen  spreche,  dass  Willenserklärungen 
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nach  der  Zeit  ihrer  Abgabe,  uicht  nach  der  Zeit,  in  welcher  der  Beschlass. 
sie  abzugeben,  gefasst  worden,  auszulegeo  seien.  Und  da  dem  Landratite 
die  Befugniss  beigewohnt  habe,  das  Vertragsangebot  Namens  der  Krois- 
korporatiou  zu  erklären,  8o  komme  es  für  die  Frage,  welchen  Inhalt  der 
von  dem  Landrathe  abgeschlossene  Vergleich  habe,  nicht  darauf  an,  ob 
diese  Erklärung  dem  ara  2.  Januar  1863  gefassten  Beschlüsse  entsprochen 
liabe.  Den  Ansföhrungea  der  Sevisionsklftgerin  ist  der  Erfolg  zu  ver- 
Migen. 

Die  Entscheidung  zweiter  Instanz  beruht  auf  dem  Satze,  dass  nach 
der  Kreisordnung  für  die  Provinz  X.  der  Landrath  swar  amtlieh  berufen 
üei,  Beschlüsse  des  Kreistages  zur  Ausführung  ra  bringen,  (Ubb  ihm  aber 
die  Befugniss  abgehe,  dergleichen  Beschlüsse  in  einer  dem  Sinne,  in  wel- 
chem sie  gefasst  worden,  widersprechenden  Weise  auszulegen  und  dass  er 
durch  eine  dem  Beschlüsse  widersprechende  Auslegung  die  Kreiakorporation 
nicht  habe  verpflicliten  können.  Soweit  es  sich  in  diesem  Satze  um  eine 
Anwadang  der  Kreisordnnng  und  um  die  nach  derselben  stattfindende 
Umgrenzung  der  Befugnisse  des  Landrathes  gegenüber  der  Kreiskorporation 
handelt,  ist  er  in  der  Revisionsinstanz  nicht  anfechtbar,  da  ein«' Verletzung 
der  BecbtsDormen  der  bezeichneten  Kreisordnung  nach  §  der  Civil- 
prozessordnung  die  Revision  nicht  würde  begründen  können.  Der  von  der 
Revisionsklfigerin  aufgestellte  Satz,  der  Landrath  müsse,  da  er  znr  Aas- 
führung des  Kreistagsbeschlusses  amtlich  ermächtigt  gewesen  sei,  auch 
die  Befugnisse  zn  der  durch  ihn  im  v(»rliegenden  Falle  geschehenen  Aus- 
legung desselben  mit  verpflichtender  Wirkung  für  die  von  ihm  vertretene 
Kreiskorporation  gehabt  haben,  läuft  auch  in  der  That  auf  die  unstatthafte 
Rüge  unrichtiger  Anwendong  der  Kreisordnung  hinaos.  Hierbei  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Korporationen  durch  ihre  Beamten  nnr  innerhalb  des 
Kreises  oder  den  letzteren  beigelegten  Kompetenz  vertreten  werden 
(Demburg,  Privatreclit.  Bd.  I.  8.  53),  und  dass  die  Kompetenz  des  I.aiid- 
raths  dnrch  die  Kreisordnung  bestimmt  wird.  Zagegeben  kann  der  Re- 
visionsklägerin werden,  dass  die  für  die  Auslegung  eines  Vertragsangebotes 
in  Betracht  kominenden  Umstände  regelmässig  mehr  aus  der  Zeit,  in  wel- 
cher ein  Vertragsangebot  erklärt  worden,  als  aas  der  Zeit,  aas  welcher 
der  erste  Entechluss  znr  Abgabe  der  Erklärung  herrührt,  zu  entnehmen 
sein  werden.  Aber  diese  Erwägung  kann  dem  für  die  Hevisionsinstanz 
feststehenden  Satze  gegenflber  nicht  iu  Betracht  kommen,  dass  der  Land- 
rath zu  einer  dem  Sinne,  in  welchem  der  Beschlnss  vom  2.  Januar  1863 
gefasst  war,  widersprechenden  Auffassung  desselben  überall  nicht  befagt 
war.  Denn,  fehlte  ihm  diese  Befugniss  nach  der  Kreisordnung,  so  konnte 
sie  auch  durch  die  Terfiaderten  Umst&nde,  wekbe  zar  Zeit  der  Mittheilnng 
des  Vertragsangebotes  an  die  Staatsregierang  voriagen,  nicht  erzeugt  wer- 
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den.    Nun  ist  allerdings  in  Betracht  zn  zieheo,  das8  das  Berafangsgeridit 
das  VorbaudtiQsein  eines  Yertragsverhältnisses  anf  Grand  des  in  Fn^e 
Stehenden  Vertragsangebotes,  der  Uebermittelang  des  VertragsaDgebotes 
durch  den  Landrath  nnd  der  Annahme  des  Angebotes  durch  die  Staats- 
legienuig  featotellt.  Und  Angesichts  dieser  Feststellung  mössen  die  gegen 
das  BerofiaDgSQrtheü  gerichteten  AnsfOhnuigen  der  Revisionsivlägerm  dahin 
verstanden  werden,  dass  dem  festgestellten  VertragsverhAltuisse  gegen- 
über nur  noch  die  Anslegangsfrage  in  Betracht  komme,  dass  fftr  die  Aus- 
legung der  Sinn,  welchen  der  Kreistag  mit  seinem  Beschlüsse  verbanden 
habe,  znrfickzntreten  habe,  und  dass  die  /wischen  dem  Laiidrathe  und  der 
Staatsregiemng  erzielte  Wülenseinignng  allein  entscheidend  sei.  Allein 
wenn  man  diesen  Ansführnngen  folgen  wollte,  würde  man  in  einen  Zirkel 
gerathen.    Man  kann  nicht  aus  dem  festgestellten  Vertragsverhältnisse 
darauf  schliessen,  dass  das  Vertragsangebot  nnr  in  dem  Sinne  anfjgefasst 
werden  kOnne,  welcher  dem  Yertragswillen,  wie  er  der  Staatsregiemng 
bei  der  Annahme  des  Vertragsangebotes  beigewohnt  habe,  entspreche. 
Vielmehr  würde,  wenn  die  in  dem  Bemfangsnrtbeile  enthaltcEe  Fest- 
stellnng  eines  Vertragsverhältnisses  eine  Auffassung  des  Vertragsangebotes 
in  dem  Sinne,  den  der  Landrath  ihm  bei  seiner  Mttheilnng  an  das  Han- 
delsministerinm  nnd  an  die  Bezirksregierang  beigelegt  hat,  zur  nothwen- 
digen  Voraussetzung  hätte,  ein  Widerspruch  zwischen  der  Feststellung  des 
Inhaltes  des  Ereistagsbeschlusses  vom  2.  Januar  1863  als  des  Vertrags- 
angebotes, und  der  Feststellung  des  mit  dem  Vertragsangebote  nicht  über- 
einstimmenden Vertragsinhaltes  vorliegen.   Allein  die  FeststeUunic  eines 
Vertragsverh&ltnisses  kann  fOglich  nur  den  Sinn  haben,  dass  damit  hat 
ausgesprochen  werden  sollen,  wie  die  vom  Berufungsgericht  in  Betracht 
gezogenen  Beehtavorgftnge  an  sich  geeignet  seien,  zur  Annahme  eines  Ver- 
trages, als  der  Grundlage  des  Klageansprnehs  zu  f&hren,  und  dass  ein 
Vertrag  vorliegen  vrfirde,  wenn  entweder  der  Kreistag  den  Beschluss  vom 

2.  Januar  1863  in  dem  vom  Landrathe  C   demselben  gegebenen 

Sinne  gefasst  bfttte,  oder  wenn  der  vom  Kreistage  als  Voraussetzung  des 
Angebotes  unentgeltlicher  Hergäbe  des  Grundes  nnd  Bodens  angenommene 
Eisenbahnbau  erfolgt  wftre.  Indess  selbst  wenn  die  Feststellung  eines 
Vertragsverh&ltnisses  nicht,  wie  angegeben,  als  eine  hypothetische  anzu- 
fassen, dieselbe  vielmehr  mit  der  Feststellnng  des  Inhaltes  des  Vertrags- 
angebotes und  dem  Sinne,  in  welchem  das  Angebot  angenommen  worden, 
Mangels  einer  Willensöbermnstimmnng  zwischen  Angebot  und  Annahme 
im  V^idersprnch  st&nde,  so  würde  doch  die  Aufhebung  des  Berufongs- 
urtheils  nicht  geboten  sein.  Grundlegend  bleibt  immer  die  Feststellung 
des  Inhaltes  des  Krelstagsbescblnsses  und  die  Erwügung,  dass  der  Laad- 
rath nicht  berufen  war,  den  Beschluss  in  einem  anderen  Sinne  aufzufassen. 
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als  in  dem,  welcher  dem  wahren  Inhalte  des  Behclilusses  entspricht.  Mit 
dieser  Feststellung  ist  eine  Vemrtheilong  der  Beklagten  auf  die  Klage 
aasgeschlossen.  Die  Gründe,  welche  dem  Aufbaue  eines  Vertragsverhält- 
nisses auf  der  Grundlage  des  Vertragsangebotes  der  Kreiskor{)oration  ent- 
gegenstehen, hindern  daher  die  AofreciithaltoBg  jenes  Grandes  der  Klage- 
abweisung nicht. 

Das  Berufungsgericht  hat  aber  ferner  für  den  Fall,  daös  di*'  In'sjjrochone 
Festptelinng  über  das  Zustaudekommen  eines  Verti-agsveriiultuisses  nicht 
zu  treffen  gewesen  wäre,  angenommen,  da^s  ein  Vertragsverhältniss  als 
(irundlage  der  Klage  sich  noch  in  anderer  Weise  konstruiren  lasse;  in 
/weiter  Keihe  Tia!nli(  ii  iji  der  Art,  dass  in  der  Erklärung  der  Staats- 
reirierong,  fin  den  Bau  der  Bahn  sorgen  zu  wollen,  wenn  die  Kreise  den 
eriorderlicln  II  Grund  und  Boden  für  deu  Bau  unentgeltlich  hei^gäben,  das 
Vertragsaugebot  und  in  dem  Kreistagsbeschlusse  vom  2.  Januar  1863  die 
Annahme  gefuuden  würde.  In  dritter  Reihe  aber  lasse  sieh  —  ffdirt  das 
Berufungsgericht  weiter  aus  —  ein  Vertragsvcrhältniss  auch  aus  dem  zwi- 
schen der  Klägerin  und  den  T>andräthen  C.  und  von  0.  durch  die  in  dem 
Thatsachenmateriale  des  Berufungsurtheils  erwähnten  Schreiben  vom  11. 
und  14.  August,  4.  und  26.  November  1808  geführten  Briefwechsel  her- 
leiten. Diesen  Erwägungen  gegenüber  kommt  in  Betracht,  dass  auch  für 
t'iu  Vertragsverhältuiss.  wIp  es  vorstehend  in  zweiter  und  dritter  Reihe 
konstruirt  wird,  der  Inhalt  des  Kreistagsbeschlusses  vom  2.  Januar  1863 
Mangels  der  Feststellung  irgend  einer  anderen,  zur  Verpflichtung  der  Kreis- 
korporation nu<'h  "Maassgabe  des  Klageantrages  geeigneten  ülrtdäruog  eine 
uothwendige  Grundlage  zu  bilden  haben  würde. 

Der  in  dem  Inhalte  des  Kreistagsbescldii^sps  bt^stehende  Grund  der 
Klageabweisung  bleibt  also  aucb  nach  diesen  Erörterungen  bestehen. 


Nr«  140.  Eiitodi..de8  Oesterr.  Y6rwalt.Gerfclit8liofeB, 

Vom  14.  April  1885. 

(Oesterr.  CculralblAtt  für  Eisenbahnen  etc.  1885.  S.  208-?.  -  Rudwinski,  Sammlnng.  Bd.  9.  S.  mi 

a)  In  Ansehung  der  Besteuerung  der  Eiseubaimban-Untemelimungen  finden 
die  Bestinunnngen  des  Erwerbsteuerpatentes  vom  31.  Dezember  1812  An- 
wendung, b)  Die  Einreihung  einer  Eisenbahnbau-Unternehmung  in  eine 
BeschäftigTingsklasse  ist  dem  freien  Ermessen  der  Steuerbehörden  über- 
lassen, c)  Die  einer  Eisenbahnban-Ünteruehmung  bewilligte  Aufzahlung 
ist  an  sich  nicht  als  Beweis  eines  erlittenen  Verlustes  anzunehmen. 

Die  Bauunternehmer  Josef  Müller.  Gustav  Beer  und  Theodor  Fleißch- 
mauu,  welchen  von  der  Lemberger  Finanz -Juandeedirektion  mit  Ruciuicht 
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auf  die  Bauführung  des  VI.  und  VII.  Loses  der  Tarnow-Leluchower  Balm 
und  der  Stationshäusor  in  Alt-Sandec;  und  in  Nea-Saodec  die  Erwerb-  und 
Einkommenstenor  für  die  Jahre  1874  bis  1876  vorgesdirid^en  worden  war, 
betraten  den  Weg  der  Beschwerde  vor  dem  Verwiütiingsgerichtshofe,  in 
welcher  sie  die  analoge  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  yom 
8.  Mai  1869,  R.G.Bl.  Nr.  61  für  sirh  in  Anspruch  nahmen  und  die  Un- 
richtigkeit der  Klassifikation,  die  Unrichtigkeit  des  Zeitraumes,  filr  deo 
die  Steuer  bemessen  wurde ,  endlich  mit  Rücksicht  auf  einen  ausser 
Betracht  gelassenen  Verlust  die  Unrichtigkeit  der  Höbe  des  vorgeschrie- 
benen Steuerbetrages  geltend  gemacht  wnrde. 

Die  Beschwerde  wnrde  vom  Verwaltnngsgerichtshofe  als  nnbegrfindet 
abgewiesen. 

Hierbei  ging  derVerwaltnngsgeriehtsbof  von  folgenden  Erwägungen  aus: 
Das  Verlangen  um  analoge  Anwcndnug  der  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes  vom  8.  Mai  1869,  R.G.B1.  Nr.  61,  betreffend  die  Bemessung»  Vor- 
schreibnng  und  Einhebung  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  von  Sisen- 
babnnnternehmungen,  erscheint  mit  Rücksicht  darauf  ganz  unzolAssig,  weil 
dieses  Gesetz  eben  nur  ein  Spezialgesetz  für  Eisenbahnunteraehmnngen 
Ist  und  eine  analoge  Anwendung  auf  andere  Unternehmungen  nicht  zulftsst. 
Es  findet  hier  aber  auch  das  Gesetz  vom  29.  .Tuli  1871,  R.6.B1.  Nr.  91, 
keine  Anwendung,  weil  die  in  Rede  stehende  Unternehmung  nicht  in 
Fabriksgeb&uden  oder  Betriebslokalitfiten,  deren  der  §  1  dieses  Gesetzea 
erwllbnt,  ausgeflbt  wurde.  —  Es  waren  daher  die  Bestimmungen  des 
Erweibstenerpatentes  vom  81.  Dezember  1812  in  Anwendung  zu  bringen, 
wonach  jede  Gewerbsuntemebmung  an  dem  Orte  zu  besteuern  ist,  wo  sie 
ausgeübt  wird. 

Die  Festsetzung  der  Steuerklasse,  in  welche  die  beschwerdefthrende 
Unternehmung  eingereiht  wurde,  erfolgte  auf  Grund  der  dieser  von  der 
Steuerbebdrde  abgeforderten  Erklärung,  auf  Grund  der  fiber  den  Ertrag 
der  Unternehmung  gepflogenen  Erbebungen  und  auf  Grund  des  noch  ein- 
geholten Gutachtens  der  Ortsobrigkeit.  Es  erscheinen  sonach  die  im  f  8 
des  Erwerbsteuerpatentes  im  Zwecke  der  Entscheidung,  In  welche  Steuer- 
klasse der  Unternehmer  einzureihen  ist,  vorgeschriebenen  Formen  des 
Verfisbrens  eingdulten. 

Die  von  der  Steuerbehörde  mit  EAcksicht  auf  den  erhobenen  Umfimg 
der  Unternehmung  und  auf  deren  von  dem  Ortsbedarfe  unabhängige  Natur 
vorgenommene  Einreihung  m  die  I.  Haiq[»tbeeehäfkigangs-Abtbeilung  und  in 
eine  fQr  diese  Abtheilung  zufolge  Allerh.  Entschliessung  vom  5.  September 
1822,  Pol.  GeB.-Sammlung  Nr.  99  pro  1822  festgesetzte  Steuerklasse  kann 
nicht  als  gesetzwidrig  bezeichnet  werden,  nachdem  die  Entscheidung  in 
dieser  Beziehung  unter  Beobachtung  des  vom  Gesetze  vorgeaeichneten 
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TerfabreDB  dem  SrmeBBen  der  Steuerbehörden  fiberlaesen  ist  (§§  8  nnd  20 
des  Erwerbstenerpaientes  und  §  8  des  Zentral-Finanz^Hofkommissions- 
Dekretes  vom  14.  JAnner  1813,  Z.  42). 

Bezfiglidi  der  von  der  Beschwerde  angefochtenen  steuerbaren  Ge* 
sehftftsdaner  erscheint  es  durch  die  Seitens  der  competenten  k.  k.  Direktion 
für  Staatseisenbahnbanten  der  SteneibebOrde  ertheilte  Auskunft  unzweifel- 
haft ftetgestellt»  dasa  die  Unternehmung  im  Sandecer  Bezirke  Yom  20.  April 
1874  bis  4.  Augnet  1876  gedauert  hat,  wenn  auch  Tertragsmftssig  am 

I.  Mai  1876  die  Baufohrnngen  hatten  beendet  sein  solleo. 

Kachdem  der  faktische  Betrieb  der  Erwerbsuntemehmung  bis  in  das 
zweite  Semester  1876  sich  erstreckte  und  nach  §  16  des  Erwerbsstener- 
patentes  die  bemessene  Steuer  in  zwei  Raten  halbjfthrig  vorhinein  entrichtet 
werden  muss,  so  war  es  im  Hinblicke  auf  die  Bestimmung  des  Punktes  2 
des  Hofkanzlei-Dekretes  vom  11.  April  1816,  Pol.  Ges -Samml.  Nr.  38 
pro  1816,  gegründet,  dass  die  Abschreibung  der  Erwerbsteuer  nicht  vom 

II.  Semester  1876,  sondern  erst  vom  I.  Semester  1877  von  der  k.  k.  Finanz- 
Landesdirektion  verfugt  wurde. 

Die  Grundlage,  auf  der  die  Steuerbehörde  die  Berechnung  des  Kein- 
einkommens  vornahm,  war  für  das  Jahr  1874  die  Fassion  der  Unter- 
nehmung selbst,  für  die  Jahre  1875  und  1876,  ftr  welche  die  Unternehmung 
die  Fassions- Blanquette  anszufQllen  nicht  in  der  Lage  zu  sein  erklärte, 
das  Ergebnisa  der  in  Gemftssheit  des  $  25  des  Einkommensteueqpatentes 
gepflogenen  Erhebungen,  die  Auskunft  der  k.  k.  Direktion  f8r  Staatseisen- 
bahnbauten  fiber  die  in  den  einzelnen  Jahren  ausgezahlten  Verdienst- 
snmmen  und  der  Ausspruch  von  sechs  einvernommenen  Sachverständigen. 

Da  nun  die  Steuerbehörde  sowohl  nach  §  25  des  Einkommensteuer- 
Patentes  als  auch  nach  dem  Finanzministerial-Eriasse  vom  13.  November 
1850,  R.G.B1.  Nr.  445,  in  Absicht  auf  die  Prfitung  der  Einkommens- 
bekenntnisse,  bezw.  auf  die  Erhebung  und  Ricbtigstellnng  der  auf  die 
SteuerbemesBung  einflussnehmenden  Thataachen  auf  die  Mitwirkung  wohl- 
nnterrichteter  Vertrauensmftnner  gewiesen  ist,  und  die  beschwerdefahrende 
Unternehmung  weder  ihre  Behauptungen  nachgewiesen,  noch  das  Gutachten 
der  Vertrauensmanner  widerlegt  hat,  so  war  die  Steuerbehörde  vom  Stand- 
punkte des  Gesetzes  nicht  veranlasst,  ^n  von  dem  Ansapn»^  der  Ver- 
trauensmftnner abweichendes  Einkommen  zur  Basis  der  Steuerbemessung 
zu  nehmen. 

Die  nach  der  Angabe  der  Unternehmung  ihr  von  der  Direktion  für 
Staatseisenbahnbanten  bewilligte  Aufisahlung  war  die  Steuerbehörde  um- 
floweniger  verpflichtet,  als  Beweis  eines  erlittenen  Verlustes  anzunehmen, 
da  nadi  Eröffnung  der  genannten  Direktion  alle  Untsraehmungen  um 
Aufbesserungen  angesucht  haben,  welche  jedoch  prinzipiell  abgeschlagen,. 
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und  mur  höchstens  solche  Mehmrbelteii  berAcksiehtigt  worden,  welche 
ausserhalb  der  kontmktlicfaen  Verpflichtnng  lagen. 


Kr.  Ul.  fintMh*  dw  Prows,  Amtigerlehts  Erftirt. 

Vom  14.  April  1885. 
ErfbrdernisBS  fiir  die  Snbstaatünuig  der  Sehadensersatzklage  des  Fracht- 
lAhrers  (Eisenbalm)  gegen  den  Absender  wegen  Besehädignng  der  Trans» 
portmittel  dnrch  das  transportirte  0at  (in  oasn  Pferde). 

Kläger  (Eisenbahn-Fiskus)  hat  beantragt,  die  verklagte  liandlung  zur 
Zahlung  vuu  10  M.  63  Pf.  an  ihn  zu  verurthcileu  und  zur  Begründung 
dieses  Antrages  Folgeudes  behauptet: 

Am  17.  November  18S4  sei  ein  zum  Botriebe  der  Königlichen  Eisen- 
bahn-Diri'ctinn  zu  Köln  (rechtsrheinisch)  gehöriger  Wagen,  mit  der  Beklagten 
gehörigen  und  von  ihr  versendeten  Pferden  behiden,  von  Leip/.jn;  liier  au- 
gekommen. Dieser  Wagen  sei  der  Beklagten  in  Leipzig  in  uiibtsehädigtem 
und  vorschriftsraässigen  Zuütande  übergeben.  Kurz  vor  der  Abfahrt  von 
Leipzig  aber  hätteu  die  Pferde  4  Seiten  Wandbretter  in  diesem  Wagen  zer- 
schlagen und  hätte  derselbe  (le>ha]b  hier  in  Reparatur  genommen  werden 
inüsseii,  wodurch  dem  Kläger  au  angemesseneu  Selbstkubteu  10  M.  53  Pf. 
entstanden  seien. 

Kläger  hat  Ersatz  der  gedachten  Kosten  von  der  Beklagten  verlangt,  indem 
er  aus  den  in  der  Klage  angeführten  Gründen  die  Haftpflicht  der  Beklagte» 
darzulegen  gesucht  hat. 

Beklagte  hat  dagegen  das  thatsachliche  Vorbringen  des  Klägers  zwar 
nicht  bestritten,  ist  jedoch  seinen  rechtlichen  Aasführougen  entgegenge- 
treten und  hat  beantragt: 

Den  Kläger  mit  seiner  Klage  kostenpflichtig  abzuweisen  and  das 
ürtheü  für  vorläoiig  vollstreckbar  zu  erklären. 

%    Gr  finde. 

Das  Vorbringen  des  Klägers  ISsst  ffkt  den  geltend  gemachten  £nt- 
schftdignngBansproeh  einen  Reditsgmnd  nicht  erkennen,  namentlieh  waren 
die  Tom  Klarer  hervorgehobenen  rechtliehen  Gesiehtsponkte  als  nnzntreflfeod 
zn  verwerfen  nnd  demnach  wie  geschehen  za  entsoheiden.  Bei  der  Be- 
gründung seines  Anspruches  geht  KUger  selbst  davon  ans,  zwischeii  ihm 
and  der  Beklagten  im  VeTtragsverhftltmes  bestanden  habe  nnd  venneint 
er  Ersata  des  eingetretenen  Schadens  anf  Gmnd  der  Beohte  eines  Fruchte 
ffihrers  gegenOber  dem  Absender  vom  Beklagten  fotdeni  m  kOnnes. 
Allein  schon  diese  Annahme  zn  begründen,  reiohen  die  thatelehficheD 
Angaben  des  Eligeis,  die  er  trotz  gerichteseitiger  FiagsteUnng  nicht  er- 
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gSazt  Iiat,  keineswcpfs  ans.  Denn  wenn  auch  Kläger  anf  Grund  seiner 
Aagaben  über  das  dem  fraglichen  Transport  za  Gniiule  liegende  Fracht- 
geschäft unter  Zuhilfenahme  der  Bestimmung  des  Art.  401  Abs.  2 
H.G.B.,  soweit  der  Transport  auf  seiner  Bahnstrecke  erfolgt  ist,  als 
Frachtführer  angpF^eheu  werden  kann,  so  hat  doch  Kläger  selbst  nicht  die 
Behauptong  aufzustellen  vermoclit,  dass  die  fragliclie  Beschädigung  anf 
<lioser  Strecke  geschehen  sei.  Es  wurde  daher  jedenfalls,  wenn  selbst  der 
franfliche  Entschädigungsanspruch  aus  den  Rechten  des  Frachtführers 
gegenüber  dem  Absender  hergeleitet  werden  könnte,  doch  die  für  Kläger 
erford*  rli  he  Aktivlegitimation  zur  Klage  nicht  beschafft  sein.  Zn  verwerfen 
ist  aber  femer  auch  die  Ansicht,  dass  der  Frachtführer  wegen  Beschäm 
digongen,  die  seine  Transportmittel  erlitten  haben,  ohne  weiteres  den 
Absender  ersatzpflichtig  machen  könne.  Der  Frachtführer,  dessen  Aufgabe 
in  der  Ausführung  eines  Transportes  besteht  ist  soweit  nicht  das  Handels- 
gesetzbuch besondere  Bestimraunpen  p^etroffen  hat,  nach  den  Vorschriften 
des  bürgerlichen  Rechtes  über  Werkverdingnng  zu  beurtheilen  (vergl, 
Entsch.).  DesR.O.H.GerichtsBd.XI.  158;  XV.  342;  XX.340.  Demburg 
Preuss.  Privatr.  II.  §  202  Text  zu  Note  6.  Hiemach  aber  steht  der 
Frachtführer  in  Hinsicht  der  Besobädigungen,  welche  seine  Transportmittel 
darcb  den  Transport  erleiden,  wesentlich  anders  als  der  Vermiether, 
welcher  die  Gegenstände  selbst  znm  Gebrauche  vermiethet  (vergl.  Demburg 
cit  Note  8);  er  hat  keinen  Anspruch  auf  Rückgabe  der  Transportmittel 
gegen  den  Absender  nnd  kann  daher  auch  nicht  ohne  weitere  Voraus- 
setzungen Ersatz  vorgefallener  Beschädigungen  derselben  vom  Absender 
beanspntchen.  Dass  aber  im  vorliegenden  Falle  eine  derartige  besondere 
BegTündong  dem  Kläger  zur  Seite  stehe,  wie  etwa,  dass  die  fraglichen 
Beschädigungen  bei  Gelegenheit  des  Vcrladens  der  Pferde  geschehen  und 
Beklagte  deshalb  nach  §  67  No.  4  Betriebsreglements  haftbar  wäre,  oder 
dass  die  Bescbädignngen  durch  ein  von  der  Beklagten  zn  Tertretendes  Yer- 
sohnlden  vemrsacht  wären,  hat  Kläger  nicht  zu  behaupten  vermocht. 

Aus  diesen  Ausführangen  folgt  zugleich,  dass  Kläger  sich  auch  nicht, 
wie  geschehen  anf  die  Bestimmnogen  des  Tit.  13  Th.  I  A.L.R.  berufen  kann 
denn  nicht  diesen,  sondern  den  Vorschriften  Tit  XI  §  925  f.  Th.  I  cit. 
unterliegt  das  Frachtgeschäft.  Ebensowenig-  war  aber  auch  der  Ansicht 
des  Kläger«  zn  folgen,  dass  die  ihm  in  Art.  423  H.G.B.  auferlegte  Ver- 
pflichtung dazu  nätJi^e,  Sechtssätze,  wie  der  von  ihm  prätendirte,  anzu- 
erkennen. Ueberdies  ist  der  gedachten  Verpfliehtnng  gegenflber  Kläger 
gegen  die  Gefahren  ihm  nicht  znznmuthenden  Schadens  geschätzt  durch 
die  Bestimmungen  der  Art  424  f.  H.G.B.  nnd  mit  Bezug  auf  die  vor^ 
liegende  Frage  insbesondere  durch  f  40  n.  42  Betriebsregiements  vom 
17.  Hai  1B74.  Endlich  aber  kann  auch  von  einer  analogen  Anwendung 
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des  §  67  No.  4  Betriebsreglements  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Rede 
flein  und  ist  nicht  erfindlich,  wie  damit  der  Aneproch  dee  Klägers  begrflndet 
werden  konnte. 


Nr.  142.  Entecli.  des  Oesterr.  Obersten  Oeriehtshofes. 

Vom  14.  April  1885. 

[Ocsterr.  Centnüblitt  für  E(!«enbaliiiei)  etr.   Iks:.,  S.  liJS-j 

Die  Kosten  des  gerichtlichen  Augenscheines,  welcher  bezüglich  Feststellung 
der  Entschädigung  für  die  zum  Bahnbaue  enteigneten  ürüDde  über  Ver- 
langen des  betreffenden  Grundbesitzers  im  Sinne  des  §  31  des  Gesetzes 
vom  18.  Februar  1878,  ILG.Bl.  Nr.  30  vorgenommen  wird,  hat  der  ein- 
schreitende Grundbesitzer  —  und  zwar  imbeschadet  des  Rechtes  der 
QeltendmAchuag  eines  eventuellen  späteren  Kl  ^^ress  Anspruches  gegen  die 

Bahngesellschaft  —  zu  tragen. 

Die  Anordnung  nnd  Vornahme  des  Augenscheines  erfolgte  über  An- 
suchen und  im  Interesse  des  Heknrrcnten  und  steht  derzeit  gar  nicht  fest, 
ob  und  in  wiefern  derselbe  auf  die  Feststellung  der  Entscli&digungssnmme 
für  die  den  Rekurrenten  enteigneten  Grundstücke  von  irgend  einem  Ein^ 
flusse  ist;  in  dieser  nnd  in  der  weiteren  £rwägung,  dass  nach  §  44  des 
Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  R.6.B1.  Nr.  30,  die  Eiseubahnuntemeh- 
mung  nur  jene  Kosten  des  Enteigoungsverfahrens  und  der  gerichtlichen 
Feststellung  der  Entschädigung  zu  bestreiten  hat  die  durch  ein  gerecht- 
fertigtes Einschreiten  einer  Partei  hervorgerufen  werden,  musste  der  Re- 
kurs verworfen  und  der  Bescheid  des  k.  k.  Bezirksgerichtes  Mureck  vom 
11.  Dezember  1884,  Z.  8165»  best&tigt,  von  einem  Ausspruche  über  die 
Kosten  des  Rekurses  aber  Umgang  genommen  werden,  weil  dieselben  nicht 
verzeichnet  worden  sind. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  den  ausserordentlichen  Revisions-Reko» 
des  P.  in  Abgang  der  zur  Abänderung  Rleichfurmiger  Erledigungen  allein 
berechtigenden  Voraussetzungen  des  Uofdekretes  vom  15.  Februar  1833, 
Xr.  2593,  zurückgewiesen,  da  weder  eine  Gesetzwidrigkeit  noch  oflenbare 
Ungerechtigkeit  wahrnehmbar  ist,  vielmehr  der  Auftrag  zum  Erisge  der 
in  Folge  Einschreiten  der  Rel^urrenten  erlaufenen  Kosten  derzeit,  wo  noch 
nicht  vorliegt,  dass  dieses  Einschreiten  sich  als  nothwendig  und  erfolgreich 
darstellt,  ganz  gerechtfertigt  erscheint  nnd  damit  einem  aUfillligen  spftteren 
Ersatzansprache  niefit  prl^ndiztrt  ist 
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Nr.  U3.   Entsch.  des  I^entschen  Eeichsgerichts. 
2.  Straf-Seaat   Vom  28.  April  1895. 

[Deutsche  Jurist.  Zt«.  Bd.  10.  S.  631.] 

$  230  Str.G6B.B.  KöipermletBang  dnreli  einen  Beamten. 
Die  Vorschrift  des  §  230  Str.G.B.,  wonach  eine  dnreh  Fahrlässigkeit 
Tenirsachte  Körperverletzung  hftrter  gestraft  werden  kann,  wenn  der  Thfiter 
diejenige  Anfmerkeamkeit,  zu  welcher  er  vennOge  seines  Berufes  oder 
Gewerbes  besonders  yerpflichtet  war,  ansser  Angen  setzt«,  findet  auch 
dann  Anwendung,  wenn  der  Thäter  den  Bemf  oder  das  Gewerbe  nicht  als 
Hanpt-,  sondern  nnr  als  Nebenbemf  oder  Nebengewerbe  gew&hlt  hatte, 
z.  B.  ein  Beamter  die  technische  Leitung  einer  Fabrik. 


Nr.  144.   Enisch.  dm  Deutschen  Ueich8gerkht8. 

1.  Civil-Senat.    Vom  29.  April  1^85. 

:  v!iit!  Kntsrh.  <lfs  llciclisfertchts  in  i  'ivii--:irh'  'i,  Hd  !  '..  431.J 

Ein  nach  Einiülirung  der  Civilprozessordnun^  altgt^sch lossener  Schiedsver- 
trag ist  trotz  des  Vorbehalts  der  gesetzlichen  ßechtsiiiittrl  rechtswirksam. 
Die  Zustellung  einer  Abschrift  des  Schiedsspruches  an  die  Parteien  genügt 
nicht   Es  ist  nach  §  865  C.P.O.  eine  Ausfertigung  erforderlich. 

Die  Beklagte  bestreitet  die  Rechtsgiltigkeit  des  Schiedsvertrages  wegen 
des  Schlusssatzes  der  betreffenden  Polizenbestimmong: 

«Gegen  den  Ausspruch  finden  die  gesetzlichen  Rechtsmittel  statt.'' 

Wenn  aber  in  einem  nach  Einführung  der  Civilprozessordnung  abge- 
schlossenen Vertrage  von  den  „gesetzlichen"  Rechtsmitteln  gegen  den 
Schiedsspruch  die  Rede  ist,  so  kann  dies  entweder  nur  von  denjenigen 
Rechtsmitteln,  welche  die  Civilprozessordnung  gewährt,  verstanden  werden 
oder  die  Bestinunnug  muss  so  aufgefasst  werden,  dass  Rechtsmittel,  in- 
sofern und  insoweit  die  Civilprozessordnung  solche  gewährt,  vorbehalten 
werden.  Beide  Auffassungen  führen  zu  dem  gleichen  Resultate.  Nach 
der  ersteren  würde  allerdings  der  Rechtsbehelf  des  §  867  C.P.O.  als 
Rechtsmittel  bezeichnet  sein,  allein  darin  wftrde  nur  eine  bedeutungslose  - 
Inkorrektheit  des  Ausdruckes  zu  finden  sein. 

Der  Schiedsvertrag  ist  daher  mit  Hecht  als  rechtswirksam  anerkannt 
worden. 

2.  Die  Revisionsklägeriu  riigt,  der  Schiedsspruch  sei  nicht,  wie  doch 
§865  C.P.O.  vorschreibe,  den  Parteien  zugestellt  worden;  der  Vertret«r 
der  Partei  im  Schiedsverfahren  ktone  nicht  als  PtozessbevoUmächtigter  im 
Sinne  der  Civilprozessordnung  angesehen  werden.  Es  kann  dahingestellt 
bleiben,  ob  dies  richtig  ist  und  ob  die  Entscheidung  auf  die  Vorschrift  des 
§  162  C.P.O.  gestfitzt  werden  durfte.  Denn  nach  der  Terminologie  der 
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Givüprozesflordnaiig  wird  nnter  »Partei*  sowohl  die  Person  der  Partei, 
als  auch,  wo  und  .  soweit  eine  Vertretung  mOgUeh  ist,  der  Vertreter  dieser 
Person  verstanden.  Die  im  §  865  C.P.O.  angeordnete  Znstellnng  der  Ans- 
fertignng  des  Sehiedsspmches  an  die  Partei  Icann  daher  wirlcsam  aach  an 
den  im  scbiedsgerichUiehen  Ver&iiren  bestellten  Parteivertreter  erfolgen. 

8.  Die  nrsprfingliche  ZnateHnng  einer  Abschrift  des  Schiedsapmdies 
an  den  Vertreter  der  Beklagten  genügte  nicht.  Nach  §  865  G.P.O.  mosa 
eine  Ansfertignng  zugestellt  werden.  Allein  die  Naehholnng  in  der 
Bemfhngsinstanz  genflgt,  da  diese  Instanz  ein  novnm  jndicinm  ist.  Der 
Berafongariehter  hat  aber  aneb  dadurch  nidit  reebtsgrnndsfttslieh  gefehlt, 
dass  er  wegen  des  nrsprfinglieben  Hangels  nicht  von  der  Befugnias  des 
§  92  Abs.  2  C.P.O.  Gebrauch  gemacht  hat;  denn  die  Beklagte  hatte  in 
erster  Instanz  ihren  Widerspruch  gegen  die  Bechtswirksamkeit  des  Schieds- 
spruches gar  nicht  auf  den  betreffenden  Hangel  gestfitzt.  Vielmehr  heiest 
es  im  Tlutbestande  des  ersten  Urtheiles,  es  sei  zwischen  den  Parteien 
unstreitig,  dass  die  Schiedsrichter  den  Schiedsspruch  in  einer  Ton  ihnen 
unterschriebenen  Ausfertigung  den  ProzessbevollmSchtigten  der  Parteien 
zugestellt  haben.  In  zweiter  Instanz  aber  hat  die  Beklagte  ihren  Wider- 
spruch nicht  sofort  aufgegeben,  nachdem  der  Fehler  geheilt  worden  war.*^ 


Nr.  145.  Entsch.  des  Rezirksansschnsses  Breslau. 

Vom  7.  Mai  1885. 

Die  flerauziehimg  einer  EisenbahTigesellschaft  zu  Scliulsbgaben  für  ihre 
iE  einer  politisohen  Gemeinde  belegenen  Bahnwärterhänser  ist  —  falls 
nieht  proYinsielle  Spezialbestimmnngen  bestehen  —  gemäss  §§  29  ff.,  Th.  H, 
Tlt  11  Prems.  Allg.  L.R.  onzolässig,  weil  damaoh  die  Schullast  von 
sämmtlichen  zum  Schulverbande  gehörigen  Hausvätern  au&abringen  ist^ 
Menn  aber  die  filsenbahngesellsohaft  als  jniistisohe  Penon  nicht  geUbrt 

Es  mag  vom  theoretischen  Standpunkte  aus  richtig  sein,  dass,  sowie 
die  politische  Gemeinde  verpflichtet  erscheint^  fttr  alle  Einrichtungen  Soige 
zu  tragen,  welche  Ar  die  ^cherfaeit  und  Wohlfshtt  ihrer  Angehdrigen  und 
fftr  die  Brflillung  der  Angaben  des  Staates  nothwendig  sind,  derselben 
auch  die  Aufgabe  gestellt  ist,  für  die  Beschaffung  des  Elementarunterrichts, 
!dureh  Errichtung  and  Eriialtung  der  hierzu  erforderlichen  Anstalten  zu 
sorgen. 

Unzweifelhaft  aber  hat  es  zu  jeder  Zeit  Institutionen  gegeben,  deren 
Kosten  die  Lewtungsfilhigkett  der  einzelnen  politischen  Gemeinden  bei 
Weitem  fiberstiegen  und  welche  nur  unter  der  Voraussetzung  ins  Leben 
gerufen  werden  konnten,  dass  deren  Lasten  auf  einen  grösseren  Kreis 
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voQ  Veipflichteten  ▼ertheilt  wurden.  Zd  diesen  Anstalten  gehört  auch  die 
EleneiitoBdiule.  Trotz  aUes  gaten  Willene  d«r  ländlichen  BevOlkernng 
und  trotz  der  fortgesetzten  Bernfthnngen  und  Unterstfitznngen  der  Staats- 
behörden sind  die  Znstftnde  in  Schieten  noch  weit  da^on  entfernt,  dass 
ionerlialb  jeder  Dor%enieinde  ebe  Scbnle  bestftnde  nnd  noch  weit  nn- 
liriloBtiger  war  selbstverständlich  die  Lage  der  Yeibältnisse  im  vorigen 
Jahrhundert.  Um  dem  mehr  nnd  mehr  hervortretenden  Bedfirfniss  der 
Brriefatnng  neuer  Sdinlen  zn  genügen,  wurde  es  notiiwendig,  deren  Existenz 
anf  breiterer  Grundlage,  als  der  der  einzelnen  Gemeinde  sicher  zn  stellen. 
Dies  geschah  aber  in  Schlesien  unter  der  Einwirkung  des  nach  Lage 
der  Yerbfiltnisse  hier  besonders  ehiflussreichen  konfessionellen  Elementes 
in  der  Regel  nicht  durch  das  Zosammentreten  mehrerer  politischen  Ge- 
meinden zur  Erreichung  des  gemeinsamen  Zweckes,  sondern  durch  die 
Vereinigung  der  innerhalb  verschiedener  benachbarter  Dörfer  vorhandenen 
RonfessionHgeuossen  zn  einem  gemeinsamen  (Schul-)  Verbände. 

In  den  Bestimmungen  des  1*2.  Titels  hat  das  Allg.  Landrecht  daher 
nichts  Neues  geschaffen,  sondern  nur  Verbältnisse  sanktionirt,  wie  sie 
sich  vielfach  im  natürlichen  Verlauf  der  Dinge  bereite  thatsächlich  gebildet 
hatten.  Wennschon  das  Landrecht  die  Bezeichnung  „Schulsozietäten'^  nicht 
ausdrücklich  gebraucht,  so  geht  doch  aus  dem  Inhalt  des  12.  Titels  un- 
zweifelhaft hervor,  dass  als  Substrat  der  Schule  nicht  die  politischen 
(icmeinden,  sondern  besondere  öffentlich  rechtliche  Verbände  angesehen 
werden  sollen,  deren  Grenzen  mit  denen  der  ersteren  sich  vielfach  nicht 
decken  ....  (Es  ist  sodann  auf  die  Erläuterung  der  §§  29 — 39 
Theil  II  Tit.  11  des  Allg.  L.  R.  näher  eingegangen  und  deduzirt,  dass  der 
dort  angewendete  Ausdruck  „Gemeinde"  sich  keineswegs  auch  die  poli- 
tische Gemeinde  beziehe,  auch  zum  Erweise  dessen  auf  den  §.  18  Th.  II 
Tit.  12  §§  170  ß.  a.  a.  0.  §  36  Th.  II  Tit.  12  und  die  Entsch.  des  Ober- 
Yerw.  Ger.  Bd.  I.  S.  186  Bezug  genommen.    Sodann  wird  fortgefahren:) 

Hiernach  nmss  im  Gegensatz  zu  der  Behauptung  des  Vertreters  des 
öffentlichen  Interesses,  wonach  „die  ünterhaltungslast  bei  den  ev.  Schulen 
8(hlesieDs  abgesehen  von  der  Konkurrenz  der  Dominien  den  bürgerlichen 
Gemeinden  obliegt"  als  feststehend  erachtet  werden,  dass  der  SchalTert)and 
(Sozietät)  bezw.  deeseii  Mitglieder  das  zur  Unterhaltung  der  Schule  ver- 
pflichtete Subjekt  sei.  Diese  Ansieht  ist  thatsächlich  auch  von  Gerichten 
WDfl  Verwaltungsbehörden  in  konstanter  IVa-xis  vertreten  worden,  (Cen- 
tralbl.  der  Unterr.Verw.  1859  S.  (;25  M.Kesc.  v.  4.  Dezember  1862  S.  756, 
Min.  Resc.  v.  21.  Dezember  1860.  1867  S.  117/18,  das  Min.  Rescr.  vom 
4.  Dezember  1862  lautet:  ,.Nach  den  Vorschriften  des  Allg.  L.  R.  Theil  II 
Titel  11  §§  29  ff.  bildet  die  Schulunterhaltung  eine  gemeinschaftliche 
LaaL  aller  zu  einer  Schule  gewiesenen  Hausväter,  ist  also  eine  Soziet&ts- 
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last;  in  der  Provinz  Prenssen  dagegen  i^t  die  SciiulonterhaltaDg  nach 
§  38  der  Sehulorduung  Komtuunallast."  (Entscb.  des  Oberverw.  Ger.  Bd.  2 
S.  197.  208,  Bd.  3  S.  137.  8.  174  —  8,  175  —  10,  148).  Die  Rntsch.  Bd.  3 
S.  125,  welche  die  Zuläb^lglveit  der  Uebernahme  der  Schulunterbaltungs- 
labt  auf  die  politische  Gemeinde  ausspricht,  lässt  deutlich  erkennen,  dass 
die  Unterhaltung  der  Schule  durch  die  Sozietät  als  Regel  anzusehen  ist. 
Die  Annahme,  dass  bei  den  evangelischen  Schulen  Schlesiens  bezüglich 
der  Unterhaltnim:  der  Schuk*  ein  von  den  landrechtlichen  \  oi:^<  liriften  ab- 
weichender KecliU/.uslanJ  sich  gebildet  habe,  hat  bereits  in  den  Gründen 
der  EntscheidtiDg  des  Köuigl.  Oberverw.  Ger.  vom  22.  Dezember  1884 
iiire  Wi<lerlegung  gefunden.  Dass  auch  für  sehlebiöche  evaug.  Schalen  die 
Bcsiimiiiungeu  des  A.  L.  T^.  von  demselben  höchsten  Gerichtshofe  für 
anwendbar  erachtet  wurden  sind,,  geht  aus  dessen  Entscheidungen  Bd.  8 
S.  175  und  Bd.  10  S.  148  hervor. 

Kommt  abpr  das  A.  L.  R.  hier  zur  Anwendun;;^  dann  war  die  er- 
forderliche Suuiüie  von  sämmtlichen  zum  Schulverliaude  gehörigen  Haus- 
vätern aufzubringen.  Wenn  aber  der  Bt  griäi  „Hausvater",  wie  in  der  Entschei- 
dung des  Oberverw.  Ger.  Hd.  3.  S.  138  aubgelührt  ist,  alle  wirthsehaftlich 
selbständigen  physischen  Personen  umfasst,  welche  im  Schulbezirk  ihren 
Wohnsitz  haben,  so  föllt  die  klagende  Eisenbahn  gesell  schaft  als 
juristische  Person,  nicht  unter  diesen  Begriff  and  kann  sonach  zu 
Schulbeiträgeu  nicht  herangezogen  werden. 


Nr.  146.    Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

2.  Civil-Seuat.    Vom  12.  Mai  1885. 

[Kosshirl.  Anna),  tl  Bad.  Gor.  Jahrjf.  1««''.   S.  I7J.1 

Wenn  der  üebemehiner  eines  Werkes  (Maschine)  auch  das  hieran  erfor- 
derliche Material  zu  liefern  hat,  so  liegt  nach  den  Prinzipien  des  Pran- 
zösischeu  Rechts  ein  Kauf  vor.  Daher  küiumeu  in  diesem  Falle  bei  einem 
Handelsgeschäft  die  Bestimmungen  des  H.G.B,  über  den  Kauf,  msbesosdere 

auch  Art  349  zur  Anwendung. 
„Sodann  ist  dem  O.L.G.  beizupflichten,  wenn  es  auf  Grund  seiner  Fest- 
stellung, dass  die  Beklagten  das  Material  zu  dem  in  Frage  stehenden  Werke 
geliefert  haben,  annimmt,  es  liege  nach  den  Prinzipien  des  Französischeu 
Rechts  ein  Kauf  vor.  Der  scheinbare  Widerspruch  zwischen  Art.  1787 
und  Art.  1711  Code  civil  erklärt  sich  dadurch,  dass  ein  ursprünglich  in 
Art.  1787  gemachter  Zusatz,  der  die  Werkverdingung,  je  nachdem  der 
•  Besteller  oder  der  Verfertiger  des  Werkes  das  Material  lieferte,  als  Miethe 
oder  Kauf  bezeichnete,  vom  Tribunale  gestrichen  wurde,  jedoch  nicht  etwa 
deshalb,  weil  man  ihn  als  unrichüg  eraclitete,  sondem  weil  man  der  An* 
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siebt  war,  es  sei  dies  ein  doktrineller  Satz,  der  nieht  in  ein  Gesetz  ge- 
bore. 0er  Sinn  dee  Gesetzes  ist  daher,  dass  die  Werkyerdiognng,  mOge 
«e  ihrer  Natur  nach  als  Kauf  oder  als  Hiethe  za  betrachten  sein,  den 
besonderen  Bestimmungen  der  Art.  1787 — 1799  unterworfen  sei, 
dsss  jedoch  im  flbrigen,  soweit  besondere  Bestimmungen  nicht  gegeben 
riod,  die  Gmndsfttze  Aber  Kauf  oder  Miethe  gelten,  je  nachdem  der  eine 
oder  der  andere  Vertrag  voiliegt. 

Auch  der  Umstand,  dass  die  Beklagten  die  Hontimng  des  Werkes 
zu  Kassel  besorgen  liessen,  steht  der  Annahme  eines  Kaufes  nicht  im 
Wege;  denn  auch  angenommen,  die  Beklagten  seien  hierzn  Tertraglich 
Terpflichtet  gewesen  (was  sie  bestreiten),  wfirde  nur  eine  Nebenubrede 
Toiliegen,  die  am  Wesen  des  Vertrages  so  wenig  etwas  ändern  könnte, 
als  etwa  die  Verpflichtung  des  Verkäufers,  für  den  Transport  der  Waare 
za  sorgen  (vergl.  Entsch.  des  R.O.EG.  Bd.  VIII  S.  13,  Bd.  IX  S.  219, 
Bd.  XI  S.  63).  Ohne  Belang  erscheint  es  femer,  wenn  das  O.L.G.  in 
Frage  stellt,  ob  in  fraglicher  Beziehung  das  Französische  Recht  oder  das 
in  Kassel,  dem  Wohnorte  der  Klägerin,  geltende  Gemeine  Becht  anwend- 
bar sei;  denn  es  erklärt,  dass  auch  nach  letzterem  Rechte  die  nämlichen 
Prinzipien  Geltung  hätten,  diese  Kntscheidmig  aber  ist,  da  das  Gemeine 
Recht  im  Bezirke  des  O.L.G.  Kohi  nicht  gilt,  nicht  revisibel  ($511  der 
C.P.O.). 

Liegt  demzafolge  vmh  dem  maassgebenden  Landesrechte  ein  Kauf 
vor,  so  folgt  hieraus,  da  unzweifelhaft  ein  Handelsgeschäft  in  Frage  steht, 
dass  die  Bestimmungen  des  H.G.B.  Ober  den  Kauf,  womnter  insbesondere 
auch  Art  349  a.  a.  0.,  zur  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Wie  nämlich  aus  den  Verhandlungen  der  Kttmberger  Kommission 
hervorgeht,  vom  R.O.H.G.  vielfach  entschieden,  auch  vom  R.G.  (Ent- 
scheidungen Bd.  I  Nr.  29)  bereits  anerkannt  ist,  wollte  das  H.G.B. 
die  Frage,  was  Kauf  sei,  dem  Landesrechte  Qberlassen  und  nur  im  Hin- 
blicke auf  das  Preuss.  AUg.  L.R.  (§§  981  if.  Th.  I  Tit.  11),  welches  die 
Lieferungsverträge  als  Verträge  Aber  Handlungen  auf&sst,  betreffs  des 
Lieferungsvertrages  eine  einheitliche  Bestimmung  dahin  geben,  dass  solche 
Verträge,  wenn  sie  vertretbare  Sachen  zum  Gegenstande  haben,  in  allen 
Fällen  nach  den  Bestimmungen  Aber  Kauf  zu  beurtheilen  seien  (Art.  338 
des  H.G.B.).  Im  Gebiete  des  Preuss.  Landrechts  ist  daher  bei  Handels- 
geschäften, welche  die  Lieferung  eines  Werkes,  zu  welchem  der  Liefernde 
das  Material  stellt,  zum  Gegenstande  haben,  immer  zu  prOfen,  ob  eine 
blosse  Werkverdingong  oder  aber  ein  Lieferungskauf  im  Sinne  des 
Art  338  des  H.G.B,  vorliege,  d.  h.  ob  das  Werk  nach  den  Umständen 
des  Falles  als  vertietbare  Sache  gelten  kOnne,  und  von  diesem  Stand- 
punkte aus  wurde  sie  in  verschiedenen  Urtheilen  des  R.O.H.G.  erörtert; 
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alleiD  iß  Recbtsgebleteo,  wo  jede  derartige  Weikverdingnng  «1b  Kauf  za 
gelten  hat,  encheint  die  bezeichnete  Frage  ohne  Bedeatong.  Hter^ 
ergiebt  sich  die  üneiheblichkeit  der  ErOrtemngen,  dareh  welche  die  KU- 
gerin  darsatbnn  und  welche  sie  durch  Bezugnahme  auf  die  Korrespondeia 
zu  begrfinden  sucht,  dass  ein  LieferuDgsgesch&ft  im  Sinne  des  Art.  336 
des  H.G.B.  nicht  ▼orKege.*' 


Nr.  147.   Entseb.  des  Dout8c}ieii  Reichs jarerichts. 
5.  Civii.Senat   Vom  16.  Mai  1885. 

[Blnu.  Urth.  u.  AnuaL  Bd.  2.  8. 886^  -  Pnom.  Ttnr.BL  lahrg.  TEL  8.  102;) 

Nicht  gerade  der  Eigenthümer,  sondern  der  Inhaber,  Verwalter  oder 
Nutzn.ii55;bprprhtif}:te  des  l)etreffeiideii  Grundstücks  ist  haftpflichtig  im  Sin&s 
des  §  367  Nr.  12  Str.  Q.B.  für  die  Niohtbedsekimg  von  eruheu  etc. 

„Nach  §  367  Nr.  12  des  Str. G.B.  ist  strafbar,  wer  an  Orten,  sn 
welchen  Menschen  verkehren.  Gruben  deigestalt  unverdeckt  oder  unver* 
wahrt  Ifisst^  dass  daraus  Gefahr  für  Andere  entstehen  kann.  Wenngleieb 
nun  hieraus  folgt,  dass  Gruben  unter  solchen  Umständen  verdeckt  oder 
verwahrt  werden  sollen,  so  ist  doch  damit  nicht  gesagt,  dass  immer  oder 
auch  nur  vorzugsweise  der  Etgenthflmer  des  betreffenden  Gnmdstficks 
hierzu  verpflichtet  sei.  Vielmehr  weist  der  B.R.  diese  Verpflichtung  zu- 
treffend dem  Inhaber,  Verwalter  oder  Nutzungsberechtigten  zu. 

Nach  der  Feststellung  desselben  haben  die  Beklagten  dem  Bauunter- 
nehmer M.  die  AnsfOhrnng  eines  Banes  auf  ihren  Gnmdstficken  ftbertragen 
und  die  fragliche  Kalkgrube  zur  Löschung  des  bei  dem  Bau  erforderlichen 
Kalkes  angewiesen,  so  dass  diesem  allein  deren  Gewahrsam  zustand.  Bs 
konnte  aber  danach,  wie  er  annimmt,  den  Eigenthfimern  des  Baugrund- 
Stockes  nicht  zugemuthet  werden,  sich  jederzeit  selbst  davon  zu  fiber- 
zengen,  ob  die  zur  BauansfRhrung  erforderiiehen  Sicherheitsvorschriften 
beobachtet  worden,  insbesondere  ob  die  Kalkgrube  genfigend  verdeckt  sei, 
ganz  abgesehen  davon,  dass  eine  solche  Vorsorge  des  Kigenthümera  den 
UmstAndan  nach  oft  nur  unter  SchwierigkeitsB  oder  gar  nicht  ausführbar 
erscheint" 


Kr.  148.  EbImIi.  ta  Bentsehen  Betoiagerlehts. 

4.  Civil-Senat  Vom  21.  Mai  1885. 

[PnoM.  Vwv.M.  Jahiv.  VH.  8.  lOS.] 

Der  reohflioho  Thttersohied  swlsehsn  Werkverdlngung  (§  925  Th.  I  nt  11 
ALB)  und  Bantntreprise  hsstsht  darin,  dass  das  verdungene  Werk  von 
Werkutlrter  als  solchem  behufs  eigener  Ausführung,  die  Bauentrspriss 
aber  vom  Unternehmer  ohne  Rücksicht  auf  seine  Qualifikation  oder  die 
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P«noi  des  Aiuffilueiidfln  ftbenumimea  wird.  Kurse  YezJUinuig  der  For- 
demsgen  m  der  WerkferdiBguig.  Lauf  der  Teijtiunsg. 
^Wenn  der  B.R.  den  Vertrag  als  eioen  Werk?erdiDgimgsTertrag,  nicht 
als  BaneDtreprisevertrag  charakterisirt,  so  ist  hierin  eine  norichtige  Anf- 
fiaesang  des  rechtlichen  Begriffs  dieser  Vertragsarten  oder  sonst  die  Ver^ 
tetznng  einer  Beehtsnorm  nicht  2a  erkennen,  vlelaiehr  jener  Annahme  hei- 
zotreten,  da  das  verdnngene  Werk  im  Sinne  des  §  925  Tb.  I  T.  II  des 
A]lg.L.B»  vom  Werkmdster  oder  Künstler  als  soldiem  hehafs  eigener 
AasfiBhrang,  die  Banentreprise  eher  von  einem  Unternehmer  ohne  Rftcksieht 
anf  seine  Qualifikation  nod  anf  die  Person  des  Ansführenden  fibemoramen 
wird.  Der  erstere  Fall  ist  hier  tbatsftchlich  vorliegend,  nnd  mit  Recht  ist, 
da  es  nnr  anf  den  wesentlichen  Theil  des  Vertragsinhalts,  nicht  anf  uner- 
hebliche Nebenpnnkte  ankommt,  als  der  Natnr  einee  Werkverdingangs- 
Vertrages  nicht  widerstreitend  erachtet,  dass  neben  dem  Hanptgegenstande 
der  Zimmerarbeiten  nnd  Holzlieferangen  noch  andere  Arbeiten  nnd  Mate< 
rialien  geliefert,  dass  Klftger  im  Kontrakte  nicht  bloss  als  Zimmermeister, 
sondern  auch  als  Uotemehmer  bezeichnet  nnd  die  Arbeiten  nicht  von  ihm 
personlich,  sondern  mit  Hülfe  einer  grossen  Anzahl  Arbeiter  ansgefübrt 
worden  sind. 

Die  Forderongen  eines  Handwerkers  ans  einem  Werkverdingangs- 
vertrage  sind  der  knrzen  Veij8hrong  des  §  1  des  Ges.  v.  31.  Hftrz  1838 ' 
unterworfen;  dieses  Gesetz  macht  keinen  Unterschied,  ob  die  Arbeiten  des 
Handwerkers  als  einzelne  Leistnngen  oder  in  Bausch  nad  Bogen  als  ein 
einheitliches  Ganzes  geliefert  worden,  nnd  auch  die  Fordemogen,  soweit 
sie  dnreh  Holzliefeningen  entstanden  sind,  nnterliegen  der  kurzen  Ver- 
jfthmng,  da  die  Holzer  unter  den  Begriff  der  im  §  1  Nr.  1  a.  a.  0.  be- 
zeichneten Waaren  fallen.  Dasselbe  findet  statt  hinsichtlich  der  Rechnnngs- 
posten  für  Scbreinerarbeiten,  Bisenthetle,  Glas  etc.  Diese  sind  theils 
Waarenlieferaugcii ,  Znthaten  zu  den  Zimmerarbeiten,  theils  machen  sie, 
als  in  den  Hintergrand  treteode  Nebenpunkte  ein  und  denselben  Gegen- 
stand mit  dem  verdungenen  Hanptgegenstande,  dem  Zimmeraufbau,  ans 
und  müssen,  weil  sie  nicht  einen  besonderen  Vertragsgegenstand  bilden, 
bezüglich  der  Veijfthmng  denselben  Regeln  wie  der  sie  mitumfassende 
Hauptgegenstand  des  Vertrages  folgen. 

Ob  und  wann  die  Rechnung  dem  Beklagten  zugestellt  worden,  ist 
gleicbgfiltig.  Versftnmte  Klüger  die  baldige  Zustellung,  so  trügt  er  die 
Folgen;  im  anderen  Falle  ist  die  Verjfthmng  nicht  durch  anseergerlcht- 
liebe  Zahlungsaulforderang  unterbrodien  worden;  und  wenn  Beklagter  dem 
$9  des  Vertrages  zuwider  die  Abnahme  der  Arbeiten  verzögerte,  so  hat 
sich  Kläger,  wie  der  vorige  Riohter  mit  Recht  annimmt,  nadi  Vottendong 
des  Baues  wühread  des  Jahres  1873  sp&testens  am  1.  April  1874  in  der 
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Lage  befluiden,  mit  der  gegenwärtigen  Klage  gegen  den  Beklagten  vor- 
gehen zn  k<(nnen.  Der  Beginn  des  lAufes  der  Yeijährnngafrist  ist  dadurch, 
dasB  die  Abnahme  überhaupt  noch  nicht  erfolgte,  nicht  gehindert,  also 
auch  durch  die  vom  KIftger  behaaptete  Abnahme  im  Jahre  1888,  zu 
welcher  Zeit  die  YeijShmng  schon  vollendet  war,  nicht  aufgehalten  nnd 
hinausgeschoben.  Die  Abnahme  im  Jahre  1888  ist  für  die  laufende  wie 
fOr  die  vollendete  Veijährung  eine  unerhebliche  Thatsaehe  nnd  ist  als  ein 
rechtBbegrftndender  Akt,  als  besonderer  Elagegmnd  nicht  aufgestellt,  in 
dieser  Richtung  auch  nicht  zu  verwerthen.  Der  angeblich  im  Jahre  1882 
erklärte  Verzicht  des  Beklagten  auf  den  BInwand  der  Yetjährnng  ist 
rechtlich  ohne  Bedeutung,  weil  die  Veijährung  im  Jahre  1882  bereits 
vollendet  war  nnd  der  blosse  Verzicht  auf  den  Veijährungseinwand  ein 
neues  Recbtsverl^ltniss  nicht  erzeugen  konnte.** 


Nr.  149.   Entsch.  den  Deutschen  Reiclisgeriehts. 
2.  CiviUSenat  Vom  22.  Mai  1885. 

[BIboi,  Crtb.  IL  AnnaL  Ud.  9.  S.  410-418.} 

$$  7,  8  Haftpiliohtgesets.  Unterbrechung  der  Veij&hrang  des  Haftpfiloht^ 
anspmclies  dureh  Anerkennung.  Die  Bestimmung  des  $  7  Alin.  2  1.  e.  kami 
nur  Anwendung  linden,  wenn  die  Veijähnmgsfijst  nook  niekt  abgelaufen  ist 
i^Das  R.6.  hat  in  dem  £rkenntnis8e  vom  29.  Februar  1884 (An- 
nalen  Bd.  IX  S.  524)  ^die  Entscheidang  fiber  die  Einrede  der  Ver- 
jähr an  g  von  Beantwortung  der  Frage  abhängig  erklärt,  ob  das  Schreiben 
vom  6.  Januar  1877  die  Willenserklärung  der  Generaldirektion  ent- 
halte, die  Klägerin  fär  ihre  auf  das  Haftpfiichtgesetz  gestfitzten' Anspräche 
zu  befriedigen,  und  dasselbe  demgeroäss  eine  die  Verjährnng  unterbrechende 
Anerkennung  des  Klagereehtes  im  Sinne  des  Art.  2248  desB.Cr.B.  dar- 
stelle. Das  6.0.  hat  nun  aber  bei  seiner  ferneren  Prüfang  den  Willen 
der  Beklagten,  ihre  Verpflichtung  aus  dem  Haftpflii-htgesetze  anzuer- 
kennen, nicht  festgestellt,  sondern  nur  aus  der  Fassung  des  Briefes  and 
den  Umständen  den  Schluss  gezogen,  dass  die  Klägerin  berechtigt  ge- 
wesen sei,  das  Schreiben  als  eine  Antwort  auf  ihre  an  das  Reichskanzler- 
amt gerichtete  Beschwerde  und  als  eine  Anerkeiiiiung  ihres  gesetzlichen 
Anspruches  aufzufassen.  Wenn  di(3  Entsclieidungsi^rfnuip  dahin  zn 
verstehen  wSren,  dass  für  die  rechtliche  Bedeulunc;  der  Erklärung  nur  die 
durch  das  Schreiben  hervorgerufene  Auffassung  der  Empfängerin,  nicht 
aber  der  Wille  des  Erklürendeu  als  maassgebend  /u  erachten  sei,  so  würde 
hierin  eine  nach  §  528  Abs.  2  der  C.  P.O.  uii/ulassige  Abweichung  TOD 
dem  reichsgerichtlichen  Urtheile  zu  finden  sein,  welches  für  eine  Aner- 
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kemrang  eine  nnzweideotige  Willenserklärung  des  Verpflichteten 
TOfiangt. 

Richtiger  werden  jedoch  die  Entscheidnngsgründe  dahin  zn  verstehen 
sein,  dasB  der  B.R.  von  Beantwortting  der  ihm  durch  das  R.6.  unter- 
breiteten Frage  Umgang  nehmen  zu  dürfen  glaubt,  weil  er  die  Verwerfunt!: 
der  Veijährnngseinrede  aus  anderen  Grfinden  für  gerechtfertigt  erachtet. 
Er  geht  nämlich  davon  aus,  dass  der  Yerjähmngseinrede  die  Replik  ent- 
gegenstebe:  die  Generaldirelction  sei  verpflichtet  gewesen,  der  Klägerin  auf 
ihre  Beschwerde  eine  lilare  und  unzweideutige  Antwort  zu  ertbeilen,  und 
es  treffe  sie  ein  zu  vertretendes  Verschulden,  wenn  die  Klägerin,  durch 
die  undeutliche  Fassung  des  Schreibens  in  den  Irrthum,  dass  eine  Aner- 
kennung vorliege,  versetzt,  unterlassen  habe,  ihre  Rechte  aus  dem  Haft- 
pflichtgesetze innerhalb  der  Verjährungsfrist  gerichtlich  zu  verfolgen. 

Es  kann  nun  unerörtert  bleiben,  ob  durch  eine  solche  Replik  die 
Einrede  der  Verjährung  der  geltend  gemachten  Forderung  aus  dem 
ilaftpf lichtgeBetze  beseitigt  werden  könnte  oder  ob  damit  ein  unzu- 
lässiger neuer  Klagegrund  eines  Sehadene  rsutzes  aus  den  Art.  i;i82 
bis  138-i  des  Code  avil  untergeschohen  würde:  denn  di.'  Annahme,  dass 
die  Klägerin  durch  ein  Verschulden  der  Generaldiroktiou  von  Wahrung 
<1er  Verjährungstri>t  abgehalten  worden  sei,  erscliL'int  jedenfalls  nicht 
.sC rechtfertigt,  JÜa.^.^  die  Generaldirektion  etwa  die  Absicht  gehabt  habe, 
tiie  Klägerin  zu  täuschen,  unterstellt  das  O.L.G.  otlenbar  nicht.  Es  ist 
aber  auch  nicht  festgestellt,  dass  die  Generaldirektion  die  Erregung  eines 
solchen  Irrthnms  durch  ihr  Schreiben  habe  vcn-aussehen  müssen  und  dass 
sie  daher  inmdestens  nachläskiig  oder  unvorsichtig  verfahren  sei.  Auch 
würde  es  an  einem  Nachweise  des  Kausalzusammenhanges  der  etwaigen 
Verschuldung  mit  dem  eingetretenen  Schaden  mangeln.  Es  ist  nicht  er- 
sichtlich, inwiefern  die  Klägerin  dadurch,  dass  ihr  nur  eine  auf  jährlich 
150  Mark  beschränkte  Untersützung  zugesagt  wurde,  verleitet  worden  sein 
soll,  die  rechtzeitige  Verfolgung  ihrer  unbeschränkten  Ansprüche  aus  dem 
Haftpflicbtgesetze  zu  versäumen.  Auch  wenn  die  Klägerin  die  Zusage  als 
eine  Antwort  aut  liuc  auf  das  HaftpÖichtgesetz  gestützte  Forderung  be- 
trachtete, stand  sie  vor  der  Wahl,  entweder  den  Rechtsweg  zu  beschreiten 
oder  sich  —  im  Vergleichswege  (Art.  2044  des  Code  civil)  —  mit  der 
ihre  Ansprüche  nicht  deckenden  Zusage  zu  begnügen. 

Wenn  schliesslich  das  O.L.  G.  seine  Entscheidung  auf  §  7  Abs.  2  des 
Haftpflichtgesetzes  zu  stützen  sucht,  so  steht  dem  —  abgesehen  von 
sonstigen  Bedenken,  zu  welchen  die  Entscheidungsgründe  Anlass  bieten 
—  entgegen,  das«  der  Anspruch  innerhalb  der  Verjährungsfrist  geltend 
gemacht  sein  raüsste,  dass  also,  da  eine  Klage  früher  nicht  erhoben 
^'är,  eine  wirkliche  (nicht  blos  als  solche  aufgefasste)  Anerkennung 
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des  Anspruches  dem  Grande  nadi  —  ohne  Beschränkaog  aaf  einen  be- 
stimmten Betrag  —  nachzoweisen  wäre.  Anf  eine  ihrer  Höhe  nach  ver- 
trsgamAug  festgesetzte  Beute  wfirde  dagegen  jene  GesetxesTorBohrift  keine 
Anwendung  ßnden. 

Üiemadi  hflngt  die  Entscheidung  der  Sache  von  der  bereits  in  dem 
früheren  reicbsgerichtlichen  Urtheile  gestellten  Frage  ab,  ob  eine  üntM^ 
brechung  der  Veijfthrang  in  der  Weise  erfolgt  sei,  du»  die  Generaldiraktion 
der  Klägerin  gegenüber  eine  Willen serkUrnng  dahin  abgegeben  habe, 
dass  sie  deren  anf  das  Haftpflichtgesetz  gegründeten  Entscfaftdignngsaaapnich 
dem  Grunde  nach  anerkenne.  Da  diese  Frage  noofa  nicht  beant- 
wortet ist,  mnsste  auch  das  neue  Urtheil  des  O.LG.  aufgehoben  und  die 
Sache  unter  Koetenvorbehalt  nochmals  an  das  B.G.  zurflekrerwiesea 
werden.** 


Nr,  150.  Entsch.  des  Deutschen  Reiclisgeriehts« 

3.  Civil-Senat.    Vom  22.  Mai  1885. 

I.hmst.  Woih^iiorhr.  isS.").  ?.  ir,7.  -  llclrli«!- Auz.  I«!^'-    Nr.  172.] 

Hat  der  Kläger  im  Haftptiiehtprozesse  in  ninnr  Voriiistanz  eine  thatsäch 
liehe,  auf  das  VerschuUlpn  des  Aufsichtsorgans  bezügliche  Behauptung  in 
Rücksicht  auf  die  augenblickliche  Beweislage  fallen  lassen,  so  lie^  darin 
kein  Verzicht  auf  die  Wiederauüiahme  dieser  Behauptong  in  einer  höheren 

Instanz. 

Der  Kläger  hat  in  zweiter  Instanz  anf  seine  in  erster  Instanz  auf- 
gestellte Behauptung  zurQckkommen  wollen,  dass  die  Leiter  der  beklagten 
Fabrik  verpflichtet  gewesen  wären,  ihm  eine  Schutzbrille  bei  seiner  Arbeit 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  Kläger  hatte  die  Behauptung  „sngesichts 
der  Ergebniese  des  Beweiseinzugs  in  erster  Instanz  fiillen  gelassen**,  nnd 
als  er  sie  in  voriger  Instanz  wieder  aufnahm,  wurde  ihm  von  beklagter 
Seite  erwidert,  dass  dies  unzulässig  sei,  weil  Kläger  auf  jenen  Klagegmnd 
verzichtet  habe.  Dieser  Binwand  ist  jedoch  nicht  begründet 

Die  fragliehe  Behauptung  stellt  nicht  einen  besonderen  Klagegrund 
dar,  sondern  enthält  nur  eine  der  verschiedenen  Thatsachen,  womit  die 
Veischnlduttg  der  Bekhigten  begründet  werden  will,  ans  welcher  der  Klage- 
anspruch abgeleitet  wird.  Indem  der  Kläger  in  erster  Instanz  mit  Bfick- 
sicht  anf  die  augenblickliche  Beweislage  dieses  Angrifiismittel  fallen  zu 
lassen  erklärte,  hat  er  nicht  unbedingt  darauf  verzichtet.  £r  hat  nur  flir 
die  Instanz  dasselbe  nicht  festhalten  zu  wollen  erklärt  und  dadurch  be- 
wirkt, dass  es  bei  Fällung  des  ersten  Urtheile  nicht  mit  zur  Berficksich- 
tigung  kam,  er  hat  sich  aber  nicht  dem  Gegner  gegenfiber  verpflichtet, 
dasselbe  in  der  höheren  Instanz  nicht  mehr  von  neuem  geltend  zu  machen 
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itnd  mit  besseren  BeweisgrOnden  zu  nnterstfitzeii.  War  somit  der  Elftger 
durch  seine  ErUftrosg  in  erster  Instanz  nicht  gebindert,  anf  die  betreffende 
Bebanptong  znrfickzakommen,  so  auch  Icein  anderweites  Hindemiss 
ihrer  Znlässigkeit  in  der  Bemfongsiustanz  vor. 


Nr.  151.   Entsch.  des  Ober-Laudesgericliüi  Braunschweig. 

1.  Civil-Seoat.    Vom  22.  Mai  1885. 

[SeDfr.'rt.  Atfh..  \.  I".  Hd.  11.  9.  T,?,.] 

Die  Art.  355,  356  fl.G.B.  sind  auch  beim  Verzuge  des  Verkäufers  mit  einer 
flbemommeiien  Nebenleistung  (Montirung  einer  Haschine)  anwendbar,  wenn 
deren  Miterfüllung  eine  wesentliobe  Vartragsbedingong  ist 

Die  Belclagte  bestreitet  ihre  Verpflichtung,  den  Kaufpreis  för  das  anf 
ihre  Bestellung  für  den  Selcher  B.  in  Prag  von  der  Klfigerin  gelieferten 
Wasaennotor  zu  bezahlen,  zunächst  ans  dem  Grande  überhaupt,  weil  die 
Klftgerin  ihrer  mitfibemommenen  Verffffichtong,  diese  Maschine  zn  mon- 
ttren,  nicht  nacbgelcommen  sei;  event  scheint  sie  mit  der  Bezahlnng  bis 
dahin  znrflckhaiten  zu  wollen,  dass  die  Klfigerin  die  zugesagte  Hontimng 
werde  vorgenommen  nnd  dabei  die  korrekte  Fnnktionimng  der  Maschine 
sich  werde  heransgestellt  haben. 

Angenscheinlich  stützt  sich  die  Belüagte  anf  die  Vorschriften  der  Art> 
355,  356  des  H.G.B.  £s  mag  zugegeben  sein,  dass,  wenn  der  Verkäufer 
neben  der  Uebergabe  der  Waare  noch  eine  Nebenleistung  übernommen  hat, 
deren  Miterffillung  eine  wesentliche  Vertragsbedingnng  ist  —  und  als  solche 
wird  bei  der  Lieferung  einer  Maschine  dieUebemahme  derMontiniDg  der- 
selben regelmässig  angesehen  werden  können  —  diese  Bestimmungen  anch 
dann  anwendbar  sind,  wenn  der  Verkäufer  zwar  nicht  mit  der  Haupt« 
leistung  —  der  Uebergabe  des  Kaufgegenstandes  — ,  wohl  aber  mit  der 
Erf&llung  der  Nebenleistung  -  liier  der  eigenen  Besorgung  der  Montage 
—  im  Verzuge  ist 

Vgl.  wegen  Annahmeverzuges  bei  einer  dem  Käufer  obliegenden  aber 
verabsäumten  Vorleistung,  z.  B.  Entsch.  des  R.6.  Bd.  10  S.  95 ff.; 
in  Seuffert  Arcb.  Bd.  39  Nr.  322. 

An  und  für  sich  würde  daher  die  Einrede  der  Beklagten  begründet 
erscheinen,  wenn  die  Klägerin,  zumal  nachdem  sie  die  ihr  in  Gemässhoit 
des  Art.  356  durch  Postkarte  gesetzte  Nachfrist  unberücksichtigt  gelassen 
hat,  hinsichtlich  der  Erfßllnng  der  gedachten  Nebenbestimmung  sieh  damals 
hn  Verzuge  befanden  haben  sollte. 


Eger,  Eiscab&burechtUcbe  Enttcheldungeo.  IV.  19 


Digitized  by  Google 


283         Euttch.  doB  Ob«r44uid«^iiehtB  Brnrnsehwaig  yom  82.  Hai  1885. 

Mr«  152.  Sntseh.  des  Obei^Landesgeriehts  Bnniiseiiweig. 

1.  Civil-Scnat.    Vom  22.  Mai  1885. 

[Stuffert,  ArdL.  N.F.  Bd.  IL  8.  :>6~6l.  -  Ztg.  d.  Vereins  d.  EJsenb.  Venralt.  1886.  S  l  'K),  196,197.) 

Der  Gegenbeweis  gegen  die  im  Art.  424  Ab.  2  des  H.O.B.  zu  Gunsten  der 
Eisenbahn  anfgestellten  gesetslicben  Verrnnthnng  liegt  dem  Absender 
(bexT.  Empfänger)  ob  nnd  mnss  sieb  anf  einen  anderen  (als  den  im  öe- 
setze  angelUirten)  selbstständigen  Entstebnngsgmnd  des  Sobadens  stützen. 
Naturereignisse,  wie  s.  B.  strenge  Kälte,  begründen  nicht  ohne  Weiteres 
den  Einwand  der  höheren  Gewalt  Begriff  der  höheren  Gewali 

Nach  Art.  895  des  H.G.B.  haftet  der  Frachtfohrer  für  den  Schaden, 
welcher  darch  Verinst  oder  Beschädigung  des  Fraebtgnte  seit  der  Empfang- 
nahme bis  zur  Abliefemng  entstanden  ist,  sofern  er  nicht  beweist,  dass 
der  Verlnst  oder  die  Beschädigung  1.  dnrch  höhere  Gewalt,  oder  2.  dorcb 
die  natfirliche  Beschaffenheit  des  Gats,  namentlich  dnrch  inneren  Verderb, 
Schwinden,  gewöhnlidie  Lecicage  n.  dgl.,  oder  3.  dnrch  äusseriich  nicht 
erlcennbare  Mängel  der  Verpackung  entstanden  sind.  Nachdem  die  dentechen 
Eisenbahnen  dnrch  ihre  Reglements,  insbesondere  dnrch  §  67  des  Betriebs- 
Reglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  vom  11.  Mai  1874,  von  der 
ihnen  nach  §  423  des  H.G.B.  nur  beschränkt  zustehenden  Ermächtigung, 
diese  ihre  Haftbarkeit  als  Frachtfßhrer  insbesondere  nach  Maassgabe  des 
Art.  424  das.  ansznschliessen  bezw.  zn  verringern,  Gebranch  gemacht 
haben,  gilt  in  Ansehung  der  in  der  zweiten  Alternative  des  cit.  Art  395 
bezeicbneten  Gflter  als  vertragsmässig  bedungen,  es  solle  bis  znm  Nach- 
weise des  Gegentheils  vermuthet  werden,  dass  ein  eingetretener  Schaden, 
wfflm  er  ans  der  nicht  fibemommenen  Gkfahr  entstehen  konnte»  ans  der- 
selbe wirklich  entstanden  ist  (Art  424  Abs.  2;  Betriebs-Reglement  }  67 
Ziff.  6).  Bezfiglich  der  hier  in  Betotcht  kommenden  Klasse  von  Gflten 
ist  daher  die  nach  Art.  395  den  Eisenbahnen  obliegende  Beweislast  in  ihr 
Gegeutbeil  verkehrt,  indem  der  Abs^er  die  denselben  znr  Seite  stdiende 
Vermuthung  nur  durch  den  Beweis  entkräften  kann,  dass  der  im  kon- 
kreten Fall  eingetretene  Scbaden,  obwohl  er  ans  der  von  den  Eisenbaboen 
laut  Uebereinkunft  nicht  übernommenen  Gefahr  entstehen  konnte,  dennoch 
aus  derselben  in  Wirklichkeit  nicht  entstanden  ist.  Wird  ein  solcher 
Gegenbeweis  geführt,  so  tritt  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn  auch  för  solche 
Schäden  ein,  sie  müsste  denn  beweisen,  dass  die  Beschädigung  dnrdi 
hnhore  Gewalt  oder  dnrch  äusseriich  nicht  erkennbare  Mängel  der  Ver- 
[UK  kiiiii;  entstanden  ist  (Art.  395).  Von  diesen  Beweissätzen  unal)hüugig 
cndlicii  i;  I  diu  Befucrniss  des  Absüiiders,  nachzuweisen,  dass  der  Schaden 
seinen  Kutstehuntjsgmiul  in  einem  Verschulden  gerade  der  liahnverwaltUDg 
oder  ihrer  Leute  hat  (Art.  424  Abs.  ii,  littr.-Regl.  §  67  Ziff.  7.) 
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Da  der  Gegenstand  der  beschidigten  Ladnng  im  vorliegenden  Fall  in 
Kartoirelo  bestand,  welehe  zu  der  in  Art  S9d  und  424  Ziif.  4  des  H.G.B. 
bezw.  §  64  Abs.  1  und  §  67  Ziff.  1  des  Betriebs-Beglements  bezeichneten 
Kategorie  von  in  der  einen  oder  andern  Beziehnng  besonders  empfindlichen 
Crfltem,  namentlich  insofern  gehören,  als  sie  «vennOge  ihrer  eigenthnm- 
liehen  Beschaffenheit*  der  besonderen,  in  $  67  Ziff.  1  lit  e.  des  Betriebs- 
Reglements  znlftssiger  Weise  ausdrücklich  hervorgehobenen  Gefahr  des  Er- 
frierene  aasgesetzt  sind,  so  versteht  sich  die  Anwendbarkeit  der  obigen 
Gnmdsfttze  auf  eine  derartige  Ladung  von  selbst  Da  femer  thatsfichlich 
feststeht,  dass  der  Schaden,  welchen  die  Kartoffeln  wfihrend  des  Trans- 
ports erlitten  haben,  in  deren  Erfrieren  bestanden  hat,  so  tritt  ohne  Wei- 
teres die  gesetzliche  Präsamtion  ein,  dass  derselbe  anch  wirklich  aas  der 
eigenthfimlichen  natorlichen  Beschaffenheit  derselben,  welche  den  Grond 
für  den  Aasschlnss  der  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  abgiebt,  entstanden 
ist;  —  eine  Prftsnmtion  jedoch,  welche  durch  den  Nachweis  des  Gegen- 
tbeils  beseitigt  werden  kann  nnd  namentlich  (nicht  aasschliesslich,  s.  Entsch. 
des  Reichsgerichts  Bd.  10  S.  109)  dann  beseitigt  wird,  wenn  ein  anderer 
selbstftndiger  Entstehangsgrond  des  durch  Erfrieren  eingetretenen  Ver- 
derbs nachgewiesen  wird.  Ein  solcher  Beweis  muss  als  geführt  angesehen 
werden. 

Es  ist  festgestellt,  dass  der  Kläger,  welcher  das  Aofladcn  bezw.  die 
Verpackung  der  Kartoffeln  auf  dem  Bahnhof  zu  Neu  -  Wegersleben  am 
9.  Mftrz  1883  selbst  besorgt  hat  bezw.  hat  besorgen  lassen,  dabei  mit  der 
grtosten  Sorgralt  zu  Werk  gegaogcn  ist,  und  es  ist  durch  das  von  keiner 
Seite  bemängelte  und  an  sich  überzeugende  Gutachten  des  Sachverstän- 
digen B.  ausser  Zweifel  gesetzt,  dass  in  Folge  der  angewandten  Verwab- 
rangsmittel,  wobei  dem  Kläger  allerdings  zu  Statten  kam,  dass  ihm  ein 
Wagen  mit  doppelten  Wänden  gestellt  war,  das  Frachtgut  ungeachtet  der 
damals  herrschenden,  fär  die  Jahreszeit  uugewdhnlichen  Kälte  und  unge- 
achtet der  eigenthfimlichen,  dem  Verderi>  durch  Frost  mehr  od^  weniger 
aasgesetzten  Beschaffenheit  desselben,  unversehrt  am  Bestimmungsort  ein- 
getroffen sein  würde,  wenn  die  Befftrdemng  in  der  eingeleiteten  Weise  za 
Ende  geführt  und  die  Verwahrung  beibehalten  wäre.  Dies  ist  jedoch  nidit 
geschehen.  Als  die  Ladung  am  10.  März  Nachmittags  in  Holzminden, 
woselbst  die  Kartoffeln  noch  unversehrt  befanden  wurden,  ankam,  hat 
wegen  Schadhaftigkeit  des  betr.  Wagens  am  11.  oder  12.  März  eine  Um- 
ladung in  einen  andern  Wagen  und  folgeweise  eine  neue  Verpackung  bezw. 
Verwahrunir  der  Kartoftelu  stattgefunden,  bei  welcher  nothwendiger  Weise 
—  denn  sonst  wurden  die  Kartoffeln  in  Harkorten,  als  ihrem  Bestimmungs- 
ort, am  13.  Mar/,  nicht  in  erfrorenem  Zustande  angekommen  sein  —  nicht 
dieselbe  Vorsicht  beobachtet  sein  kann,  welche  der  Kläger  bei  seiner  eige- 
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nen  Verladung  angewandt  hatte.  In  der  Tbat  ist  daher  der  Sntstehnngs- 
gmnd  des  Schadens  in  concr.  nicht  in  der  natürlichen,  der  Einwukong 
von  Frost  ausgesetzten  Beschaffenheit  des  Frachtgats  an  sich,  sondern 
darin  zu  finden,  dass  dasselbe,  welches  bei'  seiner  Aufgabe  dieser  Einwir- 
Ining  entzogen  war,  in  Folge  der  Umhidung  den  Wirkungen  der  herr- 
schenden strengen  Eilte  in  höherem  Grade  ausgesetzt  worden  ist,  als  es 
zu  ertragen  im  Stande  war. 

Durch  diesen  Nachweis  des  wirklichen  Entstebungsgrundes  ist  die  ge- 
setzliche Prfisumtion  widerlegt;  sie  ist  dies  ohne  Weiteres  und  ohne  dass 
es  In  dieser  Hinsicht  darauf  ankommen  kann,  ob  die  Entstehung  des 
Schadens  auf  das  Verschulden  irgend  Jemands  und  insbesondere  auf 
das  Verschulden  der  Bahnverwaltung  oder  ihres  Personals  (H.G.B.  Art 
424  Abs.  3)  znrfickzufQhren  isi  Da  zugleich  durch  den  geführten  Gegen- 
beweis die  Berufung  auf  die  zweite  der  Alternativen  in  Art.  895  das.  hin- 
W\\g  geworden  ist,  und  die  dritte  derselben  (vgl.  Art.  424  Ziff.  3  und 
Betr.-Begl.  §  07  Ziff.  4)  —  Schäden,  welche  durch  äusserlich  nicht  erkenn- 
bare M&ugel  der  Verpackung  entstanden  sind  —  nicht  in  Betracht  kommt, 
so  wQrde  die  Beklagte  sich  der  ihr  im  Art  395  auferlegten  Hafkpflicht  für 
die  während  des  Transports  eingetretene  Beschädigung  des  Frachtguts  nur 
noch  durch  den  Beweis  entziehen  können,  dass  die  letztere  durch  höhere 
Gewalt  entstanden  ist. 

Wenngleich  es  sich  von  selbst  versteht,  dass  eine  Elsenbahnverwsl- 
tnng,  wie  jeder  andere  Frachtführer,  von  besonderen  Umständen  oder  Ab- 
machungen abgesehen,  nicht  die  Verpflichtung  hat,  die  ihr  zur  BefOrderong 
fibergebenen  Gflter,  auch  wenn  sie  deren  empfindliche  Beschaffenheit  ans 
dem  Frachtbrief  oder  sonstwie  ersdien  hat,  vor  den  daraus  erwaelLscnen 
Gefahren  besonders  zu  schützen,  indem  dies  Sache  des  Absenders  ist  (nnd 
es  insbesondere  auch  im  vorliegenden  Fall  war),  so  ist  sie  docli  ebenso- 
wenig befugt,  wäiirend  des  von  ihr  übernommenen  Transports  au  den  von 
diesem  eben  wegen  solcher  Gefabren  vorgeuoramenen  Schutzmaassregeln 
eigenmächtig  eine  Aenderung  vorznnehmen,  wenn  sie  dabei  nicht  zugleich 
auch  ihrerseits  die  entsprechende  Vorsicht  beobachtet.  Als  am  10.  Mfirz 
1883  (lif  vom  Kläger  am  Tage  zuvor  aufgegebene  Ladung  KaitollVlu  in 
einem  doppchvaiidiuoii  Wagen  nnd  hierdurch  sowie  diinh  exakte  Ver- 
packung vor  den  Eiuwiikungen  der  herrschendeu  Kalte  ge.seliüt/.t,  iu  un- 
versehrtem Zustande  in  Holzmindeu  eintraf,  und  der  Weitertransport  in 
demselben  Wagen  durch  den  Bnidi  einer  nicht  sofort  zu  ersetzenden 
Bufferhülse  verhindert  wurde  —  ein  Unistaml,  der  die  Bahu Verwaltung 
event  von  der  Iiiiichaltung  der  Lieferfrist  befreit  haben  würde  (H.G.B. 
Art.  3'J7;  Bttr.-lv-l.  ^  T)?  !^cblnsssatz)  — ,  durfte  die  Bahnvcrwaltung 
freilich  zu  einer  Uniiaauii|^  des  Frachtguts  in  einen  uiulern  Wagen  behuts 
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raseherer  Bef&rdemiig  deseelben  schreiten,  war  dann  aber  kraft  der  ihr  als 
FracbtfBhrer  obliegenden  nnd  bezfigUch  solcher  Umladungen  von  Gdtem 
nirgends  ansgescbloasenen  Diligenz  zn  der  änssersten  Vorsicht  Yerpflichtet, 
wekbe  sie  mit  Blicksicht  auf  die  damaligen  nngewöhnlichen  Kältegrade 
insbesondere  durch  Auswahl  eines  geeigneten  Wagens  nnd  dnrch  eine  der 
bisher  als  ausreichend  bewfihrten  ursprünglichen  Verpackung  entsprechende 
Verwahrung  des  Frachtguts  zn  bethfttigen  hatte.  Sie  war  aber  auch  be* 
lugt  und,  wenn  sie  eine  solche  Verantwortlichkeit  zu  fibemehmen  sich 
nicht  getraute,  verp6ichtet,  den  Absender  sofort  von  dem  unverschuldet 
eingetretenen  Hindemiss  zu  benachrichtigen  und  dessen  Ordre  oder  persSn- 
Uches  Eingreifen  zu  erwarten.  Die  betreffende  Verwaltungsstelle  bat  den 
ersteren  Weg  gewählt,  indem  sie,  ohne  dem  Kläger  irgend  eine  Mittbei- 
long  zu  machen,  durch  ihre  eigenen  Leute  die  Umladung  in  einen  andern 
Wagen  und  die  Verwahrung  der  Kartoffeln  in  demselben  hat  vornehmen 
lassen  und  am  Tage  darauf  die  Ladung  in  diesem  Zustande  weiter  be- 
fördert hat  War  es  schon  —  mit  RQcksicht  auf  die  Temperaturverhält- 
nisse  —  unzulässig,  ohne  Genehmigung  des  Klägers  statt  des  nun  einmal, 
gleichviel  ob  auf  ausdrückliche  vorherige  Bestellung  durch  den  Kläger  oder 
nicht,  verwandten  zweiwandigen  Wagens  einen  weniger  Sicherheit  bieten- 
den emwandigen  Wagen  zu  benutzen,  so  haben  die  Verhandlungen  ferner 
ergeben,  dass  sowohl  bei  Auswahl  des  Wagen  als  —  und  ganz  besonders 
—  bei  der  Verwahrang  der  Kartoffeln  nicht  mit  der  durch  die  Umstände 
gebotenen  Vorsorge  verlahren  ist,  geschweige  dass,  in  letzterer  Beziehung, 
auch  nur  annähernd  diejenigen  Vorsichtsmaassregeln  beobachtet  sind,  welche 
der  Kläger  angewandt  hatte.  Kach  der  Beweiserhebung  kann  man  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  die  Leute  der  Beklagten  die  erforderliche  Sorgfalt 
verabsäumt  haben,  und  da  sachverständigerseits  nachgewiesen  ist,  dass  ein 
Erfrieren  der  Kartoffeln  auch  auf  der  Strecke  von  Holzminden  nach  dem 
Bestimmungsort  bei  Anwendung  derjenigen  Vorsicht,  welche  der  Kläger 
selbst  angewandt  hatte,  der  niedrigen  Temperatur  ungeachtet  nicht  einge- 
treten sein  wfirde,  so  handelt  es  sich  nicht  bloss  um  ein  konkurrirendes 
Verschulden  der  den  Beklagten  unterstehenden  Verwaltung  oder  ihrer  Leute, 
sondern  es  ist  —  wie  der  Absatz  3  des  dt  Art  424  allerdings  erfordert 
(vgl.  Entsch.  des  R.O.H.6.  Bd.  15  8.  86)  ^  der  wirkliche  Entstehungs- 
grund des  eingetretenen,  wenn  auch  unter  andern  Umständen  schon  auf 
die  empfindliche  Natur  des  Frachtguts  zurQckfahrbaren  Verderbens  in  diesem 
Verschulden  zn  finden.  Da  die  für  die  Jahreszeit  strenge  Kälte  nicht  etwa 
unerwarteter  Weise  erst  nach  der  Umladung  eingetreten  ist,  sondern  zu 
dieser  Zeit  schon  herrschte  und  daher  zu  ganz  besonderer  Vorsicht  hätte 
auffordern  sollen,  so  kann  endlich  dieses  äussere  Ereigniss,  zumal  es  auch 
ohne  Anwendung  ganz  ausserordentlicher  und  ungewöhnlicher  Mittel  ab- 
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wendbar  war,  anch  nicht  unter  den  Begriff  der  ,,höheren  Gewalt*  gestellt 
werden. 

Vgl.  Thöl  Handelsr.  Bd.  3  §  27:  v.  Hahn  Comm.  zum  H.G.B. 
•2.  Aafl.  Fid.  2  Art.  .395  §§  lOff.;  Eger  das  deutsehe  Fracht  recht 
Bd.  1  S.  235 if.  zu  Art.  395;  Rackdeschel  Comm.  zum  Betriebs- 
Kcglement  S.  176  ff. 
Dass  die  im  Vorstehenden  zur  Anwendung  gebrachten  Gmndsätze  den 
angefülirten  gesetzlichen  ßestimmüngen  entsprechen,  kann  durch  die  von 
der  Beklagten  beigebrachten  Nachweisungen,  soweit  sie  haben  nachgeseheu 
werden  können,  nicht  widerlegt  werden.    Die  bei  Rnokde&chel  a.  a.  O. 
S.  199  abgedruckte  und  bei  Eger  a.  a.  0.  Bd.  3  S.  241  angeführte  Ent- 
scheidang  des  H.O.H.G.  vom  15.  März  1873  (oder  1874}  betrifft  zwar 
einen  ähnlichen  Fall,  bei  welchem  aber  nnr  die  gewöhnlichen  Betriebeband* 
langen  in  Frage  kamen,  nicht  eine  ohne  Genehmigung  des  Absenders  vor- 
genommene Umladong  wohlverwahrten  Frachtguts.    Wenn  ferner  Rack- 
deschel a.  a.  0.  S.  198  im  Anschloss  an  v.  Hahn  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  730 
lediglich  daraus«  dass  in  Art.  424  Ziff.  4  des  H.G.B,  in  einigen  Aasdrackeo 
von  der  Ansdnicksweise  im  Art.  395  („dnrch  die  natflrliche  Beschaffenheit 
des  Guts''  etc.)  abgewichen  wird,  abznleiten  versucht,  dass  die  Eisenbah- 
nen berechtigt  sein  sollen,  durch  Reglements  ihre  Haftbarkeit  noch  in  an- 
dern Fällen,  als  in  denen  des  Art  395  (Klasse  2)  von  sich  abzuwälzen, 
und  dass  dies  namentlich  solche  Schadensfälle  seien,  ^ deren  nächste  Ur- 
Sache  eine  an  sich  von  der  Eisenbahn  zu  vertretende  Thatsache  (Ans- 
und  Umladen)  war,  welche  aber  nur  wegen  der  eigenthümlichen  Beschaf- 
fenheit des  Guts  einen  beschädigenden  Einfluss  auf  dasselbe  aus&ben 
konnte*^,  so  ist  dies  schwerlich  aus  dem  angeführten  Grunde  zu  rechtfer- 
tigen und  widerlegt  sich,  soweit  damit  eine  Verschiebung  der  über  die 
Beweislast  aufgestellten  Grundsätze  hat  behauptet  sein  sollen,  schon  dar- 
aus, dass  der  in  Absatz  2  des  Art.  424  statnirte  Gegenbeweis  und  der 
Verschuldungsbeweis  des  Abs.  3  das.  sich  ohne  alle  Frage  auch  acf  die 
unter  Ziff.  4  das.  bezeichnete  Klasse  von  Gätem  beziehen,  aber  niemals 
auf  solche  zur  Anwendung  zu  bringen  sein  würden,  wenn  zum  Ausschluss 
dieser  Beweise  die  Thatsache  genügen  sollte,  dass  der  Schaden  bei  Gütern 
anderer  und  insbesondere  weniger  empfindlicher  Art  nicht  hätte  emtreten 
können.  Ebensowenig  stehen  die  In  den  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
Bd.  1  S.  14ff.  abgedruckten  Gründe  des  2.Civilsen.  desR.G.  vom  18.  Nov. 
1879  (vgl.  auch  Entsch.  des  R.O.H.G.  Bd.  25  S.  170  ff.)  entgegen.  Eine 
Eisenbabnverwaltung,  welche  statt  eines  unbedeckten  Wagens  ohne  Ver- 
pBichtnng  dazu  einen  bedeckten  Wagen  lieferte,  mag  für  den  Schaden, 
welcher  auch  eingetreten  sein  würde,  wenn  sie  einen  unbedeckten  Wagen 
gestellt  hätte,  nicht  haftbar  sein,  also  für  die  einwandsfreie  Beschaffenheit 
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des  ersteren  nicht  einzustehen  haben  (vgl.  jedoch  den  Erlass  des  prensB. 
JÜDisters  der  Ofifentüchen  Arbeiten  Yom  15.  März  1881  in  Wall  manne 
dentscber  Jarieten  -  Zeitung  Bd.  5  S.  440  und  Bähr  Urtheile  dea  R.G, 
S.  171).  Etwaa  Anderes  aber  ist  es,  ob  eine  Eisenbahnverwaltnng  ffir 
belogt  zn  eraebten  ist,  den  in  einem  doppelwandigen  Wagen  freiwillig  ge- 
ivährten  Transport  nnterwegs  ebne  Yerantwortlicbkelt  abzn&ndern,  obschon 
sie  sieb  sagen  nmsste,  dass  durch  die  ümladang  in  einen  andern  Wagen 
die  darch  die  WitterongsTerbSltnisse  dem  für  dieselben  besonders  empfind- 
lichen Fraehtgat  drohende  Gefahr  der  Beschädigung  auf  eine  vom  Absender 
nicM  vorauszusehende  Weise  vergrftssert  werden  wfirde,  oder  ob  sie  nicht 
vielmehr  hierzu  die  Genehmigung  des  Letzteren  bedurfte. 


Nr.  163.  Entacb.  dea  Oesterr.  Obersten  Gerichtsliofes* 

Vom  1.  Juni  1885. 

[Oesterr.  Centralblatt  fBr  El^enbalitwn  .-tc,  1SS5.  P.  17(10.;; 

Plötzliclier  Eintritt  eines  dichten  Nebels  bildet  keine  vis  major,  welche 
die  Haftpflicht  der  Eisenbalmgesellschaft  für  den  in  Folge  des  Nebels 
bervoigerufenen  Zusammenstoss  sweier  Züge,  beaw,  für  die  dabei  einge- 
tretenen Verletmngen  von  Hensehen  aussoUiesst 

Auf  der  Eisenbahnstation  R.  ereignete  sich  am  15.  November  1877 
ein  Zusammenstoss  zweier  Lastzuge.  Es  prallte  n&mlich  der  von  L.  her- 
ankommende Lastzug  mit  einem  Signalwagen,  auf  welchem  der  Kläger  als 
zeitweiliger  Kondukteur  nach  K.  gefahren  ist,  an  einen  gleichfalls  von  L. 
kommenden  Lastzug.  In  Folge  dieses  Znsammenstosses  stfirzte  der  Kläger 
vom  Signalwagen  herunter  und  es  stürzten  dabei  die  auf  dem  Signalwagen 
aufgekdenen,  mit  Weizen  gefällten  Säcke  auf  ihn  herab,  wodurch  er  ein'e 
Beschädigung  erlitt  Dieses  Klagefaktnm  ist  gerichtsordnongsmässig  be- 
wiesen, indem  die  Geklagte  diesen  Unfall  als  einen  unabwendbaren  Zufall, 
der  durch  den  damals  herrschenden  starken  Nebel  veranlasst  wurde,  dar- 
stellen will,  und  somit  hierdurch  zugiebt,  dass  ein  solcher  Unfall  stattüuid;' 
es  bestätigten  auch  die  von  der  Gekli^n  berufenen  Zeugten  C.  T.  und 
F.  T.  die  obigen  Umstände;  die  Aussagen  der  eben  genannten  Zeugen 
welche  den  Kläger  gleich  oder  kurz  nach  dem  Unfälle  gesehen  haben,  im 
Zusammenhange  mit  dem  Gutachten  der  zum  ewigen  Gedächtnisse  einver- 
nommenen Sachverständigen  liefern  femer  den  Beweis,  dass  der  Kläger  bei 
diesem  Unfälle  eine  Kopfverletzung  erlitten  habe;  die  sachverständigen 
Aerzte  konstatirten  nämlich  eine  3Va  cm  lange  und  2  mm  breite  bewegliche 
Narbe  an  der  Stime  des  Klägers,  welche  Narbe  laut  ihres  Gutachtens  auf 
eine  Spaltung  der  Stimhaut  bei  Gelegenheit  eines  erlittenen  Stesses  hin- 
deutet; es  unterliegt  demnach  keinem  Zweifel,  dass  die  körperliche  Be- 
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schiidi^uiig  des  Klägers,  seinem  bei  dem  ZnBammenstOBse  der  L&StZQge 
erfolgten  iSturze  vom  i^igiialwagen  zuznschreiben  ist. 

Diesftr  Vorfall  begründet  jedenfalls  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  5.  März 
1868,  R.G.Bl.  Nr.  27,  die  Haftung  der  Eisenbahn  -  Gesellschaft  für  den 
durch  den  Klager  wirklich  erlittenen  Schaden,  zumal  die  Belangte  einen 
unabwendbaren  Zufall,  als  welcher  der  angeblich  damals  herrschende  Nebel 
Dicht  angesehen  werden  kann,  als  die  vis  rn^jor  nicht  erwiesen  hat. 


Nr.  164«  Entseb.  des  Dentschen  Beiehsgeriehte. 

2.  Civil-Senat   Tom  2.  Juni  1885. 

fDetitidi«  Jnrfst  Ktf.  BA.  X.  S.  860.] 

Bas  Recht  des  Eigenthumtu-s.  sein  (aruudstück  unbenutzt  liegen  zu  lassen 
(Art.  544  code  civ.).  findet  in  dem  Falle  eine  naturgemässe  Beschränkung, 
wenn  die  Ausübung  dieses  Rechts  in  ihren  bei  normalen  Verhältnissen 
vorauszusehenden  Wirkungen  in  eine  fremde  Rechtssphäre  eingreift 

Nach  den  thatsäcblichen  FcststeiinngeQ  des  Berufungsrichters  hatte 
sich  in  dem  seit  1871  ausser  Betrieb  gesetzten  tiskalis(d)en  Steinbruche 
eine  grosse  Masse  von  Abraum  angesammelt.  In  Folg"  v  iederholter  Berg- 
rutschiiDgen  hatte  sich  kurz  vor  der  Rutschung  vom  27.  August  1881  in 
der  Felswand  ein  aus  Erde  und  losem  Gesteine  bestehender  üeberhang 
gebildet,  welcher  den  Arbeitern  der  Klägerin  gefiabrdrobend  erschien. 
Dtissenniigeachtet  setzten  dieselben  in  einer  Entfemimg  von  5 — 6  Metern 
von  der  Grenze  die  Arbeiten  fort  und  nahmen  noch  am  27.  Augast  Spren- 
gungen vor.  Die  Ursache  des  Bergrutsches  vom  27.  Angnst  finden  die 
Sachverständigen,  deren  Gutachten  von  dem  Berufungsrichter  überall  ge- 
billigt wird,  wesentlich  in  den  von  den  klägerischen  Arbeitern  in  der 
klüftigen  Grauwackenschicht  vorgenommenen  Arbeiten  und  iu  den  Spren- 
gungen. Beklagter  musste  allerdings  voraussehen,  dass  auch  bei  normalen 
elementaren  Verhältnissen  die  abrutschenden  Erdmassen  sich  in  den  kläge- 
rischen Steinbruch  ergiessen  wdrden,  was  durch  Ausräumung  des  fiska- 
liscben  Steinbruches  hätte  vermieden  werden  können. 

„Die  rechtliche  Beurtheilung  dieser  festgestellten  Thatsachen,  mittelst 
welcher  der  Berofangarichter  zur  Zusprechung  der  Klage  gelangt,  beruht 
theilweise  auf  unrichtiger  Anwendung  der  Art.  1882—1884  des  BfirgerL 
Gesetzbuches  und  entbehrt  theilweise  der  BegrAndung. 

UBzweifelhaft  findet  das  aus  Art.  544  des  BGrgerl.  Gesetzbuches  her- 
vorgehende Becht  des  Bigenthfimers^  sein  Grundstück  unbenutzt  liegen  zu 
lassen,  in  dem  Falk  eine  naturgemlsse  Besehränkung,  wenn  die  Ausübung 
dieses  Beclites  in  ihren  bei  normalen  Verhältnissen  vorauszusehenden  Wir- 
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knnp^en  in  eine  fremde  Rechtssphäro  eingreift.  Der  Beklagte  würde  daher 
fiir  deo  durch  den  Bergrutsch  ▼erarsachten  Schaden  verantwortlich  sein, 
wenn  der  Einsturz  des  Ueberhanges  in  der  voraussebbaren  Einwirkung  der 
Zeit  und  der  Entwickelung  der  elementaren  Verhältnisse  seinen  Grond 
hätte.  An  dieser  Voraussetzung  fehlt  es  aber,  wenn,  wie  thateftchlich  fest» 
gestellt  wird,  die  Arbeiten  der  Klägerin,  namentlich  die  Sprengangen  vom 
*27.  August  den  unmittelbar  darauf  erfolgenden  Einsturz  herbeigeführt 
haben.  Daes  der  Beklagte  auch  diese  dnrch  Menschenhand  herbeigefQhr- 
ten  Verftndemngen  habe  voraussehen  mfissen,  ivird  in  dem  Bemfnngsnrtbeil 
nicht  gesagt,  eine  Verantwortlichkett  für  diese  Yer&ndernngen  wfirde,  auch 
wenn  sie  vorausgesehen  werden  konnten,  sich  aus  dem  Gesetze  nicht  be- 
granden  lassen. 

Das  Berufungsgericht  findet  eine  scbuldhafte  Unterlassung  des  Be- 
klagten darin,  dass  derselbe  die  GerOllmasse  ans  seinem  Steinbruche  nicht 
fortschaffte  und  den  Ueberhaag  an  der  Felswand  nicht  beseitigte,  weil, 
wenn  der  TJeberhang  sich  lOste,  das  Geröll  sich  nicht  in  den  fiskalischen 
Steinbruch,  sondern  in  den  der  Elftgerin  ergiessen  und  Beklagter  dies  vor- 
aussehen musste.  Dieser  Ausffihrung  steht  entgegen,  dass  die  unterlassene 
Beseitigung  des  Ueberhanges  nur  dann  dem  Beklagten  als  Verschulden 
angerechnet  werden  könnte,  wenn  derselbe  dessen  Bestehen  wahrzunehmen 
und  denselben  zu  beseitigen  in  der  Lage  war.  In  dieser  Beziehung  aber 
ist  nichts  festgestellt;  der  Ueberhang  hatte  sich  vielmehr  erst  kurz  vor 
dem  Bergrutsche  gebildet  und  war  von  den  beständig  im  Steinbruche  der 
Klägerin  beschäftigten  Arbeitern  zum  ersten  Male  am  Tage  des  Einsturzes 
bemerkt  worden.  Dass  auch  ohne  diesen  Bergsturz  das  Liegenlassen  des 
Abraumes  fär  den  klfigerischen  Steinbruch  einen  Schaden  habe  herbeifäh- 
ren können,  wird  von  dem  Bemfnngsrichter  nicht  festgestellt.  Wenn 
daher  auch  in  der  Unterlassang  des  Wegräumens  der  Halde  unter  Um- 
sUnden  ein  Verschulden  des  Beklagten  zu  finden  ist,  so  fehlt  es  doch  an 
dem  Kachweise  der  Voraussetzungen  eines  solchen  Verschuldens.  Bs  be- 
darf hierzu  der  Feststellung,  dass  Beklagter  den  Ueberhang  wahrnehmen 
musste  und  dass  unter  noitealen  elementaren  Verhältnissen  das  Emstfirzen 
desselben  vorauszusehen  war. 

Dem  Bemfnngsrichter  kann  femer  nicht  in  der  Annahme  beigetreten 
werden,  dass  die  Klägerin,  deren  Arbeiten  wesentlich  den  Bergsturz  ver- 
anlasst hatten,  um  deswillen  von  dem  Vorwurfe  des  eigenen  Verschul- 
dens fipeizusprechen  sei,  weil  sie  ihre  Steinbrachsarbeiten  ordnungs- 
mässig  betrieben  habe  und  und  dieselben  ohne  das  Verschulden  des  Be- 
klagten einen  Schaden  nicht  vemnhwst  haben  wflrden.  Waren  die,  wenn 
snch  ordnungsmässig  ausgefährten  Ausbeutungsarbeiten  geeignet,  dem  fis- 
kalischen Steinbmche  die  Widerlage  und  den  Halt  zu  entziehen,  was  der 
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Benifnngsiiciitcr  selbst  aiiiiiniiiit,  so  mns^te  sich  die  Klägerin  dorsolhen 
eiitiialtcii.  Insbosniiderc  duifteu  die  klägerischen  Arbeiter,  nachdem  sie 
die  drolieiide  (Ii  talir  des  Kinsturzes  wahrgenommen  hatten,  die  Arbeiten 
nicht  iort>f'tzoii  und  die  Spreuguiigeii  nicht  voiuehmen,  welche  die  unmit- 
telbare Veraidassnng  des  Bergstnr/cs  geworden  sind. 

Endlich  kann  es  nicht  als  zutretlend  anerkannt  werden,  wenn  das 
Berufungsgericht  annimmt,  die  zur  Beseitigimg  der  Gefahr  für  den  kläge- 
rischen Steinbruch  geeigneten  Schutzmaassegeln  seien  von  dem  Be- 
klagten in  Antrag  zu  bringen  gewesen,  weil  derselbe  sich  durch  das 
Liegenlassen  der  llahle  in  culpa  befunden  habe.  Der  Steinbrucli  des  Be- 
klagten war  seit  Jahren  ausser  Betrieb  gesetzt  und  konnte  der  Klägerin 
keinen  Schaden  bringen,  wenn  ihm  nicht  durch  deren  Arbeiten  die  Wider- 
lage und  der  Halt  entzogen  worden  wäre.  Es  war  also  Sache  der  Kkt- 
geriu,  die  geeigneten  Vorkehrnngen  zn  veranlassen,  um  der  durch  ihre 
digeneu  Handlangen  herbeigetührteu  Gefahr  vorzubeugen. 


Nr.  155.  Entsoh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

2.  Civil-Senat.    Vom  U.  Juni  1885. 

[Ulum,  Urth.  n.  Animl.  Uii.  3.  S.  27--28.j 

Die  R.Gew.Ord.  (§  120)  bestimmt  nur  die  gesetzlichen  Verpflichtungen 
des  Unternehmers.  Die  Folgen  der  Nichterfüllimg  sind  aber  nacli  den  all- 
gemeinen gesetzlichen  Bestimmungen  (Art.  1382  f.  code  civ.)  zu  beurtheilen. 
welche  für  die  Verpflichtung  zum  Schadensersatz  ein  Versehen  voraus- 
setzen. Hat  der  Unternehmer  alles  Erforderliche  zum  Schutze  der  Arbeiters 
gethan,  dieser  aber  die  Anordnungen  nicht  befolgt,  so  trifft  letzteren  allein 

das  Verschulden. 

Der  im  Dienste  des  Anstreichermeisters  B.  (Beklagter)  stehende  Ge- 
selle E.  K.  (Kläger)  war  am  9.  November  188*2  mit  zwei  anderen  Gesellen 
beauftragt,  die  Wartehalle  eines  Stationsgebäudes  anzustreichen.  Durch 
das  Brechen  eines  Brettes  wurde  er  von  dem  Gerüste  herabgeworfen  und 
erlitt  eine  Verletzung  des  linken  Unterschenkels,  in  deren  Folge  er  nach 
seiner  Behauptung  arbeitsunfähig  wurde.  Er  klagte  darauf  bei  dem  Land- 
gericht Elberfeld  wider  seinen  Arbeitgeber,  indem  er  aufstellte,  derselbe 
sei  nach  §120  der  Reichs  -  Gewerbeordnung  und  dem  Art.  1382  tf.  des 
Bürgerlichen  rjesotzbuches  für  den  Unfall  verantwortlich,  weil  das  zer- 
brochene Brett  alt,  mehrmals  gebraucht  und  mangelhaft  gewesen  sei  und 
zur  Errichtung  eines  Gerüstes  nicht  habe  verwendet  werden  dürfen.  Be- 
klagter bestritt  diese  Behauptung  und  trug  auf  Abweisung  der  Klage  an. 
Nachdem  das  Landgericht  die  beiderseits  erbetenen  Beweise  erhoben  liatte, 
wies  es  durch  Urtheil  vom  9.  Februar  1884  die  Klage  kosteafäliig  ab.  Das 
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Ober-Landeegericht  bestätigte  die  Entscheidoog  mittelst  Urtheils  vom 
6.  Dezember  1884. 

Zar  Reehtfertignng  der  Revision  wird  ausgeführt:  Das  Berufangs- 
gericht  fasse  den  §  120  der  Reichs-Gewerbeordnnng  zn  eng  auf;  da  der 
Gewerbenntemebmer  fQr  allen  ans  der  Kiebtbeobachtnng  dieser  gesetz- 
Hcben  Verpflichtung  entstehenden  Sehaden  verantwortlich  sei,  komme  es 
nicht  darauf  an,  ob  demselben  ein  Yerschnlden  nachgewiesen  werde. 

»Diese  Anffiissnng  des  Gesetzes  erscheint  nicht  gerechtfertigt.  Die 
BeidiS"6ewerbeordnang  bestimmt  nnr  die  gesetzlichen  Yerpfiichtangen  des 
Unternehmers,  die  Folgen  der  Nichterf&ünng  sind  aber  nach  den  allge- 
meinen gesetzlichen  Bestimmungen,  insbesondere  nach  den  Art  1382  ff. 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  beurtheilen,  welche  flr  die  Verpflichtung 
zum  Schadensersätze  ein  Versehen  (faute  oder  n^gUgence)  voranssetzen. 
Nach  den  thatsficblichen  Feststellungen  des  Berufungsurtheils  hat  aber  der 
Beklagte  alles  getban,  was  in  Betreff  der  Herstellung  eines  sicheren  Ge- 
rüstes ihm  zu  thun  oblag.  Er  hat  den  Arbeitern  taugliches  Material  zur 
Verfügung  gestellt,  öftere  Revisionen  des  Materiales  angeordnet  und  die 
Arbeiter  angewiesen,  sich  vor  dem  jedesmaligen  Gebrauche  von  der  ge- 
nfigenden  Beschaffeeheit  der  einzelnen  Stflcke  zu  überzeugen.  Die  Ver- 
neinung des  eigenen  Verschuldens  des  Arbeitgebers  l&sst  demnach  einen 
Bechtsirrthum  nicht  erkennen. 

Die  Revision  stellt  femer  auf,  das  Berufiingegericht  verletze  den 
Art.  1384  des  BQrgerl.  Gesetzbuches,  weil  es  den  Beklagten  nicht  lur  die 
den  Mitgesellen  des  Elfigers  zur  Last  fallende  Unterlassung  einer  dem  Ge- 
brauche vorausgehenden  sorgfUtigen  Prüfling  der  Gerflststücke  verantwort- 
lich erklärt  habe. 

„Auch  dieser  Angriff  konnte  nicht  als  berechtigt  anerkannt  werden. 
Der  Bemfungsrichter  verkennt  keineswegs,  dass  Beklagter  für  das  Ver- 
schulden der  Gesellen,  welchen  die  Aufstellung  des  Gerüstes  übertragen 
war,  einstehen  mfisse.  Er  nimmt  aber  an,  dass  der  Auftrag  zur  Aufktel* 
lung  des  Gerüstes  und  folgeweise  zur  Prüfung  der  Materialien  nicht  bloes 
den  beiden  Mitgesellen  des  Klägers,  sondern  auch  dem  Kläger  selbst  er- 
theilt  worden  sei  und  dass  daher  den  Kläger  das  gleiche  Verschulden 
treffe,  wie  den  beiden  Mitgesellen,  wenn  die  Anordnung  nicht  befolgt  wor- 
den sei.  Durch  diese-  thatsäcbliche  Feststellung  wird  die  Klage  beseitigt 
Dass  die  Prüfung  der  Materialien  alleinige  Aufgabe  der  beiden  anderen 
Arbeiter  gewesen  sei  und  deren  Verschulden  demnach  als  die  wirkende 
Ursache  des  Unfolles  angesehen  werden  mfisse,  hat  auch  der  Kläger  selbst 
nicht  behauptet. 
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Nr.  156.  Entgeh,  des  Denfsdien  Relclis^rlchts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  O.Juni  1885. 

^7-itschr.  für  l'rpuss,  i;.  cht.  na.  4.  S.  6'J5.] 

Die  die  Wirkungen  des  konkurrirenden  Versclmldens  des  Bescliäd igten 
regelnden  Vorschriften  der  §§  18    21  Th.  I.  Tit  ß  des  AUg.  L.R.  können 
auf  die  Fälle  der  Tödtung  keine  Anwendung  leiden. 

Der  B.R.  nimmt  an,  dass  der  getödtete  Ehemann  der  Klägerin  den 
Unfall  durch  eigenes  grobes  Versclmlden  herbeigeführt  habe,  dem  Beklagten 
dulK-i  aber  nur  ^ein  geringes,  höchstens  ein  massiges  Versehen"  zur  Last 
falle,  und  dämm  nach  §  20  Th.  I  Tit.  6  des  Allg.  L.K.  die  Klfigerin  keine 
EntschUdigungsanspr&che  erhoben  könne. 

„Diese  Folgerung  enthält  eine  Vorletznog  des  Gesetzes,  indem  sie  den 
§20  cit.  auf  einten  Fall  der  Beschadignnc:  durch  Tödtnng  anwendet,  wo 
er  mcht  anwendbar  ist,  und  §§  98  ff.  Th.  i  Tit  6  nicht  beroeksichtigt,  die 
allein  direkte  Anwendung  leiden. 

Es  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  ob  und  in  welchem  Maasae  die 
die  Wirkungen  des  konkorrirenden  Verschuldens  des  Beschädigten  regeln- 
den Vorschriften  der  §§  18—21  Th.  1  Tit.  6  des  AUg.  L.R.  auf  aUe  Fälle 
der  Beschädigungen  Anwendung  zn  leiden  haben,  deren  Begnlimng  be- 
sonderen Bcätimmnngen  (§§  83 — 138  eod.)  unterzogen  worden  sind. 
Keinenfails  kOnneo  sie  Anwendung  leiden  auf  die  Fälle  der  Tödtnng,  denn 
die  die  letzteren  betreifenden  Bestimmungen  ruhen  auf  einer  anderen  Grund- 
lage als  erstere,  und  lassen  sich  in  ihren  Konsequenzen  nicht  mit  ihnen 
in  Einklang  setzen.  Beide  Gruppen  von  Vorschriften  stufen  den  Umfang 
der  zu  leistenden  Entschädigung  nach  dem  Haass  des  Verechnldens  des 
Beschädigers  —  hier  der  Tödtenden  —  ab. 

Während  aber  die  §§  18  nnd  19  im  Fall  eines  konkurrirenden  Ver- 
schuldens des  Beschädigten  den  Beschädiger  je  nach  dem  Grade  seines 
Verschuldens  nicht  für  den  mittelbaren  Schaden  nnd  den  entgangenen 
Gewinn,  sondern  nur  fär  den  unmittelbaren  Sdiaden  be2w.  gar  nicht 
haften  lassen  (§  20),  machen  die  §§  98 — 110  eine  solche  Unterscheidung 
nicht,  sondern  geben  der  Wittwe  nnd  den  Kindern  eme  nach  selbständigen 
Gesiditspunkten  abgestufte  Entschädigung,  deren  Abstufung  mit  der  Eui- 
theilung  in  mittelbaren  und  unmittelbaren  Schaden,  wie  sie  den  §§  18  ff. 
zn  Grunde  liegt,  gar  nicht  in  Verhältniss  gesetzt  werden  kann.  Denn 
wollte  man  den  GetOdteten  selbst  als  den  Beschädigten  ansehen,  so  läset 
sich  der  Schaden,  wie  er  nach  §§  98  if.  seiner  Wittwe  nnd  seinen  Kindern 
zu  vergüten  ist,  überhaupt  nicht  unter  den  Gesichtspunkt  eines  mittelbaren 
oder  unmittelbaren  Schadens  oder  entgangenen  Gewinnes  bringen.  Für 
den  GetOdteten  selbst  oder  seine  Erben  als  solche  könnte  er  weder  das 
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Eine  Doch  das  Andere  sein.  Sind  dagegen  die  Wittwe  tmd  Kinder  als 
die  für  ihre  Person  durch  die  TOdtnng  ibrers  Brofthrets  Beschädigten  an* 
zosehen,  so  kann  in  dem  Verschnlden  des  Ehemannes  bezw.  Vaters  nicht 
ein  kootcnrrirendes  Verschulden  des  Beschftdigten  erblickt  werden,  wie  es 
doch  §§  18  ff.  Toranssetzen.  Beide  Gmppen  von  Vorschriften  quadriren 
also  sieht,  nnd  die  anscheinend  als  allgemein  gedachten  Gmndsfttze  der 
§§18  ff.  können  die  die  TOdtong  betreffenden  Spezialbestimmangen  der 
§§  98  ff.  nicht  beherrschen.  Letztere  schliessen  vielmehr  erstere  ans,  in- 
dem der  Geset^ber  davon  aasgeht,  dass  die  Wittwe  nnd  die  Rinder  des 
Getödteten  nicht  ans  der  Person  dieses  abgeleitete  Entschädiguiigsansprilohe 
haben,  sondern  solche  ans  eigener  Person,  weil  ihnen  durch  die  TOdtnng 
Derjenige  genommen  worden  ist,  der  zn  ihrer  Em&hning,  Erziehung,  Aus- 
stattung o.  8.  w.  gesetzlich  verpflichtet  war.  Unter  diesem  Gesichtspunkte 
mnas  das  Verhalten  des  Getddteten  auf  die  Bemessung  der  Anspr&che 
seiner  Wittwe  nnd  Kinder  ohne  Einfluss  bleiben,  und  kann  nur  insofern 
in  Betracht  kommen,  als  es  bei  der  Feststellung  des  ursächlichen  Zusam- 
menhanges zwischen  dem  Handeln  des  Dritten  nnd  dem  Tode  des  Ehe- 
mannes bezw.  Vaters  von  Bedentang  wird. 

Obige  Auslegung  steht  wesentlich  in  Uebereiustiramung  mit  Doktrin 
und  Judikatur  (cf.  Dernburg,  Preussisches  Privatrccht,  Bd.  II  §  298 
Nr.  11;  Koch,  ed.  8,  Anni.  79  zu  §  98  und  ürtheile  des  R.G.  vom 
26.  März  und  10.  Dezember  1881;  Gruchot,  Beiträge,  Bd.  25  S.  951  f. 
und  Bd.  26  S.  948  f.).  liidein  dcrB.U.  von  der  entgegengesetzten  Ansiclit 
ausgiiii;,  ist  er  /u  eiuer  mit  dem  Gesetz  unvereinbaren  Entscheidung 
gelangt." 


Nr.  157.  Entgeh,  des  Deotseheu  Reichsgerichts* 

3.  Civil-Senat   Vom  12.  Juni  1885. 

[Gnichot,  Bd.  29,  AalasdNiDd  S.  1054.] 

Werkverdingnng.  Die  Billigung  eines  navoUstäiidigen  oder  mangelhaften 
Werkes  beranbt  den  locator  operis  keineswegs  aller  seiner  Rechte  auf 
eine  vertragsmässige  Lieferung,  insbesondere  nicht  solcher  Ansprüche,  die 
rUcksichtlich  verborgener,  Ihm  ohne  sein  Verschulden  unbekannt  geblie. 
bener  Mängel  geltend  gemacht  werden  können. 

Gestützt  auf  1.  24  pr.:  I).  Iah-,  royid.  19,  2  wird  zwar  vielfach  der 
Satz  aiif£?ostollt,  dass  die  Billiguug  der  Unternehmer  von  jeder  Haftung, 
iiatiieiitlieh  auch  ivesren  verborgener  Fehler  — -  aubgciioiiiinen,  wenn  er 
dicst'lheii  wisöüiiUu  h  verr^rhvviesfen  hat  —  befreie.  Allein  dieser  Satz  lässt 
»ich  aus  der  fraglichen  Geset/.essteile  nicht  ableiten,  da  dieselbe  einestheils 
nor  von  dem  Falle  redet,  wo  der  conductor  operis  kraft  spezieller  Be- 
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stiinmimg  des  YerdiDgimgsTeitrages  dem  locator  das  Werk  zu  approbuen, 
d.  b.  dessen  Empfangbarkeit  darzulegen  bat,  andemtbeils  aber  snr  ans- 
spridit»  daas  wenn  der  condnctor  operis  sieb  bei  dieser  approbaüo  eines 
dolas  scbnldig  mache,  dieselbe  eine  recta  iacta  sein  solle,  dagegen  keine 
Entsebeidnng  darfiber  trifft,  ob  der  condnctor  im  Uebrigen  von  jeder 
Haftung  frei  bleibt  Nach  aUgemelnen  Reehtsgrandsfitzen  wird  man  aber 
der  Billignng  keine  grossere  Bedeutung  beilegen  kOnnen,  als  einer  Quittung. 
Wie  man  die  Wirkung  der  letzteren,  je  nachdem  sie  im  einzelnen  Fall 
die  Bedeutong  eines  Geständnisses  oder  eines  dispositiyen  Aktes  hat^  durch 
einfachen  Gegenbeweis  oder  den  Kachweis  eines  entscholdbaren  Irrthnms 
beseitigen  kann,  so  wird  auch  die  erfolgte  BilUgung  den  Ansprüchen  des 
locator  an  sieb  nicht  entgegenstehen,  insofern  er  nachweist,  dass  die  Bil> 
ügnng  in  entschuldbarer  Unkenntniss  der  später  entdeckten  Mängel 
erfolgt  ist 

Die  Billigung  hat  in  der  Sache  selbst  nur  die  Wirkung,  daas  der 
locator  wegen  der  offenbaren  oder  ihm  bekannt  gewordenen  Mängel  keise 
weiteren  Ansprüche  mehr  erbeben  kann,  weil  insoweit  in  der  Billigong 
ein  dispositiver  Akt  liegt  und  angenommen  werden  muss,  dass  er  auf  die 
Geltendmachung  seiner  Anspräche  wegen  Mängel  dieser  Art  verzichten 
wolle.  Dagegen  darf  ein  solcher  Verzicht  nicht  auch  angenommen  werden, 
wegen  solcher  Ansprüche,  die  räcksichtlicb  verborgener,  dem  locator  ohne 
sein  Verschulden  unbekannt  gebliebenen  Mängel  geltend  gemacht  werden 
kOnnen.  Bezfiglicb  dieser  Anspräche  hat  die  Billigung  vielmehr  nnr  eine 
Bedeutung  für  die  Beweislast,  indem  der  locator  das  in  der  Billignng 
liegende  Zeugniss  gegen  sich  selbst  durch  Gegenbeweis  entkräften  mnss, 
während  ohne  die  dazwischen  liegende  Billigung  der  conductor  operis  einer 
vorgeschfitzten  Einrede  des  nicht  gehörig  erfällten  Vertrages  gegenüber 
den  Beweis  erbringen  mfisste,  dass  die  von  ihm  gemachte  Leistung  ver- 
tragsmässig  sei. 

Dies  wird  vom  B.G.  rechtsirrthflmlich  verkannt,  wenn  es  zwar  dem 
Beklagten  gestatten  will,  sein  Interesse  wegen  der  ihm  ohne  sein  Ver- 
schulden unbekannt  gebliebenen  Mängel  im  Wege  der  Gegenforderung 
durch  Kompensation  geltend  zn  machen,  es  aber  fär  unzulässig  oraditet, 
dass  der  Beldagte  noch  die  Beseitigung  dieser  Mängel  und  Lieferung  eines 
opus  von  vertragämäsBigcr  Beschaffenheit  fordert  und  bis  dahin  die  merces 
retiniren  will.  Für  eine  derartige  Unterscheidung  geben  die  Gesetze  keinen 
Anhalt 

Kann  der  Beklagte  den  Nachweis  erbringen,  dass  das  opus  nicht  die 
vertragsm&ssige  Beschaffenheit  gehabt  habe  und  dass  ihm  die  vorhandenen 
Mängel  ohne  sein  Verschulden  zur  Zeit  der  Annahme  unbekannt  gewesen 
sind,  80  wird  dem  Beklagten  das  Becht  nicht  versagt  werden  künnen,  die 
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BeseitigaDg  dieser  Mftiigel  tsvl  verlangen  und  bis  dabin  ancb  die  merces 
inoerhalb  der  dareh  die  Saeblage  gebotenen  Grenzen  zurückzubebalten. 
In  letzterer  Beziehung  kommt  in  Betracht»  dass  das  Bemftiogegericht  fest- 
gestellt bat,  dasB  der  El&ger  nieht  ein  einheitlicbeB  opoe,  sondern  eine 
Reibe  einzelner  opera  herzastellen  fibeniommen  habe.  Daraus  würde  sich 
ergeben,  dass  der  Beklagte  für  diejenigen  opera,  welche  von  ihm  nicht 
bemtogeit  sind,  die  merces  zn  retiniren  fiberall  nicht  berechtigt  ist.  Und 
fener  wfirde  in  Frage  kommen,  ob  der  Beklagte  bezfiglich  der  bemängelten 
Arbeiten,  ebne  sich  seinerseits  eines  dölas  schuldig  zn  machen,  den  ganzen 
für  diese  Arbeiten  bedungenen  Lohn  zarnckznbehalten  befogt  ist  (vergl. 
Entsch.  Bd.  IT  S.  197),  eine  Frage,  deren  Beantwortnng  wesentlich  von 
den  Ergebnissen  der  Beweisffihmng  abhängen  wird." 


Kr.  158.  Eataeh«  des  Oesterr.  YenraltOeriehtshofes. 

Vom  12.  Jani  1885. 

[OMtarr.  Caatna-Bl»tt  fb  Btonik  «te.  tm,  &  317B,  9119.  -  BodwluU,  SuninL  Bd.  9.  8. 41A.j 

a)  Der  Besohlum  einer  OemeindeTertretnng)  die  AnsflUinmg  des  in  letster 
adndoistratiTer  Instanz  konsentirten  Baues  einer  Pferdeeisenbahnlinle  za 
inhiblren,  ist  gesetswidrig.  b)  Das  Nlehtslstizen  eines  Gemelnderaths- 
besehlusses  ist  nicht  präjudioirlich  für  den  Fall  eines  fihnliehen  Beschlnsses. 

Die  Tiiodorösterr.  Stattlialterei  hatte  deu  Baukonsens  für  die  Trainwuv 
liiiieX.  -Y.  uusj^esprochen.  Der  Wiener  Gemeinderath  beschloss  in  seiner 
vortraulidien  Sitzung^  vom  12.  September  1884  den  Kckiirs  aii  das  llaiulels- 
luiuiriterinm  und  di»'  Inliiliirunii  der  BauiuaiigrilVnahme.  Als  die  den 
Rekurs  abweisende  ErlediguiiLj  d"s  llaiidelsraini.sterinras  eiTmctinffcn  war. 
wurde  in  der  öffentlichen  Sitzung  des  Gemeiaderathes  vom  25.  November 
1884  neben  der  Beschreit  uiig  des  We£rps  der  Beschwerde  vor  d«^m  Ver- 
waltungsgerichtshofu  noch  beschlossen,  iui  1  die  der  neuerlichen  liiaimriff- 
nahme  des  Baues  der  in  Streit  gezogenen  [-i;u^  den  f3aa  sofort  zu  inliil)irea 
und  eventuell  hiezu  im  Sinne  der  (i-i  und  6ü  der  Wiener  Gemeinde- 
Ordnung  die  Assistenz  der  Sicherheitsbehörde  in  Anspruch  zu  nehmen. 

Den  Inhibirungsbeschluss  sistirte  der  Statthalter,  als  dem  (lesetze 
zuwiderlaufend.  Das  Ministerium  des  Innern  hielt  die  ansgesproelieiie 
Sistirung  aufrecht  und  bestätigte  die  üntersagung  des  Vollzuges  des  Be- 
schlusses des  Wiener  Gemeinderathes,  Dagegen  brachte  die  Wiener 
Gemeinde  die  Beschwerde  beim  Verwalluiigssierichttihofe  ein. 

Von  diesem  wurde  die  Beschwerde  als  unliegründet  abgewiesen  mit 
der  Begründung,  dass  durch  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums 
(las  gegen  den  Baukonsens  eingelegt  Rechtsmittel  in  letzter  administrativer 
iDstaoz  zurückgewiesen  worden  war  und  iu  Gemässheit  der  Bestimmung 
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des  §  17  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober  1875,  R.  G.  BK  Nr.  36  de  1S76, 
der  frider  diese  Entscheidung  besehloesenen  BeschwerdeflÜirang  beim  Ver- 
waltungsgericbtshofe  von  Rechtswegen  eine  anfschiebende  Wirkung  nicht 
zakam,  die  Pferdebahnuntemehmang  somit  den  konsentirten  Bau  in  Angriff 
zn  nehmen,  das  Reeht  erhalten  hatte. 

Durch  den  Bescblnss,  diese  Inangriffnahme  zu  inhibiren,  hat  die 
Gemeinde  gegen  jene  gesetzlichen  Bestimmungen  verfehlt,  welche  den  ad- 
ministrativen lostanzenzng  mit  der  Entscheidung  des  ICinisterinms  ab- 
schliessen,  somit  dieser  letzteren  die  Eigenschaft  der  Rechtskraft  und 
sofortigen  Vollziehbarkeit  beilegen,  welche  Eigenschaft  in  Ansehong  der 
Vollziehbarkeit  anch  nicht  dnrch  eine  Beschwerdefühmng  beim  Verwaltonga- 
gerichtshofe  ipso  jnre  benommen  wird. 

Das  Handelsministerinm  hatte  den  Reknrs  wider  den  ertheilten  Ban- 
konsens  ganz  allgemein  abgewiesen,  den  Bau  somit  gestattet.  Wenn  das 
Ministerium  hiebei  über  seine  Kompetenz  hinausgegriffen  und  irgend  welche 
berechtigte  Einwendungen  der  Gemeinde,  sei  es  privatrechtlicher  oder 
Öffentlich  rechtlicher  Natur  gesetzwidrig  fibergangen  hatte,  so  war  dies 
nur  ein  Grund  mehr  dafSr,  die  Entscheidung  in  den  gesetzlichen  Wegen 
anzugreifen,  also  wider  dieselbe  Beschwerde  vor  dem  Verwaltungsgerichts- 
hofe  zu  erheben  oder  die  vermeintlich  bestehenden  Privatrechte  vor  dem 
ordentlichen  Richter  geltend  zu  machen;  es  konnte  aber  darin  keineswegs 
ein  Grund  gefanden  werden,  die  nach  der  Rechtskraft  jener  Entscheidung 
bis  zu  deren  Behebung  oder  bis  zur  Ersiegung  der  Privatrechte  zweifellos 
berechtigte  Bauffihrung  zu  verhindern. 

Die  Beanstandung  dieses  Beschlusses  durch  die  Staatsbehörde  war 
daher  gerechtfertigt  (§  107  der  Wiener  Gemeindeordnung). 

Die  Wiener  Gemeinde  hatte  aber  auch  geltend  gemacht,  dass  der 
sistirte  Gemeindebeschluss  nur  die  Wiederholung  des  in  der  Sitzung  vom 
12.  September  1884  gefassten,  nicht  sistirtenGemeinderathsbeschlnsses  war. 

Dem  gegenüber  bemerkte  der  Verwaltungsgerichtshof,  dass  das  aus 
der  »gesetzlich  bestehenden  Staatsaufsicht  über  die  Gemeindeverwaltung 
sich  ergebende  Recht  der  Sistirung  gesetzwidriger  Gemeindebeschlusse  an 
keine  Fristen  gebunden  und  durch  kerne  Rechtskraft  frfiherer  identischer 
Beschlüsse  bescbrSnkt  ist,  dass  also  einerseits  die  Sistirung  ebensowohl 
gegen  jenen  früheren  Gemeindebeschluss  noch  hätte  ausgesprochen  werden 
können,  als  andererseits  der  Statthalter  nicht  gehindert  war,  einen  späteren 
Beschlttss  zu  sistiren,  ungeachtet  er  einen  gleichlautenden  früheren  Beschlnss 
nicht  beanstandet  hatte. 

Ausserdem  hob  der  Verwaltungsgerichtshof  noch  hervor,  dass  der 
Statthalter  auch  einen  ganz  ausreichenden  Grund  dafür,  den  früheren 
Beschlnss  unbeanstandet  zn  lassen,  hingegen  den  späteren  Beschluss  zu 
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sistiren,  in  dem  Umstände  hatte,  dass  der  Beschlnss  vom  25.  November 
1884  nach  administrati?  rechtskräftig  entschiedener  Sache,  der  Beschlnsa 
TOin  12.  September  1884  dagegen  wfihrend  der  Pendenz  der  Sache,  d.  i. 
ZQ  einer  Zeit  gefasst  wurde,  wo  in  Folge  der  Anwendung  des  noch  .offen 
stehenden  Bechtsmittels,  des  Rekurses  an  das  Handelsmlaistdriam,  die 
BanfOhrnng  thaisächlich  nicht  znlftssig  erschien. 


Nr.  159.  Beschluss  des  Kammergeriehts  Berlin« 
Vom  16.  Juot  1885. 

[Jobov  u.  EantzeK  Jahrb.  Bd.  5.  S.  S4-36.] 

Ldsclumg  der  Finna  und  der  Liquidatoren  aufgelöster  Aktiengesellschaften. 
£8  ist  daran  festzuhalten,  dass  die  Beendigung  der  Liquidation  einer  auf- 
gelösten Aktiengesellschaft  und  das  deshalb  erfolgte  Erlöschen  ihrer  Firma 
auf  den  Antrag  ihrer  Liquidatoren  im  Handelsregister  nicht  eingetragen 
werden  kann.  H.G.B.  Art  25, 244, 135,  Instr.  v.  12.  Dezember  1861  §  76. 

Die  Berlin- Görlitzer  und  die  llärkisch-Posener  Eisenbahn -Aktien- 
OeseUschaften  haben  sieh,  nachdeoi  das  Bigentbnm  der  Bahnen  auf  Grand 
der  Verträge  vom  14.  Noyember  1881  und  des  Gesetzes  vom  28.  März 
1884  anf  den  Staat  fibergegangen  war,  auflöst.  Die  liqmdation  ist 
dnrcli  die  KGnigl.  Bisenbahn  •  Direktion  in  Berlin  gefQhri  Diese  stellte 
unter  der  Angabe,  dass  die  Liquidation  durch  AusschQttung,  bezw.  Hinter- 
legung der  in  dem  Kaufpreise  bestehenden  Liquidationsmasse  beendet  sei, 
den  Antrag,  diese  Beendigung  und  das  Erloschen  der  Firma  im  Register 
einzutragen.  Amts-  und  Landgericht  lehnten  diese  Anträge  wesentlich 
aus  den  in  den  kammergerichtlichen  Beschlossen  vom  8.  Juli  1882  und 
29.  Januar  1883  (Bd.  3  S.  24  ff.  dieses  Jahrbuchs)  entwickelten  Gründen 
ab.  In  den  hiergegen  erhobenen  weiteren  Beschwerden  wurde  geltend 
gemacht: 

Selbst  wenn  die  Liquidatoren  nicht  geloscht  würden,  kOnne  die  Ge- 
sellschaft durch  dieselben  nicht  mehr  repräsentirt  werden,  weil  nach  Aus- 
scbflttnng  der  Masse  an  die  Aktionäre  gegen  Einlieferung  der  Aktien 
Aktionäre  resp.  ein  ZweckvermOgen  nicht  mehr  vorhanden  seien.  Die  in 
den  Art.  243,  244  H.G.B.  vermisste  Vorschrift  wegen  Löschung  der  Firma 
sei  in  Art.  25  H.6.6.  enthalten.  Die  Ansicht  der  Gerichte  führe  dahin, 
dass  die  Wiederbenutzung  der  thatsfichliuh  und  rechtlich  erloschenen  Firma 
dauernd  ausgeschlossen  werde;  diese  Konsequenz  stehe  mit  dem  Gesetze 
im  Widerspruch.  • 

Das  Eammergericht  hat  jedoch  die  weitere  Beschwerde  zurückgewiesen. 
Es  wird  zunächst  auf  die  früheren  Beschlüsse  vom  3.  Juli  1882  und 
29.  Januar  1883  Bezng  genommen  und  weiter  ausgeführt: 

Bff«r,  KiinbihawchÜidit  Entacbcldnng«]!.  IV.  SO 
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Der  vorliegende  Fall  giebt  keine  Veranlassnng,  von  diesen  Entschei- 
dnngen  abzugeben. 

Die  Behanptang  der  BesehwerdefübreriD,  dass  die  Masse  gegen  Ein- 
Iteferong  der  Aktien  ansgescbfittet  nnd  Aktionftre  nii'bt  mebr  vorbanden, 
also  die  Gesellschaft  nicht  mebr  durch  die  Liquidatoren  vertreten  werden 
k6nne,  ist  eben  eine  Thatfrage,  deren  Richtigkeit  der  Registerricbter  nicht 
pr&fen  kann  und  nicht  zn  prüfen  hat  Dass  aber  eine  Gesellschaft  auch 
nach  ihrer  AuflOsong  fortbesteht,  ist  auch  vom  Beichs-Oberbandelsgerieht 
(Entsch.  Bd.  22  S.  137)  angenommen. 

Ob,  wenn  die  Firma  der  Gesellschaft  nicht  gelöscht  wird,  eine  Wieder- 
benntznng  derselben  dauernd  ausgeschlossen  ist^  kann  dahin  gestellt  bleiben. 
Im  vorliegenden  Falle  ist  die  Firma  der  Gesellschaft  auf  den  Staat  nicht 
fibertragen,  sondern  es  ist  nur  das  Eigenthum  an  den  Schienenwegen,  dem 
Grundbesitz  und  dem  Inventar  der  Gesellschaft  für  einen  bestimmten  Preis 
dem  Staate  überlassen. 

Der  Art  25  H.G.B.  ist  nicht  verletzt  Nach  demselben  soll,  wenn 
die  Finna  erlischt^  das  Erloschen  im  Handelsregister  eingetragen  werden. 
Besteht  aber  die  Aktien-Gesellschaft  wahrend  der  Liquidation,  so  erlischt 
auch  die  Firma  erst  mit  deren  Beendigung.  Dass  diese  eingetreten  sei, 
kann,  wie  oben  gezeigt  ist,  durch  den  einseitigen  Antrag  der  Liquidatoren 
nicht  festgestellt  werden. 


Mr.  160,   Sntach.  des  Bentsehen  Belchggerichts. 

1.  Givil-Senat   Tom  16.  Mal  und  17.  Juni  1885. 

[BluB,  Crth.  s.  AiiiiiL  Bd.  S.  8.  879-881.  -  Dmttche  JmrbtZts.  Bd.  lOi  S.  758-797.] 

Auch  die  von  den  Hinterbliebenen  eines  Staatsbeamten  geltend  gemachten 
Ansprüche  fallen  «nter  §  70  Abs.  3  des  Oer.  Verl  Oes.  und  lassen  daher 

die  Revision  zu. 

Zwar  wird  von  verschiedeoen  Schriftstellern  (Keller,  Strock  mann 
und  Koch,  von  Wilmowski  und  Levy  zu  §  70  des  G.V.G.)  der  §  70 
Abs.  3  des  G.  V.  G.  so  aufgefasst,  dass  er  nur  von  den  Ansprüchen 
des  lebenden  Staatsbeamten  zu  verstehen  sei,  nicht  aber  von  den  An- 
sprüchen der  Hinterbliebenen  desselben.  Es  wird  dafür  uamentlieli  auf 
die  engere  Fassung  des  Abs.  i)  gegenüber  der  weiteren  des  Abs.  2  Nr.  l: 
„Ansprüche,  welche  auf  Grund  des  Reichsbeamton)2:esetzes  erhoben  werden", 
Bezuj?  genommen.  Allein  diese  Beseht aukung  ist  jedenulU  insoweit 
unhaltbar,  als  es  sich  um  einen  Anspruch  handelt,  weH  her,  wie  der  auf 
das  Gnadenquartal,  durch  den  Dieustvertrag.  beziehentlich  die  Anstellung 
des  Beamten  begründet  ist  (Entsch.  des  R.O.H.G.  Bd.  XXI  S.  50).  Die 
sachliche  Besonderheit  dieser  Ansprüche  ist  es,  welche  den  Gesetzgeber 
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zur  ausuahmsweisen  Behandlnng  derselben  iu  Betreff  der  Gerichtszuslündig- 
keit  veranlasst  hat.  Dicht  die  Zufälligkeit,  dass  der  Beamte  selbst,  nicht 
aber  seine  Hinterbliebenen,  das  Recht  geltend  macht.  Die?  ergiebt  sich 
namentlich  auch  aus  der  Entstehungsgeschichte  der  Bestimmung. 

1.  Das  Preussische  Gesetz  vom  24.  Mai  1861,  betreffend  die 
Erweiterung  fies  Kech  tswegp'^.  bestimmt  in  §  1 :  „Ueber  vermngens- 
rechtlieho  Ansprüche  der  Stuutsbeamteu  aus  ihrem  Dienstverhältuiss,  ins- 
besondere über  Ansprache  auf  Besoldung,  Pension  oder  Wartegeld  findet 
mit  folgenden  Maassgabon  der  Rechtsweg  statt*  —  in  §  4:  v,Das  Reohta- 
mittel  der  Appellation  und  der  Nichtigkeitsbeschwerde,  beziehungsweise 
der  Kaasationsrekurs  steht  beiden  Theilen  auch  dann  zu,  wenn  der  Betrag 
d»T  streitigen  Forderung:  die  für  jene  Rechtsmittel  sonst  vorgeschriebene 
iSumme  nicht  erreiche  In  den  Motiven  zu  §  4  ist  anf  die  Wichtig- 
keit der  dienstlichen  Stellung  im  allgemeinen  hingewiesen  und  die 
Nothwendigkeit  der  Aofrechterhaltaog  einheitlicher  Grundsätze  be- 
sonders betont. 

Im  gleichen  Sinne  sprach  man  sich  in  den  Kommissionen  des  Abge- 
ordnetenhauses und  des  Herrenhauses  und  bei  der  Berathung  aus  (Ver- 
handlungen der  beiden  Häufer  des  Landtages:  Abgeordnctenhans,  Steno- 
graphische Berichte  1859/60  Th.  I  Nr.  89  S.  536;  Th.  III  Ö.  944;  Bd.  II 
S.  234.  Herrenhaus  1859/60  Bd.  U  S.  234  ).  In  diesem  Sinne  ist  das 
Gesetz  auch  in  der  Rechtsprechung  aufgefasst  worden.  Am  14.  Mai  1870 
erkannte  der  Königlich  Preussische  Gerichtshof  zur  Entscheidung  der 
Kompetenz-Konflikte  für  die  Klage  der  Tochter  and  einzigen  Erbin  eines 
Staatsbeamten  auf  Auszahlung  des  Gnadenmonats  den  Rechtsweg  als  zn- 
Ifissig.  Es  wird  ausgeführt:  ^es  lasse  sich  kein  vernünftiger  Grund  denken, 
welcher  die  Verfasser  des  Gesetzes  bestimmt  haben  konnte,  den  Weg« 
welchen  sie  den  Staatsbeamten  selbst  zur  Geltendmachung  der  vermögens- 
rechtlichen Ansprüche  ans  ihrem  Dienstverhältuiss  eröffnen  zu  müssen 
glaubten,  den  Erben  and  sonstigen  Bechtsnacbfolgem  derselben  bei  der 
ihrerseits  beabsichtigten  Verfolgung  eben  dieser  Anspräche  za  versagen.^ 
(Justiz-Ministerial-Blatt  1870  S.  272.) 

2.  Ganz  in  gleichem  Sinne  wurde  auch  der  Entwnrf  eines  Gesetzes, 
betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der  Bundesbeamten,  dessen 
§§  140  and  U3  (beziehentlich  139  und  142)  den  §§  1  und  4  des  erwähnten 
Preuss.  Gesetzes  entsprechen,  dem  Reichstag  in  den  Jahren  1869  und  1870 
^nrgelegt  (Reichstags Verhandlungen  von  1869,  Drucksachen  Bd.  1 
Nr.  59;  von  1870,  Drucksachen  Nr,  83). 

In  dem  im  Jahre  1872  von  neuem  vorgelegten  Entwurf  enthält  §  141 
(welcher  dem  §  140  von  1869  und  dem  §  139  von  1870  entspricht)  aller- 
dings eine  Modifikation,  indem  nach  dem  Worte  »Pension*'  eingeschaltet 
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ist:  „sowie  über  die  den  Hinterbliebenen  der  Reichsbeamten  gesetzlich 
gewährten  Kechtsanspi  ut.  he  aul  ßt-willi^uugen.'*  Trotzdem  Imdet  sich  in 
den  Motiven  zur  betreffenden  Stelle  diesen  Entwurfes  auch  wieder  nur 
die  ßemerkunj;,  die  Bestimmung  sei  im  wesentlichen  aus  dem  Preuss. 
Gesetz  vom  24.  Mai  18f^l  entnommen  Der  gemachte  Zutsatz  wird,  wobl 
al«  selbstverständlich,  nicht  besprochen.  Eine  Debatte  über  die  Bestiiumung 
fand  nicht  statt  (ReicUstagsverhandluugeu  von  1872,  Drucksacheu 
Nr.  9  S.  26,  50,  51;  Nr.  35  S.  24;  Nr.  133  S.  26,  27;  Verhaudiuugou 
S.  721,  925). 

8.  Auch  bei  der  Vorlage  und  Annahme  der  betreffenden  Bestini- 
mungen  der  Reichs] ustizgesetze  gingen  die  gesetzgebenden  Faktoren 
überall  von  den  gleichen  Grundsätzen  aus. 

In  den  Motiven  zu  §50  des  Entwurfes  eines  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes (entsprechend  dem  §  70  des  Ciesetzes)  heisst  es:  „Die  Ansprüche 
gegen  den  Heichsfiskus  .  .  .  betreffen  ein  Grenzgebiet  des  öffentlichen  und 
des  Privatrei  htj*.  In  dem  einen  Fall  liegt  Aufhebung  eines  Privilegs 
vermöge  des  dem  Staat  zustehenden  jus  eminens  zu  Grunde,  im  anderen 
handelt  es  sich  um  vermögensrechtliche  Ansprüche  der  Beamten,  welche 
neben  der  privatrechtli(dien  eine  staatsrechtliche  Seite  haben.  Es  kann 
nun  bei  ähnlichen  Kcchtssachen  auch  für  den  «iiuzelnen  Bundesstaat  von 
öffentlich-rechtlicher  Erheblichkeit  sein,  dass  die  Rech tsl rage  in  allen 
Landestheilen  gleichmässis  aufgefasst  und  nicht  in  den  an- 
hängigen Rechtssac  hen  von  den  \  i -rliiedenen  zur  Rechtsprechung  in  zweiter 
Instanz  berufeneu  Gerichten  eine  verschiedene  Auslccrnng  angewendet 
werde  ,  .  .  Der  Entwurf  versucht  das  Gren/L^cldrl  des  utVentiicheu  und 
des  Privatredits,  welches  zu  derartigen  Auscatimebestiminnjisrcn  ül)er  die 
Zuständigkeit  Anlass  geben  kann,  im  Anschlnss  an  die  reichsgesetz- 
liche Vorschrift  und  den  Inhalt  des  Preoss.  Gesetzes,  jedoch  in  er- 
weiterter Fassung  zu  prazisiren".  .  .  . 

Von  der  Reichstagskommission  wurde  §  50  nicht  beanstandet.  Der 
Abgeordnete  Bahr  bemerkte,  die  Absicht  bei  Abs.  *2  und  3  sei.  „in  letzter 
Instanz  stets  die  Entscheidung  des  höchsten  Gerichts  herbeituliren  zu 
können,  und  dies  finde  seine  Begründung  darin,  dass  in  Sachen  der  frag- 
lichen Art  bei  kleinen  'Uijckten  meist  über  prinzipiell  wichtige  Fragen 
und  damit  für  den  St-ant  oder  das  Reich  implicite  über  Tausende  ent- 
schieden werde.  Dies  sei  ein  wohlbegruudetes  Hecht  des  Fiskas**  (Hahn, 
Materialien  zum  G.  V.G.  S.  91,  588). 

4.  §  485  Abs.  '2  des  Entwurfes  einer  C.P.O.,  welcher  eine  dem  §  509 
Nr.  2  entsprechende  Bestimmung  enthalt,  ist  so  motivirt:  „Die  Ausnahme 
des  §  485  Abs.  2  .  .  .  lehnt  sich  an  das  bestehende  Recht  an  .  .  .  nnd 
rechtsfertigt  sich  durch  die  Erwägung,  dass  die  lutereasea  des  Reiches  und 
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der  einzelnen  Bundesstaaten  eine  einheitliche  Rechtsprechung  in  der 
fraglichen  Kecht.sstreitigkeit  mit  gebieterischer  Nothwendigkeit  fordern." 
Die  Kommissions  verhandlangen  enthalten  über  den  diesen  Bestimmungen 
zu  Grunde  liefrenden  Gedanken  nichts  Näheres  (Hahn,  Materialien  zor 
C.P.O.  S.  62,  364).  — 

Nach  dem  Allem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  in  §  70 
des  G.  V.G,  nicht  den  Beamten  ein  Privileg  ertheilt,  sondern  dass  die 
Einheit  der  Rechtsprechung  über  die  betreffenden  Rechtsverhältnisse,  bei 
welchen  der  Staat  unmittelbar  betheiligt  ist,  gewahrt  werden  sollte.  Das 
Bestreben  ging  dahin,  die  Streitigkeiten  über  die  fraglichen  Anspräche 
bis  in  die  oheiBte  Instanz  bringen  zu  können.  Die  Möglichkeit,  eine  Ent- 
scheidnng  des  R.G.  zu  erlangen,  ist  allerdings  in  Folge  des  Grundsatzes 
der  Irrevisibilitfit  des  Partikularrechts  dann  ausgeschlossen,  wenn,  wie  im 
vorliegenden  Fall,  der  Anspruch  auf  eine  partiknlarreelitliche  Bestimmung 
gestützt  ist.  Allein  auch  in  diesen  Fällen  bleibt  der  Zweck,  die  Rechts- 
einheit herzustellen,  doeh  immer  dadurch  gewahrt,  dass  in  Folge  der 
Verweisung  zur  aosachliesslichen  Kompetenz  der  Landgerichte  die  be- 
treffende Sache  immer  zur  Kognition  des  im  Geltungsgebiet  der  partikolar- 
rechtlichen  Bestimmung  hdchsten  Gerichts  gebracht  werden  kann. 

Dem  entwickelten  Grundsatz  würde  es  nun  aber  zuwider  laufen,  wenn 
man  betreffs  der  Ansprüche  aus  dem  Dienstverhftltniss  der  Beamten  der 
Einzelstaaten  Einschränkungen  eintreten  lassen  wollte,  welclie  betreffs  der 
Rel<  tist)eamten  nicht  anerkannt  sind.  Auch  bei  einem  den  üinterbliebenoD 
eines  Beamten  aus  dessen  Dienstverhältniss  zustehenden  Ansprach  können, 
wie  dies  gerade  der  vorliegende  Fall  zeigt,  die  wichtigsten  und  feinsten 
Fragen  zur  Sprache  kommen.  Hfttte  man  in  §  70  Abs.  3  des  G.V.G.  die 
Geltendmachung  dieser  Ansprüche  ausschliessen  wollen,  so  würde  mm 
daffir  doch  sicherlich  einen  präzisen  Ausdruck  gewählt  haben,  und  es 
würde  sich  darüber  wenigstens  in  den  Vorverhandlungen  irgend  eine  An- 
deutung finden.  Eine  solche  Andeutung  fehlt,  und  es  mag  noch  besonders 
danmf  ▼erwiesen  werden,  dass  in  den  Motiven  zum  G.V.G.  von  einem 
aAnscblnss  an  die  reichsgesetzliche  Vorschrift**  gesprochen  wird. 

Es  kann  auch  nicht  zugegeben  werden,  dass  den  Worten  des  Gesetzes 
Gewalt  angethan  werde,  wenn  man  die  Ansprflche,  welche  den  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  als  solchen  zukommen,  als  Ansprache  des  Be- 
amten «.US  «einem  Dienstverhältniss  bezeidmet.  Gerade  beim 
Ansprach  auf  das  Gnadenquartal,  das  heisst  auf  den  Postbezug  der 
Besoldung  für  eine  gewisse  Zeit,  liegt  diese  Auffassung  besonders  nahe. 

In  gleicher  Weise  spreehen  sich  die  Motive  zum  Entwurf  des  Ans- 
ftthran^getetzes  zum  G.V.6.  fttr  das  KOiügreidi  Bayera  aus,  wolcfaer  in 
Aft  25  den  Landgerichten  lusschliesslich  zuweist:  ,Nr.  1.  Anq^rftobe  der 
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Staatsbeamten  gegen  den  Staat  aus  ihrem  Dienstverhältniss."  Eb  heisst 
daselbst:  „Unter  die  in  Zifl.  1  aufgeführten  Ansprüche  aus  dem  Dienst- 
verhältniss  gehören  nach  der  Auffassung  des  Entwurfs  auch  die  Änprüche 
der  Hinterblifboneii  des  Staatsdieners,  weU'he  Ansprüche  nach  Art.  XXIV 
§  1  der  Dieublpragmatik  vom  1.  Januar  1805  lediglich  „ein  auf  die  Wittwen 
und  Kinder  der  Staatsdit  ncr  übergehender  Ergänzungslheil  des  Gehalts 
sind  und  ihre  Bestininiuug  uliein  aus  der  Grösse  des  letzteren  schöpfen'". 
Von  der  gleichen  Auffassung  geht  aus  G.  Thilo,  Das  G.V.iJ.  er- 
läutcrtf  §  70  Anm.  5.  —  Die  eingelegte  Revision  ist  hicruaia  zulässig. 


Nr«  161.  Entscli.  des  Dentscheii  Beichsgerlehts. 

4.  CiYll-Senat  Vom  22.  Jnoi  1885. 

(EntKli.  d.  Rdchiger.  In  CIvllMdlen.  Bd.  18.  8. 

Wegen  eines  vertragsmässigen  Anspruches  auf  einen  bestimmten  Geldbetrag 
(f&r  im  Kostenanschläge  nicht  Temerkte  Hehrarbeiten  bei  einem  Ban) 
kann  eine  Klage  auf  blosse  Anerkennung  des  Anspruchs  ohne  Forderung 
eines  bestimmten  Geldbetrages  nicht  angestellt  werden. 

Dnrch  seh rift liehen  Vertrag  der  Parteien  vom  27.  März  1876  fiber- 
nahm Kläger  nach  Anschlag,  Plänen  und  Zeichnungen  die  Fertigstellung 
der  Chaussee  Bibrn-Billroda.  Unter  der  Behauptung,  auf  ausdrückliches 
Verlancren  der  ( iiausseebaukommission  Arl>eiten,  welche  im  Veitr;)t':e  und 
im  Anschlage  nicht  vorgesehen  sind,  ausiieführt  zu  haben,  und  uii;<  i  1* 'ner- 
reichuug  eines  diese  Arbeiten  und  die  dafür  ihm  zukonunenden  (irlilix  !rä>;e 
s])eziell  aufführenden  Verzeichnisses  stellte  er  init  der  vorliegenden,  von 
ihm  als  reststellungskla5;e  bezeichneten  Klage  den  Antrag: 

Die  beklagten  Gemeinden  zu  verurtheilen,  anzuerkennen,  dass 
sie  schuldig  sind,  ihm  bei  Gelegenheit  des  Chaasseebaues  Bibra- 
Billroda  gelieferte  Arbeiten,  welche  im  Anschlage  nicht  vermerkt 
sind  und  deren  Feststellung  einem  besonderen  Verfahren  vorbe- 
halten wird,  zu  bezahlen. 
In  der  Berufungsinstanz  beantragte  er  eventuell: 

Beklagte  zu  verurtheilen,  anzuerkennen.  d;iss  sie  sehnHitr  sind, 
ihm  die  in  dem  eingereichten  Verzeichnisse  vom  16.  Januar  1881 
anfgeffihrten  Arbeiten  als  bei  Gelcgeidieit  des  Chausseebaues  Bibia- 
Billroda  gelieferte,  im  Anschlüge  nicht  vermerkte  Mehrarbeiten, 
deren  Kostenbetrag  in  einem  besonderen  Verfahren  vorbehalten 
wird,  zu  bezahlen. 
Beide  Vorderrichter  wiesen  die  Klage  zurück,  indem  sie  für  die  An- 
wendung des  §  231  C.P.O.  das  rechtliche  Interesse  des  Klägers  au  der 
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alsbaldigen  Feststellung  seines  Anspruclies  vermissten.  Der  Berufuugs- 
ricbter  führte  ausserdem  aus,  dass  sie  utieh  als  eine  auf  eiae  Leistung  ge- 
richtete Klage  wegen  mangelnder  Bezifferung  der  geforderten  Geldlelstung 
Dicht  zugelassen  werden  könne.  Die  vom  Kläger  eingelegte  Kevisiou  warde 
zorfickgewiesep.   In  den 

Gründen 

des  Revisionsurtheils  wird  zunächst  die  Zurückweisung  der  Klage,  als  einer 
Feststellungsklage,  gerechtfertigt.   Demnächst  wird  fortgefahren: 

«Will  man  die  Klage  als  eine  auf  eine  Leistung  gerichtete  Klage  auf- 
&88en  und  darin  das  Verlangen  aehen,  über  den  Grand  des  vom  Kläger 
norh  nicht  bezifferten  Ansjnuohes  zu  entscheiden,  so  hat  allerdings  das 
Reichsgericht  in  mehrfachen  Fällen  eine  besondere  Klage  auf  Ersatz  eines 
Schadens  ohne  Forderung  eines  bestimmten  Betrages  für  zulässig  erachtet. 
Im  vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  nicht  um  die  Verpflichtung:  l^^r  Be- 
klagten zum  Schadensersätze,  sondern  um  eine  Leistung,  welche  als  Gegen- 
leistung für  gewisse,  vom  Kläger  gewährte,  von  den  Beklagten  angenom- 
mene Leistungen  gefordert  ist^  also  um  Erfüllung  einer  unmittelbar  durch 
Vertrag  entstandenen,  einer  vertragsmässigen  Verpflichtung.  Für  eine 
solche,  auf  eine  vertragsmäasige  Leistung  gerichtete  Klage  ist  die  Regel, 
dass  eine  Zerlegung  des  Gegenstandes  für  zwei  von  einander  abhängige 
Prozesse  nicht  stattündet,  und  nicht  erst  über  den  Grand  oder  das  Prinzip, 
demnächst  allein  über  das  Quantum  der  schuldigen  Leistung  prozessirt 
werden  kann,  und  von  dieser  Regel  abzugehen,  dazu  bietet  der  vorliegende 
Fall  keinen  Anhalt.  Ein  quantitativ  bestimmt  er  Ansprach  ist  in  dem 
Laufe  seiner  Entwickelnng  und  Entstehung  ein  einheitlicher,  identischer, 
und  kann  nicht  ohne  besonderen  Grund  in  einen  Anspruch  mit  bestimmter 
Quantität  und  in  einen  gleichzeitig  daneben  existirenden  Anspruch  ohne 
bestimmte  Quantit&t  aufgelöst  werden.  Der  Gläubiger  kann  nicht  den 
letzteren  für  sieh  allein,  ohne  ihn  nach  seinem  realen  Inhalte  zu  begren-  * 
zen,  geltend  machen;  die  Verfolgung  des  Anspracbes  ohne  die  bestimmte 
Quantität  verfehlt  den  eigentlichen  Zweck  des  Prozesses,  welcher  darin  be- 
steht^ die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  zu  erzwingen,  und  es  ist  nicht 
ebne  einen  rechtfertigenden  Grund  in  das  einseitige  Belieben  des  Gläu- 
bigers gestellt,  in  einem  Falle,  in  welchem  der  sofortigen  Dnrchf&hrang 
des  Anspracbes  auch  nach  seinem  züTermässigen  Betrage  nichts  im  Wege 
steht,  dem  Schuldner  dUe  Einlassung  in  zwei  anünnander  folgenden  Pro- 
zessen aufeunOthigen.  Der  Revisionskläger  weist  für  sein  Vocgehen  mit 
der  Leistungsklage  in  geschehener  Art  mit  Unrecht  auf  §  276  CP.O.  hin, 
welcher  nur  den  Fall  der  Einkbigung  einer  auch  quantitativ  bestimmten 
imd  in  ihrem  quantitativen  Betrage  geltend  gemaditen  Leistung  ins  Auge 
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fasst,  nnd  eher  dafür  spricht,  dtt88  die  Partei  es  nicht  in  ihrer  Gewalt  bat, 
die  in  §  276  a.  n.  0.  dem  Ermessen  des  Richters  anheimgestelite  Vorab» 
entscheidong  durch  Ansteilnog  einer  allein  darauf  gerichteten,  aelbatfindigen 
Klage  hervorznmfen." 


Nr.  162.  £nt8ch.  des  Deatechen  Beichagerichta. 
2.  Straf* Senat.  Yom  29.  Jani  1885. 

CDratMh«  JoiütZti;  Bd.  lOi  B.  «80^  Nr.  4.] 

TTikimdeiifilBolnuig  etnea  Beamten.  §§  267«  268,  270  B. Str.  O.B. 

Ein  Beamter,  welcher  einen  Andern  zur  Herstellung  einer  iiiuerhall) 
der  Zuständifi^keit  seines  (des  Beamten)  Amtes  liegenden  Urkunde,  in 
welelier  rechtlieh  erhebliclie  Thatsachen  falsch  beurkundet  werden,  veran- 
lasst, macht  sich  nicht  der  falsehen  Heurkundunj^  im  Sinne  der  §§  348, 
349,  sondern  eventuell  nur  der  LTkuudeutalsehung  im  Siuue  der  2<)7, 
268,  270  Str. G.B.  bchuidig. 


Nr*  168.  Entgeh,  des  Heatsehen  Belehsgeriehts, 

3.  Straf-Senat.    Vom  1.  Juli  1885. 

[Deuttcbc  .Tiirt:-*  /tr.  !'•).  10.  8.  G81,  Nr.  8.] 

Widerstand  gegen  einen  Beamten.   §§  117,  119  R.Str.ö.B. 

Bei  dem  AViderstande  gegen  einen  Foiatbeamten  oder  andern  der  im 
§  117,  119  Str. G.B.  bezeichneten  Personen,  kann  das  eraehwerende  Moment 
der  „Gemeinschaftlichkeif*  im  Sinne  des  §  119  auch  dann  ala  Toriiegend 
erachtet  werden,  wenn  Ton  den  beiden  Mitthätem  der  eine  aiefa  des  tbät- 
licben  Angriifs,  der  andere  nnr  der  gleiohzeitigen  «Bedrohnag  mit  Gewalt* 
aehnldig  madbt 


Nr.  164.  Entsch.  des  Ober-Landesj[,^orichts  Rostock. 
Ferien-Senat.    Vom  25.  Jnli  1885. 

(Badd«,  Zeltschr.  t  Rechtq^  «tc.  in  Macklenburf.  Bd.  5.  S.  835  tj 

Bis  fiBpikagigeb&iide  und  Perrons  auf  den  Balmhöfeft  sind  als  Geschäfts- 
räume  anzusehen  und  das  Verweilen  von  ■DienstmlMiem,  Paoktragem  et«, 
ia  solchen  Räumen  ist  ein  widerrechtliches,  wenn  dasselbe  von  der  EiMir 

bahaverwaltnag  natersagt  werden  Ist  §  123  Abs.  1  B.Str.(}.B. 

Gegen  den  Angdclagten,  Dieastmann  B.  za  R,  lat  wegen  Vergehens 
gegea  §  128  Absatz  1  des  R.-Str.-6.-Bs.,  begangen  am  12.  Febroar  f.  i. 
ia  dem  Bahnhofiigebtede  sn  R.,  das  HanptverlhhreB  vor  dem  SohOffengeriehl 
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za  R.  erOffbet  Boreh  Uiiheil  desselben  Tom  5.  April  v.  J.  ist  das  Yer- 
fahren  wider  ibn  eingestellt  und  sind  di^EoBten  der  Staatekasae  aaferiegt, 
weil  der  BahnhoftiDspektor,  welcher  am  14.  Febroar  v.  J.  den  Strafontrag 
gestellt  hatte*  zur  Stellung  desselben  niebt  befbgt  sei.  Seitens  der  Staats- 
anwaltschaft  ist  Beminng  eingelegt.  Nachdem  die  Direktion  der  Mecklen- 
bnigiachen  Friedrich-Franz-EisenbahngeseOschaft  am  30.  April  / 1.  Mai  bei 
der  Staatsanwaltschaft  des  Landgerichts  zu  Bestock  einen  schriftlichen 
Srafantrag  gestellt  hatte,  ist  Angeklagter  durch  Urtheil  der  Strafkammer 
des  gedachten  Gerichts  Tom  B.  Jnni  anf  Grand  des  §  123  Absatz  1  des 
B.-Str.-G.-Bs.  za  einer  Geiftngnissatrafe  ron  3  Tagen  sowie  enr  Tragong 
der  Kosten  des  Yerfahrens  verortheilt  worden.  Angeklagter  hat  gegen 
dieses  Urtheil  frist*  nnd  formgerecht  Revision  eingelegt,  die  Bevisions- 
antrftge  gestellt  und  begrfindet  In  dem  angefochtenen  Urtheile  ist  das 
Kachstehende  thats&chlich  festgestellt:  Von  der  Direktion  der  Mecklen* 
baigischen  Friedrich^Fraoz-EisenbahngeseUschaft  warde  am  19.  November 
1879  fGr  den  Verkehr  des  Publikums  auf  dem  Bahnhof  zu  Rostock  eine 
Bekanntmachung  erlassen,  nach  welcher  Dienstmftnner,  Packtrftger  etc., 
welche  ihre  Dienste  den  Reisenden  anbieten  wollen,  vor  dem  Empftngs- 
gebftude  in  der  NAhe  einer  zu  diesem  Zwecke  angebrachten  Wandti^el 
Aafstellung  zu  nehmen  haben.  Seit  den  ersten  Tagen  des  Januar  t.  J. 
ist  der  neueingetretene  Bahohofsinspektor  W.  bemflht  gewesen,  jener  in 
Yeigeseenheit  gerathcnen  Bekanntmaehung  wieder  Geltung  zu  Terschaflen 
und  bat  den  als  Perronwfirter  fongirenden  Hil&telegrapbisten  beauftragt, 
darauf  zu  sehen,  dass  die  Dienstmftnner  sich  nicht  in  den  Thoren  und 
auf  den  Gftngen  des  Bahnhofsgebäudes  aufstellen.  Das  Empfangsgeb&ude 
steht  im  Eigentbnm  der  Friedricfa-Franz-Eisenbahngesellschaft.  Der  In- 
spektor W.  ist  mit  der  Verwaltung  des  Betriebes  auf  dem  Rostocker 
Bahnhofe  betraut  Am  12.  Febraar  betraf  6.  eine  Anzahl  von  Dienst- 
m&nnem  in  der  vom  Perron  in  das  Geb&ude  fahrenden  Thür  stehend;  er 
forderte  sie  auf,  diesen  Platz  zu  verlassen  und  sich  auf  den  ihnen  ange- 
wiesenen Standort  zu  begeben.  Die  Dienstleute  leisteten  dieser  Anweisung 
Folge  bis  auf  den  Angeklagten,  welcher  sich  weigerte,  der  AufTorderung 
nachzukommen.  G.  sah  sich  daher  gendthigt,  die  Hilfe  des  Schutzmanns 
B.  in  Anspruch  zu  nehmen.  Der  Angeklagte  beachtete  aber  auch  die  tos 
diesem  ausgehende  Anordnung,  das  Empfangsgebftude  zu  verlassen,  nichts 
und  musste  mit  Gewalt  hinausgeschoben  werden,  kam  sodann  durch  eme 
andere  th&r  wieder  in  das  Gebäude  hinein  und  wich  erst  emer  erneuten, 
durch  die  Drohung,  von  dem  Vorfalle  Anzeige  machen  zu  wollen,  verstftrkten 
Aufforderung  des  B.  Der  Behauptung  des  Angeklagten,  dass  er  zur  Aue* 
flihnnig  des  ihm  von  einem  Reisenden  ertheilten  Auftrages,  einen  Kofler 
zur  Bahn  zu  bringen,  das  Bahnhofsgebäude  betreten  habe,  ist  kein  Glaube 
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beizumessen;  es  ist  ui« df  nls  erwiesen  aiigeuouimen,  dass  Anis:eklagter, 
indem  er  der  in  Ver^^e^senheit  geratlieiien  Bekanntmachung  von  1879  zu- 
wider iii  (lern  Bahuhnfsgebiiude  Aufstellung  nahm,  bewiisst  widerrechtlich 
in  dasselbe  eingedrungen  sei,  wohl  aber,  dass  er,  welcher  dort  ohne  Be- 
fugniss  verweilte,  dadurch,  dass  er  auf  die  Aufforderuii)]^  des  dazu  berech- 
tigten G.  sich  nicht  entfernte  und  sosar  iiacli  seiner  Entfernung  zurück- 
kehrte, mithin  widerreehtUch  eindranir,  sich  des  iiausfriedensbrachs  schuldig 
gemacht  habe  und  dass  der  nach  dem  ersten  Urtlieil  vim  der  Kisenbahn- 
direktion  gestellte  Strafautrai?  zur  Herbeifülirung  seiner  iieslnifunu;  aus- 
reichend sei.    Die  Kevision  hält  den  §  123  Absatz  1  des  R.-8lr.-G.-Bs. 
für  verletzt,  weil  die  Eisenbahndirektinn  niclit  befugt  sei,  das  Betreten 
derjenigen  Rf\ume,   welche  dem   Publikum  zeitweilig  oder  stets  geOtlnet 
sind,  zu  den  betrefteuden  Zeiten  bestimmten  Personen  oder  Personenklassen 
zu  versagen,  weil  ferner  der  Aufstelluugsplatz  des  Angeklagten  uicht  mit 
dem  augefochteuen  Krkenntuiss  zu  den  Geschäftsräumen  der  Eisenbahn- 
gesellschaft oder  zu  den  abgeschlossenen  Räumen,  welche  zum  öfFentlichea 
Dienst  bestimmt  sind,  zu  rechnen  sei  und  demzufolge  nur  §  62  des  Bahn- 
polizei-Reglements vom  4.  Januar  1875  auf  die  That  des  Angekla^en  An- 
wendung finde  und  weil  endlich  durch  die  blosse  Erklärung  des  Verbots 
das  fernere  Verweilen  des  Angeklagten,  welcher  durch  sein  Verhalten 
keinen  Anlass  gegeben  habe,  ihn  zum  Entfernen  aufzufordern,  zu  einem 
unberechtigten  nicht  geworden  sei.    Weiter  ist  die  Bevuion  darauf  ge- 
gründet, dass  in  dem  angefochtenen  Erkenntnis s  der  von  der  Eisenbahn- 
direktion erst  in  der  Berufungsinstanz  gestellte  Antrag  auf  Strafverfolgung 
Berücksichtigung  gefunden  habe.   Die  Angriffe  der  Revision  sind  jedoch 
verfehlt.  —  Nach  den  Feststellnogen  des  angefochtenen  Urtheils  ist  der 
Angeklagte  in  der  vom  Perron  in  das  Empfangsgebäade  führenden  Thür 
stehend  fortgewicsen  und  trotzdem  nach  seiner  Entfernung  ans  derselben 
in  das  Gebände  zurucligekehrt.    Es  ist  auch  ohne  besondere  Feststellung 
anznnehmen,  dass  die  Thür  auf  den  Flur  des  Gebäudes  führt  und  dass 
Angeklagter  auf  diesen  Flur  zurQckgeiiehrt  ist    Sowohl  der  Flnr  eines 
Empfangsgebäudes  wie  die  Thür  vom  Perron  zu  demselben  sind  zu  den 
Oesefaäftsränmen  der  Eiseubahngesellschaft  zu  rechnen,  da  sie,  wenn  nicht 
noch  zu  anderen  geseh&ftlichen  Zwecken,  jedenfalls  zum  Durchgang  des 
reisenden  Publikums  zwecks  Besteigens  der  Wagen  bestimmt  sind,  nnd 
damit  einem  wesentlichen  Theile  der  Erwerbsthätigkeit  derselben  dienen. 
Ks  ist  ab<  r  auch  mit  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts  (vergl.  Blum, 
Annal.  Bd.  III.  S.  246  f.)  davon  auszugehen,  dass  es  , keine  Voraussetzung 
der  Abgeschlossenheit  eines  Raumes  ist,  dass  derselbe  nach  allen  Seiten 
von  körperlichen  Vorrichtungen  gegen  die  anliegenden  Räume  geschieden 
und  umschlossen  sei,**  und  dass  darnach  nnd  in  Beröcksichtignng  der 
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BesfimmuDg  des  Bahnhofsperrons  für  die  mit  Persoiienzfigen  ankommendea 
und  abgebendeu  Reisenden  ein  am  Bahnhofsgebäude  gelegener  Perron  audi 
ohne  nähere  Feststellung  über  seine  Abscheidong  als  ein  abgeschlossener, 
dem  öffentlichen  Dienst  hestiminter  Banm  anznsehen  ist.  Demzufolge,  und 
da  der  Platz  in  der  Thür  vom  Perron  in  das  Bahnhofsgebäude  nnd  der 
Flur  desselben  derselben  Auffassung  Qnterlie;^!,  ist  auch  diese  Voraussetzung 
für  die  Anwendung  dos  §  123  Absatz  1  des  R.-Str-G.-B.  vorhanden.  — 
Kacb  §  53  des  vom  Bandesrath  festgestellten  Eisenbahn-Polizeireglements 
in  der  Fassung  vom  12.  Juni  1878  müssen  die  Bisenbahnreisenden  und 
das  sonstige  Pabliknm  den  Allgemeinen  Anordnnngen  nachkommen,  welche 
von  der  BabnTerwaltnng  behafs  Anfrecbthaltnng  der  Ordnung  innerhalb 
des  Bahngebietes  getroffen  werden  und  haben  den  dienstlichen  Anordnnngen 
der  Bahnpolizeibeamten  Folge  zu  leisten.  Zn  den  hiernach  gestatteten 
und  zu  befolgenden  Anordnungen  sind  die  Vorschriften  über  den  Auf- 
stellungsplatz  von  Personen,  welche  dem  Publikum  ihre  Dienste  anbieten, 
zn  zählen.  Weder  ans  dem  §  55  des  Babn-Polizeireglements  vom  4.  Januar 
1875  und  dem  §  5  des  Betriebsreglements  vom  11.  Hai  1874  für  die 
Eisenbahnen  Deutschlands,  welche  von  dem  Verbot  des  Betreteos  der 
Bahnhofe  die  i^bestimmnngmSssig  dem  Publikum  immer  oder  zeitweilig 
geGflneten  Räume ausnehmen,  noch  ans  allgemeinen  Grundsätzen  lässt 
sich  ein  Recht  der  Dienstmänner  oder  sonstiger  Gewerbtreibender,  an 
beliebigen,  ihnen  konvenirenden  Plätzen  sich  anzustellen  und  damit 
mogUchenfalls  den  bestimmungsmässigen  Verkehr  auf  den  Bahnhöfen  zu 
beeinträchtigen,  herleiten.  Ob  auch  Personen,  welche  die  Eisenbahnen 
benutzen  wollen,  das  Verweilen  in  den  bestj^mmnngsmässig  dem  Publikum 
geöffneten  Räumen  versagt  werden,  event.  unter  welchen  Umständen  dies 
gesrhehen  kann,  steht  nicht  zur  Frage.  Nachdem  nun  seitens  der 
zuständigen  Eisenbahndirektion  verfügt  war,,  dass  die  Dienstmänner  vor 
dem  Empfimgsgebäude  in  der  Nähe  einer  zu  diesem  Zwecke  angebrachten 
Standtafel  Aufteilung  zu  nehmen  hätten,  waren  der  Bahnhofsinspektor 
und  der  von  ihm  beauftragte  Penrondiener  auf  Grand  des  §  66  Nr.  6  und 
7  und  §  70  des  Eisenbahn«  Polizeireglemento  berechtigt,  den  Angeklagten 
aus  der  Thür  vom  Perron  zum  Flur  und  aus  dem  Flur  des  Empfangs^ 
gebäudes  fortzuweisen,  von  dem  Augenblick  der  Fortweisung  weilte  er 
dort  ohne  Befugniss.  Denn  das  Verweilen  ohne  Befhgniss  im  §  123 
bezeichnet  nur  den  Gegensatz  zu  dem  Verweilen  auf  Grund  eines  Rechte, 
welchem  gegenüber  die  Aufforderung,  sich  zu  entfernen,  rechtlich  wirkungslos 
ut  (vergL  Entecbeid.  d.  Eeichsger.  Bd.  IV  S.  322  f.);  ein  solches  Recht 
stand  aber,  wie  dargelegt,  dem  Angeklagten  nicht  zur  Seite.  Ebenso  war 
das  nachfolgende  Wiedereindringen  des  Angeklagten  ein  widerrechtliches. 
Der  ausdrflcklichen  Festetellung,  dass  B.  bewusst  widerrechtlich  gehandelt 
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habe,  bedurfte  es  nicht  (vergl.  Entscheid,  d.  Reichster.  B  1.  Vlll  S.  46 
Nr.  2).  —  Der  hiernach  genügend  begründeten  Anwendung  des  §  l'?3 
R.-Str.- G.- B.  auf  den  festgestellton  Thathestand  steht  auch  der  Umstand 
nicht  entgegen,  dass  §  62  des  Eisenbahn-Pnli/nireglements  für  das  vor- 
liegende Zuwiderhandeln  gegen  den  §  53  eine  Strafe  von  höchstens  30  M. 
androht,  weil  diese  Strafbestimmun?  nur  liir  den  Fall  festeesctzt  ist,  dass  nicht 
nach  den  allgemeinen  Strafbestimmaugen  eine  härtere  Ötrafe  verwirkt  ist 


Nr.  165.  Xntscli.  des  Dentschen  Belehs^ertehts. 

1.  Stral-Senat.    Vom  17.  September  1885. 

[Besondere  Beilace  zum  Heicl«-  u.  StMto-Auzeik'T  IStr).  Nr.  7,  S.  S72-S74.] 

Die  Entwendnng  von  Gegenständen,  welche  als  zur  Beförderung:  bestiinmt, 
sich  anf  emeni  Eisenbahnhole  betiudeu.  ist  auch  dann  als  schworer  Difh- 
stahl  zu  beurtheiien.  wenn  die  Entweudnng  erlojgte,  bevor  die  (jegefi- 
stände  der  Eisenbahnverwaitung  tibergeben  waren. 

Die  beiden  Angeklagten  sind  wegen  eines  einfachen,  von  ihnen 
gemeinsdiaftiich  ausgeführten  Diebstahls  zum  Nachtheil  des  Eanfmanns  & 
in  T.  vemrtbeilt  worden. 

Die  Staatsanwaltschaft  hat  ihre  hiergegen  angebrachte  Revision  auf 
die  Verletzung  des  Strafgesetzbuchs  gestätzt  und  behauptet:  Die  Ange- 
klagten hätten  wegen  schweren  Diebstahls  im  Sinne  des  §243  ZUferi 
des  Strafgesetzbuchs  verurtheilt  wenlen  sollen. 

Dem  Rechtsmittel  ist  stattzugeben. 

Das  Landgericht  hat  in  seinen  Urtlicil^uründen  im  Wesentlichen  aas- 
gefilhrt:  Die  beiden  Angeklagten  hätten  in  der  Nacht  vom  3./4.  Mftrz  1885 
in  gemeinschaftlicher  Ausfühmng  auf  dem  Eisenbahnhofe  in  T.  ans  einem 
daselbst  anf  einem  Schienengeleise  betindlichen  Güterwagen  fünf  dem  Kaaf* 
mann  S.  gehörige  Liter  Liqueur  im  Werthe  von  3  M.  50  Pf.  ans,  mit 
Packtuch  eingebundenen,  mit  Schnuren  nrnwidcelten  und  versiegelten  Kolbe», 
mittels  Ablösung  der  Verwahmngsmittel,  indem  die  Angeklagten  die 
Schnure  aufgeschnitten,  das  Packtuch  weggerissen  und  die  Kolben  entkorict 
hätten,  in  der  auf  rechtswidrige  Zueignung  gerichteten  Absicht  we0ie- 
iMHnmen;  die  beiden  je  noch  nicht  18  Jahre  alten  Angeklagten  hätten  die 
zur  £ikenntniss  der  Strafbarkeit  ihrer  Handlnng  erforderliche  Einsicht 
besessen;  dieselben  hätten  sich  souach  eines  gemeinschaftlich  ansgefQhrtes 
Diebstahls  schnldig  gemacht;  der  firschwerongsgrond  des  §  349  ZÜSir  4 
des  Strafgesetzbuchs  sei  nicht  für  zutrefiend  zu  eracfatea. 

„Das  Gericht  sei,  weil  die  erwähnten  Kolben  mit  dem  darin  be- 
'  findüehen  Inhalte  zwar  zar  Yereendong  anf  der  Bahn  Seitens  (tas 
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EaafmaaDB  S.  bestimmt  gewesen,  der  Bedienstete  des  letzteren 
aber  die  Kolben  am  Abend  des  8.  liCftrz,  weil  derselbe  erst  nach 
dem  Abscblnsse  der  GeachAflsBtnnde  anf  dem  Bahnhofe  eingetroffen, 
ohne  Wissen  der  Güterexpedition  nnr  vorläufig  und  unberechtigter 
Weise  in  den  Eisenbahnwagen  Torbracht  habe,  nm  solche  am 
anderen  Tage  der  Gfiterexpedition  zo  ttbergeben,  davon  ansge- 
gangen,  dass  die  fraglichen  Kolben  nebet  Inhalt  zur  Zeit  der 
Yerabnng  der  That  als  G^nstftnde  der  Beftrderang  noch  nicht 
an  betrachten  seien,  weil  sie  thatsächlich  von  der  Gfiteiabfer- 
tigungsstelle  keineswegs  znr  Befltederang  gebraeht  worden  wiron, 
ohne  dass  von  Seiten  des  Angebers  naehgebends  ein  weiterer 
Sehritt  geschehen  wSre,  so  dass  die  fraglichen  Stficke  weder  in 
den  Gewahrsaro  der  Gfiterabfertigungsstelle  gelangt  seien,  noch 
auch  folgeweise  zu  den  Transportgegenständen  gehören,  welche 
den  erhöhten  Schutz  des  Gesetzes  zu  beanspruchen  hätten." 
Diese  AnsfQhruugen  sind  nicht  geeignet,  die  Verneinung  des  That- 
bestandes  des  schweren  Diebstahls  im  Sinuc  des  §  243  Ziffer  4  des  Straf- 
gesetzbnchs  zu  rechtfertigen. 

Aus  den  Feststellungen  des  Unteigerichts  ergiebt  sich  zunächst  das 
zu  jenem  Thatbestande  erforderliche  Meriimal  der  diebischen  Wegnahme 
einer  Sache  aus  fremdem  Gewahrsam  mittels  Ablösens  der  Verwahrungs- 
mittel, ebenso  das  weitere  Erforderniss  der  VerÜbung  der  Tliat  an  einem 
der  in  der  Gesetzesstolle  geiiaiiiiteii  Orte,  luimlich  auf  einem  Kisenbahnhofe. 

Au:,  den  Feststellunueu  des  Gerichts  fxelit  endlieli  auch  hervor,  dass 
objeivtiv  die  gestohlene  Sache  zu  einem  G egeuatande  der  Beförderunjg 
im  Sinne  der  Ziffer  4  des  §  24/5  des  Strafgesetzbuchs  gehört  habe.  Als 
ein  solcher  Gegenstand  ist  eine  Sache  zu  betrachteu,  welche  an  eine  der 
im  Gesetze  ^^t  uaunfen  Oertlichkeiten  gebracht  ist,  um  von  da  weiter  be- 
fördert zu  würtlen.  Dies  trifft  im  vorliegenden  Falle  zu.  Die  in  Frage 
stehenden  Kolben  mit  ihrem  Inhalte  sind,  wie  festgestellt  ist,  auf  den 
Eisenbahohof  verbracht  worden,  um  von  da  auf  der  Bahn  versendet  zu 
werden.  Die  von  dem  Landgerichte  ausgesprochene  Ansieht,  dass  zum 
Begriffe  eines  Gegenstandes  der  Beförderung,^  auch  die  Uebergahe  der  be- 
treffenden Sache  in  den  Gewahrsam  desjenigen,  welcher  die  Weiterbeför- 
derung bewerkstelligen  soll,  im  vorliegenden  Falle  der  Eisenbahnverwaltung, 
erforderlich  sei,  findr-t  in  der  Fassung  des  Gesetzes  keine  Stütze,  insofern 
das  letztere  ohne  Kinsi  iuiinkun';  das  Reisegepäck  oder  zu  anderen  Gegen- 
stftnden  der  Beförderung  gehörende  Sachen  aU  Objekte  des  betreffenden 
Diebstahls  bezeichnet  hat.  Das  Gesetz  hatte  die  Tendenz,  im  Interesse 
des  Verkehrs  allen  Gegenständen,  welche  auf  ölTentlichcn  Wegen  und  in 
den  öffentlichen  Verkehrsanstaiten  behnla  der  Weiterverbringung  sich  be- 
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finden  und  welche  daher  mehr  als  andere  Sachen  der  Gefahr  diebischer 
Wegnahme  ausgesetzt  sind,  einen  erh(diten  Schutz  zu  gewähren.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  ans  konnte  ein  Gewicht  darauf  nicht  gelegt  werden, 
ob  das  Keisef^epficlc  oder  die  anderen  zur  Befdrdemng  bestimmten  Gegen- 
stSnde,  nachdem  sie  an  einen  der  im  Gesetze  genannten  Orte  gebracht 
worden,  sich  noch  im  Gewahrsam  des  Reisenden,  beziehungsweise  des 
Eigenthllmers  befinden  oder  durch  Uebeigabe  an  den  Transportunternehmer 
in  dessen  Gewahrsam  gelangt  sind. 

Durch  die  in  den  Urtheilsgründen  enthaltene  Feststellung,  die  hier  in 
Betracht  kommenden  Kolben  mit  ihrem  Inhalte  seien  ,nnr  Torlftufig*  in 
den  Eisenbahnwagen  gelegt  worden  und  es  hätte  noch  „tou  Seiten  des 
Aufgebers  nachgehends  ein  weiterer  Schritf*  geschehen  mfissoi,  wollte 
offenbar  nur  auf  den  nach  dem  Vorstehenden  rechtlich  unerheblichen 
Umstand  hingewiesen  werden,  dass  die  Uebergabe  an  die  Eisenbahn-Ofiter- 
abfertigungsstelle  noch  nicht  erfolgt  sei,  vielmehr  noch  habe  erfolgen 
mflssen.  Dass  die  Kolben  behufs  der  Versendung  auf  der  Bahn  auf  den 
Bahnhof  gebracht  worden  sind,  ist  an  einer  anderen  Stelle  der  Urtheils- 
grfinde  konstatirt. 

Die  weiter  in  den  ürtheilsgrQnden  hervorgehobene  Thatsache,  dass 
die  Kolben  nach  dem  Absfhlnss  der  Geschftftsstonde  unberechtigter  Weise 
in  den  Eisenbahnwagen  verbracht  worden,  ist  gleichfalls  ohne  Belang, 
denn  entscheidend  ist  nur  die  Thatsache  der  Verbringang  auf  den  Eisen- 
bahnhof zum  Zwecke  der  Weiterbeförderung. 

Dem  AnsgefEIhrten  za  Folge  war  das  Urtheil  der  Vorinstanz,  so  weit 
es  angefochten  worden,  als  auf  Gesetzesverletzung  beruhend,  aufzuheben 
und  die  Sache  zur  anderweiten  VerhandluDg  und  Entscheidung  in  die  erste 
Instanz  zurückzuverweisen.* 


Nr.  166.   Entsch.  des  Devtsehen  Refchsgeriehta* 

4.  Straf-Senat.    Vom  22.  September  1885. 

[Ztg.  d.  Ver.  Deutsch.  EUeob.  Verw.  ISfiC  8.  77.  —  AaertMWb.  fintacb.  S.  857.  —  DeaUche  Jurist  Zt«. 

Bd.  la  a  T7B»  Mr.  S.] 

Nor  diejenigen  Fflichtrerletzungen,  welche  In  nnfteUlehem  Znsanunenhange 
mit  einem  eingetretenen  Unfall  (Gefährdung  eines  Eisenbahntnuisports) 
stehen,  sind  straflreehtUch  veifolgbar;  dagegen  nicht  solche,  welche  fttr 
den  Vnfftll  nicht  unAehlioh  waren,  weil  ihre  Wirkung  durch  Eintreten 

saflUUger  ümstinde  abgewendet  wurde. 
Die  Anklage  hatte  die  Pflichtverletzung  auf  Seiten  des  Mitangeklagten 
N.  darin  gofanden,  dass  er  gegen  §  9  der  Instraktioo  für  die  Arbeitszfige 
nicht  auf  dem  letzten  Wagen  des  zurückgedrückten  Arbeitsznges  Platz  ge- 
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DommeD,  die  Stracke  beobaolitet  und  dem  Lokomotivfahrer  die  erforder- 
liehen Signale  gegeben,  sondern  eich  anf  der  Lokomotive  befanden  hatte, 
wodarch  er  am  freien  Bliek  anf  das  Geleise  und  daran  behindert  worden 
war,  dem  Lokomotivfilibrer  das  Signal  zum  Halten  so  rachtzeitig  zu  geben, 
dass  ein  Znsammenstoss  verhindert  worden  wäre.  Dasürtheil  stellt  anch 
fest)  dass  der  Angeklagte  N.  gegen  die  §§  7  nnd  9  der  bezeichneten  In- 
stroktion  Verstössen,  indem  er  nidit  anf  dem  mit  Domen  beladenen  Wagen, 
sondern  anf  der  Lokomotive  gefithren  nnd  Sicherheitsmaassregeb  anf  beiden 
Seiten  der  stehen  gebliebenen  Wagen  za  treffen  nnterlassen  hatte.  Er 
stellt  aber  gleichzeitig  fest,  dass  der  Angeklagte  N.  durch  seinen  Stand- 
punkt anf  der  Lokomotive  nnd  dnrch  die  Domen  anf  dem  einzigen  ange- 
Agten  Wagen  am  AnsbUck  nicht  ,  verhindert  worden  war,  vielmehr  an  den 
Lokomotivfahrer  nnd  seinen  Heizer,  als  er  die  Möglichkeit  eines  Znsam- 
menstosses  wahrgenommen,  vor  demselben  nnd  so  zdtig  die  Anfibrderung 
zmn  Anhalten  hat  ergehen  lassen,  dass  der  Lokomotivfilhrer,  Angeklagter 
J.,  den  Zng  noch  in  einer  Entfernung  von  mehr  als  fünfzig  Meter  von  den 
stehengebliebenen  Wagen  hätte  anhalten  nnd  so  den  Znsammenstoss  hätte 
vermdden  können,  wenn  derselbe,  wie  es  seine  Pflicht  gewesen,  der  Anf- 
fordenang'znm  Halten  sofort  nachgekommen  wäre.  Das  TJrtheil  steUt  zn- 
gleich  aneh  fest,  dass  nnr  dnrch  die  Pflichtverletzung  des  J.  der  Znsam- 
menstoss herbeigeführt  worden  ist  Wenn  die  Strafkammer  hiernach  an- 
nunmt,  dass  die  Gefthrdnng  des  Transportes  in  keinem  nrsftdiliehen  Za- 
nmmenhange  mit  der  Pflichtverletzung  des  Angeklagten  N.  stehe,  so 
Ifisst  dies  ein  Verkennen  des  Begriflb  der  Kausalität  und  des  Ein- 
flusses konkurrirenden  Verschuldens  nach  der  obigen  Ausführung  nicht 
ersehen. 


Nr.  167.   Entseh.  des  Deutscheu  Heichsgerichts. 
ä.  Civil-Senat.  Vom  16.  Oktober  1885. 

(Bflldn-AiistlgBr  IMS.  Hr.  m  -  Anoil««  d««  g««.  V«ni«]LBacibt«.  Bd.  11  8.  !&] 

Bne  zur  Yorherettong  des  Betriebes  gehdrige  Arbeit  '(AosweehselE  ah- 
S^gig  gewordener  Sehienen),  weMe  an  sich  dem  Betriebe  olgenthämliobe 
ttifahren  nleht  bietet,  fiUt  nleht  unter  den  §  1  des  HaltpfliehtgesetKes, 
wenn  nieht  hesondere  Eile  zur  Erledigang  erforderlieh  war. 

Mauren  die  Zwischenzeit  von  6  Stunden  zur  Ausführung  der  Arbeit 
oder  die  dazu  verwandteu  Arbeitskräfte  nngenfigend  bemessen  gevveöen, 
80  Wäre  nieht  unmöglich,  dass  in  Folp^e  do.v  damit  verhunch^nen  Gefahr 
^egen  Herannalieus  der  Balmzügc  und  der  naturgumäss  hierdurch  iiervor- 
gemfenen  Aufregung  ein  Zusammenhang  zwischen  der  fraglichen  Arbeit 

den  eigeutb&miicheu  Gefahren  des  fiiseubahnbetriebes  iu  der  Art  sich 
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ergeben  konnte,  daas  auf  einen  dabei  sich  ereignendeD  Unfall  der  §  1  des 
Haftpflichtgesetzes  anzuwenden  wäre.  Im  Torliegenden  Falle  erscheint 
jedoch  die  Anwendang  ansgesclilossen,  weil  festgestellt  ist,  dasa  sowohl 
die  vorgeaebene  Zelt  wie  die  aufgebotenen  Arbeitskräfte  Tollkomnaen 
nfigten,  um  die  Arbeit  mit  Ruhe  und  ohne  Uefoereilnng  auafOhren  zi 
können.  Nach  dieser  Seite  hin  ist  daher  der  dem  Kläger  zngestossene 
Unfall  mit  den  eigenthömlichen  Gefahren  des  Eiaenbahnbetrieba,  bezw. 
mit  diesem  selbst  nicht  in  Kansalznsammenhang  zu  bringen.  Bass  aber 
auch  die  weiteren  von  dem  Kläger  geltend  gemachten  Momente:  nScht- 
liche  Arbeit  und  Arbeit  bei  Faekelbelenchtang)  diesen  Znaammeohaog 
nicht  herznateilen  YermOgen,  ergiebt  sich  ans  der  einfachen  Erwägung, 
daas  derartige  Momente  dem  Bisenbahnbetrieb  darehana  nicht  eigenthfim- 
lich  sind. 


Nr.  168.  Entsch.  des  Oestorr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  16.  Oktober  1885. 

[Ocsterr.  (  eatr.  BL  f.  Elsenb.  etc.  1885.  Nr.  13G.  S.  2042.  ■2043  ] 

Die  Beeidigong  eines  Bahnbediensteten  ist  keine  nothwendlge  Bedingung 
für  den  erhöhten  Schutz,  welchen  das  Strafgesetz  vom  Jahre  1868  den 
Bahnbediensteten  einräumt.  Die  thätliche  Beleidigung  eines  nicht  he- 
eidetsE  Bahnbediensteten  begründet  daher  den  Thatbestand  der  UebeT' 

tretnng  nach  §  312  des  Strafgesetzes. 

Dem  allgemeinen  Sprachgebraaehe  nach,  der  für  die  Auslegung  straf- 
gesetzlicher  Bestimmnngen  zunächst  maaragebend  ist,  ist  schon  mit  der 
Ertheilnng  und  Uebemahrae  eines  Auftrages  der  Begriff  der  Beatellnng 
erfallt;  die  eidliche  Verpflichtung,  den  Anftrag  auszuführen,  ist  kein  we- 
sentlidies  Begriffselement  der  Bestellung.  Diesen  Standpunkt  hat  das 
St.-G.-6.  auch  im  zweiten  Alinea  des  §  101  St.-6.>B.  eingenommen,  und 
es  ist  anerkannt,  daas  die  eben  dort  gegebene  Begriffsbestimmung  eines 
Beamten  fftr  den  ganzen  Bereich  des  Strafgesetzbuches  maassgebend  ist 
Im  Falle  des  §  dll  St^6.-B.  wird  also,  am  eines  Falles  zu  erwfthnen, 
die  Partei  straffliUig,  auch  wenn  der  Beamte  nicht  beeidet  ist 

Zar  Zelt  der  Kundmachung  dea  St-6.>B.  standen  bezfiglich  des  Font* 
anfaichtspersonals  der  Ministerial-Erlass  vom  3.  Januar  1839,  Nr.  67, 
bezüglich  der  Eisenbahnbediensteten  die  oben  bezogene  kais.  Verordnung 
in  Kraft,  welche  beide  die  Beeidigung  der  Beateilten  vorschreiben.  Das« 
nun  das  St-6.-B.  dieses  Erfordernisses  nur  bezQgltdi  des  Forstaafsichts- 
personales  und  nicht  auch  bezfiglich  der  Eisenbahnbedienateten  erwähnt, 
kann  nicht  aus  einem  Zofalle  und  nicht  daraus  erklärt  werden,  daas  das 
damals  im  Entwürfe  bereits  fertiggestellte  Forstgesetz  ex  1852  in  An- 
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sebnnir  äeit  Beeidignng  der  Privatbediensteteo  yaa  dem  lGnisterialerlafl^e' 
▼om  3.  Janiiar  1849  abweicht  Unverkennbar  liegt  darin  vielmehr  der 
Fingerzeig y  daas  die  Beeidigpng  bezOglich  .der  EiBenbahnbeBtettteH  Iceine 
Bedingong  dee  erhOhteft  atrsfrechtlichen  Schntzea  daratellen  boU,  nnd  ea 
erklftrt  aich  dieaea  sebr  leicht  ana  der  Erwftgitng,  dasa  für  die  An&ahme 
von  Eiaenhahnbeateliten  in  den  Bereich  dea  §.68  St-6.-B.  nicht  etwa 
nnr  nattonalokonomiache  Bttcksichten  wie  beim  Forstpersonale,  aondem 
ver  Allem  Rückaichten  f&r  die  körperliche  Sicherheit  nnd  das  Leben  von 
Henacben  maaaegebeüd  waren  ^  zd  deren.  Sicherung,  nicht '  selten  anaaer- ' 
ordentlieihe  nnd  sehr  dringende  Yorkehrnngen  getröffen  werden  mOasen^ 
für  welche  daa  regelmfiasig  in  Yerweodnng  atebeöde  beeidete  Bahnpersonale  . 
nicht  anareicht 

Der  Anwendung  des  §  312  St-G.-B.  tritt  aber  der  BeBehwerdefOhrer 
ana  dem  Grande  entgegen,  weil  in  dem  Yeraoche,  aich  mit  Hilfe  gewalt* 
aamer  Handbewegnngen  ans  den  ihn  fesjbhaltenden  Armen  dea  Z.  za  be- 
freien, eine  thätliche  Beleidigung  dicht  verkörpert  ist  —  In  dieaer  Be-, 
ziehnng  kann  aber  nicht  bezweifelt  werden,  dasa  der  sogenannte  animna 
ii^nriandi  flir  die  Uebertretnng' des  §  812  kein  ThatbestandBerfordernisa 
darstellt,  dasa  hierbei  nicht  die  P^rs<m,  gegen  welche  ein  Angriff  ans-, 
geführt  wurde,  Bondern  die  Öffentliche  Autoritftti  mit  der  aie  bekleidet  ist, 
in  den  Yordergrund  tritt,  dass  ein  Hiasachten  dieser  dem  Aogegriffenen 
hibftrirenden  Eigenachaft  in  dem  Yerhalten  dea  Angeklagten  aUerdinga  ver- 
körpert erschemt 

Dies  vorauageachickt,  kann  mitBfickblick  auf  den  eratrichteriidi  fest- 
gaatellten  Umstand,  daas  der  Angeklagte,  als  er  von  Z.  bereits  innerhalb 
des  Ferrongitters  hereingezogen  war,  diesen  noch  mit  beiden  Uftnden  an 
der  Brust  &88to,  davon,  dass  durch  den  erstricbterliohen  Ausspruch,  os 
habe  der  Angeklagte  sich  der  üebertretung  der  thitUcheb  Wachebeleidi- 
gnng  schuldig  gemacht,  daa  Strafgesetz  vedetzt  oder  unrichtig  angewendet 
worden  sei,  keine  Bede  sein,  und  muas.  demnach  die  bloss  vom  Stand- 
punkte dea  Absatzes  9a  des  §  281 8t.-P.-0.  eingelegte  Nichtig keitabOBCh werde 
zar&ckgewiesen  werden. 


Kr.  169.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
2.  Civil-Senat    Vom  20.  Oktober  1885. 

'  [Day  v.  Stator,  Joilrt.  Zdtoehr.  1  Eltau-LoUir.  Bd.  11.  a  •  ft] 

Dir  Ersatzanspruch  aus  §  3  des  R.-Haftpfliohtgesetae8  Ist  nicht  dadurqh 
bedingt,  dass  der  Unterhalt  bereits  thats&chlich  geleistet  war.  —  Der 
Tliterlialtungsanspruch  aus  Artikel  206  eode  dvU  setzt  zwar  üjU^bedarf- . 

£  g  e  r ,  EiMBbahBmhtlkk«  XnlMMdBsgan«  21 
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tii^tit  jmw,  oiolit  aber  aaoli,  dMS  diase  snr  Zeit  te  ÜBfallee  benito 

hervorgetreten  war. 
Tu  der  Niu  ht  tom  20./'21.  Oktober  1883  ist  der  18  Jahr  alte  Sohn 
der  Klfigena  aaf  dem  Bahnhofe  zu  Strassbarg  darch  einen  Gäterzog  aber» 
fahren  worden  und  infolge  hiervon  geetorbee.  Das  Landgericht  Strassborg 
hat  die  von  der  Klägerin  auf  Zahlung  einer  monatlichen  Rente  von  40  Mk. 
für  die  Zeit  vom  1.  November  1883  bis  zu  ihrem  Lebensende  oder  die 
Summe  von  9600  Mk.  erhobene  Klafce  abgewieaen.  Auf  Berafong  der 
JBJftgenD  hat  das  Oberlandet^gericht  Kolmar  „über  den  Grund  des  Aa- 
spracbs  vorab  für  Recht  erkannt,  Beklagte  ist  schuldig,  der  Klägeritt  iftr 
den  derselben  durch  den  Tod  ihres  ersteheliehea  Sohnes  entsogeneii  ge-' 
sctzlicheo  UnterbaltnngBanspruch  Ersatz  zu  leisten."  Die  Klage  war  auf 
die  BehanptQDg  gestützt,  durch  d^  Todeefaii  sei  der  Klägerin  die  Haupt- 
stStie  entzogen,  da  ihrSoho,  seitdem  er  verdiente^  ihr  wOcbeDtlich  \%  Mk. 
von  seinem  Lohn  abgegeben  habe.  Die  Beklagte  hat  ngegeben,  dass  die 
YoranBeetaaDgen  des  §  1  des  K-Haftpflichtgesetzes  gegeben  seien,  dagegen 
bestritlen,  dass  der  KlSgerin  ans  §  3  dieses .  Gesetzes  ein  An^radi  s«- 
stehe  nnd  geltend  gemacht,  eine  AlimentatloBApiKeht  des  GetOdtetea  habe 
znr  Zeit  des  Todes  desselben  der  Klägerin  gegenfiber  nicht  bestanden,  well 
ein  BedarfbisB  der  Klftgerin  nicht  vorgelegen  habe«  Wae  die  Klfigerin  und 
ihr  Ehemann  verdienen,  reiche  zn  deren  Unterhalt  hin.  ^  KlAgerin  sei 
anch  von  dem  GetOdtetea  gar  nicht  nnterstotzt  worden;  dieser  sei  hierzu 
bei  seinem  Einkommen  gar  nicht  in  der  Lage  gewesen;  was  er  in  den 
Haosbalt  eingeworfbo  Jiabe,  sei  Gegenleietong  fttr  damals  bezogenen  Unter- 
halt gewesen;  jedenfalls  aber  wftre  der  Ersatzanspruch  viel  zn  hoch  be- 
messen. — *  Klägerischerseits  wurde  im  zweiten  Bechtnange  noch  geltend 
gemaeht,  in  den  Leiatungen  des  Getfidtoten  an  seine  Mutter  liabe  immes- 
liin  eine  wesentliche  Unterstatzung  der  letzteren  gelegen,  wenn  auch  zum 
Theil  damit  vielleicht  Zahlung  flfap  den  von  der  EUlgerin  beatrittAuen  Unter« 
halt  des  Sohnes  gemacht  worden  seL  Dieser  UnterstQtsnng  sowie  jedes 
künftigen  Zuiliekgreifens  anf  den  Sohn  sei  die  Klfigerin  beraubt;  ftr  sol* 
eben  Wegfall  habe  sie  Ersatz  zu  verlangen,  dessen  Hohe  durch  richter- 
liche Schätzung  bestimmt  werden  kOnne.  Die  Revision  gegen  das  Urtheil 
des  Oberlandesgerichts  ist  zurückgewiesen  worden  ans  folgenden 

Grftnden: 

i,Der  Ersatzanspmeli,  welcher  nach  §  3  des  R.-Haftpflichtge8etzes  dem- 
jenigen zusteht,  welchem  der  €letödtete  Unterhalt  zu  gew&bren  verpflichtet 
war,  ist,  wie  dss  Reichsgericht  schon  frfiher  an8gesprocb4*n  hat  (Entscheid. 
Bdj  IV  S.  105}  nioht  dadurah,  dass  dieser  Unterhalt  thatsficblich  gewahrt 
wbrden  ist,  und  wenn  wie  hier  naeh  maassgebendem  Landesrecht  der 
Fall  ist  (Art  905  B.G.B.)  ^  der  Anapruoh  auf  Alimentation,  die  UfU^ 
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iMdfiifltiRkeit  des  m  Alimentirenden  voransgeaetzt;,  nklkt  dädard^  bedingt, 
dass  diese  fillfsbedflrftigkdt  sdion  sar  Zeit  des  Unfiilles  voiiuiiideii  war. 
Zw  fiegribdung  des  erbobeneii  Aosproches  genögt  fibrigeos  nicht  sclioo 
die  Tliatsscbe,  dass  der  KlSgerin  durch  den  Tod  ihres  Sohnes  die  Ans* 
sieht,  kftnfüg  einmal  von  diesem  Unterhalt  beanspraehen  zn  können,  eot- 
zogen  worden  ist;  der  Yerlnst  dieser  Aussiebt  bililet  nicht  einen  Vei^ 
mögensnachtbeU  im  Sinne  des  angeführten  {  3.  Dagegen  ist  ein  Ersatz* 
ansproeh  insoweit  begründet,  als  der  Klägerin  Unterhalt,  den  ihr  der  Ver- 
unglückte zn  gewähren  verpflichtet  war,  darch  den  Unfall  entzogen  wird. 
IMsB  spricht  denn  auch  der  Berafangsrichter  ans,  indem  er  die  Beklagte 
för  schuldig  erklärt,  der  Klägerin  fßr  den  durch  den  Tod  ihres  Sohnes 
entzogenen  gesetzlichen  Unterhaltungsansprach  Ersatz  zn  leisten.  Der  Be- 
mfnngsric'bter  erkennt  hiermit  gtmäss  §  276  der  R.  Civ.  Proz. Ordn.  über 
den  Grand  der  Klage  nud  behält  die  weitere  Entscheidung,  also  ins- 
besondere auch  die  Entscheidung  darüber,  von  welchem  Zeil  punkte  an  der 
Klägerin  wegen  Hilfsbedürftii^^keit  ein  üiiterhaltungsanspruch  gegen  ihren 
Sohn  zustehen  würde,  besonderem  Verfahren  vor.  Nun  kann  allerdings 
bezweifelt  werden,  ob  die  Verhältnisse  so  liegen,  dass  diese  letztere  Ent- 
scheidung zur  Zeit  «erde  erfolgen  können;  es  kann  dies  jedo<"h  auf  sich 
beruhen.  Verneinendcnfalls  wäre  das  cingefochtene  ürtheil  gleichwohl 
aufrecht  zu  erliulteii.  Dasselbe  hat  nämlich  für  diesen  Fall  die  Bedeutung 
einer  Feststelluuf;  mi  Sinne  des  §  J  U  Ii.  Civ  Pro.  Ordn.,  welche  ihre  Rechte 
fertigung  dariii  üudet,  dass  die  Klägerin,  und  z\sai  schon  im  Uinblirk  aui 
die  Verjalii  angstrist  des  §  8  des  R.-Hal'tptlichtgesetzes ,  ein  rechtliches 
Interesse  au  der  alsbaldigen  Festfiteliuug  des  streitigen  KechtsverliälU 
uisses  haf 


Nr.  1?0.  KDlseh.  des  Dentselien  Beiehtsgeridits. 
5.  Civil-Senat.  Von  31.  Oktober  1885. 

[Pnan.  T«nral».etatt.  Jabif.  m  8.  tOl] 

Sntaeheidnng  über  die  Oeiuitlichkeit  eines  Weges,  aaeh  Seitens  der  ordent- 
lichen Qeiiohte  in  einem  Prlyatmhtsstrelt»  nnter  der  Hennehaft  des  Zn- 

stftndigkeitsgesetses  Tom  1.  August  1883. 

„Die  mit  §  56  des  Zustilndigkeitsgesetzes  vom  1.  August  1883  gleich- 
lautende V<*rs(  hrift  Art.  IV  §2  des  Gesetzes  vom  19.  März  1881  besa^ 
nicht,  dass  jede  Streitigkeit  zwisi  hen  Privatporöoueu  über  ihre  sich  aa 
die  Existenz  öffentlicher  Strassen  knüplenden  Sonderrechte  dem  ordent- 
li'  iien  Rechtswege  ganz  oder  wenigstens  so  lange,  als  nicht  im  Woge  der 
VerwultuiJgsgeriehtsbarkeit  über  die  OetfenÜichkeit  des  Weges  eatschiedea 
worden,  entzogen  seL  Vielmehr  handelt  dar  §  2  a.  a.  0.,  nachdem  in  §  l 
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das  AnfnditB-  'Qiid  AiiordDiingBredit  der  W^gepolizeibehörden  sftlier  be- 
sttmnit  worden,  von  den  Reditsmittelii  gegen  bezüglich  der  Unterbaltmig 
und  InaospracfaDalime  öffentlicher  Wege  getroffene  Anordonngen  dieiser 
Behörden,  und  ist  im  Abs.  8  das.  als  RechtBmittel  gegen  polizeilichen  Be- 
Behlnss  die  Klage  im  Yerwaltnngsprozesse  —  mit  prälclnsiver  Frist,  Abs.  5 
das.  zngelassen  nnd  gleiebzeitig  bestimmt,  daes  in  diesem  Prozesse  — 
entstehenden  Falls  —  auch  über  die  Oeffentlichkeit  des  Weges  zu  ent- 
scheiden ist,  welche  Entscheidung  im  Abs.  7  das.,  sofern  sie  für  die 
Oeffentlichkeit  lantet,  als  für  kOnfÜge  anf  den  Weg  erhobene  privatrecht* 
liehe  Anspräche  masasgebend,  vorausgesetzt  ist  Hiemach  ist  wohl  die 
Entscheidung  über  die  Oeffentlichkeit  eines  Weges  in  dem  Streite  mit  der 
Wegepolizei  über  die  Richtigkeit  ihrer  Anordnung  den  Yerwaltangsgerichten 
übertragen,  aber  solche  Entscheidung,  wenn  die  Frage  einen  Bestandtheil 
eines  PriTatreehtsstretts  bildet,  nicht  den  ordentlichen  Gerichten  entzogen. 


Nr.  ni.  Entseh.  des  Beotsehen  EeidiBgerichts. 
3.  Givil-Senat   Vom  23.  Oktober  1885. 

[Jvriat  Wodmadir.  1M8.  S.  18.] 

§  3  Hal^fliehtgesetz.  Anoh  die  Kurkosten  kdnnsE  In  Rontenfonn  snge- 
spiroehen  werden,  Toransgesetat  Jedoeli,  dass  das  Leiden  einen  gewissen 
stationira  nnd  gleichlÖmdgen.Chttraktsr  angenommen  hat 

  ♦ 

Zwar  ist  im  allgemeinen  nicht  zn  bestreiten,  dass  der  Richter  einem 
auf  Gmnd  des  Haftpflichtgeseftzes  auftretenden  Kläger  den  Ersatz  lÜr  den- 
jenigen vermehrten  fCnr-  nnd  Verpflegnngsanfvand,  welcher  letzterem  durch 
seinen  von  dem  Dofall  herbeigeführten  leidenden  Znstand  erwftchat,  noch 
in  Form  einer  Jahresrente  zuzusprechen  befogt  ist  (Entscheid,  des  Reichs- 
gerichts Bd.  V  No.  2).  Indessen  setzt  eine  Entscheidung  dieser  Art  doch 
immerhin  voraus,  dass  das  Leiden  des  Vemn^lQckten  eipen  gewissen  sta- 
tionären mid  gleichförmigen  Charakter  angenommen  hat,  weil  anderenfalls 
die  Schätzung  des  Aufwandes,  welchen  die  Krankheit  künftig  erfordern 
wird,  überhaupt  nicht  thunlich  erscheint.  Vorliegendenfalls  hat  der  Be- 
ruTungsrichter  festgestellt,  dass  der  Krankenzustand  des  Klägers  vom 
1.  Januar  1883  an  ein  derartiger  geworden  sei,  dass  er  voranssichtlich  in 
ZnkunlL  .^it  h  gleich  bleiben  werde.  Wenn  daher  der  vorige  Richter  dem 
Kläger  von  hier  ab  eine  Jahresrente  zuerkannt  hat,  so  ist  dies  nicht  ZU 
beanstanden  und  ebfnsowenig  ist  gegen  die  auf  Grund  des  §  260  der 
Reichs-Civilprozess-Ordnung  erfolgte  l'estsetzung  des  Betrages  der  Rente 
ein  rechtlicher  Einwand  zu  erlieben.  Anders  aber  verhalt  es  sich  in  Be- 
treff derjenigen  klägerischen  Ansprüche,  web'be  auf  die  Zeit  vom  1.  Oktober 
1881  bis  1.  Januar  1883  cntlulien.    Für  diesen  Zeitraum  war  nach  der 
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.  Feststellung  des  Bernfbsgsrichters  —  mit  einer  germgf&gigen  Aasnahme 
.  —  diejenige  Gteiehlftrmigkeit  noch  nicht  eingetreten,  welche  die  Fiiirong 
.  einer  fortdauernden  .Jahresrente  ermöglichte.  Bficksichtlich  dieBOs  Zeit- 
ranmes  handelte  es  dch  um  Anfnrendangcn,  welche  der  Kl&ger  während 
des  PrpsesBcs  hereits  - gemacht  h^tte;  der  Bichter  war  daher  darauf  ange- 
wiesen, zu  prflfen,  inwieweit  dieser  Anfwand  thatsächlich  feststeht  und 
inwieweit  er  mit  oder  ohne  Gmnd  genmeht  worden  ist^  nm  daranfhin  die 
Hohe  der  betreifenden  Entschftdignng  za  bestimmen. 


Nr«  172.  £nt8ch»  des  Denisehen  Iteichsgerichts« 

1.  GiTil-Senat  Vom  24.  Oktober  1885.*) 
[Pnoifk  eif0Bb.Ansh.  laas.  &  m) 
$  8  Haftpfliohtgeeets.  Dem  Einwände  der  VeijUmug  kann  die  Bdunp- 
tnng  angeblioher  Zasiohemngen  des  Stationsvorstehers  beswr  die  exeej^p 
doli  nicht  entgegengehalten  werden,  weil  diese  Znsicherangen  keine  d^ 
Veijfthrmig  aussehlieesende  Arc^  der  EieenbahnTerwaltong  hegrUndmi 
wUrden,  auch  die  knne  VeijUining  des  Haftpfliehtg^setieB  eine  restitatio 
;wegen  Arglist^  Irrfknms  etc.  nicht  snlisst 

Der  HaschineDpotzer  H.  znQ.  hatte  wider  das  Königliche  Eisenbahii- 
Betriebsamt  m  F.  wegen  zweier  TJnftile  geklagt»,  welche  er.  im  Bisenbahn- 
betiiebe  erlitten  gehabt  In  beiden  Bechtszftgen  ist  er  ihit  seinen  Ad- 
Bprfichen  abgewiesen  worden,  nnd  zwar  wegen  des  ersten,  weil  die  Yev- 
j&hmug  eingetreten,  nnd  wegen  des  zweiten,  weil  sehie  Elagebehanptnngen 
nicht  erwiesen  seien;  anch  die  Revision  wnrde  znrflckgewiesen  ans  foU 
genden 

Grfinden: 

,Dass  an  sich  wegen  des  im  Jahre.  1880  erlittenen  Unfalls  die  Yen' 
jfthmng  eingetreten  ist>  wenn  nicht  eine  ünterbrechung  stattgefunden  hale, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Klage  im  Hai  1884  erhoben  wurde.  Nach 
dem  Beichs-Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871  Teijabren  die  betreffenden 
Anspräche  in  zwei  Jahren  vom  Tage  des  Unfalls.  Bine  Unterbrechung 
ist  zwar  behauptet^  doch  iLommen  die  klägerischerseits  geltend  gemachten 
Thatsachen  nicht' in  Betracht,  weil  das'Bemfitogsgerioht  thatsfichlich  fest- 
gestellt hat,  dass  die  Behauptung  des  Kllgers  Aber  ein  Anerkenntniss  des 
beklagten  Bisenbahn-Betriebsamts  durch  die  Aussage  des  Stationsvorstehers 
B.  widerlegt  sei.  Die  Beplik  der  Arglist  ist  mit  Becht  verworfen  worden^ 
weil  die  angeblichen  Zusicherungen  des  Stationsvorstehers  keine  die  Wirk- 
samkeit der  Veijahrung  ansschliessende  Arglist  des  Buenbahn-Betriebsamts 

*)  Vgl.  Erk  (Ich  3.  Civil-SenaU  des  Reichfig«r.  vom  11.  Juli  1S84;  Eisenbatmrechtl. 
Eutech.  Bd.  3,  S.  öy2— 394.      ;     .'  .  ,  
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be^finden.  Ueberdios  besteht  gesen  die  kürze  Verjährang  ans  dem  Reidia* 
Haftpflichtgeseti  keine  Wiedereinsetzting  tu  den  vorigen  Stand  wegen  Arg- 
list Mch  Irrthnma,  noch  ans  allgemeiDer  Klausel.  Zwar  scbliesst  dati  Ge- 
setz ansdrücklich  nnr  die  WiedereissetT^ung  der  Minderjahrij^^en  nnd  der 
4ie8eii  gieicbgeBtellteTi  Personen  ans.  Allein  damit  ist  eine  Grundregel 
Msgesprodiett.  Mit  dem  Zweck  einer  solchen  kurzen  Verjährang  des  weit- 
gehenden AasprnchB  wegen  der  UnfUle,  welche  sich  anf  Eisenbahnen  n.  4.  w. 
ereignen,  wurde  es  sich  nicht  vertragen,  wenn  derAblanf  der  YeijihiTiiig»* 
zeit  nm  die  Zeit  der  Reatitntionaverjfthriing  hinansgeschoben  wfirde.  Je 
weiter  die  fiaftang  ans  den  Ton  dem  Unternehmer  nnverscbnldeten  Hand- 
lungen nnd  Ereignissen  angelassen  ist^  nm  so  nothwendiger  Ist  die  Be- 
sehr&nknng  der  Haftong  anf  einen  kurxen  Zeitraum,  mit  dessen  Ablauf 
der  Unternehmer  Sicherheit  gegen  Ansprftehe  gewinnt,  bez&glich  deren 
seinereits  der  ToUe  Saehverhalt  nach  l&ngerer  Zeit  nicht  mehr  sicher  anf- 
«tklftren  ist;  auch  darf  das  gewerbliche  XJnteroehmen  andererseits  nicht 
mit  der  UnsieherheH  belastet  bleiben,  dass  weitgehende  Ansprfiche  welche, 
bis  dahin  nicht  geltend  gemacht  sind,  noch  nach  Jahren  eÄoben  werden. 

—  Die  preussisehe  Praxis,  mit  welcher  dieser  Attsschlnss  der  Wiedereia« 
Setzung  zutreffend  gerechtfertigt  ist,  hat  einen  Ähnlichen  Schlnss  gezogen. 
Wenngleich  das  preussisehe  Verjfthrungsgesetz  vom  31.  März  1838  eine 
Bestimmung  Ober  den  Ausschluss  der  Wiedereinsetzung  In  den  vor^en 
Stand  so  wenig  wie  Uber  die  Rechte  der  Hindeijährigeo  enthfllt,  hat  es 
das  firfihere  preussisehe  Obertribunsl  dem  Zwecke  des  Gesetzes  widei^ 
sprechend  erachtet,  wenn  die  Verjfthmng  nicht  auch  gegen  die  MindeijSh- 
rigen  lauln  soUte  und  hat  feiner  wegen  penOnlicher  Hinderatsse  die 
Wiedereinsetzung  gegen  den  Ablauf  dieser  Veijlihmng  allgemein  versagt. 

—  Derselbe  Schlnss  ist  hier  zu  ziehen.  Damach  stellt  sich  die  Bevislon, 
da  auch  sonst  eme  GesetzesTeiletzung  nicht  hervortritt^  als  unbegrQndet 
heraus." 


Kr«  178.  Entgeh«  des  OberwIduidesgeTlehts  Bostoek. 

Straf-Senat.   Vom  24.  Oktober  1885. 

[Badd«,  MMklaatalf.  Zeitücbr.  f.  Kcchtspgeg«  eic  Üd.  5.  &  332  0.] 

Ist  die  Qenehmignng  der  zuständigen  Behörde  auch  znr  Anlegung  von 
stehenden  Dampfkesseln  zum  Eisenbahnbetriebe  erforderlich?  §  24  R.   0. ; 
Jleeklen.  Verordn.  vom  18  April  1873,  betr.  die  Anlage  und  den  Betrieb 
▼on  Danpfkessaln.  —  Welohe  Behörde  ist  in  Meoklenbnig  nut&ndig? 

Nach  den  Feststellungen  des  Jetzt  angefochtenen  BeruAuigsurtheüs 
wurde  unter  Leitung  nnd  aU^iger  Verantwortung  des  Angeklagten  dme 
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WRaktAoBfi  einer  ebrigkeHflielieft  OenelimigiDg  änf  dem  Bahnhofe  la  K. 
«ine  loUsttodig  aQBgerfeteto  OBdsom  Be(riebe  eintarDampfpnmpe  bestidiiBte 
DmmpfkeeaelBiiilage  als  AohMi  an  die  irörber  vdrhandene  Pampatation  her- 
gesteUi   Deahalb  ist  Aqgekiagter  doreh  Bricenntaiss  des  Sdiftfibogelriefata 
zu  K.  Tom  28.  Mai  d.  J.  anf  Gnmd  der  §§  24  nnd  147 ^  der  B.-60wariie- 
OrteoDg  mter  Bezagnahme  auf  §§  1  nnd  28  der  HeeldenlK  Terordaaiig 
Yom  18.  April  1878,  betr.  die  Anlage  und  den  Betrieb  Ten  DampfkeBiela, 
zm.  «iner  Geldstrafe  von  50  H.  «ad  aar  Tragnng  der  Kosten  verarthMt 
"worden. '  Seine  BemfiiDg  ist  von  der  Ferienkamaier  des  Landgeriebts 
Roaloek  dnich  Urthetl  vom  24.  Angnst  t.  J.  als  nnbegrftndet  znrfiek- 
ge wiesen  nnd  sind  ^  Kosten  der  Berafnngsinstanz  ihm  znr  Last  gelegt 
worden.  ]>erselbe  hat  Jedooh  gegen  dieses  ürtheil  die  Aemion  «ingeiegt, 
deren  Förmlichkeiten  gevsbxt  sind,  nnd  «ie  daraitf  gestatat,  dass  weder 
f  94  der  R.-Gewei%e-Ordlning  anf  -die  Danipfkesselanlagen  der  Bisenbahn- 
-verwaltangen  anwendbar  "sei,  noefa  daas  laadesgesetzlich  die  Ortsobfigkeitan 
ZOT  Erthdlnng  der  etwa  erfofderliohen  Genehmigung  ftr  die  Eisenbahn- 
verwaltongen  mstSndig  seien.  —   Eine  Verjifliohtnng  des  Aagekiagten, 
TficksiehtiiGh  der  fraglidien  Dampfkessdaalage  vor  ^eren  Erriohtnng  bei 
der  nach  den  Landesgesetzen  zoatfindigen  Behörde  ^ne  besondere  Ge- 
aehmigong  oaehmsndien,  liest  sidt  nnr  anf  $  24  der  B.*>Gew.-Ordn.  gründen. 
Die  lAndesTerordaning  vom  18.  April  1878  hat  sich  nnr  die  Aofgabe 
gestellt,  die  ZnslSndtgkeät  ftr  die  Genehmignog  za  regeln,  sowie  die 
allgeaselne,  vom  Bnndesiath  für  die  Ank^  nnd  den  Betrieb  von  Dampf- 
kesseln erlassenen  poHaellichen  Vorschrüken  In  den  speziellen  Richtnngen 
der  Bau-  und  Feuerpolizei  zu  ergänzen  nnd  die  älteren  Landesgesetae 
Tom  3.  Jnli  1863  und  3.  Febroar  1868  mit  den  Bestimroangen  des  Bnndes- 
ratbs  vom  29.  Mai  1871  in  Emklang  zu  bringen.   Deshalb  bedroht  §  26 
nnter  Nr.  1  der  YerordmiDg  vom  18.  April  1878  nttr  denjfirtgen  mit  Strafe, 
welcher  eine  Dampfkesselsnlage,  zu  welcher  nach  §  24  der  R.-Gew.-Ordn. 
eine  besondere  Genehmigang  erforderlich  ist,  ohne  diese  Oenehinigang 
errichtet.  Der  §  24  a.  a.  0.  normirt  aber  anch  ffir  die  Dampfkesselanlagen 
der  Eisenbahnverwaltangen.     Derselbe  betriflft  nicht  gewisse  Betriebe, 
sondern  ein  BetriebsmitteU  welches  den  verschiedenartigsten  Betrieben 
dienstbar  sein  kann.  Mit  diesen  Betriebsmitteln  ist  eine  für  die  allgemeine 
Sicherheit  bedenkliche  Explosionsgelahi-  verbunden,  wenn  nicht  bei  der 
Anlage  nnd  bei  dem   Betriebe  zweckentsprechende  Vorsichtsmassregeln 
getroffen  werden.    Die  K.-Gew.-üidn.  setzt  nun  voraus,  dass  über  eine 
vorsichtige  Einrichtung  und  einen  vorsichtij^en  Betrieb  landesgesetäliohe 
Vorschriften  bestehen  üinl  vorbehält  dem  Boudesw^e,  dieserhalb  noch 
allgemeine  polizeiliche  BestiDimiiiigtii  zu  treffen,  sie  sdhaffl  dann  aber  füPr 
die  ßealiäirang  dieser  Vorschriften  eine  sichere  Garantie.    Eine  DaiB|)l^ 
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.  keswlanlage  datf  nicht  ohne  eine  behördliche  Genehmiping  eniehtet  werden, 
wobei  der  Ertfadhuif  eine  besondere  Ftflftmg  des  Prvjektes  vonmfgehen 
mnsa  und  die  aufgeführte  Anlage  darf  nicht  eher  in  Betrieb  gesetzt  werden, 
«Is^bie  dnrch  eine  weitere  Untersuchung  festgestellt  ist^  dass  die  Aasffthrnng 
den  fiestimmungen  der  Genehmigung  entspricht.  Es  liegt  diese  generelle 
Tragweite  schon  in  dem  Zwecke  des  Gesetzes, -das  Publikum  gegen  die 
mit  emem  gewissen  Betriebsmittel  verbundene  Explosionsge&hr  zu  schützen, 
die  nach  §  24  der  R.-6ew.-0rdn.  erforderliche  Genehmigung  soll  nur 
durch  damit  in  Verbindung  stehenden  Prftfongen  und  Untersuchungen  die 
Befolgung  der  gesetzlichen  Vorsichtsmassregeb,  die  wieder  ganz  generell 
^  gehalten  sind,  garantireo.  Damit  im  Einkhmg  steht  die  generelle  Paaenag 
des  §  24  a.  a.  0.  —  Angeklagtsr  beruft  sich  demgegenüber  auf  {  6  der 
R.-6ew.*Qrdn.,  welcher  brntimmt,  dass  die  IL-Gew.-Ordn.  unter  anderen 
keine  Anwendung  finde  auf  den  Gewerbebetrieb  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen.    Deutlich  sei  gesagt,  das  ganze  Gesetz  sei  auf  den  eben- 
gedachten Gewerbebetrieb  anwendbar,  mitbin  auch  der  darin  enthaltene 
§  24.       Die  Sonderstellung  dieses  Gewerbes  erklftrt  sich  hiDlioglich 
aus  dem  weitgreifenden  ülFentlichen  Interesse,  welches  sich  an  diese  Art 
des  Transportgewerbes  ankoftpft  und  auch  in  den  Artikeln  4  unter  8, 
Artikel  41  bis  47  der  Reichsverlassung  Berücksichtigung  gefunden  hat| 
sie  ist  eben  deshalb  auf  den  besonderen  Betrieb  selbst  zu  beschr&nken. 
Insoweit  eine  EisenbahuTerwaltung  die  für  den  Betrieb  erforderiichen  Ein- 
richtungen herstellt,  hat  sie  die  fftr  derartige  Einrichtungen  bestehenden 
Spezialvorschriften  zu  beobachten:  und  zu  befolgen.  Ob  das  destalsige 
Spezialgesetz  sidi  zufällig  auch  in  der  R.- Gewerbe -Ordnung  vorfindet,  darauf 
kann  es  nicht  ankommen.  Will  z.  B.  eine  Eisenbahnverwaltung  eine  Gas- 
anstalt oder  eine  Anlage  für  Eoaksberdtung  herstellen,  so  ist  sie  wegen 
dieser  Anlage  den  Yorschriften  der  §§  16  ff.  der  R.-Gew.  Ordn.  unterworfen. 
Dasselbe  gilt,  wenn  sie  eine  stehende  DampfkesselanlagOr  wie  sie  hier 
vorliegt,  efbanen  will,  rflcksichtlich  des  §  24  a.  a.  0.  Die  Richtigkeit 
dieser  Ansicht  wird  sowohl  durch,  den  Erlass  des  Bundesraths  vom  29.  Hai 
1871,  wie  durch  die  Mecklenb.  Iiandesverordnung  vom  18.  April  1873  auf 
das  Bestimmteste  bestätigt   Jener  Erlass  erging  gerade  auf  Grund  der 
Bestimmung,  des  §  24  a.  a.  0.  und  dessen  §  19  setzt  die  .Verbindlichkeit 
des  '$  24  für  die  Eisenbahnverwaltuagen  als  selbstverstftndiich  voraus, 
indem  dort  angeordnet  wird:  $  16.  »In  Bezug  auf  die  Kessel  der  Eisenbahn- 
lokomotiven  bleiben  auch  femer  die  Bestimmungen  .des  Bahnpolizei^ 
Beglementa  für  Eisenbahnen  vom  8.  Juni  1870  in  Geltung."  Der  § 
beschrftnkt  die  Anwendung  der  Vorschriften  der  Verordnung  vom  18.  April 
1878  auf  solche  Dampfkessel,  welche  unter  den  obgedachten  Eriass  des 
Bundesraths  fsllen,  und  ffthrt  .dann  fort:  „Sie  ergreifen  im  Beihalt  der 
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§§  18,  19  der  letzteren  (B.-B.-£rla88)  die  im  §  18  aufgeführten  Ap- 
perate  —  und  in  Gemftaaheit  §  19  die  Eeesel  der  Eisettbahnlokoniofi?en 
nicht. —  bt  daher  die  Frage  auch  za  bejahen,  ob  die  Eisenbahn ver- 
valtangen  fflr  ihre  DarapfkeBselanlagen  der  im  $  24  der  R.-6ewerbeordnang 
angeordneten  Ueberwacbnng  nntemtellt  sind,  so  bleibt  doeh  weiter  zu 
nnterandien,  welche  Behörden  landesgiBsetilidi  mit  solcher  Ueberwaehnog 
betmnt  worden  sind.  Nach  der  gesetzlichen  Regel  (§  4  der  Mecklenb. 
Yerordn.  vom  18.  April  1873)  ist  die  Obrigkeit  des  Ortes  der  Anlage,  und 
wenn  die  Obrigkeit  selbst  eine  solche  Anlage  erriditen  will,  die  Gewerbe- 
koiDHÜssion  za  Sefawerin,  die  für  die  Genehmigung  znstftndige  Behörde. 
Der  i  28  Absatz  3  dieser  Verordnung  gewfthrt  nnn  in  dieser  Beziehnng 
den  Bisenbahnverwaltnngen  eine  exzeptionelle  Stellung,  Jedoch  wieder  nicht 
ganz  nnbeschrflnkt  Die  Gesetzesstelle  lautet:  i^EisenbahnTerwaltongen 
Bind  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung  nur  insoweit  unter- 
worfen, als  es  sieh  um  die  baulichen  Verhältnisse  ihrer  stehenden  Dampf- 
kesselaolagen  handelt.  Im  übrigen  haben  dieselben  die  Ausführung  der 
allgemeinen  polizeilichen  Elestimmnngen  Ober  die  Anlegung  von  Dampfkessehi 
uud  der  in  der  gegenwSrtigen  Verordnung  gegebenen  Vorschriften  rfick* 
sichtlich  dieser  Dampfkesselanlagen  nach  Analogie  der  für  die  Beaufeichtigung 
der  Kessel  der  Eisenbahnlokomotiven  normirenden  Vorschriften  im  §  79 
des  Babspolizeireglements  vom  3.  Juni  1870  selbst  zu  veranlasBen  und 
zu  fiberwacheo."  Diese  Stelle  Iftsst  darüber  keinen  Zweifel,  dass  alle  und 
jede  vorschriftsmSssigen  Vorsichtsmaasaregeln  bei  der  Anlage  und  bei  der 
Benutzung  von  Dampfkesseln  seitens  der  Eisenbahnverwaltungen  zu  be- 
obaditen  sind;  eine  Unterscheidung  tritt  nur  rttcksichtlich  der  Eontrolle 
pünktlicher  BefolgnDg  ein.  Darnach  soll  es  nur  rficksichtlich  der  banlieheii 
Verbftlinisse  der  stehenden  Dampfkesselanlagen  bei  der  gesetzlichen  Regel 
(Kontrolle  der  Ortsobrigkeit)  bewenden,  im  fibrigen  ist  die  üeberwachung 
den  im  §  79  des  Bahapolizeireglements  vom  3.  Juni  1870  Reglement 
vom  4.  Januar  1885  §  72  und  12.  Juni  1878  §  58)  autgeflihrten  Organen 
anvertraut  worden..  Diese  verscfaledentiiche  Behandlung  erkli&rt  sich  hin- 
llnglich  daraus,  dass  in  banlieber  Hinsieht  nicht  blos  die  im  Absatz  t  dee 
§  1  .;der  Verordnung  vom  18.  April  1878  gegebenen,  sondern  nach  Ab- 
satz 2  daselbst  auch  die  für  den  Ort  der  Anlage  normirenden  sonstigen 
bau-  und  feuerpolizeilichen  Vorschriften,  in  Betracht  konuien  sollen.  Im 
vorliegenden  Falle  handelt  es  sich  uns  eine  Anlage,  bei  welcher  eine  Kon- 
trolle in  baulicher  Hinsicht  (§  1  Verordn.  vom  18.  April  1878)  errorderiich 
-var,  die  Anlage. darfte  daher  ohne  vorgöngige  Genehmigung  des  Magistrats 
za  .K.,  da  der' Ortsobrigkeit,  nicht  errichtet  werden.  Selbstverständlich 
ist  diese  Genehmigung  f&r  die  zu  hecribachtenden  bau-  und  feuerpolizeilichen 
VorschrifteA  undVorsichtsmaassregeln  die  allein  maassgebende.  —  Der  §  147 
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unter  Nr.  2  der  6eweri>eoi«liniBg  bedrokt  mit  Stmfe  die  o1»e  Getebmigoig 
erfolgte  Erriohtimg  einer  gewerblichen  Anlage,  welolie  nach  den  {§  16  ind 
24  der  R.-€rew.»Ordo.  einer  Genebmignng  bedarf,  wftfarend  §  36  unter  1 
der  Hecklenb.  Verordmuig  Tom  18.  April  1878  die  Strsfnnktien  r8ck* 
sichtlicfa  der  DampfkesselanUigen  als  eine  generelle  antust,  gleichTiel,  eb 
sie  f6t  gewerbliche  oder  anderweitige  Zweeice  bestinnnt  sind.  Von  einer 
-nfiberen  Er&rtemng  darf  hier  abgesffaen  werden;  die  in  Frage  stehende 
'  Dampfpampe  soll  den  fftr  den  Gewerbebetrieb  der  EisenbahnTerwaltang 
erforderlichen  Wasserbedarf  berfoeiscbalÜNi  und  ist  jedenftUs  eine  gewerbliche 
Anlage.  £s  trifft  daher  $  147  «nter  ^  auch  seinem  Woftisnte  nach  an. 
Die  vermeintlichen  GesetzesTerletznngen  waren  somit  nicht  als  hier  ?oiv 
liegend  anzaerkemiea.' 


Nr.  m.  Eiitsdi.  des  Prenss*  Ober-TerwnU.OeriditB. 

2.  Senat.  Vom  26.  Februar  und  2Ö.  Oktober  1885. 

2war  kanxi  nach  §  81  der  Organisation  der*  Prenss.  Staats-Eisenbahnver- 
valtug  TOB  24.  November  1879  die  AnsteUang  eines  Beamten  im  Staats- 
eisenbabndlenst  mittelst  Verleibong  einer  etatsmässigen  Beamtenstelle  oder 
mittelst  Dienstrertnges  im  dlfttarisehen  VerhÜltniss  erfolgen.  Damit  ist 
jedoch  nicht  verordnet,  dass  der  Abschloss  eines  derartigen  Dienstvertragei 
in  der  Absieht  dauemder  Beibebaltnng  oder  die  Gewährung  einer  fizirten 
Sonatsrenmiiemtlon  gemiss  Hinisterial  -  Erlass  vom  16.  Oktober  1877 
(E.V.BL  1878,  S.  9)  Ohne  Weitem  die  Seamtsneigenschaft  begrftnda 
mnss.  Vielmehr  ist  bei  der  Auulune  eines  Dtttais  die  Yerleihimg  d«r 
BeamteniigeiMchaft  noch  dirch  «inen  Baob  Anssen  bervortretenden  Akt 
der  anstellenden  Behörde  bedingt,  welcher  die  Absicht  der  Annahme  in 

dea  Staatsdienst  snm  Ansdraek  bringt 

Der  bei  der  Eönigl.  Eisenbahndirelitien  zn  N.  beschäftigte  Bvtr 
Assistent  X.,  welclier  zur  Gemeinde-Einkommenstener  in  der  Stadt  N.  ^ 
das  Stenerjahr  1884  85  nacli  einem  Jahreseinkommen  von  1650  M.  bis 
1800  M.  mit  3G  M.  veranlagt  worden  ist,  reklamirte  gegen  diese  Versa, 
lagnng  bei  dem  Magistrate  zu  N.  mit  der  Behauptung:,  dass  ihm  das  den 
Staatsbeamten  zustehende  Steuerprivilefi:ium  zuzubilligen,  nnd  er  deshalb 
nnr  mit  der  Hälfte  seines  auf  1980  M.  jährlich  sich  belanfenden  Dienst, 
einkonmiens  zu  veranlagen  sei.  Er  wurde  darauf  vom  Magist-rate  ab* 
schläglich  beschiedtu,  und.  die  gegen  diesen  Beschluss  gerichtete  Klage,  in 
welcher  beantragt  war,  dahin  zu  erkennen,  dass  Kläger  nur  mit  der  Hälfte 
seines  Einkommens  vou  19ö0  M.,  also  mit  990  M.  veranlagt  und  dem- 
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fsmlss  die  GemenDdesteaer  fftr  das  Stenerjahr  1884/85  ermässigt  werde, 
wiea  der  Bezifksaiisseiiaw  ab. 

Nach  AohOnmg  des  Minister  der  ftfFeDtlieheD  Arbeitea  zar  Wahr- 
«ehnrang  des  OffiuitHelieD  lateranes  fOr  die  mflndlidie  Yerfaftiidlting  be- 
steUten  Kommiflsars,  welcher  in  Beioeo  Ansfähnmgea  za  dem  Ergebnisse 
geUingte,  daaa  Kläger  aaeh  dem  bhalte  des  ^erliegendöi  Engagements- 
vertrages  als  Staatsbeamter  nicbt  anxosehen  aei,  erkannte  das  Oberver- 
«ilbingsgericht  dahia,  dass  das  EndarlheSl  dea  fiezlrksaassehosses  anfta- 
heben  und  die  Sache  zur  anderweitigeo  Sntsefaeidang  an  dasselbe  Gericht 
zordekzuweisen. 

»Die  ^om  Kläger  in  Betreff  seiner  Heranziehung  za  der  Gemeinde- 
Eiakommeostener  beansprochten  Vortheüe  des  Gesetzes,  die  Heranziehung 
der  Staatsdiener  zu  den  Gemeindelasten  betreffend,  Tom  11.  Juli  1822 
(G.S.  S.  184)  kommen  zunächst  nur  den  „besoldeten  unmittelbaren  Staats- 
dienern** zu  (§  8  a.  a.  0.).  Der  Vorderrichter,  indem  er  diese  Vortheile 
dem  Kläger  deslialb  versagt,  weil  derselbe  nicht  als  Staatsbeamter  zu  be- 
trachten sei,  folgert  das  Letztere  aus  dem  Satze,  dass  zum  Begriffe  eines 
Staatsbeamten  das  Eintreten  in  ein  dauerndes  Verhältniss  zur  Selbst- 
ständigen  Verwaltnni4  gewisser  das  öffentliche  Interesse  angehender  Ge- 
schäfte durch  ein  besonderes  Anstelluugsdekret  der  Staats- 
reijiernng  gehöre,  dass  dalier  als  Staatsbeamter  nieht  gelten  könne,  wer 
auf  Gruiid  eines  privatrechtlicheu  Vertrages  in  ein  Dienstverhältniss  zum 
Staate  getreten  sei.  Dieser  Satz  —  obschon  Demjenigen,  was  hervor- 
ragende Staatsrechtslehrer  als  Regel  hingestellt  haben,  entspreehend  —  ist 
drxh  als  ein  allgemein  gültiger  aus  dem  bestehenden  Rechte  nicht  zu  be- 
giuiiden.  Wenn  anch  zugegeben  werden  mag,  dass  Niemand  Staatsbeamter 
werden  kann  ohne  dass  Vorhandensein  einer  hierauf  gerichteten  Willcns- 
äassemng  des  Staats,  so  folgt  doch  weder  aus  positiven  landesgesetzlichen 
Vorschriften,  noch  aus  allgemeinen  Grundsätzen,  dass  jener  Wille  sich 
iwthwendig  e:erade  in  Gestalt  eines  „besonderen  Anst«llungsdekrets  der 
Staatsregieruug'*  zu  äussern  habe,  es  fiberall  und  ausnahmslos  eines  solchen 
besonderen  Dekrets  als  der  einzigen  unerlässlichen  Form  für  die  Anstellung 
der  Staatsbeamten  bedürfte.  Für  den  vorliegenden  Fall  einer  in  Frage 
stebeiiUen  Anstellung  im  Staatseisenbahndienste  kommen  die  besonderen 
Bestimmang«n  der  unterm  24.  November  1879  Allerhöchst  genehmigten 
,.Orgarii8ation  der  Staatseisenbaiin-Verv.altuug'*  in  Betracht  (E.  V.  Bl.  1880 
S.  85),  worin  über  die  Anstellung  im  Staatseisenbahodienste  vorge- 
schrieben ist: 

(§31)  Die  Anstellnng  der  Beamten  im  Staatseisenbahndienst  erfolgt 
mittelst  Verleihung  einer  etatsmässigeu  Beamtenstelle  oder  mittelst 
Dienstvertrages  im  diätarischen  Verhältniss. 
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(§  d^)       Dienstverhältnisse  der  auf  Eundigang  angestellten  Beamten 
werden  durch  die  besonderen  in  der  AnstellungsverfÜgnng  bezw. 
in  dem  Engagementsvertrage  ausgedrückten  Bedingungen  und  im 
Uebrigcn  durch  die  betreffenden .  ailgemeinen  gesetzlichen  Vor- 
schriften geregelt 
Hier  ist  ausdrücklich  die  Anstellung  der  Beamten  im  Staatseisenbahn- 
dienste  mittelst  Dien  st  Vertrages  (Engagementsvertrages)  im  Gegensätze 
zu  der  Anstellung  mittelst  Verleihung  einer  etatsmässigen  BeamteosteUd 
(Anstellungsverfügung)  vorgesehen.   Es  ist  daher  auch  rechtsirrig,  dass 
als  Staatsbeamter  nicht  gelten  köune,  wer  auf  Grund  eines  zngleich  auch 
Privatrechte  begrUndenden,  mithin  „privatrechtlichen^  Vertrages  in  ein 
DienStverh&ltniss  zum  Staate  getreten  sei,  und  gb  ist  weiter  unrichtiKt 
wenn  dem  ^ngagementsvertrage  des  Klägers  die  Mdglichkeit»  ein  Staats- 
.  beamtenverbftltniss  zu  begründen,  nm  deswillen  abgesprochen  wird,  weil 
nach  Form  und  Inhalt  dieser  Vertrag  kein.  «AnsteUnngsdekiet  der  KönigL 
Eisenbahiidirektion"  sei. 

Die  Vorentscheidung  musste  hiernach,  da  sie  auf  einer  unrichtigen 
Anwendung  des  bestehenden  Rechts  beruht  und  deshalb  die  Revision  für 
begrOndet  zu  erachten  war,  aufgehoben  werden  ($§  94,  98  Laud.Verw. 
•  Ges.  Yom  30.  Juli  1883).   In  der  Sache  selbst  konnte  jedoch  noch  nicht 
entschieden  werden,  da  diese  nicht  spruchreif  erscheint. 

Wenn  Kläger,  welcher  anf  Grnnd  der  von  ihm  nntenn  8.  Hai  1882 
..vollzogenen  Engagementsbedingnngen  von  der  EOnigl.  Eisenbahndirektion 
zn  N.  znr  Besehftftignng  im  bantechniachen  Bnrean  als  Ban-Aasiateat  gegen 
Tagesdiftten  von  5  M.  (50  Pf.)  pro  Tag  angenommen*  worden  ist,  aber  seit 
dem  1.  September  1883  an  Stelle  der  Tagesdiftten  eine  fizirte.  Konsto- 
remnneratton  von  165  H.  bewilligt  erhalten  hat;  verlangt,  dass  er  nnr  mit 
der  Hftlfte  seines  Diensteinkommens  znr  Gemeinde-fiinkommenatener  fir 
das  Stenerjahr  1884/85  gemftss  §3  Ges.  vom  11.  Jali  1822  Teraalagt 
werde,  so  ist  dieset  Anspruch,  da  der  §11  das.  dem  Elfiger  keineoblis 
2nr  Seite  steht,  nnr  nnter  der  vom  BeU.  bestrittenen  Voraussetzung  be- 
gründet, dass  Klfiger  als  Staatadiener  (f  8  a.  a.  0.)  anzusehen  ist  B^i 
Prof nng  der  Frage,  ob  Elfiger  naeh  seinen  gegenwärtigen  Dienstverhftlt^ 
niesen,  insbesondere  nach  der  erfolgten  BewiUignng  monataifeise  fixirter 
Benmnerationen  die  voll  ihm.  behaoptete  Eigenschaft  eines  Staatedieneis 
besitzt  oder  nicht,  ist  .der  Erlass  des  Ulnisters  für  Handel,  Gewerbe  und 
öffentliche  Arbeiten  vom  .16.  Oktober  1877,  betr.  die  Annahme  i^d  B«* 
schftftigung  technischer  Hfilfaarbeiter  für  Staats-Eisenbahnbanlten  sowie  die 
denselben  zn  gewährenden  Kompetenzen,  (E.V.  Bl  1878  3.  9)  von  Brbeb- 
lichkeit.  Darin  wird  bestimmt: 

T.  Den  bei  der  Ausffihmng      Sttats-Eisenbahnbanten  boschfiftigten 
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tedmiflcheii  Hftlfsaibeitem  —  mit  AiiBnahme  der  in  PrensBen 
staatlieli  geprOften  BanmeiBter  und  Bauführer  —  ist  nur  in  den 
Pftllen  die  Bigensciiaft  eiDeB  Staatslraamten  beizolegen,  wenn  die« 
selben  nicht  allein  l&r  die  Zeit  dee  tMtreffeoden  Banes,  sondern  * 
in  der  Absicht  danemder  Betbehaltong  aogenommen  werden. 
IL  Die  bei  der  AnsfÜhrnng  von  Staats-Eiseobahnbanten  beschäftigten 
technisehen  Hfilfsarbeiter  sind  znnSebst  aasnahmslos  nar  gegen 
tageweise  bemessene  Diftten  anmiehmen. 

Nach  mindestens  dreimonatlicher  znfriedeDstdleDder  Dienst 
llttining  Icdnoen  den  in  Prenssen  staatlich  geprüften  Banmeistem 
und  BanfUhrerD,  sowie  anch  denjenigen  soDstigen  technischen 
Httlisarbeitem,  welclie  nicht  allein  für  die  Zeit  des  Baues,  sondern 
hk  der  Absicht  danemder  Beibehaltung  angenommen  sind,  an 
Stelle  der  Tagesdi&ten  monatweise  fiiirte  Bemnnerationen  bewilligt 
werden. 

Hiernach  konnte  nnd  durfte  dem  Elflger  an  Stelle  der  bis  snm  1.  Sep- 
tember 1883  bezogenen  Tagesdiäten  die  von  ihm  seitdem  bezogene  monats^ 
weise  fizirte  RemoneratioD  nur  unter  der  Voraussetzung  bewilligt  werden,  • 
daas  er  in  der  Absicht  dauernder  Beibehaltung  angenommen  war.  Wenn 
mm  die  Eisenbahndirektion  in  dem  vom  Bekl.  vorgelegten  Schreiben  vom 
U.  August  1884  einerseits  bezeugt,  dass  Kläger  seit  dem  1.  September 
1883  eine  fisirte  Monatsremuneration  von  165  M.  bezieht^  andererseits 
sieh  dahin  ausspricht^  die  Eigenschaft  eines  Staatsbeamten  sei  demselben  > 
nach  dem  Eriasee  des  Herrn  Ministers  der  Öffentlichen  Arbeiten  vom 
16.  Oktober  1877  um  deswillen  nicht  beizulegen,  weil  derselbe  nicht  in 
der  Absicht  dauernder  Beibehaltung  angeoommen  sei,  -  so  erscheint  der 
hierin  f&r  die  Verneinung  der  Staatebeamtenqualität  ausgesprochene  Qmnd 
gegenfiber  der  thatsächUch  erfolgten  Bewilligung  einer  fixirten  Monats- 
remuneration und  gegenfiber  der  BesHmmung  unter  Kr.  II  des  Erlasses 
▼em  16.  Oktober  1877  nicht  zutreffend  oder  doch  nkht  ohne  Weiteres 
vetvtändlich.  Insoweit  vertrat  auch  der  Mlnisterialkommissar  eine  ab- 
weiehende  Aufrasi>ung  nicht 

'  Weiter  musste  aber  Bedenken  getragen  werden,  die  Eonseqnenzen, 
<Be  allenfalls  schon  nach  derzeitiger  Lage  der  Sache  hatten  gezogen  wer- 
den können,  zur  Geltung  zu  bringen,  bevor  nicht  zunächst  noch  der  Ver- 
sach gemacht  war,  den  Widerspruch  aufzuklären,  welcher  Angesichts  der 
mfcasBgebenden  Bestimmungen  der  Zentralinstanz  in  der  von  der  £isen- 
bahndirektiou  vorab  bezeugten  Thatsache  einerseits  und  der  sodann  fol- 
genden Aeusserung,  wenigstens  in  dem  daselbst  geltend  gemachten  Grund 
•lidererseits  einstweilen  erblickt  werden  muss.  Die  genannte,  dem  Kläger 
Vorgesetzte  DieoststeUe  bleibt  um  eine  solche  Aufklärung  —  und  zwar 
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unter  Vorlegung  ihres  gesaminten  einsclilapjendeii  Akten materials  —  anzu- 
gehen und  auf  diesen  Unterhigeu  wird  demnächst  auderweit  zu  prüfen 
sein,  ob  die  Dienstverhaltnisse  des  Klägers  —  sei  es  nun  schon  vermöge 
der  Art  der  bezogenen  Remuneration  und  der  bei  ihrer  Gewährnng  zam 
Ausdruck  gebrachten  Absicht  der  Behörde,  sei  es  unabhängig  hiervon  — 
sich  so  gestaltet  haben,  dass  die  oben  bereits  wörtlich  mitgetheilte  Be- 
stimmung auf  ihn  Anwendung  Andet,  nach  welcher  den  bei  der  Ausf&hniDg 
von  Staatseisen  bahn  i)anten  beschäftigten  technischen  Hülfsarbeitern  »nnr'', 
wenn  sie  in  der  Absicht  dauernder  Beibehaltung  angenommen  werden, 
die  Eigenschaft  eines  Staatsbeamtem  —  wie  es  in  jener  BesümmiiBg  wOit* 
lieb  heisst  —  „beizulegen  ist". 

Behufs  der  hiernach  erforderlichen  Ergänzung  des  Verfahrens  und 
dtmnäebstigen  anderweiten  Entscheidung  war  die  Sttcbe  in  die  vorige  In- 
stanz xnrückzuweisen  (§99  Land« Verw. Ges.)." 

Der  Bezirksausschnss,  an  welchen  die  Sache  zurückverwiesen  wnr, 
hat  demnächst  anderweit  erkannt,  dass  Beklagter  nicht  befagt,  den  KUgW 
mit  einem  900  M.  ubersteigenden  Betrage  zo  doa  Gemeindeetenem  der 
Stadt  N.  fQr  das  Jahr  1884/85  heranzuziehen. 

Das  Oberverwaltungsgericht  erkannte,  daas  diese  £ntsebeiduiig  nnfaup 
heben  und  die  Klage  zurückzuweisen. 

Dem  Yorderrichter  kann  in  der  seiner  Entscheidung  za  Gninde  lie- 
genden RechtsauffassuDg  nicht  beigetreten  werden.  Der  Schwerpunkt  seinsr 
Ausführungen  liegt  in  dem  iSatze,  dass  zufolge  des  Ministerialerlasses  vom 
16.  Oktober  (E.Y.BL  1878  S.  9)  jeder  in  der  Absicht  dauernder  Beibe- 
haltung angenommene  technische  Hftlbarbeiter  iur  Staatseisenbahnbanten 
mit  der  Bewllligang  von  Mooatsremunerationen  die  Beamteneigenschaft 
„ohne  Weiteres'^  erwerbe.  Eine  solche  Bedeutung  wohnt  dem  Erlasse 
nicht  bei.  Es  handelt  sich  hierbei  nm  die  Aaslegnng  folgender,  in  dem 
Erlasse  enthaltener  Vorschriften: 

L  Den  bei  der  Ausführung  von  Staats-Eisenbahnbanten  beschäftigten 
technischen  Hülfsarbeitern  —  mit  Ausnahme  der  in  Preussen 
staatlich  geprüften  Baumeister  und  Bauführer  —  ist  mir  in  den 
Fällen  die  Eigenschaft  eines  Staatsbeamten  beizulegen,  wenn  die- 
selben nicht  allein  für  die  Zeit  des  betreffenden  Baues,  sondsm 
in  der  Absicht  dauernder  Beibehaltung  angenommen  werden. 
IL  Die  bei  der  Ausführung  von  Staats-Eisenbahnbauton  bescbäftigtSB 
teehnisoben  Holfsarbeiter  sind  znnächnt  auanahmslos  nur  gsgsn 
tageweise  bemesseoe  Diäten  anzunehmen. 

Nach  mindestens  dreimonatlieher  zuMedenstellender  Dienst^ 
fähmng  kdnnen  den  in  Prenssen  staatlich  geprflften  Banmeistem 
und  BanMhram,  sowie  aneh  demjenigen  sonstigen  tecfanlsdiett 
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HfilfeaibeiterD,  welobe  Dieht  allein  für  die  Zeit  des  Baues,  sondern 
ift  der  Absieht  dauernder  Beibehaltang  angeDommen  sind,  an 
Stelle  der  Tagesdiftton  monatweise  fixirto  Bemnneratioaen  bewilligt  * 
werden. 

Abanweiaen  ist  annächst  die  Annalune  des  Yorderriehters,  daoa  die  yxm 
ihm  Tertretone  Ansteht  bereits  in  dior  diesseitigen  Bntsebeidattg  vom  26.  Fe* 
bfiuw  1885  gebilligt  sei.  Wie  der  Vorderrlohter  selbst  anerkennt,  ist  dies 
jedes&lls  nicht  in  einer  den  BeeirksaQBBchoss  bindenden  Weise  (§  101 
LnndkVerw.Gies.)  geschehen;  der  nnteraeichnete  Geriehtohof  hat  aber  nicht 
bloB  einen  derartigen  Gmndsata  nicht  aoadiüeldich  anfgesteltt,  sondern  ist 
auch  keineswegs  »tdlschweigend  von  der  VoranssetaiiDg  aosgegaagen,  die 
Beamteneigenschaft  werde  olme  Weiteres  dareh  tüe  Gewfthmng  flxirtec 
Honatsramnnsratienen  verliehen,  in  dem  Hevisionfr^Urtiieile  winl  ledigltehi 
verneint,  dass  an  jeder  AnateUnng  eines  Beamten  ein  besonderes  An?» 
stallnDgsdekret  erlorderlieh  sei;  unter  Hinweis  auf  §  81  der  am  34.  No- 
vember 1879  AllerhOehst  genehmigten  Bestimmni^^  über  die  nOrganisatioa 
der  StaatB^Eisenbabn-yerwaltong"  (E.V.BI  1880  8.  85)  winl  anegeföhrt^ 
dasa  die  Anstellung  eines  Beamten  im  Staats-Biaenbahndiensto  »mittelst 
Verleihung  einer  etatemAssigen  Beamteastelle  oder  mittelst  Dlenstvertrages 
im  diAtarisehen  Yerhftltniss''  erfolgen  könne;  und,  nm  anficnklärea,  ob  der 
Klftger  etwa  anf  letatorem  Wege  Beamter  geworden  sei,  ist  die  Sache  dar 
mala  in  die  Yorinstanz  anraekverwieeen,  wobei  noch  besonders  hervoige- 
heben  wurde,  die  Aeossemng  der  Eieenbahadlrektion  zu  N.  vom  Ii.  Anguat 
1784,  daes  Kl&ger  eine  fixirte  Hooatoremoneration  beziehe,  aber  nicht  in. 
der  Absicht  danerader  B«bebaltnnK  angenommen  am,  stehe  im  Widerspruche 
mit  dem  Erlasse  vom  16.  Oktober -1877,  da  hiemach  derartige  Bemune- 
Tstionen  den  techoiscben  Hfilfsarbeitem  nur  dann,  wenn  sie  in*  der  Absioht 
dauernder  Beibdialtung  angenommen  würden,  zu  1>ewilligen  seien.  Diese 
£»w&;ungen  lassen  Dasjenige,  waa  der  Yorderrichtor  aua  ihnen  enteimmt, 
durchaus  nicht  erkennen. 

Die  Au»leKUttg  aber,  wekhe  der  Yovderricbter  dem.  Eriasse  vom. 
16.  Oktober  1877  giebt,  ist  in  UebereinstimmuDg  mit  den  AusflIhraDgea 
des  vom  Hinister  der  OflTentlicben  Arbeiten  zur  Wahmehmaug  des  Offient- 
Hrhen  Interesses  für  die  mündliche  Verhandlung  bestellten  Kommisaani 
als  antreffend  ninht  anzuerkennen.  Die  entseheidenden  Worte: 

Den  .  .  .  teefaniachen  Hfilfiuurbeitem  ...  Ist  nur  in  den  FflHeii 
die  Eigenaehaft  eines  Steatebeamten  beizulegen,  wenn  dieselbea 
nicht-  idlein  für  die  Zeit  des  betreflenden  Baues»  sondern  in  der 
Absiebt  dauernder  Beibehaltung  au^eiiommen.  werden. 
eBtUton  m>  erster  Linie  eine  Beechrftnkung  der  Behörden  in  Beriehung 
auf  die  Anstellung  der  Beamten;  die  Beamteneigensehaft  darf  nicht  anders 
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Teflieben  werden,  als  wenn  die  bezeichnete  Voraussetzong  gegeben  ist 
Damit  wird  fFeilieh  zngleich  ansgesprocheo,  dasB  beim  VorfaandeoseiD  der 
'  YorauBsetznng  die  Beilegang  erfolgen  kOnne;  fiber  die  Art  nnd  Weise  der 
Beilegung  findet  sieh  indess  keine  genauere  Anordnung;  nur  deuten  die 
Worte '„igt  beiznlegen*  ofTenbar  auf  irgend  einen  Akt  der  Behörde  hin, 
wie  denn  auch  schon  naeh  allgemeinen  Gmnds&tzen  anzonehmen  ist»  dato 
die  Yerleibang  der  Beamteneigensehaft  sich  nicht  •  von  selbst  nnd  dhne 
einen  niu;fa  Anssea  hervortretenden  Akt  der  Behörde,  wdcher  die  Absicht 
der  Aufnahme  in  den  Staatsdienst  znm-AnsdradE  bringt,  Tollziehe.  HOgen 
nun  aneh  bestimmte  Formen  fir  die  Beilegnng  der  Beamteneigenachaft  — 
-wie  nach  den  Erklärangen  des  MioisterialkommiBsarB  anscheinend  der  Fall 
Ist  —  weder  allgemein  Torgeschrleben,  noch  auch  dnrefa  eine  ilbetein- 
stimmende  Fmzis  eingef&hrt  sein,  jedenfalls  genfigt  die  Annahme  eines 
HlUfearbeiters  in  der  Absicht  danenider  Beibehaltang,  weldie  mögliciier'« 
weise  einen  irgendwie  erkennbaren  Ansdmck  gar  nicht  findet,  ebensowenig, 
wie  die  Bewilligung  monatsweise  fizirter  Remunerationen,  welche  nur  bei 
vorhandener  Absidit  der  dauernden  Beibehaltung  geschehen  darf.  Denn 
der  Erlass  verpflichtet  die  Behörden  keineswegs  zur  Beilegung  der  Beamten- 
eigensfhaft  in  allen  F&llen,  wo  die  fragliche  Absicht  obwaltet;  er  entbslt 
sich  vielmehr  jeder  weiteren  Vorschrift  in  dieser  Richtung  und  stellt  damit 
die  Verleihung  der  Beamteneigenschaft  völlig  in  das  freie  Ermessen  der 
betreffenden  Eieenbahndirektion;  Monatsremonerationen  können  deshalb 
gewllhrt  werden,  ohne  dass  hiermit  die  Anstellung  des  Hfilfsarbelters  als 
Beamter  nothwendig  verbunden  zu  sein  braucht. 

Daran  ist  audi  durch  die  bereits  erwfthnten  Bestimmungen  fiber  die 
Organisation  der  Staats-Eisenbahn-Verwaltung  vom  84.  November  1879 
Nichts  geändert  Der  Abs.  1  im  §  31 : 

Die  Anstellung  der  Beamten  im  Staats-Eisenbahndienst  erfolgt 
mittelst  Verleihung  emer  etatsmässigen  Beamtenstelle  oder  mittelst 
Dienstvertrages  im  diätarischen  Verhfiltniss. 
besagt  nicht,  dass  bei  jisdem  Abschlüsse  eines  «Dienstvertrages  im  difttsp 
risehen  Verh&Jtniss'*  der  Angenommene  Beamter  werde.  Das  wllrde  mit 
allgemein  bekannten  Tbatsachen  unvereinbar  sein;  denn  in  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung wird,  wie  als  notorisch  zu  bezeichnen  ist,  mittelst  dezartiger 
Verträge  ein  sablreicbes  Personal  angenommen,  welches  lediglich  in  einem 
privatrechüichen  Kontraktsverhfiltnisse  steht  Im  §  81  wird  demnach  der 
Dienstvertrag  im  difttarischeo  Verhfiltnisse  nur  als  ein  Weg  hingestellt, 
auf  dem  die  Anstellung  eines  Beamten  erfolgen  kann;  ob  aber  auf  diesem 
Wege  die  Anstellung  wirklich  vorgenommen  ist,  bedarf  in  jedem  einzelnen 
Falle  einer  weiteren  Untersuchung.  Deshalb  ist  ffir  die  bei  der  Bauver- 
waltnng  beschäftigten  technischen  Bölfsarbeiter,  hinsichtiieh  deren  dis 
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fraglichen  BestimmuDgeü  nähere  Anordnungen  nicht  enthalten,  auf  den  Er- 
la8S  vom  16.  Oktober  1877  znrilrk/ui;*  lien;  nur  soweit  der  neuerdings 
eri^angene  Erlass  vom  12.  Jnni  1885  (E.  V.  BL  S.  147)  zur  Anwendung? 
kommt,  sind  jene  früheren  Vorschriftoii  Uospitigt.  Der  gedachte  Erla.ss 
bestätigt  übrigens  die  im  Vorstehenden  niedergelei^te  Auffassung  von  der 
Bedeutung  dpr  Tintorra  16.  Oktober  1877  getroffenen  Normen;  denn  auch 
ihm  zufolge  (ver^j;!.  ilie  Nr.  IV)  ist  mit  der  Bewilligung  von  Monatsbesol- 
dongen  nur  „in  der  Regel"  die  üebernahme  in  das  Beamtenverhältniss  zu 
Torbinden;  der  Behörde  wird  also  auch  hier  wieder  die  Entschliessiing 
darüber  freigegeben,  ob  m>ht  etwa  t^rotz  Gewähriiug  von  Monatsremime-  • 
rationen  die  Anstellung  als  Beamter  zu  versagen  ist. 

Die  Vorentscheidung  musste  dahor,  weil  sie  auf  einer  irrigen  Aus- 
legimg  der  maassgebenden  Vorsehritten  beruht,  aufgehoben  werden.  Bei 
der  demnächst  eintretenden  freien  Beurtheilung  war  von  den  entwickelten 
rirnndsätzen  aus  in  Abrede  zu  nehmen,  dass  Kläger  im  Jahre  1884/85 
Beamteneigenschaften  besessen  hat.  Ausdrücklich  beigelegt  ist  sie  ihm  un- 
bestritten nicht;  die  im  Jahre  1882  erfolgte  Bewilligung  von  Monats* 
remunerationen  genügt  allein  ebenfalls  nicht;  irgend  ein  anderer  Akt,  durch 
welchen  die  Verleihung  sich  vollzogen  haben  könnte,  Hegt  nicht  vor,  ins- 
besondere hat  auch  eine  Vereidigung  des  Klägers  als  Beamter  nicht  statt- 
gefunden. Darüber,  dass  Kläger  ursprunglich  in  rein  privatrechtlichem 
Verbältnisse  angenommen  ist,  kann  nicht  fuglich  ein  Zweifel  bestehen,  da 
er  derzeit  nur  Tagesdiäten  erhielt.  Ob  er  sich  blos  um  eine  dauernde 
Bescbftftigiiiig  beworben  hat  und  später  von  der  Königlichen  Eisenbahn- 
direktion zu  N.,  nachdem  er  den  Eintritt  in  eine  angebotene  etatsmässige 
Stelle  abgelehnt  hatte,  zurückgehalten  worden  ist,  als  er  beabsichtigte,  bei 
der  Königl.  Eisenbahnbaukommission  für  die  B.-Babn  einzutreten,  bleibt 
ohne  Einiluss.  Die  Königl.  Eisen bahndirektion  zu  N.  hat  ausdrücklich 
erklärt,  dass  sie  beabsichtige,  den  Kläger  in  der  Bauverwaltoog  femerweft 
zu  beschäftigen,  und  dass  sie  auch  bei  Gewährung  der  Monatsremimerati(Mi 
die  Absicht  seiner  dauernden  Beibehaltung  in  der  Bauverwaltung  gehabt 
habe.  Darauf  iLommt  es  aber  auch  nach  den  vorher  festgestellten  Grund- 
sätzen nicht  an;  es  fragt  sich  lediglich,  ob  dem  Kläger  die  Beamteneige&r 
Schaft  verliehen  ist ;  das  bestreitet  die  Eisen  bahndirektion  in  ihren  zu  den 
Akten  gebrachten  Erklärungen  bestimmt  und  die  vorgelegten  Personalakten 
des  Klftgers  stehen  mit  dieser  Bezeugung  durchaus  in  Emklang.  Aus 
welchen  Gründen  die  Behörde  von  einer  Beilegung  der  Beamteneigenschaft 
abgesehen  hat,  erscheint  dabei  bedeutungslos ;  allerdings  hat  sie  anscheinend 
den  Erlass  vom  16.  Oktober  1877  nicht  richtig  aufgefasst;  denn  sie  nimmt 
an,  die  in  den  Nr.  I  und  II  erwähnte  Absicht  dauernder  Beibehaltong 
könne,  eich  .entweder  aof.  eine  Beibehaltung  in  der  Betriebs  Verwaltung,  oder, 
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Äiii  ( iiie  Beibehaltung  in  der  Bauverwaltnng  bezieben  nnd  nnr.  wenn  die 
erstoro  in  Aussicht  genommen  werde,  sei  die  Beamteiieigeneichaft  hei  zu- 
legen. Dies  dürfte  weder  dem  Inhalte  des  Krlas^e«.  welcher  sieh  nnr  mit 
dem  für  die  „Ausführung  von  Staats- Kiscnhahnbauten*  angenommenen 
Personale  beschäftigt,  nach  dem  späteren  Erlasse  vom  16.  März  1881 
(E.  V.Bl.  S.  102)  entsprechen,  da  letzterer  ausdrücklich  hnrvnrhebt,  dass 
der  Erlass  vom  16.  Oi\tober  1877  sich  auf  die  für  die  Betriebsverwaltunc: 
Ängenommenen  Hülfsarbeiter  nicht  beziehe.  Allein,  wie  dem  auch  sei,  die 
Thatsache,  dass  Kläger  als  Beamter  nicht  angestellt,  in  das  Staatedieuer* 
verhältDi88  nicht  aufgenommen  ist,  bleibt  immer  bestehen. 

Unter  diesen  Umatändon  kann  auch  der  Kläger  die  den  Beamten  in 
dem  Gesetze  vom  11.  Jali  1822  gewährten  Rechte  nicht  in  Anspruch 
nehmen}  aaiad  lediglich  Merataf  gegrOndete  &lago  miiBBte  daher  abgewitiaea 
werdaa. 


Nr.        Entscli.  «Im  tduidgertehtB  Haiimbiirg. 

1.  Ci vil-Kammer.  Vom  5.  November  1885. 
Ein  Unfall  heim  Betriebe  gemäss  §  1  des  Haftpüohtgesetzes  liegt  vor, 
wenn  derselbe  sich  bei  einer  Arbeit  ereignet,  welche  wegen  des  Bahn- 
betriehes bezw,  der  raschen  Aufeinanderfolf^e  de>r  Ziige  besondere  Eile  er- 
fordert (Revision  der  Wagen).  Aber  zur  Substantilrung  des  Scliadens- 
anspniokes  ist  der  Nachweis  erforderlich,  dass  der  Sohadea  Biit  dem  Ua- 

fall  im  Kaasalsusaminenliange  steht 

Kläger  nimmt  den  Beklagten  ala  Beehtanaehfolger  der  Thüringischen 

EisenbahngeseUschaft  wegen  Schadensersatzes  auf  Omnd  des  Reichs* 
Haltpflichtgesetzes  Tom  7.  Jnni  1871  —  R.a.Bl.  S.  207  —  in  Ansprach. 

Es  ficigt  sich  nun,  ob  der  in  Rede  stehende  Unfall  beim  Betriebe  der 
Eisenbahn  vorgefallen  ist.  Diese  Frage  ist  (cfr.  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts Bd.  L,  &  9(>8,  Bd.  UL,  S.  Sl,  Bd.  !¥.,  S.  28,  Bd.  VL,  8.  88) 
si  bejahen. 

Bin  Unftdl  ist  beim  Betriebe  der  Eisenbahn  erfolgt,  wenn  die  Caosa- 
ütät  zwischen  dem  Unfall  und  der  dem  fisiobabnbetriebe  eigenthfiralieheo 
Oeföbrliehkeit  sich  feststellen  \9mnt  Diese  eigenthümlicbe  Oaftlirlichkeit 
ist  insbesondere  fQr  einen  iaa  Betrtohe  th&tigen  (angestellten)  Arbeiter 
darin  im  finden,  daaa  deaM  AMt  irtgeii  4m  Bahabetriebea  der  PriaiaiaD 
mä  Eile  bedarf. 

DivaMT  Fall  fiegl  Um  tor.   Kläger  bat  als  Wagenrevisor  iastrnk« 
lioiif  gMilM  Mb  WigiA  dea  aiaf  dem  Bahnhofe  frfih  97^  Uhr  eiagilasfi»* 
.M  CMHerwga»  «nd  «war  btvor  das  Rangirgeschftft  in  Angriff  getiomnien 
.  Mdan  kamto,  miare«  «i8BseB.        10  Vkr  d  MiMlen,  der  «abtflM^ 
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in&88igen  Einfahrtszoit  eines  anderen  Güterzuges  musste  der  Zug  aber  be- 
reits wieder  mit  dem  Bangireo  fertig  sein.  Kläger  hat  also  offenbar  bei 
der  Revision  der  einzelnen  Wagen  mit  besonderer  Eile  zu  Werlte  gehen 
müssen,  uud  ist  hierin  der  ursachliche  Zusammenhang  zwischen  dem  ün- 
&lle  und  der  dem  Bahnbetriebe  eigenthümlichen  Gefährlichkeit  zu  finden. 

Der  Eiuwnnd  des  Beklagten,  dass  der  Unfall  deshalb  nicht  im  Betriebe 
^er  Eisenbahn  vorgefallen,  weil  der  zu  revidirende  Wagen  stillgestanden,  ist 
•offenbar  unerheblich.  Falsch  aber  ist  der  Einwand,  diiss  die  Thätigkeit  des 
Klägers  nicht  zu  den  unmittelbaren  Vorbereitungen  des Bef5rderangsgesehäftes 
gehört.  Die  von  dem  Kläger  vorgenommene  Revision  sichert  den  Betrieb, 
deshalb  fällt  sie  in  den  Betrieb.  Kläger  ist  demnach  bei  dem  Betriebe 
der  flisenbahn  körperlich  verletzt  worden,  und  würde  der  Betriebsuntw» 
nehmer  für  den  dadurch  entstandenen  Schaden  aufzukommen  haben,  80* 
fem  er  nicht  nachweist,  dass  der  UnfiUl  dnrch  höhere  Gewalt  oder  diiraii 
^enes  Verschulden  des  Verletzten  verorsacht  ist 

'  In  dieser  Beziehung  ist  der  vom  Beklagten  angetretene  Beweis,  6m% 
Kläger  ans  eigenem  Verschulden  veranglflokt  ist,  als  misslangen  anzasehen, 
da  die  Tom  Beklagten  benannten  Zeugen  Beyler  und  Richter  nicht  aa« 
lieben  konnton,  ob  Kläger  ansgemtscht  oder  Ober  die  KopfechweUe  ge- 
tveten  ist 

Soweit  ist  also,  da  auch  der  vom  Beklagten  weiter  gemaehte  Ein- 
wand der  Verjährung  mit  Rücksicht  auf  die  bereits  am  6.  Januar  1883 
«rfolgte  Unterbrechung  derselben  dorcb  Krhebang  der  Klage  beim  Land^ 
geriebt  Gera  blnfölUg  ist,  die  Klage  sabstapttiri. 

Beklagter  würde  daher  dem  Klageantrage  gemäss  zu  verurtheilen 
geweeen  sein,  falls  Kläger  nachgewieseQ  b&tto,  dass  er  in  Folge  der  bei 
jenem  ünfoU  erlittenen  Verietsmigen  eine  daoemde  ErwerbsnnfiUdgkelt 
«riitten.  * 
Diesen  Nachweis  hat  der  Kläger  aber  nicht  geführt. 
Nach  der  Aussage  des  bshaadeinden  Arztes  hat  derselbe  gleich  na«h 
dem  Un&U  keine  Verletzungen  von  Srheblidikeil;,  insbesondere  keinen 
Rippefibruch  und  keine  Yerletzaog  innerer  Organe  voffisden  kOnnen.  Wenn 
JtJAger  jetzt  an  Bronchial -Katarrh  and  iiangenenphyeem  Htte,  so  ständen 
diese  Leiden  in  absolut  keinem  Znsammenbaage  mit  dem  betreffendem 
fWaU. 

Es  war  deshalb,  wie  geschehen,  Kläger  mit  seiner  Klage  «bsi>wsis6&. 
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Nr.  176.   Ent8ch.  des  Deutschen  Reichsgericht«. 
3.  Straf-Senat   Vom  6.  November  1885. 

tSntick.  d«  BakbifwlcMB  ta  StnflMCbAit.  Bd.  Hl  8.  W-Mk] 

Konmt  dl»  dar  AiBfihnmg  md  TerÜieidigimg  von  Beohtoi,  bosiAlioiitUoli 
der  Wahnelimiiiig  bereohtigter  Inteimm  im  §  193  Str.Q;B.*8  gewfthrto 
Yerg^finstignng  dem  AngeacihDldigtaii  avoh  dum  n  statteiii  vom  er  sor 
Wahnuig  fremder  Rechte  oder  InteroBsen  swar  nloht  bemfini  war,  lüeinni 
aber  sich  fOr  berofen  halten  konnte?  Str.ft.B.  §  193. 

Die  Reviüiüu  des  Angeklagten  ist  be^findet. 

Die  erstrichterliche  Schlassfeststollnn^  geht  dahin,  dass  der  Angeklagte 
zu  B.  im  April  1885  dnrch  den  inknminirteu  Passus  in  dem  in  Nr.  17 
vom  26.  April  1885  der  von  ihm  redigirten  Zeitschrift  „Der  Militär- 
Auwiirter"  enthalteneu  Artikel:  ^Nochmals  die  Einrangiruug  der  älteren 
Staatsbeamten"  in  Bezieh^ln^r  auf  den  Herrn  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  eine  nicht  erweislich  wahre  Thatsache  behaaptet  und  mitt^^ls  der 
Fresse  verbreitet  hat,  welche  denselben  in  der  öffentlichen  Meinung  herab- 
zuwürdififcn  geeignet  ist. 

Gemäss  dieser  Feststellung  ist  gegen  d^n  Angt'klaL.'tcn  der  §  186 
St. G.B.  in  Verbindung  mit  §  20  des  Gesetzes  über  die  Fresse  vom  7.  Mai 
1874  zur  Anwendung  trohnicht. 

Bee:rüTHl»^t  i^t  der  V  i \Mirf.  dass  der  §  193  St. O.B.  verletzt  sei,  und 
dass  es  für  dessen  Xiehtauwendung  an  genügender  Begründung  fehle. 

Für  den  Ausschluss  des  §  193  a.  a.  0.  führt  der  Vorderrichter  an: 

„Wenn  im  vorliegenden  Falle  wirklich  von  einer  Vertheidigung 
fremder  Interessen  die  Rede  sein  könnte,  so  erscheine  doch  das  Forum, 
vor  welchem  sie  gesch  h n ,  nämlich  der  Leserkreis  der  Zeitschrift^  nicht 
ohne  weiteres  als  berechtigt. 

Zudem  existire  ein  allgemeines  Recht  der  Tagespresse,  vermeintliche 
Uebelstände  öffentlich  zu  rügen  und  jedes  Vorkommniss,  auch  wenn  es 
andere  an  der  Ehre  verletze,  in  die  Oeffentlic.hkeit  zu  bringen,  nicht." 

Der  Angeklagte  war  nadi  der  Feststellung  des  VorderrichU  i  s  im 
April  1885  verantwortlicher  Redakteur  der  in  B.  erschienenen  Zeitschrift; 

„Der  Militär-Anwärter, 
Zeitschrift  für  die  Interessen  der  Militär-Anwärter  aller  Kategorien^; 
veliihe  jetzt  unter  dem  Namen: 

„Ontralblatt  für  Deutsche  Beamte^ 
erscheint.    Er  hatte  ausdrücklich  für  sich  den  Schutz  des  §  193  St.U.B. 
in  Anspruch  genommen,  weil  er  als  Redakteur  der  genannten  Zeitschrift 
den  Beruf  gehabt  habe,  die  berechtigten  Interessen  der  Militäranwarter, 
zu  welchen  die  älteren  Staatsbeamten  in  Frage  gehörten,  wahrzunehmen. 
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Der  Vorderrichter  nimmt  femer  an,  dass  in  dem  inkrimirten  Artikel 
aufgeführt  -werde,  dass  im  rechtsrheinischen  Eisennahndirektionsbezirkc  zu 
Köln  die  im  Jahre  1881  übernommenen  Privatbahnen  der  verstaatlichten 
Köln-Mindeiier  Bahn  vor  den  älteren  Staatsbeamten  in  jeder  Weise  be- 
vorzugt würden:  und  dass  dies  geschehe,  trotz  eines  im  Jahre  1881  er- 
gangenen iiiüiäterialerlasses,  in  welchem  der  Grundsatz  ausgesprochen 
?ei,  dass  die  vorhandenen  Staatsbeamten  den  zu  übernehmenden  Privat- 
beainten  derselben  Dienstkategorie  überall  dann  vorrangiren,  wenn  sie  in 
einem  höheren  Dienstalter  oder  in  einem  höheren  Oehaltsbezuge  sich  be- 
fänden, als  die  in  P»t  tr;i(  !it  kommenden  Privatbeaniieu ;  dass  die  Tendenz 
des  Artikels  darauf  geriehtet  sei,  nachzuweisen,  dass  Missstände  in  den 
Personalverhältnissen  der  Staats-  und  Privatbahnbeamten  bestehen,  und 
dass  in  der  inkriminirten  Stelle  dem  Herrn  Minister  der  öfFentliehen  Ar- 
beiten der  Vorwurf  gemacht  werde,  dass  er  ein  verbteiktes  Spiel  treibe, 
indeuQ  er  einerseits  zwar  die  richtigen  Normen  erlasse,  andererseits  es 
aber  geschehen  lasse  und  billige,  dass  dieselben  von  der  betreftenden 
Eisenbahndirektion  zu  Köln  übertreten  werden,  nnd  dass  er  damit  einen 
Wei?  verfolge,  welcher  geeignet  sei,  das  nolhwendige  Vertrauen  der  Be- 
amten zu  ihren  Vorgesetzten  zu  zerstören. 

Bei  diesem  Sachverhalte  erscheint  die  von  dem  Vorderrichter  gegebene, 
oben  äuget  Ohrte  Begründung  des  Ausschlusses  des  §  193  a.  a.  0.  nicht 
ausreichend. 

Ob  der  Angeklagte  als  Redakteur  der  vorbezeichueten  Zeitschrift  be- 
rufen war,  die  Interessen  der  Militäranwärter  wahrzunehmen,  ist  eine  Frage, 
die  von  dem  Instanzrichter  na<"h  don  ohwaitenden  konkreten  Umständen 
zn  entscheiden  ist.  Der  erste  Kichter  hat  diese  Frage  nicht  ♦'ntschieden, 
vielmehr  offenbar  dahingestellt  sein  Inssen,  wenn  er  im  Ansclilusso  an 
den  diesfälligen,  jenen  Beruf  betonenden  Einwand  des  Angeklagten  die 
Voraussetzungen  des  §  193  a  a  0.  deshalb  für  ausgeschlossen  erachtet, 
"weil,  ^wenn  im  vorliegenden  Falle  wirklich  von  oiner  Vortheidii^ntiL,'- 
fremder  Interessen  die  Rede  sein  könnte,  doch  das  Forum,  vor  welchem 
sie  geschehen,  nämlich  dfr  Leserkreis  flor  Zeitschrift,  nicht  ohne  weiteres 
als  berechtigt  angesehen  werden  könne.** 

Der  eutscheidende  Orrind  des  ersten  Ri<^hters  liegt  also  darin,  dass 
der  Angeklagte,  wenn  er  wirklich  berufen  war,  die  Interes-^en  der  Militär- 
anwärter wahrzunehmen,  dies  nicht  auf  die  berechtigte  Art  und  Weise 
gethan  habe,  weil  der  Leserkreis  seiner  Zeitung  nicht  "hno  weitoros  (d.  h. 
ohne  dass  besondere,  eine  gegentheilige  Annahme  rechtfertigende  Umstände, 
"Welche  niclit  geltend  gemacht  seien,  vorliegen)  als  die  Stelle  angesehen 
M^^erderi  könne,  an  welche  er  sich  zur  Wahmehmong  jener  Interessen  mit 
Füg  habe  wenden  können. 
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Diese  Erwägung  Ist  aber  nodi  nicht  geeignet,  £e  YonnsBilniDgen 
4e8  I  196  St  G.B.  anssHSchliessexi. 

Der  erste  Biehter  hitte  daraus,  dass  der  Angeklagte  eiami  nr  Br- 
leoelraiig  des  angeblidieii  Zweckes,  den  Beschwerden  der  Hilitinnwltler 
Abhilfe  za  verschaffon,  angeeigneten  oder  nnnOthigen  Weg  eingeschlagen, 
folgern  kOnnen,  daas  der  Angeklagte  diesen  Zwedc  überlunpt  nicht  ver^ 
folgt,  also  nleht  in  der  Absidit  gehandelt  habe»  bereditigte  Intereesen  der 
Hilitflranwirter  wahrnmehmen. 

Aber  diesen  Schlnss  hat  der  erste  Rich^  nicht  gezogen,  nametitUch 
nicht  sich  darfiber  ausgelassen,  ob  nicht  der  Angeklagte  wenigstens  der 
Meinung  gewesen  sei,  dass  er  sich  mit  seinen  Besch  werdet!  an  eine  „be^ 
recLtigte  Instanz*^  wende  und  den  zur  Erreichung  von  Abhilfe  geeigneten 
and  erforderlichen  Weg  einschlage.  Aach  in  diesem  Falle  würde  ihm, 
wenn  er  sich  überhaupt  für  berufen  erachten  konnte,  die  Interessen  der 
Militfiranwärter  wahrzunehmen,  der  Schutz  des  §  193  a.  a.  0.  nicht  ver- 
sagt werden  können. 


Nr.  177.  Entaeh.  dea  SeatMlien  Baiehfligefklita. 
4.  Givil-Senat  Vom  9.  NoYenber  1865. 

[Frmt.  Ycnr.BL  Mhif^  m  S.  t«8.lia  -  JteM;  WodMtaalir.  im.  S.  K] 

Der  ümfiuig  des  staatllehen  Anftlehtarsehta  fiber  Sterbekiusen. 

„Es  ißt  freilich  nach  §  13  II  13. u.  §  651  I  11  A.L.K,  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  die  Gesellschaft  (Sterbekasse)  dem  stuatlichen  Anfsichts- 
recht  unterliegt.  Indesepen  in  diesem  Auföii  htsreehl  und  in  tiei  Noth- 
wendigkeit  der  staatlichen  Genehmigung  der  Errichtung  einer  solchen  Ge- 
sellschaft liegt  nicht  ohne  Weiteres  das  Recht  der  hierfür  nach  der 
Kabinetsordre  v.  29.  Sept.  1833  zusfitodigen  Staatsbehörde,  sich  au  dis 
Steile  des  vertragsmässig^n  Organs  der  Gesellschaft  zn  setzen  und  statt 
desselben  einen  Auspruch  der  Gesellscliaft  vor  Gericht  geltend  zu  madien. 
Für  eine  solche  allgctneiue  Befugniss  gewahren  die  Gesetze  keinen  As«« 
halt;  dieselbe  kann  namentlich  weder  ans  dem  ganz  allgemein  gehaltenen 
§  3  II  17  noch  aus  dem  (überdem  nur  für  einen  speziellen,  hier  nidhit  vor- 
liegenden Fall  gegebenen)  §  III  II  '6  A.L.R.,  noch  endlich  ans  den  zur 
Zeit  der  Erhebung  der  Klage  noch  geltenden  Bestimmungen  der  §§  44, 
52,  53,  53a,  Gl,  ^63  <?cb.  betr.  die  Verfassung  der  Verwaltungsgefrichte 
und  Has  Vorwaltungsstreitverfahren  hergeleitet  werden.  Die  letzteren  Be- 
stinnnrnigeii  beziehen  sich  nur  auf  die  Befugnisse  der  RegierungHpnisident^n 
in  den  vor  den  Verwaltungsgerichten  schwebenden  Streitigkeiten,  das 
Öffentliche  Interesse,  namentlich  auch  durch  Einlegting  von  Rechtsmitteln 
wahrzunehmen.'^ 
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Nr.        BiiCsdu      DanMiMi  BefehsgeriditB. 

3.  Civil-Senat.    Vom  13.  November  1885. 

[PnoM.  VerwaJtBL  Jahrg.  VII  S  1G3,161  -  Jurist  Wochcnschr.  1886.  S.82.] 

Annlegeig  dar  §§  10»  11  wd  36  des  PreosB.  Penflionsgesetoos  voa 

27.  JIän  1872. 

«N«di  dfm  im  { 10  Peogioosges.  v.  27.]ftra  1872  av^eateUten  aU» 
gemeineii  Ptissipe  wird  der  Beredmnag  d«r  Penaioii  das  tod  d«m  Ba< 
amton  zuletzt  bezogene  gewmmte  Dieasteiiikooiineii,  soweit  ee  nielit 
zur  BeBtreitong  von  BepitontatlooakoBten  oder  Bienetaiifwaiidekoeteii  ge* 
wfthrt  wird,  nach  Ifaaiagabe  der  folgenden  BeetimmnngeQ  za  Gmode  ge^ 
legt  Darnach  tat  bei  der  BerechnnDg  der  Pensum  das  von  dem  Beemteii 
zur  Zeit  seiner  PenBiontnmg  wirUlcb  bezogene  gesamrate  Diensteinkommen 
an  sich  zn  Gmnde  zn  legen,  soweit  ee  naeh  den  folgenden  Beeiammnagan 
▼en«cfannagBftbig  ist  Wenn  sodann  in  { 10  Ziff.  4  weiter  Torgeacbrieben 
ist:  »das  gessmmte  zor  Berechnnng  zn  ziehende  Biensteinlrommen  einer 
Stelle  darf  den  Betrag  des  höchsten  Nonnalgebalts  deijenigen  Dienst- 
kategoriev  zn  welcher  die  Stelle  gehört»  nicht  übersteigen*',  nnd  in  Abs.  2 
eine  Ansnahme  hiervon  nnr  bezüglich  solcher  Gehaltstheile  oder  Be- 
soldnngsznlageu  gemacht  wird,  welche  znr  Ansghnchnng  eines  von  dem 
betreffenden.  Beamten  in  früherer  Stelhmg  bezogenen  Diensteinkommens 
dsiMelbeB  mit  Pensionsbereehtignng  gewibrt  sind,  indem  diese  rar 
voUen  Aareohnnng  kommen  sollen,  so  gehen  die  Yorderrichter  mit  Becht 
dämm  ans,  dass  diese  Ansnahmebestimmung  im  vorliegenden  Falle  nnr 
dann  znr  Anwendnng  kommen  könnte,  wenn  dem  Kläger  znr  Ax»^ 
gleicäinng  der  von  ilmi  in  den  Angelegenheiten  der  fi.  V/sehen  Brand<*> 
versicheningsgeseUsehaft  bezogenen  Gebühren  eine  BesoLdmigBsnlage  mit 
Penaionsberechtigang  gew&hrt  wftre.  Dieses  ist  aber  sweifeUos  nicht 
geschehen,  sondern  Kläger  hal  Us  zu  seiner  Pensionimng  die  fraglichen 
Gebühren  fortbezogen.  Darauf  daaa  dieses  Fortbeziehen  der  Gebühren  und 
die  Nichtgewfthmng  ^nes  Snaties  für  die  naeh  der  Ansicht  des  Ber.- 
Gerichts  als  aufgehoben  zu  erachtenden  Gebühren  anf  einer  abw^chandea 
AuBieht  der  zostündigen  VerwaltongsbehOrden  ti)er  ^  Bedeutnag  und 
Wirkung  jener  gesetzlichen  Beetimmang  berobt,  kann  es  nicht  ankommen, 
weil  das  Penslonsgesets  die  Berücksichtigaug  derartiger,  früher  bezogener 
Dieusteinkfinfte  ausdrücklich  davon  abhängig  macht,  dass  dem  Beamten  znr 
Ausgleichung  für  dieselben  em  in  früherer  SteUnng  bezogenes  Dienstein» 
kommen,  eine  Besoldangszolage  oder  ein  Gehaltstheil  mit  Pensionsbereeh- 
tigong  gewährt  sei,  eine  solche  Gewährong  aber  in  der  unveränderten  Ge« 
stattnng  des  Fortbezugs  der  Gebühren  durch  die  Verwaltungsbehörden  nicht 
gefunden  werden  kann.  —  Auch  die  Auslegung,  welche  das  Ber.- Gericht 
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der  Vorschrift  im  §11  PendoDflges.  gegeben  hat,  kann  fflr  eine  nnriehtige 
nicht  eiachtet  werden.  Nach  der  Fasenng  des  Gesetzes  wie  nach  dem 
Zweclie  der  Anfhahme  dieser  Vorschrift  in  das  Gesetx  mnss  angenommen 
werden,  dass  deren  Anwendbarkeit  den  Eansalzasammenhang  zwischen  dem 
Amtswechsel  nnd  der  Verringemng  des  Diensteinkommens  des  betreffen- 
den Beamten  Toranssetze*  Dass  aber  ein  solcher  Zusammenhang  im  vor- 
liegenden Falle  nicht  bestehe,  ist  zweifellos.  —  Die  getroffene  Bntschet- 
dnng  verletzt  endlich  auch  nicht  die  Vorschrift  in  §  36  Pensionsges.  Unter 
den  Znsicherangen,  welche  in  Bezog  auf  dereinstige  Bewilligung  von  Pen- 
sionen an  einzelne  Beamte  oder  Kategorien  von  Beamten  durch  den  EOnig 
oder  einen  der  Hinister  gemacht  worden  sind,  die  nach  §  36  in  Kraft 
bleiben,  sind,  wie  die  Vordenichter  mit  Becht  angenommen  haben,  nnr 
Solche  besondere  Znsicherongen  zn  Tentehoi,  welche  einzelnen  Beamten 
oder  Kategorien  Ton  Beamten  mit  Biicksloht  anf  die  besonderen  Verhllt- 
nisse  dieser  Beamten  und  abweichend  Ton  den  maassgebenden  allgemeinen 
Bestimmungen  gegeben  worden  sind.* 


Nr.  179.  JBataeh.  dm  Dentackan  Belehagierlchla. 

3.  CiYil-Senat  Vom  17.  November  1835. 

\ßmomim  Bdhtß  m.  S.  BMh»'  «.  Pmdm.  IMk  S.  19-SOi] 

Auch  eine  Terlotnmg  dmok  Sehsuwerden  vim  FftrAsn  In  Nga  elitr 
Dampt-StnuenlMlm  kann  nntir  }  1  des  Haflfflloktgeaeties  lUlea. 

Elflger  hat  bei  dem  Landgericht  Str.  gegen  die  Beklagte  Schadens- 
ersatzklage erhoben  mit  der  Behanptong,  dass  am  21.  Augost  1883  die 
Pferde  dses  Ton  ihm  gefahrten  Wagens  durch  das  Geriasdi  des  hinter 
ihnen  herbransenden  Dampfstiassenzags  scheu  geworden  seien,  dass  er  bei 
dem  Bestreben,  die  Pferde  zurfickzahalten,  niedeigeworfen  und  derart 
verletzt  worden  sei,  dass  ihm  der  rechte  Arm  habe  abgenommen  werden 
mflssen. 

Das  Landgericht  hat  die  Beklagte  verarüieilt,  dem  Kläger  eine  vom 
21.  August  1883  an  laufende  j&hrlicfae  fiente  von  500  Mk.,  vierte^Shriiek 
auszahlbar  und  je  vom  Verfalltag  ab  zu  5  pCt  verzinslich,  zu  entrichteD. 

Das  Ober-Landesgericht  hat  die  von  der  Beklagten  Angelegte  Bernftmg 

zurfickgewiesen. 

Nach  der  Feststeilung  des  Ober-Landesgerichts  hat  sidi  der  Unfall, 
welcher  die  angeführte  Verletzung  zur  Folge  hatte,  in  der  V^eise  zage» 
tragen,  dass  die  Pferde  des  Klägers  beim  Herankommen  des  hinter  ihnen 
anfahrenden  Zugs  in  Unruhe  geriethen,  dass  das  rechte  Pferd  stark  nach 
links  gegen  die  Strassenbäume  zudrfingtc  und  der  Kläger  bei  dem  Ver- 
such, die  Thiere  wieder  in  die  Fahrbahn  zu  bringen,  von  dem  einen  Pferd 
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getreten,  in  Folge  desBen  zd  Fall  gebracht,  unter  die  Räder  kam  nnd 
tberfoliren  wurde.  Id  den  GrQnden  des  Ober-Landeegerichte  wird  nun 
nntOT  AnfBbniiig  der  dem  Betrieb  einer  Dampf-Strassenbalm  eigenthflm- 
liehen  Geüdiren  erörtert:  zum  Betrieb  im  Sinne  des  HaitpflichtgeBetzes 
gehören  alle  Tbfttiglceiten,  welche  solche  Gefthren  in  sich  trögen,  imd  im 
Betriebe  erfolgt  sei  jede  Verletzung,  die  in  unmittelbarem  nrsflchlichen 
Zusammenbange  mit  den  Betriebsgefahren  stehe,  andi  wenn  sie  ohne  Be- 
rfthrung  mit  dem  rollenden  Material  der  Bahn  erst  dnrch  VermitteloDg 
dner  Ton  der  Betriebshandlnng  in  Bewegung  gesetzten  Zwiscfaennrsacihe 
berbeigeflllirt  sei.  Ber  heranbraasende  Zug  habe  die  Pferde  ersdireckt 
tmd  zam  Drflngen  nach  links  in  einer  Weise  feranlasst,  dass  Klftger  znm 
Einadireiten  genothigt  worden  seL  Sei  er  Iderbei  TeruDglQckt,  so  liege 
der  Ursprung  und  der  bewegende  Anlass  zn  diesem  Endergebnisse  und 
aBen  mitwiriceodeB  Zwisdienmachen  In  der  eigeothftmliefaen  Geföhrlich- 
keit  dee  Betriebes.   Bigenes  Verschulden  des  Klftgers  liege  nidbt  Tor. 

Gegen  dieses  ürtheil,  auf  welches  im  üebrigeu  Bezug  genommen 
wird,  hat  die  Beklagte  rechtzeitig  Revision  eingelegt  mit  dem  Antrasre, 
dasselbe  aufzuheben  und  ihrem  Berufuugsantrag  gemäss  zu  erkenuea. 
Klägerischerseits  ist  Zurückwoisong  der  Revision  beantragt 

Bntsch'eidungBgrOnde. 

Nach  der  Feststellung  des  Berufungsrichters  ist  der  Unfall  zwar  nicht 
unmittelbar  durch  den  Betrieb  der  Eisenbahn  herbeigeführt  worden,  wohl 
aber  ist  derjenige  Vorgang,  der  die  unmittelbare  Ursache  des  Unfalls 
war,  durch  diesen  Betrieb  und  zwar  durch  ein  mit  den  eigouthümlichen 
Gefahren  des  Eisenbahnbetriebs  verbundenes  Betriebsereigniss  hervor- 
gerufen worden.  ^Ye^n  auf  Grund  dieser  Feststellung  der  Berufangs- 
richter  den  nach  §  1  des  Reichs-Haftpflichtgesetzes  erforderlichen  ursäch- 
lichen Zusammenhang  zwischen  Betrieb  und  Unfall  als  gegeben  annimmt, 
so  kann  hierin  eine  unrichtige  Anwendung  dieses  Gesetzes  nicht  gefunden 
werden.  Da  auth  sonst  eine  Gesetzesverletzuug  nicht  ersichtlich  ist,  so 
mnsste  unter  Kostenfolge  (Civilproze&sorduuug  §  92),  wie  geschehen,  er- 
kanut  werden. 


Mr.  180.  £nt«ch.  des  Dentaehen  Beichsgerichta. 
5.  Civil-Senat.   Vom  18.  November  1885. 

fJorift  WodMüMihr.  U88L  Hr.«,  &  14.  -  PraoH.  YtnMtVL  Jduf.  m  a  SOai 

Der  Lauf  der  im  §  31  des  Preuss.  Enteignungsgesetzes  vom  11.  Juui  1874 
bestimmteu  dre^ährigeu  Präklusivfrist  beginiit  mit  dem  Zöitpuiikte,  mit 
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giugsbAreolitigte  benaolitiieillgt  wird. 
»Die  AoBicbt,  ee  beginne  der  Lauf  der  Im  §  81  des  EnteignngB- 
OesetieB  yom  11.  Joni  1874  vorgesehenen  dreij&krigen  Yerjährang, 
ebense  wie  der  Lauf  der  im  {  80  das.  bestimmten  PitidnBlTfnst  erst  mit 
der  Zostellnng  des  nach  §  29  nnd  80  das.  erlaesenenBescUnsses  der  Ver» 
waltnngabehOrde,  Iftsst  sich  ans  dem  Gesetie  nieht  begründen.  {  81  giebt 
der  dort  gegebenen  Yeijfihnmg  einen  bestimmten  Anfangspnnict:  den  Zeit^ 
pnnkt,  mit  welcliem  der  Theil  der  Axdage  ansgeflüirt  Ist»  dm^  den  dar 
EntschAdigiuigsbereobtigte  benachttieiiigt  wird.  Ben  Weiten  saeh  ftUt  es 
daher  an  jeder  Beaiehang  zn  dem  Anfimgspanlcte»  der  im  §  80  la  Fiags 
steht  Aber  anch  nach  dem  Sinne  imd  der  Bedeutung  der  beiden  Panp 
gcaphen  nrase  äne  solche  Beaiehnng  verneint  werdsB.  Der  nach  (  80  » 
auteUflttde  Besehlass  betrifit  die  Schiden  nloht,  welche  der  f  Jl  imAage 
bat.  Denn  wenn  er  sie  betrftib,  as  wfirde  er  nach  Idarar  Bestimmimg  d« 
§  80  anch  bezüglich  Ihrer  innerhslb  der  sechsmonatUchen  Frist  angegriffen 
werden  müssen.  Der  Ansprach  ana  §  81  ist  also  vom  Gesetz  als  ein 
solcher  gedacht»  welcher  als  ein  selbetündiger  besteht  neben  dem,  der  Ar 
die  in  dem  Entsehüdigongsbeschlnsse  abgegoltenen  Nachtheüe  der  Eateig* 
nung  eine  höhere  Entschidignng  ?erlangt  Fflr  den  Ansprach  des  §  31  ist 
sonach  der  Entschüdigangsbesehlass  ohne  jede  materielle  Bedentang,  nnd 
ea  ist  nicht  abznsehen,  weshalb  er  es  in  formaler  Beaiahnng  ssia  sollte. 
Der  Entsehüdigangsbesecfate  wird  dnrch  den  Msagel  der  ZasteUmg  jeoei 
BeschinsseB,  sobald  er  flberhaapt  erlasen  ist,  nicht  einmal  behindeit,  gegsa 
diesen  den  Bechtsweg.zn  besdueiten,  'wie  das  Beicfasgerieht  bereits  ent^ 
schieden  hat  In  Sachen  Rheinische  Eisenhahn  •  GeBellsebaft  eeiitFa  Schlftr 
n  21/88  mid  in  Sachen  Homberg  contra  Bh^niecheEisenbaha-Gesdlschaft 
U  11/84  dnrch  die  Urtheile  vom  4.  Jnwar  bezQglioh  28.  Oktober  1884. 
Noch  weniger  kann  aas  diesem  Mangel  ein  HIadecniss  hergeieitet  werden 
für  die  Geltendmaehnag  des  Aaspruchs  ans  §  31,  für  den  der  EntecfaSdip 
guugsbesdifaus  nicht  pri^ndinrlich  ist  Naoh  allgemeinen  Grandsitaea 
steht  aber,  sobald  das  Geseta  nicht  assdiüoklieh  besondere  abweicheods 
Bestimmnngen  getroffen  hat,  dem  Beginne  der  erlOacheudeB  VeijShmng 
nichts  entgegen,  sobald  die  betreifende  Forderang  klagbar  geworden  ist 
Ein  Kachtheil,  der  dem  Entscfaüdigangsberechtigten  dnrch  solchen  Mangel 
der  ZosteUang  IBr  den  Ansprach  ans  f  31  erwachsen  konnte,  ist  aach 
nach  keiner  Bichtaog  erkennbar.  Dazn  kommt  noch  der  Gnmd,  dass  das 
Gesetz  als  Regel  vorausgesetzt  haben  nrass,  es  werde  die  Znstellnng  des 
Eatschfidignugsbesdilnsses  dem  Zeitpnnkte,  mit  weidiem  die  dreQÜrige 
Veijfthrang  des  §  31  aafuigea  soll,  Toransgehen  32,  33,  34  das.). 
ee  hatte  also  einer  beeondeien  Beatimmnng  IBr  die  Ananahme  btdnüt 


Digitized  by  Google 


Batoeb.  4m  Dtatieh»  Baiehigwkktt       26^  NovwDbtr  1865.  389 

venu  die  Znstellang  auch  eine  gesetzliche  VoraassetznDg  für  deD  Fail 
des  §  31  hätte  bilden  sollen.  Statt  dessen  hat  das  Gesetz  diese  Vorans- 
setznng  nor  SSx  den  Beginn  der  sechsmonatlichen  Fritt  des  §  SO  auf- 
geeteUt« 

Nt.  ISL  Sütseh.      Dentsdieii  BelohtveTlelitB. 

1.  CivH-Senat   Vom  28.  Noyember  1885.*) 

Den  Besitzern  der  Dividendensciieine  von  SUnmiprioritäteaktien  der  Mär- 
kisch-Posener  Eisenbalm  aus  1873  imd  1874  steht  ein  Nachbezngsrecht 
wegen  unrichtiger  Vertheilung  der  Reinerträge  jener  Jahre  nicht  zn. 
Denn  die  Dividendenscheine  haben  nnr  die  Funktion  zur  Erhebung  des 
Gewinnes,  welcher  mittelst  der  die  Ergebnisse  des  Geschäftsjahres  und 
ihre  Verwendung  festsetzeiiden  Ahsehlussakte  zur  Vertheüung  au  die 
Aktionäre  angewiesen  ist  Vorliegend  ist  aber  gleichzeitig  mit  Verötfent- 
lichnng  der  Eilanzen  die  Entscliliessnng  der  Auszahlung  des  sicli  ergeben- 
den Gewinnes  auf  die  Divideudenscheine  pro  1871  und  1  872  durch  den 
nach  dem  Statut  hierzu  formell  zuständigen  Verwaltnngsrath  der  öesell- 

Schaft  kundgegeben  worden. 

Das  Bemfongsgericht  hat  die  Abweisung  der  erhobenen  Klage  damit 
begrfiadet,  dass,  indem  der  Besitzer  der  Aktien,  beziehentlich  Dividenden- 
echeine  pro  1873  und  1874  die  AneBahliingen  der  Gewinne  dieser  6e- 
BcbAft^jahre  auf  die  Dividendenscheine  pro  1871  und  1872,  deren  Aakda* 
dignngen  in  den  Offentüchen  Bekanntmachungen  sie  kennen  mussten,  ohne 
Widersprach  zugelassen  hätten  ^  sie  damit  auf  die  Vertheilung  dersdben 
auf  die  Dividendenscheiae  der  Jahre  1873  und  1874  verzichtet  hätten. 
iMesen  £ntocheidmige|pmid  greift  die  ReTisionsbegruadaog  mit  dem  Vor- 
wurfe an,  dass  solcher  Verzicht  dem  Ansprüche  aus  den  in  den  Händea 
des  Klägers  beßndlicfaen  IniiaberpapiereD  nicht  entgegengestellt  werden 
könne.  Der  Eutscheidungsgmnd  kana  nngflprfift  bleiben,  da  sich  die  ge- 
troffene Entsoheidang  selbst  aus  einem  anderen  Grunde  rechtfertigt.  §  526 
Civilprozessordnung.  Das  Berufungsgericht  wirft  selbst  die  Frage  auf,  ob 
der  blosae  Beeits  der  Dividendenscheine  zu  einem  Ansprüche,  welcher 
wie  der  vorstehende  von  den  bei  Abeehluss  der  betreffenden  Geschäfts- 
jahre seitens  der  GeeeikM^haftsorgane  in  Betreff  der  Gewinnvertheilung 
getroffenen  Festsetzungen  absieht,  und  mittelst  dessen  die  Oewinnverthei- 
lung  entgegen  jenen  Festeetangen  in  der  Weise,  wie  sie  nach  dem  Statut 
hätte  erfolgen  aollen,  beaaspmcht  wird,  berechtigt.  Das  Bemfangsgeneht 
erkennt  ao.,  daea  akiht  dem  Beeitaer  dea  DiTidendeBeclieins,  saadein  nnr 

*)  Vgl.  Yorentscbeidung  des  Kammergericbts  zu  Berlin  vom  1.  Juli  1885;  Eiaenbabii' 
mhO.  «iitMb.  Ba.  IV.  8.  806<-m 
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dem  Aktionär  das  Reebt  auf  Feststellung  der  statotenmfissigeii  Dividende 
znstehe.  Diese  Featstelhmg  erachtet  es  aber  dntefa  die  gesdiebene  FesU 
eteilaog  der  Bilanzen  fSr  1873  nnd  1874  bewiikt  und  damit  dem  Divi- 
dendenscheinbesitzer  das  Recht  auf  die  entsprechende  Dividende  erwerbe», 
so  dass  es  ihm  durch  statntenwidrige  GeseÜsehaftsbesohlfisse  anf  Verwen- 
dung des  betreffenden  Gewinnes  za  anderen  Zwecken  nicht  wieder  habe 
entzogen  werden  können.  Diese  Anseinanderbaltnng  der  Feetstellong  der 
BOanz  mit  dem  danins  herrorgehenden  Ergebnisse  eines  bestimmten  Rein^ 
gewinnes  nnd  der  Bestimmung  seiner  Tertheilnng  erscfaemt  nicht  ra.- 
treffend.  Das  Gesetz  betrachtet  die  Bestimmong  der  Gewinnvertheilnng 
als  einen  zum  Anschluss  des  Geschaft^ahres  gehörigen  Akt  neben  der 
Bilanzfeststellung»  beziehentlieh  der  Feststellung  des  Gewinnes.  Der 
Artikel  209  Ziffer  7  erfordert  die  Bestimmung  der  Grundsätze,  nach 
welcher  die  Bilanz  anfennehmen  und  der  Gewinn  zu  berechnen  und  ana- 
zuzahlen  ist  Nach  Artikel  235  a  soll  der  Aufsichtsrath  die  Jahresrech- 
nungen, die  Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur  Gewinnvertheilung  prüfen. 
ha  Artikel  224  ist  neben  der  Einsicht  und  FrOfnng  der  Bibmz  von  der 
Bestimmung  der  Gewinnvertbeilung  die  Rede.  Diese  Vorschriften  haben 
nicht  blos  den  besonderen  Fall  vor  Augen,  dass  nach  dem  Statute  die 
Art  der  Vertheilung  des  Gewinnes  nicht  fest  geregelt,  sondern  dem  Be- 
lieben der  Generalversammlung  fiberlassen  ist.  Wo  das  Erstere  der  Fall 
ist,  wird  freilich  thatsftchlieh  oft  die  ausdrAckliche  Festsetzung,  dass  der 
Gewinil  entsprechend  dem  Statute  zu  verthdien,  unterbleiben.  Sie  ist 
alsdann  implidte  in  der  Bilanz  oder  Gewinnfeststellung  enthalten.  Davon 
kann  natürlich  keine  ftede  sein,  wenn  die  Bilanzfeststellung  von  einem 
Geselischallsbesehlusse  begleitet  ist,  wonach  der  Gewnm  eben  nicht  auf ' 
die  Gewinnbezugsanreehte  für  das  betreffende  Jahr  vertheilt,  sondern  zu 
anderen  Zwecken  verwendet  wird.  Ob  dieser  Besehluss  dem  Statut  zu- 
viriderläuft,  darauf  kommt  es  bei  der  Frage  des  Rechts,  welches  der  blosse 
Dividendenschein  gewährt,  ebensowenig  an,  wie,  ob  der  Besehluss  der 
BUanzfeststellung  selbst  durch  Anwendung  mit  dem  Statut  in  TRder- 
spruch  stehender  Grundsätze  der  Bilanzziehung  zu  dem  Ergebniss  eines 
zu  geringen  Gewmnes  oder  des  Fehlens  eines  solchen  f&hrt  Das  gesell- 
schafOicfae  Recht  ist  nach  dem  Gesetz  allein  an  die  Aktie  geknüpft,  und 
wird  nur  mit  dieser  fibertragen.  Soweit  in  Bezug  auf  die  Feststellung 
des  Gewinns  und  seiner  Vertheilung  eine  Mitwirkung  der  Aktionäre  statfr 
findet,  smd  es  die  Aktionäre  als  solche,  welche  in  der  Generalversamm- 
lang  diese  Mitwirknog  ausfiben.  Soweit  in  dem  Statut  die  Gevrinnermit- 
telung  und  seine  Vertheilung  fest  geregelt  ist,  kann  der  einzelne  Aktionär 
verlangen,  dass  diesen  Grundsätzen  entsprediend  verfahren  werde,  und 
braucht  er  entgegenstehende  Beschlftsse  nicht  zu  dulden.  Aber  immer  ist 
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es  auch  hier  der  Aktionär  als  solcher,  der  die  hotrefFenden  Rechte  aus- 
zuüben hat.  Wio  er  allein  zur  Anfechtung  entgegenstehender  Be«chlüs80 
legitimirt  ist,  so  ist  eben  er  allein  zur  l^ntschliessun^,  ob  er  mit  der  Ab- 
weichung vom  Statate  einverstanden  sein  will,  befugt.  Anch  dfr  sta- 
tutenwidrige  Beschluss  vermag,  wenn  die  Statuten widrigk«Mt  nur  in  einer 
Verletzung  der  den  Einzelaktionären  zustehenden  Rechte  beruht,  beim  Ein- 
verstÄndniss  aller  Aktionäre  mit  demselben  einen  wirksamen  Rechtszustand 
zu  begründen.  Dies  entspricht  der  Natur  der  aktienrechtlicheu  Vereini- 
gung und  muss  als  Recht  schon  nach  dem  Handelsgesetzbuch  und  der 
Novelle  vom  11,  Juni  1870,  welche  Gesetze  für  den  vorliegenden  Fall 
allein  in  Betracht  kommen,  gelten.  Der  Dividendeuschein  hat  nur  die 
Funktion  zur  Erhebung  des  Gewinnes,  soweit  ein  solcher  mittelst  der  die 
Ergebnisse  des  Geschäftsjahres  und  ihre  Verwendung  festsetzenden  Ab- 
schlussakte zur  Vertheilung  an  die  Aktionäre  angewiesen  worden  ist.  Ffir 
diesen  Anspruch  ist  er  das  Erhebungspapier,  seine  Stellung  auf  Inhaber 
bedeutet  nichts  anderes,  als  dass  zur  Geltendmachung  dieses  Anspruches 
jeder  Inhaber  legitimirt  sein  soll.  Dass  der  Dividendenschein  möglicher* 
weise  schon  vor  jenen  Abschlussakten  von  der  Aktie  getrennt  und  selb- 
ständig in  Zirkulation  gesetzt  sein  kann,  ist  rechtlick  indifferent.  Das 
Gesetz  sieht  die  betretfenden  Abschlussakte ,  wenn  sie  aach  thatsäcblich 
wegen  der  für  ihre  Vorbereitung  erforderlichen  Zeitdauer  erst  einige  Zeit 
nach  Ablauf  des  betreffenden  Geschäftsjahres  erfolgen,  als  mit  Ablauf 
derselben  erfolgend  an  und  lässt  die  demnach  vor/.eitige  Trennung  des 
DividendeDBcheins  unberücksichtigt,  vergleiche  Artikel  224.  Die  Rechts- 
ansfÜhlUDgen  des  Reichs-Oberhandelsgerichts  in  der  Entscheidung  Bd.  9 
S.  273  ff.,  auf  welche  das  Berufungsgericht  selbst  Bezog  nimmt,  tragen 
bereits  in  weiterer  Konsequenz  das  hier  für  den  vorliegenden  Fall  ge- 
gebene Ergcbniss  in  sich.  Was  von  dem  Falle  gilt,  wenn,  obwohl  Statnt 
und  BilanzfoststeUnng  einen  schon  jetzt  zu  vertheilenden  Gewinn  ergeben, 
doch  die  Vertagung  der  Gewinnauszahlung  beschlossen  ist,  mnss  ebenso 
gdten,  wenn  in  solchem  Falle  die  Verwendung  des  Gewinnes  zu  anderen 
Zwecken  besdilossen  ist.  Im  vorliegenden  Falle  ist  nun,  wie  thatsäcblich 
feststeht,  gleichzeitig  mit  der  Veröffentlichung  der  Bilanzen  die  Eot- 
schliessnng  der  Anszahlnng  des  danach  sich  ergebenden  Gewinnes  anf 
die  Dividendenscheine  pro  1871  und  1872  —  offenbar  auf  Veranlassung  des 
nach  dem  Statut  formell  zuständigen  Verwaltungsraths  der  Gesellschaft  — 
kund  gegeben  worden.  Die  Revisionsbegründnng  will  zwar  auch  darin 
eine  Gesetzesverletzung  erblicken,  dass  daä  Benifnngsgericht  dies  in  seinen 
Entscheidungsgründen  als  thatsftcblich  feststehend  angesehen  hat,  während 
nach  dem  Thatbestande  Kläger  sich  in  Bezug  auf  alle  Behauptungen  des 
Beklagten  allgemein  bestreitend  auagelassen  liabe.  Indessen  muss  nach 
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dor  Sachlage  angenommen  werden,  dass  eben  jenes  allgemeine  Beetreiten 
Ml  auf  diaae  Behaoptnngen  nicht  bezogen  hat.   Schon  diese  Thatsacben 
genfigten  aber,  um  den  Anspmch  des  Klägers,  der  sich  eben  nur  auf  die 
Abechlnssakte,  wie  sie  stattgefunden  haben,  stützen  kann,  als  nnbegrtodei 
darznthnn.    Auch  ersdieint  es  dabei  unerheblich,  ob  die  betreifenden 
Qeneralversammlunpren  jene  Beschlüsse  der  VerweodtiDg  der  Gewinne,  die 
nnbestritten  in  Ansfflhmng  g«bii/cht  worden  sind,  genelimlgt  haben,  was 
allerdings  in  diesem  Ymteme  nicht  faatgeatellt  worden  iHt   Nach  dem 
Statut  lag  die  Feststelluug  der  Bilanz,  sowie  die  Anordnung  der  Aus* 
Zahlung  der  Dividende  also  auch  die  Entschliessung  in  Betreff  der 
Auszahlung  dem  Verwaltungsnithe  ob.    Das  Statut  ergiebt,  dass  noeb, 
ehe  die  betreffenden  Generahersammlungen  stattfanden,  die  AuBzahlong 
der  Dividende   schon   erfolgt  sein   kennte.     Nach  den  angegebenen 
Daten  der  Veröffentlichungen  der  Bilansen  mit  Anszahlangskandgebuog 
nnd  der  Tage  der  GeneralverMmailangen  muss  die^  auch  in  Bezug 
nnf  die  hier  in  Betracht  konimcnden  Jahre  der  Fall  gewesen  sein, 
dass  nnn  aber  in  den  beiden  Generalversamrolungen  jene  Auszahlnn^ 
entsehliessnngen  nachträglich  durch  Beschluss  beseitigt  werden  wären,  so 
dass  Klftger  auf  die  Beschlüsse  in  diesen  Versammlnngen  seine  Rechte 
stützen  konnte  und  wollte,  davon  kann  nach  der  ganzen  Sachlage  nicht 
die  Bede  sein.   Hiernach  kann  es  unerfVrtert  bleiben,  ob  es  überhaupt 
zutreffend  ist,  das,  was  hier  in  AbsehliesBaog  der  Geschäftsjahre  1873 
nnd  1874  geschehen  ist,  blos  wegen  seiner  rechnungsmässigen  Form  als 
FcststeUnng  von  vertheilangjBmtatigen  Gewinnen  für  diese  Jahre  onter 
Bestinuniuig  ihrer  Verwendung  zn  anderen  Zwecken  als  zu  einer  Vei^ 
tfaeilung  auf  die  Gewinnbezugsrechte  für  diese  Jahre  zn  charakterisiren, 
ob  niehi  vielmehr  von  dem  Gesiohtspankte  aus,  dass  die  NachbezngsüBP- 
denmgen  der  Dividendenseheine  nos  frfiheren  Jahren  wahre,  wenn  andi 
lediglich  ans  den  spftteren  Gewinnen  zu  bezahlende  GlAabigerforderungen 
eind,  in  Betreff  deren,  wenn  aneh  zu  Unrecht,  angenommen  werde,  dass 
sie  s«  befriedigen  waren,  ehe  ein  Gewinn  anf  die  lanfioBden  Jahre  ver- 
theilfe  werdcB  konnte,  in  Wahrheit  eme  BSlanzlsststeHuig  etatfcgeftiaden  hat, 
Inhalts  welcher  sich  aadi  Ansatz  aller  zn  tMrficksSchtigeiiden  Fsssiva  4bsr- 
hnnpt  kein  vertäeiluigiMUuger  üeberschnfls  ergah. 

HieiMUsh  war  die  eriiobene  Bevision  znrflckznwtrieen.  Wenn  der  be- 
tfdfinde  diese  Entsebeiteig  hegrtnMto  Geskshtepwikt  nicht  hereits  in 
4m  ürtbfnlsB  desselben  Senats  te  Mdugsrichts  vom  S,  JsMar  16^ 
(BMieiAMHEen  des  Mdisgeiiflbts  f3L  ^  90  M.)  ma4  ywl  90.  Sep- 
«snbnr  1865  in  backen  Beiliaer  nMfelsBeBellflcksft  uMer  «e  lüildseh- 
FiSBsasr  fiissMingsselMnIt  und  Genossen  liep.  i  40i/8i  sar  GeHasg 
^ikrwM  mvdM  ist,  sa  Int  dies  siben  Graad  dsiin,  dass  la  jensaiSaihsn 
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die  thntaftehlichep  Herginge  mittelst  weleber  die  betreffenden  znm  Abschlüsse 
gelangt  waren,  nicht  festgwtillt  waren.  Insbesondere  hatte  in  der  letztge- 
dachten Sacka  daa  BernfiiagBgericbt  andere  Einwendungen  der  Beklagten  zur 
£rftitenmg  gezogen,  so  dass  da  es  für  dm  ReTisionsgericht  an  den  erfor- 
derlieban  Grundlagen  för  eine  definitive  Entscheidung  im  Sinne  der  jetzt 
getroffenen  fehlte,  es  nur  angezeigt  erschien,  für  die  daaiala  erörtert«! 
BiaweBdmgen  die  voa  dam  BeTidonsgericht  in  Abweichung  von  dem  Be- 
rnfiingagpriaiit  fttr  maaaagabend  eraditeten  Ctoaiobtspiiikte  za  bezeiehnea. 


Hr.  m.  BntMh.  ias  Frmm.  Landgariehts  I  Baflltt.*) 

4.  StrafkammaT.  Vom  8.  Dezember  1885. 
Ueber  die  üebertragbarkelt  der  Etsenbttiliiiietoiirbflletfl. 

Der  erste  Richter  hat  den  A nixeklagten  II.  —  unter  Freisprechuiig 
desselben  von  der  Anklage  des  versutüten  Betruges  —  des  Betruges,  den 
An^eklajEcten  Seh.  der  Beihülfe  zu  diesem  von  H.  begaugeueii  Betrüge  für 
schuldig  erklärt  uud  deshalb  den  Angeklagten  H.  zu  einem  Monat,  den 
Angeklagen  Sch.  zu  sechs  Wochen  Gefäuguiss  verurtheilt,  beiden  Ange> 
klagteu  auch  die  Kosten  des  Verfahrens  auferlegt. 

Auf  die  von  dem  Angeklagten  Sch.  gegen  diese  Entscheidung  einge- 
legte B  lufiiny  bat  das  Berufungsgericht  durch  Urtheil  vom  17.  März  1884 
unter  Auihebung  der  Vorentscheidung,  soweit  sie  den  Angeklagten  Sch. 
angeht,  diesen  Angeklagton  des  versuchten  Betruges  für  schuldig  erklärt 
und  ihn  wiederum  kostenpflichtig  zn  sechs  Wochen  Gefängniss  verurtheilt. 

Nachdem  jedoch  der  Angeklagte  Sch.  gegen  das  Urtheil  des  Borutuugs- 
gerichtes  die  Revision  eingelegt,  hat  das  Kevisionsgericht  dieses  Urtheil 
unterm  15.  Dezember  1884  aufgehoben  und  die  Sache  zur  (iiidcrweiten 
Verhandlung  und  Entst  iieidung  au  das  Berufungsgericht  zurückverwiesen. 

Die  reclitliche  Beurtheilang,  vou  welcher  das  ReviRions-Gericht  hierbei 
ausgegangen,  bedurfte  einer  Erörterung  nicht,  da  bei  der  erneuten  Haupt- 
verhandlung zwi  itrr  Instanz  die  der  Anklage  zu  Grunde  liegenden  that- 
Bftchlicheu  Annahmen  keine  genügende  Bestätigung  gefunden  haben,  und 
daher  schon  aus  thatsächlichen  Gründen  eine  dem  Angeklagten  Sch.  nach- 
theilige thatsächliche  Feststellung  nicht  getroffen  werden  konnte. 

In  der  Anklage  nämlich,  welcher  entsprechend  der  Besdüoss  über  J^r- 

*)  FortsvtsuDf  za  der  BntMb.  dM  KaaiiNrgericbti  Beclfli  t»m  15.  Dttcamber  1884; 
Siietih»bnr«cfatl.  Katecb.  Bd.  IV,  8.  21—28.   In  Riick»ieht  auf  die  «idwireitige  thAteäch- 

Hcbe  Feststellung  ist  die  sehr  iDteressADte  RtchtsCnge  im  vorl lehrenden  Falle  nicht  zum 
Austri^e  gekommeu.  Vgl.  jedoch  t.  Iheriog,  Jahrb.  f.  d.  l^ogiutuik  des  bciuigea  Römi- 
mUi  vad  Deutschen  Pri^atrecht«.  Bd.  33  (N.  F.  Bd.  2),  S.  190  ff.  und  dagegen  di«  Ab* 
^MitoC  in  4tr  At.  d.  ?«r.  DwM.  INMli.T«Hr.  IM,  Mr«  H,  8.  ItM— 1195  im  Dr.  L. 


Digitized  by  Google 


344         EnUeb.  des  PreoM.  Luidgericbts  1  fiorlin  vom  8»  Dewiiibw 

Öffiiaiig  des  Hauptverfahrens  ergangen  ist,  wird  Sch.  lediglich  der  Anstif- 
tnng  zu  demjenigen  Betrüge  beschuldigt,  welchen  H.  am  28.  Anglist  1883 
dadurch  begaugen  haben  soll,  dass  er  einem  unbekannt  gebliebenen  Reisen- 
den zur  Fahrt  von  Halle  nach  Berlin  mit  dem  Zuge  Nr.  12  wiseeDtliok 
ein  ungültiges  Billet  verkaufte. 

Der  Anstiftung  zum  Betrüge  soll  Sch.  sich  dadurch  schuldig  gemacht 
haben,  dass  er  seinerseits  das  ungültige  Billet  an  H.  veräusserte  und 
diesen  zum  Weiterverkauf  desselben  an  den  Reisenden  überredete. 

Das  erste  Urtheil  und  das  frühere  Berofungsnrtheil  gehen  mm  in  der 
That  auf  Grund  der  Aussage  des  Zeugen  Stationsvorsteher  P.  davon  aus, 
dass  P.  am  28.  August  1883  zu  Halle  bei  Revision  des  T<m  dort  nach 
Berlin  abgehenden  Zuges  einen  Reisenden  mit  einem  ungültigen  Billet  für 
die  Fahrt  nach  Berlin  betroiTeu,  der  Reisende  demnächst  dem  P.  den  H. 
als  den  Verk&nfer  dieses  Billets  bezeichnet  nnd  H.  endlich  zugestanden 
habe,  er  habe  das  Billet,  nachdem  er  es  zuvor  von  Sch.  gekauft,  an  den 
Reisenden  weiter  verkauft. 

Der  Angeklagte  Sch.  hat  demgegenüber  stets  behauptet,  dass  P.  am 
28.  Angnst  1883  den  Zug  Nr.  12  überhaupt  nicht  revidirt  und  daher  auch 
an  diesem  Tage  einem  Reisenden  bei  dem  Zuge  ein  ungültiges  ßillet  nicht 
abgenommen  habe,  dass  vielmehr  am  28.  August  1883  nnr  dem  fl.  die 
Tier  bei  den  Akten  befindlichen  ungültigen  Billets  abgenommen  worden 
seien,  welche  derselbe  an  einen  Dritten  weder  verkauft  habe,  noch  habe 
verkaufen  wollen,  und  dass  seine  nnd  des  H.  Zugeständnisse,  wie  sie  etwa 
dem  P.  abgegeben  worden  seien,  sich  nnr  anf  diese  vier  Billets  bezogen 
hätten. 

Bei  seiner  Vemehmnog  in  der  erneuten  Hauptverhandlung  zweiter 
Instanz  hat  nun  der  Zenge  P.  nach  Vorhaltung  seiner  nnter  dem  frischea 
Eindrucke  des  Geschehenen  erstatteten  amtlichen  Anzeige  nnd  seiner  ersten 
eidlichen  Aussage  zur  Verhandlung  vom  16.  Februar  1884  es  als  möglich 
zQgegeben,  dass  er  am  28.  Äugest  1883  den  Zug  Nr.  12  nicht  revidirt, 
dass  er  d^gemäss  auch  nicht  an  diesem,  sondern  an  einem  anderen  Tage 
bei  Zug  12  den  Reisenden  mit  dem  ungültigen  Billet  betroffen,  dass  dieser 
Reisende  ihm  den  H.  nicht  als  Verkäufer  des  Billets  bezeichnet,  dass  H. 
nicht  zugestanden  habe,  dieses  Billet  von  Sch.  gekauft  und  an  den  Heisen- 
den verkauft  zu  haben,  dass  auch  Angeklagter  Sch.  bezüglich  dieses  Billets 
ein  Zugeständniss  nicht  abgegeben,  dass  vielmehr  die  vier  bei  den  Akten 
beibdlichen  Billets,  anf  wcdehe  die  Zugeständnisse  des  U.  und  Sch.  sich 
bezogen,  s&mmtlich  dem  Ersteran  bei  seiner  am  28.  August  1888  erfolgten 
Festnahme  abgenommen  worden  seien. 

Nach  dieser  Bekundung  des  Zeugen  P.,  auf  dessen  Bezichtigung  die 
gegen  Sch.  erhobene  Beschuldignng  beruht,  fehlt  es  offensichtlich  an  jedem 
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tbateficfalicben  Anhalt  ffir  die  Feststollnng  ddr  dem  Scb.  in  der  Anklage» 
zur  Last  gelegten  That,  mag  man  dieselbe  nnn  lechtliGh' —  mit  der  An- 
klage als  Anstiftong  znm  Betrage  —  oder  mit  dem  erbten  ürtheil  als 
Beihfllfe  znm  Betrage,  oder  endlich  mit  dem  frfiheren  BerafangsnrÜieUe 
als  einen  gemeinscbaftlich  mit  H.  begangenen  versnehten  Betrag  qaalifi- 
siren,  wobei  noch  ganz  davon  abgeselien  werden  kann,  dass  P.  nicht  ein- 
mal aazngeben  vermocht  hat,  ans  welchem  Grande  er  das  dem  Beisenden 
abgenonunene  BiUet^  am  welches  es  tkik  hier  allein  handelt^  for  nngfiltig 
gehalten  habe. 

Unter  Anfhebnng  des  den  Angeklagten  Scb.  betreffenden  Theiles  der 
erstrichterlichen  Entscheidnng  mnsste  daher  dieser  Angeklagte,  als  der  ihm 
zur  Last  gelegten  That  nicht  fiberfOhrt,  von  der  g^en  ihn  erhobenen  An-' 
klage  freigesprochen  werden. 


Nr.  183.   Eutseb.  des  Dentschen  Beichsgerichta. 
2.  Civil-Senat.   Vom  4.  Dezember  1885. 

fJailit  Wochengchr  1896.  Nr.  4  S.  S4.1 

Verh&Itniss  des  §  8  Abs,  2  zum  §  9  des  Prenaa  Snteignimgagesetses  Tont 

IL  Joni  1874.  < 
In  JBSrwftgnng,  dass  der  f  8  Abs.  2  Enteignnngsgesetz  vom  IL  Jnni 
1874  die  allgemeine  Bogel  aufstellt,  dass  im  Falle  die  Enteignnng  nur 
einen  Theil  eines  bestimmten  Grandstfieks  trifft,  der  Eigenthfimer  fttr  diesen 
in  Ansprach  genommenen  Theil,  sowie  für  den  Minderwerth  des  Bestgnmd- 
Stocks  entsch&digt  wird,  dass  aber  eine  Pflicht  des  Enteignenden,  aoch 
solche  BestparzeUen  gegen  Entechfidignng  zu  fibernehmen,  nach  §  9  das. 
nnr  in  dem  Falle  eintritt,  wenn  das  Grandstilck  darcih  die  Enteignnng 
eine  solche  Zerstückelung  oder  Yerkleinerang  erleidet,  dass  er«tere  nach 
ihrer  bisfaerigeii  Bestimmnng  nicht  mehr  zweckmSssig  benntzt  werden  kdnnen. 


Nr«  184.  Enteeh.  des  Beutscheu  Itoichsgerielite. 
3.  Givil-Senat.  Vom  8.  Dezember  1885. 

tPuMH.  V«rw.  BL  Jihig.  VIL  &  IflS.] 

Haltnng  jnristtseker  Personell  (Fiskns)  fOr  die  Versehnldnng  ihrer  Ver- 
treter and  BedionstetoiL  (Qemeines  Beekt)  > 
Die  neuere  BechtsentwickelaDg  ist  allerdings  za  der  Annahme  gfr» 
langt,  dass  eine  Jnristisehe  Person,  da  dieselbe  nur  dardi  Vertreter  liaa<p 
dein  kann,  für  die  Verscholdang  ihrer  Vertreter  in  gleicher  Weise,  wie 
eine  natflrliche  Person  für  ihre  eigene  Verscbnldung  zn  haftmi  habe;  die 
Verhaftang  ^ner  juristischen  Person  für  die  Verscholdang  eines  Bediensteten, 

Bf  er,  BbtttMonehOlclM  BiitiA«lduc«B.  TV.  SS 
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to  sieht  ihr  Vertreter  ist,  ist  nach  denselben  Grundsätzen  zu  benrtheilen, 
nach  welchen  sich  auch  die  «Dtsprechende  Verbaftang  einer  natöriicbea 
Person  beetimmt. 


Kr.  185.  Enteeh.  des  Dentselieii  RetehsgeriehtB. 

8.  Givil-Senat  Vom  11.  Dezember  1885. 

[PnoM.  Ycrw.BL  Jiluv;  TEL  B.  107»  1C&] 

Entelgnimg.  Entseh&digang  der  dinglieli  Bereebtigtaii. 

Die  Sachverständigen  haben  den  Werth  des  Grundstiii  ks  als  eines 
unbelasteten  abzuschätzen.  In  der  hiemach  festgestellten  Entschädigaug 
empfängt  der  Eigenthiimer  zu}:::leich  die  Mittel  zur  Abliudung  Derjenigen, 
welche  etwaige  dingliche  oder  Nutzungsrechte  au  den  enteigneten  Grund- 
stücken hatten.  Das  Gesetz  (§  8  Abs.  3  Gesetz,  betr.  die  Befugnisse  der 
Strombauverwultung  gegenüber  den  üfereigenliiüniem  an  öffentlichen 
Flüssen  vom  20.  August  1883;  §  48  EnLeignuagsgesetz  vom  11.  Juni  1874) 
giebt  diesen  Nebenberechtigten  Mittel  an,  wie  sie  ihre  Rechte  dem  bis- 
herigen Eigenth(imer  gegenüber  wahn  ii  kitimen.  Verzichten  sie  auf  die- 
selben uud  erklärt  sich  insbesondere  ein  Realberechtigter  damit  einver- 
standen, da^s  der  bisher  aut  dem  ganzen  Grundstück  ruhende  Kanon  auf 
dciii  dem  Expropriaten  verbleihenden  Kestgruudstück  unverkürzt  haften 
bleiben  solle,  so  ist  die  dadurch  eintretende  sogenannte  MimL  rwerthigkeit 
des  Restgruudstucka  nicht  eine  Folge  der  Enteignung,  lür  welche  dem 
Expropriaten  eine  besondere  Entschädigung  zukonarnt.  Er  hat  eine  solche 
vielmehr  dadurch  bereits  erhalten,  dass  er  den  Wertii  empfängt,  den  das 
enteignete  Grandstück  als  unbelastetee  hatte. 


Kr«  186,  fiatMh.  4e«  Jleidis-YeraidiennigsantB. 

Vom  23.  Dezember  1885. 

[AflrfL  Satnih.  4m  KT^A.,  BatdiB-ABi.  Hr.  1«B.} 

GewUinmg  dos  Molnbetnget  an  Kraakmigeld  oaoli  $  5  Abs,  9  dos  üiilUl* 

vondolioniiigBgosolsoB. 
Die  Bofltimmnngon  dos  §  5  Abs.  9  a,  a.  0.  gelten  nur  für  Unftlle, 
welohe  sich  nach  dem  Inkrafttreten  des  GoBetzes  (1.  Oktober  1885)  ereignet 
haben.  Aneb  ist  es  nach  dem  Wortlante  des  Gesetzes  nieht  zweifelhaft» 
dass  die  Toigosobriobene  Erht^hnng  des  Krankengeldes  zwei  Drittel  des 
bei  der  Boroehnong  desselben  zn  Grande  gelegton  ArbettslohneB  zu  er- 
teiehoa  hat.  Wenn  eine  Krankenkasse  ein  fizirtos,  nicht  nach  Maassgahe 
des  Arboitslohnos  bemessenes  Krankengeld  zahlt,  so  ist  der  Aiheitslohn 
des  veiietzten  Kassenmitgliodoe  gegebenen  Falle  besonders  zn  ermitteln 
nnd  datnaeh  der  zn  gewahrende  ZnseUag  zu  boiechnen. 
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Den  BerafegeooBBeiiscliafteii  ertheilt  das  Un&UvenicfaeniDgvgewti 
im  Hinbliok  anf  §  5  Abi.  9  a.  a.  0.  keine  Befugniflse.  Inabesondere  ist 

FeatatoUnng,  Zablang  und  WiederemziehiiDg  dea  MehrbetrageB  aa 
Kraakeageld  nach  §  5  Abs.  9  a.  a.  0.  eine  Angelegeohmt,  wdehe  allda 
di«  Erankeakawea,  die  verletzten  faasenmitglieder  und  die  betheiligten 
Betriebeanternefamer  angeht  Entstehen  hierbei  nnter  den  Betheiligten 
Streitigkeiten,  so  liegt  nach  {  5  Abs.  11  a.  a.  0.  die  Entscheidung  den 
zaatftndigen  LandesbehOrden,  nicht  dem  Beiehs-VenicheningsspDat  ob. 

Was  endlich  die  Verpflichtung  der  Krankenkassen  znr  Zahlung  des 
Hehrbetnges  an  Krankengeld  betrifft,  so  ist  dieselbe  nicht  dadurch  be- 
dingt» dass  der  Kasse  Jedesmal  erst  »von  dem  Verletzten*  der  Nachweis 
-erbracht  wird,  dass  ein  Betriebsunfall  vorliegt  In  vielen  Fftllen  wird  der 
Kasse  durch  die  Theilnahme  ihres  BevoUmSchtigten  an  der  Un&Unnter- 
auchnng  (§§  45  and  54  des  ünfallversicheroi^Bgesetzes)  das  Material  zur 
Benrtheilong  des  Unfalls  geboten  sein..  In  anderen  Füllen  wird  die  Sin- 
aichtnahme  in  die  von  dem  Betriebsuntemehmer  erstattete  Unfiillanzeige 
bei  der  Orts-PotizeibehOrde  oder  bei  dem  Vertrauensmann  (Sektions-,  Ge* 
nossenschaftsvorstande)  die  erwünschte  Orientimng  herbeiführen.  Auch  ist 
es  den  Krankenkassen  unbenommen,  nach  §  6  der  zu  {  5  Abs.  cit  dies» 
seits  erlsssenen  AuslÜhnmgsvorBchriften  vom  80.  September  1885  (»Amt- 
liche Nachrichten  des  Reichs -Versichernogsamts**  8.  288, 284)  6im  be- 
treffenden Unternehmer  von  dem  Ansprüche  des  Verletzten  vorerst  Hit- 
theilung  zu  machen  und  doBsen  Krkl&rung  herbeizuführen. 


Nr.  187.  Entach.  des  Bentschen  Beiehsgeriehts« 
1.  Straf-Senat  Vom  23.  Dezember  1885. 

[Bnltcli.  a«i  Balelmirn  BsMttier»  Btflas«  sim  DwIkIl  Bdelii»  «.  Pwm.  Staati-Aa«.  188dL  S.Sl-atJ 

Der  zoUaiDtliche  Waaienversohlnss  fiUt  unter  den  Begriff  der  SffentUehsn 
Urkunde,  die  fllsehliche  HersteUunif  oder  VeilUsohnng  eines  solchen  ist 

Urkondenftlsehnng. 

Die  von  der  Revision  aufgeworfene  Frage,  ob  bei  einem  durch  eine 
Zahl  von  Bleien  angelegtea  zollamtlichen  Verschlusse  eines  CoUo  die  ein- 
zelne Plombe  als  eine  Urkunde  angesehen  werden  künne,  bedarf  keiner 
Bcuntwortung,  weil  das  angefochtene  Urtheil  davon  ausgeht,  dass  der  bei 
der  /oll-  nnd  Steuerabfertigungsstelle  anf  dem  Central-PersoneDbahnhof 
in  K<  hl  (liireh  zwei  Plomben  hergestellte  Verschluss  der  betreffenden  Eiste 
üai  h  Al)h:iii(l(>iikommeu  eines  dieser  Bieie  durch  Bdisstigung  eines  anderen 
au  der  Verschiiürung  verfälscht  worden  sei.  Diese  Annalime  ist  als 
rechtsirrthümlicli  iiiiht  zn  bezeichnen.  Der  Waarenverschluss  ist  das  Mittxjl, 
sich  za  versiclieru,  dass  die  Waare  bis  zur  Lösong  des  Yerschlnsses  dorch 
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das  berechtigte  Amt  nach  Menge  and  Gattung  und  Beschaffenheit  nnver- 
finderi  erhalten  bleibe.  Indem  der  zollamtliche  Verscblnss  je  Dach  der 
BeBtimmuDg  des  abfertigenden  Amts  durch  Anlegang  eines  oder  mehrerer 
ansgeprSgten  Bleie  (Plomben)  erfolgt,  bearknndet  dieses  Verschlnsrnnittel, 
dass  der  Inhalt  des  Terschlosseoen  Kollo  mit  demjenigen  flbereinsümmty 
welcher  dem  £ingang8zollamt  znr  Abfertigung  in  das  Binnenland  zngeffthrl 
wurde.  Der  Waarenrersehluss  f&IU  damit  unter  den  Begriff  der  öffent- 
lichen Urkunde,  ffir  deren  fiUscfalicbe  Anfertigung  —  an  Stelle  amtlichen 
Verschlusses  —  oder  Vermischung  —  durch  Abftndemng  desselben,  sei  es 
in  unverletztem  Zustande,  sei  es  zum  Ersatz  unabsichtlich  verletzten  Ver- 
schlusses (VereinszoUgesetz  §  96  Abs.  2)  —  der  §  267  Strafgesetzbuchs 
Bestimmung  trifft  Es  hat  denn  auch  die  Gesetzgebung  selbst  auf  den 
amtlich  erfolgten  Waarenverschluss  die  Bezeichnung  als  Urkunde  und  auf 
die  f&lschliche  Herstellung  oder  Verftlschung  eines  solchen  den  Begriff  der 
UrkundenfiUschung  angewendet,  indem  der  §  159  Vereinszollgesetzes  für 
den  Fall  des  Zusammentreffens  einer  solchen  Fälschung  mit  einer  Gontre<' 
bände  oder  Befrandation  neben  der  Zollstrafe  die  durch  die  Landesgesetze 
fftr  die  Fälschung  öffentlicher  Urkunden  festgesetzte  Strafe  ein- 
treten  ISsst.  Diese  durch  den  Bleiverschluss  hergestellte  Beurkundung, 
dass  die  bei  dem  Ausfertigungsamt  zur  Ablassung  an  das  Empfangsamt 
deklarirten  —  nicht  verzollten  —  Waaren  (Vereinszollgesetz  §§  83, 41, 42) 
diejenigen  sind,  welche  in  dem  Kollo  bei  der  zollamtlichen  Abfertigung 
vorgefunden  werden,  wird  aber  auch  durch  nur  theilweise  unberechtigte 
Abänderung  geftlscht,  und  der  Umstand,  dass  die  Sicherung  des  richtigen 
Eingangs  der  eingefflhrten  Waaren  am  inlftndiseben  Bestimmnngsorte  eben- 
sowohl, wie  durch  das  unverletzt  Erhalten  der  nomb^mog  durch  Ein  Blei 
auch  durch  Herstellung  mebrfincher  Bleie  beschafft  werden  kann,  schliesst 
nicht  aus,  dass  der  im  Einzelfall  gewählte  amtliche  Verschluss  durch  An- 
fSgnng  auch  nur  eines  unechten  Bleies  verfälscht  wird.  Vergl.  Vereins* 
zoHgesetz  §  94  Ahe.  2  Satz  1. 

Auch  bedurfte  es  nicht  einer  Feststellung  im  Urtheil,  dass  die  Steuer- 
beamten allein  zuständig  seien,  Plomben  an  zollpflichtigen  Waarensendungen 
anzubringen,  da  vorliegeud  die  Steuerbehörde  den  VerBchinss  durch  zwei- 
Plomben  bewirkt  hatte  und  die  eine  dieser  Plomben  durrh  eine  andere 
ersetzt  worden  ist,  Dass  diese  Ersetzung  in  rechtswidriger  Absicht  zwecks 
Täuschung  geschehen,  ist  damit  festgestellt»  dass  der  Angeklagte  den  amt- 
lichen Verschluss  gekannt  hat  und  kein  Recht  zu  dessen  Veränderung  hatte. 
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Nr*  188«  Entseh.  des  Dentseheii  Rrichigeriehts« 

2.  CiviUSenat  Vom  5.  Januar  1886. 

[PnMM.  Twv.BL  Jakff.  TU.  8. 148.] 

EntoigniuigBgaaeti  Tom  U.  Jnai  1874.  Der  Klage  dee  in  setnem  Prlvat- 
feehte  beeintriküitigtes  Eigenflifimen  eines  Nadibaignmdfltfleks  kann  die 
Einrede  der  ünznlSssIfl^elt  des  Reehtsweges  denn  nielit  entgegengeselst 
werden,  wenn  der  ünteneluner  elme  Anoidnong  der  YerwaltiingsbeliMe 
thateftolilioli  In  die  Naehbamolile  eingegriffen  bat 

„In  Erwägning,  dass  das  Eigenthum  an  einem  Grundstücke  nach 
Art.  671  Rhein,  bürg.  G.B.  kraft  Gesetzes  das  Recht  in  sich  schliesst, 
die  Anlagen  von  Hecken  auf  dem  Nachbargrundstücke  innerhalb  einer  ge- 
wissen Entfernung  von  der  Grenze  zu  verbieten,  und  deui  Eigenthümer 
dieses  Rechts  ebenso,  wie  das  Eitcenthum  selbst,  nur  im  gesci/lichen  Wege 
zu  Zwecken  des  öffentlichen  Xat/.ens  entzogen  werden  kann;  dass  das 
Enteignangsgesetz  vom  11.  Juni  1874  den  Bezirksregiemngen  die  Leitung 
"Und  Durehfühnmg  der  Enteignung  ubertrügt  und  dieselben,  soweit  nicht 
bereits  die  Künigl.  Verordnung  Bestimmungen  getroffen  hat,  sowohl  über 
Gegenstand,  Umfang  und  Zeit  der  Enteignung,  als  über  diejenigen  Aulagen 
Bescblnss  zu  fassen  haben,  welche  dem  Uuteraehraer  im  oilentlicben  Tnter- 
^se  und  im  Interesse  der  benachbarten  Grundstücke  obliegen,  wahrend 
den  Gerichten  nur  die  Entscheidung  über  die  von  dem  Unternehmer  zu 
leistende  Entschädigung  zusteht;  dass  hiernach  die  Grenze  für  die  Zulässig- 
keit  des  Rechtsweges  durch  die  von  der  Verwaliungsbehfirde  gefassten 
Beschlüsse,  nicht  aber  durch  die  von  dem  Unternehmer  ohne  Anordnung 
der  zustündigen  Behörde  thatsächlich  getroffenen  Einrichtungen  bestimmt 
wird;  dass  daher  der  Klage  des  in  s  inem  Privatrechte  beeinträchtigten 
Eigenthumers  eines  Nachbargrundstückes  die  Einrede  der  Unzulässigkeit 
des  Rechtsweges  nicht  entgegengesetzt  werden  kann,  wenn  der  Unternehmer 
ohne  Anordnung  der  Verwaltungsbehörde  thatsächlich  in  die  Nachbarrechte 
eingegriffen  hat,**  hat  das  ßeichsgericbt  den  Kassationsrekars  verworfen. 


Nr.  189.   Entsch.  des  DeutHchen  Eeichsgerichts. 

1.  Straf-Senat.   Vom  7.  Januar  1886. 

[JartaL  Wochenschr.  im.  S.  107.] 

§  164  Vereins -ZoUgesets  vom  1.  Juli  1869.    Veijälinuig  von  ZoU- 

deihiadatloneiL 

Alle  ZoUdefraudationen,  anch  solcbe,  welche  Dach  dem  Strafmaaese 
des  §  164  als  Uebertretongen  erscheinen,  veijfihren  in  drei  Jahren. 
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Kr.  190.  Enteeh.  des  Benteebeii  Beiehsgerifhis. 

4.  CiTÜ-Senat.   Vom  7.  Januar  1886^. 

[Jurist.  VVorhensdir.  1886.  Nr.  9.  S.  «).      Preusi.  Verw.  Hl  Jahrp.  VIT.  S.  200.] 

Der  Geschäftsbetrieb  der  Ei.senhahnpn  stellt  sich  als  Gewerbfibetriel)  dar» 
gleiolivlel  ob  er  von  einer  einzelueu  physischen  Person,  von  einer  AkUeiir 
geseiischaft  oder  vom  Staate  ausgeübt  wird. 

„Eine  reich»*  oder  landesgesetzliche  Definition  des  Begriffs  eines  Ge> 
-werbes  existirt  nicht.  Einer  allgemeinen  Bestimmang  dieses  Begriffs  be- 
darf es  auch  hier  nicht.  Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  und  wird  aacb 
vom  Beklagten  nicht  bezweifelt,  dass  der  Betrieb  eines  EiBcnbahnunter- 
nehmons  an  sich  den  Betrieb  eines  Gewerbes  ausmacht  (s.  Art.  390»  421 
H.G.ß.,  §  6  R.Gew.O.).  Der  Charakter  des  Gewerbes  wird  wesentlieii 
durch  die  Natur  der  betriebenen  Geschäfte  und  durch  die  Art,  den  Um- 
fang und  den  wirthschaftlichen  Zweck  des  Geschäftsbetriebes  beatimmty 
nnd  für  den  Charakter  des  Gewerbes  ist  es  daher  gleichgültig,  von  weo» 
dasselbe  betrieben  wird,  ob  von  einer  einzelnen  physischen  Person,  ob  voa 
einer  Aktien  -  Gesellschaft,  einer  öffentlichen  Korporation  oder  gar  vom 
Staate.  In  der  Hand  des  Staates  würde  der  Betrieb  einer  Eisenbahn  fär 
eigene  Rechnung  nur  dann  nicht  als  ein  Gewerbebetrieb  aufzufassen  seio^ 
wenn  er,  wie  Beklagter  allerdings  behauptet,  der  blosse  AnsÜnss  eines 
Staatshoheitsrechts  oder  eines  Regals  wäre.  Darin,  dass  Letzteres  vor- 
liegend nicht  der  Fall  ist,  mnss  dem  Richter  beigepflichtet  werden.  Die 
Obersehlesische  Eisenbahn  ist  anfänglich  von  einer  AkticQ-Gesellschafb,  in 
deren  Eigenthum  sie  stand,  demnächst  vom  prenssiscben  Staat  seit  dem 
Jahre  X857  für  Rechnung  der  Eigenthümerin,  in  neuerer  Zeit  in  Folge 
des  Gesetzes  Yom  24.  Januar  1884  für  Rechnung  des  Staats  verwaltet  und 
betrieben  worden.  Dieses  Eisenbahnuntemehmen  hat  jedenfalls,  so  lange 
es  zum  Vortheil  der  Aktien-Gesellschaft  ausgebeutet  wurde,  auch  während 
der  Verwaltung  durch  den  Staat  einen  Gewerbebetrieb  dargestellt,  und  der 
Uebergang  der  Nutzungen  auf  den  Staat  hat  keine  wesentliche  Aendemng 
in  der  Natur  nnd  dem  Gegenstande  der  betriebenen  Geschäfte  hervorge- 
bracht, so  dass  er  die  Existenz  nnd  den  Charakter  des  bis  daliin  betrie- 
benen Gewerbes  nicht  berOhren  konnte.  Es  ist  ist  nicht  abzusehen,  wie 
ledigUeh  der  Umstand,  dass  vertragsmässig  der  Staat  mit  der  Unterhaltung 
auch  die  Einkünfte  der  Bahn  für  sich  übernahm,  dem  Gesehfifte.  den  Cha- 
rakter eines  Gewerbes  entzogen  haben  kann.  Aber  anch  im  Allgemeinen 
gehdrt  der  Eisenbahn-Baa  nnd  Betrieb  nicht  zu  den  nntsbaren  Regalien 
des  Staates.   [Wird  weiter  ausgeführt]" 
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Nr.  191.  Entseh.  des  Beielis-yersicherangsamts. 

Vom  8.  Januar  1886. 

[AntL  BirtMlk  d«  Bdeht-Aas.  Nr.  1091] 

Sweek  und  Gang  der  UnfldliinteraiieluuigoiL  dnnh  die  Orts-PolizelbeliQrdeii 
naeli  §§  53,  64  des  ünfallveniebenuigegesetKee. 

Der  Vorstand  einer  Benifsgenossenschaft  hatte  beantragt,  die  Orts- 
Polizeibehörden  anzuweisen,  den  zur  Theilualime  an  den  Unfallnnter- 
suchnngen  nach  §  54  des  Unfallversicherungsgesetzes  berechtigten  Personen 
geraume  Zeit,  etwa  acht  Tage,  vor  Beginn  der  Untersuchung  von  den  an- 
beraumten Termiuen  Kenutniss  zu  geben.  Das  Heiehs-Yersiehernngsamt 
hat  darauf  erwidert,  dass  der  Gesetzgeber,  wie  die  Fa&^,uijg  des  §  53  des 
ünfallversicherungsgesetzes  erkennen  läsüt,  die  Einleitung  der  bezeichneten 
Untersuchungen  dem  Ermessen  der  Orts- Polizeibehörden  mit  der  Maass- 
gabe überlassen  hat,  dass  dieselbe  „sobald  wie  möglich*^  erfolgen  soll 
(vergl.  aueh  die  Motive  zu  §  53  eit.)- 

Bei  den  Untersuchungen  kommen  nicht  ausschliesslich  die  Interessen 
der  Bernfsgenossensehatt  in  Frage,  vielmehr  müssen  gerade  die  schwereren 
Fälle,  namentlich  also  Unfälle  mit  tödtlichem  Ausgange,  schwere  Ver- 
letzungen bei  Bränden  und  Explosionen  etc.  auch  aas  anderen,  insbeson- 
dere aus  polizeilichen  und  strafrechtlichen  Gesichtspunkten  sofort  unter- 
sncht  werden.  Die  hierzu  erforderliche  Aufnahme  des  Befundes,  sowie 
viele  andere  Untersnchnngeliandliiiigeii  fähren  in  den  meisten  Fällen  nur 
dann  voUst&ndig  zum  Ziele,  wenn  sie  möglichst  bald  nach  dem  Unfall  vor- 
genonunen  werden;  auch  können  dieselben  ihrer  Natur  nach  in  manchen 
Fällen  nicht  wiederhoU  werden. 

Im  Hinbliek  auf  diese  Vezhätoisse  werden  allgemeine  Vorsehriften 
fiber  die  Zoziehnng  Ton  Genossenschaftrorganen  zor  üntersnehnng  yon  Be- 
triebennflttlen  m  der  beantragten  Rksfatong  nicht  getroiTen  werden  kOnnen; 
▼ielmehr  werden  die  Orte-PolizeibehOrden  den  Torsdiriflen  des  Ünfallver- 
siebeningsgeeetzes  scihrai  dadorefa  entspteehen,  dass  sie  die  gedachten  Organe 
thunliehat  frühzeitig  von  den  angesetzten  Untersnchnngvtenninen  benach^ 
riehtigen,  wobei  dem  Willen  dee  Oeaetzes  Genüge  geleistet  isk^  wenn  jedes- 
mal entweder  der  Qenossenschaftsvorstand  oder,  sofern  die  Genossenschaft 
in  Sektionen  getheilt  ist  bezw.  von  der  Genossenschaft  Vertranensmftnner 
bestellt  sind,  der  Sektionsvorstand  oder  der  Vertrauensmann  von  der  Eiar 
kitnng  der  Untersnclmng  rechtzeitig  in  Eenntniss  gesetzt  wird. 

Es  darf  erwartet  werden,  dass  in  dieser  Hinsicht  bsld  eine  allen  Be- 
theiligten gerecht  werdende  Gesehftftapraxis  sich  bilden  wird.  Den  Genoesenp 
Bchaftsorganen  bleibt  eventuell  überlassen,  von  dem  nacb  §  55  des  Unfall- 
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Tersichernngsgesetzes  denselbeD  zustehendtin  Bechte,  das  Untereacbongs- 
Protokoll  etc.  einzusehen  etc.,  Gebrauch  za  machen  und  auch  sonst  nach 
eigenem  Ennessen  dem  betreffenden  Vorgänge  nflher  zu  treten. 


Nr.  192.    Entsch.  des  Deutschen  lieichsgerichts. 
1.  Straf-Senat.    Vom  11.  Jaouar  1886. 

[Jori«t.  Wochcnscbr.  IHWi.  S.  105,  106.] 

§§  287,  288  ß. Str. G.B.   Pälsclmng  des  Prachtbriefs. 

Unbefugte  Abänderungen  eines  Frat  htbriefes,  welche  vorgenommen 
werdeu,  ehe  durch  AufdrQckung  des  Expeditionsstempels  der  Frachtvertrag 
abgeschlossen  ist,  sind,  wenn  von  dem  gefälschten  Frachtbri^e  zum  Zwecke 
der  T&Qsobimg  Gebnuich  gemacht  wird,  als  ürknndenfiüschang  strafbar. 


Nr.  198.  Enitteh.  dw  Deutschen  Releliegerichts. 

2.  Straf-Senat.    Vom  12.  Januar  1886. 

[Jurist  Wochenschr.  188«.  8.  108.] 

Beichsgesetz  vom  29.  Mai  1885,  betr.  die  Erhebung  von  Reichssterapel- 
abgaben.    Verantwortlichkeit  des  Vorstandes  einer  Aktiengesellschaft. 

Für  Uebertretungen  des  Sleuipclgcsetzes,  welche  beim  (lese  häftsbet  riebe 
einer  Aktiengesellschaft  vorkommen  ,  sind  die  Vorstandsunt^^Iii  der  straf- 
rechtlich haftbar,  gleichviel  ob  sii'  das  ^ti mpeipHichtige  SchrilLslück  unter- 
zeichnet hatten  oder  ob  sie  mit  dem  Geschäft,  in  welchem  es  aosgeterügt 
wurde,  befasst  waren. 


Nr.  194.  Entsch.  des  Retchs-VerBiehemiigsuiite. 
Vom  19.  Januar  1886. 

[AmU.  Entach.  des  R.V.A.,  Bd^Aai.  Mr.  mi 

§  1 0  Abs.  1  und  §  71  Abs.  2  IbilallversiohenmgigeBStE.  Anlstollimg  der 
LohaiiAfdiweiBniigen  fttr  ArheiteTy  welohe  elntn  geringeren,  als  den  für  X^ 
wadhsene  foetgesetiten  ertsftbUehen  Tagelohn  betiehen. 

Ein  erwachsener  Arbeiter,  welcher  trotz  seiner  vollendeten  Ansbildimg 
weniger  als  den  orteflbfichen  TagelcAn  Erwachsener  verdimt,  ist  bei  der 
Aufstelinng  der  Lohnlisten  nnd  der  Umlageberechnnng  nnr  mit  seinem 
wirklich  verdienton  Lohne  in  Ansatz  zn  bringen.  Es  eigiebt  sieh  dies  ans 
dem  Wortlaute  der  $§  10  Abs.  1  nnd  7 1  Abs.  2  des  UnMversiehenmgB- 
gesetzes,  und  es  steht  dem  auch  nicht  entgegen,  dass  nach  §  5  Abs.  S 
a.  a.  0.  bei  BetriebsunftUen  soldier  Arbeiter  die  Rente  nach  dem  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  fdr  Erwachsene  feetgesetiEtoii  ortoHblichen  Tage- 
lohn zu  berechnen  ist. 
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Aadera  verfaftlt  es  sieh  bei  JngendliefaeD  Arbeiten  md  solehen  Per* 
^nen,  welche  wegen  noch  niebt  beendigter  Ausbildung  keinen  oder 
eiDen  gdrlngeii  Lohn  (d.  i.  einen  geringeren  Lohn '  als  den  ortsfiblichen 
Tagelolm  Erwachsener)  beziehen.  Bei  diesen  ist  sowohl  für  die  Lohnnach- 
weietuDg  und  ümlageberechnnng,  als  aneh  fßr  die  Rentenfestsetzmig  gemSss 
§  3  Abe.  3,  §  5  Abs.  5»  §  10  Abs.  1  und  §  71  Abs.  2  a.  a.  0.  der  für 
Erwachsene  festgesetzte  ortsübliche  Tagelohn  in  Ansatz  zn  bringen. 

Hierbei  folgt  ans  der  im  §  3  Abs.  3  nnd  im  §  5  Abs.  5  enthaltenen 
HiDweisnng  anf  den  §  8  des  EranlKenTerBicheningsgesetzefi,  dass  f&r  Ar- 
beiteriooen  der  gemfiss  §  8  dt  fOr  weibliche  Arbeiter  festgesetzte  orts- 
Hbliche  Tagelohn  Erwachsener  zu  Gmnde  zn  legen  ist 


Kr.  195.   Eutfieh.  des  Dentschen  Reichsgerichts/) 
5.  Civil-Senat   Vom  20.  Januar  1886. 
Der  Fiflkna  haftet,  wie  anders  jarlitisehe  Personen,  für  die  Haadhmgea 
seiner  Vertreter  sowohl  bei  kontraktlichen  VerplUebtaiigen  wie  auch  bei 
den  duek  «peilelle  Oesetie  ihnen  anferlegten  positiTen  YerblndllehkeitnB. 

Der  Bau  einer  Brftcke  liber  die  Lohe  in  den  Jahren  1882  nnd  1883 
war  von  der  0.  Eisenbahngesellschaft  (an  deren  Stelle  jetzt  der  beklagte 
fiskns  getreten  ist)  dem  Begiemngs-Banmeister  S.  nnd  dem  Baaf&brer  W. 
aufgetragen.  Einzelne  HaorerarlMiten  hatte  ein  Unternehmer  K  tber- 
aommeo.  Die  beiden  gedachten  Banbeamten  haben  die  Ausftthmng  des 
ganzen  Baues  geleitet  Ihnen  ist  auch  die  Abgrabnng  des  Loheddches 
durch  E.  bekannt  gewesen.  Sie  haben  jedodi  die  Genehmigung  des  Be- 
zirksrathes  zn  der  Abgrabung  gemäss  §  1  des  Deichgesetzes  vom  28.  Ja» 
nnar  1848  nnd  §  121  des  Zustftndigkeitsgesetzes  vom  26.  JnE  1876  nicht 
eingeholt  Am  18.  und  19.  Juni  1888  haben  die  Gewftsser  der  Loh»  den 
abgegrabenen  und  damals  noch  nicht  wiederhergestellten  Deich  durch- 
brochen nnd  die  Ländereien  der  Kläger  beschädigt. 

Für  diese  Beschftdigong  hält  der  BemAiogsrichter  die  0.  Eisenbahn- 
gesellschaft resp.  den  Eisenbahnfiskns  verantwortlich,  weil  deren  Beamte 
dwtek  Nichteinholen  der  Genehmigung  zur  Abgrabnng  schuldbarer  Weise 
geilen  das  im  §  1  des  Deichgesetzes  gegebene  polizeiliche  Verbot  gehan- 
delt haben. 

Die  von  dem  Beklagten  gegen  diese  Entscheidung  eingelegte  Bevision 
ist  unbegrfindet. 

Der  Angriflf  des  Beklagten  ist  vorzugsweise  geilen  die  Annahme  des 
Berufungsrichters  gerichtet,  dass  hier  ein  Fall,  in  welchem  juristische  Per- 

*)  S.  Vorentscheidung  des  Ober-LaadesgehcbU  Breslau  vom  81.  Uai  1885;  Eisen« 
bthnrechU.  Kutscb.  hd.  4,  S.  173. 
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sonen  ffir  Handlungen  oder  ünteriissüngen  ihm  Vertreter  bafteo,  Torliege. 
Das  allgemeine  Landreqht  hat  dieee  .Haftnng  allerding»  nicbt  generell  g^ 
oidnet  Die  konatante  Praxis  sowohl  des  früheren  Obertribanals  als  des 
froheren  Keichs-Oberhandelsgerichts  und  jetzt  des  Beichsgerichta  almmt 
jedoeh  aa,  dass  jniistisdie  Personen,  and  insbesondeie  aach  der  Fiakaa, 
f&r  die  Handinngen  ihrer  Vertreter  haften:. 

1,  bei  kontraktlichen  Verpflichtnngen  nnd 

2.  bei  den  durch  spezielle  Gesetze  ihnen  auferlegten  positivMi  Ver- 
bindlichlLeiten.  (VergL  das  Urtheil  des  Reichsgerichts,  6.  Civil* 
8enats,  bei  Grachot  Beitifige  Bd.  29,  S.  871  nnd  die  dortigen 

CiUte.) 

Von  dieeer  rechtlichen  Gnmdhige  geht  aneh  der  Berafiingsrichter  bei 
seiner  Entseheldnng  ans.  Die  Frage,  was  anter  einer  dareh  spezielle  Ge- 
setze aaferlegten  Verbindlichkeit  zn  verstehen  sei,  wird  von  den  Inatanz- 
richtem  verschieden  beantwortet. 

Der  erste  Biohter  aloi.iat  an,  der  Fall  trete  nar  ein,  wenn  eine  der 
jaristischea  Person  darch  spezielles  Gesetz  auferlegte  Verbindlichkeit 
verletzt  werde.  Mit  Beefat  bezeichnet  jedoch  der  Berafiingsrichter  diese 
Aafikssaog  als  za  besclurfinkt  Eines  Spezialgesetzes  ffir  jniislisclM  Per- 
sonen bedarf  es  nicht  Der  Sinn  des  von  der  Jadikatnr  zain  Aiisdniok 
gebrachten  Beebtsgrnndsatzes  geht  vidmehr  dahia,  dass  VerpAichtangen, 
welehe  aas  polizeilichen  Gr&nden,  also  z.  B.  behafs  Sieherang  des  Vei^ 
kehrs,  Sehatz  gegen  UnglAcksfiUle  ete.  bestimmten  Personen  aaferlegt  wer^ 
den,  von  diesen  selbst  erfOllt  werden  müssen,  xmd  dass  es  ihnen  nicht 
erhuibt  ist,  diejenigen,  welche  dareh  Nicbtbefolgang  solcher  Vorschriften 
verletzt  sind,  an  ihre  Beauftragten,  Vertreter  oder  Beamte  sa  verweisea. 
in  Anwendung  dieses  Grnndsatzes  sind  in  einer  Reihe  von  Fallen  jaristische 
Personen,  wenn  sie  als  Eigenth&mer  von  Grnndstftcken,  Bannntemehmer 
oder  Gewerbetreibeade  von  dem  pdizeiliehen  Gebote  betroffen  wurden, 
bei  Verschuldung  ihrer  Vertreter  Är  selbst  haftbar  erklSrt  worden.  Eia 
solcher  Fall  liegt  aach  hier  vor.  Es  anterlicgt  zunächst  keinem  Bedenken, 
dass  }  I  des  Deichgesetses  ein  polizeiliches  Gebot  enthält,  vor  der  Aende- 
ntng  von  Deioben  oder  Dftmmen  die  behördliche  Genehmigang  dozaholen. 
Gegen  dieses  Gebot  hat  der  p.  £.  gebandelt,  indem  er'  einen  Theil  des 
Lohedammes  ohne  behördliche  Genehmigang  abgrub  und  die  so  gewonnese 
Flftdie,  wie  der  Berufnngsrichter  festetelit,  zum  Bauplatz  nahm.  Wenn 
die  mit  der  Bauleitung  betrauten  Beamten  dies  sahen  und  duldeten,  ohae 
die  Genehmigang  der  zustftndigea  Bdiörde  naehzasndien,  so  liegt  darin 
eine  scholdbare  Vemaddflssigung  der  gesetzlichen  Anordncng.  Darch  die 
Ilehaaptung,  es  hätten  die  Deich-  oder  Polizeibeamten  die  Anzeige  erstatten 
mfisson,  kann  der  Beklagte  das  schuldvolle  Benehmen  seiner  Vertreter  nicht 
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«BtkrftfteB«  Dem  diw  Oesets  verpflichtet  zonfidwi  dlejeoigeD,  weiche  die 
verbOtone  Handlung  vorgenooimea  haben.  FOr  sie  bildet  es  keine  Ent- 
flchnldigniig,  daae  vieUmeht  aneh  noch  andere  Beamte  ihrer  Pflicht  nicht 
aaefagekoniBien  aind.  Der  Bemfiingsrichter  hat  daehalb  init  Recht  ange* 
nommen,  daas  hier  ein  FaQ  yorliegt,  in  welchem  jnristiache  Peraonen  fftr 
schnldbare  Handinngen  ihrer  Beamten  halten. 


Nr,  196.  Entaeh.  dea  Reichs -VeraidieniDgaaiiite. 
Vom  20.  Jannar  1886. 

CAntL  nalKh.  dM  K.T.A.,  Bäb^kta.  Mr.  U7.] 

Dia  Bidmasahaehtang  als  wlhatetladigaa  Oaiwarbe  tot  an  nd  fir  atok 

niehit  yanlQheningapilialitlg; 

Die  Beschwerde  eines  ErdansschachtQDgs- Unternehmers  gegen  die 
Ahlefannog  seiner  Anfoahme  in  das  Kataster  einer  Bangewerka-Bemfs- 
goaoaaeiiBcbaft  hat  daa  fieichs-Teraichemngaamt  ans  dem  Gmnde  xnrOek* 
gainesett,  weil  der  Beschwerdeführer  als  ein  Gewerbetreibender,  dessen  6fr> 
Werbebetrieb  sich  anf  die  Anaftthmng  ycm  Maurer»  oder  Bnnneii*Aibeiten 
aratreekt  —  vergl.  §  1  Abs.  3  des  UnfallverskheniDgflgoseties  —  nicht  an- 
maehan  war  Die  als  selbstatftodiges  Gewerbe  betriebene  Ansschachtang 
von  Erde  bei  Gnmdarbeiten  behufs  Ansf&hning  von  Gebdoden  ist  nach 
Msassgabe  des  Gesetses  vom  6.  Juli  1884  an  und  für  sieh  nicht  ver^ 
aishenugspflichtig  (vergl.  Bescheid  vom  29.  Janoar  1886). 


Nr.  197«  Bntaeb.  des  Dantschan  R«ichsg«Tlcht8. 
1.  Givil-Senat   Vom  35.  Januar  1886. 

CJutot  W«c]M«iM]lr.  IMS.  Nr.  S  n.  lOy  S.  18J 

Bla  Eriangong  einer  EfsenbaJui-KoiiMsalmi  macht  nicht  inm  lanflnainfl, 
Bahar  ist  die  BestaUnng  tob  SisenbalmTorartMitaii  an  aiah  kein  Handala* 
gBiohftft,  aondeiB  flUlt  unter  daa  bürgerlieha  Backt,  wann  aia  Satteia 

eines  Nlcht-Kanfinanns  erfolgt. 

Die  Besteliung  von  Vorarbeiten  zur  Aus5Iü1h  ui)^  einer  Pferdecisenb.'ihn 
könnte  als  Handelsgeschäft  nur  aufgefasst  werden,  wenn  sie  \on  einem 
Kanfiaiami  im  Betriebe  seinen  Haudelsgewerbes  aafgegeben  wäre.  Nun  war 
aber  der  Beklagte  nidit  Kaufmann ;  er  ist  es  auch  nicht  dadurch  geworden, 
ilass  er  eine  Konzession  zum  Bau  und  zum  Betrieb  einer  erst  zu  bauendeo 
Pferdeeisenbahn  erlangt  hat  Die  Anstalt  für  den  Tr;ni-part  von  Personen, 
durch  deren  gewerberoässigen  Betrieb  der  Beklagte  Kaufmann  hätte  werden 
können,  lag  noch  in  weiter  Ferne  und  ist  in  seiner  Person  niemals  existent 
geworden.   Zunächst  bandelt  es  sich  um  den  Bau  der  Eisenbahn;  die 
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'Verträge  fiber  Vorarbeiten,  welche  er  zu  diesem  Behuf  vomelimen  Hess, 
fallen  nnter  das  borgerUcbe  Recht.  Aus  demselben  Grande  war  die^Ver- 
einignng  des  Beklagten  mit  X.,  die  Konzession  snm  Baa  nod  Betrieb  einer 
Pferdeeisenbahn  zu  erlangen,  sodsnn,  wenn  es  etwa  mOglieh  sein  wfiids, 
die  Bahn  selbst  zn  banen,  keine  Yereinigung  zn  Bsndelsgeschfiften. 


Nr.  198.  Cntsch.  des  Oestenr.  Terwalt.  Gerichtshofto. 

Vom  25.  Januar  1886. 

[Ocfterr.  C«lltraU>l»tt  lOr  EtoeDbahnfi;  etc.  im.  S.  448.] 

Die  Erwftguig  des  öffentlichen  Interesses  bei  Durchfühmng  des  Enteignimg»- 
▼aifthiens  ni  Sisenbalinzwecken  im  konkreten  Falle  erscheint  dem 
nessen  der  MnUnistntiybehdTdeii  antaeiBgegebeii. 

Der  Verwaltongsgerichtshof  hat  nnn  mit  Beschlnss  vom  25.  Ja- 
onar  1886,  Z.  160,  die  Beschwerde  des  R.  nnd  der  M.  W.  gegen  die 
Entscheidung  des  Uinisterinms  des  Innern  yom  19.  September  188$^ 
Z.  14  535,  betreffend  die  Enteignimg  von  Gmndstflcken  für  Zwecke  einer 
Flfigelbslm  der  OeBteir.«imgar.  Staatseisenbahn-GeseUschaft  zom  Wettrenn^ 
platze  in  der  Frendenau  im  k.  k.  Prater,  -anf  Grand  der  §§  3,  lit  e,  nnd 
21  des  Gesetzes  vom  S2.  Oktober  1875,  R.G.B1.  Nr.  36  ex  1876  ohne 
Fortsetzung  des  Yerfahrens  znrflckgewiesen,  weil  sieh  ans  den  tobi 
YerwaltnngsgeriditBhofe  eingesehenen  Akten  fiber  die  administtative  Ver* 
handlang  ergeben  Jiat,  dass  die  Gemeinnfitzigkeit  des  Bahnnntemdhmens, 
Ifir  dessen  Herstellnng  nnd  Betrieb  die  angefochtene  Enteignung  erfolgt 
ist,  zum  Theile  mit  Rfleksicht  anf  eme  Erklftnmg  des  Reichs  -  Kriegs- 
ministerinms  ausgesprochen  wurde,  wonach  die  dnrch  das  Bahnprojekt  ge- 
botene Möglichkeit  der  Kinwaggonirung  grösserer  Kavallerie- Abtheilungen 
in  der  Endstation  dieser  Bahn  und  die  hierdurch  herbeiznfflhrende  Ent- 
lastung der  Wiener  HanptbahnhOfe  in  miliiftrischer  Hinsicht,  insbesondere 
in  dem  Falle  einer  Mobüisirang,  in  dem  öffentlichen  Interesse  gelegen  er- 
scheint, die  Erwägung  des  öffentlichen  Interesses  in  einer  der- 
artigen Frage  abei  dem  Ermessen  der  Admintstrativbehörden 
anheimgegeben  erscheint,  weil  somit  die  BeschwerdTe,  welche 
ausschliesslich  anf  der  Ausffihrnng  basirt,  dass  die  fragliche 
Bahnanlage  nicht  als  ein  gemeinnfitziges  Unternehmen  sich 
darstelle,  eine  Angelegenheit  betrifft,  welche  nach  §  3,  lit  e, 
des  vorzitirten  Gesetzes  der  Entscheidung  des  Yerwaltnngs* 
gerichtshofes  entzogen  ist 
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Nr.  199.  Entseh.  des  1leiehs«Tenlelieruiig8anit9. 

Vom  29.  .Januar  188G. 

[Au.-l   l'ntsch.  dfs  U.V.  A..  Boichs  Auz  Xr.  114.J 

Ueber  die  Versichemiigbpllichtigkeit  von  Erdarboiten  für  Wege-.  Kanal- 
imd  Eiseubalmbaa  und  von  Erdarbeiten  im  Allgememen  bei  Anwendung 

von  Motoren  und  Lokomotiven. 

Diese  Frage  ist  in  jedem  einzelnen  Falle  je  nach  den  thatsäcblichen 
Verhältnissen  zu  bciirth<  il*  n  und  zn  entscheiden,  im  Allgemeinen  wird  in 
folgender  Weise  nnterscbieden  werden  können: 

1.  Die  Anlage  nnd  Verwendung  einer  Eisenbahn  znr  Herbeiscbaffong 
oder  Fortschaflfung  von  Materialien  begründet  für  einen  an  sieh 
nicht  nnter  das  Unfallversicbernngsgesetz  vom  6.  Juli  1884  fallen- 
den Betrieb  die  Versicherangspflicht  nach  diesem  Gesetz  nicht 
(vgl.  §  1  Absatz  8  nnd  6  a.  a.  0 ).  Ob  das  Eisenbahnanter- 
nehmen  als  solches  verüchemn^spflkhtig  ist,  entscheidet  sich  nach 
dem  Ausdehnungsgesetze  vom  28.  Mai  1885. 

2.  Dagegen  sind  allerdings  diejenigen  Betriebt  für  Erdarbeiten,  in 
welchen  stehende  Kraftmaschinen  verwendet  werden,  soweit  als 
dies  der  Fall  ist,  nach  dem  Gesetz  vom  6.  Juli  1884  versiche- 
rungspflichtig, wenn  nicht  die  im  §  I  Absatz  3  a.  ft.  0.  aufge- 
führten Ausnahmen  zutreffen. 

In  welchem  Umfange  die  bei  einem  solchen  Unternehmen  be- 
sehftftigten  Arbeiter  der  Unfallversicherung  unterliegen,  ist  je  nach 
den  thatsächlichen  Verhältnissen  festzustellen;  es  kommt  darauf 
an,  ob  die  Arbeiter  als  in  dem  Motorenbetriebe  bescbftfligt  anzu- 
sehen sind. 

Die  veFsicberungaptiichtigen  Betnebe  der  in  Rede  stehenden 
Art  gehören  übrigens,  falls  es  sich  nicht  um  Fundamentirungs- 
etc.  Arbeiten  handelt^  die  von  Baugewerbetreibeiuien  für  bauliche 
Zwecke  betrieben  werden,  nicht  zu  den  Bange werks-Bernfsgenoflsen- 
Schäften,  welche  nach  dem  Bnndesratbsbeschlusse  vom  21.  Mai 
1885  (Deutscher  Reichs-Anzeiger  Nr,  119,  1.  Beilage,  Amtliche 
Nachrichten  des  Reichs- Versiehernngsamts  8.  U3)  lediglich  das 
Baugewerbe  im  Sinne  des  §  1  Absatz  2  a.  a.  0.  (erweitert  durch 
Bundearathsbeschluss  vom  22.  Januar  1885,  Reichs  -  Gesetzblatt 
S.  18}  umfassen,  sondern  zu  den  Eisen-  und  Stabl-Bemfsgenossen- 
Schäften,  da  den  letzteren  alle  Dampf-,  Gas-  und  sonstigen  Mo- 
torenbetriebe zugewiesen  sind,  soweit  sie  nicht  zu  anderen  Be- 
rufsgenossenschaften  gehören. 
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Nr.  200.  Bntsch.  des  Reichs^Terslfheningsanits. 

Vom  29.  Jan  aar  18S6. 

[Amtt.  EalMh.  4m  B.y.JL,  IMebi-Aas.  Kr.  UIJ 

Ueber  die  QeblUireDfreilifili  der  zur  Pegtstellimg  der  HinterbUebeiMi  Os- 

tddteter  erforderlidhen  Atteste. 

Auf  eine  Anfrage,  betreffend 

a)  die  Verpflichtung  der  Bera&genosBenechaften,  die  Eoeten  der  zur 
Festetellnng  der  filnterbliebenen  GetOdteter  (§  53  des  UlIfallTe^ 
sickernugsgosetzes)  Seitens  der  Orts -Polizeibehörden  beschaffteo 
pferr-  bezw.  standesamtlichen  Atteste  den  Behörden  zu  erstatten, 

b)  die  Anwendung  der  Gebfilirenfreiheit  des  §  102  a.  a.  O.  anf  der-* 
artige  Atteste, 

hat  das  Beiehs-Versicheningsamt  zn  erwidern  beschlossen,  dass  nach  der 
Auffassung  des  Reichs -Versicherungsamts  die  Orts-Polizeibehörden  ver- 
pflichtet seien,  das  Vorhandensein  von  entschSdigungsberechtigten  Hinter- 
bliebenen von  Amtswegen  festzuseellen  nnd  dass,  wenn  die  Behörden  zo 
dieser  Feststellung  Atteste  nothwendig  haben,  die  Kosten  fBr  deren  Be- 
sohafiting  nicht  den  Bemfsgenosseoschaften  zur  Last  feilen;  femer  dass 
nach  der  Meinung  des  Reichs -Versicherungeamts  der  §  102  des  UnMTer- 
sichemngsgesetzes  anf  die  vorerwähnten  pfsrr-  bezw.  standesamtlichen  ür- 
knnden  Anwendung  finde. 


Nr.  201.  Entseh.  des  Beicbs-Versicheningsamts. 
Vom  1.  Februar  1886. 

CABtL  Bnlieh.  a«  B.V.An  B«lclii-Ai».  Kr.  IIS.] 

Heber  die  persönliche  Zuziehung  der  Arbeiterrertreter  bei  Erlass  vei 

UnfUlTerhUtniigsvorBehrfften. 

Ein  Sektionsvorstand  stellte  die  Anfrage,  ob  es  zulässig  sei  und  ge- 
nüge, wenn  die  Uufailverhütungsvorschrifteu,  deren  Erlass  beabsichtigt 
'werde,  den  Arbeitervertretern  zur  schriftlichen  Aeusserung  übersaudt 
\^•ü^den.  Das  Reichs -Versicherungsamt  verneinte  diese  Anfrage.  Die  im 
§  79  Abs.  1  des  Unfailveröithcrungsgesetzes  geregelte  Berathuug  und  ße- 
schlnssfassung  der  Genossenschafts-  oder  Öektionsvorstände  darf  nur  bei 
persönlicher  Anwesenheit  der  Arbeitervertreter  und  in  mündlicher  Verhand- 
lung erfolgen. 
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Nr.  SOS.  Entoeh.  de«  Reicks  •YmleheniiigSMiits. 

Vom  13.  Februar  1886. 

(AalL  BnlKh.      B.T.Ju.  Bddto-ABj;  Kr.  lH] 

Bereehmuie;  der  Rente  ein^  erwerbennftbig  gewordenen  Betriebsbeamten, 
der  Bdt  seinem  ToUeo,  2000  Mark  ftbersteigenden  Jabreeverdienst  naob 

etatatarlseber  Vorsobiift  Terslebert  war. 

Eine  Anfrage,  betreffend  die  Berecbnnng  der  Rente  eines  dnrcb  UnMl 
erweibsonfUiig  gewordenen  Betriebebeamteo,  welcher  anf  Grand  statntap 
rischer  Bestimmnng  mit  eefnem  vollen  JabreBerbeitsTerdienst  versichert 
war  nnd  wfthrend  des  letzten  Jabres  seiner  Bescbftftignng  vor  Rintritt  des 
Unfalls  emen^JabresarbeitsTerdienst  von  9000  M.  bezogen  bat,  ist  von 
dem  Reichs- Versiebemngaamt  dahin  beantwortet  worden: 

Die  Vorschrift  des  §  5  Abs.  3  des  UnMTersicbemngsgesetzes,  dass 
bei  der  Berechnnng  der  Rente  der  ^vier  Mark  Qbersteigende  Betrag"  des 
durchschnittlich  f&r  den  Arbeitstag  bezogenen  Gehaltes  oder  Lohnes  „nur 
mit  einem  Drittel  zur  Anrechnung  kommt",  ist  eine  allgemeine,  die  Renten- 
berechnnng  in  allen  FSilen  beherrschende. 

Die  Vorschrift  gilt  also  insbesondere  auch  Ar  alle  Fälle  der  Ver- 
sichemng  von  Betriebsbeamten,  mag  dieselbe  auf  Gnmd  des  §  1  des  Ge- 
setzee  erfolgen,  weil  der  Jabresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Gehalt 
SOOO  H.  nicht  übersteigt,  oder  mag  sie  in  Folge  statutarischer  Bestim- 
sning,  eineriei  ob  obligatorisch  oder  fskaltativ,  bei  hoher  besoldeten  Be- 
amten  eintreten. 

Die  Betriebsbeamten  sind  mitbin  in  dieser  Beziehung  nicht  anders  ge- 
stellt als  die  Arbeiter,  bei  denen  ebenfalls  der  Tier  Mark  flbersteigende 
Betrag  des  für  den  Arbeitstiig  bezogenen  Lohnes  nur  mit  einem  Drittel 
zur  Anrechnung  kommt,  und  die  auf  Grund  statutarischer  Bestimmung  ein- 
tretende Yersieherung  hat  fttr  die  Versicherten  keine  gQnstigeren  Folgen, 
als  die  Versiehemog  gemäss  §  1  Absatz  1  cit. 

Die  Bestimmung  des  §  2  Absatz  1  a.  a.  0.,  wonach  bei  der  stato- 
tarischenErstreckung  der  Versifberangspilicht  auf  Betriebsbeamte  mit  einem 
fiOOO  M.  übersteigenden  JahresarbeitSTerdienst  der  volle  Betrag  des  letz- 
teren der  FeststellaDg  der  Entschftdigung  zu  Grunde  zu  legen  ist,  steht 
hiermit  nicht  im  Widersprach.  Denn  diese  BestimmuDg  8(dl  lediglich  ver- 
hindern, dass  ein  Beamter  nur  mit  einem  Theil  seines  Jabresgehalts  ver- 
debert  wird  (vgl.  Kommissionsberieht  in  den  Stenographischen  Berichten 
des  Reichstages  5.  Legislaturperiode  IV.  Session,  Band  4  Seite  862). 

Die  Vorschrift  des  §  2  Absatz  1  betrifft  also  nicht  die  Art  der  Be- 
rechnnng der  Rente,  sondern  bestimmt  nur,  welcher  Betrag  dieser  Be- 
redinnng  zu  Grunde  zq  legen  ist,  nämlich  der  volle  Jahresarbeitsverdienst. 

In  gleicher  Weise  ist  hinsichtlich  der  Gehälter  der  Betriebsbeamten 
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bei  der  ümleguDg  der  Beiträge  zu  verfahren  (§  10  Absatz  2,  §  71  Ab- 
satz 2  Ziffer  2).  Auch  hier  ist  der  vier  Mark  fil)ersteigende  Retrag  des 
durchschnittlich  für  den  Arbeitstag  bezogenen  Gehalts  oder  JLobnes  nnr 
mit  einem  Drittel  in  Ansatz  zu  bringen. 

Nr.  203.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts* 
5.  Civil-Senat    Vom  27.  Fohnuir  1886. 
§  3  HaftpfliclitgesetE.  Die  Entscliftdigimgsrente  für  ErwerbsnnfiMgkeit  ist 
nnr  für  die  Zeit  zu  gewähren,  w&hrend  welcher  rlpr  Verletzte  ohne  den 
Unlsll  nAGb  riekterlieher  Ueberzengnng  seine  ErwerbsfiLhigkeit  behaltet 

haben  wflide. 

Der  Bernfungsrichter  geht  von  der  Ansicht  ans,  dass  der  Klägerin 
die  Entsdtfidignngsrente  für  den  von  ihr  bei  dem  Eisenbahnbetriebe  der 
Beklagten  erlittenen  Unfall  nach  §  3  Nr.  2  des  Haflpfliefatgesetzes  vom 
7.  Jnni  1871  nnr  für  die  Zeit  zusteht,  m  welcher  sie,  wenn  der  UnfaU 
sie  nicht  betroffen  hätte,  den  Erwerb»  Hit  dessen  Verlust  sie  Bntsehftdi- 
gnng  fordert,  voraussichtlich  gehabt  haben  würde,  nicht  aber,  soweit  ihr 
auch  ohne  den  Unfall  der  Erwerb  nicht  zngekommen  w&re.  Dies  ent- 
spricht dem  §  3  a.  a.  0.,  aueh  sind  bei  Festsetzung  der  Entschftdignngs- 
rente  rfloksichtlich  ihrer  Daner  alle  Umstftnde  in  Betracht  zu  ziehen,  welche 
znr  Zeit  des  Urtheils  sich  übersehen  nnd  würdigen  lassen;  hisoweit  ist 
deren  Geltendmachung  nicht  nach  §  7  a.  a.  0.  einem  anderw^ten  Pro- 
zesse zu  überlassen  (vgL  Entscheidungen  des  Beichsgerichts  in  Givü- 
saohen  Band  1  Seite  66,  Band  7  Seite  dO). 

Freilich  ist  derBevisionsklftgerin  darin  beizustimmen,  dass  die  blosm 
Möglichkeit  der  Vennindemng  des  Erwerbes  des  Beschädigten  in  spft* 
terer  Zeit  nicht  ausreicht^  für  diese  spätere  Zeit  die  Rente  zu  ermüssigea 
oder  abzusprechen,  wie  auch  das  Reichsgericht  in  dem  von  der  Revisions« 
UAgerin  angezogenen  Urtheile:  (Gmchot  Beiträge  Band  29  Seite  724) 
bereits  ausgesprorhen  hat  Im  vorliegenden  Falle  hat  aber  auch  der  Be- 
lufipuigsrichter  nicht  lediglich  eine  solche  Möglichkeit  als  erwiesen  ange- 
sehen; er  ist  vielmehr  zu  der  Ueberzengnng  gekommen  und  hat  ftot- 
gestellt,  dass  dieElSgerin  ihre  Erwerbsfthigkeit  zwar  über  das  sechszigsts 
Lebensjahr  hinaus,  aber  nnr  bis  zum  vollendeten  70sten  Lebensjahre  be- 
halten haben  würde. 

Als  Grundlage  für  diese  Feststellnng  lag  ihm  znr  Bemessung  vor, 
auf  der  einen  Seite  die  Rüstigkeit  der  Elftgerin,  auf  der  anderen  Sdts 
die  Art  ihrer  Thfttigkeit  vor  dem  Unfälle.  Die  auf  diesen  Grundlagen  ge- 
troffene Feststellung  über  die  Daner  der  Erwerbsfthigkeit  der  Klägerin 
erscheint  unanfechtbar  und  der  von  der  Bevisionsklägerin  erhobene  Angriff 
wegen  Verletzung  der  §§  3,  7  des  gedachten  Gesetzes  unbegründet 
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».  1204.  £ntseh.  des  Dentschen  Beichsgerlehts. 
2.  Civil-Senat   Vom  23.  Juni  1885. 

IBIam,  Vttt».  D.  Antial.  Bd.  1  8.  US.} 

§  2  Haftpüiclitgesetz.    Wenn  ein  Betriebsnnternelimer   eine  bestimmte 
Arbeit  einem  andern  Unterneliiiier  in  Akkurd  nbiTträgt  und  hierzu  eigene 
Arbeiter  beistellt,  so  haftet  er  für  letztere  aus  §  2  1.  c. 

Das  O.L.G.  stellt  tliatsächlich  fest,  dass  die  in  Frage  stehende  Arbeit 
(Abnahme  eines  blechernen  Kamins  in  der  Glashütte  der  khlgerischen 
Firma)  dem  Zimmermeister  Br.  zwar  in  Akkord  gegeben,  jedoch  dem- 
selben seitens  der  Hüttendirektion  mehrere  ihrer  eigenen  Arbeiter,  worunter 
auch  der  Kläger  IL,  zur  Hülfeleistung  überwiesen  worden  seien.  Es  er- 
klärt nun,  dass  im  Hinblick  einerseits  auf  das  Abhäugigkeitsverhältniss 
besagter  Ai1)eiter,  geiD&ss  dessen  sie  der  Weisung  der  llüttendirektion 
Folge  leisten  mussten,  sowie  andererseits  auf  die  aassergewöhnliche  und 
schwierige  Arbeit,  za  welcher  sie  beordert  wurden,  es  PHicht  des  Hütten- 
direktors Be.  gewesen  sei,  die  nöthige  Fürsorge  zum  Schutze  derselben 
gegen  Ge&hren,  soweit  diese  bei  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  zn  erkennen 
gewesen  seien,  anfznwenden. 

„In  dieser  Anffassung  der  Pflichten  eines  Arbeitgebers,  der  seine  Arbeiter 
zu  einer  anssergewöhnliciien  und  gefahrbringend cn,  zudem  im  Interesse 
seines  eigenen  Geschäftsbetriebes  vorzunehmenden  Ai  bcit  beordert,  ist  eine 
Yerkennong  von  Rechtsnormen  nicht  zu  finden.  Verfehlt  erscheint  ins- 
besondere die  Bezugnahme  auf  das  Urtheil  des  R.G.**  (Annalen  Bd.  Vlli 
S.  536  Entsch.  Bd.  X.  S.  287);  „sie  könnte  nur  zutreffend  erscheinen, 
wenn  es  sich  um  einen  im  Dienste  des  Br.  stehenden,  bpzw.  von  ihm  an- 
genommenen Arbeiter  handeln  wurde.  £bensoweniir  ist  <An  Rechtsirrthum 
ersichtlich  bei  den  weiteren  Feststellungen,  dass  der  Hüttendirektm-  B.  die 
bezeichnete  Pflicht  vernachlässigt  habe,  indem  er  nnterliess,  sieb  betreffs 
des  Gehraurhs  eines  tauglichen  Haspels  zu  vergewissern,  sowie,  dass  dnrch 
dieses  Verschulden  der  Unfall  verorsacbt  worden  sei." 


Nr.  205.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  2.3.  Juni  18S5. 

Eine  Eisenbahnverwaltung,  welche  dip  Kepai  itur  der  auf  ihren  Bahnhöfen 
befindlichen  hydraulischen  Fahrst n hl. -  zur  Gepäckhr-fnrderung  an  Ort  und 
Stelle  von  ihrer  Hauptreparatur werkstätte  besorgen  lässt,  liaftet  für 

£ger,  £Uenb«]iDrecbUfdie  Eatscheidancen.  IV.  2i 
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liierbal  wkoinmeiide  Vertelwii  Ihrer  AnfrioliiBpemnen  gonftss  §  %  Haft- 

pUditgdMtB  Q.  I  120  R.  Clew.  Or«L 

Der  Beklagte  verwendet  in  dem  8tadtbabiiIiofe  „Fiiedricheitadt*  zu 
Berlin  mehrere  hydraulische  Fahrsttthle  zur  GepAckbeftrderaiig  aoe  den 
GepAekränmeo  auf  deo  Perron.  Seit  Juni  1883  waren  der  Maschinist  K. 
und  der  Klfiger  mit  der  Bedienung  dieser  FahratQhle  betrant  An  der 
Stopfbfiehse  eines  Fahratahles  des  ersteren  war  am  1.  Mftrz  1888  eine 
Beparatnr  nOthig  geworden,  deren  sich  £.  nnd  Klfiger  unterzogen.  Hier- 
bei fahr  der  Fahrstuhl  mit  grosser  Geschwindigkeit  herab  und  schlug  dem 
unterhalb  der  Fhittform  stehenden  Klfiger  den  rechten  Oberarm  ab.  Letz- 
terer hat  Entschfidigongsklage  erhoben  und  solche  in  erster  Instanz  auf 
§  1  des  Haftpflichtgesetzes  vom  7.  Juni  1871,  in  zweiter  Instanz  auf  §  2 
dieses  Gesetzes  und  §  120  der  R.Gew.O.  gestützt.  Die  erste  Instanz  bat 
abgewiesen,  die  zweite  verurtheilt 

„Nach  den  thatsftehlichen  Feststellungen  des  B.R.  muss  angenommen 
werden,  dass  die  Verwaltung  der  Stadtbahn  zu  Berlin  eine  Reparaturwerk- 
statt besitzt  und  die  Wiederherstellung  schadhaft  gewordener  FahrstQble 
in  dem  Stadtbahnhofe  «Friedrichsstrasse*'  von  jeaer  Hauptwerkstatt  aus  zu 
erfolgen  hatte.  Für  dieses  Hilfsgewerbe  untersteht  die  Bahnverwaltung  in 
derselben  Weise  den  Vorschriften  des  §  2  des  Reichs -Haf^flichtgesetzcs 
und  des  §  120  der  R.Gew.0.,  wie  jeder  Privatnnternehmer  eines  ähnlicthen 
Etablissements.  Wenn  daher,  wie  die  Vorinstanz  weiter  feststellt,  der  Vor- 
gesetzte des  Klägers,  Ingenieur  und  Betriebswerkmeister  W.,  znliess,  dass 
die  Bedienungsmannschaft  der  Fahrstühle  die  an  diesen  erforderlich  werden- 
den Reparaturen,  namentlich  die  geföbrliche  Arbeit  der  Verpackung  der 
Stopfbüchsen  vornahm,  ohne  die  Mannschaft  über  Zweck  und  Gebrauch  der 
vorhandenen,  an  den  Fahrstühlen  zu  befestigenden  Fangketten  näher  za 
instruiren,  so  muss  hierin  mit  dem  B.R.  ein  grobes  Versehen  des  genannten 
Betriebsbeamten  gefunden  werden,  für  welches  die  Beklagte  nach  §  2  cit. 
aufzukommen  hat.  Das  angefochtene  Erkenntniss  stützt  sich  überall  nicht 
darauf,  dass  die  Verwendung  von  Fahrstühlen  zur  Gepäckbeförderung  einen 
Fabrikbetrieb  im  Sinne  jener  gesetzlichen  Vorschrift  enthalte,  wie  der  Ver- 
treter des  Revisionsklagers  behauptet,  während  die  Feststellong,  dass  die 
Bahnverwaltnng  die  Reparaturen  ihrer  Maschinen  und  Maschinentheile  von 
einer  Hauptwerkstatt  aus  selbst  besorge  und  aus  diesem  Grunde  als  Ge- 
werbeantemehmerin  zu  betrachten  sei,  bei  dem  Zugeständnisse  der  Be- 
klagten nnd  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  der  von  dem  Klfiger  vorgelegten, 
und  der  Beklagten  nicht  bestrittenen  Instruktion  vom  12.  Juni  1883  einer 
weiteren  Begründung  nicht  bedurfte.  Aus  dem  Seitherigen  ergiebt  sich 
schon,  dass  der  Beklagte  nidit  als  Transportunternehmer  und  ebensowenig 
ab  blosser  Besitzer  von  Fahrstühlen  zur  Gepfickbefbrderung  in  zweiter  In- 
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«tanz  belangt  und  Tenutbdlt  worden  ist  Die  Rfige  aber,  dass  ein  Fähr- 
etobl  keine  Maeehine  sei,  and  die  Bepaifator  der  Stopfbüchse  eines  Fabr- 
ttabla  nieht  mit  der  Reparatur  einer  Mascfaiiie  identifizirt  werden  kOnne, 
ist  offensichtlich  hinftlllg;  denn  selbst  wenn  dem  so  wSie,  wfirde  in  der 
entgegenstehenden  Annahme  des  Vorderricbters  nicht  die  Verletzung  einer 
Rechtsnorm  sn  finden  sein.* 


Nr.  206.  Satsclu  des  Oesterr.  Terwalt.  Gericlitsliofes. 

Vom  l.Jnli  1885. 

[Ol  t<  rr  C^tnlblitt  fBr  EbenbtluMi  etc.  1886.  8.  1170.  -  Badwloski.  Erk.  Bd.  %  B.  Mk] 

Bei  der  Bemessong  der  Einkommonsteuer  einer  GeseUsehaft  sind  Betrüge, 
welche  aus  dem  nach  Abzng  aller  fietriebsaaslagen  vom  Bnittoeinkoiimien 
verbleibenden  Ueberschnsse  einer  steaerpflichtigen  üntemelunnng  —  ans 
was  immer  für  einen  Titel  —  ausbezahlt  werden,  nicht  mehr  als  Betriebs- 
anslagen  der  betreffenden  Periode,  also  nieht  als  Absugsposten  zn  be- 
handeln. 

Um  den  Gesehftftsgang  einer  Aktiengesellschaft  nicht  ins  Stocken 
geratben  zu  lassen,  traten  die  Verwaltongsrftthe  in  dem  Smne  als  Garanten 
anf,  dass  sie  für  zweifelhafte  Fordemngen  nnd  Effekten  Baarvorschfisse 
leisteten.  Als  der  Gesehftftsgang  sich  hob,  wnrde  der  nach  Abzog  der 
statntenmAssigen  Verzinsung  .des  Aktienkapitales  sich  ergebende  üeber* 
sehnss  als  ein  der  Garantie  gehöriger  Bestitntionsfond  in  die  Bilanz  ein- 
gestellt Diesen  Fond  sah  die  Gesellschaft  als  steuerfrei  an,  und  als 
entgegen  ihrer  Ansicht  die  FinanzbehOrden  in  allen  Instanzen  die  Bfick- 
zablungsbetrftge  bei  Bemessung  der  Binkommenstener  in  die  gesellsehaft- 
liehen  Einnahmen  einbezogen,  beschritt  sie  den  Weg  der  Beschwerde  Tor 
dem  Verwaltungsgerichtshofe. 

Von  diesem  wnrde  die  Beschwerde  aus  folgenden  Erw&gungen  als 
nnbegrandet  znröckgewiesen. 

Zur  Beurthellung  des  Falles  erwachst  zunächst  die  Frage,  was  Gegen- 
stand der  Emkommenstener  Oberhaupt  und  bei  einer  industriellen  ünter- 
nefamnng  insbesondere  sei. 

Nach  den  $§  2  nnd  3  des  Einkommensteuerpatentes  vom  29.  Oktober 
1849,  ß.G.Bl.  Nr.  489,  bildet  bei  industriellen  Unternehmungen  der  reine 
Ertrag  derselben  das  Objekt  der  Bestenemng,  iosoferne  dieser  nicht  ans 
dem  Grand-  oder  Hansbesitze  fltesst  nnd  durch  den  mit  dem  Patente  vom 
10.  Oktober  1849,  R.G.BL  Nr.  412,  §§5  nnd  6,  angeordneten  ausser- 
ordentlichen Zuschlag  der  Einkommensteuer  entzogen  wird.  Aus  der 
weiteren  Anordnung  des  §  10  des  bezogenen  Patentes  vom  29.  Oktober 
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Entscb.  dei  Detttschen  Reichsgcricbtt  von  7.  Juli  1885. 


1849,  betreffend  die  Angabe  des  Reineinkommens  von  dem  steuerpflichtigen 
Gesrhäftsbetriebe  in  dem  Bekenntnisse  zur  Einkommensteuerbemessung, 
ergiebt  sich,  dass  nur  solche  Einnahmen  und  Ausgaben  Gegenstand  der 
Fatirniig  sein  sollen,  welche  aus  dem  Geäch&ftsbetrieb«  der  betrefi'eudeo 
Periode  hervorgegangen  sind. 

Nach  §  7  des  Finanzministerial-Erlasses  vom  II.  Jänner  1850,  R.G.BI. 
Nr,  10,  sind  auch  diejenigen  UeberschOsse  als  Einkommen  anzurechnen, 
die  sich  durch  die  Vermehrung  der  Vorräthe  oder  überhaupt  des  in  der 
Unternehmung  enthaltenen  Kapitales  ergeben  haben ,  und  nach  §  11  de« 
EiHkommensteuerpat(»ntos  dürfen  die  etwa  im  Laufe  des  dem  Bekenntnisse 
zu  Grunde  gelegten  Zeitraumes  aus  dem  Unternehmen  gezogenen  Kapitals- 
beträge (Punkt  1),  sowie  die  Zinsen  von  dem  in  der  Unternehmung  an- 
liegenden Kapitale  und  vom  den  Kapitalsschulden  der  steuerpflichtigen 
Geschilftsantemehmung  (Punkt  2)  nicht  aU  Ausgaben  aufgenommen  werden. 

Ans  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  folgt,  dass  bei  iodastriellen 
Unteniehmungen  der  sich  aus  dem  Geschäftsbetriebe  selbst  ergebende 
Reinertrag,  d.  i.  der  nach  Abzug  alier  durch  den  Betrieb  der  Untern  eh  mang 
wirklich  vcrnrsachlen  und  nach  dem  Gesetze  als  Abzugsposten  zulässigen 
Auslagen  von  Brutto-Einkommen  verbl»  ibonde  üeberschuss  das  stener- 
pflichticf  Kinkommen  der  botreffenden  Betriebsperin  ic  bilde. 

Nach  dem  Tbatbestaude  des  vorliegenden  Falles  habeu  die  Garanten 
weder  Statuten-  noch  vertragsmässig  irgend  einen  Ansprucli  auf  eine  fort- 
dauernde regelmässige  Abzahlung  ihres  Kapitalos  oder  der  Verzinsung  aus 
dem  jährlichen  Brutto-Einkommen  der  Unternehmung,  sie  sind  vielmehr  mit 
ihren  Ansprüchen  betreffs  der  Restituirnng  der  geleisteteu  Bnarvorschüsse 
sammt  Verzinsnii'^  auf  den  nach  Abzug  aller  Betriebsauslagen  vom  Brutto- 
Einkommen  verbleibenden  Üeberschuss  gewiesen,  welcher  niclit  mehr  für 
die  Betriebsauslagen  der  Steucrperiode,  sondern  für  zukünftige  Auslagen 
einen  ¥<>ud  /u  liildon  bestimmt  ist,  und  daher  dem  Reinerträge,  dem 
steuerptlichtigen  £to kommen  der  Unternehmung,  zugezählt  werden  muss. 


Nr.  207.    Kutsch,  des  Beutscheu  Reichsger  ich  tt). 
3.  Civil-Senat.   Vom  7.  Juli  188ö, 

[Blum,  l"rth.  u.  Aoual  rt<1  X  S.  2G2-264.) 

Zur  Begründung  einer  auf  §  2  des  Haftpflichtgesetzes  sich  stützendes 
Klage  ist  nur  die  Behauptung  wesentlich  und  nothwendig.  dass  dev  ge- 
nügend bezeichnete  Unfall  durch  das  Verschulden  einer  in  Oemässheit 
dieses  Paragraphen  als  Repräsentant  der  beklagten  Unternehmer  an- 
zusehenden Person  herbeigeführt  worden  sei.  Unwesentlich  ist»  weicher 
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von  melurereii  Bepräsentanten  der  Sclinldjgo  tot  und  üi  welcher  Rlclitiuig 

derselbe  des  ün&ll  yerseliiildet  hat 

Müsste  man  unr  eine  richtige  Bezeichnung  der  Bchnldigen  Person  und 
eine  zutreffende  Darlegung  der  Umstände  der  stattgefandenen  Verschalduug 
als  eiuen  uotliwendigen  Bcstandtheil  einer  gehörigen  Klagbegrihidaug  uu- 
seheu,  so  würde,  da  in  häufigen  Fallen  den  Verletzten  und  noch  mehr  den 
Hiiitcrblicbeiit'ii  des  Getödteten  eine  so  genaue  Kenntniss  des  H>,ii::mi;s  iii«  lit 
zusceschriebcn  werdLii  kaiiii,  hiermit  auch  eine  prozessualische  Aufordcruuu 
aufgestellt  sein,  dureh  welche  die  Verfolgung  eines  wohlbecrrnndcten  Rü(dits 
hautig  unmöglich  gemacht  wäre.  Man  niuss  demria<  h  aimeliniLii,  dass  durch 
die   Anstellung   der  llaftpflichtklage   der   Ijehauptetü  Unfall   in  seinem 
t;.iii/en  Uni[aii*^e  und  mit  allen  seinen  Umstiiuden,  so  wie  derselbe  sich 
in  Wirklichkeit  zugetragen  hat,  der  richterlichen  Kognition  unterbreitet 
und  somit  zum  tbatsftchlich en  Klaffuruiide  i:emarht  ist.    Muss  des- 
halb der  Richter  bei  seiner  Eiitsiheidiing-  des  lalles  auch  diejenigen  aus 
der  Beweisaufnahme  sich  ergebenden  niiiieren  ürastSnde  berücksichtigen, 
W'olche  weder  von  der  einen  noeh  von  der  anderen  Partei  behauptet  wor- 
den sind,  so  kann  auch  in  der  von  dem  Klaiier  nachträglich  vorgenom- 
menen Berichtigung  und  VcrvoUstSndigung  «einer  Darlegung  dieser  Um- 
stände eine  unzulässige  Klagänderung  nicht  gefunden  werden.  Und  da  der 
Richter  verpflichtet  ist,  auf  den  festgestellten  Sachverhalt  alle  zulretVen- 
den  Gesetze  zur  Auwendung  zu  bringen,  ohne  durch  die  rechtlichen  An- 
führungeu  der  Parteien  eingeschränkt  zu  sein,  su  kann  mau  auch  dem 
Kläger  die  Befugniss  nicht  versagen,  zur  besseren  rechtlicheu  Begrün- 
dung seiner  in  thatsächlicher  Hinsicht  nach  wie  vor  lediglich  auf 
die  ÜDistande  des  Unfalles  sich  stützenden  Klage  sich,  wie  vorliegend  ge- 
schehen, nacbträglieh  auf  Gesptzesvorsehriften  /u  berufen,  welche  er  in  der 
ursprünglulieii  Klagbegründung  noch  nicht  geltend  gemarlit  hatte.  Hier- 
nach bewegte  sich  das  neue  Aid)riugen  des  Klägers  sowohl  in  thatsäch- 
licher als  auch  in  reelitlieiier  Hinsicht  in  den  Grenzen  einer  nach  §  240 
Ziff.  1  der  C.P.O.  statlhalten  Ergänzung  und  Berichtigoug  seiner  Klage- 
auführungen. 


Nr.  208.  Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  7.  Juli  1885. 

(Blnm,  Urth.  a.  AniwL  Bd.&  8.  264.  —  Zelt«,  d.  Ver.  DeutedL  £U«ab.  Venr.  im.  S.  ML  -  Bolle, 

Pnc  d  Btiduf  er.  Bd.  2.  8.  UL  Nr. 

§  3  Haftpflichtgesetz.  Fir  die  Berechnung  der  Sehadensersatzrente  eines 
Eisenbahnheamten  —  auch  niederen  Grades  (Weichensteller)  —  ist  seine 
Stellung  nnd  sein  Diensteinkommen  znr  Zeit  des  Unfalls,  nicht  die  Erwerbs- 
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läge  eines  gewölmliclieii  Tagelöhners  maassgebend.  Auch  ist  es  nnerheblich» 
ob  der  Verletste  ein  Beeht  anf  danemde  Besohäfti^^oag  besass  oder  seine 

Stelinng  kü&dbar  war. 

Wenn  der  Klftger  durch  einen  von  dem  Beklagten  zu  vertretenden 
Unfall  zn  dem  znr  Zeit  des  Unfalles  von  ihm  veraehenen  Dienste  eines 
Weichenstellers  nntanglich  geworden  ist  nnd  ans  seiner  diensUielien 
Stellung  hat  ausscheiden  mflssen,  so  besteht  sein  Sehade  in  dem  Verlnate 
des  bisher  im  Eisenbahndienst  erworbenen  Lohnes.  Die  erhobene  Klagre, 
mit  welcher  der  Klfiger  die  Hälfte  seines  Mheren  Diensteinkommens  unter 
verstattetem  Abzüge  der  ihm  auf  Grand  des  Abkommens  vom  30.  Ok- 
tober 1883  gezahlten  und  noch  zufliessenden  BetrBge  fordert»  ist  daher 
dnrch  die  Behauptung  begrfindet,  dass  dw  Klfiger  Dimt  und  Dienstein-« 
kommen  durch  den  UnM  verloren  habe,  und  liegt  dem  Beklagten  der  Nach- 
weis solcher  ümstfinde  ob,  durch  welche  der  Umfeng  der  Schadensersatz- 
p6icht  sich  mindern  kann.  Auch  ist  das  vom  Kläger  znr  Zeit  seines  Aus- 
scheidens bezogene  Dienstelnkommen  zu  Grunde  zu  legen,  wenn  sich  das 
zur  Zeit  des  Unfalles  nur  bezogene  Einkommen  in  regelmässigem  Dienst- 
gange  bis  zum  Ausscheiden  des  Klägers  erhöht  hat  Der  Beklagte  hatte 
daher  znr  Slidirnng  der  Klage  nachzuweisen,  dass  der  Kläger,  welchem 
nach  dem  Abkommen  vom  SO.  Oktober  1888  selbst  unter  Einrechnuns 
eines  Invaliden -Benefiziums  des  Rheinischen  Pensions  vereine  nor  324  M. 
von  seinem  früheren  Diensteinkommen  von  972  H.  gewährt  werden,  mit 
den  ihm  verbliebenen  Kräften  sich  jederzeit  einen  regehnässigen  nnd  dan- 
enden  Verdienst  von  648  H.  pro  Jahr  zu  verschaffen  im  Stande  ist  Das» 
der  Beklagte  diesen  Nachweb  erbracht  hat,  hat  das  angefochtene  Urtheil 
nicht  festgestellt  Die  Entscheidungsgrfinde  lassen  auch  erkennen,  dass 
der  B.B.  bei  Erwägung  der  Entschädignngsklage  von  unzutreffenden  recht- 
lichoi  Gesichtspunkten  ausgegangen  ist  Der  Kläger  war  zur  Zeit  des  ün- 
folles  keineswegs  «nichts  weiter  als  Handarbeiter",  er  war  eben  Weichen- 
steller mit  der  Stellung  nnd  dem  Diensteinkommen  eines  solchen.  Er  mus» 
daher  nach  dieser  seiner  Erwerbslage  znr  Zeit  des  Unfalles  entschädigt 
werden,  nicht  nach  der  Erwerbslage  eines  gewShnlichen  Tagelöhners.  Auch 
ist  es  fOr  die  Entschädigungsfirage  ohne  Bedeutung,  ob  der  Yernnglflckte 
ein  Recht  auf  dauernde  Beschäftigung  besass  oder  nach  voranfgegangener 
Efindignng  seines  Dienstes  entlassen  werden  konnte,  nnd  wenn  der  B.R. 
dieser  letzteren  von  ihm  erwogenen  Höglichkeit  bei  seiner  Annahme,  dass 
der  Kläger  durch  Vs  ^  zuletzt  bezogenen  Gehalts  reichlich  entschädigt 
sei,  Elnfluss  gewährt  hat,  so  beruht  auch  insoweit  sein  Urtheil  auf  Rechts* 
inrthum. 
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Nr.  ^9.  Besehlnss  des  Ober-Iiaadesgericlits  MUnclieii. 

Vom  9.  Juli  lg85. 

[Samml.  rl.  Eatseb.  Bd.  9.  &  0Wt] 

Wird  anf  einem  Eisenbahnznfahrwega  80  rasch  gefahren,  dass  die  Pferde 
an  der  Barriere  nicht  mehr  gehalten  werden  können,  diese  dniehbrechen 
lad  die  Gefahr  eines  Znsammenstosses  mit  einem  Eieenbahnsage  herbei- 
fUuen,  80  liegt  tUnlAsslge  GeOhrdiuig  eines  Eisenbalmtranspoits  im  Sinne 

der  S§  315,  316  B.Str.Q.B.  vor. 

In  Erwägung,  dase  1.  Lukas  S.  hinreichend  Terdftchtig  ist,  am 
16.  Februar  1685  Abends  bei  Mering  auf  der  Eisenbahnlinie  Angsbnrg- 
Manchen  fahrlässigerweise  den  nm  6  Uhr  15  Minuten  Abends  von  Augsburg 
in  der  Richtung  gegen  München  abgebissenen  Eonriersug  Nr.  801  in  Gefohr 
gesetzt  zu  haben,  indem  er  knrze  2^eit,  bevor  dieser  Zog  die  üeberfiüirt 
bei  Mering  zn  passiren  hatte»  im  angetrunkenen  Zustande,  jedoch  im  Be- 
WQBStsein  der  Gefährlichkeit  seines  Beginnens  mit  einer  mit  2  Pferden 
bespannten  .Chaise  seines  Dienstherm  vmi  der  nur  100  bis  150  Schritte 
Tom  Bahnkörper  entfernten  Schlosswirthschaft  in  Mering  in  der  Richtung 
gegen  die  Ueberfahrt  fahr  und  hierbei  die  Pferde  so  fibermassig  antrieb, 
dass  sein  Fuhrwerk  in  raschen  Lauf  gerieth  und  er  nicht  im  Stande  war, 
vor  der  an  der  Ueberfahrt  angebrachten  geschlossenen  Sebraoke  zu  halten, 
die  Pferde  vielmehr,  wfthrend  der  Kurierzug  schon  in  grosser  Nfihe  war, 
die  Barrierenstange  der  Schranke  durchbrachen,  anf  den  Bahnkörper 
stfirmten  nnd  erst  vor  der  anf  der  anderen  Seite  des  Bahnkürpers  befind* 
liehen,  gleichfalls  geschlosseuen  Schranke  anhielten,  wobei  sowohl  die 
Pferde  als  auch  die  Chaise  theilweise  noch  anf  das  Bahngeleiso  zn  stehen 
kamen  nnd  ein  Znsammenstoss  des  unmittelbar  darauf  diese  Stelle  paasi- 
renden  Enrierzuges  mit  dem  Fuhrwerke  des  Angeschuldigten  nur  deshalb 
unterblieb,  weil  der  Wechselwärter  rasch  die  Keschlossene  jenseitige  Schranke 
öffnete  und  hierdurch  die  noch  rechtzeitige  Entfernung  des  Fuhrwerks  vom 
Bahnkörper  ermöglichte;  2.  diese  Handlung  ein  nach  §  316  mit  §  315 
R.Str.G.B.'8  strafbares  gemeingefährliches  Vergehen  bildet,  —  wird  wegen 
des  Torbezeichneten  Vergehens  gegen  Lukas  S.  das  Hauptverfahren  vor 
der  Strafkammer  des  Landgerichts  Augsburg  eröffnet." 


Nr.  210.  Entsch.  des  Deutschen  Beichsgerichta. 
2.  Civii-Senat.  Vom  4.  September  1885* 

[Pfcnss,  Klsenb.Ar«lL  1886.  S.  424.  425.1 

Naeh  §  9  des  Prenss.  Enteign.  Ges.  v.  11.  Jnni  1874  ist  die  Pflicht  zur 
Uebemahme  des  Reststüokes  Seitens  des  Snteignendea  davoa  abhSagig, 
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Eutäcli.  des  Deutüchen  Reicbsgericlits  vom  4.  September  1885. 


dftss  dieses  ateli  seiner  bisherigen,  nicht  aber  naoh  seiner  kimftisen,  in 
Ungewisser  Zukunft  liegenden  Bestinunnng:  nioht  mehr  sweokmftssig  benutzt 

werden  kann. 

In  Erwägung  was  sodann  die  Restfläclien  betrifft,  bezüglich  deren 
die  Uebemahoiepflicht  der  Kassatioiisklägerin  endgültig  ausgesprochen  ist» 
dass  der  §  8  Absatz  3  des  Enteignungsgesetzes  vom  11.  Juni  1874 

die  allgemeine  Regel  aufstellt,  dass,  im  Falle  die  Enteignung  nnr  einen 
Theil  eines  bestimmten  Grundstücks  trifft,  der  Eigenthümer  für 
diesen  in  Anspruch  genommenen  Theil,  sowie  für  den  Minderwerth  des 
Grundstücks  entschädigt  wird; 

dass  aber  eiuL'  Pflicht  des  Enteigueiideii ,  auch  solche  Restparzellen 
gegen' Entschädigung  zu  ül)ei  nehmLU,  iiacli  §  9  leg.  cit.  nur  in  dem 
Falle  eintritt,  wenn  das  Grundstück  durch  die  Enteignung  eine  solche 
Zerstückelung  oder  Verkleinerung  erleidet,  dass  erstere  naeh  ihrer  b i s- 
herigeu  Bestimmung  nicht  mehr  zweckmässig  benutzt  werden  können; 

in  Erwägung,  dass  es  hiernarh  um  ilie  Anwendung  der  bezogenen 
Gesetzesvorschrift  auf  den  vorliegenden  Fall  zu  begrüudeu,  dem  Oberlandes- 
gerichte  zunächst  oblag,  festzustellen,  welche  wirthschaftliche  Bestimmung 
d.i.^  klagnische  Gesammtgrundstück  zur  Zeit  der  Enteignung  hatte,  nud 
sodann,  in  weUhem  Verhältnisse  zu  dieser  die  bisherige  Benutzung  der 
Kestparaelleu,  um  die  es  sich  handelt,  stand; 

dass  es  nun  aber  das  augcgritTene  Urtheil  an  einer  ausreichenden 
Feststellung  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung  fehlen  lässt; 

dass  aus  den  Verhandlungen  der  Vorinstauzen  sich  ergiebt,  dass  bis- 
her aul  dem  genannten  Grundstücke  die  Gewinnung  von  Kalkstein  und  die 
Kalkbrennerei  betrieben  wurde,  und  weiter  die  au(di  bei  dem  Enteignungs- 
Terfahren  geltend  gemachte  Absicht  des  Kassationsverklagten ,  dasselbe 
mittelst  der  von  ihm  projektirten  Ötrassenanlagen  zu  Bauzwecken  zu  ver- 
werthen,  bestand; 

dass  nun  aber,  wie  dies  vom  Reichsgerichte  bereits  ausgesproclicu 
worden,  bei  Anwendung  des  §  9  cit.  eine  solche  Bestimmung,  welche,  wenn 
auch  vom  Eigenthümer  beahsichtiat .  doch  erst  in  unljei>timmter  Zukunft 
verwirklicht  worden  soll,  nicht  in  Betracht  kommen  kann,  darüber  aber, 
ob  und  inwieweit  hier  die  Ausfuhrung  jener  Absicht  etwa  zur  Zeit  der 
Enteignung  schon  nach  aussen  hervorgetreten  sein  mö*  lit cn,  nichts  fest- 
gestellt ist,  vergleiche  Löholl.  das  Preussische  Eigenthamsgeeetz,  p.  63 
not.  5  und  die  Zitate;  Seydei,  desgl.,  p.  33; 

dass  hiernach  die  Entscheidung  des  0berlande8geri(^hts,  dass  die 
Kassationsklägerin  zur  Uebernahme  der  in  Figur  ....  enthaltenen  Kest- 
flächen  verpflichtet  sei,  sowie  dieselbe  in  dem  augegrirt'euen  ürtheiie  be- 
gründet worden  ist,  nicht  auirecht  erhalten  werden  kann,  wobei  nnr  noch 
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liorvnrgehoben  werden  mag,  dass  die  Motivirung  auf  der  Zerstückelung 
des  Grandstücks  als  der  wirkenden  Ursache  nicht  beruht: 

dasa  aolaDgend  endlich  die  Restparzelie  No.  ...  die  ausgesprochene 
Verpflichtung  zur  Mitübernahme  derselben  lediglich  auf  deren  Höhen  Verhält- 
nisse nnd  die  Abschneidong  von  dem  nördlichen  Grundstück  gestützt  ist, 
diese  Begräodaog  aber  Dach  dem  VorstebeDden  alR  genfigeod  nicht  erachtet 
werden  kann; 

dass  hiernach,  soviel  die  iu  Kede  stehenden  HestHüchen  betrifVt,  das 
angegriffene  ürtheil  zu  vernichten,  und  die  Sache,  da  sie  zur  definitiven 
Entscbeidnng  nicht  reif,  an  das^  Oberlandesgericht  zarückznweisen  ist. 


Nr.  211.  Sntseb.  des  Bentschen  ReicliBgerichts. 
5.  Civil. Senat   Vom  16.  September  1885. 

(Blnm,  Vrlli.  «.  AumL  Bd.  3.  g.  2(».  -  Zeit)?,  d.  Ver.  EK  utsch  Eiseub.  Verw.  1886.  8.  SS8L  -  Boise, 

l'rax.  d.  Roi.hi^ifcr.  fid.  2.  S.  151  Nr.  633.] 

Der  Vergleich  über  Zahlung  einer  Rente  schützt  nicht  gegen  den  aus  §  7 
Alin.  3  des  Haftpftichtgesetzes  hergeleiteten  Einwand  gegen  die  Fortzahlung, 
dass  der  Verletzte  wieder  theilweise  erwerbsfähig  geworden  sei 

Der  B.R.  stellt  fest,  dass  der  Vergleich  vom  11.  Jnli  1878,  dnreh 
«'eichen  der  Kläger  sieh  verpflichtet,  dem  Beklagten  für  den  von  ihm  er- 
littenen Unfall  eine  EntBchädigongsrente  zn  zahlen,  behufs  Peststellnng  der 
dem  Beklagten  ans  dem  Haftpflichtgesetze  vom  7.  Jon!  1871  zustehenden 
Ansprache  gesohlossen  ist»  xmd  er  geht  mit  dem  Ersten  Richter  davon  aas, 
dass  nach  Lage  des  Falles  das  in' dem  Vergleiche  dem  Klftger  eingerftnmte 
Recht  anf  Mioderang  oder  Fortfall  der  Rente  nach  $  7  Abs.  2  jenes  Ver- 
trages anaznlegeo  ist. 

Danach  hat  der  Kläger  znr  Begrfindnng  seiner  jetzigen  Klage  anf 
Minderung  der  Rente  nach  §  7  a.  a.  0.  zu  beweisen,  dass  diejenigen 
Verhjlltnisse,  welche  f&r  die  Hohe  der  Rente  maassgebend  waren,  wesent- 
lich verändert  sind. 

Durch  den  Vergleich  ist  dem  Beklagten  neben  der  Pension  der  ganze 
Betrag,  nm  welchen  diese  geringer  ist  als  sein  bisheriges  Einkommen,  zu- 
gebilligt, also  nach  §  3  Nr.  2  a.  a.  0.  eine  EntsdUidigung  für  völligen 
Verlust  der  Erwerbsflihigkett. 

Der  Kläger  hat  Bachverstftndigenbeweis  dafUr  angetreten,  dass  Be- 
klagter seine  Erwerbsftbigkeit  zu  einem  Viertel  wiedererlangt  hat  und  im 
Stande  ist,  vermöge  dessen  durch  Selbstthätigkeit  ein  Viertel  seines  früheren 
Einkommens  zu  yerdienen. 

Dadurch,  dass  der  B.R.  diese  Angaben  zur  BegrOndung  der  Klage 
nirht  für  ausreichend  erklärt,  verletzt  er  den  §  7  Abs.  3  a.  a.  0. 
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Bei  Feststellung  der  Höhe  der  Rente  kam  es  nur  darauf  an,  ob  die 
Erwcrbsfahigkeit  des  Beklagteo  dnrch  den  Unfall  aufgehoben  oder  in  wel- 
chem Grade  sie  vermindert  war.  Darüber,  dass  der  Beklagte  die  früher 
verlorene  Erwerbs&higkeit  in  erheblichem  Grade  wieder  erlangt  hat,  ist 
der  Beweis  angetreten,  also  gerade  über  das,  was  der  §  7  fordert.  Der 
Kläger  ist  auch  nicht,  wie  der  B.K.  meint,  verpflichtet,  eine  bestimmte 
Art  der  Selbsttbätigkeit  anzugeben,  durch  welche  der  Beklagte  den  be- 
haupteten Erwerb  sich  verschaffen  kann;  der  §  7  erfordert  für  einen  Fall 
der  vorliegenden  Art  nur  den  Beweis,  dass  die  Erwerbsfäbigkeit  nicht 
mehr  ganz  aufgehoben,  sondern  zu  einem  erheblichen  Tbeile  zurückgekehrt 
ist.  Zar  Begründung  des  Gutachtens  des  oder  der  Sachverständigen  wird 
es  gehören,  darzulegen,  in  welcher  Weise  der  Beklagte  wieder  erwerbs- 
fähig ist;  erachtete  hierzu  der  Bemfungsrichter  die  benannten  ärztlichen 
Sachverständigen  nicht  für  ausreichend,  so  stand  ihm  nach  §  369  der 
C.P.O.  frei,  selber  Sachverständige  zu  wählen,  um  sie  über  Arbeits-  nnd 
Erwerbs  Verhältnisse  Auskunft  i<eben  zu  lassen. 

Zu  Unrecht  zieht  der  B.R.  den  §  119  Th.  I  T.  6  AUg.L.H.  zur 
Begründung  seiner  Ansicht  an,  denn  nach  §  115  ebenda  haftet  der  Eut- 
schädiger  dem  Beschädigten,  der  ausser  Stand  gesetzt  ist,  sein  Amt  oder 
Gewerbe  auf  die  bisherige  Art  zu  betreiben,  für  die  dadurch  entzogene 
Einnahme  und  nach  §  119  kann  der  Beschfidiger  darauf  nur  dasjenige  ab- 
rechnen, was  der  Beschfidigte  wirklich  erwirbt.  Hiervon  ist  der  §  3  des 
Reicbs-Haitpflichtgesetzes  im  Prinzip  abgegangen,  er  gewfthrt  nur  Ent- 
schüdigung  für  die  aufgehobene  oder  geminderte  Erwerbsfthigkeit,  nnd  §  7 
lisst  dementsprechend  die  Minderung  der  Rente  zu,  soweit  die  Erwerbs» 
flhigkeit  wieder  eintritt  oder  erhöht  wird;  entscheidend  ist  die  Ffthigkeit 
etwas  zu  erwerben.  Inwiefern  bei  der  verursachten  Unmöglichkeit,  einen 
Beruf,  welcher  eine  wissenschaftliche  oder  technische  Vorbereitung  er- 
fordert^ weiter  zu  betreiben,  bis  auf  besonderen  Nachweis  eines  bestimmten 
möglichen  Erweii>es  eine  Erwerbsunfähigkeit  anzunehmen  ist,  worüber  die 
vom  Bemfungsrichter  angezogenen  Urtheile  sprechen,  veigl.  auch  Entsch. 
des  B.0.H,6.  Bd.  14  S.  43,  bedarf  hier  der  Entscheidung  nicht,  denn 
einen  solchen  Beruf  hat  der  Klüger  nicht  betrieben. 


Nr.  212.  Entgeh,  des  Deatschen  Beichsgeiidits« 
3.  Civil-Senat   Tom  18.  September  1885. 

[EnUdL  d.  Reicluger.  In  CiTltoacb«B.  Bd.  14.  S.  82,  83.] 

Der  §  1  des  HaftpfllchtgesetKes  besieht  sich  auoh  auf  solche  FUle,  wo  ein 
Yifsehiilden  des  üntemehmers  oder  seiner  Leute  nicht  vorliegt,  mithin 
auoh  anl  Zuftll.  Nur  ein  ZulUl,  der  aieli  als  höhere  8ew«lt  d,  h.  als  eil 
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mit  Ulm  erdankbarsn  ümaloht  unalnradbaies  Broigiiiss  danteUt,  scUlesst 

die  Eaftpflielit  ans. 

Der  vierjährige  Kläger  war  vom  Pfcrdcbahnwagen  der  Beklagten  über- 
fuhren worden.  Er  forderte  Ersatz  des  ihm  entstandeneu  Schadens  wurde 
jcclöch  in  den  Yorinstauzen  abgewiesen.  Das  Urtheil  des  Oberlandesgericbtes 
erachtet  für  festgestellt: 

„Der  Pferdebahnwagen  fahr  vom  Severinöthor  nach  dem  Waidraarkte 
zn  Köln  in  gewöhnlicher  Geschwindigkeit.  Vom  Severinsthor  aus  irrnft  das 
liahngt'leise  dicht  am  rechten  Trottoir  hin.  Nachdem  die  Rosenstrasse 
passirt  war,  gab  der  Kutscher  einen  Warnungsruf,  weil  auf  dem  rechten 
Trottoir  drei  Jungen  sich  balgten,  denen  der  Kläger  zusah.  Einer  von 
ihnen  lief  dicht  vor  dem  Pferde  des  Wagens  nach  der  anderen  Seite  der 
Strasse.  Der  Kutscher  bremste  sofort.  Der  Kläger  aber  trat  vom  Trottoir 
auf  die  Strasse  und  stand  plötzlich  zwischen  Pferd  und  Wagen.  Der  auf 
der  rechten  Seite  des  vorderen  Wagenperrons  belindliche  Kondukteur  fasste 
ihn  schnell  am  Ärme,  gerieth  aber  hierbei  zu  Falle  und  so  kam  der  Kläger 
nuter  das  Rad  des  Wagens." 

Das  Keichsgericbt  hob  das  Urtheil  auf  aas  folgenden 

Gründeo: 

^Dem  BerafiingBnrtheile  liegt,  wie  sich  ans  dem  Schlnsseatze  der 
Grfinde  ergiebt,  die  Ansicht  unter,  dass  der  Betriebsnnteniehmer  einer 
Eisenbahn  nach  §  1  des  Reichsgesetzes  vom  7.  Jnni  1871  für  den  Schaden, 
welcher  durch  die  TOdtnng  oder  Verletzung  eines  Menschen  entstanden  ist, 
nnr  dann  hafte,  wenn  ihn  oder  seine  Bediensteten  ein  zn  unterstellendes 
Verschulden  an  dem  Unfälle  treffe.  Diese  Auflassung  entspricht  nicht  der 
wahren  Bedeutung  des  Gesetzes.  Dasselbe  stellt  nicht  eine  Vermuthung 
fQr  das  Verschulden  des  Betriebsuntemehmers  oder  seiner  Bediensteten  auf, 
leitet  überhaupt  nicht  dessen  Haftpüirht  aus  einem  Veracfauldeu  ab,  son- 
dern macht  ihn  schleehthin  für  den  angerichteten  Schaden  verantwortlich 
mit  der  einzigen  Ausnahme,  wenn  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden 
des  GetAdteten  oder  Verletzten  den  Schaden  verursacht  hat.  Sonach  trifft 
das  Gesetz  an  sich  auch  solche  Fälle,  wo  erwiesenermaasaen  kein  Ver- 
achnlden  des  Unternehmers  oder  seiner  Gehilfen,  sondern  ein  znftlliges 
Vorkommnias  den  Schaden  herbeifQhrte;  und  lediglich  em  Zufall,  der  sich 
zugleich  als  höhere  Gewalt  kennzeichnet,  scfaliesst  die  Ersatzpflicht  des 
Unternehmers  aus.  Fflr  die  Annahme  der  höheren  Gewalt  genügt  aber 
nicht  der  Mangel  eigener  Verschuldung  des  Unternehmers  oder  seiner  An- 
gestellten, vielmehr  muss  daigetban  werden,  dass  ein  mit  aller  denkbaren 
Umsicht  unabwendbares  Ereigniss  den  Unfall  bewirkte.  Fflr  diese  Annahme 
hissen  die  Ausführungen  des  Oberlandesgerichtes  die  nötbige  Begründung 
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MM-misscn.  Im  Wosentlichen  wird  uur  dargelegt,  dass  den  Bediensteten 
der  Beklagten  ein  Verschulden  niclit  beizumessen  sei.  Darauf  kommt  es 
nach  dem  Gesagten  nicht  an.  Die  ßehnuptung  aber,  dass  der  Unfall  ebenso 
•eingetreten  sein  würde,  wenn  der  Pferdebahnwaofen  im  Schritte  gefahren 
wäre,  ist  dorch  nichts  belegt,  nnd  die  weitere  Bemerkung,  der  Unfall  wäre 
auch  dann  vorgekommen,  wenn  ein  Tierjahric:er  Knabe  sich  plötzlich  vor 
das  Kad  eines  im  Fahren  bcgrift'euen  gewöhnlichen  Wagens  gestellt  hätte, 
«rscheiot  völlig  eiuilusslos,  weil  das  Gesetz  sich  nicht  auf  den  Verkehr  mit 
gewöhnlichem  Fuhrwerke,  sondern  nur  auf  den  Betrieh  von  Eisenbahnen 
bezieht.  Gerade  die  Verwendung  von  Eiseiischicnen  für  die  Pferdebahn 
erhöht  die  Unfallgefahr.  Eben  deshalb  hat  der  Betriebsuntemehmer  i^ogar 
für  den  Zufall  einzustehen,  wenn  er  sich  nicht  durt  li  den  Nachweis  einer 
höheren  Gewalt  befreien  kann.  Eine  Unabwendbarkeit  des  schädigenden 
Vorganges  im  Sinne  dieses  Begriffes  ist  aber  bisher  thatsftchlich  noch  nicht 
festgestellt*'  .  .  . 


Nr.  213.    Entsch.  des  Denlschen  Reichsgerichts. 
2.  Civil-Senat.    Vom  18.  September  1885. 

[Eiit-rli.  lies  i;rirlisger.  in  Slrafsaclieii.  IM.  14.  S.  84.) 

Dem  aus  §  120  Gew.  Ord.  wegen  Üüterkssiiiig  einer  Anordnung  etc.  klagen- 
den Verletzten  liegt  der  Beweis  ob,  welcher  Aiiorduung  etc.  im  Einzelnen 
es  zur  Verhütung  des  Unfalls  bedurft  hätte. 

Die  Vorinstanzen  hatten  die  Klage  abgewiesen.  Die  Revision  rügte 
insbesondere  Verletzung  der  Grundsätze  über  die  Beweislast  (Art  1315 
Code  civil),  sowie  des  §  120  Gew.O.  Sie  wurde  zurückgewiesen  aus 
folgenden 

Gründen: 

„Ob  §  120  G.O.  vertragsmässige  Verpflichtungen  des  Gewerbe- 
unternehmers gegenüber  seineu  Arbeitern  begründe,  oder  ob  derselbe  nnr 
präventiv-polizeiliche  Vorschriften  enthalte,  kann  dahingestellt  bleiben 

(vgl.  Eotsch.  des  fi.G.'8  in  Civils.  Bd.  12  S.  45.  130); 
denn  wenn  man  auch  annimmt,  dass  der  Qewerbeherr  dem  Arbeiter  gegen- 
flber,  sei  es  auf  Grund  von  §  120  G.O.,  sei  es  schon  kraft  des  DiensU 
Terh&ltnisBes  zu  thonlichst  sichernden  Anordnungen  und  Einrichtungen 
vertragsmftssig  Ydq^flichtet  sei,  so  hat  doch  znr  Begründung  einer  Ent- 
schädigungsforderung wegen  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  immerhin  zu- 
nächst der  klagende  Verletzte  zu  behaupten  und  zu  beweisen,  welche 
(nicht  eifallte)  Anordanng  oder  Einrichtung  im  Einzelnen  erforderlich  ge> 
wesen  wfiie.**  .  .  . 
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Nr.  214.  Bntseh.  des  Deatodieii  Beidiflgeriebte. 

1.  Civil-Sen&t   Vom  21.  September  1885. 

CBotM,  Pnx.  d.  BddMsw.  Bd.  3.  8.  901.  Mr.  flsa] 

Konventioiuilstrafe  bei  Banyertrftgen. 

Die  Kouventioiiaisiiati'.  welche  der  Bauunternehmer  für  den  Fall  vor- 
sproohen  hat,  dass  der  Bau  am  1.  Oktober  nicht  fertig  überereben  wird, 
kann  der  üanherr  nicht  fordern,  wenn  die  Frist  um  duswillcii  nicht  iiiiic- 
jcehalten  werden  konnte,  weil  der  Bauherr  die  von  ihm  übernommenen 
Arbeiten  verspätet  geliefert  hat. 


Nr.  215.    Eiitscli.  de»  Deutscheu  Ueiclisgerichts. 
3.  Civil-Senat.    Vom  22.  September  1885. 

[Blum,  l'rth.  u.  Aunal.  Bd.  3.  S.  415,  416  ] 

Eigenes  Versohuldeii  nach  §  1  des  Reiclis  Haftpfliolitgesetzes  beim  Darcli- 
krieclien  nnter  einem  im  Rangiren  begriffenen  Zng^  wenn  dadurcli  nur  der 
rechtzeitige  Abgang  des  Znges  ermöglicht  werden  soll.  Bas  Unterlassea 
des  ÄclituDgssignals  der  Rangirmaschine  bebt  solchenfalls  das  eigene 
Yeraehalden  des  Verletzten  niobt  auf;  wenn  er  im  üebrigen  blnreiobend 

gewarnt  war. 

Der  B.-R.  geht  davon  ans,  dass  der  GetOdtete  zwiachen  einem  Znge 
bindnreb  gekrochen  sei,  von  dem  er  vnsste,  dass  er  im  Rangiren  be- 
griffen war. 

»Diese  Annahme  ist  thatsftchlicher  Katnr  nnd  lässt  einen  Rechts- 
irrthnm  ebensowenig  erkennen,  wie  die  weitere  Annahme,  dass  das  Durch- 
kriechen  dnrch  einen  im  Rangiren,  d.  h.  in  Bewegung  befindlichen  Zng 
eine  unvorsichtige  Handlung  sei.  Allerdings  konnte  diese  Handlnng  dem 
GetOdteten  nicht  zur  Schuld  angerechnet  werden,  entweder  wenn  er  sich 
durch  ein  wichtiges  Interesse  des  Dienstes  zu  der  gefährlichen  Handlnng 
hatte  bestimmen  lassen,  oder  wenn  dieselbe  durch  das  Verhalten  der  vor- 
gesetzten Behörden  gedeckt  «ftre.  Beide  F&Ue  lassen  sich  jedoch  nach 
den  vorliegenden  Verhältnissen  nicht  annehmen.  Das  Motiv,  welches  den 
GetOdteten  geleitet  haben  soll,  dass  keine  Verspätung  der  Abfahrt  dos 
Zuges  eintrete,  ist  ein  so  untergeordnetes  nnd  geringfügiges,  dass  damit 
die  Vornahme  einer  lebensgef&hrlichen  Handlnng  verst&ndiger  Weise  nicht 
gerechtfertigt  werden  kann.  Was  aber  die  weitere  Behauptung  be- 
trifft, der  Verstorbene  sei  durch  das  Verhalten  der  vorgesetzten  Behörden 
entschuldigt,  d.  h.  er  habe  nur  einen  Weg  gewählt,  dessen  Betretung  in 
EilflUlen  von  den  Behörden  zugelassen  werde,  so  weist  der  vorige  Richter 
mit  vollem  Rechte  darauf  hin,  dass  diese  Einrede  bei  der  konkreten 
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Sachlage  uicht  zutreffen  könne;  denn  dass  die  Behörden  die  Wahl  des 
"Weges  auch  dann  stillschweigend  geduldet  hätten,  wenn  eine  uumittolhare 
Gefahr  damit  verbunden  und  vor  dieser  Gefahr  au.sdrücklich  gewarnt  war, 
ist  nicht  zu  unterstellen  und  wird  auch  gar  nicht  behauptet.  Dass  der 
Verstorbene  vor  dem  Durchkriechen  durch  die  Zurufe  der  Umstehenden: 
, Meister,  bleiben  Sie  zurück,  die  Maschine  kommt  zurück*',  gewarnt 
worden  ist,  hat  der  B.-R.  auf  Grund  der  Zeugenaussagen  als  bewiesen 
angenommen;  auch  unterliegt  dessen  Annahme  keinem  Bedenken,  dass 
das  Zurückfallen  auf  das  Geleise,  welches  schliesslich  den  Unfall  herbei- 
führte, als  eine  unmittelbare  Folge  der  dem  Veratorbenen  zur  Last  fallen- 
den nnvorsichtigen  Handlung  zu  betrachten  sei. 

Darnach  bleibt  nur  die  Frage  übrig,  ob  nicht  der  Verstorbene  dadurch 
ent8chuldi«;t  wird,  dass,  wie  auf  klügerischer  Seite  in  zweiter  Instanz  neu 
vorgebracht  ist,  von  der  rangirendcn  Maschine  das  Achtungssignal  nicht 
gegeben  gewesen  sei;  diese  Frage  ist  mit  dem  B.-R.  zu  verneinen. 
Ein  Achtungssignal  kann  keinen  anderen  Zweck  haben,  als  vor  einer 
drohenden  Gefahr  zu  warnen.  Ist  dasselbe  versäumt  worden,  der  Verun- 
glückte hat  aber  die  herannahende  Gefahr  mit  eigenen  Sinnen  wahr- 
genommen und  ist  ihr  gleichwohl  nicht  ausgewichen,  so  ist  sein  Ver- 
schulden jedeofalls  das  weitaus  überwiegende.  In  diesem  Falle  befindet 
sich  der  verstorbene  W.,  welcher  zwar  nicht  durch  eigene  Angen,  aber, 
was  gleichbedeutend  ist,  durch  die  ihm  mitgethcilten  Wahrnehmungen  der 
Umstehenden  auf  die  unmittelbar  drohende  Gefahr  aufmerksam  gemaclit 
und  vor  derselben  gewarnt  war,  dennoch  aber  von  der  gefährlichen 
Handlung  nicht  abgelassen  hat.  Die  angebliehe  Unterlassung  des  Achtungs- 
aigoals  kann  ihm  unter  solchen  Umständen  zur  Entschuldigung  nicht  ge> 
reichen.* 


Nr.  216.   Ent8cfa.  des  Deutschen  lii^ichsgcrichts. 
1.  Givil-Senat.    Vom  28.  September  1885. 

fUlum,  Vrth.  u.  AnuaL  IJd.  3.  S.  40.V  -  Bolze,  Bi\  ?   S  ■.>'^:.  V,. 

Für  das  Verhaltniss  zwischen  Absender  und  Fraclitführer  ist  die  recht- 
liche Beziehimg  des  Ersteren  zum  Transportgut  an  sich  gleichgültig. 
Die  deutsche  Elbschiiffahrtsgesellschaft  hatte  sich  einer  Handlung  zu 
Magdeburg  verpflichtet,  „Ihre  sftmmtlichen  Güter,  welche  Sie  im  Laufe 
dieses  Jatires  auf  dem  Wasserwege  nach  Hamburg  verladen,  sowie  von 
Harobui^  nach  Magdeburg  beziehen,  zum  Frachtsatze  von  70  Pf.  per 
100  Kilo  iftr  gewöhnliches  Gut,  von  100  Pf.  für  Expressgut  zu  beför- 
dern",  wogegen  sich  die  Handlung  verpflichtet  hatte,  alle  von  ihr  zu  ver* 
ladenden  und  zu  empfangenden  Gfiter  aussehliessliGh  durch  die  Fahrzeuge 
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der  Geidbeh^ffc  n  verfraditeD.  Da  ümstSode  nicht  Torlagen,  wekbe  eine 
andere  Anslegnng  bedingen,  dnriten  nntor  «Qiren  Gfitem*  diejenigen 
verstanden  werden,  welche  die  Handlung  zam  Traneport  ftbergab, 
oder  welche  «e  empfing,  anch  wenn  sie  ihr  nicht  gehörten.  Kar, 
wenn  die  ElbechÜRahrtegesellschaft  xnr  Zeit  des  Vertragsschlasses  ein  er- 
kennbares Interesse  daran  hatte,  dass  Gflter  nicht  über  einen  gewissen  Be- 
trag hinaas  übergeben  wfirden,  anders.  Dies  war  nicht  der  Fall,  deshalb  darfte 
die  Handlang,  wenn  die  Frachten  stiegen,  den  günstigen  Frachtvertrag  be- 
nutzen, um  für  eigene  Rechnung  fremde- Güter  zu  spedlren,  auch  wenn  sie 
znr  Zeit  des  Vertragsschlusses  Speditionsgeschäfte  nicht  betrieben  hatte. 
Wenn  sie  den  dadurch  erzielten  Gewinn  mit  ihren  Kommittenten  theilte, 
berührte  das  die  Gesellschaft  nicht 


Nr.  217.   Entsch.  des  Dentschen  Reichsgerichts. 
3.  Straf-Senat  Vom  2.  Oktober  1885. 

[Prouäs.  Verw.  BI.  JaliiR.  VIT.  S.  181.] 

222,  230  B.  Strf.  0.  B.  Strafrechtliche  Verantwortliohkeit  wegen  fehle^ 
hafter  Konstruktion  eines  Baagerüstes. 

Ist  durch  fehlerhafte  Konstruktion  eines  Baugerüstes  em  Unglücksfall 
herbeigeführt,  so  kann  sich  der  Angeklagte,  welchen  die  Verantwortung 
für  die  fehlerhafte  Konstruktion  an  sich  trifft,  nicht  damit  entschuldigen, 
dass  er  dem  Verunglückten  lediglich  verboten  habe,  dss  Gerüst  zu  be- 
treten, sofern  er  nicht  ausserdem  noch  Vorkehrungen  getroffen  hat,  nm 
die  Befolgung  des  Verbots  zu  sichern. 


Mr.        Bntseh.  des  Dentaehen  Beiehsgerielits. 

3.  Civil-Senat.  Vom  26.  Oktober  188$. 

^BtMii.  d.  MUbatfir,  ta  CfTllMClMD.  Bd.  14.  8.  SSL] 

Die  HenteUnng  eines  Elsenbahnbanes  —  eines  Lnmobils  —  und  die 
darüber  abgesehlossenen  fiesehäfte  künnen  nlelit  die  Natmr  Ton  Hsndels- 
gesehüften  annehmen.  Deshalb  kmnmt  auch  den  Eisenbaluibaunnteinehmeni 
als  solehen  die  KauflnannsqnaUtät  nicht  sn. 

Der  Werth  des  durch  den  Vertrag  vom  25.  Mai  1875  aulgegebenen 
Betentionsrechtes  hängt  davon  ab,  ob  Klftgn'  nur  befugt  war,  wie  der  Be- 
rnfangsrichter  angenommen  hat,  dasselbe  für  seine  Forderung  aus  dem  mit 
PI.  &  Co.  unter  dem  12.  Februar  1878  abgeschlossenen  Vertrage  geltend 
za  machen,  oder  ob  es  auch  die  Forderungen  deckte  ans  denjenigen  Vei> 
trügen,  welche  er  mit  jenem  unter  dem  28.  Oktober  1872  und  13.  Oktober 
1873  abgeschlossen  hatte,  wie  der  Kläger  behauptet  Mit  Unrecht  beruft 
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sich  letzterer  darauf,  das»  ihm  ein  kauf  in  äniii  sehe  s  Retentionsrecht  zu- 
stehe, und  dass  der  Berufungsri« htt  r  (h-u  Art.  313  H.G.B,  verletze,  indem 
er  ihm  dieses  versage.  Denn  mit  Hecht  hat  der  Berufangsrichter  ange- 
nommen,  dass  dem  Kläger  als  Baanntemehmer  die  Eigensebalt  als  Kaaf- 
mann  nicht  zukomme.  Denn  wenn  auch  angenommen  werden  mag,  dass 
Kinder,  ahgesf^hen  VOD  Schwellen,  Schienen,  Weichen  ete.,  welche  ihm  von 
PI.  &  Co.  üherwiesen.  wurden  (vgl.  §  19  des  Vertrages  vom  12.  Febrnar 
1873),  allerhand  bewegliche  Gegenstände  anschadtr,  um  solche  für  den 
übernommenen  Eisenbalinbau  za  verwenden,  so  bildeten  doch  nicht  diese 
einzohien  Materialien  den  Gegenstand  eines  iuif  Weiterverausscrung  ab- 
zielenden Geschäftes,  so  duss  sie  etwa  im  Einzelneu  als  geliefert  berechnet 
Warden,  sondern  das  Objekt  der  Ges<  h;ifte  —  eines  nder  mehrerer  Werk- 
verdingungsverträge  —  bildet  die  Herstellung  des  Eisenbahnbaucs, 
bezw.  einzelner  Partien  desselben  im  Ganzen,  also  ein  Immobile,  und  die 
über  ein  solches  geschlossenen  Geschäfte  können,  mögen  sie  gewerbsmässig 
oder  nicht,  in  grösserem  oder  kleinerem  Umfange  geschlossen  oder  betrieben 
werden,  nie  die  Natnr  von  Handelsgeschäften  annehmen  (Art. 275  H.G.B.). 
Deshalb  kommt  aber  anch  den  Baunntemehmern  als  solchen  die  Kaufmanns- 
qnalität  nicht  zn  —  eine  Annahme,  die  in  der  Theorie  und  Praxis  anch 
im  Ganzen  einstimmig  ist 
Vgl.  Entsch.  des  R.O.H.G.'s  Bd.  11  S.  329  Nr.  104,  Bd.  15  S.  258  Sg., 
Bd.  13  S.  344  flg.;  Goldschmidt,  Handelsrecht  Bd.  1  S.  682—685; 
V.  Hahn,  Kommentar  znm  H.G.B,  zn  Art.  375  $  4;  Pnchelt  in  der 
Zeitschrift  ffir  französisches  Recht  Bd.  2  S.  206.  209. 


Nr.  219.  Entsch.  de»  Oisterr.  Yerwalt.  Gerichtshofes, 

Vom  28.  Oktober  1885. 

riUu!\viti-ki.  Frkonntn.  Dd.  IX.  «.  011.  -  Opsterr.  Centr.Bl.  f.  Ei-<"ih  ff.-  i^m:    S  .'h4?f 

a)  Die  Vornahme  des  AugenscltPiiiPs  zum  Zwecke  der  Ertheilung  des  Be- 
nütznrgskonsenses  für  ein  Gebäude,  sowie  die  Ertheilung  des  RnTnitziin^s- 
konseuses  selbst  sind  fd'^  fiiip  mit"  die  BauiiiliriiiiG:  bezügliche  Amtshundluiii:; 
anzusehen,  b)  Zur  Ertheilung  des  Benützungskonsenses  für  ein  im  Feuer- 
rayon  der  iUsenbahn  liegendes  Gebäude  ist  in  Galislen  die  Bezirks- 

haaptmaimsohaft  kompetent 

Die  Bezirksbaoptmannschaft  Pr.  in  Gälizien  hatte  dem  A.  die  Be- 
willigung zom  Baue  eines  Gebäudes  im  Fenerrayon  der  Galizischen  Carl 
Lndwig-Bahn  inPr.  ertbeilt.nnd  ihm  hierbei  bedeutet,  dass  er  sich  seiner- 
zeit  um  die  Ertheilung  der  Bewilligung  wegen  Benutzung  des  ausgefllhrten 
Gebäudes  an  die  Bezirkshauptmannschaft  zu  wenden  haben  werde. 
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Die  Gemeinde  Pr.  foeht  den  zweiten  Tlieil  der  fintscheidong  nüt  der 
BegründQDg  ao,  das»  die  Kompetenz  zur  Ertheilong  des  Bewcdurnng»- 
Ironeenaes  dem  GemeindeTorstande  zastehe,  nnd  betrat,  als  die  Entacliel- 
dang  aaeh  von  den  RelcarBtnetanzen  anfrecht  erhalten  worden  wir,  den 
Weg  der  Besehwerde  vor  dem  Verwaltangsgeriehtshofe. 

Die  Besehwerde  wnrde  als  nnbegrdndet  abgewiesen. 

Die  Hotivirang  der  Entscbeidong  des  VerwaltongdgeriditshofeB  ist 
folgende: 

Das  Gesetz  vom  26.  Dezember  1882,  galizisehes  L.-G.-Bl.  Nr.  3  ex 
1888  erklärt  im  Art  I  die  k.  k.  politisdie  BezirksbehOrde  fttr  berufen, 
«zur  Vornahme  der  Amtshandlungen  rQcksichtlich  der  Banf&liningeu  in 
der  NAhe  (im  Fenerrayon)  der  Eisenbahnen  mit  Bedachtnahme  auf  die  all- 
gemeinen Banvorsduriften,  sowie  anf  die  für  solche  Baaten  bestehendeu 
bestmdeien  Vorschriften,  insbesondere  zur  Yoroahme  der  Bankommissioneu 
nnd  znr  Erledigung  der  Bangesache'',  ohne  hierbei  irgend  welche  £in- 
sehrSnknng  festzusetzen. 

Da  als  eine  anf  die  Banffihrung  bezügliche  Amtshandlung 
sowohl  die  Vornahme  des  Augenscheines  zum  Zwecke  der  Er- 
theilung  des  Benutzungskonsenses,  als  auch  die  Ertheilung 
des  Benutzungskonsenses  angcHchen  werden  niuss,  so  erscheint 
auch  die  Kompetenz  der  k.  k.  politischen  Bezirksbehörden  bei  derartigen, 
denselben  zur  Bewillie!:ung  vorbehaltenen  Bautüliruiigcii  auch  für  die  Er- 
theilung  des  Benut/niigskünseuses,  somit  auch  für  die  Yenjuhmo  der  dem- 
selben vorausgehenden  Prüfung  der  kousenzmässigen  Ausführung  des  Baues 
und  derjenigen  Rücksirhten,  welche  bei  der  Untersuchung  eines  Neubaues 
behufs  der  Benutzung  in  Betracht  zu  kornmeu  haben,  gesetzlich  begründet, 
und  dies  um  so  mehr,  als  bei  der  der  Ertheilung  des  Benutzuugskonsenses 
vorau>t,e}ienden  kommissionellen  Eriu  buiig  stets  auch  die  planmäseige 
Ausführiuig  de»  Baues  zu  koustatireu  ist. 


Nr.  890.   Botseh.  des  Dentsehen  RefchsgeriiehtB. 

2.  Civii-Senat.    Vom  30.  Oktober  1885. 

[Uolz«,  Bd.  &  S.  154,  Nr.  640.] 

Verschulden  des  öewerbeuntemehmers  gemäss  §  120  R.Gew.Ord. 

Der  Vorwurf  «uies  Verschuldens,  welcher  den  Gewerbeuntemehmer 
allein  haltbar  macht,  trilTt  ihn  nur.  wenn  er  die  Nothwendigkeit  oder  üeh- 
lirhki  it  dor  Schutzvorrichtung  gekannt  hat,  oder  hei  Anwendung  der  Sorg- 
falt, wf'lrh''  G.  0.  §  120  zur  Pllicht  macht,  erkenii'^n  konnte.  Die  Fest- 
stellung, daas  beim  Vorhandensein  der  Schutzvorrichtung  der  Unfall  ver- 
mieden wäre,  mag  eine  Vermuthung  dafür  begründen,  dass  zwischen  dem 

Egei,  £iaeal>4liareebtlidie  £Qt«cheidiui<«a.  IV.  25 
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VerschiildeD  nnd  dem  Unfall  ein  ursächlicher  Zusammenhaag  bestehe.  Der 
sitr  Klagbegründung  erforderliche  Nachweis  dieses  Zusammenhangs  konnte 
aber  nur  Ar  erbracht  erachtet  werden,  wenn  das  die  VenirBachung  dnnii 
eigenes  Verschulden  des  Klägers  behauptende  (somit  den  Klaggmnd  1^* 
nende)  Vorbringen  des  Beklagten  nicht  geeignet  erschien,  diese  Vcrmuthmig 
zu  beseitigen.  Nach  dieser  Richtaog  ist  dieses  Yorbrmgen,  welches  nur 
als  Einrede  gewflrdigt  ist,  nicht  geprfift. 


Vr.  2Xi,  Sntaeh.  des  Dentsdien  Belchsgerlehta» 

2.  GiviUSenat  Vom  21.  November  1885. 

[Boll«,  Bd.  S.  8. 148L  Mr.  S14] 

9  1  Haf^fliehtgsflets.  ,3^1  dem  Betriebe  der  Bisenba]m^ 

Der  Zug,  in  welchem  sich  der  Keisende  btfuüJ,  hielt  einige  Miiiutea 
bei  st^iikcr  Dunkelheit  vor  der  Station,  ein  Theil  der  Wagen  auf  einer 
Brücke.  Der  Reisende  ist  durch  einen  Sturz  in  den  Bach  verunglückt, 
ohne  dass  hat  festgestellt  werden  können,  ob  derselbe  direkt  aus  dem 
Wagen,  etwa  weil  die  Thür  unverschlossen  war,  oder  nachdem  er  ausge- 
stiegen war  und  Boden  gefasst  hatte,  gefallen  ist.  Das  Berufungsgericht 
erachtet  aber  den  Kausalzusammenhang  zwischen  dem  Eisenbahnbetrieb 
und  dem  Unfall  erwiesen,  und  hat  den  Eisenhahnfiskus  vemrtheilt,  weil 
weder  höhere  Gewalt  noch  eigene  Terschnldong  erwiesen  sei. 


Nr,         Entseh.  des  Oesterr.  Oberaten  Oerlditflliofes. 

Vom  1.  Dezember  188a. 

COMtarr.  Centr.ni.  t  E^senb.  «te.  1686.  S.  57&] 

Die  Amortisirungsfrist  für  Eisenbalmaktien,  welohe  zwar  innerhalb  der 
Konzessionsdaner  nach  einem  bestimmten  Plane  zur  Rückzahlung  verlost 
werden,  aber  einen  im  Voraus  bestimmten  Zahlnngstermin  nicht  haben, 
l&oft  nicht  1  Jahr,  8  Woehen  imd  3  Tage  vom  wirklichen  ZaUnngstage 
dieier  Werthpapiere,  sondisni  betrlgt  8  Jalire  yom  Yeifiülstage  des  lotsten 
auf  dieaelbeiL  hinansgegebenen  Zlnsenkapons;  und  nur  Im  FaUe  einer  be- 
reltB  eingetreteM  Yorlosnng  soleher  AktloA  1  Jahr,  6  Woehen  imd  8  Tage 
von  dem  naeh  Massgabe  der  Ktehnng  eintretenden  Zahlnngstage. 

üeber  Einschreiten  der  Zentralieitung  der  L.-C.-J.  Eisenbahngesell- 
gchaft  v(»ni  20.  August  1885  liat  das  Landesgericht  Wien  (25.  August 
1885,  Z.  59  925)  im  Hinblicke  auf  §  54:  der  Statuten  dieser  Eisenbahn- 
geßollsehaft  und  auf  die  Bestimmungen  des  kais.  Patentes  vom  28.  Marz 
1803  (J.  G.  S.  599)  das  Edikl  vom  1.  Juli  iöbb,  Z.  4i  506,  welches 
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über  das  Ansuchen  des  Rcahiiitenbesitzcrs  M.  um  Einleituuy;  der  Amoiti- 
sirung  der  ihm  angeblich  in  Verkist  geratbenen  20  Stück  Aktien  der 
L.-C.-J.  EisenbahugesüUschaft  erlassen  worden  war,  dahin  abgeändert, 
dass  die  Amortisirungsfrist  für  diese  Aktien  auf  1  Jahr,  6  Wochen  und 
3  Tage,  Tom  wirklichen  Zalüangstage  dieser  Werthpapiere  an  gerechnet, 
festgesetzt  wird. 

Das  O.L.G.  Wien,  (13.  Oktober  1885,  Z.  16180)  hat  über  Rekurs 
des  M.  gegen  den  erstrichterlichen  Bescheid  Folge  zn  geben,  diesen  Be- 
seheid ahmfiiidem  und  m  erkennen  befanden,  dass  die  Amortisirungsfrist 
für  diese  Aktien  auf  den  Zeitraum  von  8  Jahren  vom  Yerfiülstage  des 
letzten  auf  dieselben  hinausgegebenen  Zinsenknpons  oder  im  Falle 
der  eingetretenen  Verloosang  aof  den  Zeitraum  von  efaiem  Jahre  6  Woohm 
und  3  Tagen,  von  dem  nach  Maassgabe  der  Ziehung  eintretenden  Zahiung»- 
tage  an  geredinet,  bestimmt  werde  nnd  demgemlsa  die  weitete  Dunb- 
fthrong  zu  veranlassen  seL 

Gründe: 

Die  Aktien  werden  zur  Rürk/ahlung  verlost  und  wenn  auch  dieselben 
innerhalb  der  Konzcssinnsdoüor  rückzahlbar  sind  und  daher  ein  gewisser 
letzter  Znhlungstermin  gegeben  ist,  sn  haben  doch  die  einzelnen  Aktien 
keinen  im  Vorhinein  bestimmten  Zahlungstermin,  daher  bei  Bestimmung 
der  Amortisirungsfrist  die  Vorschrift  des  luds.  Patentes  vom  15.  August 
1817,  J.  G.  S.,  Z.  13ßl,  einzutreten  hat. 

Gegen  den  Besclieid  des  O.L.G.  brachte  die  L.-C.-J.  Eisenbahn- 
geseilschaft  den  Revisionsrekurs  ein,  worin  sie  anführte,  dass  nach  der 
Konzession  die  Aktien  innerlialb  der  Konzessionsdauer  von  90  Jahren 
einznlönen  sind,  der  Zahlungstermin  also  damit  im  längsten  Ausmauisse 
bestimmt  sei  und  dnnh  die  jahrliche  Verlosung  abgekürzt  worden  könne, 
dass  also  das  Patent  vom  28.  März  1803,  J.  G.  S.  Z.  599  in  Anwendung 
zu  kommen  habe,  indem  sonst  die  Gesellschaft,  die  dem  Ueberbringer 
Zahlung  leisten  müsste,  zu  Schaden  käme. 

Der  Oberste  Gerichtshof  hat  dem  Revisionsrekurse  keine  Folge  zu 
geben  und  die  angefochtene  Entscheidung  des  k.  k.  O.L  G.  Wien  vom 
13.  Oktober  1885,  Z.  16  184  unter  Hinweisung  auf  die  Begründung  der- 
selben zu  bestätigen  befunden,  zumal  hier  auch  der  Umstand  zu  berück- 
sichtigen ist,  dass  die  zu  den  augeführten  Aktien  gehörigen  Zinsenkupons 
und  Talons  nach  Angabe  des  Araortisationswerbers  M.  sich  in  seinen 
Händen  befinden,  dass  daher  nur  die  Aktien  ohne  Zinskupons  und  laions 
zur  Amortisirung  kommen  sollen. 


26* 
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Nr.  223.    Kntsch.  dm  Oesterr.  Oberston  Gerichtshofes. 
Vom  I.Dezember  1885. 

[OMtm;  Cntr.BL  t  Btonk  «te.  IIHL  a  818-8801] 

Zur  Ahfahe  des  Qataohtens  Aber  die  EntsehftdJgVDg,  welolio  für  die  Snt- 
eigmiBg  einer  FriedhofiBiliolie  m  Bahnswecken  zu  leisten  ist)  kSnnen  Sm1i> 
Tersttndige  bestellt  werden,  welche  dem  BanfiMhe  angehören.  Die  !■ 
§  44  des  Expri^riationsgesetses  den  Eisenbahnantemehmimgeii  anferlegi» 
Yeipfliohtang  zum  Eostenersatz  erstreokt  sieh  nieht  auf  die  Vergütung 
der  mit  der  Vertretnng  der  Interessen  der  Expropriaten  verbundenen 
Auslagen,  insbesonders  nicht  auf  die  Vergütong  Ton  Rekurskosten.  Der 
Erlag  der  gerichtlich  festgestellten  Gntschädiprnng  sn  Gerichtshänden  ist 
im  §  33  des  Gesetzes  vom  18.  Febrnar  1878  von  der  Rechtskraft  des 
Entschädignngserkenntnisses  nicht  abhängig  genuMht,  kann  daher  Seitens 
der  Eisenbahn- GeeeUsohaft  anok  vor  Eintritt  dieser  Reohtskraft  erfolgen. 

JOie  Zuziehung  von  Banverstftndigen  eracheint  in  dem  vorliegenden 
Falle  edion  aus  dem  Grande  gerechtfertigtt  weil  die  enteignete  Grand- 
fläche,  von  deren  Benutzung  als  Friedhof  abgesehen,  sich  nach  ihrer  Lage 
zu  Bauzwecken  eignen  würde,  und  weil  die  Bewerthang  der  Kosten  der 
TTebertragang  der  vorhandenen  Grabsteine  an  einen  anderen  Platz  bau* 
technische  Eenotnisse  erfordert,  und  es  liegt  nichts  vor,  was  die  Eignung 
der  vom  Gerichte  im  Bescheide  vom  28.  Juni  1885,  Z.  18  683,  benannten 
Sachverstibidigen  in  dieser  Richtung  in  Frage  stellen  wftrde. 

Aber  auch  die  Frage  betreff  der  Nothwendigkeit  der  Zuziehung 
mehrerer  Sachverständiger  oder  anderer  Personen  ist  zu  verneinen. 

In  letzterer  Beziehung  ist  zu  bemerken,  dass  nach  den  unbestrittenen 
Angaben  der  Oesterr.  Nordwestbahn  das  Enteignungserkenntniss  hinsicht- 
lich der  in  Rede  stehenden  €hmnddäche  gegen  die  Repräsentanz  der 
israelitischen  Eultosgemeinde  in  Lieben  selbst  erging  und  dasa  diese  das 
Begehren  nm  Ermittelung  der  Kosten  der  TTebertragang  der  auf  der  ent- 
mgneten  Gmndfläche  befindlichen  Gräber  im  eigenen  Namen  stellte.  In 
erster  lUchtang  aber  erscheinen  Bauverständige  vollkommen  geeignet  zur 
Berficksiditigung  und  Veranschlagung  aller  einschlägigen  Momente,  die 
vorliegend  auf  die  Ermittelung  der  Entschädigung  Eihfluss  haben  kOnnen, 
da  Bauverständige  nach  ihrem  Berufe  mit  der  Anlegung  und  Uebertragaiig 
von  Grüften  zu  thun  haben  und  hiemach  auch  zu  dieser  Wertherhebang 
befähigt  erscheinen. 

Was  aber  die  Bewerthung  der  anf  der  enteigneten  Fläche  befindlichen 
Vegetation  betriflft,  so  wurde  gegen  die  Xl(hl!)erüclwichtigung  derselben 
nach  Ausweis  des  Protokolls  vom  10.  Juli  1885  von  Seite  der  KultUB- 
gemeinde-Repräsentanz  keine  Einwendung  erhoben. 
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Hieraus  ergiebt  sicli,  dass  die  Aufhebung  des  Bescheides  vom  23.  Juni 
1885,  Z.  13  683,  sowie  auch  die  lediglich  auf  die  Annahme  der  nicht 
ausreichenden  Qualifikation  der  zugezogenen  Sachverstand  igen  gestützte 
Aufhebung  des  Schätzungsuktes  seitens  des  Oberlandesgerichts  nicht  ge- 
rechtfertigt erscheint,  deshalb  unter  Behebung  der  diesfälligen  Verfügung 
dem  Oberlandesgerichte  die  neuerliche  Erledigung  des  iiekurses  der  israeli- 
tischen Kultusgemeinde-Repräsentanz  zu  verordnen  ist 

Dieser  Auftrag  konnte  nicht  auf  den  im  Revisiouszuge  erhobenen 
Anspruch  auf  Kostenersatz  ausgedehnt  werden,  da  es  sich  um  eine  nach 
den  Grundsätzen  des  niclit  streitigen  Verfahrens  zu  erledigende  Angelegeo- 
heit  handelt,  und  da  die  einer  Eisenbahnunternehmung  durch  §  44  des 
Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  R.G.B1.  Nr.  30,  auferlegte  Verpflichtung 
sich  nicht  auf  die  Vergütung  der  mit  der  Vertretung  der  Interessen  des 
Expropiirten  verbundenen  Auslagen  ausdehnen  lässt.  Aus  eben  diesem 
Grande  war  auch  das  Begehreu  um  die  in  zweiter  Instanz  zuerkaunieu 
Uekurskosteu  abzuweisen. 

In  BetreiT  der  Zurückweisung  des  Erlagsanbriugeus  hinsichtlich  des 
Betrages  von  1132  fl.  wird  dem  ausserordentlichen  Kevisiousrekurse  statt- 
gegeben, in  Abänderung  beider  unter  gerichtlicher  Entscheiduugen  der  erst- 
gerichtliche Verwahrungsauftrag  vom  11.  August  1885,  Z.  18  0(52,  wieder- 
hergestellt und  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  Karofinenthal  Terordnet,  über 
das  im  Erlagsgeancbe  gestellte  Begehren  um  Beif&goog  der  Bedingungen 
der  Ansfolgung  zu  dem  Verwalirungsauftrage  mmmelir  abrnsproeheii,  weil 
das  ErlagBanbringen  den  Bestimnnuigeii  der  §§  21 — 25  der  Ifinisterial- 
▼erordniiDg  Tom  16.  November  1850,  R.6.BI  Nr.  448,  entspricht,  die 
Zn]ftsBigkeit  des  Erlages  aber  nur  nach  diesen  Bestimmnogen  zn  prüfen 
ist,  da  ftber  die  Bechtmlsaigkeit,  bezw.  die  Wirkung  des  Erlages  im  Falle 
eines  Streites  abgesondert  zu  entscbeiden,  übrigens  der  Erlag  der  gericht- 
liflh  festgestellten  Entschüdignng  im  §  33  des  Gesetzes  vom  18.  Februar 
1878,  R.G.BL  Nr.  30,  von  der  Bechtskraft  des  Entschftdigungserkenni- 
nisses  nicht  abhSngig  gemacht  ist,  wonach  die  Voranssetzungen  des  §  16 
des  Gesetzes  vom  9.  August  1854,  R.G.B1.  Nr.  208  im  vorliegenden 
Falle  zutreffen. 


Nr.  fSfti,  Eiitseh.  des  Oesterr.  Obent.  Terwalti  OerichtshoÜM. 

Vom  1.  Dezember  1885. 

Dae  Cknetg  rm  1.  Juni  1868  und  die  KonsessionBiirkiuide  der  k.  k.  pil?. 
Üeteir.  Nordwattbahn  gew&hit  die  BeMimg  ▼on  der  Dsbsrtragangsgebühr 
mir  den  Qnmdebüönuigen  mm  Zweeke  des  Baues  und  Betriebes  der  duroh 
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die  Urkunde  konzessionlrten,  im  Gesetze  (Art.  I)  benannten  Eisenbahn- 
linien, zu  denen  eine  zn  einem  einzelnen  indnstrieUen  Etablissement  her- 
zustellende Flügelbahn  nicht  gehört. 
Das  k.  k.  Finanz-Min.  hat  mit  der  augel'ochtenen  Eutsdieidun^  vom 
4.  Februar  1885  der  beschwerdeführenden  Eisenbahiigesellschaft,  die  vou 
derselben  auf  Grund  des  §21  ihrer  Konzessionsurkunde  vom  8.  Sejdember 
1868,  K.G.B.  No.  143,  in  Anspruch  sennnimeue  Befreiung  von  der  Zahlung 
der  üebertragüDgsgübühren  rücksichflich  der  zur  Herstellung  einer  Schlepp- 
bahn in  die  Zuckerfabrik  Obora  angekauften  Grund [larzellen  ans  dem 
Grunde  verweigert,  weil  in  dem  bezogenen  §  21  der  eil.  Konzessions- 
urkunde die  Linien  genau  bezeithuct  sind,  für  welche  die  Gebührenbegünsti- 
gungen  zugestanden  wurden,  unter  diesen  Linien  Schleppbahnen  zn  einzelnen 
industriellen  Werken  nicht  (wie  im  §  4  der  Konzeasionsurkundi)  aufge- 
führt sind,  weil  ferner  ausnahmsweise  Begünstigungen  ßtrenfäfe  aufzufassen 
sind  und  die  Verleihung  des  Expropriatiousreclites  für  diese  Sciilepp- 
bahu  keineät'allä  das  Zugestäudniss  von  Gebühroubegünstigungen  in  öich 
schliesst. 

Die  Beschwerde  macht  ds^egen  geltend,  dass  die  gedachte  Gebühren- 
befreiung im  5.  Absätze  des  §  21  ganz  allgemein,  ohne  Beschränkung  auf 
die  im  §  1  der  Eonzessionsurkunde  angefahrten  Eisenbahnlinien  eingeräumt 
sei,  dass  aber  flberdies  die  im  §  4  dieser  Urkunde  erw&hnten  Scbleppbahuea 
zu  einzelnen  indnBtriellen  Etablissements  za  den  in  §§  1  und  21  der  cli. 
EonseadonMirkiiiide  angeffifarten  Bisenbahnlinieii  zu  zUilen  sden. 

Der  y. G.Hof  yermochte  in  der  angefbchteDen  EntBcheidnng  eine  Gesetz- 
widrigkeit oidit  zu  erkennen.  —  Die  Tragweite  der  dnieh  die  erwfibnte 
Eonzessionsorlouide  der  bescbwerdefUirenden  Eisenbahngesellschaft  gewähr- 
ten finanziellen  Begfinstignngen,  respektive  Ansnahmen,  von  den  allgemeinen 
Steuer-  und  Gebtthrengesetacen  Jcano  nftmlich  im  FaQe  eines  Zweifels  niobt 
nach  dem  Inhalte  dieser  Konzessionsnrknnde  allein,  sondern  nnr  im  Zn- 
sammenhaite  mit  dem  bbalte  des  Gies.  vom  1.  Jnnt  1868,  R.G.B,  Nr.  56, 
benrthdlt  werden,  auf  Grand  dessen  allein  die  Regiening  diese  Begfinsti- 
gnngen  in  der  Eonzessionsarknnde  ertheUen  konnte,  und  anoh  tbatsftcblich 
ertheilt  hat,  wie  dies  durch  Berufhng  dieses  Gesetzes  in  dem  Eingänge  der 
Eonzessionsurkunde  Tom  8.  September  1868,  R.G.B.  Nr.  143,  ansdrAcklich 
herrorgehoben  ist 

Art  1  des  dt  Gesetzes  bezeichnet  jenen  Eomplez  von  Eisenbahnen, 
zu  deren  Bau  und  Betrieb  die  Eonzessionsertheilang  unter  den  in  dem 
Gesetze  normirten  Bedingongen  nnd  Zugeständnissen  in  Aussicht  genommen 
wurde,  in  üeberainstimmung  mit  dem  Titel  des  Gesetzes  und  mit  §  l  der 
Eonzessionsurkunde,  wobei  in  dem  Letztoren  allerdings  noch  eine  weitere  — 
hier  nicht  in  Frage  kommende  —  im  Art.  n,  Punkt  3  des  Ges.  erwfthnte 
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Eventualzweigbahn,  jedoch  unsdrücklich  ^ohne  Anspruch  irgend  einer  üuan- 
ziellen  Begunstii^uDg"  konzessiouirt  wurde.  —  Der  Art.  III  des  Oesetzes, 
welcher  im  Eingange  abermals  „die  im  Art.  1  augclührten  Eisenbahuliuien" 
erwähnt,  zählt  die  Begünstigungen  und  Ansnahmen  von  den  allgemeinen 
Steuer-  und  Uebühreugcsctzen  auf.  welche  bei  Kon/cssionirung  der  nsterr. 
Nordwestbahn  den  Unternehmern  derselben  zu  bewilligen  sind.  —  Der 
Art  IV  des  Gesetzes  endlich  fornaulirt  als  Bedingung  dieser  Begünstigungeu 
einige  in  die  Konzessionsurkunde  aufzunehmende  —  und  thutsächlich  in 
dieselbe  aufgenommene  —  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Bauausführung, 
hinsichtlich  des  VoUendungstermines  der  einzelnen  Strecken  der  konzes- 
tionirten  Btsenbahn  il  s.  w.  und  enthalt  im  Punkt«  3  die  ansdrfick- 
liehe  Bestimmung,  dass  den  Konzeasion&ren  «znr  Ansföhrang  der  kon* 
zessionirten  Eisenbahnen  das  Recht  der  Expropriation  ertheilt  wird** 
und  dass  das  gleiche  Becht  den  Konzessionären  «auch  bezfiglich  jener  zu 
einzelnen  indnstriellen  Etablissements  etwa  herzustellenden  Flügelbahnen 
zn gestanden  werden  kann,  deren  Errichtung  von  der  Staatsverwaltung 
als  im  Offenfliehen  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte.* 

Ans  dem  Zusammenhalte  aller  dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  und 
im  Hinblicke  auf  den  Grundsatz,  dass  Ausnahmen  vom  Gesetze  strenge 
auszulegen  sind,  geht  nach  der  Anschauung  des  V.G. Hofes  zweifellos  her* 
vor,  dass  das  Gesetz  und  demgemäss  auch  die  Konzessionsuikunde  die  Be- 
freinng  von  der  IJebertragungsgebfihr  nur  den  GrundeinlOsungen  zum  Zwecke 
des  Baues  und  Betriebes  der  durch  die  Urkunde  vom  8.  September  1868 
auf  Grund  des  Ges.  vom  1.  Juni  1868  konzessionliten,  im  Art.  I  des  Ge- 
setzes benannten  Eisenbahnlinien  gewähren  wollte. 

Dass  aber  die  heute  in  Bede  stehende,  zu  der  Zuckerfabrik  in  Obora 
führende  Schleppbahn  nicht  zu  diesen  Linien  gehöre^  folgt  schon  daraus, 
dass  sie  sich  zweifellos  als  eine  jener  „zu  einzelnen  industriellen  Etablisse- 
ments etwa  herzustellenden  Flflgelbahnen*  darstellt,  welche  im  Art.  IV, 
Punkt  8  des  Ges.  vom  1.  Juni  1868  —  und  konform  hiermit  im  §  4  der 
Konaessionsurkunde  —  den  konzessionirten  Eisenbahnen  direkt  entgegen- 
gestellt werden,  es  folgt  dies  weiter  daraus,  dass  im  entgegengesetzten 
Falle  auch  f&r  diese  Schleppbahn  der  im  Art  IV,  Punkt  2  des  cit  Ge- 
setzes —  §  3  der  Konzessionsurkunde  —  festgesetzte,  längst  verstrichene 
Bauvollendungstermin  hätte  gelten  mflssen,  was  von  der  Beschwerdeführerin 
gewiss  nicht  behauptet  werden  will;  —  es  folgt  dies  endlich  aus  den 
eigenen  Allegaten  der  Beschwerde,  indem  hiernach  der  besehwerdefOhienden 
Gesellschaft  ^die  erbetene  Eonzession  zum  Baue  und  Betriebe**  dieser 
ScUeppbahn  erst  mit  dem  Handels-Miu.-Erlasse  vom  28.  Februar  1883, 
Z.  48891,  ertheilt  worden  ist,  uobei  der  V.G.Hof  nicht  zu  untersncheD 
hatte,  ob  das  Handels-Min.  zur  Ertheüung  dieser  Konzession  nach  den 
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§§  1  und  2  der  Yerordnnng  vom  14.  September  1854,  B.G.B.  No.  238, 
kompetODt  war  oder  niebt. 

Wenn  endliefa  behauptet  wird,  der  Gesellsdiaft  stehe  die  Oebflhien- 
befreinng  ffir  die  GnmdeinlOsungeu  in  lülen  jenen  FftUen  zu,  in  denen  sie 
das  Expropriationsreefat  habe,  so  Iftsst  aidi  diese  Bebaoptung  weder  ans 
einem  Gesetze,  noch  ans  der  cit.  Eonzessionsnrknnde  ableiten. 

Dieeemnadi  und  da  die  Grondeinldsangen,  nm  welche  es  sich  liandelt, 
nnbestrittonermaassen  zum  Zwecke  des  Baues  der  zor  Zuckerfabrik  in 
Obora  fthrendeo  Schleppbahn  erfolgt  sind,  konnte  der  V. G.Hof  den  An- 
bpiach  der  Gesellschaft  auf  Befreiung  von  den  f&r  diese  BechtsgeschSfte 
enteilenden  üebertragungsgebShren  f&r  gerechtfertigt  nicht  erkennen,  und 
es  mnsste  daher  die  Beschwerde  als  gesetzlieh  unbegröndet  abgewiesen 
werden. 


Mr.  225.   Kutsch,  des  JDeutscbeu  lieichsgerichts. 
5.  Civil-Senat.    Vom  2.  Dezember  1885. 

[Hoizr,  BJ.  :>   s,  '^7.  Ni.  ir..*.] 

Umfang  der  fintschädigimgspfliclit  aus  dem  Eiseubahubetrlebe. 

Die  Begründung  des  Berufungsgerichts  ist  uicht  ro(  litsirrthümlich,  dass, 
wenn  auch  die  mit  dem  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn  verbundenen 
Anlagen,  welche  einen  schädlichen  Eingriff  in  das  Eigenthum  des  Nach- 
barn enthalten,  insonderheit  auch  Immission  von  Bauch  und  Feuerfonken, 
Erschütterungen,  Baabeschrftnkxmgen  ans  Anlass  von  Feuersgefahr,  Be- 
schränkung in  der  Strassenbenutzung,  zur  Entschädigung  verpflicliten  — 
A.L.a  1,  6,S§ae— 38,  I,  8,  §§27— 31  —  die  Entschädignngspflicht 
für  verursachtes  Geräusch  und  Einblick  in  die  Zimmer  des  an 
einer  Berliner  Strasse  belegenen  Hauses  zu  verneinen  sei,  weil  dies  die 
Folge  der  Lage  an  einer  öffentlichen  Strasse  mit  lebhaftem  Verkehr  and 
unter  solchen  Umständen  gewöhnliche  Belfistigung  sei. 


Nr.  226.  Entsch.  des  Deutscheu  Reichsgerichte. 
Civil- Senat.    Vom  8.  Dezember  löbä. 

[Bolie,  B.i.  ?.  S.  Wn.  Nr  n4\.  VM'J.] 

Dienstentlassung  nach  dem  Preuss.  Disziplinar  Ges.  v.  21.  Juli  1852. 

§§  16,  83. 

Die  Dienstentlassung  zieht  nach  dem  Pr.  Gesetz  vom  21.  Juli  1852, 
§  16,  den  Verlust  der  auf  (Jriind  der  Amtsübertraguiig  aus  Staatskassen 
zu  leistenden  PensioDcn  nach  sich.  Ob  der  Anspruch  auf  Pension  aus 
einem  privatrechtlichen  Verhältnisse  an  die  als  seibststüudige  Kor- 
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pnratioii  bestehende  Beamten-Pensionskasse  derB.  M,  Kiscnbahagesellachaft 
uach  dem  Statut  entzogen  i^t,  war  selbBt^tändis:  zu  prüfen 

Da  dem  entlasseuen  Beamten  sein  Gehalt  für  die  vi  1 1  lagsmassige 
Kündigungsfrist  belassen  wurde  —  IV.  Gesetz  vom  21.  Juli  1852,  §  83  — 
liegt  nicht  di>^7. iplinoUe  Dienstentlassung,  sondern,  was  sich  aach 
aus  dem  Wortlaat  der  Verlügang  ergicbt,  Kündigung  vor. 


Nr.  837.  Entscb.  des  Bentsehen  Beiehagerlclits. 

S.  Straf'Senat  Yom  11.  Dezember  1885. 

[JarfM.  WodWMcbr.  UM.  8. 1M.1 

1 150  B,  St  G.B.  Falsehe  eidesBtattliche  Tenlclienuig  eines  Beamten. 
Die  wiaeentHeh  ftlMk  abgegebene  Versiclieriiiig  an  Bidesstatt  von  einem 
Beamten  in  einem  Falle,  in  welchem  geeetzlieh  eine  solche  Venichenmg 
gestattet  ist,  ist  strafbar,  ohne  dass  der  StrafHchter  zu  prfifen  hat,  ob 
nach  den  tbatsftchlichen  ümstAnden  die  Abnahme  der  Versichemni;  ge- 
boten war.   

Nr.  t2S*  Entfleh,  des  Dentsehen  Belehsgerlehts^ 
4.  Straf-Senai  Vom  11.  Dezember  1885. 

[Jailit  Wodiiuclir.  1888.  8.  lOS.] 

Filsolrang  meehsnlseh  TervieliUtlgter  Urkunden.  §§  267,  ft68  B.8tr£0.B. 

Auch  Schriften  nrknndlichou  Inhalts,  welche  nebst  ihrer  Unterschrift 
luechauisch  vervielfältigt  sind,  können  gefälscht  werden. 


Nr.  889.  Entsefa.  des  Deatsehen  Reiehsgerlehts. 
1.  Straf-Senat.   Vom  17.  Dezember  1885. 

[KalMh.  4.  BeidMfer.  In  Siralki  Bd.  11  8.  ItL] 

381^33$  B.StrtO.B.  Deijeidge,  der  einen  Beamten,  ehne  die  Absieht^ 
denselben  m  einer  plUehtwldiigen  Handlnng  sa  bestimmen,  ein  Qesehenk 
angeboten,  Tersproehen  oder  gewihrt  hat,  kann  nleht  wegen  Theilnahme 
an  dem  in  §  332  B,Strt0.B.  Tefgeeehenen  Vergehen  bestraft  werden. 

Der  Angeklagte  B.  wurde  wegen  Bestechung  nach  f  338  St.G.B.'s 
zu  einer  GefSngniesstrafe  ▼eroriheilt,  weil  er  in  seiner  Eigensehaft  als 
Eisenbahnsehailher  einen  Beiaenden  ohne  Billet  mitfahren  Hess,  dafür  aber 
ein  Qesehenk  von  80  Pf.  annahm.  Bezüglich  des  Mitangeklagten  S.,  der 
diese  60  Pf.  hingab,  nahm  ^e  Strafkammer  an,  der  Thatbestand  des  in 
f  833  St.G.B.*s  vorgesehenen  Vergehens  liege  nleht  vor,  weil  der  An- 
geklagte nicht  in  der  Absicht  gehandelt  habe,  B.  zu  einer  pflichtwidrigen 
Handlung  zu  bestimmen,  bestrafte  denselben  aber  wegen  Theilnahme  an 
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der  (passiven)  Bestechung  des  B.  Auf  Revision  des  S.  wurde  das  an- 
gefochtene Urtheil  aufgehoben  and  die  Sache  zarückverwieseii.  Die  Auf- 
hebaog  Btfltzte  sich  aaf  folgende 

Gründe: 

Nach  dem  Strafgesetzbiu-lie  int  das  Anbieten  bezw.  Gewähren  von 
Geschenken  oder  anderen  V^ortheilen,  durch  welche  Beamte  oder  Mitglieder 
der  bewaffneten  Macht  zu  einer  Handlung  bestimmt  werden  soUen,  welche 
eine  Verletzung  ihrer  Amts-  oder  Dienstpflicht  enthält,  nicht  als  Theil- 
nahme  au  dem  Amtsverbrechen  der  passiven  Bestechung  anzusehen.  Viel- 
mehr bildet  die  aktive  Bestechung  ein  besonderes  Vergehen,  dessen  That- 
bestand  in  §  333  dieses  Gesetzbuches  geregelt  worden  ist.  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  die  in  diesem  Paragraphen  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen 
nur  insoweit  als  strafbar  erscheinen,  als  die  Voraussetzungen  der  erwähnten 
Vorschrift  vorliegen,  und  dass  nicht  neben  §  333  noch  die  Bestimmungen 
der  §§  331,  332  St.G.B.'s  in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  der  §§  48, 
49  auf  die  Handlung  zur  Anwendung  gebracht  werden  dürfen,  in  welcher 
das  Anbieten,  Versprechen  und  Gewähren  eines  Geschenkes  gefunden 
wird.  Wie  derjenige,  der  einem  Beamten  für  eine  in  dessen  Amt  ein- 
schlagende, an  sich  nicht  pflichtwidrige  Handlung  Geschenke  oder 
andere  Vortheile  anbietet,  verspricht  oder  gewährt,  nicht  wegen  Theil- 
nahme  an  dem  in  §  331  a.  a.  0.  Torgesebenen  Vergehen  bestraft  werden 
kann,  so  darf  derjenige,  d^r  sieh  einer  der  in  §  333  ▼orgesehenen  Hand- 
lungen schuldig  macht,  nicht  wegetf  aktiver  Bestechung  und  Theünahme 
an  dem  Amtsvertirechen  oder  -vergehen  der  passiven  Bestechung  bestraft 
werden,  wie  es  regelmässig  geschehen  mfisste,  wenn  nicht  das  Verhalten 
der  Schenkenden,  soweit  es  sich  nm  die  Bestecbnog  handelt,  lediglich 
nach  §  333  StG.B/s  zn  benrtheilen  wftie.  Sofern  die  Handlung,  zn 
welcher  der  Beamte  bestimmt  wurde,  nicht  bloss  eine  Verletzung  der 
Amts-  oder  Dienstpflicht  enthftlt,  sondern  als  strafbar  erscheint,  kann  in 
der,  den  Thatbestand  der  aktiven  Bestechung  bildenden,  Handlung  zugleich 
eine  Theilnahme  an  jener  strafbaren  Handlung  des  Beamten  zu  finden 
sein.  Aber  die  aktive  Bestechung  darf  nicht  als  Theilnahme  an  der  pas- 
siven Bestechung  nochmals  mit  Strafe  belegt  werden.  Ans  diesen  Grund- 
sfttzeo  ergiebt  sich,  dass  deijenige,  der  einen  Beamten,  ohne  die  Absicht, 
denselben  zu  einer  pflichtwidrigen  Handlang  zu  bestimmen,  ein  Geschenk 
angeboten,  versprochen  oder  gewfthrt  hat,  ebensowenig  wegen  Theilnahme 
an  dem  in  §  332  a.  a,  0.  vorgesehenen  Verbrechen,  wie  wegen  aktiver 
Bestechung  bestraft  werden  kann. 
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Nr.  230.  Entseb.  des  Dentseli«ti  Belehsgeriehts« 
3.  Straf-Senat.  Vom  17.  Dezember  188$. 

[Gntodk  d.  Belctasgw.  in  Strtft.  Bd.  18.  8.  SIS.] 

R.  Strf.G.B.  §  43.  Es  liegt  kein  Versucli  der  Urkimdenfälschung,  sondern 
nur  eine  straiiüse,  vurbereiteiidf!  Handluns;  vür,  wenn  die  Handlung  des 
Tliäters,  welcher  die  von  ilim  bcabsiciiUgte  Urkuiidenlalscliun^^  (Falir- 
biUets)  mittelst  Anfertigung  der  falschen  Urkunde  auf  meclianisciiem 
Wege  —  durch  Holzdmck  —  begehen  wollte,  nur  bis  zu  der  Herstellung 
des  Holzstoekes  und  Änfertignng  eines  Probedruckes  vorgeschritten  ist. 

Die  von  dem  Beschwerdefährer  S.  eingelegte  Kevision  erscheint  be- 
gründet. 

Die  Venirthciluijg  desselben  wegen  versuchter  gewinnsüchtiger  Ur- 
knndenfalschung  ist  gestützt  auf  die  Foststellnr^tj.  derselbe  habe  den  Ent- 
schlüös  gcfasst,  die  mit  tuksimilirter  ünterschriii  der  Direktion  der  Ham- 
borg-Harburger  Dampfsohifffahrtsgesellschaft  versetieiieii  Ffihrbiüette  fälsch- 
licii  anzufertigen  und  von  den  so  gefertintt^n  FaUitikaten  beiinfs  Erlangung 
eigenen  VermügeDsvortheiles  zum  Zw  m  Im  der  Täuschung  Gebrauch  zu 
machen,  und  or  habe  diesen  Ents«  liiuss  durch  Ilandlniigen  bethätigt, 
%veb-he  den  Anfang  der  Ausführung  des  beabsichtigten  Verbrechens  ent- 
hielten. 

Diese  letztere  Annaiime,  dass  objektiv  in  demjenigen,  was  der  Be- 
schwerdeführer gethan  hat,  bereits  der  Autaug  der  Ausluiirung  des  Ver- 
brechens enthalten  sei,  ist  zu  beaustuiulen.  Nach  den  getroffenen  Fest- 
stellungen hat  Angeklagter  S.  am  26-  Juni  1885  unter  einem  falschen 
Namen  bei  dem  Bu*  bdi-uckereibesitzer  K.  die  flerstelluug  von  5000  Stück 
der  obenerwähnten  lahrscheine  unter  Uebergabe  eines  Probcexemplares 
bestellt.  K.,  der  keiueu  Argwohn  hatte,  hat  die  Arbeit  angefangen,  nach 
dem  Probeexemplare  den  erforderlichen  Holzstock  geschnitten  und  einen 
Probeabdruck  auf  rothem  Papiere  gemacht,  während  die  bestellten  Scheine 
auf  orangefarbenem  Papiere  gedruckt  werden  sollton.  Damit  hat  die 
Thätigkelt  des  K.  abgeschlossen.  Er  bat  Verdacht  geschöpft,  der  Di- 
rektion der  Geselbcbaft  Anzeige  gemacht^  und  es  ist  darauf  der  Beschwerde- 
Wbiet  am  4.  Jnll,  als  er  das  erste  Tausend  der  Falsifikate  abheben 
wollte,  Terbaftet  worden. 

Üeber  die  Abgrenznng  des  Gebietes  der  den  Anfang  der  Ansftthnug 
einer  Strafithat  enthaltenden  Handlnngen  von  der  blossen  —  in  der  Regel 
straflosen  —  Vorbereitnng  der  Stiaftbat  ist  Theorie  und  Pratis  zu  einem 
allenthalben  übereiostimmenden  Ergebnisse  zur  Zeit  nicht  gelangt.  Soviel 
steht  aber  unbestritten  fest,  dass,  wenn  die  Handlang  des  Tbflters  einen 
weiteren  Erfolg  noch  nicht  gehabt  bat,  als  dass  damit  die  Herbeischaifung 
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der  Mittel  oder  Werkzeuge  zur  Begehung  der  Strafthat  selbst  oder  zur 
Healisiruu^  eines  einzelnen  'riiathcstandsmomentes  bezielt  und  erreicht  ist, 
von  einem  Anfange  der  Ausführuiii;  der  That  seihst  nneh  niflit  £;esprochcii 
werden  kann.  Ueber  dieses  Stadium  ist  aber  nach  dem .  was  festgestellt 
worden  ist,  hier  die  Handlunp^  des  Angeklagten  nicht  hinausgekommeo. 
Die  Ausführungen  der  Urtheilsgründe  lassen  es  zweifelhaft,  ob  die  Yor- 
iostanz  den  strafbaren  Versurli  der  Urkundenfälsehung  schon  in  der  Be- 
stellung der  Falsifikate  bei  K.,  allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  am 
4.  Juli  gemachten  vergebliehen  Versuche,  dieselben  hei  K.  abzuholen,  also 
nur  iu  der  vom  Beschwerdefüll rer  persönlich  entwiekolten  Thätigkeit  ge- 
funden hat,  oder  ob  i>ie  dabei  zugleich  das,  wa?  K  in  des  Angeklagten 
Auftrage  gethan  hat,  berücksichtigt  und  dein  letzteren  als  eigene  Handlung 
zugerechnet  hat.  Das  letztere  hat  im  Hinblicke  auf  die  Festeste  11  uug,  dass 
K.  nur  als  Werkzeug  des  Beschwerdeführers  thätig  gewesen  ist,  unbedenk- 
lich zu  geschehen.  Aber  auch  bei  Berücksichtigung  dessen,  was  durch 
K.'s  Thätigkeit  ausgeführt  worden  ist,  liegt  noch  nicht  ein  Aufaug  der 
Ausführung  der  Urkundenfälschung  vor.  Die  Bestellung  der  falschen  Fahr- 
scheine bei  K.  hatte  mit  der  Thatsache  der  Aufertigaog  derselben  nach 
nichts  zu  thun;  sie  schaffte  dem  Angeklagten  erst  das  Werkzeug,  dessen 
er  sich  hierzu  bedienen  wollte.  Mit  der  Anfertigung  des  Holzst^ckes 
leriier  wurde  nur  das  technische  Hilfsmittel  zur  Ausführung  des  Falsifikatü 
hergestellt.  Aber  auch  die  Herstellung  des  Probedrucks  diente  nur  erst 
zur  Vorbereiluiig  der  Anfertigung  der  in  den  Verkehr  zu  bringenden 
falschen  Urkunden,  während  der  vom  Angekhigteu  erfolglos  gemachte 
Versuch,  die  —  noch  nicht  hergestellten  —  Falsifikate  von  Ii.  abzuholen, 
mit  der  Ausführung  des  Verbrechens  selbst  gleichfalls  nichts  zu  thun  hatte. 
Der  Grund,  welchen  die  Vorinstanz  dafür  geltend  macht,  dass  die  vom 
Angeklagten  zur  Bethätigong  des  auf  Begehung  der  Urkundenfälschnog 
gerichteten  Entschlusses  vorgenommenen  Handinngen  bereits  den  Anfang 
der  AnsfQbruDg  dieses  Verbrechens  enthielten,  ist  verfehlt  An  sich  hat 
4$r  Umstand,  ob  bareits  ein  Znatand  vorliegt,  welcher  dnrch  den  blossen 
Willen  des  Thftters  nleht  wieder  rttckgängig  gemaebt  werden  kann,  mit 
der  Frage  nichts  an  thun,  ob  mit  demjenigen,  was  vorliegt,  bereits  eia 
Anfang  der  Anaflllunmg  der  Strafthat  gemacht  oder  diese  nur  vorbereitet 
worden  ist  Bs  ist  aber  flberdies  schlechterdings  nicht  abzosehen,  inwie- 
fern im  konkret  vorliegenden  Falle  der  BeachwerdefOhrer  mit  der  üeber^ 
gäbe  der  Bestellung  der  falschen  Fahrscheine  sieh  der  Möglichkeit  begeben 
haben  sollte,  lediglich  dnrch  Aufgeben  sdnes  Willens  das  beabsichtigte 
Verbrechen  zu  unterlassen.  Zur  Ausfahrung  des  voliendeten  Verbrechens 
gehörte  das  Gebrauchmacfaen  von  den  falschen  Urkunden  sum  Zwecke  der 
Tftnsehnng;  dieses  nach  freiem  Willen  zu  unterlassen,  war  der  Beschwerde- 
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führer  nicht  gehindert.  Br  bitte  aber  aneb  jede  weitere  Anefftfarang  seines 
Planes  überhaupt  unterlassen  kOnnen,  wenn  er  die  unter  fiilscbem  Namen 
bestellten  fidschen  Fahrscheine,  auch  wenn  sie  von  K.  angefertigt  worden 
^ren,  bei  diesem  nicht  abgeholt  hätte,  wShrend  bis  zu  der  erfolgten 
Anfertigung  es  zu  seiner  freien  Eotsehliessnng  stand,  den  hieran!  ge- 
richteten Anftrag  zu  widerrufen.  Ffir  die  Frage,  ob  bereits  strafbarer 
Versuch  oder  nur  straflose  Vorbereitung  vorliege,  konmit  es  aber,  wie 
erwShnt,  flberhaupt  nicht  darauf,  ob  das  Unterlassen  weiterer  Thfttigkeit 
vom  freien  Willen  abhing,  sondern  nur  darauf  an,  ob  objektiv  mit  den- 
jenigen Handlungen,  mit  denen  die  Thätigkeit  des  Beschwerdefiilum  that- 
säddich  ihren  Abschluss  gefunden  hatte,  bereits  die  Ansfilhrung  des  Ver- 
brechens selbst,  hier  *  also  die  Anfertigung  der  tischen  Urkunden,  be- 
gonnen war.  Dies  ist  auf  Omnd  der  getroffenen  Feststellungen  zu  ver^ 
neinen. 


Nr.  231.  Kntsch.  des  Preuss.  Ober -Verwalt.  Gerichts. 

2.  Senat.    Vom  21.  Dezember  1885. 

[Freuss.  Verw.  Bl.  Jahr^.  VII.  8.  188-190  ] 

Bei  Ermittelung  des  Einkomiiiena  piüfir  Strasseneisenbahn  zum  Zwecke  der 
Berechnuiig  der  Einkommensteuer  ist  die  Absetznng'  der  Rücklagen  für 
periodische  Erneuerung  gerechtfertigt,  Da4z;ep:eu  ist  es  ninht  zulässig,  im 
Hinblick  auf  die  Pflicht  der  Strassenbahn-Gesellscliart,  nach  Abiauf  der 
KoLzessionszpit  den  Bahnkörper  und  das  Inventar  der  Stadtgemeinde  zu 
tLberlassen,  die  alljährlich  znrüokzulialtenden  GewimiantheUe  vom  Ein- 
kommen abzuziehen. 

Die  zur  Becktfertignng  dieses  Anspruches  geltend  gemachten  thatsAcb- 
liehen  und  rechtlichen  Gesichtspunkte  gehen  dahin: 

Der  Bahnkörper  —  Schienen  und  Pflaster  —  unterliege  der 
Abnutzung  und  bedürfe  einer  periodischen  Erneuerung,  zumal  er 
dereinst  in  brauchbarem  Zustande  der  Stadt  zu  fiberliefem  sei; 
die  hierzu  für  erforderlich,  aber  auch  für  ausreichend  erachteten 
bereitzustellen,  das  sei  der  Zweck  der  in  das  Gewinn-  und  Ver- 
Instkonto  aufgenommenen  Abschreibung  von  1^/2  P^'^-  ^^^^  Bnhn- 
baukonto  mit  646/)  M.  Die  Oesellscliaft  habe  aber  woiter  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  Konzession  mit  50  000  M.,  der  Iluhnkörper 
mit  431,000  M.  zu  Buch  stehe,  und  dass  beide  Werthe  rnit  dem 
Erlöstdien  der  ersteren  und  dem  uu entgeltlichen  Uebergang  des 
letzteren  auf  die  Stadt  im  Jahre  1917  völlig  verschwänden.  Es 
müsse  also  darauf  Bedacht  genommen  werden,  der  Klägerin  diese 
finanziellen  Grundiageo  ihrer  Existenz  auf  anderem  Wege  zu  schaffen. 
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Das  las«o  pir-h  erreichen  einmal  durch  Zurückhaltung  einer  Ileote 
aas  den  Ertrügen,  die  f^ross  genug  sei,  um  —  Zins  auf  Zins  be- 
rechnet —  nach  34  bis  35  Jahren  den  Werth  der  Bahuanlage 
aufzubringen,  —  ein  Weg,  den  der  I.  Richter  eingeschlagen  habe  — 
oder  dadurch,  dass  man  jene  buchmiissigeu  Werthe  vou  50,000  M. 
Tind  431,000  M.  addire,  durch  34  theile  und  den  Werth  tliesis 
Quotienten  jährlich  von  dem  Gewinne  absetze.  Dieses  Verfahren 
halte  die  Klägerin  fär  das  richtige.  Die  von  ihr  beanspruchte 

j&hrliehe  AbsetziiDg  yon  M.  lube  den  Zweck,  diesd  481,000 

34 

Mark  bis  mm  Jahre  1917  zu  amortisireu;  da  die  Ainortisatious- 
rate  den  Betrag  von  11,120.18  M.  und  r2,04G.84  M.  übersteige, 
sn  sei  dem  Klage-  und  Revisionsantracre  Folge  zu  geben. 
Von  den  beiden  hiernach  zur  Erftrtenmg  stehenden  Abzügen  lässt  sich 
der  erstgedachte  von  6465  M.  als  „übliche  Absetzung"  für  jährliche  Ab- 
nutzung qualilizireu;  er  ist  nnbemängeit,  zu  Gunsten  der  Klägerin  bereits 
abgerechnet,  und  scheidet  damit  aus.  • —  Was  dagegen  den  weiteren,  von 
der  Klägerin  selbst  durchaus  zutreffend  als  „  Amortisationsbetrag"  bezeich- 
neten Abzug  anlangt,  so  mag  es  vom  allgemein  wirthschaftlicheu  und  speciell 
kauimänuischen  Standpunkte  durchaus  zweckmässig  und  richtig  sein,  dass 
nicht  der  ganze  jährliche  Reingewinn  zur  Vertheiluiiy  i;rbiuLht  wird,  son- 
dern die  Gesellschaft  im  Jahre  1917  auch  nach  ErtüUung  der  vcrüags- 
raässigen  Pflicht,  den  Bahnkörper  abzutreten,  und  nach  Erlöschen  der  Kon- 
zession sich  im  Besitze  der  mit  keiner  Schuldverbindlichkeit  belasteten 
Werthe  jeuer  Objekte  in  Gestalt  haaren  Geldes  beiludet,  -  -  eine  finanzielle 
Situation,  wie  sie  übrigens  hei  der  Gründung  der  Gesellschaft  und  am 
1.  September  1883  keineswegs  bestand.  Allein  hier  kommt  es  nicht  auf 
die  Zweckmässigkeit  jener  Finanzoperation,  sondern  lediglich  darauf  an, 
ob  Klägerin  für  die  zu  dem  beregten  Zwecke  verwendeten  oder  zu  vei^ 
wendenden  Quoten  der  Jahresertrfige  Stenerfirdheit  beam^rachen  kann,  and 
an  einem  dafflr  aprechanden  Geaetxe  feUt  aa  dorciiaiia.  Die  Eoaten  der 
Bmenening  dea  BabnkOrpera  aind,  wie  anadrficklich  anerkannt  worden, 
dnrch  den  Abaata  der  mehrerwfthnten  6469  M.  im  Vorana  gedeckt  Hat 
Elfigerin  ea  für  angemesaen  gehalten,  einen  Gewerbebetrieb  mit  von  Tbme- 
berdn  begrenzter  Zeitdauer  zu  nnteniefamen,  an  desaen  Sehlnaa  aie  die 
dazu  erforderlichen  Einrichtnngen  nnler  Umatinden  nnentgeltlieh  einem 
Anderen  ttberlaaaen  muss  —  wiewohl  ea  snr  Zeit  noch  nicht  einmal  that- 
sSchlich  featateht,  ob  dieaer  Fall  jemala  eintreten  wird  — ,  so  iat  das  offen- 
bar in  der  Voranssetzong  geschehen,  dass  die  Hohe  der  erzielten  Gewinne 
in  ihrer  Geaammtheit  den  eintretenden  Verlnet  fiberateigen  werde;  kelnen- 
falla  Iftaat  aieli  eine  jihrliche  Znrüeldialtang  gewiaaer  Gewinnantbeile,  die 
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nidits  anders  sein  soll,  als  die  allmfUige  Abtragnog  der  dem  Unternehmen 
von  seinem  Ursprnngo  her  anhaftenden  Yerbindlicbkcit  der  Abtretong  des 
Bahnkörpers  darch  Schaffung  eines  entspreehenden  Aktivpostens  —  eine 
Amortisation  im  eigentlichen  Sinne  —  unter  einen  derjenigen  Abzüge 
bringen,  welche  das  Gesetz  vom  I.  Mui  1851/25.  Mai  1873  und  die  Ans- 
l&hmngsinstrnktion  vom  8.  Januar  1877  (M.Bl.d.i.V.  als  berechtigt 
anerkennen. 


Nr.  232.  Entseh.  des  Dentsclien  Retehsgerichts. 

3.  Civil-Senat.    Vom  5.  Jauuar  1886. 

[Boke,  Bd.  2.  S.  332.  Nr.  1280.] 

Umfang  der  Entsohädlgimgspflioht  des  Eisenbahjiimtemehmers  gegenflber 

benachbarten  Gmndeigenthümem. 

Die  rechtliche  Begrümlancc,  dass  die  Eisenbahn  eine  im  üffentlicheu 
Interesse  von  dem  Staat  gemachte  Anlage  bikl  t  nnd  dass  nach  den  Grund- 
sätzen des  öffentlichen  Rechts  und  der  verfassungsmässigen  Garantie  der 
ün verletzlichkeit  des  Privateigentimms  für  eine  Beeinträchtigung  des  letz- 
teren Schadloshaltnng  zu  gewähren  ist,  rechtfertigt  nicht  die  Verpflichtung 
zur  Erstattung  jedes  dem  benachbarten  Gmndeigenthfimer  aus  der  Anlage 
entstuiidi  rien  Schadens,  inponderlieit  der  zufolge  des  Eisenbahndamms  er- 
höhten i>esehädigung  durch  d.i^i  Hochwasser.  Ob  das  knrhos-^i.sche  Gesetz 
vom  2.  Mai  1863,  §  6,  Aushilfe  gewährt,  der  Beurtheiluug  des  Berutuiigs- 
gerichts  überlassen. 


Nr.  288.  Entflch.  des  Drateehen  Melugefiehto. 
1.  Straf- Senat   Vom  7.  Jannar  1886. 

[BatsdL  dw  Bdduair.  Im  8tn^  Bd.  M.  6.3».] 

§  164.  VerataUhZollgesetB  v.  1.  lull  1869.  —  §  67,  Abs.  3,  KStr.a.R  — 
AUe  ZoUdefintulattoneni  aiudi  lolehe,  welohe  UMdi  dem  Stnflnaasae  des 
S  164  L  e.  als  UebertretnngeB  erseheinen,  TeijUmn  In  3  Jabren.  Neben 
der  im  §  164  angeordneten  dreijährigen  VeijUinnigsMst  besteht  mifhin 
lieht  noeh  die  dreimonatige  des  §  167  Abs.  3  8tG.B.  für  diejenigen  De* 
frandatloneB,  wdehe  mit  einer  höheren  als  einer  Geldstrafe  von  150  Hark 

nieht  bedroht  sind. 

Die  Revision  will  die  Bestimmung  des  §  KU  des  Verein szollgesetzes 
vom  1.  Juli  1869  (li.G.Bl.  S.  317):  die  Vergehen  der  Kontrebando  und 
der  Defraudation  verjähren  in  drei  Jahren,  dahin  verstanden  wissen,  das« 
eine  Kontrebaude  und  eine  Defraudation,  wenu  sie  als  Vergehen  im 
Sinne  des  §  1  StG.B.'s  aoflritt,  in  Abweichung  von  §  67  Abs.  2  daselbst 
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stets  schon  in  droi  Jahren  verjähre,  während  eine  vom  Strafgesetze  ab- 
weichende Verjährungszeit  für  dieselbe  nicht  eingeführt  sei.  sobald  sie 
als  üebertretung  "K'h  darstellt,  und  hnlt  damit  die  dreimonatliche  Ver- 
jährung für  alle  einzelnen  Einschwärz uni^eu  im  Werthe  von  je  8  M.  Geld- 
strafe zutreffend.  Allein  der  §  164  a.  a.  0.  hat  ,  was  das  Einfüh- 
rungsgesetz  zum  Strafgesetzbncho  §  2  Abs.  2  aufrecht  erhalten,  besondere 
umfassende  Vorschrift  für  alle  im  Z  »! Ersetze  durch  die  §§  134,  135, 
151,  152  unter  Strafe  gestellten  HandluUri«  n  gegeben.  Die  gegentheilige 
Annahme,  wonach  für  einen  Theil  der  Kontrebanden  und  Defraudationen» 
für  diejenigen,  welche  nach  der  Hesiinimung  des  Strafgesetzbuches  den 
Charakter  von  Uebertretungen  haben,  die  allgemeine  Normirung  des 
Reichsstrafrechtö  über  die  Verjährungszeit  offen  bliebe,  müsste  schon  in 
der  Erwägung  ein  Bedenken  ßndeu,  dass  der  §  IfU  a.  a.  0.  zugleich  für 
Ordnungswidrigkeiten  eine  Verjährungszeit  und  zwar  in  dem  Maasse  fest- 
setzt, dass  die  beabsichtigte  GeffiUehinterziehung,  also  die  ungleich  schwe- 
rere Verschuldung,  falls  sie  im  konkreten  Falle  nicht  mit  einer  höheren 
Strafe  als  läO  M.  bedroht  sei,  in  weitaus  kürzerer  Zeit  der  Strafverfol- 
gung entzogen  wäre,  als  eine  das  Zoilmteresse  nicht  verletzende,  sondern 
nur  gefährdende  (Denkschrift  zum  Entwürfe  des  Vereinszollgesetzes  Nr.  75) 
Verwaltungsmaassnahme  (§  151),  und  die  Verwaltungsvorschrifteu  über- 
haupt einen  längeren  Strafschutz  genössen,  als  die  Gesetzesuormen  (§  152). 
Entscheidend  für  die  Verwerfung  der  aufgestellten  Ansicht  ist  aber,  dass 
das  derselben  zu  Grunde  liegende  Verständniss  des  Wortes  „Vergehen" 
im  §  164  a.  a.  0.,  als  der  technischen  Bezeichnung  für  solche  Strafthateu, 
welche  mit  einer  in  einem  bestimmten  Rahmen  liegenden  Strafe  bedroht 
sind,  als  unzutreffend  erscheiut.  Das  Vereinszollgesetz  unterscheidet  im 
§  164  betreffs  BestimmuDg  der  Verjährungszeit  nicht  nach  der  Höhe  der 
angedrohten  Strafe,  sondern  anangesehen  der  Strafe  naeh  der  inneren 
Katar  der  Handlung  und  unterwirft  deshalb  die  Ordnungswidrigkeit  aneh 
des  {  151  trota  der  Strafandrohung  von  eventaell  900  H.  der  YeiJAhnu^^ 
in  einem  Jahre.  AUerdinga  leidet  die  Dreithefliing  der  Strafthaten  ans 
§  1  St6.B.*B  aneh  im  Gebiete  des  VereinszollgesetKea  Anwendung.  Die 
Torachriften  der  §§  29  Abs.  1,  78  Abs.  3  St6.B.*8,  welche  die  Um- 
wandelnng  der  Geld-  in  Haft-  oder  Gefftngnissstrafe  nnd  den  HOchst- 
betrag  einer  sabsidiftren  Preibeitsstrafe  von  der  üntersdieidang  des  Yer- 
gebens  vnd  der  Uebertretang  abbflngig  maeben,  gelten  ebenso  ittr  subsidiäre 
Zoll  strafen, 

▼gl.  die  Urtheile  vom  11.  HEirz  1881  nnd  27.  Jannar  1882  (in  Enteeh. 
des  R.G.*8  in  Straft.  Bd.  8  S.  482,  438;  Bd.  5  S.  372,  873) 
Tgl.  mit  preoss.  Eabinetsordre  Tom  28.  Januar  1888,  betr.  StenoF- 
defrandatlonsetiafen  (G.S.  S.  92),  nnd  dem  prsossisefaen  Gesetse 
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vom  28.  Januar  1888,  betr.  Bflitrafiuig  der  Zollvergehen  (G.S. 

8.  78}  $  8  AbB.  2, 
als  die  Vorschrüft  des  §  257  8tG.B.*8,  welche  kerne  Begflnstignng  einer 
UebertfetaDg  kennt,  auch  die  BegOnst^nutg  der  Zolldefrande  beherrseht; 
vgL  ürtbdl  vom  26.  September  1881  (in  Bntseh.  des  B.G.'8  in 

Strofs.  Bd.  d  S.  26); 
und  für  die  Zuständigkeit  der  Gerichte,  sovie  lilr  die  zu  erkennende  Art 
der  nach  dem  VereiDszolIgesetze  verwirkten  Freiheitsstrafe  und  deren  Voll- 
Streckung  (§  ^150  V.Z.G.'8)  ist  der  Charakter  der  Verfehlnng  gegen  das 
Vereinszollgesetz  je  als  Vergehen  oder  üebertretnng  im  Sinne  des  §  1 
8tG.B.'s  zweifellos  maassgebend,  aber  mit  Unrecht  wird  behauptet,  dass 
die  KoDseqnen;?  ztir  Annahme  auch  der  Uebertcetongsveijfthrang  des  Straf» 
geeetzbuchs  auf  Zolldelikte  führe.  Diese  Behauptung  übersieht,  dass  die 
§§  149,  160  162  V.Z.G.'s  ausdrücklich  auf  die  allgemeinen  Vorschriften 
der  Landesstrafgesetze  (d.  i.  auch  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich,  vgl.  z.  B.  bayerisches  Gesetz  vom  26.  Dezember  1871,  den  Voll- 
zug der  Einfahrung  des  Reichsstrafgesetzbuches  in  Bayern  betreffend, 
Art.  20),  verweisen,  §  164  aber  besoiidorc  Vorschriften  enthält,  welche  die 
Materie  der  Vejrjihning  rücksichtlich  der  Zeitdauer  und  des  Anfiuiges, 
eoweit  die  darin  genannten  Paragraphen  in  Frage  stehen,  erschöpfen,  und 
nur  für  die  besonderen  Ötrafbestimmungen  in  den  §§  160  a.  E.  und  161 
Abs.  1  die  Anwendung  der  allgemeinen  Norm  des  §  67  Abs.  3,  und  bezw. 
des  Abs.  4  zulassen.  Die  Terminologie  des  Vereinszollgesetzes  ist  eine 
andere  als  die  des  Strafgesetzbnches;  der  Ansdmek  «Vergehen*^  bedeutet 
Strafthat  öberhaupt 


Nr.  334.   Entsch.  des  Dentschen  ReichHererichts. 

Vereinigte  Straf  -  Senate.    Vom  9.  Januar  1886. 

(Blora,  ürth,  n.  Annai.  Hd.  3,  S.  8Sl.  —  Entsch.  des  Relcbsger.  in  Stiafti.  Bd.  13,  S.  i^S  ] 

Jedes  Vorstandsmitglied  einer  Aktiengesellschaft  ist  persönlich  zlq'  Buch- 
fühning  und  Bilauzziehnn^  verpflichtet.  Diese  Pflicht  ist  nicht  durch  eine 
besondere  Uebertragung  kraft  Gesellschaftsvertrages  oder  Beschlusses  der 
Gesellsehaftsorgane  bedingt.    Art.  5.  28^30.  234,  23Ö,  H.Ö.B.   §  210 

Nr.  2,  3,  214  Konk.Ord. 

Die  handelsgesetzliclie  Norm,  welche  für  den  Einzelkaufmann,  wie  für 
Handelsgesellschaften,  Aktiengesellschafteu  etc.  Buclüuhrmig  und  Bilanz- 
ziehuDg  gleichmässig  vor^ichreibt  (Art.  5,  28.  29  des  H.fi.B.),  gehört  dem 
öffentlichen  ßecbt  an.  Den  allgemeinen  He(liirfiiis>en  der  Verkehrs-  und 
Kreditordnnng  verdankt  sie  ihre  EutstehuiiLi,  und  nur  das  öffeutlich  rorht- 
liehe  Interesse  hat  dahin  geführt,  die  Erfüllung  der  üebotsnorm  durch  öuaf- 

EK«r,  £ii«nb«harecbUicb«  Eotsdleldwietn.  17.  26 
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audrohungen  für  den  Fall  dos  Bankerntts  zu  sichern.  Wenn  daher  auf  dem 
Bod«n  dieser  Rechtsnidiiuiit^  Art.  239  des  H.G.B,  in  dem  Ab^rhnilt  „von 
den  Rechten  und  PlHchteu  des  Vorstandes"  von  Aktiengesellsrhat'ten  diesen 
Vorstand  schleehtliiu  verptlichtet,  für  die  Führnn^^  der  Handelsbücher  der 
Gesellschaft  ^Sorge  zu  tratjen"  und  die  Bilanz  regelmässig  „vorzulegen*', 
so  kann  solche  Vorschrift  ni<  lit  andere  verstanden  werden,  als  dass  hier 
ausdrücklich  eine  dem  Vorstaude  als  solchem  obliegeude  Verantwortlichkeit 
für  die  Erffüliing  der  objektiv  bereits  anderweitig  feststehenden  IMlicht  der 
Gesellschaft  zur  Bnchführung  und  Biianzziehung  gesetzlich  kunsuiuirt  wer- 
den, und  die  objektive  kaufmännische  Gesellseliaftspflicht  in  ihrem  vollen 
Umfange  mit  dem  öft'entlich-reelitlii  ljen  Charakter  sich  subjektiv  als  eine 
persönliche  Vorstandspflicht  individnalisiren  sollte. 

Kein  Bedenken  gegen  diese  nächstliegende  Schlussfolgeruug  kauu  aus 
dem  Umstände  hergeleitet  werden,  dass  Art.  239  des  H.G.B,  den  Vor- 
stand nicht  verpflichtet,  die  erforderlichen  Bücher  der  Ge8ell««fhaft  zu 
führen,  sondern  nur  dafür  haftbar  macht:  „Sorge  zu  tragen",  dass  die 
Bücher  „geführt  werden".  Wäre  die  erstere  Wortfassung  gebraucht  wor- 
den, 80  würde  dieselbe  die  Missdeutung  ermöglicht  haben,  als  habe  das 
Gesetz  die  Buchführung  an  Sinne  der  Buchhalterei  zu  einer  körperlich  und 
persönlich  von  den  Vorstandsmitgliedern  auszuül)enden  i  uiiktion  erheben 
wollen,  während  überall  nur  die  volle  persönliche  Verantwortlichkeit 
der  Vorstandsmitglieder  für  Dasein  und  Aufrechterhaltung  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  buchmässigen  Ordnung  ausgesprochen  werden  sollte.  Die 
Annahme  aber  erscheint  unbedingt  ausgeschlossen,  dass  das  Gesetz  mit  dem 
Ausdruck  „Sorge  tragen,  dass  die  Bücher  geführt  werden",  beabsichtigt 
haben  könnte,  die  BuchföbrangBpflicht,  wie  sie  objektiv  för  die  AJctiengesell- 
sehaften  besteht,  mcbt  in  Ihrem  vollen  getetaeliehen  ümbage,  emidem  m 
einer  irgendwie  abgeschwächten  Gestalt  auf  den  Vorstand  tAs  dessen  per- 
sönliche GeschftftsfiUirungspflicht  zu  übertragen. 

Und  was  speziell  die  Bilanzziehnng  anlangt,  so  verpflichtet  Art.  239 
des  H.G.B,  allerdings  den  Vorstand  nnr  zu  deren  regebnfissiger  „Vor- 
legung", nnd  nicht  ansdrQcklich  zn  deren  « Anfertigung".  Zweifellos  be- 
darf jedoch  die  hiemach  „vorzulegende*  Bilanz  der  allgemein  vorgeschrie- 
benen Unterzeichnung  (Art.  30  des  H.Cr.B.)  dnreh  den  Vorstand,  and 
schon  hieraus  folgt  ohne  Weiteres,  dass  Art.  239  des  H.G.B,  den  Vor- 
stand schlechthin  dafür  haftbar  erldfirt,  dass  er  der  gesetzlichen  Pflicht  der 
Biianzziehung  mit  den  für  Aktiengesellscfaaiten  speziell  vorgeschriebenen 
Fristen  nnd  Formen  ordnongsmässig  genügt  Der  Gesichtspunkt^  dass  die 
Bilanz  zu  der  vom  Vorstande  als  solchem  fiber  seine  Geschftftsfllhnuig 
regelmfissig  zu  bewirkenden  Rechnungslegung  gehört  und  einen  von  ihm 
zu  vertretenden  Rechnungsausweis  darstellt,  tritt  in  der  Fassung,  welche 
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Art.  239  d6S  H.G.B.  im  Gesetz  Tom  18.  Juli  1884  (Reicbsgesetzbl.  S.  123) 
ertialten  hat,  noch  aozweideiitisfer  hervor.  Wae  aber  von  der  Bilanz  Aber- 
haapt  gilt,  gilt  auch  von  der  Eröffnungsbilanz,  welche  gesetzlich  die  Gnind- 
lage  aller  späteren  Jahresbilanzen  afogiebt  und  im  Art  29  des  E.G.B. 
den  Handelsgesellschaften  wie  dem  Einzelkanfmann  gleicfamSssig  zur  Pflicht 
gemacht  ist 

Das  Gesetz  nnteracheidet  nicht  nnd  kann  nicht  nnterseheiden,  ob  der 
Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  thatsachlich  nnd  nach  Maassgabe  des 
Geeellschafitsvertrages  sich  ans  einer  Mehrheit  von  Personen  zusammensetzt, 
oder  nnr  dnrch  eine  Person  reprftsentirt  wird.  Die  öfientlich-rechflicbe  Ver- 
pflichtnng  zur  BnchfDbnmg  nnd  Bilanzziehnng,  welche  hier  in  Frage  steht, 
hat  das  Gesetz  dem  Vorstande  als  solchem  anfjsebfirdet;  sie  lastet  gleich- 
mSssig  anf  jeder  mit  den  Bechten  nnd  Pflichten  des  Vorstandes  ansgestat- 
teten  Person.  Darans  aber  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  die  Geschfifis- 
oder  Arbeitstheilnng,  welche  bei  einer  Hehrheit  von  Vorstandsmilgliedem 
unter  ihnen  gewillkürt  Ist,  gleichviel  ob  solche  Arbeitfetheilnng  schon  dnrch 
den  Gesellsehaftsvertrag  festgesetzt  oder  auf  Grand  des  letzteren  dnrch 
Beschlösse  der  Gesellschaftsorgane  eingeführt  ist,  keinen  rechtlichen  Ein- 
flnss  ansznnben  vermag  anf  Befreiung  nnd  Abmindemng  der  jedem  Vor- 
standsmitgliede  als  solchem  vom  Gesetz  unbedingt  auferlegten  Öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten.    Noch  weniger  kann  davon  die  Rede  sein,  dass  die 
gesetzlich  zuliissige  Anstellung  von  Gesellsihaftsbeamten  oder  Bestellung 
Ton  Handelsbevollmächtigten  (Art.  234  des  H.G.B.)  die  hier  fragliche  Ver- 
rintwortliohkeit  des  Vorstandes  irgendwie  zu  alteriren  im  Stande  wäre. 
Welche  Wirksamkeit  derartigen  statutarischen  Abmachungen  oder  Einrich- 
tungen innerhalb  der  Sphäre  des  bürgerlichen  Rechts  für  die  Bestimmung 
der  civilrechtliclKii  Haftdarkeit  einzelner  oder  aller  Vorstandsmitglieder  ans 
ihrer  Geschäftsführung  d«  i  Aktionären  gegenfiber  einzur&nmen  ist,  kann 
hier  unerürtert  bleiben.    Gewiss  ist,  dass  die  kaufiaaftanische  Pflicht  der 
Aktiengesellschaft  zur  Buchführung  und  Bilanzziehung  weder  an  sinh  noch 
in  Gestalt  der  vom  Art.  239  des  H.G.B,  geschaffenen  Vorstaudsverant- 
wortlichkeit  irgendwie  bedingt  oder  begrenzt  ist  durch  das  Interesse  der 
Aktionäre  und  durch  das  Rechtsverhältniss,  welches  zwischen  Vorstand  und 
Aktionären  besteht.   Jene  Verpflichtungen  ruhen  vielmehr,  wie  schnu  oben 
hervorgehoben,   auf  den  öfTentliehcn  Interessen  des  Rechtsverkehrs,  des 
Kreditwesens  überhaupt,  und  auf  der  Grundlage  einer  absolut  gebietenden 
Gesetzesnorm.    Deshalb  ist  die  mit  jenen  Plliebten  verknüpfte  öft'entlieli- 
reehtlifhe  Verantwortlichkeit  in  ilirem  Bestände  und  in  ihrem  Umfauge  jeder 
£iDwirkaDg  privater  Autonomie  scblechthio  entrückt. 
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Nr.  286.  EiitMli.  des  Beatech««  BelehsgerielitB. 
8.  Civil- Senat   Vom  12.  Januar  1886. 

[B«s.  B«IL  d.  Räi^Jkaa.  tm.  &  79£] 

üntsTsehied  dee  ElageftmdameiLta  ins  $  8  HeftpfliolitgeBeti  und  f  120  Cto- 
werbeordmuig.  Das  erstere  bendit  anf  einer  daasldeliktefordenng,  da« 
letKtero  auf  der  Verletnmg  des  DienstmietlieTertmgeB. 

Der  ElSger  etfitzt  seine  Klage,  mit  welcher  er  SchadenseTsatz  wegen 
einer  Ende  September  1882  als  Arbeiter  in  der  Gnmmiwaarenfabrik  der 
Gebrüder  W.  erlittenen  Verletzung  seines  Anges  nnd  dadurch  eingetretenen 
Vermindemng  sdner  Arbdts-  nnd  Erwerbsfilhigkeit  fordert,  anf  die  Be- 
stimmung im  §  120  der  R.-6ew.-0rdn.,  indem  er  behauptet,  die  Inhaber 
der  Fabrilc  haben  es  unterlassen,  die  znr  thnnlichsten  Sicherung  gegen 
Gefiihren  für  die  Gesundheit  ihrer  Arbeiter  erforderliehen  SchntzYorrlch- 
tnngen  zn  treffen,  und  anf  die  Vorschrift  des  §  2  des  Haftpflichtgesetzea 
vom  7.  Juni  1871,  indem  er  ein  Verschulden  des  Werkmeisters  H.  be- 
hauptet. Die  danach  gegen  die  Gebrüder  W.  begrfindete  Schadensersatz- 
pflicht soll  nach  Ansicht  des  Klägers  dadurch  auf  die  beklagte  Aktien- 
gesellschaft ftbergegangcD  sein,  dass  diese  Anfang  September  1883  die 
Gnmmiwaarenfabrik  der  Gebrüder  W.  mit  allen  Aktiven  und  Passiven 
erworben  habe,  and  diese  Uebemahme  des  Geschäfts  znr  Firmenakte  an- 
gemeldet und  den  Geschäftsfreunden  durch  Cirkular  mitgetheilt  sei. 

Wenn  auch  der  Anspruch»  soweit  er  auf  die  BestiiniTinncren  im  §  2 
des  Haftpflichtgesetzes  gestützt  wird,  als  eine  Qnasideliktstorderung  anzu- 
sehen ist,  so  ist  es  doch  nicht  richtig,  wenn  die  Vorderrichter  davon  aus- 
gehen, dass  die  Klage,  soweit  sie  anf  die  Vorsclirift  im  §  l'iO  der 
R.-Gew.-Ordn.  gegründet  worden,  die  Klage  ans  dem  aquilischen  Gesetze 
sei,  der  geltend  gemachte  Anspruch  als  eine  Deliktsfordernng  sich  dar- 
stelle. Die  Verpflichtung  des  Gewerbeunternehmers,  die  zu  thaulichster 
Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  noth- 
wendigen  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  im  §  120  der  R.-Gew.-Ordn. 
gesetzlich  normirt  ist,  entspriogt,  wie  von  dem  Reichsgerichte  bereits 
wiederholt  erkannt  ist, 

vgl.  Entscheidunc^en  des  Reichsgerichts  in  Civilaachen  Band  VIU 
Seite  lf)l,  Band  XII  Seite  46, 
aus  dem  Dieustmiethvertrage,  welchen  der  Gewcrbennterueliiner  mit  seinen 
Arbeitern  ahschlicsst.  Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  schnldhafte 
Unterlassuiii;  dieser  Verpilichtung  entstandenen  Schadens  ist  daher  keine 
auf  dem  aquilischen  Gesetze  beruhende  Deliktsforderuiig.  sondern  eine 
auf  Verletzung  vertragsmässiger  Verpflichtaugen  beruhende  Forderung. 


Digitized  by  Google 


Satseh.  dM  Oeaterr.  Obertttm  Oariehtebofat  vom  18.  Jamuur  1886.  397 


Kr.  2da,  £iit8ch.  des  Oest^rr.  Obersteu  Gericliihiiüles. 
Vom  13.  Januar  1886. 

tOestcrr.  Eisenb.  Zeit«.  IS86.  S.  305.] 

Kompetenz  der  Gerichte  bei  BesiUstöruBgeu  an  den  fintwasserimgs-Kanälen 

von  Bahnhofsgebäuden. 

Bei  dem  Baue  des  Aufhahmsgebandes  der  iStatinn  IT.  (ier  k.  k.  priv. 
österreichischen  Nordwestbahn  wurde  behufs  Eotwässerung  der  Keller  eiu 
über  das  Besitzthum  der  Nordwestbahn  führender,  circa  30  m  langer 
Canal  erbaut,  welcher  in  eine  der  Stadtgemeinde  H.  zugehörige  Weg- 
parzelle ausmüii  U  to.  Dieser  Canal  wurde  vou  dem  Grundbesitzer 
.Anton  S.,  welcher  ein,  au  die  oberwähute  Wegparzelle  stossendes  Grund- 
stück besitzt,  im  November  1884  auf  einer  Strecke  von  24  m  zerstört 
und  die  dem  Erdreiche  entnommenen  Bausteine  vou  ihm  cni lernt.  Durch 
diese  Handlungsweise  des  Auton  S.  erachtete  sich  die  k.  k.  priv.  öster- 
reichische Nordwestbahn  in  ihrem  Besitze  gestört,  uud  verlangte  mittelst 
der  Provisonal klage  vom  4.  Dezember  1884  den  Schutz  im  ruhie:en 
Besitze  des  Entwässerongs-Ganales  und  die  Wiederherstellung  des  vorigeu 
Standes. 

Die  Auffassung  der  erbten  Instanz,  dass  hier  nur  die  politische  Be- 
hörde Amt  zu  handeln  berufen  sei,  entspricht  nicht  der  Sachlage  und  der 
Bestimmung  des  Wasserrechtsgesetzes.  Es  kommt  vor  Allem  zu  erwägen, 
dubb  CS  sich  vorliegend  nur  um  die  Büüützuug  eines  ilauscaualcs  handelt. 
Dieser  Canal  ist  duzu  bestimmt,  um  das  in  den  Kellern  des  Stations- 
gebäudes iu  Ii.  angesammelte  Wasser  abzuleiten,  sein  Bestand  ist  somit, 
iiiaolerne  es  sich  um  den  ruhigen  Besitz  handelt,  im  Sinne  des  Privat- 
rechtes geschützt  und  nur  in  dem  Falle,  wenn  öffentliche  Rücksichten  in 
Frage  wären,  ist  der  Bestand  desselbeo  nach  den  Bestimmungen  der  Bau- 
ordnung zu  beartheilen,  wdl  dieser  CSaoal  lodaDa  als  ein  Th^  eines  als 
Wohngebände  za  bebaadelnden  Baues  angeeehon  werden  moss,  indem  er 
nur  den  Zwecken  dieses  Gebftndes  zu  dienen  hat 

Da  nnn  OffentUehe  Rflcksiohten  im  gegenwärtigen  Falle  nidit  io  Frage 
kemmes,  so  ergiebt  sich,  dass  hier  weder  me,  anf  die  Benützung,  Leitung 
nnd  Abwehr  der  GewAaser  naeh  den  Bestimmungen  des  Wasserreobts- 
gesetzes  Bezog  habende,  noch  im  gegenwärtigen  Augenblicke  eine  naeh 
der  Bauordnung  za  behandelnde  Angelegenheit  in  Frage  steht»  wefl  Jenes 
Offentlicfae,  rechtliche  Moment,  welches  die  politischen  Behörden,  nach  den 
Bestonmnngen  des  Wasserrechtsgesetzes  wahrznnebmen  haben,  hier  nicht 
voiliegt  und  weil,  im  Hinblicke  daranf,  dass  die  Parzelle,  anf  welcher  sich 
der  Ganal  befindet»  nicht  eine  öffentliche  Wegparzelle  ist»  nnd  somit  die 
fragliche  Parzelle  nnr  als  Feld-  oder  als  Privatweg  angesehen  werden 
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kann,  lediglich  ein  angeblich  durch  den  Besitz  geschütztes  Privatinteresse 
als  angegriffen  bezeiehnet  werden  muss. 

Die  Frage  des  Sehntzes  eines  solehen  etwa  gestörten  Besitzes,  weiche 
gegenwärtig  allein  zu  enfseheiden  ist,  kann  der  adminietmÜTen  Behörde 
uidit  obliegen,  vielmehr  erscheinen,  da  eine  Privatreditssache  vorliegt, 
die  Gerichte  oompetent,  weshalb  das  angerufene  Bezirksgericht  H.  in  der 
Sache  selbst  amtsznhaDdeln  hat 

Mit  der  Entscheidung  vom  13.  J&nner  1886»  Nr.  246,  liuid  der  Ic.  ic 
oberste  Gerichtshof  den  oberlandesgerichtlichen  Ausspruch  ans  dessen 
Grfinden  vollinhaltlich  zu  bestfttigeD,  ohne  in  eine  £r5rtervuig  der  un 
Beviaionsrecnrse  des  Gekkgten  vorgebrachten  Einwendungen  einzugehen. 


Nr.  287.  Entseh.  des  Bentschen  RelebegerlelitB« 

1.  Straf-Seuat.   Vom  H.Januar  1886. 

(Fi,  .   !        (].  Hcichs-Aui.  ISm.  S.  S5  f.  —  Entscb.  des  Jk-icLsger.  in  Strafsachen.  Üd.  13.  P.  Äi.J 

Gelährdimg  eines  Eisenbalintraiisports  dtirc]!  einen  Dentsclien  auf  aus- 
ländisf  liem  Gebiete.  Feststellung  des  Thatbestandes  durch  den  Geschwomen- 
w&hrspnLoh.  —  §  4  Abs.  2  Nr.  3;  §§  315,  316  KStr.a.B.;      293.  296 

R.Str.Proz.Ordii. 

Bern  Beschlüsse  über  die  Er5ffiiung  des  Hauptver&hreos  gemisa, 
welcher  die  Angeklagten  verdAcbtigte,  am  20.  Juni  1885  in  der  Nflho 
von  Langsur  vorsfttzlieh  einem  Eisenbahnzug  durch  Auflegen  einer  gnss- 
eisemen  Axe  auf  der  Fahrbahn  gememsdttftlich  solche  Hindernisse  be- 
reitet zu  haben,  dass  dadurch  ein  Transport  in  Gefahr  gesetzt  wurde 
(§  815  R.-Str.-6.-B.),  wurden  in  der  Hauptverhandlnng  die  Fragen  1 
und  2  mit  der  einzigen  Abänderung  gestellt,  dass  als  Ort  der  Handlung: 
„auf  der  Fabrbahn  der  Eisenbahnstrecke  Echternach -Wasserbillig  im 
Luxemburg.  Gebiete  gep^cnubor  lAngsur"  bezeichnet  wurde.  Von  den 
Geschwomen  wurde  hierauf  beschlossen,  die  Hilfsfragen  3  und  4  darüber 
zu  stellen,  dass  die  That  nicht  vorsätzlich,  sondern  aus  FahrlSssigkeit 
geschehen  (§  316  Abs.  1  R.-Str.-G.-B.).  Nachdem  die  Geschwomen  die 
Fragen  1  und  2  verneint,  die  zu  3  und  4  bejaht  hatten,  beantragten  die 
Vertheidiger  die  Freisprechung  der  Angeklagten,  weil  die  betreffende 
Handlung  nach  den  Luxemburgischen  Gesetzen  nicht  strafbar  sei,  diese 
vielmehr  verlangen,  dass  die  Gefährdung  auch  einen  Unfall  zur  Folge  ge- 
habt habe.  Nunmehr  wurde  der  Beschluss  verkündet  :  ,,Der  Spruch  der 
Geschworenen  lässt  nur  erkennen,  dass  sie  den  Thatbestand  des  §  316 
Abs.  1  a.  a.  0.  als  vorhanden  annehmen,  nicht  aber  auch  den  enger  be- 
grenzten Thatbestand  des  in  Frage  kommenden  Artikel  422  Code  pÖDal 
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Lüxembonrgois.  Damit  ist  der  sachliche  Maogel  der  UnvollsUiiidigkeit 
des  Spruches  konstatirt,  zu  dessen  Hebung  das  Gericht  hieranf  nnf  Grund 
der  Artikel  309,  311  Str.-Pr.-O.  besrhliesst,  den  Geachworucn  noch  die 
zusätzlichen  Fragen  5  und  6  dahin  zu  stellen,  ob  durch  die  in  Frage  3 
hf  t  Thnt  der  fragliche  Transport  einen  Unfall  erlitten,  welcher  die  iu 
demselben  betindiichen  Personen  in  Gefahr  zu  bringen  geeignet  war? 
Trotz  des  Protestes  der  Vertheidiger  gegen  die  neue  Fragstellung  und  den 
neuen  Spruch  wurden  diese  Fragen  den  Geschwornen  übergeben,  welche 
sie  mit  Ja!  beantworteten.  In  dem  hiernächst  ergangenen  ürtheil  ist 
neben  §§316  Abs.  1  und  47  auch  §  4  Nü.  3  R.-Str.-G.-Bs.  zu  Grunde 
gelegt,  sowie  Artikel  422  Code  penal  Luxemb.,  welcher  Deutsch  lautet: 
„Wer  unfreiwillig  die  Ursache  ist,  dass  ein  Eisenbahnzug  einen  Uutaii 
erleidet,  welcher  die  in  in  dem  Zuge  betindiichen  Personen  in  Gefahr  zu 
bringen  geeignet  ist,  wird  ....  bestraft  etc.**  Da  die  Angeklagten 
Deutsche  sind,  so  finde  §  4  No.  3  R.-vStr.-(l.-B.  Anwendung.  —  Die  Ent- 
scheidung dreht  sich  vornehmlich  darum,  ob  die  I-'ragen  5  und  G  für  den 
Schuldausspruch  erforderlich  und  für  das  ürtheil  von  Bedeutung  waren, 
zunächst  also,  welche  Bedeutung  die  Vorsi  hriften  im  Absatz  2  §  4 
R.-Str.-G.-B.  für  das  schwurgerichtUche  Verfahren  haben.  —  Als  das 
richtige  Yerfahren  ist  stets  Tertheidigt  worden,  dass  die  Geschworneo  das 
Vorhandensein  der  Merkmale  beider  Strafgesetze,  des  ansländischen  wie 
des  inlftndischen,  ffir  die  konkrete  That  ebenso  thatsächlich  festznstelleii 
habra,  wie  das  zweier  TbatbestAnde  bei  ideal  konknrrirenden  inländisehen 
Strafgesetzen  oder  wie  den  doppelten  Thatbestand  bei  zeitlich  wechselnder 
Gesetzgebnng.  Dieser  Auffassnng  ist  im  Hinblick  darauf,  dass  in  den 
seltensten  FftUen  das  fremde  und  einheimische  Strafifesetz  sich  nach  Wort 
nnd  Sinn  ToltetAndig  decken  werden,  also  regelm&ssig  eine  thatsftchliche 
Subsumtion  neben  der  Gesetzesauslegung  hergehen  wird,  der  Vorzog  zu 
geben.  Jedenfalls  ist  nach  dem  System  der  R.'Str.>Pr.-0.,  welche  den 
Geschwonen  die  Schuldfrage  zuweiset,  von  ihrer  Entscheidung  nicht  als 
auageschlossen  anzusehen,  ob  sie  die  Verschuldung  vor  dem  Deutschen 
Gesetze  deshalb  för  begründet  nicht  ansehen,  weil  sie  die  im  untergebenen 
Falle  erforderliche  Strafbarkeit  auch  nach  einem  anderen  Gesetze  als  dem 
Deutschen  nicht  {6r  gegeben  eraditen.  Danach  ist  das  Verfahren  des 
Schwurgerichts  betreffs  der  Fragen  5  und  6  materiell  zu  billigen;  ee 
bedurfte  der  Aufnahme  des  Thatbestandee  beider  Gesetze  in  die  Frage- 
stellong,  sei  es  in  derselben  Frage  (§  298),  sei  ea  unter  Hervorhebung 
der  Identit&t  der  That  in  zwei  Fragen  (a  und  5,  bezl.  4  und  6).  Gerade 
der  vorliegende  Fall  Iftsst  die  Nothwendigkdt  des  Gesehwomenurtheils 
Aber  die  Strafbarkeit  der  That  besonders  deutlich  erscheinen,  denn  wfthrend 
$  816  R.-Str.-G.-B.  den  Charakter  des  gemein geffthrli eben  Vergehens 
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vomassetzt,  straft  der  Artikel  4*22  des  Luxemburgischen  Gesetzes  nur 
die  unfreiwillige  Tödtung  oder  Körperverletzung;  jeuer  eutkält 
nicht  das  Merkmal  de»  Üiilalls,  dessen  Vorhandeosein  durchans  konkret 
zu  finden  ist;  er  leidet  aber  schon  Anwendung  bei  einem  iraiioport, 
wozu  eine  einzelne  Lokom<tt  ivo  «rerechnet  werden  kann  (Entsch.  Bd.  III 
S.  4U;)  nicht  blos  bei  einem  E  i  s  e  n  bahnzu  ge;  er  verlaugt  auch  nicht, 
dass  Persünen  in  einem  speziellen  (^dem  fraglichen  Trausport  ")  sich 
befinden,  souderu  begreift  auch  Betriebsgefährdung  im  allgemeinen 
(Entsch.  Bd.  XI  S.  205)  und  hat  auch  Anwendung  auf  leere  und  nicht 
in  Bewegung  gebrachte  Wagen  erfahren  (Entsch.  Bd.  III  8.  416; 
Bd.  XI  S.  829).  —  War  aber  der  Inhalt  der  Fragen  5  und  6  den  Ge- 
Bchwomen  zw  Beantwortung  zn  stellen,  so  war  weiter  zn  entseheiden,  ob 
das  eingehaltene  Ver&hren  der  nacbtrfigliohen  Befragung  eine  Geeetiee- 
verletmng  entfaftlt 


Nr.  286.  Enlseh.  des  Hentselien  Belehsgeriehta. 

2.  Civil-Senat.    Vom  19.  Jauuar  1886. 

[Duy  u.  S&uter,  Jur.  Zcitschr.  f.  £h.Lotbr.  Bd.  11.  S.  196.  —  Preass.  £lMab.Aj-ch.  188&  S.  567.] 

Haftpflicht  1.  ünterhaltungsentziehimg.  Wittwen-  und  Weisengelder, 
welche  kraft  Gesetzes  mit  dem  Tode  des  Verunglückten  den  Hinter- 
bliebenen anfallen,  sind  selbst  dann  auf  die  Entschädigung  einzurechnen, 
wenn  der  verunglückte  Beamte  Beiträge  zur  Bestreitung  seiner  Ausgaben 
zu  leisten  hatte.  2.  Besa«^«  der  Getödtete  Beamteneigensclialt  im  Ge 
g"eTisatz  zum  einfachen  Arlieiter  —  so  kann  die  Rente  an  ilesseu  Kinder 
bis  zu  deren  18.  —  nicht  blos  16.  —  Lebensjahre  bewilligt  werden. 
3.  Für  die  Frage  der  Voranszahlbarkeit  der  Renten  ist  es  unerlLebUch* 
dass  dieselben  nioht  als  Alimente  zu  betrachten  sind. 

Die  Revision  der  Elfiger  und  die  AnechfausreviBion  der  Beklagten 
sind  vom  ReichBgericbt  znrfickgewleaen  worden  ans  folgenden  Gründen: 
^Htt  Unrecht  wird  von  der  Revision  Verletzung  des  §  8  des  R.-Haftpilioht- 
gesetzes  gerügt  Nach  diesem  steht  den  Hinterbliebenen  des  Getödteten 
ein  Ersatzanspnich  nur  insoweit  zu,  als  ihnen  durch  den  Todesfall  der 
Unterhalt  entzögen  worden  ist.  Eine  solche  Unterhaltsentziehung  findet 
ftr  die  Kläger  nur  in  betreff  desjenigen  Betrages  statt,  welcher  nldift 
durch  die  nach  dem  Mesetz  vom  20.  April  1881  an  den  Todesfall  ge* 
knüpfte  Eröffhuug  einer  Wittwen-  und  Waisenpension  gedeckt  ist.  An 
sich  erscheint  daher  das  Verlangen  der  Beklagten,  dass  die  Wittwen-  und 
Pensionsgelder  auf  die  £nt8Qhädignng  eingerechnet  werden, .  als  gerecht- 
fertigt. Hiergegen  icann  auch  ans  der  rechtUchen  Natnr  des  Ansprache 


BntMh.  dM  Praui.  OtMi^Venmlt.  G«riclito  vom.  8&  Januar  1886.  i/Dl 


anf  diese  Gelder  ein  Grund  nicht  hor^-nlcitct  werden.  Dieser  Ansprucii 
beruht  nicht  auf  einem  Versicherungsverträge  (§  4  des  R.-Hattptlicht- 
gesetzes),  vielmehr  lediglicii  auf  dem  Gesetz,  welches  darch  Gewähmng 
Pensionen  an  die  Hinterbliebenen  der  llonmten  für  deren  Unterhalt 
Sorge  trifft  und  bildet  mcht  ein  neben  dem  Kiitsehadi^inigsauspmch  or- 
wnrbt  in  s  selbständiges  VennOgensobjekt;  hieran  wird  auch  dadurch  ni<"hfs 
geaiuierl,  dass  zur  Bestreitung  dieser  Reiehsausgaben  von  den  Beainteu 
besondere  Beiträge,  und  zwar  in  nicht  unerheblichem  Betrage  erhoben 
werden. 

Aneh  die  Aus*  hlussruvision  ist  nicht  begründet.  Ohne  Kechtsirrthum 
nimmt  der  Berufuugsrichter  an,  dass  nach  Lage  der  Verhältnisse  der  Ge- 
t^dtete  seinen  Kindern  bis  zu  deren  vollendeten  18.  Lebensjahre  zum  Be- 
trage der  zuerkannten  Renten  Unterhalt  zu  gewähren  verpflichtet  gewesen 
wäre  und  gewährt  haben  würde.  Soweit  nun  aber  diese  Pilicht  bestand 
und  erfüllt  worden  wäre,  ist  nach  §  3  a.  a.  0.  ein  Anspruch  der  Kinder 
begriiudet,  d^s  den  Renten  nicht  die  rechtliche  Natur  von  Alimeuten  zu- 
kommt, ist  für  die  Frage,  ob  deren  Vorausbezahlung  verlangt  werden 
kuiiTK  urioi  Iii  blich,  und  der  in  dieser  Richtung  gegen  das  Urtheil  erhobene 
Angriti"  kann  um  80  weniger  Beachtnng  finden,  als  bei  dem  Mangel  einer 
gcgentheiligcu  Behauptung  unterstellt  werden  darf,  dass  dem  Getödteteu 
auch  sein  Gehalt  vorausbezahlt  worden  ist.** 


Nr.  239,  fintseh,  des  Frenss.  Ober-YenraltGeriehts. 
2.  Senat   Vom  28.  Januar  1886. 

[Priw^  TSW.BL  JaHr«.  m  8.917.) 

KonumuialbesteiiAnuig  der  StaatslieamteiL  Da  aUgemeln  gültige  feete 
Merknude,  aus  weleken  auf  die  Eigenseliaft  eines  Staatsbeamten  gesehlessen 
Verden  lunn,  in  der  Prenee.  Staatsverwaltung  fehlen,  so  mvM  znr  Er- 
ndttelnng  dieser  Eigenaidiaft  auf  die  SteUnng  der  einzelneE  Kategorien 
mflekgegangen  werden.  Damaek  sind  die  in  der  Staatseisenbahnröwal- 
tmig  beeolUUtigten  Begiernngsbamneister  —  im  Qegensats  bot  allgemeinen 
Baawwaltnng  —  abi  Staatsbeamte  ansaseben. 
Der  Regierongebanmeister  H.,  welcber  als  Voreteber  des  technischen 
Bureans  bei  den  KOni{^  Bisenbahn-Betriebeamte  B.-1I.  eine  fixirte,  im 
Torans  sahlbare  Bemnneratton  von  800  M.  mooatlicb  besieht,  ist  fllr  das 
Jahr  188&/86  zur  Gemeinde-EinlEommeostener  der  Stadt  Berlin  in  der 
18.  Stenerstofe  (Einkommen  von  8  000—3  600  V.)  mit  90  M.  jShrlieh 
veranlagt  Nach  erfolglosem  Einsprüche  klagte  er,  gestttst  anf  das  Ge- 
setz vom  11.  Jnli  1822,  betr.  die  Heranziefanng  der  Staatsdiener  an  den 
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Geiueiüdelasten,  mit  dem  Antrage,  ihn  nach  einem  Jahreseinkommen  von 
1  650 — 1  800  M.  in  die  8.  Stenerstufe  herabzusetzen;  und  dem  ent- 
sprechend erkannte  auch  der  Bezirksansschnss.  Der  nunmehr  vom 
beklagten  Magistrat  eingelegten  Revision  gab  das  Oberverwaltuugsgericht 
nicht  statt. 

„Der  Vorderrichter  erblickt  in  dem  Kläger  einen  unmittelbaren 
Staatsdiener,  welcher  auf  die  W  olilthaten  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1822 
Anspruch  habe,  weil  die  definitive  Uebertra^npr  eines  Staatsamtes 
hierzu  nicht  erforderlich  t^ei,  Kläger  aber  nach  seiner  SteiUmg  zu  den 
im  §  11  des  Gesetzes  erwähnten  ausserordentlichen  und  uinstweiligeu 
Gehülfen  nicht  gerechnet  werden  könne.  Die  hiergegen  gerichteten  An- 
gritlc  des  Bekl.  sind  nicht  begründet  Wenn  Bekl.  davon  ausgeht,  das 
A.  L.  R.  fasse  die  Staatsdiener  als  einen  besonderen  Stand  auf,  welchem 
gleich  dem  Adelsstande  gewisse  Privilegien  zugestanden  seien,  so  würde 
zunächst  in  Frage  koramen,  ob  das  an  Bich  ricbtig  Ist,  daneben  aber, 
ob  event.  dieser  landrechtliche  Standpunkt  als  ein  noch  heutigen  Tages 
maassgebender  ansnsehen  wlre^  doch  mag  dies  nnerltatort  bleiben,  da  es 
hieranf  nicht  weaentUch  ankommt  Denn  der  daraos  abgeleitete  Satz, 
daaa  der  Eintdtt  in  den  Staatsdienst  sich  nicht  ohne  bestimmten  Act  der 
Staatsgewalt  Tollziehen  kOnne,  ist  dem  Bekl.  ohne  Weiteres  znzogeben; 
es  fragt  sich  nnr,  welche  Acte  der  Staatsbehörden  zugleich  eine  üeber- 
nahme  in  den  Staatsdienst  enthalten.  Bekl.  untersdieldet,  soviel  seine 
AuBfßhrangen  erkennen  lassen,  lediglich  etatsmfissig  aDgesteUte  Beamte 
und  ausserordentliche  oder  einstweilige  Gehfllfen  im  Sinne  des  §  11  a.  a.  0., 
wobei  diesen  Qehfilfen  anseerdem  der  Charakter  als  Staatsdiener  abge- 
sprochen wird.  Abgesehen  von  den  schwerwiegenden  Bedenken,  welche 
sich  gegen  die  letztere  Annahme  aus  dem  Bau  und  dem  Zwecke  des 
Gesetzes  ergeben,  ist  hieiiiei  fiberseheo,  dass  es  zwischen  jenen  beiden 
Kategorien  euie  zahlreiche  Elasse  Ton  im  Staatsdienst  beschäftigten  Per- 
sonen giebt,  welchen  die  Staatsdiener-Eigenscfaaft  zweifellos  zukommt  und 
welche  in  den  Staatsdienst  eben  dadurch  eintreten,  dass  ihnen  die  Ver- 
waltung eines  Staatsamtes,  wenngleich  ohne  etatsm&ssige  AnateUnng, 
Übertragen  wird.  Ob  nun  im  einzebien  Falle  eine  Aufnahme  in  den 
Staatsdienst  erfolgt  ist  oder  ob  der  Betreffende  von  den  Staatsbehörden 
lediglich  in  einer  privaten  Stellung  beschäftigt  wird,  das  entscheidet  sich, 
sofern  darüber  keine  gesestzllche  Bestimmungen  ergangen  sind,  «itweder 
nach  der  bei  der  Annahme  des  Betreffenden  speziell  getroffenen  Regelung 
oder  nach  der  Dienstpragmatik  d.  h.  nach  den  etwa  von  zuständiger 
Seite  für  die  einzelneu  Zweige  der  Staatsverwaltung  ausdrücklich  vorge- 
schriebenen Normen  oder  in  £rmangelung  derselben  nach  dem  bestehenden 
Herkommen*    Allgemein  goitige  feste  Merkmale,  aus  welchen  auf  die 
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Kiffenschaft  eines  Staatsbeamten  geschlossen  werden  konnte,  fehlen  in  der 
I'renssischen  Staatsverwaltnng,  wie  die  Staatsregiemng  selbst  anerkannt 
hat  (vgl.  u.  A.  die  Motive  zu  dem  Entwiirfc  eines  Gesetzes,  betr.  die 
Pensionirung  der  unmittelbaren  Staatsbeamten,  Aktenst.  des  Abg.-fl. 
1871/72  Nr.  105  S.  ti66  Spalte  1\  D^^-hfiih  muss  für  die  Beurtheiiurp;  des 
vorüep^enden  Streites  auf  die  Stellung  der  in  der  Staatseisenbalmvenvall  uni; 
beschäftigten  Regiernngsbaumeistcr  zurücktregaTiQ^en  werden.  Schon  nach 
den  allgemeinen,  für  die  Laufbahn  der  Regiei  un<i>luiufahrer  und  Rcgiemngs- 
banmeister  erlassenen  Anordnungen,  wie  sie  gegenwärtig  in  den  Erlassen 
vom  27.  Juni  1876,  20.  Mai  1878,  20.  April  1880  imd  25.  Mai  1882 
(M.-Bl.  d.  i.  V.  1876  S.  176,  1878  S.  104.  1880  S.  115  n.  1882  S.  121) 
zusammeiigestelit  sind,  konnte  die  Frage  aulgeworfen  werden,  ob  nicht 
diesen  beiden  Klassen  von  Teehiiikerii  —  sei  e?^  ;nn-h  nur  ihre  thatsächlich 
erfolgende  Verwendung  im  Staatsdienste  vorausgesetzt  —  die  Staatädiener- 
Eigenschaft  überhaupt  beizulegen  sei:  indess  mag  dies  hier  dahingestellt 
bleiben.  Nach  den  eingehenden  Darlegungen,  welche  der  vom  Munster 
der  ßffentliehen  Arbeiten  ernannte  Kommissar  bei  der  mündlichen  Ver- 
handlung vor  dem  unterzeichneten  Gerichtshofe  gegeben  hat,  unterliegt  es 
keinem  Zweifel,  dass  die  in  der  Staats-Eiseubalinvei-waltnng  —  im  Gegen- 
satze zur  Allgemeinen  Bauverwaltuug  (ver^l.  die  Zirkulare  vom  11.  März 
1884  und  13.  Januar  1885,  M.-Bl.  d.  i.  V.  8.  95)  —  beschäftigten  Ke- 
gieruugsbaumeister  von  der  zuständigen  Behörde,  nämlich  von  dem 
Ressortchef,  welcher  iu  jedem  einzelneu  Falle  die  Einberufung  des  Regie- 
rungsbaumeisters zur  Beschäftigung  in  der  Eisenbahnverwaltung  verfügt, 
die  Verhältnisse  desselben  naiuentlich  in  Beziehung  auf  die  zu  gewährende 
Rcmuueration  und  sonstige  Dieustcmolumente  regelt,  auch  allein  über  eine 
etwaige  Entlassung  aus  der  Eisenbahnverwaltung  Bestimmung  triül,  als 
Staatsdiener  betrachtet  und  behandelt  werden  (vgl.  hierzu  insbesondere  den 
Eingang  des  Erlasses  Tom  9.  März  1884,  £isenb.-Verordn.-Bl.  S.  125). 
Demgemäss  kann  auch  nur  angenommen  werden,  dass  die  Begiernngs- 
baomeister,  wenn  sie  nicht  sehen  an  sieh  Staatsdiener  sein  sollten,  diese 
Eigenschaft  jedenfalls  mit  dem  Eintritto  in  die  Staats-Eisenbahnverwaitnng 
erlangen.  Daran  wird,  wie  ebenMs  schon  der  lÜnisterial-Eommissar 
hervorhob,  durch  den  Umstand  nichts  gelindert,  dass  die  fraglichen  Regie- 
rungsbanmeister  weder  unter  das  Gesetz  Tom  27.  Hftrz  1872,  betr.  die 
Pensionirung  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  etc.,  noch  unter  das  Gesetz 
Tom  20.  Mai  1882,  betr.  die  Fflrsorge  für  die  Wittwen  und  Waisen  der 
unmittelbaren  Staatsbeamtem,  fallen;  denn  es  giebt  eine  erhebliche  Anzahl 
von  Staatsdienem,  welche  nach  §  2  des  erstangeftthrten  Gesetzes  nicht 
pensionsf&hig  sind,  und  das  zweite  Gesetz  bezieht  sich  ausweislich  des 
§  1  eben  wieder  nur  auf  pensionsberechtigte  Staatsbeamte. 
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Steht  aber  die  Eigensehaft  des  ElAgers  ala  Staatadfener  fest,  so  kann 
der  flberwiegeod  auf  thatsftchUchem  Gebiete  liegende  Ansspraeh  des  Vor- 
derricbters,  dass  Elftger  nieht  an  den  im  $  11  Ges.  11.  Juli  1882 
erwAhnten  Geholfen  gebOre,  mit  dem  Rechtsmittel  der  Revision  erfolgreich 
nieht  angegriffen  werden.  Dass  der  Yorderrichter  bei  seinen  Erwägnngea 
sieb  eines  Bechtsirrthoms  oder  wesentlicher  HSngel  des  Ver&hrens  schuldig 
gemacht  habe,  erheUt  nicht;  fibrigens  wfirde  seiner  Feststellmig,  wie  nicht 
unbemerkt  bleiben  mag,  selbst  bei  freier  Benrtheilnng  nur  beigetreten 
werden  können.  Wenn  Bekl.  besonders  betont,  nach  der  Vorentscheidung 
bleibe  unklar,  worin  der  Unterschied  zwischen  den  mebrgedachten  Gehfilfen 
und  dem  sonstigen  Staatsdienem  Eegs,  so  ist  dem  gegenüber  darauf  hm- 
znweisen,  dass  eine  scharfe  Grenze  sich  nach  der  Natur  der  Sache  hier 
nicht  ein  für  alle  Mal  ziehen  Iftsst,  viebnehr  unter  Beachtung  der  beson- 
deren Lage  jedes  einzelnen  Falles  zu  prüfen  bleibt,  ob  die  Voraussetzungen 
f&r  eine  Anwendung  des  §  11  gegeben  sind.** 


Kr«  240.  Eiitwh.  dM  Dentschen  Mohsgeriehts. 

3.  Ci^il-Senat  Vom  29.  Januar  1886. 

[BolM»  Pni.  d.  Betduger.  Od.  &  8. 11».  Nr.  61T.] 

f  1  HaftpfliehlgeBetB.  Beim  Betriebs  der  EiaenbthD. 

Die  Beschftdigung,  welche  sich  der  Heizer  an  der  von  ihm  bedienten 
Lokomotive  nach  Beendiguug  der  Eiseubahnfahrt  (11  Ohr  5  Hin.  Abends) 
und  nachdem  die  Lokomotive,  wennschon  noch  unter  Dampf,  in  den 
Schuppen  gebracht,  wo  sie  bis  5  Uhr  35  Sün.  Morgens  zu  verbleiben  hatte, 
bei  deren  Revision  und  bei  dem  Putzen  der  Stopfbüchsen  zugezogen  hat, 
ist  nicht  bei  dem  Betriebe  der  Eisenbahn  erfolgt 

Nr.  241.  Entseh.  des  Dentsehen  Belfhsgerlehts. 

1.  Civil-Senat.  Vom  80.  Jiiiiuiir  ls86. 
Der  Direktor  einer  Privat-Eiseubahn.  welclier  seinen  von  dem  wirklichen 
Reingewliin  des  UnterniBlunens  abliaügigen  Tantiemen  Aii Spruch  nicht  mehr 
geltend  machen  kann,  w*jil  in  Folge  der  Verstaatlichung  der  betreffenden 
Elsenbahn  der  Reingewinn  in  der  bisherigen  Weise  nicht  mehr  festgestellt 
wird,  ist  berechtigt,  einen  entsprechenden  Bntschädlgaogsanspraoh  zu 

erheben. 

Eine  VcrpfliclUung  der  beklagten  Gesellschaft,  das  Reioertragniss 
ihres  ünteruehmens  aus  dem  Geschäftsjahre  ....  dem  Kläger  gegenüber 
festzusetzen  oder  festsetzen  zu  laöseu,  welche  das  ürtheil  erster  Instanz 
anerkennt,  besteht  nicht.  Sie  kann  nicht  aus  dem  Anstelluncrsvertrage 
oder  Abänduugsvertrage  hergeleitet  weideu.   Bei  Abschluse  des  erstereu 
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ist  beiderseits  untersteilt,  dass  zum  Zwecke  der  DividendenvertheiluDg 
alljährlich  eine  Festsetzung  des  Reinertrages  stattfinden  werde,  und  ist 
eben  deswegen,  weil  diese  Fe^tsotzung  auch  dem  Kläger  gegenüber  für 
genügend  erklärt  wurde,  eine  darauf  bezügliche  Verptiiehtung  der  Gesell- 
schaft nicht  vereinbart  worden;  durch  den  Abfiuduugsvcrtrag  aber  sind 
nur  bestehende  Ansprüche  für  das  Jahr  ....  aufrecht  erhalten,  neue 
dagegen  nicht  begrtm  li  t  worden  Ebensowenig  kann  die  im  Urtheil  erster 
Instanz  anerkannte  Verpflichtung  aus  dem  Gesetze  hergeleitet  werden, 
lusbesonderc  kimu  die  Vorschrift  des  §  3G9  Titel  5  Theil  I  A.  L.-R.  nicht 
in  Anwendung  gebracht  werden,  wonach,  wenn  zwar  nicht  die  Erfüllnng 
des  Vertrages,  aber  doch  die  darin  bestimmte  Art  der  Erfülln?iir  lairn  ilt- 
lich  geworden  und  diese  Unmöglichkeit  durch  einen  in  der  Pcr^oa  des 
Verpflichteten  eingetretenen  Grund  entstanden  ist,  der  Berechtigte  eine 
andere  ErfüUnngsart  wählen  darf  ;  denn  es  ist  nicht  eine  Art  der  Erfüllung, 
sondern  die  im  Vertrage  vorgesehene  Art  der  Ermittelung  der  zu  Fa-- 
flUlenden  unmöglich  geworden.  Der  dem  Kläger  zusteheude  Anspruch  ist 
vielmehr  ein  Entschädigungsanspruch,  welcher  sich  darauf  gründet, 
dass  die  Beklagte  durch  den  Abschluss  dieses  Vertrages  die  Ermittelung 
der  Tantieme  des  Klägers  auf  dem  im  Anstellungs vertrage  vorgesehenen 
Wege  einseitig  verhindeit  hat,  mithin  ein  gleicher  Anspruch,  wie  er  dem 
Kläger  im  Falle  der  von  der  Geseüschalt  beschlossenen  Auflösung  zu- 
gestanden haben  würde. 

Nr.  848.  Entseh.  des  Dentsehen  Beiehsgeriebts. 

3.  Civil-Seuat.   Vom  5.  Februar  1886. 
[Boise.  Prix,  i,  Btfdtogn;  Bd.  3:  8. 149.  Nr.  m.} 

§  1  HftftpfllolitgetetK.  UgeneB  VenchiildeiL 

Wenn  auch  das  allgemeine  Verbot,  den  Aber  die  Schienen  f&hrenden 
Fussweg  zu  betreten,  dofeh  das  Nachflelieii  seiner  Uebertietnag  sdne  Be- 
deutung verloren  hatte,  so  war  dem  vierzebnjftbrigen  Knaben,  welcher  als 
Bote  und  Depesehenträger  verwendet  wurde  >  von  seinem  Yorgeeetsten 
wiederholt  besonders  die  Betretung  des  Weges  verboten.  Dass  er  hier 
seinen  Tod  fand,  liat  er  selbst  Terschuldet.  Die  Annahme  des  Be- 
mfungsgericbts,  das  spezleUe  Verbot  sei  nicht  emstlich  gemeint,  ist  gegen- 
über der  Wiederholung  nicht  gerechtfertigt. 

Nr«  2iS.  Entsch.  des  Oesterr«  Obersten  Oerlehtsbofes. 
Vom  7.  Februar  1886. 

[OMtOT.  CcntnaUttt  l&r  EbMdwluiea  «tc  Itta  6.  BSfiJ 

Zur  Frage  der  EntsehJldlgTmg  Ar  Besohrftidnmgeii,  welche  in  Felge  des 
Bahnhaaes  und  Betriebes  den  Besit&em  angrenseuder  Waldpanellsn  he> 
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ziigiicli  der  Bewirthsclialtuiig  derselben  erwachsen.  —  Gegenstand  der 
£ntscliadigiiiig.  —  Qualität  der  SacliverständiE^en  —  Abgehen  des  öe- 
richtes  von  dem  AnsspnidiP  der  Sachverständigen. 

Das  01)i'r-Laiidest'*'rir-lit  Innsbruck  (22.  Dezember  18)^.'),  Z.  6d25)  hat 
über  den  Recur:?  der  Gemeinde  I.  nnd  des  Grnndeinlösungg-Commissärs 
L.,  Namens  des  Bahnärars  gegen  die  Entscheidung  dea  k.  k.  Bezirksgerichtes 
Bludeuz  vom  18.  Oktober  1885,  Nr.  6285, 

in  ErwScrung,  dass  die  Besehwerde  der  Gemeinde  I.  sich  im  Wesent- 
lichen auf  die  allgemeine  Behauptuiiix  beschränkt,  es  seien  bei  der  Schät^nn? 
nicht  alle  Momente  der  Erschwerung  der  VValdwirthschaft  und  specicll  des 
Rezut^es  der  For>tproducte  gehörig  berücksichtigt  worden,  ohne  positive 
Daten  dafür  anzuführen; 

in  Erwägung,  dass  iusbt;>on(l('rs  dio  Behanj)tQUg,  es  sei  die  .Steilheit 
viud  Geföhrlichkeit  der  Lage  durch  den  Bahnbau  anssernrdentlich  vermehrt 
und  dieses  Moment  ganz  ausser  Acht  gelassen  wot  doih  nicht  nur  ohne  jede 
Begründung  dasteht,  sondern  überhaupt  nicht  als  ein  durch  die  Enteignung, 
resp.  Einschränkung  des  Eigenthumsrechtes  verursachter  Naehtheil  in  Be- 
tracht kommen  könnte; 

in  ErNv;i}?un^.  (ias.s  die  für  die  Fällung  und  Bringung  des  Holzes  vor- 
gezcichiK'tcn  Alaassregeln  von  den  Suchverständigen  bei  ihrer  Berechnung 
und  Bcwertlumg  allerdings  insoweit  in  Rechnung  gezogen  worden  sind, 
als  sie  für  den  Waldbesitzer  eine  wirkliche  Belastung  bilden,  was  mu-h 
dem  Gutachten  nur  bei  der  die  Zubringung  der  Holznützuugen  zu  den 
einzelnen  Riescanälen  nnd  deren  für  den  Bestand  der  Bahn  gefahrlosen 
Abbringung  der  Fall  ist,  während  alle  übrigen  diesfälligen  Bestimmungen 
durch  die  Standortsyerhftltoisse  der  W&Ider  von  selbst  bedingt  sind  und 
im  latereese  ihrer  Erhaltung  aueh  aehon  vor  dem  Bane  der  Bahn  zur 
Geltang  zn  kommen  hatten,  spedell  die  Fördening  d«r  Wiederausschlags- 
fähigkeit der  einzelnen  Lanbholzstflcke  hanpteftchlidi  znm  Zwecke  der 
Wiederbewaldong  und  daher  im  ofTenbaren  Interesse  des  Waldbesitzers  ge- 
legen, somit  aas  diesen  Rttcksichten  ein  Entscfaadignngsansprach  in  keiner 
Weise  gerechtfertigt  erscheint; 

in  Erwägung,  dass  fttr  die  Annahme,  es  verde  dnreh  die  Herstellung 
neuer  Wege  nnd  Riesen  bisheriger  Waldgnind  besserer  Qualität  der  Wald- 
caltnr  entzogen,  jeder  thatsächliche  Anhalt  fehlt,  vielmehr  solche  Wege 
nnr  für  die  Zeit  des  Bedarfes,  d.  i.  während  des  Abtriebes  der  einzelnen 
Abtheilnngen  benOthigt  werden  nnd  In  der  Regel  in  Winterschlittwagen 
bestehen,  daher  von  einer  Grandentschädigang  ans  diesem  Anlasse  keine 
Rede  sein  kann; 

in  Erwägong,  dass  die  gegen  die  verwendeten  Sachverständigen  in 
Betreff  ihrer  Eignung  znr  Benrthellang  der  Herstellungsart  solcher  Wege 


Digitized  by  Google 


Entseh.  d«t  Oeeterr.  Obersten  Gericbtsliofea  vom  7.  Februar  1886.  407 


und  Anstalten  und  deren  Kosten  erhobene  Kiiiweiuluüg  schon  nach  der 
Katuf  der  Sache  jeder  haltbaren  Begründung  entbehrt,  übrigens  aber  schon 
aus  dem  (iruude  zurückzuweisen  ist,  weil  Einwendungen  geiitui  die  Eig- 
nung der  Sachverstand iji;en  nach  §  24  ('ro<v\7v<  vom  18.  Februar  1 878. 
R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vor  Beginn  der  Erhebuugcu  anzubringen  sind,  was  von 
Seite  der  recurrircnden  Gemeinde  iu  dieser  Frist  nicht  geschehen  ist; 

den  Recurs  der  Gemeinde  i.  abzuweisen, 
dagegen  iu  der  weiteren  ErwSpung,  dass  dem  iiacbträglicben  Gutachten 
der  Sachverständigen  keine  andere  Aufgabe  zu  (Grunde  lag,  als  die  Aus- 
schcidunir  der  für  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  uothwendig  werdenden 
lIolzu;i  n>in  rtanlagcn  veranschlagten  Kosten  aus  der  gerammten,  für  die 
WaldwirÜistkattäerschweruisse  zuerkannten  Entschädigungssumme  per 
228"2  11.  3  kr.,  bei  deren  Berecbuung  jene  Kosten  nach  dem  Wortlaute 
des  Gutaelitens  vom  25.  Juni  1885,  Z.  4942,  iu  der  Gewinnungs-  und 
Lieferungsentscliiidigung  bereits  enthalten  waren,  wie  auch  aus  dem  Nach- 
tragsgutachten und  einer  Vergleichung  beider  Beredinungen  klar  hervor- 
geht, dass  die  Kosten  der  Trausportaulagen  per  588  fl.  11  kr.  einen 
integrirenden  Bestandtheil  der  im  Hauptgutachten  veranschlagten  Ent- 
schädigungssumme bilden,  solche  lediglirh  um  die  gennglügige  Differenz 
von  8  II.  11  kr.  erhöhen,  um  daher  uiclit  getrennt  von  derselben  als  ein 
neu  hinzukommender  Ents(diädigungsfactor  angescheu  werden  dürfen. 

dem  Reeurse  des  Grundablüsungs-Cnmmissärs  stattzugcbcu  und  iu 
AbunderuDg  der  beschwerten  Entscheidung  die  vom  k.  k.  Bahnärar  der 
Gemeinde  I.  aus  dem  gegenständlichen  Titel  der  Waldwirthschafts- 
erschwerung  etc.  zu  leistende  Gesammtentschädigung  auf  den  von  den 
Sachverständigen  ermittelten  Betrag  von  2290  fl.  14  kr.  zu  bestimmen 
befanden. 

Der  Oberste  Gerichtshof  (7.  Febmar  1886,  Z.  2010}  hat  den  Bevi- 
sionsreeiiTs  der  Cremeinde  I,  insofeme  derselbe  sich  als  ein  aosserordent- 
licher  darstellt,  znrOckmweiseiL  und  fiber  deren  ordentlichen  Bevisions- 
reenrs  unter  Verwerfiing  desselben  die  oberlandesgerichtliche  Entscheidung 
vom  32.  Dezember  1885,  Z.  6525,  in  dem  das  Erkenntniss  des  Bezirks- 
gerichtes Bindenz  vom  18.  Oktober  1885,  Z.  6285,  abändernden  Pnnkte 
mit  dem  Beisatze  zu  bestfttigen  befanden,  dasa  die  Gemeinde  1.  die  Kosten 
ihres  Revisionsrecnrses  selbst  m  tragen  hat,  und  zwar  ans  nachstehenden 
ErwftgDDgen: 

Insofeme  im  Bevisionsrecurse  ein  höhorer  als  der  im  erstriehterlichen 
Erkenntnisse  zngesprochene  Entschftdignngsbetrag  beanspracht  wird,  stellt 
sich  derselbe  als  ein  ansserordentlieher  dar,  welcher  wegen  Abganges  der 
EiÜDrdemisse  des  §  16  des  kais.  Patentes  Tom  9.  Angnst  1854,  Nr.  208, 
zorllckgewiesen  werden  mnsste,  da  in  den  nnterrichterliehen  Entscheidungen 
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weder  eine  Nullität  noch  eine  offenbare  Acten-  oder  Gesetzeswidrigkeit 
erblickt  werden  kann,  Recnrrcntin  eine  solche  darzuthnn  nicht  einmal  ver- 
siK-ht,  sondern  sich  darauf  beschränkt  hat,  ganz  allgemein  gehaltene  Be- 
in ikmigcn  gegen  die  Richtigkeit  des  von  deu  Sachverständigen  abgegebenen 
Guia(  Iltens  vorzubringen,  dieselben  aber  bereits  in  den  Gründen  der  ober- 
laudebgerichtlicben  Entscheidung  ihre  Bacbgemässe  Widerlegung  gefunden 
haben.  Ebensowenig  konnte  dem  ordentlichen  Revisionsrecurse  der  Ge- 
meinde I.  Folge  gegeben  werden.  Derselbe  ist  dagegen  gerichtet,  dass 
der  ihr  im  erstrichterlichen  Erkenntnisse  zugesprochene  Betrag  von 
2870  fl.  39  kr.  vom  Oberlandesgerichte  auf  229011. 14  kr.  herabgemindert 
wurde. 

In  dieser  Beziehung  wird  bemerkt,  dass  die  Sachverständigen  in  ihrem 
Gutachten  vom  4.  Juli  1884  ausdrücklich  erklärt  haben,  dass  die  Kosten 
für  die  Anlage  der  zur  Ausbringung  der  Forstproduute  in  Zukunft  allfällig 
erforderlichen  Trausportanstalten,  als:  Riesen,  Wege  u.  s.  w.,  in  den  ohne» 
dies  sehr  hoch  bewertheten  Gewinnnngs-  und  Liefemngsentschädigungen 
inbegriffen  sind.  Im  späteren  Gutachten  haben  die  Sachverständigen  fiber 
die  an  sie  ergangene  Auffordenmg  des  ersten  Richters,  die  Kosten  für 
Herstellung  der  TransportanstalteD  aus  den  Gewlmmiig»-  tmd  Liefemngs- 
entsebädigungen  ausgesehieden  imd  die  ErsteraD,  sowie  die  Letzteren  ab- 
gesondert beziifort,  wobei  sieb  beraassteUte,  daes  der  Gesammtersatz- 
ansprach  der  Reearrentin  sieh  auf  2290  fl.  14  kr.  belfiuft»  weshalb  das 
Oberlandesgericht  mit  Recht  ihr  nnr  diesen  Betrag  und  nicht  jenen  vom 
ersten  Richter  anf  Grand  dner  irrigen  Auslegung  des  späteren  Gutachtens 
der  SaehverstAndigen  zugeeproohenen  zuerkannte. 


Nr.  244.  Entsdi.  des  BeDtsehen  Betdisgerlclita. 
8.  Civil-Senat.  Vom  9.  Februar  1886. 

[Btan,  Uith.  n.  Anatf.  fid.  a  a 

1)  Haf^flidit  für  eine  vom  Betriebspersonal  bSDutite  sehadhafte  Treppe 
(§  %  des  Beioha'HaftpliiohtgeaetBes).  2)  Dnieh  die  Festsetraig  einer  Sente 
„bis  ana  Lehenaende*'  wird  das  Bedht  des  Antrages  auf  Aufhebung  oder 
IDndernng  der  Beute  bei  Tertndertei  Verhiltniaaen  nicht  beeintriehtigt 

(i  7  des  BeiehshaftptiehtgeaetBes). 
Zu  1.  Das  Berufungsgericht  stellt  an  die  Spitze  seiner  ErOrternng 
den  Satz,  es  sehe  als  erwiesen  an,  dass  die  Treppe  in  ihrem  damaligen 
Zustande  den  Unfall  veianlaast  habe.  Daran  schUesst  aidi  die  Hervor- 
hebung einer  Beihe  thatsachlicher  aus  der  Beweiserhebung  ^gewonnener 
Momente,  welche  diesen  Satz  nfther  begrOnden  soUffli.  Wenn  nun  hieran 
die  Bemerkung  geknöpft  wird,  es  sei  gegen&ber  diesen  Thatsachen  die 
Vermuthung,  dass  der  Zustand  der  Treppe  den  Unfigdl  yeraulasst  hat»  eine 
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80  dringende,  das»  es  Saclio  der  BoklaL'tpn  gewesen  wäre,  sie  zu  wider- 
legeu,  80  \mat  sich  daraus  nicht  der  SciiUisis  zieiieii.  dass  der  Berufaiigs- 
richter  die  BeweiispHicht  des  Klägers  hitis'u  hllich  'K  s  Kaosalznsammen- 
hanges  verkannt  habe.  Vielmehr  ist  nach  d»Mn  Veihältniss,  in  welchen» 
der  letzte  Satz  zu  den  vorausgegangenen  K^rwa^jungen  steht,  der  Sinn 
dieses  Satzes  nur  der,  dass  durch  die  vorherhezeichneten  Indirion  <iio 
richterliche  Uebtir/engung  von  dem  Vorhandensein  eines  Kansalzusammeii- 
hangs  zwischen  dt  in  mangelhaften  Zustaml  der  Treppe  und  dem  Knochen- 
bruch des  Klägers  an  sich  liegründet  werde,  es  sei  denn,  dass  die  Beklagte 
gegenheweislich  Umstaude  darlege,  durch  welche  das  Gewicht  dieser 
Indicien  beseitigt  werde. 

Zu  2.  Durch  die  Festsetzung  der  Reuten  „bis  ans  Lebensende"  wird 
nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Verpflichteten  die  Aufhebung  oder  Minderung 
der  Rente  fordern  können,  yteun  diejenigen  Verhältnisse,  welche  die  Zu- 
erkennnng  oder  Höhe  der  KeDte  bedingt  hatten,  inzwischen  wesentlich 
Teftndert  sind  (§  7  des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1871).  Dass  dies  vom 
Berufungsgerielit  vwkannt  ist,  lAsst  sich  aus  den  Orftnden  des  (Jrtheils 
nicht  entnehmen.  Ansgesehlossen  wird  durch  dasürtheil  nur  der  Anspruch 
auf  eine  Herabsetzung  der  Rente  wegen  der  spfttier  in  Folge  amnehmenden 
Alters  etwa  eintretenden  Mindenmg  der  Erwerbsfähigkeit  desKI&gers,  weil 
dieser  Umstand  Vom  Klftger  selbst  schon  genügend  berfidcsicbtigt  sei,  in- 
dem er  anstatt  des  ToUen  bisher  verdienten  Arbeitslohnes  von  60  IL  nur 
30  H.  monatlich  verlangt  habe. 


Nr»  845.  Entseh.  des  Bentsehen  Beiehsgerlchts« 

5.  Civil- Senat.   Vom  13.  Febraar  1886. 

[Jurist  WodieiMetar.  1886.  S.  tM.  lüL  KL  -  Zett«;  d.  Ver.  Devtseb.  BiMdb.  V*nr.  188&  S.  474.) 

Ueber  den  Umfiing  der  Anwendbarkeit  des  Haftpflichtgesetiea  vom 
7.  Juni  1871  auf  den  gasammten  iniindischen  Eisenbahnbetrieb. 
Die  im  §  4  a.  a.  0.  bezeichnete  Ersatzpflicht  kann  als  Verpfliehtmig 
ans  dem  Gesetz  oder  ans  einem  Qnasidelict  bezeichoet  werden.  Vergl. 
Entscheidungen  des  R.-0.-H.-6.  Bd.  13  S.  68,  72;  Bd.  16  S.  6;  Bd.  33 
'S.  75.  Auf  Yerpflichtangen  dieser  Art  soll  nach  der  Ansicht  Einiger  das 
Gesetz  des  Wohnorts  der  angeblich'  Verpflichteten  anwendbar  sein  (Eich- 
hon;  Deutsches  Privatreeht  §  35,  Anmerkung  d^  d;;  Mflhlenbruch,'  Pan- 
dekten, Bd.  1  §  73,  Nr.  IV),  nach  der  Meinung  •  Anderer  dos  am  Otte 
der  Beschädigung  geltende  Gesetz  (Bar,  internationales  Privat*  and  Stra^ 
recht,  §  87;  Koch,  E[mnmeiitar  zum  A.-L.-B.  Anmerkung  zu  §  38  der 
Binleituig  Nr.  III,  Entscbeidnogen  des  P.  0.  T.  ßd.  9  S.  381).  üeber  den 
ümf^Dg  der  Anwendbarkeit  der  betFefienden  Gesetze  lässt  sich  jedoch  ein 
allgemein  gftltiges  Prinzip  überhaupt  nicht  aufstetten,-  vielmehr  ist:  in 
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dieser  Beziehung  anter  Berücksichtiprniic:  (les  konkreten  Falles  (vergl.  Ent- 
sclieidangen  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  '23  S.  176)  der  Wille  jedes  einzelnen 
Oesetzm,  mag  dieser  austjesprochen  oder  sonst  erkennbar  sein,  als  maass- 
gebend  auziischen.  (Thöl.  Kinluitung  ins  Deutsciie  Privatre^lit  §§  72.  77). 
Das  H.-G.  für  das  Deutscho  Reich  enthalt  über  den  Umtaim  seiner  An- 
wendbarkeit keine  besondere  Bestimmung.  Jedenfalls  darl  indess  der 
WiUe  desselben  dahin  aufgefasst  werden,  das^^  «^s  auf  den  inländischen 
Eisenbahnbetrieb  in  ausgeüeimtem  Umfange  Anwendung  finden  soll. 

Nr.  246.  Entaeh.  des  Heatsdien  Belebigwrtchts. 

1,  Civil-Seuat.    Vom  13.  Februar  1886. 

[Jurtat  WocbMBdir.  ISSft,  8.  1«.  -  BoU«,  Prix.  Bd.  3.  S.  337.  Nr.  969b.] 

Der  in  Art  423  «iiljgesteUte  GnmdsatE,  dass  die  Eisenbahn  nicht 

befugt  sei,  die  ihr  neb  Art,  S95  obliegende  Haftpflicht  fOr  das  snr  Be- 
förderung tlhenuimaieiie  Chit  auniBeUieBBeii  oder  sa  besehrtakai,  wtad 
dvrdi  Art  4SA  EQ.B.  wemtUeh  Bodüloirt   Anlegung  der  ftr.  4  des 

Art  424  H.&.B. 

Diese  Bcstimmnns:  bemht  auf  der  Krwaguiig,  dass  die  Eisenbahn- 
verwaltung auch  bei  der  grössten  Sorgfalt  nicht  im  Stande  i^t,  gewisse 
Arten  von  Güteni  wegen  ihrer  besonderen  Beschaffenheit  gegen  gewisse 
Beschädigungen  auf  dem  Transport,  zu  sichern,  dass  sie  also,  wenn  sie 
sich  von  der  Haftung  für  solche  Beschädigungen  nicht  freizeidmen  dürfte, 
einen  reinen  casos  übernehmen  mtlsste,  wofür  sie  in  Erhöhung  der  Fracht 
ein  AequivaleDt  zu  enehen  geofitbigt  wfire.  Ihre  wesentlich  praktische 
Bedeutung  erhält  aber  die  Beetimmnng  erst  dnreh  den  zweiten  Absatz, 
Daeh  weldieiD,  wenn  eine  Bolcbe  Bestianmuff  bedangen  ist,  zugleich  als 
bedangen  gelten  eoll,  es  solle  bis  zum  Naeh«^  des  Gegentbeils  ter- 
mathet  werden,  dase  ein  eingetretener  Schaden,  wean  er  aaa  der  nicht 
llbemonmienen  Gefahr  entstehen  konnte,  aas  derselben  wirklidi  entstanden 
sei.  Hietans  erklfirt  sidi  avch,  warom  in  No.  4  des  Artikels  die  Frei- 
zeiehming  von  ünMen  mit  erwfthnt  wird,  für  welche  die  Eisenbahn  naeh 
dem  Gesetz  gar  nicht  zu  haften  hat,  wie  für  inneren  Verderb.  Wfirde 
nnn  in  dem  Betriebereglement  eme  mit  den  aageftthrten  Bestimmnngen 
des  Art.  484  dss  H.-G.-B.  wOrtlioh  sich  deckende  Bestimmong  über  die 
Befreinng  Ton  der  Haftpflicht  angenommen  sein,  so  wflrde,  wenn  dn  Gnt 
dnroh  Brand  beschädigt  oder  Temichtet  ist,  die  Vermnthnng,  dass  der 
Brand  dareh  Selbstentzöndnng  entstanden  sei,  dann  Plats  greifen,  wenn 
das  Gnt  wegen  seiner  eigen thtm liehen  natOilieheD  Beschaffeaheit  der 
besonderen  Ge&hr  der  Selbstentsindnng  ansgeeetst  war;  dagegea 
wfirde  die  Vermnthnng  nicht  eintreten,  wenn  eine  solche  beeoadere  Qe&hr 
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nicht  aogeoommen  werden  kanu.    Es  genflgt  also  nieht  das  Vorliegen 

der  blossen  Möglichkeit  der  SelbBtontzündiixig,  ebenso  wenig,  wie  es 
für  Beseitigung  der  Haftung  für  Brach,  Rost  etc.  genfigt«  dass  da«  Qnt 
dareh  Bradi,  Bost  etc.  beschädigt  werden  icann.  Es  handelt  sich  um 
Güter,  welchen  eine  „leichte  Verletzbarkeit**  oder  „natürliche 
Empfindlichkeit"  in  der  fraglichen  Richtung  zukommt.  Nur  betreffs 
solcher  Güter  ist  die  Befugniss  der  Freizeiehnung  gestattet  und  die 
erwähnte  Yciiimthnng  aufgestellt.  Nur  80  weit  hat  aber  auch  das  Be- 
triebsregelemeot  von  der  Besümmong  des  Art.  424  No.  4  Gebraneh 
gemacht 

Nr.  347«  Entseh.  dM  Ober-LaadM^Mrlelits  Eolmar. 

1.  Senat  Vom  16.  Febrnar  1886. 

[B«lndi«taMr,Zeiladir.tFf*iii.ClTUr.  Bd.  18.  8.<16t] 

Sin  ünftlli  welelier  dvreli  das  Sohanwerden  von  Pferden  in  Folge  des 
Oeitofloliee  einer  Straseenelsenbalin  Tenmelit  ist,  fUlt  imter  %  t  Haft^ 

pfliehtgeaeti. 

K.  war  dadurch  verletzt  werden,  dass  seine  Pferde,  von  dem  hinter 
ihnen  anfahrenden  Strassenbahnzng  erschreckt,  in  Unmhe  geriethen,  anf 
die  Seite  drSngten,  den  E.,  der  sie  berohigen  wollte,  traten,  zn  Fall  nnd 
unter  ein  Wagenrad  brachten,  infolge  dessen  derselbe  am  rechten  Arm  so 
schwer  verletzt  wurde,  dass  dieser  abgenommen  werden  musste.  In  Bezug 
auf  diesen  thatsftchlichen  Fall  hat  das  Ober>L«adesgericht  folgende  Grand- 
Sätze  begrflndend  aosgesprochen:  ,Die  Bestimmungen  des  Beichs-Haft- 
pflichtgesetzes  ftber  Eisenbahnen  finden  anch  auf  Strassenbahnen  An- 
wendung. —  Auch  das  bei  der  Fortbewegong  enstebende  eigenthamlichc 
Qeränsch  gehOrt  zum  Betriebe  und  ein  hierdnrch  veranlasster  Unfall  ist 
ein  BetriebeunfalL  Körperliche  Berflhrong  mit  dem  rollenden  Material 
ist  nicht  eribrderlich;  Jeder,  sei  es  unmittelbare,  sei  es  mittelbare  ursftehr 
liehe  Zusammenhang  zwischen  Betriebshandlung  und  Verletzung  genflgt  zur 
Begründung  der  Haftbarkeit  des  Betriebeunteraehmers.** 


Kr.  t48.  Estadi/  dee  Oeaterr.  Obersten  Oeriehtshofes. 

Vom  Iii.  Februar  1886. 

[Oesterr.  Ccotr.BL  f.  Eisenb.  etc.  1886.  8.88S.] 

Die  Verordnimg  des  Handelsministerinms  vom  25.  Januar  1879,  B.G.B1. 
Nr.  19,  stellt  sich  als  eine  zu  dem  Gesetze  vom  18.  Febraar  1878, 
•  B.G.B1.  Nr.  30,  nach  §  48  desselben  erlassene  VoUzagsvonehilft  dar.  Die 
balmseitig  erfolgte  AusfBbnuig  der  von  der  politischen  Belitede  im  Sinne 
der  dtirten  Yerordnnng  aus  leiieipo]iiei]lehe&  Qr&ndien  als  nö^g  er- 

87* 
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kannten  Siclierheits -Vorkehrnngen  an  fremden  Grundstücken  kann  nur  auf 
administrativem  Wege  angefochten  werden,  und  ist  wegen  solclier  Ban- 
ansfulirimgen  aul  Irt  nuirui  Gmnde  eine  Besit^störnngsklage  gegen  die 

Balm  und  ihre  Orgaue  unzulässig. 

Der  Oberste  (rerichtshof  hat  den  lievisionsreenr.s  Ueä  Klatjerjs  M. 
^cgen  (lif  i;l('i(hliiutt  ii(lon  lintstbeidongen  des  Bezirksgerichtes  aud  des 
mährisrh-si  hlesischeti  O.-L.-G.  abgewiesen, 

weil  bei  dem  Umstände,  al?;  die  zu  dem  Krk»'imtnisse  darfiber,  ob 
einer  der  im  §  2  des  G.xt/.v  \oi]]  18.  Februar  1,S78,  R.-(r.-Hi.  Nr.  30, 
bezrirlinctt'U  Fälle,  in  welrluii  das  Enteigniingsrccht  ausgeübt  worden 
kann,  vorliege,  berufene  politi.sclie  Landt  öbeliOrde  den  Fall  der  FÜnteignung 
nicht  als  vorhanden,  sondern  nur  die  in  Rücksicht  auf  die  olTciitlii  he 
Siciiei  heit  in  der  Verordnung  des  Uandelöininisteriuuis  vom  2ö.  Januer  1871>, 
R.-G.-Bl.  Nr.  19,  welche  sich  als  eine  zu  dem  voreitirten  Gesetze  nach 
§  48  desselben  erlasi^ene  Voll/ ui;svorschrift  darstellt  —  vorgeschriebene 
Sit  herhcit.Nvurkuhrung  für  iiuthwendig  erkannte,  in  der  Ausführung  der 
von  der  jxditischen  Behörde  bezüglich  der  dem  Kläger  gehöri^ien  Walche 
in  Gemässheit  der  citirten  Ministerial- Verordnung  aiigeordueteu  Vorkehrung, 
gegen  welche  die  Beschwerde  nur  an  die  Admiuistrativbehörde  zulässig 
und  von  dem  Klager  auch  wirklich,  jedoch  erfolglos  ergriffen  worden  war, 
nur  eine  Angelegenheit  erblickt  werden  kann,  welche  nach  der  Bestimmung 
des  §  13  der  Ministerial- Verordnung  vom  14.  September  1854,  R.-G.-BI. 
Kr.  238,  von  dem  Beditewege  ansgeschloBsen  ist  und  daher  andi  oit'ht 
als  BesitzstOrimg  vor  den  Gerichten  verfolgt  werden  kann. 


Sr.  249.  EnlÄcli.  des  Deutschen  lleichsarericht«. 
2.  Civil-Senat.    Vom  ly.  Februar  18Ö6. 

« 

Art.  402,  405  H.O.B.   Wenn  der  Destinatar  erklärt,  dass  er  die  ihm  ans 
dem  Frachtvertrage  zustehenden  Rechte  nicht  ausüben  will,  so  tritt  das 
Vertragsreolit  des  Absenders  wieder  in  volle  Wirksamkeit  Ersatspfliclit 
für  Beiladen  dufoh  verspätete  Avislrung. 

Am  18.  November  1882  wurde  im  Auftrage  der  Klägerin  aus  dem 
stftdtiechen  L  igerhause  zu  Wien  ein  Waggon  enthaltend  100  Satk  Weizen 
an  die  Firma  £dnard  Wplechendorf  in  Frankfurt  a.  M.  abgesendet.  Der 
Wa^on  kam  am  23-  nämlichen  Monats  im  Frankfurter  Ostbahnhof  an 
nnd  wurde  von  da  auf  der  städtischen  Verbindungsbahn  nach  der  Zoll- 
expedition der  üessischen  Ludwigsbahn  weiter  befördert.  Die  zollamtliche 
Abfertigung  fand  am  24.  Nov.  Morgens  statt,  und  sollte  nnn  der  Waggon 
nach  dem  Oatbabnhof  zurückgebracht  werden.  In  Folge  eingetretenen 
HochwasBers  mosste  jedoch  der  Betrieb  der  Vefbindangabahn  eingestellt 
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werden,  weshalb  der  Waggon  im  Zollhofe  stehen  blieb.  Das  anseer- 
ordentlich  boeh  steigende  Wasser  setzte  den  ganaen  Zollhof  nnter  Wasser 
inebesondere  auch  den  fraglichen  Waggon  mit  Weizen,  so  das»  dessen 
Inhalt  verdorben  wurde  und  für  die  ganze  Sendung  nur  500  M.  erlöst 
werden  konnten.  Eine  Benaehrichtignng  der  Firma  Wolschendorf  von 
Ankunft  des  Weizens  erfnlp^te  erst,  nachdem  der  Verderb  desselben  ein- 
getreten war  und  worde  dann  der  Empfang  der  Waare  von  dieser  Firma 
abgelehnt. 

Im  April  erhob  die  Firma  B.  Marxsohn  als  Eigenthfimerin  des 
Weizens  nnd  nnter  Vorlage  einer  Zession  des  Lagerhauses  der  Stadt  Wien 
als  Absenders  vor  dem  Landgerirltte,  Kammer  für  Handelssachen,  za 
Mainz,  Klage  gegen  die  Hessische  Ludwigsbahn  als  letzte  Frachtfübrerin, 
mit  dem  Antrage,  diese  verpflichtet  zn  erklären,  ihr  den  Wertli  des 
Weizens  nebst  SScken  nach  Abzug  von  Fracht  nnd  Zoll  mit  1848  M. 
d9  Pf.  nnd  Zinsen  vom  23.  Nov.  1882  an  zu  zahlen. 

Die  Beklagte  erwiderte,  sie  sei  nach  §  59  Absatz  8  des  Betriebs- 
reglements verpflichtet  gewesen,  die  Waaren  vorerst  der  Steuerbehörde  • 
vorzufQhren  und  nach  §  64  Abs.  3  a.  a.  d.  stehe  der  AbUeferong  an  den 
Adressaten  die  Ablieferang  an  Zoll-  und  Revisionsschuppen  nach  Ankunft 
des  Gutes  auf  der  Bestimmungsstation  gleich,  wobei  allerdings  dem 
Adressaten  über  Ankunft  zollpflichtiger  Güter  und  deren  Vorführung  bei 
der  Zollbehörde  Nachriclit  fcej^eben  werden  müsse.  Letzteres  sei  unn 
zwar  im  vorliegenden  Falle  nicht  geschehen,  allein  die  Beklagte  sei  zu 
dieser  Unterlassung  beieehtigt  gewesen,  da  zwischen  ihr  und  der  Finna 
Wolschendorf  eine  Vereinbarnng  dahin  getroffen  worden  sei,  dass  alle  für 
diese  Firma  im  Zollliofe  ankommenden  zollj)llichtigen  Waaren  durch  die 
Beklagte  ver/ollt  nnd  auf  den  Ostbahnhof  zurückgebracht  werden  sollten 
nnd  erst  daim  die  Avisirang  zu  erfolgen  habe, 

Sie  folgerte  hierauf,  da?»  sie  ihre  FHiehten  der  Absenderin  gegenüber 
vollständig  erfüllt  habe  nnd  diese  nicht  zur  Klage  legitimirt  sei. 

Eventuell  machte  sie  geltend,  dass  der  Schaden  durch  höhere  Gewalt 
verursacht  worden  sei.    (Handelsgesetzb.  Art.  .805.) 

Das  Landgericht  erhob  zunächst  Beweis  in  beiden  Kichtungeu  und 
erliess  am  80.  Dezember  1884  Endurtheii,  in  welchem  es  nach  dem 
Klageantrage  erkannte. 

Die  Beklagte  legte  Berufung  ein,  welche  durch  Urtheil  des  Gross- 
herzoglich Hessischen  Oberlandesgenchts  /u  l  i  irmstadt  vom  16.  Mai  1885, 
anf  dessen  Thatbestand  Bezug  genonnnen  wird,  zurückgewiesen  wurde  nnd 
zwar  im  Wesentlichen  aus  folgenden  Gründen: 

I.    Zur  Frage  der  Legitimation  der  Klä^^erin. 

Richtig  erscheine,  dass  die  Ablieferung  uu  die  Zollstatte  die  Eisen> 
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baliü  ihren  VerpflichtUDgeii  als  Frachtführcriii  entlaste,  falls  sie  den 
Destinatar  durch  Anzeige  und  Zustellung  der  betr.  Papiere  in  den  Stand 
setze,  über  das  Gut  zu  verfügen  und  die  Sorge  für  dasselbe  zu  übernehmen. 
Im  vorliegenden  Falle  habe  die  Beklagte  vor  dem  Verderb  der  Waare 
dieselbe  nicht  ^nmal  avisirt,  glaube  jedoch  durch  die  behauptete  Vereio- 
barong  mit  der  Firma  Wolscbendorf  die  Aviainuig  nnd  Bereiteteliniig  der 
Waare  m  emetKen,  eodaae  diese  sowohl  dem  Destinatlr  ak  dem  Absender 
gegenüber  als  abgeliefert  zu  gelten  habe.  Dies  sei  unrichtig.  Znnitehst 
kOnne  jene  Vereinbamng,  andi  wenn  de  abgeaefaloasen  sein  sollte,  selbst 
dem  Deatinat&r  gegenflber  lediglich  dahin  aofgefasst  werden,  dass  darin 
eine  Verschiebung  der  Avisirunga-  nnd  Aaslieferongspflicht  bis  znr 
Brledigong  des  TerzoUungs-  nnd  BQcletransportgeschllfteB  zn  finden  sei. 

Wollte  man  aber  selbst  annehmen,  die  Vereinbamng  sei  in  dem  von 
der  Beklagten  behaupteten  Sinne  erfolgt,  so  würde  dieselbe  die  Aktiv- 
legitimatioo  der  Elügerin  nicht  hindern.  Die  dem  Frachtführer  nach 
Artikel  408  des  Handelsgesetzbuchs  auferlegte  AnshSndigongspflieht  sei 
.  eine  reale,  anf  welche  der  Absender  ein  selbstaULndiges  Redit  habe, 
welehes  dorch  Abmachungen  zwischen  Frachtführer  und  Destinatftr  nicht 
gesehmülert  werden  künne. 

Die  Beingniss  zur  Klageerhebung  könne  aber  der  Elfigerin  umso- 
weniger  abgesprochen  werden,  als  der  Destinatär,  wie  unbratritten,  die 
Annahme  der  Waare  verweigert  und  solche  dem  Absender  zur  Verfügung 
gestellt  habe. 

II.  Zur  Frage  des  Verderbs  der  Waare  durch  höhere  Gewalt: 

Die  Verklagte  sei  zum  Nachweis  verpflichtet  gewesen,  dass  trotz 
aller  Fürsorge  die  Waare  den  Einwirkungen  des  Hochwassers  nicht  liabe 
entzogen  werden  können. 

Dieser  Nachweis  sei  nieht  nur  nicht  geführt,  sondern  es  sei  fes^ 
gestellt,  dass  die  Beklagte  gerade  das  nächstliegende  Mittel,  die  Waare 
rechtzeitig  zu  siehent,  die  Benachrichtigung  des  Destinatära  von  der 
drohenden  Gefahr  versäumt  habe. 

Bei  einer  solchen  Benachrichtigung  würde  die  fragliche  Waare  ebenso 
wie  alle  übrigen,  mit  einer  einzigen,  vom  Adressaten  verschuldeten  Aus^ 
nähme,  TOraussichtlich  gerettet  worden  sein.  Die  behauptete  Vereinbarung 
könne  nicht  zur  Entschuldignng  dienen,  denn  dieselbe  habe  sich  zweifellos 
nur  anf  den  regelmässigen  Gang  des  Transportes  bezogen  und  habe  nicht 
die  Absicht  gehabt,  die  Beklagte  von  der  ihr  bei  Elementarereignissen 
obliegenden  Sorgfalt  zu  entbinden. 

Gegen  dieses  Urtheil  legte  die  Beklagte  rechtzeitig  Revision  eio. 
Sie  beantragte  bei  der  Verhandlung,  das  angefochtene  Urtheil  aufzuheben 
und  nach  ilirem  Berafnngsantrage  zu  erkennen. 
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Die  RevisioDsbeklagte  beantragte  die  Znrückweisiing  der  Revision. 

EntscheiduDgsgTünde : 
Seitens  der  Beklagten  wurde  behauptet,  dass  die  in  Frage  stehende 
Waare  mit  ihrer  Ankunft  von  der  Zollstätte  za  Frankfart  a.  M.  als  abge- 
liefert zn  gelten  habe,  um  darauf*  zn  folgern, 

1.  dass  der  Kläger  zur  Klage  nicht  legitimirt  sei; 

2.  Dass  sie  (die  Bekl.)  für  den  erst  später  eingetretenen  Verderb 
der  Waare  nicht  als  Frachtfähre rin  zn  haften  habe. 

Sie  bestritt  nicht,  dass  sie  vor  Eintritt  des  den  Vorder!»  der  Waare 
vemrsachendon  Ereignisses  dem  Deatinatftr  die  Ankunft  der  Waare  nicht 
avisirt,  also  die  Voranssetznng  nicht  erfSUt  habe,  von  welcher  §  64  Abs  3 
des  Betriebsreglements  die  Ablieferang  abhSngig  macht«  stellte  aber  die 
Behanptnog  anf,  dieser  Umstand  sei  unerheblich,  weil  sie  mit  dem  Der^ti- 
natftr  Wolschendorf  eine  Vereinbarung  dahin  getrolTeu  habe,  dass  alle  für 
diesen  im  Zollhofe  ankommenden  zollpflichtigen  Waareu  dnrch  sie  (die 
Bekl.)  verzollt  und  auf  den  Ostbahnhof  gebracht  werden  sollten,  um  dann 
erst  avisirt  zu  werden. 

Das  Oberlandesgericht  l&sst  nun  dahingestellt,  ob  der  Beweis  einer 
solchen  Vereinbarung  erbracht  sei,  eriüftrt  jedoch,  auch  wenn  dies  zu 
b<9ahen  wftre,  wQrde  ea  diese  Vereinbarung  nur  dahin  auffassen,  dass 
düin  eine  Verschiebung  der  Avisirung  und  Ausliefe  ran  gspflicht  bis 
zur  Eriedigung  des  VerzoUungs-  und  Rftcktnmsportgescbftftes  zu  finden  sei. 

Diese  einen  Reefatsirrtfaum  nicht  bekundende  Auslegung  genftgt« 
fraglicher  Vereinbarung  die  Bedeutung,  die  ihr  beigelegt  werden  wollte, 
zu  entziehen  und  die  Annahme,  dass  eine  Ablieferung  nicht  erfolgt 
sei,  also  die  Beklagte  als  FrachtfBhrerin  zu  hallen  habe,  zu  begrOnden. 

Betreffs  der  Frage  der  Aktivlegitimation  kommt  noch  der  weitere 
Umstand  in  Betracht,  dass  der  Destinat&r,  als  ihm  später  die  Ankunft 
der  Waare  avisirt  wurde,  den  Empfang  derselben  abgelehnt  und  sie  dem 
Absender  zur  Verfügung  gestellt  hat,  wie  dies  thatsSchlich  festgestellt  ist 

Nach  allgemeinen  Prinzipien  besteht  nämlich  ein  Vertragsverhältnlss 
nur  zwischen  Absender  xmd  Fraehtfährer.  Wenn  nun  das  Gesetz  in  dem 
Frachtvertrag  zugleich  eine  StipulatioD  zu  Gunsten  eines  Dritten  (des 
Destinatärs)  legt  und  diesem  Dritten  Rechte  einräumt,  welche  von  einem 
gewissen  Zeitpunkte  (Ankunft  der  Waare  am  Bestimmungsorte)  mit  den 
Rechten  des  Absenders  konkurriren  (Artikel  403  Abs.  1,  Art  405  des 
H.-G.-B.)  von  einem  gewissen  Zeitpunkt«  (Abliefsrung  des  Frachtbriefes) 
an  diese  Rechte  ausAben  will,  nicht  aber  fBx  den  hält,  dass  er  erklärt, 
äe  nicht  ansahen  zu  wollen,  viebnehr  dem  Absender  die  Waare  zur  Ver- 
Iftgung  zu  stellen.  Letzterenfolls  tritt  daher  das  Vertragsrecht  des  Ab- 
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Senders  wieder  iii  volle  Wirkbumkeii.  Vergl.  Entscheid uugeu  des  Reicbs- 
Ober-Handelsgerichts,  Band  fi.  Seite  273  ff. 

Was  schliesslich  die  Frage  betrifit,  ob  sich  die  Beklagte  durch  Nach- 
weis höherer  Gewalt  entlastet  habe,  so  genügt  es,  da  ein  Angriff  in 
dieser  Rlchtnog  nicht  eihoben  ist,  darauf  binziiweiseD,  dass  das  Ober- 
hmdesgericht  nicht  irar  feststeUt,  es  sei  der  bezfigliche  Beweis  nicht  ge- 
fahrt»  Bondeni  sogar,  dass  ein  VerschnldeD  bezw.  ihrer  Organe  den 
Schaden  verorsacht  habe. 

£s  war  daher,  wie  geschehen  zu  erkennen. 


Nr.  250.   Enlsch.  des  Deutschen  Reichs^ertchts. 

2.  Civil-Sonat.    Vom  19.  Februjtr  1886. 

[Jurist  \v,^,  h.  iisrhr.  iH^i»..  s  \vi  7(11  .'S  -  BoUe,  Prax.  d.  Beiduger.  Bd.  2.  Nr.  w>   s  ?x.  *;  i 

Art.  396  H.ö.B.  Wird  von  einer  aus  verschiedenen  Gegenständen  (Ballen) 
bestellenden  Sendung  ein  Stück  beschädigt,  so  erstreckt  sich  der  Ent- 
schädigungsanspruch nnr  anf  dieses,  nicht  auf  die  ^^anze  Sendnng,  falls 
dieselbe  nicht  ein  untrennbares  Ganzes  bildet. 
Nach  Artikel  des  11. G.B.  ist  eine  Haftbnrkoit  des  Fracht- 
luiirer!^  —  abgesehen  vou  dem  nicht  in  Frage  .steii' ini n  1  ulK  ,  iner 
böslichen  Handlungsweise  —  nur  in  so  weit  begründet,  ais  das  Ii  ;iii>|)ort- 
gut  wirklicli  boschädii^  worden  ist.  Besteht  aber  dasselbe  aus  ver- 
tjdiiedeuen  Gegeiisläudeu,  ^^o  kann  die  Beschädigung  einzelner  dieser  Gegen- 
stände als  Beschädigung  des  ganzen  Gutes  nur  dann  betrachtet  worden, 
wenn  sämmtliche  Gegenstände  iu  der  "Weise  zusammengehören,  dass  sie 
als  ein  untrennbares  Ganzes  erscheinen.  Dass  diese  Voraussetzung  zu- 
treffe, nimmt  der  B.  R.  nicht  an;  er  geht  vielmehr  im  Gegentheil  davon 
aus,  dass  die  16  Ballen,  da  im  Handelsverkehr  schon  ein  Ballen  eine 
Einheit  bilde,  sich  nicht  als  ein  Ganzes  darstellou. 


Nr.  251,    Entsch,  des  ileulscheu  Heichsgencbls* 
8.  Civil-Senat.    Vom       Februar  lö86. 

fPreuM.  Elsen!).  Arth.  1886.  S.  .VI?.] 

Die  Begründung  eines  Entschädigungsanspmclies  gegen  den  Fabrikunter- 
nehmer  ans  §  2  des  Haftpflichtgesetzes  v.  7.  Jniii  1871  ist  durch  die  Fest* 
Stellung  der  Person  des  schuldigen  Beamten  nicht  bedingt 

Der  Kläger  hat  längere  Zeit  im  Dienste  des  Beklagten  gestanden  und 
war  in  der  Lokomotivabtheilung  der  Hauptwerkstätte  zu  Speldorf  (bei 
Broich)  beschäftigt.  Den  10.,  oder  wie  Beklagter  behauptet,  den  11.  Juni 
1884  erhielt  er  den  Auttrag,  iu  Gemeinsehatt  mit  dem  Hilfsarbeiter  R. 
eine  in  Reparatuv  behndlicbe  Ei8eabalm-(Xeuder-)Achse  aus  dem  Loko? 
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■mntiv-Rcparaturschuppen,  über  eine  Drehscheibe  hinweg,  nach  der  Dreherei 
zu  bringen.  In  dor  Drchschcibo  beöndet  sich  eine  OefFnung,  dazu 
dienend,  ein  mi  Menschen  durchzulassen,  um  Reparaturen  vorzunehmen  u.s.  w., 
Welche  mit  einer  eiserneu  Platte  verschlossen  ist.  Bei  Ansfuhninj]:  jenes 
Auftrages  trat  KUijccr  auf  diesen  Lückendcckel,  dcr.-'clbc  khippfe  um.  und 
Kh'iger  hei  in  Folge  dessen  rnit  dem  einen  I^ein  in  die  Oetinung.  Er 
behauptet,  dass  er  dabei  mit  dem  ünterleibe  aui  die  ern{)orst<'lieiule  scharfe 
Kante  (Ur  Platte  gestürzt  und  dass  diese  ihm  H  Zoll  tief  in  den  Unter- 
leib eingedrnngf  n  sei.  auch  seine  (ieschlechtstheile  erheblich  verletzt  habe. 
In  Folge  dieses  Unfalles  will  Klager  11  Wochen  lang  bettlägerig  krank 
gewesen  sein  und  ferner  eine  dauernde  Beeintrüchtignug  seiner  körperlichen 
Arbeitskraft  erlitten  haben.  Kr  verlangt  nun  von  dem  Beklagten  Knt- 
schüdiguug,  einmal,  weil  ihn  der  Unfall  beim  Betriebe  der  Eisenbahn  be- 
troffen habe  (§  1  des  HaftpÜichtgesetzes)  und  sodann  auf  Grund  des  §120 
der  Gewerbeordnung,  weil  der  Luckendeckel  lose  gelegen  und  nicht  so 
befestigt  gewesen,  dass  er  beim  Betreten  nicht  um?ichlagen  kuunte,  weil 
also  der  Beklagte  beim  Betriebe  der  Werkstatt  die  zur  thunlichsten 
Sicherlieit  der  Arbeiter  gegen  Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  noth- 
W(  ndigen  Einrichtungen  nicht  getroffen  habe.  Uebrigens  seien  nach  dem 
Unfall  die  Liickendeckel  sowohl  auf  der  hier  fniglichen  Drehscheibe,  als 
auf  den  übrigen  Drehscheiben  in  der  verlangten  Weise  mit  Charuiereu  be- 
festigt worden. 

Aus  den  Entscheiduugsgründe  n  des  Urtheils  vom  28.  Februar  1886r^^ 
Das  Urtheil  der  Vorinstanz  gründet  sich  auf  den  §  2  d.  :5  Haftpflicht-  ' 
gesetzes,  nach  welchem  der  Beklagte  für  das  Verschulden  der  von  ihm 
mit  der  Leitung  und  Beau&ichtigung  seiner  Fabrik  augestellten  Personen 
2VL  haftea  hat. 

Da  der  §  2  diese  Peraooen  als  Vertreter  des  FabriknntemelimerB 
ansieht,  so  ist  im  Sinne  desselben  ein  Versehnlden  dieser  Personen  überall 
da  vorhanden,  wo  sie  es  an  deijenigen  Sorgfalt  haben  fehlen  lassen,  welche 
dem  Fabriknnternehmer  ans  dem  Dienstvertruge  seinen  Arbeitern 
gegenfiber  oblag.  Und  da  demnach  der  Fabriknnternehmer  in  Folge  der 
Vorsefarift  des  §2  dt.  für  jeden Un&ll  za  haften  hat,  welcher  durch  eine 
Vemachlftssigung  dieser  Sorgfalt  veranlasst  worden  ist,  so  ist  die  Begrün- 
dung des  Entschfidigongsanspruches  nicht  bedingt  dnrch  die  Feststellnng 
der  Person  des  schuldigen  Beamten. 

Die  Vorinstanz  hält  mit  Recht  daför,  dass  der  Beklagte  nach  dem 
zwischen  ihm  nnd  seinen  Arbeitern  bestehenden  Dienatvertrage  für  die 
thnnlicbste  Sichemng  derselben  bei  den  ihnen  zugewiesenen  Arbeiten  Sorge 
zn  tragen  hatte,  und  ihrer  Annahme,  dass  die  Anfsichtsbeamten  des  Be- 
klagten durch  die  Unterlassnng  der  ihnen  hiernach  obliegenden  Vorsichts- 
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nmnssrogeln  (Um!  riifa!!  des  Klägers  verschuldet  habnn,  kann  der  Vorwarf 
ciuer  ^  ir^pt/(>^v<  1  letzaug  nicht  gemacht  werden.  Hiernach  ist  die  eingelegte 
Revißiüii  uuliegrüudet   

Nr.  252.  EntBch.  dee  Deutfieheii  Reielisgeriehts. 

5.  Civil-Senat.    Vom  24.  Februar  1886. 
[Jaitet.  WocheuMbr.  im.  &  114.  Nr.     -  Zdtt.  d.  Ter.  Deateeh.  Bimik.  V«nr.  1886.  8.  4Uj 

§  28—80  Frem  Eateig.Gei.  y.  11.  Jnni  1874.   KotiTlnmg  des  Saoli- 

▼erstSadigen  GfutaöhtoiiB. 

"Was  ein  Sachverständiger  aus  der  bei  ihm  vorauszusetzcndeu 
Sachkunde  zur  Motivirung  seines  Gutachtens  beibringt,  wird  auch  in  seinem 
mehr  thatsächlichen  Theil  durch  den  Sachverständigeneid  gedeckt  (vergleiche 
Entscheidungen  des  Reichsgerichts  Bind  9,  Seite  375);  einer  Angabe  der 
Quellen,  aus  welchen  ein  Saehverstilndiger  Beine  Satchkonde  geschöpft,  be- 
darf es  nidit  Bothwendig,  Bio  kann  einen  PkUfstdn  fOr  die  SctiUlsi»igkeit 
und  ftberzeagende  Kraft  des  Gutachtens  abgeben,  ist  aber  insofern  nor  für 
die  tbateftehliche  fienttheilung  des  letzteren  von  Bedeutong. 


Nr.         Entseli.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

5.  Civil-Seuat.    Vom  26.  Februar  1886. 

fBoUe,  Bd.  2.  S.  829.  Nr.  1272.] 

Prenss.  Enteign.  Ges.  vom  11.  Juni  1874.  §  10. 
Der  zu  ersetzende  Wertli  war  dadurch  ijofunden,  dass  statt  des  ge- 
meinen Werths  der  ünmdliäi  he  des  enteigneten,  bebauten  Grundstücks  der 
höhere  Anschaffungspreis  eines  zwar  kleineren,  aber  zu  demselben  Zwecke 
dienlichen  anderen  Grundstücks  zu  (Jrnnde  gelegt,  der  nicht  streitige  Werth 
der  Gebäude  u.  s.  w.  hinzugeiechnet  war.  Der  Enteignete  kann  nicht 
daneben  noch  Ersatz  des  Unterschieds  in  der  Grösse  der  Bodenfläche 
fordern.   

Nr.  264.  Eittedi.  des  Dtntsehen  BAiehagerichta. 

5.  Civil-Senat  Vom  27.  Febrnar  1886. 

CJer.  WodttOMbr.  1888.  S.  1».  Nr.  4S^  -  Bebe»  Piai.  d.  Kdebu«-.  Bd.!  a  S8L  Nr.  Ul] 

SchadensenatsplUoht  des  koBEenlOBjiteB  GewerbetreiheBden  fikr  ImmlMdoB 

in  fremde  Clnuidatiiike. 
Anch  der  konzessionirte  Gewerbetreibende  mnss  Entschftdigaog 
leisten  ffir  den  Sehaden,  der  entsteht  durch  die  infolge  des  Betriebes  anf 
dem  eigenen  Onmdstfick  dem  NaehbargnndstQcke  angefahrten  Immisaiooeu, 
nnd  zwar  ohne  den  Nachweia  besimderer  VerBchnldnng,  insofeni  eine 
Sehfidignng  des  Nachbars  bei  Herstdlnng  der  Anhge  vorausgesehen  werden 
konnte. 
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Mr.  256.  vfintoeh.  des  Reiehs-Yeraichernnssaintfi. 

Vom  27,  Februar  1886.  ♦ 

[AmfL  EafadL  im  ET.JL.  BddM-Ans.  Nr.  ik] 

Instaiiienziig  bei  EntBeb&digrmgaaiiBpr&GhttB  ms  dem  ünlUlyeFBielienmgs- 
geeetee.  Eompetens  dee  Reiobs-VerBiobenuigBajnta. 

An  das  Reiclis-Verbicheningsamt  golaugen  in  nenerer  Zeit,  theils  von 
den  Betheiligtt'u  selbst,  t\ni\h  im  Interesse  derselben  von  Behörden  und 
Sachwaltern,  häutig  Eiugabeiu  in  denen  Entschädigungsansprüche  aus  Un- 
fällen, ohne  vorgängige  Erschöpfung  des  Instanzenzages,  geltend  gemacht 
werden. 

Ein  solches  Verfahren  entspricht  dem  Gesetze  nicht  und  kann  in 
Folge  der  dadurch  bediugteu  Verzügeruag  emptiudliche  Nachtheile  für  die 
Berechtigten  nnt  sich  bringen. 

Das  Reidis-Versicherungsamt  hat  derartige  Eingaben  regelmässig  mit 
der  nachstehenden  generellen  Ausführnng  beschieden: 

1.  Gegen  die  Berufsgenossenschaften  können  Entschädigungsan- 
sprüche nur  erhoben  werden,  wenn  durch  einen  Betriebsunfall  eine  auf 
Gnmd  des  UnfallTerrieheningsgeaotzeB  vom  6.  Juli  1884  beziehungsweise 
des  AusdehniuigsgesetzeB  vom  28.  Mai  1885  versicherte  Person  getödtet 
ist  oder  eine  EOrperverletznng  erlitten  hat,  die  den  Tod  oder  Er- 
werbsnnfthigkeit  von  mehr  als  dreizehn  Wochen  znr  Folge  hat  Bei 
einer  Erwerbsonffthigkeit  von  kfiizerer  Dauer  hat  sich  der  Verletzte  an 
die  Krankenkasse,  weteher  er  angehört,  zu  halten  (§  5  Absatz  2  Ziffer  1 
nnd  2  des  ünfallversicherungsgesetzes,  §§  1  ff.  des  Erankenversicherongs- 
gesetses). 

2.  Die  Feststellnng  der  Entschfidignngen  soll  ohne  Antrag  der  6e- 
reehtigten  dnreh  die  daza  bemfenen  Organe  der  Genossensdiafteo  (§  57 
a.  a.  0.)  von  Amtswegen  bewirkt  werden,  sobald  die  Thatsaehen,  vrekhe 
den  EntschSdignngsanspnich  nnd  seinen  Umfang  bedingen,  feststehen  (§  58 
a.  a.  0.},  wofür  meistens  schon  dnreh  die  nach  §$  53  bis  56  a.  a.  0. 
vorgenommene  Cntersnchnng  die  erforderliche  Grandlage  gewonnen 
sein  wird. 

3.  Entschftdignngsberechtigte,  fDr  welche  die  Entachftdigang  nicht 
von  Amtswegen  festgestellt  ist,  haben  ihren  EntschädignngsaDspmch,  bei 
Venneidnng  des  Ansschlnsses,  vor  Ablanf  von  zwei  Jahren  nach  dem 
Eintritt  des  Ünfiills  anzumelden  (§  59  Absatz  1  a.  a.  0.). 

4.  Bezüglich  der  Stelle,  an  welche  solche  Anmeldongen  (Ziffer  3) 
zu  richten  sind,  kommt  es  zunächst  damnf  an,  ob  sich  der  Ün&ll,  in 
Folge  dessen  der  Entschfidlgnogsansproch  erhoben  wird,  in  einem  Beiriebe 
ereignete,  ftr  welchen  ein  Mitgliedschein  von  einer  Berafsgenossenacbaft 
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ertheilt  worden  war.  Ist  dieses  der  Fall  —  worfiber  der  Betriebsonteiv 
uehmer  Ä.uskanft  geben  kann  — .  so  hat  nach  §  59  Absatz  1  a.  a.  0. 
die  Anmeldung  des  Entschädigungsanspruchs  bei  dem  nach  Massuabe  des 
Gesetzes  (§  57)  oder  Statuts  zuständigen  Geuosseuschaftsorgane  (Ge- 
nossenschaftsvorstaTid,  Soktionsvorstand,  Vertrauensmann)  zu  erfolgen. 
Welches  Organ  im  einzcliicü  Falle  zuständig  ist.  wird  zanärhst  bei  dem 
BetriebsuntenieliiiKT  zu  ertorscheil,  cvpTitueil  durch  Nachfrage  entweder 
bei  dem  Genosscnsi  liafts-  oder  Sektionsvorstand  oder  lici  dem  zuständigen 
Vertrauensmann  oder  bei  der  Orts-  beziehungsweise  Polizeibehörde  zu 
ermitteln  sein. 

Sollt  eil  diese  Weee  zu  keinem  Ergebuiss  fuhren,  so  empfiehlt  das 
ReicJis-VtMsieherungsanit  den  KntscbädierunsrBberechtiden,  bei  der  Ort«- 
behörde  die  Einholung  einer  amtliclien  Aur^kunft  Seitens  der  zuständigen 
unteren  Verwaltungsbehörde  über  Namen  und  Wohnort  des  Vorsitzenden 
des  Geuoösenschaftsvorstnndes  zu  erbitten. 

Die  unteren  Verwaltungsbehörden  ?ind  diesseits  durch  Zusendung 
einer  Nachweisung  der  Namen,  Sitze  und  Bezirke  der  Bemfsgeuossen- 
8<  haften,  der  Sektionen  und  der  Schiedsgerichte,  femer  der  Namen  und 
Wohnorte  der  Vorsitzenden  der  Geuossensehafts-  und  Sekiionsvorstäude, 
sowie  der  Schiedsgerichte  in  den  Stand  gesetzt,  eine  solche  Auskauft  zu 
ertheilen. 

Der  Entschädigungsanspruch  ist  sodann  bei  dem  in  vorstehender 
Weise  ermittelten  Genossenschaftsvorstand  auzuiuelden  und  letzterer  gleich- 
zeitig zu  ersuchen,  die  an  ihn  gerichtete  Entschftdigungsanmehlung.  falls 
er  uacli  dem  Statut  zur  Entscheidung  darüber  iiiclit  berufen  sei,  au  den 
zuständige«  Sektionsvorstaud  eventuell  Vertrauensmann  zur  weiteren  Ver- 
anlassung abzugeben. 

5.  Gegen  den  von  dem  Genossenschafts-  beziehungsweise  Sektions- 
Torstand  oder  Vertrauensmann  zu  erlassenden  Bescheid,  durch  welchen 
die  BntBCbftdiguug  abgelehnt  oder  in  einer  der  Ansicht  des  Entschädi- 
gungsberechtigten nicht  entsprechenden  Höhe  festgestellt  wird,  steht  dem 
letzteren  die  Berufung  auf  schiedflrichteriiche  Entscheidung  ta  (§  62 
Absatz  2  a.  a.  0.). 

Die  Berofang  ist  bei  Vermeidung  des  AoflBolilasBeB  binnen  vier 
Wochen  nach  der  Znstelinng  des  Bescheides  bei  dem  Yorsitzenden  des- 
jenigen Schiedsgerichts  zu  eriieben,  in  dessen  Bezirk  der  Betrieb^  in 
welchem  der  Unüfdl  sich  ereignet  hat,  belegen  ist  Wer  dieser  Vorsitzende 
ist,  mnss  in  dem  Bescheide  angegeben  sein  (}  62  Absatz  8  a.  a.  0.). 

6.  Ereignete  sich  der  Unfall,  in  Folge  dessen  der  Entsdt&digungs- 
ansprach  erhoben  wird,  in  einem  Betriebe,  flir  welchen  ein  HitgUedscbein 
Ton  einer  Berafsgenossenschaft  nicht  ertheilt  worden  war,  so  hat  die  An- 


Digitized  by  Google 


Entach.  des  Deutseben  Bmcbsgericbts  vom  2.  tfän  1996,  421 


mrlrliin?  dos  Entschädigüngsaiispriifhes  hoi  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
zu  erfolsL^eii,  in  deren  Bezirk  der  Betriel»  l)ele;u^eii  ist.  Dieselbe  hat  den 
Entsehädi^jun^snnsjiriK'h  mittels  Bescheides  zurückzuv.  m-ch.  wenn  sie  den 
Betrieb,  in  welchem  der  Unfall  sieh  «  reignet  hat,  lür  niciit  unter  den 
§  1  a.  a.  0.  beziehungsweise  §  1  des  Ansdehnungsgesetzes  fallend 
eraclitet  :  anderenfalls  hat  sii-  die  Feststellung  der  Genossensehaft,  welrhor 
der  Betrieb  an^^eliitrt,  uach  Maassgabe  der  §§  34—37  des  Unfall vt-rsiebe- 
rungsgesetzes  herbeizuführen  und,  nachdem  diese  Fesstelhing  erfolul  ist, 
den  anj^emeldeten  Entschädigungsanspruch  dem  zuständigen  Vorstande  zur 
weitereu  Verunlaswung  zu  überweisen,  auch  dem  Kntschädigungsberecb- 
tigten  hiervon  schriftlich  Xachricht  zu  geben  (§  59  Abs.  4  a.  a.  0.). 

7.  Oefien  den  Bescheid  der  unteren  Verwaltungsbehürde  (ZifTer  8), 
durch  welchen  der  Entschädigungsansprnch  aus  dem  Grunde  abgelehnt 
wird,  weil  der  Betrieb,  in  welchem  si(  h  der  Unfall  ereignet  hat,  für  nicht 
versicherungspflichtig  erachtet  wird,  steht  dem  Verletzten  und  seinen 
Hinterbliebenen  die  Beschwerde  an  das  Reichs- Versicherungsamt  /u.  Die- 
selbe ist  binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  des  ablehnenden  Be- 
scheides bei  der  unteren  Verwaltongsbehörde  eiozulegon  (§  62  Absatz  l 
a.  a,  Ü.). 

8.  Das  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Unfall-  und  Kraukenver- 
sicherung vom  28.  Mai  188o  ist  bisher  nur  lür  die  im  §  i  Zitier  1  des- 
selben bczuichucten  Betriebe,  d.  i. 

den  gesammten  Betrieb  der  Post-,  Telegraphen-  und  Eisenbahn  Ver- 
waltungen, sowie  sämmtliche  Betriebe  der  Marine-  und  Heeresver- 
waltungen, und  zwar  einschliesslich  der  Bauten,  welche  von  diesen 
Verwaltungen  für  eigene  ReclmiiDg  aosgefOhrt  werden, 
seinem  vollen  Umfange  nach  in  Kraft  getreten. 

Anf  UofUle,  welche  sich  in  den  Torgenannten  Betrieben  vom 
1.  Oktober  1885  an  ereignel;  haben,  finden  die  oben  unter  No.  1—7 
wiedergegebenen  Bestimmungen  des  Unfallversicherungsgesetses  vom 
6.  Juli  1884  mit  der  Haassgabe  Anwendung,  dass  die  Feststelhmg  der 
EDtacb&dignngen  bei  den  Reiche-  und. Staatsbetrieben  zunAchst  durch  die 

—  den  unteren  Verwaltungsbehörden  diesseits  gleiefaMs  bekannt  gegebenen 

—  AnsfabmngsbehOrden  erfolgt,  bei  denen  der  Entsehidigungsanspruch 
anzumelden  ist  (§  I,  §  2  Abs.  3,  §§  3,  7,  8  und  10  des  Ansdehnungs- 
gesetzes vom  28.  Mai  1885). 

Nr«  266.  Entseh.      Dentsehen  BeichsgerIchtB. 
4.  Straf-Seoat   Vom  2.  Hftrz  1886. 

tZntMb.      Btldiicw.  Jn  Stnflk  Bd.  11  6.1180] 

Die  $§  315,  316  R.9tr.Q.B.  UnAm  ftnoh  auf  LokomotlTbahBeiL  Anwenduag, 
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welclip  zu  industriellen  Zwecken  im  Privatinteresse  betrieben  werden  und 
dem  Publikum  nicht  zugänglicli  sind,  -  ■  insbesondere  dann,  wenn  sie  sieh 

mcht  bloss  innerhalb  eines  industrieUen  Etabllsst  ments  befinden. 

Der  Vorderrit'hter  gehl  von  der  AnsohauuDK  auö,  dass  die  Straf- 
bestimmnnf?  des  §  815  St.-G -B/s  die  GenieingefShrlichkeit  der  Haad- 
hincrsweise  d«'s  TliüUsrs  voraussetze,  und  dass  eine  a  ^ineine  Gefahr  nur 
(huin  vorliege,  wenn  das  Eisenbahnnnteniehmeu,  gegen  weiches  die  Tbat 
gerichtet  gewesen,  als  ein  öfteatlichen  Zwecken  dienendes,  gemeionötzigfes. 
der  Allgemeinheit  des  Publikums  zugängliches  angesehen  werden  müsse. 
Er  erachtet  danach  den  §  815  auf  den  vorliegenden  Fall  für  ni*  lit  an- 
wendbar, weil  die  Lolvomotiv-Rübenbahu,  auf  welcher  der  Angeklagte 
durc)i  Auflegeu  von  Steinen  au  die  Schienen  vorsätzlich  den  Trausport 
getahi  (1  Ilde  Hindernisse  bereitet  haben  soll,  ein  reiues  Privatuntemehmen 
sei  und  unter  Ausschluss  jeglicher  Personenbeförderung  lediglich  den 
iüdastriellen  Frivatzwecken  einer  Aktien-Gesellschaft  diene. 

Die  Gründe,  mit  welchen  das  angefochtene  Urtheil  diese  Anschauung, 
im  Anschlüsse  an  Oppenhoff's  Kommentar  Anm.  2  zu  §  315  St.-G.-B.'St 
zu  rechtfertigen  sucht,  erweisen  sich  durchweg  als  unl  aUbar. 

Der  Umstand,  dass  der  Abschnitt  27  des  2.  iheiles  des  Strafgevsetz- 
buches  die  Ueberschrift  „Gemeingefährliche  V^crbrechen  und  Vergehen* 
trägt,  lässt  keineswegs  die  Folgerung  zu,  dass  die  Gemeingefährliohkeit 
ein  Thatbestandsmerkmal  ffir  alle  in  diesem  Abschnitte  enthaltenen  Straf- 
bestimmiiBgen  sei,  and  gerade  der  §  315  a.  a.  0.  erfordert  nach  seinem 
deutlichen  Wortlaute  nicht  eine  gemeine  Gefahr,  sondern  nur  die  Inge- 
fütnetsnag  Mnea  BiflenlMluitransporteB,  wie  dies  das  Reicbegeridit  in 
wiederholten  Entsdieidnngen,  nameiitlich  in  dem  Urtheile  vom  4.  De- 
zember 1888, 

Tgl.  EntscL  des  R.-G.*8  in  Strafs.  Bd.  9  8.  283, 
auf  dessen  Begrfindnng  hier  bezug  genommen  wird,  eingehend  dar-> 
gelegt  bat 

Vgl.  aneh  Entseb.  des  R.-G.'s  in  Strafe.  Bd.  8  S.  415,  Bd.  11  S.  38. 
Eine  solche  logefishrsetsaDg  kann  nun  aber  nach  der  Natar  der  Sache 
ebensowohl  auf  Eisenbahnen  stattfinden,  welche  öffentlichen  Zwecken  dienen 
und  dem  Pnbli&nm  aUgemein  zngftnglieh  sind,  wie  anf  solchen,  w^che 
nnr  zn  industriellen  Zwecken  und  im  PriTatinteresse  betrieben  werden. 
Ffir  die  Annahme  der  Strafkammer,  dass  der  $  815  a.  a.  0.  nur  anf 
Eisenbahnen  der  ersteren  Art  Anwendung  finde,  bietet  das  Gesotz 
keinen  Anhalt 

Waa  hierfür  aus  den  Ausdr&cken  «Eisenbabnanlage'*  und  „Transport" 
gefolgert  werden  konnte,  ist  nicht  ersichtlich,  da  beide  Ausdrücke  nach 
dem  gewöhnlichen  Spraehgebraucbe  auch  auf  solche  Eisenbahnen  Anwen- 
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4aog  finden,  welche  nur  industrielleu  Zwecken  nnd  Privatinteressen  dionon, 
namentlich  dann,  wenn  diese  Eisenbahnen  sich  nicht  bloss  innerhalb  der 
Grenzen  eines  bestimmten  industriellen  Etablissements  befinden,  sondern 
zugleich,  wie  im  vorliegenden  Falle  festgestellt  ist,  zur  Befördernng  von 
Gütern  nach  anderen  Ortschaften  benutzt  werden.  Ebensowenig  lassen 
fich  für  die  Anschauung  der  Vorinstanz  die  im  §  315  Abs.  2  ^gemachten 
Unterstellungen"  vcrwcrthen.  Denn  einerseits  kann  die  Möglichkeit,  dass 
durch  die  Handlung  des  Thäters  eine  scinvero  Körperverletzung  oder  der 
Tod  eines  Mt  nsehon  verursacht  werde,  als  eine  nothwendige  Voraussetzung 
für  die  Bestrafuncr  nm  dem  §  B15  Abs.  1  a.  a.  0.  nicht  angesehen 
werden,  und  andererseits  ist  diese  Möglichkeit  auch  bei  der  Transport- 
gef&hrdnng  auf  einer  rein  industriellen  Eisenhühn  durchaus  nicht  ausge- 
schlossen, wie  denn  auch  in  dem  angefucliteiien  ürtheile  ausdrücklich 
hervorgehoben  wird,  dass  durch  solche  Manipulationen,  wie  sie  der  Anire- 
klagte  ausgeführt  hat,  selbst  Menschen  leben,  z.  B.  das  des  leiteuUeu 
Lokomotivführers,  vernichtet  werden  konnten. 

Wenn  sodann  das  Instanzgericht  darauf  hinwei^^t,  dass  als  Objekt  der 
in  den  §§  317.  318  St.-6.-B.'s  vorgesehenen  Vergehen  nur  die  zu 
öffentlichen  Zwecken  dienenden  Telegraphenanstalten  bezeichnet 
seien,  so  spricht  der  l  instand,  dass  eine  derartige  Einschränkung  in  den 
§§  317.  318  für  die  Telegraphenanstalten,  nicht  aber  in  den  §§  315.  316 
bei  den  Eisenbahnen  gemacht  ist,  offenbar  mehr  gegen  als  für  die  Ansicht 
des  Vorderrichters.  Endlich  kann  zu  Gunsten  dieser  Ansicht  auch  auf 
die  Höhe  der  in  §  31ö  bezw.  im  §  4  des  Einführungsgesetzes  zum  Stral- 
gesetzbnche  angedrohten  Strafe  kein  ontHcheidendea  Gewicht  gelegt  werden, 
und  zwar  umsoweniger,  als  der  ersichtliche  Grund  und  Zweck  des 
§  315  ii.  u.  0.,  den  mittels  Anwendung  der  Dampfkraft  oder  gleich- 
stehender Naturkräfte  auf  Eisenbahnen  bewirkten  Transport  von  Personen 
oder  Sachen  gegen  vorsatzliche  Gefährdung  zu  schützen,  auch  bei  rein 
industriellen  Eisenbahnen  Anwendung  findet 

Dementsprechend  hat  denn  «ich  dns  Rdcbtgeiicht  bereits  in  den 
Gründen  des  oben  erwfthnten  Urthefles  vom  4.  Dezember  1883  den  Satz 
ausgesprochen,  dasa  Eiseababoen,  welche  lediglich  begrenzten  —  beispiels- 
weiae  militftriecben  —  Transportzwecken  dienen  nad  fftr  die  Benntznng 
doicb  das  Pnbüknm  flberbanpt  nicht  bestimmt  sind,  der  StrafschntK  der 
§§  315.  816  St.-G.-B.'a  nicht  versagt  sein  kann. 

Danach  benäht  die  angefochtene  Entscheidung,  soweit  sie  den  Ange- 
klagten von  der  Anklage  ans  §  315  St.-6.-B.*8  fraispricbt,  auf  einer  Ver- 
letznng  dieser  Gesetzesvorschrift  dnrch  nnterlassene  Anwendung. 
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liir.  257,  Bntsch.  des  BeicilK-YerHicheraiigsanits. 

Vom  f).  März  1886. 

[Amtl.  Knt^i  h.  J.  -  i:.  V.  A.,  Rrtrh^  Aiiz.  Kr.  141] 

Anweisang  und  Berechnung  der  Rente  für  die  Hinterbliebenen  einns  c;e- 
todteten  bemi  Wegfall  eines  von  mehreren  Entschädigungsberechtigteü. 
Der  Rontenanthril  des  ansscheidendeii  EntsohädipniiL^sberechtigteu 
wfichst  \n\u  Tilge  des  Fiviwprdeus  an  tleii  übrigen  EntschUdigaogsberech- 
tigten  bis  zur  Eitnlhum  de.s  im  §  6  ZillVr  -Ja  des  Unfallverpirheninss- 
gpsetzes  vorsfpsehinifii  (le^nininliibchstbetrdges  v(»ii  fiO  Proz.  des  Arbeits- 
verdienstes ijo  lauge  an,  bis  die  den  einzelnen  Entsehädigungsberechtiglen 
zu  zaldeiuieii  Reuten  den  gesetzlichen  Müehstbetrag  von  20  and  15  Proz. 
erreifhen. 

lliiisiditlich  der  dadurch  bedingten  Aendemng  der  Zahhmcrsanwoisung 
verweist  das  Reichs-Versiehernn^samt  auf  das  im  §  S  der  Geschäfts- 
aiiweisung,  betreflfend  die  Autezahlougen  durch  die  Post  vom  27.  Sep- 
tember 1885  (Amtliche  Nachrichten  des  Reichs -Ver8i(;heruugt*amt8  1885 
Nr.  22  S.  224)  dieserhalb  vorgesehene  Wrtaliren. 

2ir.  258,  £iit8ch.  des  Dentschen  Reichsgerichts. 

1.  CivU-Senat   Vom  6.  Mftrz  1886. 

Das  EisenbaSm-Betriebsreglemeiit  hat  sieht  die  Natur  eines  PeUselgeeetEes, 
soEdera  einer  abstrakten  lex  eontvaetiis,  welche  dadurch,  dass  der  einzelne 
Frachtvertrag  anf  Grand  derselhen  geschlossen  wird,  znr  konkreten  Ver- 

tragsnonn  wird. 

Die  Beklagte  gab  am  13.  April  1882  70  Ballons  Sehwefelftther  zun» 
Transport  nach  Daimstadt  auf  dem  Berliner  Bahnhof  Westend  anf.  Am 
16.  April  Qbernahm  die  Klägerin  den  Wagen  in  SachsenhanscD,  brachte 
denselben  anf  die  Rangirstation  Isenburg  und  Hess  ihn,  da  der  betreffirade 
Zng  za  schwer  war,  mit  zwei  anderen  Wagen  stehen,  nm  ihn  am  anderen 
Morgen  nach  Darmstadt  zn  beüSrdem.  Um  12  Uhr  50  Minnten  Nachts 
horte  man  eine  starke  Detonation,  der  Wagen  mit  dem  Sehwefelftther 
stand  in  Flammen,  dasFener  theilte  sich  anderen  in  derNftbebeflndlichen 
leeren  nnd  einem  mit  Baumwolle  beladenen  Wagen  mit.  Die  Klfigerin 
berechnet  den  entstandenen  Schaden  anf  16  201,90  M.  nnd  klagt  diesen 
Betrag  gegen  die  Beklagte  ein. 

Sie  behauptet,  sich  selbst  keines  Versehens  schnldig  gemacht  zu 
haben,  insbesondere  sei  beim  Rangtren  kein  starker  Stbss  vorgekommeni 
Dagegen  macht  sie  geltend,  die  Beklagte  habe  das  Anfladen  des  Gntea 
selbst  vorgenommen,  die  Ballons  hätten  znm  Theil  ans  zn  dQonem  Gbia 
bestanden,  der  Verscblnss  des  Ballons  sei  nndicht  gewesen,  die  KOrbe,  in 
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welchen  dieselbeu  sich  befunden,  seien  statt  mit  Stroh  mit  Häcksel  an>- 
gefüllt  gewesen,  und  eiue  Aüxahl  derselben  habe  entgegen  der  Vorsf  hritt 
des  Eiscubahn-I^ctriebs-Reglements  Anlage  D  Nr.  X  mehr  als  75  Kilo 
brutto  gewogen.   Auf  diese  Thatsachea  stützt  sie  ihren  Ansprach  auf 

Schaden  ersat/. 

Die  Beklagte  bestreitet  jeden  dieser  Punkte,  das  Landgericht  w^ist 
die  Klage  ah.  Die  ordnungsmässige  Verpackung  wird  als  erwiesen  an- 
genommen und  ausgeführt,  die  angeführte  Regiemeutsbcstimmong  beziehe 
sich  nur  auf  die  Beladung. 

Aul  Berufung  der  Klägerin  änderte  das  Königliche  Kammergerirht 
lia^  Urthoil  dahin  ab,  d'dnö  es  die  Hekhigte  znm  Ersatz  des  ent>^tandeneii 
Schadens,  dessen  feststellaug  dem  Kudartheil  vorbehalten  wird,  ver- 
urtheilt. 

Gegen  das  Beruluugsurtheil  ist  von  der  Beklagten  Revision  eingelegt 
mit  dem  Antrage  auf  Aufhebung  des  angefochtenen  ürtheils  und  Zurück- 
weisung der  Berufung,  während  die  Revisionsbeklagte  Zurückweisung  der 
Revision  beantragt. 

lu  der  mündlichen  Verhandlung  wmdv  das  Sach-  und  Streitverhiilt- 
niss  gemäss  dem  Thatbestande  der  vorigen  Urtheile  vorgetragen. 

Entscheidungsgründe. 

l  eher  die  Verpflichtung  des  Absender.s  /um  Ersatz  des  durch  das 
Gut  auf  dem  iianspürt  verursachten  Schadens  enthält  da.-;  H.-(J.-B.  keine 
Bestimmung;  es  kommen  daher  die  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts 
zur  Anwendung. 

Das  Eisenbahii-Betriebs-Reglement  enthält  folgende  Bestimmungen: 

§  50  Nr.  4.  Der  Versender  bürgt  für  die  Richtigkeit  der  Angaben 
des  Fractitbriefes  und  trügt  alle  Folgen,  welche  ans  unrichtigen,  nndent^ 
liehen  oder  ungenauen  Angaben  im  Fraeiitbriefe  entspringen. 

§  48  C.   Wer  Gegenstftnde  der  in  ^Anlage  D.  erwfthnien  Art 

unter  unrichtiger  oder  nngeaaner  Dedaiatiou  zar  BefMening  aufgiebt, 
oder  die  als  Bedingung  für  deren  Annahme  vorgeschriebenen  Sidierheits- 
j&aassregeln  ausser  Acht  Iftsst,  hat  neben  den  dorcb  Polizeiverordnungen  oder 
dareh  das  Str.-G.-B.  festgesetzten  Strafen,  auch  wenn  ein  Schaden  nicht 
geschehen  ist,  für  jedes  Kilogramm  des  Brattogewicbts  solcher  Versandt- 
stficke  eine  schon  dnrch  die  Anfliefening  verwirkte  Konventionalstrafe  von 
12  Mark  zu  erlegen  und  haftet  ansserdem  für  allen  etwa  entstehenden 
Schaden. 

Anlage  D.  trtgt  die  Ueberschrift: 
„Bestimmnngen  über  bedingongsweise  zur  fieförderang  anf  EisenbahneD 

zQgelassene  Gegenstfinde.* 
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Nr.  X  laatet: 

Schwefelftther  ....  darf  nur  in  ▼oUkommen  dicht  verseUoesenen 
G«fö88en  aas  Metall  oder  Glas  versendot  werden,  deren  Verpackung  nach- 
stehende BeschafFenheit  haben  mnss: 

1.  Werden  mehrere  Gefässe  mit  diesen  Präparaten  in  einem  Fracht- 
stuck vereinigt,  so  müssen  dieselben  in  starken  flolzkisten  mit  Stroh« 
Heu,  Kleie,  Sägemehl,  Infusorienerde  oder  anderen  lockeren  Substanzen 
fest  verpackt  sein. 

2.  Bei  Einzelverpackangen  ist  die  Versendong  der  Gefllsse  in  soliden, 
mit  einer  gut  verfestigten  Schutzdecke  versehenen  nnd  mit  hinreichendem 
Verpacknngsmaterial  eingefütterten  Körben  oder  Kübeln  zulässig,  doch 
darf  das  Bruttogewicht  75  Kilogramm  nicht  übersteigen. 

Klägerischerseits  wird  nicht  behauptet,  dass  in  Betreff  der  Declaration 
dm  Gats  von  der  Beklagten  gefehlt  worden  sei.  Deri  Eisenbahn  war  da- 
her die  Beschaffenheit  des  Guts  bekannt,  sie  kannte  die  Geiahren,  welche 
der  Transport  desselben  mit  sich  brachte.  Es  war  ihr  daher  die  Möglich- 
keit gegeben,  durch  zweckmässiges  Verfahren  sich  gec;:en  die  schädliche 
Einwirkung  eines  ans  der  Be$«chaffenheit  des  Guts  zu  befürchtenden  Unfalls 
auf  ihr  gehörige  oder  solche  Gegenstände,  für  deren  Uuverletztheit  sie 
Dritten  haftet,  zu  sichern.  Uebernahm  sie  den  Transport  der  betreffenden 
Gegenstände,  so  übernahm  sie  diese  Gefahr,  bezw.  so  fehlte  es  an  einem 
Rechtsgrund,  den  Absender  für  den  durch  dies  Gut  entstehenden  Schaden 
haltbar  zu  machen. 

Die  Kläf^erin  hat  aber  geltend  gemacht,  dass  die  Bekhigte  die  Hf^- 
dingungen,  unter  welchen  von  der  Eisenbahn  das  Gut  zum  Transport 
übernommen  worden  war,  im  lit  <  rfüUt  habe. 

Die  Beklagte  habe  die  dun  h  die  Beschnftenheit  de.s  Gnt*^  t^ebotenen 
Sicherheitsmaassrcgeln  nach  mehreren  Richtungen  hin  verabsäiiiiit  Der 
Berufungsrichter  unterwirft  dieses  Vorbringen  einer  Untersuchung  nur  nach 
d<^r  üinen  Richtung,  es  sei  ^^oi^cn  die  Bestimmung  der  Anlage  D.  Nr.  X 
zum  Eisenbahn-Betriebs-Reglement  verat<)ssen  worden,  dass  bei  Einzel- 
verpackung von  Schwcfeläther  das  Bruttogewicht  der  einzelnen  Colli 
75  Kilogramm  nicht  übtreteigen  dürfe.  Dass  bei  31  Colli  diesos  Brutto- 
gewicht überstiegen  w  orden,  ist  durch  den  von  der  Beklagten  beigebrachten 
Wiegezettel  als  erwiesen  angenommen. 

Es  ist  unter  den  Parteien  streitig,  ob  dip  Bestimmung  über  daf» 
Bruttogewicht  der  ein/elritjH  Colli  nur  den  Zweck  vertolge,  die  Tarifiruug 
und  bequemere  Handliabung  der  Ballons  beim  Auf-  und  Abladen  zu  er- 
leichtern, oder  auch  zu  dem  Ende  getroffen  sei,  der  Gefahr  einer  Explosion 
vorzubeugen. 

Der  B.-R.  entscheidet  sich  unter  Bezugnahme  auf  das  Gutachten  des 
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Dr.  Bischoff  för  die  letariiere  Anffiuamig.  Es  kann  dahin  gestellt  bleiben, 
ob  diese  FeststeUnng  richtig  ist  nnd  ob  nicht  gerade  das  Gntaditen  in 
Verbindung  mit  demjenigen,  was  vom  Gflterexpedienten  Sehnlz  Aber  das 
▼on  ihm  bei.  der  Uebemafame  der  Bailons  befolgte  Ver&hren  ausgesagt 
wirdj  Anhalte  f&r  die  entgegengesetite  Anffassang^  ergiebt  Jedenfalis 
mnsate  nämlich  der  ursächliche  ZasammenhaDg  zwischen  der  Nichtein- 
haltung jener  Bestimmang  nnd  dem  Eintritt  des  Schadens  von  derKlfigerin 
dargetban  werden.  Stände  es  fest,  dass  der  Unfall  durch  Selbstentacflndong 
entstanden  sei,  so  w&rde  man  vielleicht  zu  der  Annahme  kommen  können, 
prima  lade  sei  die  Ueberschreitnng  des  vertragsmftssigen  Gewichts  bei 
einer  Anzahl  der  Colli  als  Ursache  der  Selbstentzfindnng  anzusehen,  es 
liege  (iaher  der  Bekl^ten  der  Gegenbeweis  ob.  Allein  gerade  dafür,  dass 
der  Unfall  durch  Selbstentzündung  eingetreten  sei,  fehlt  es  an  jedem  Be- 
weis. W&rde  es  sich  nm  den  Ersatz  des  Frachtgutes  handeln,  so  wörde 
die  Frage  aufgeworfen  werden  müssen,  ob  nicht  die  Vermuthung  des 
Artikels  424  Abs.  2  des  H.-G.-Bs.  und  §  66  Xr  P,  des  BetriebS'Reglements 
der  Klägerin  zur  Seite  stehe.  Dies  würde  der  Fall  sein,  wenn  festgestellt 
wäre,  dass  Srhwefelftther  zn  denjenigen  Gc^^onstftnden  gehürt,  welche  der 
Selbstentzündung  leicht  ausgesetzt  sind. 

Veigl.  das  Urtheil  des  R.-G.  vom  13.  Februar  1886  in  Sachen 
Prenss.  Eisenbahnfiskus  wider  Gschaider. 
Im  vorliegenden  Falle  bedarf  es  aber  einer  solchen  Feststellung  nicht, 
denn  die  angeführte  Bestimmung  ist  auf  den  Fall  der  Ersatzforderung 
Seitens  des  Absenders  beschränkt;  dafür  aber,  auch  in  anderen  Fällen 
eine  Vermuthung  für  eine  bestimmte  Entfitehongsarsache  des  Unfalls  auf- 
zustellen, fehlt  CS  an  jedem  Grund. 

Der  B.-R.  gelangt  zu  einer  der  Klägerin  günstigen  Eutscheidong  durch 
Anwendnng  des  §  26  des  A.  L.-Ks,  Th.  K  Tit.  8: 

„Insonderheit  muss  der,  welcher  ein  auf  Schadenverhütnngen 
abzielendes  Polizeigesetz  vernachlässigt,  für  allen  Schaden,  welcher 
durch  die  Beobachtung  des  Gesetj^es  hätte  vermieden  worden 
kennen,  ebenso  haften,  als  wenn  derselbe  aus  seiner  Handlung  un- 
mittelbar entstanden  wäre.* 
Allein  mit  Unrecht  wird  dem  Eisenbahn-Beinebs-Regleinen!  die  Natur 
einos  Polizeigesetzes  beigelegt.    Allerdings  bat  das  Eiseubahn-Betriebs- 
Hegiement  nach  einer  Richtung  hin  die  Natur  einer  zwingenden  Vorschrift, 
indem  nämlich  die  Eisenbahnverwaltnngen  durch  den  Bundehratli  angewiesen 
werden,  ihre  Frachtverträge  nach  dem  im  Betricbs-ßeglcmeut  formulirteii 
Bedingungen  abzuschiiessen,   vergl.  Laban d.  Staatsrecht  des  Deutscheu 
Reichs  Band  II,  §72.  S.  374.    Allein  die  Vorschrift  ist  nur  an  die  Eisen- 
b&hnverwaltungen  gerichtet,  nicht  au  die  mit  diesen  in  Vertragsverhältniss 
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tretendfin  Penonen.  Für  diese  haben  die  Beetimmiiiigen  des  Regletteots 
flb«r  den  Transport  toh  GGtem  nur  die  Bedetitong  eiaer  abetracton  lex 
GontraetQs,  welche  dadurch,  dass  der  einzelne  Frachtvertrag  aaf  Grand 
desselben  abgeschlossen  wird,  zur  konkreten  Vertragsnorm  wird.  Dass 
die  einzelnen  Bestimmongen  der  abstracten  lex  contnustas  für  den  Absender 
keine  weitere  Bedentnng  haben,  ergiebt  sich  insbesondere  daraus,  dass  den 
Eisenbahnverwaltongen  im  Eingange  des  Reglements  ansdrHeklich  gestattet 
ist,  Specialbestimmnngen  über  den  Inhalt  der  von  ihnen  abznsehliessenden 
Fiachtvertrige  anizostellen,  welche  dem  Pnbliknm  günstigere  Bedingungen 
gewähren,  eine  Bestimmung,  welche  unmöglich  wftre,  wenn  es  sieh  um 
Vorschriiten  handelte,  welche  von  einer  Staatsbehdide  im  Interesse  der 
allgemeinen  Sicherheit  aufgestellt  sind. 

Das  ai^efoehtene  Urtheii  war  sonach  wegen  dieses  Rechtsirrthnms 
auiiEaheben.  Da  aber  der  B.-R.  über  die  weiteren  Momente  noeh  nicht 
erkannt  hat,  auf  welche  die  Klftgerin  ihren  Anspruch  stützt,  so  war  die 
Sache  zur  anderweiten  Verliandlung  und  Entscheidung  in  die  Berufiings- 
instanz  zarfickzuverweisen. 


Nr.  869.  Entseh.  des  Reichs -Yenldiermigsamta, 

Vom  8.  Mfirz  1S86. 

(AmtL  Knt#c.h.  des  R.V.A..  Rei  l \  nz.  Nr.  129.] 

EntscMdlgangsansprüche  der  Krankenkassen-Bevollmaclitigteit  Reisekosten 
gehflkren  denselben  überhaupt  nicht,  und  Ersatz  für  Arbeitsvefdienst  nur, 
insoweit  sddher  ihnen  wirklich  entgangen  ist,  also  nicht»  wenn  sie  mit 

festem  Gehalt  angestellt  sind. 

Die  Xheilnahme  der  Krankeukassen-BevoUmÜchtigton  an  den  ünfall- 
nntersuchungen  ist  eine  den  Arbeitern  eingerftnmte  Befugniss  (§  54  des 
Unfisdlversichernngsgesetzes). 

Deu  KrankenkassenvorstÄnden  steht  es  frei,  für  den  Bezirk  einer 
jeden  in  Betracht  kommenden  Orts-Polizeibehörde  je  einen  l^evollmächtigten 
zu  ernennen  (§  45  a.  a.  0  ).  Domgemäss  gewährt  das  Gesetz  (§  55 
a.  a.  fleti  ifodachten  BevoUm&chtigteo  einen  Ersatz  der  ihnen  ans 
Anlass  ilirer  Thätigkeit  etwa  erwachsenden  Koisekosteu  überhaupt  nicht. 
Worauf  sie  einen  Ansprudi  haben,  ist  nur  der  Ersatz  für  entgangenen 
Arbeitsverdienst  nach  den  durch  das  Genossen  Schaftsstatut  bestimmten 
SätzcD.  Selbstverständlich  komnit  auch  dieser  let/tere  Ersatz  für  solche 
Bevollmächtigten  "in  Wegfall,  denen  in  Folge  der  Theilnahme  an  ünfall- 
untersuchongen  ein  Arbeitsverdienst  ans  dem  Grunde  nicht  entgeht,  weü 
sie  mit  festem  Gebalt  angestellt  sind.  Hiermit  stehen  die  Genossen- 
scbaftsstatnten  im  Einklang,  welche  den  Arbeitervertretem  (zu  denen  im 
weiteren  Sinne  auch  die  KraokenkasBen'Bevollm&chtigten  —  vergleiche 
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Uebcrschnft  des  IV.  Abschnitts  des  Gesetzes  —  gehöreig  nur  „sofern  sie 
nach  dem  Gesetze  einen  Anspruch  darauf  liaben'*  oine  K<?wis80  Reise- 
kostenentseliädignug,  sowie  eine  fest  bestimmte  Entschädigung  für  ent- 
gangenen Arbeitsverdienst  zusichern.  Einen  „gesetzlichen"  Anspruch  auf 
Reisekostcneutscliädigung  haben  aber  die  Ivrankenkassen-BevoUmächtigten 
dem  Obigen  nat  Ii  nicht.  Diesen  Anspruch  haben  nur  die  gemäss  §  41 
a.  a,  0  gewählten  Arbeitervertreter.  wenn  sie  zum  Zweck  der  Wahl  von 
Beiäitzeru  zum  Srhiedsgericht  oder  zur  üegutachtung  von  ünfaiiverhütuugs- 
vorschriften  Reisen  zu  machen  haben. 

Die  Feststellung  der  den  Krankenkassen-Bevollmächtigten  zu  gewäh- 
renden Entschädigung  liegt  der  Orts-Polizeibehörde,  welche  die  Unter- 
suchung fahrte,  ob  (§§  55,  56  a.  a.  0.). 

Ar.  260«  £ii(8cJi.  des  Aeiehs-YeraiehenuigfiAiiits. 
Vom  8.  Hftrz  1886. 

tAatt.  BnCMk  d«*  B.7.A.,  BakUrAn.  1686.  Mr.  166t] 

Bio  Welgenuig  dos  Yerlotzton  su  dem  inCUcli  angoordnoton  Eintritt  in 
«in  Knnkonlians  sielit  Yorlnst  dor  Anaprllolio  ans  S  6  ünt  Vers.  Oes.  nnd 
eventnott  bei  dadnieli  Tenolinldoter  sehloolitor  Heilnng  anoh  Terlnst  der 

Rente  naeh  sieh. 

Nach  dlesBdtiger  Ani&ssDng  steht  nnr  der  Bernlsgenossenschaft^ 
Dicht  dem  Verletzten  das  Wahlrecht  zwischen  den  nach  §  5  nnd  §  7  des 
ÜDfaUversichemngsgeBetzes  alteniativ  zn  gewfihrmden  Leistungen  zn. 
Wenn  daher  die  Genossenschait  in  den  dnreh  das  Oesetz  vorgesehenen 
Fallen  (S  7  Ziffer  1  nnd  2)  freie  Knr  nnd  Terpflegung  im  Kranlcenhanse 
gew&hren  wili,  so  wird  der  Verletzte  durch  Verweigernng  des  Eintritte  in 
das  Erankenhans  anch  der  Ansprfiche  nadi  §  5  a.  a.  0.  verlustig. 

Sollte  der  Verletzte  in  Fallen  solcher  Weigemug  weg^  mangelhafter 
Enr  nod  Verp6egnng  (vergleiche  §  7  Ziffer  1  dt)  nach  beendigtem  Heil- 
verehren  erwerbsunfthig  bleiben,  so  ktam  die  Genossenschaft  unter  Um- 
ständen in  die  Lage  Icommen,  die  Oewähmng  einer  Rente,  vorbehaltlich 
des  Ihstanzenzuges,  mit  ROcksicht  darauf  abzulehnen,  dass  die  Invalidit&t 
nicht  dnreh  den  Betriebsanfall  selbst  herbeigefiShrt  sei,  sondern  sich  als 
eine  durch  das  Verhalten  des  Verletzten  verschuldete  Folge  des  mangel- 
haften, beziehungsweise  fehlerhaften  Heilverfahreos  darstelle,  mdem  z.  B. 
bei  einem  Bruch  des  rechten  Armes  derselbe  durch  einen  Kurpfuscher 
verkehrt  wieder  angesetzt  nnd  so  zusammengewachsen  ist 
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Nr.  S61.  Entsch.  des  Beichs-YersieiierungMiiita. 
Vom  8.  M&rz  1886. 

[AmtL  Entscb.  des  R.V.A.,  Rekbs-Aui.         Nr.  140.] 

Yorsdnusweifle  Aoszahlimg  der  Entschädigungen  durch  die  PostanstalteiL 
Um&ng  der  Yoranszahliuig  der  Beute.    Znl&esigkeit  m  Absehlac;«- 

sablmigeiL 

Die  dnrefa  §  69  des  UnfaUTeraieberangsKesetzes  vorgesdiriebene  yor- 
ecfanssweiee  AuszaUang  der  Entschftdigangen  durch  die  PostanBtalten 
bildet  eine  aUgemeine  gesetzliche  Regel.  Eine  Ausnahme  von  derselben 
ist  nur  für  die  Eoappacbafts-BerafsgenoBsenBcbaft  zugelassen  (§  94  Ab- 
satz 2d  a.  a.  0.),  deren  Statut  die  Auszahlung  der  Entschftdigangen  dnrch 
die  KnappsehafNcassen  festsetzen  kann.  (Vgl.  Bescheid  Nr.  143.) 

Was  sodann  den  Um&ng  der  Voranszahlnng  der  Renten  angeht,  so 
sind  zvar  nadi  §  66  Absatz  2  a.  a.  0.  die  EntschSdignngsrenten  der 
Verletzten  und  der  Hinterbliebenen  der  Get5dteten  in  monatlichen  Raten 
im  Voraus  zu  zahlen.  Dies  gilt  indessen  selbstverständlich  nur  uutcr  der 
Voraussetzung,  dass  dem  Entschftdignngsberechtigten  der  Anspruch  auf 
die  Rente  für  den  betreffenden  ganzen  Monat  überhaupt  noch  zusteht  oder 
doch  zustehe  n  kann.  Steht  das  Gegentheil  schon  vorher  fest,  legt  z.  B. 
ein  binterbliebenes  vaterloses  Rind  während  des  fraglichen  Monate  sein 
fünfzehntes  Lebensjahr  zurück,  so  hat  auch  die  Zahlungsanweisung  an  die 
Post  sich  auf  den  entsprechenden  Betrag  zu  bescbränkeu. 

Was  die  Anfrage  betrifft,  ob  deu  dnrch  einen  Unf  ill  beschädigten 
Personen  Abschlagszahlungen  in  NothfUllen  anmittelbar  durch  die  Organe 
der  Bernfsgenossensehaft  geleistet  werden  dürfen,  ob  z.  B.  Sterbegelder, 
sofort  nach  deren  Festsetzung,  dnrch  die  Vertrauensmänner  torschussweise 
gezahlt  werden  können:  so  ist  derartigen  Vorschusszahlnngen  im  Falle  der 
Noth  ein  Bedenken  im  Allgemeinen  nicht  entg^nznsetzen ;  dieselben 
begründen  indess  zwischen  dem  Vorschiessenden  und  dem  Zahlungs- 
empiftnger  lediglich  ein  Privatrechtsverhältniss,  dessen  Abwickelung  in  der 
Weise  wird  erfolgen  köiiiun,  dass  der  Entschädigungsberechtigte  sich 
damit  einverätanden  erklärt,  dass  in  der  Post-Zahlungsanweisung  die  Aus- 
zahlung ,za  Händen*'  des  Vorschiessenden  vorgesehen  wird. 


Nr.  9$Z,  Entseb.  des  Deutselieii  Seichsgeriehfa. 

2.  CiTil-Senat   Vom  9.  Härz  1886. 

(Fmitt.  SlMBl».Aic]i.  ll»6.  8.  HB-OT.  -  BolM,  Bd.  a  8.  S8B.  St.  imj  ^ 

$  14  Ei8eBb.&es.  v.  3.  No^br.  1838  gtiiSrt  ebenso  «le  |  14  EnteigitOes. 
T.  11.  Jnjü  1874  nittht  in  das  Qeblet  der  piivatreolitliclieii  Entsohädigongt 
sondeiiL  ist  ein  Anafluss  dea  fiffenfilelien  Beebts.  Bei  den  bert^^eben  Auf* 
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lagen  kommt  es  daher  nicht  darauf  an,  ob  dieselben  von  den  Betheiligten 
in  Antrag  gabxaoht  worden  sind  oder  piiTatreehtUoh  gefordert  werden 

können. 

Von  dem  Oticrlandeegericht«  ist  aDgeDommen  worden,  dass  die  Klägerin 
gesetzlich  verpflichtet  war.  die  durch  die  UeberfÜhrnng  der  Grafenberger 
Chaossee,  einer  städtischen  Strasse  erforderlich  gewordene  Mehrbeleiichtang 
herzustellen  nnd  sodann,  dass  derselben  för  die  ihr  so  erwachsenden  Kosten 
ein  Ersatzanspruch  an  den  Beklagten  nicht  zusteht» 

Was  nun  die  gegen  die  Zurückweisung  des  letzteren  geltend  gemachten 
Aogriffe  betrifft,  so  vermag  znnftchst  die  hervorgehobene  Thatsache 
allein,  dass  durch  die  von  den  Rechtsvorgftngerinnen  des  Be- 
klagten bewirkte  Ueberführung  der  genannten  Strasse  die  in 
Rede  stehenden  Koste  n  ontstanden  sind,  die  bestrittene  Ersutzpflicht 
desselben  nicht  zu  begründen.  Einen  allgemeinen  Rechtsgrundsatz  des 
Inhalts,  dass  Jemand  für  die  einem  Dritten  nachtheiligen  Folgen  seiner 
Handlung,  auch  wenn  dieselbe  keine  unbefugte  ist,  Ersatz  zu  leisten 
hat,  kennt  das  rheinisch-französische  Recht  nicht.  Dass  aber  im  vor- 
liegenden Falle,  wo  es  sich  um  eine  auf  Anordoong  der  zuständigen 
LandespoUzeibehörde  ausgefQhrte  Anlage  handelt,  von  einem  Delikte  nicht 
die  Hede  sein  kann,  das  ist  von  der  Klägerin  selbst  eingeräumt  worden. 

Sodann  kann  auch  die  Revision  auf  den  §  14  des  Eisenbahn- 
gesetzes  vom  3.  November  1838  nicht  gestützt  werden.  Die  bezoEcene 
Gesetzesvorschrift  gehört  gleich  dem  entsprechenden  §  14  des  Enteiguaugs- 
geset/c?  Tora  11.  Juni  1874  nicht  in  das  Gebiet  der  privatrecht- 
lichen Pintschiidigung,  vieiraehr  ist  es  ein  Ansflnss  des  öffentlichen 
Rechts,  wenn  der  Gesetzgeber  die  Kegiernngen  ermächtigt,  im  Interesse 
der  Adjazenten  respektive  im  iillgemeincn  Interesst>  die  dort  näher  be- 
zeichneten Anlagen  an  Wegen  u.  s.  w.  d(>n  Kisenl»ahnunteriiehmeru  aufzu- 
erlegen, wobei  e?^  denn  nicht  darauf  ankommt,  ob  die  Herstellung  solcher 
Anlagen  von  den  Betheiligten  in  Antrag  gebracht  ist  und  ob  denselben  ein 
privatrechtlichcr  Anspruch  darauf  zusteht  oder  nicht. 

Eine  Unterstützung  des  kHigerischen  Ersatzanspraches  lässt  sich  hier- 
nach aus  dem  §  14  cit  nicht  herleiten. 

Mit  der  Behauptung,  dass  et»  sich  hier  um  eine  Aufopferung  der 
Klägerin  im  Interesse  des  ulfentlichcii  AVohles  handele,  hat  dieselbe  in  den 
Voriustauzeu  den  erhobenen  Ersatzaus|)rn<'h  zu  rechtfertigen  nicht  versucht. 
Schon  aus  diesem  Grunde  kaun  daher,  von  allem  anderen  abgesehen,  der 
in  jener  Richtung  geltend  gemai  hte  Augriff  keine  Berücksichtigung  finden. 
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Nr.  1263.   £ut8cb.  des  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  11.  iMärz  188B. 

[Oe»t«rr.  t  entr.  Bl.  f.  Eiseub.  etc  1666.  S.  llWi.] 

Der  Umatand,  das  die  toh  einer  EisenbahngesellBohaft  zur  Anfnalinie  in 
die  n,  AMheilnng  des  Bestandblattes  der  Eisenbabnbaoheinlage  angemel- 
deten Sfirrltatneohte  in  den  GmndbnohMinlagen  der  belasteten  Gnind.* 
stfioke  nleit  eingetragen  sind,  komnt  bei  Beutlieilimg  der  Anfludune 
dieser  Servltntsreelite  in  der  lüsenbalmbiioheiiilage  nlelLt  in  Betzaeht  Dia 
Anatragong  der  dleafUls  von  den  veipiliehteten  Qnmdberitieni  im  Yer- 
faluren  zum  Zweeke  der  Anlegung  des  Sisenbaluibnelies  gegen  die  Ein- 
tragung der  Servltntsreelite  erhobenen  WidersprQelie  mnss  in  Srmangelnng 
eines  üebereinkommenB  im  ordentiiehen  Beektswege  erfolgen. 

Die  Untoruehinuiig  dieser  bereits  iiu  Betriebe  stehenden  Eisenbahn 
hat  die  Seitens  der  politischen  Behörde  mit  der  Bestätigung  der  Richtig- 
keit versehenen  Verzeichnisse  und  Mappen  dem  Bezirksgerichte  vorgelegt 
und  damit  der  ihr  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Mai  1874,  R.-G.-Bl.  Nr.  70, 
§§  35  und  36,  obliegenden  Pflicht  entsprochen.  Wenn  die  Gemeinde  W. 
gegen  die  Eintragong  der  in  diesen  Verzeichnissen,  Abth.  II,  vorkommen- 
den Servitntsrechte  an  ihren  Grundparzeilen  Nr.  8142/1,  3142/2,  3142/8 
und  3521  in  die  Eisenbahneinlage,  unter  Bestroitnog  des  Bestandes  nnd 
Umfimges  dieser  Servitotsreehte  Einspmdi  erhebt  nnd  deren  EinsehrSnkung, 
erentnell  eine  Entschidigung  für  die  Gestaltang  derselben  begehrt,  so  kann, 
da  eine  Einigung  zwisehen  den  Parteien  in  dieser  Beziehung  nieht  sn 
Stande  kam  nnd  einer  der  in  den  §§  28,  38  nnd  89  des  obdtirten  Gesetzes 
vorgesehenen  FfiUe  hier  nicht  vorliegt,  nach  den  Beetimmnngen  der  §§  26 
nnd  88  dieses  Gesetzes  in  die  ErOrtening  ihrer  Ansprache  aieht  An- 
gegangen, sondern  es  mnss  ihr  die  Geiteadmadrang  deiselben  vor  der  zn- 
stlndigen  Behörde  im  abgesonderten  Wege  flUterlassen  werden.  Dnreh 
diese  Geltendmschnng  kann  aber  die  Uebemahme  der  betreflfenden  Servit- 
tntsrecbte  io  die  Eisenbahneinlage  nicht  aufgehalten  werden.  Darauf,  ob 
diese  Servitotsredite  im  Grandbuche  der  Eatastralgemeinde  W.  bei  den 
betreffeDden  Gmndstftcken  als  Heallasten  eingetragen  vorkommen  oder 
nicht,  kommt  es  hier  gar  nicht  an,  weil  dieselben  eben  erst  jetzt  in  das 
Eisenbahnbucb,  wohin  sie  gehören,  eingetragen  werden  sollen  nnd  die 
Eisenbabngesellschaft,  wie  dies  an  Ort  nnd  Stelle  constatirt  worden  ist» 
sich  im  faktischen  Besitze  derselben  befindet 

Hieniaeh  ist  es  offenbar,  dass  die  angefochtenen  abweislichen  .Ent- 
scheidungen der  Untergerichte  gegen  das  Gesetz  Verstössen,  weshalb  In 
Gemisshdt  des  $  16  des  kaiserlichen  Patentes  vom  9.  August  1854, 
R.-G.-B1.  Nr.  208,  mit  der  Abftnderung  derselben  vorzugehen  und  die  Sache 
nach  dem  Gesetze  zn  entscheiden  war. 
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Hr.  264.  EolMh.  des  Dentsehen  Beichsgerfehts. 

3.  Civil-Senat    Vom  12.  März  1886. 

[Jarfst.  Wochenschr.  1886.  S.  152.] 

Yerpfliclitimg  des  Eigenthümers  des  tiefer  gelegenen  Grondstfloks  zur  Auf« 
nähme  des  Wassers  von  dem  hdher  gelegenen. 

Der  ETf^enthümer  eines  tiefer  gelegenen  Grnn(l^itück8  ist  nur  ver- 
pflichtet, den  freien,  natürlichen  Abfluss  des  Regenwassers  von  den 
höher  ir»>U^ijeiien  Grundstöcken  ni«iit  zn  hindern,  das  in  einer  künstlichen 
Leitung  m;<;tinmelte  Wasser  aufzuneiiraen,  ist  er,  abgesehen  von  besonderen 
dinplielieii  u(if'r  obli|^atori55cheTi  V<'rpl!ichtungen,  nur  verpflichtet,  wenn  die 
Aulagen  auf  obrigkeitlicher  Anordnung  beruhen  oder  seit  auvordeoklicher 
Zeit  bestehen. 


Xr.  266.   Entsch.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 
3.  Civil- Senat.    Vom  12.  März  1886. 

IUI  •>    8   I.V.    Nr  «5.1 

Yerpfliehtnng  des  OewerbeimtemeJmers  ans  §  120  RGew.Ord. 

Es  ist  zwar  dem  Berufangsgericht  darin  beizupflichten,  dass  der  Ge- 
werbeunteniehmer  der  ihm  durch  den  §  120  der  Gewerbeordnung  anf- 
erlegten  Verpflichtung  nicht  genügt,  wenn  er  sich  darauf  beschränkt,  die 
zur  Sicherheit  der  Arbeiter  nothwendigen  Sehutzmaassregeln  bereit  zu 
halten,  dass  vielmehr  der  Gewerbeunteniehmer,  weim  der  Gebrauch  der 
Sehutzmaassregeln  noch  eine  vorgängige  eigene  Thätigkeit  der  Arbeiter 
erfordert,  unter  Umständen  anrh  verpflichtet  ist,  die  Arbeiter  zu  dem  Ge- 
brauch der  S'*hntzvorrichtnng  aufzuforderu,  sie,  soweit  nöthii:,  üher  die 
Art  und  Weise  der  Anwendung  zu  unterriehteii,  und  dafür  zu  sorgeu,  dass 
die  Arbeiter  auch  von  der  Schutzvorrichtung  thatsäehlich  Gebrauch  machen. 
Zu  weit  geht  aber  das  Berufnngsgericiit.  wenn  es  grundfützlich  annimmt, 
dass  der  Arbeitgeber  in  jedem  einzelnen  Fall  die  Verpflichtung 
habe,  die  ordnungsmässige  Anwendung  der  Schutzmaassregeln 
zu  überwachen,  sobald  der  Gebrauch  Hersel  hon  für  den  Arbeiter  etwas 
umständlich  sei.  Denn  ist  die  Anwvn  lnni;  d«  r  Sihutzmaassregel  im  ein- 
zelnen Fall  eine  au  sich  f^infaehc,  und  ist  andererseits  die  Gefahr,  welche 
durch  die  Unterhissung  di  s  (.  hrauchs  einer  vorhandenen  Schutzvorrich- 
tung ffir  den  Arbeiter  <'ii!>tMijt.  eine  so  nalieliegeude,  dass  auch  der  ge- 
wohnlichste Arbeiter  sie  erkenueu  kaun,  so  wird  in  der  Regel  der  Ge- 
wt'rbeuntemehmer  darauf  vertrauen  dürfen,  dass  der  Arbeiter  die  Anwen- 
dung der  bereitgestellten  Sehutzmaassregeln»  selbst  weuu  dieselbe  „etwas 
umständlich''  sein  mag,  aus  eigenem  Antriebe  nicht  unterlassen  wird. 
Er  wird  daher  regehnässig  seiner  desfälligen  Verpflichtung  genügen,  wenn 
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er  die  ordnuugsmässige  Auwendung  der  Schntzvorriclitmig  im  Allgemeiueu 
kontrolirt.  fall»  nicht  etwa  eingerisbene  Missbräuche  ihm  zu  einer  speciellereo 
KoDtrole  Anlass  geUcu. 

Nr.  266.  Entseh.  des  Oesterr«  Obenten  Oerlebtohofes. 

Vom  17.  Mftrz  1886. 

[Oesturr.  Centr.Bl.  t  Eisenb.  «tc  1M6.  8.  100?  ] 

Unter  dem  Ausdrucke  „AbUeferung"  in  den  Art.  395  und  401  des  Haudels- 
^  gesetzes  ist  nicht  nur  die  Abliefemng  an  den  vom  Absender  im  Fracht- 

briefe bezeichueteü  Empfänger,  sondern  die  Ablieferung  an  Jeden  zu 
verstehen,  der  zur  Em])fanp:nahme  des  Gutes  entweder  nach  dem  Ueber- 
einkomuipu  mit  dem  Absender  oder  nach,  dem  Gcst:'t.ze  berufen  ist,  folgÜcli 
auch  die  Ablieferung  des  nicht  bestellbaren  Gutes  an  ein  öffentliches 
Lagerhaus.  Unter  dem  Ausdrucke  „ölfentliche  Lagerhäuser"  im  §  64  des 
Betriebs-Reglement  sind  auch  die  Lagerhäuser  der  Eisenbahnen  zu  verstehen. 
Bei  üebernahme  in  das  Lagerhaus  der  Eisenbahn  geht  der  Frachtvertrag 
in  einen  Verwahrnngsvertrag  über,  ohne  dass  eine  thatsäohlioha  üeber- 

gabe  hinzutreten  mnss. 
Das  Eieeubabn-Betriebs-Heglement  kann,  weil  es  kein  Gesetz  ist,  auch 
GeBetze  nicht  deroisniren:  aber,  da  die  Eisenbahnen  die  Verfrachtung  vou 
Gütern  nur  auf  Grund  dieses  ordentlich  kuodgemachten  Eisenbahn- 
Betriebs-Heglements  übernehmen,  was  auch  in  dem  Frachtbriefe  Nr.  1  aus- 
drücklich erwähnt  ist,  su  unterwirft  sich  der  Absender  eines  Gutes  durch 
den  Abschlnss  des  Frachtvertrages  den  Be8timmnnL;cn  desselben,  und  hat 
sich  auch  der  Kiagt-r  durch  rnterfertiguntj  des  Frachtlniefes  Nr.  1  diesen 
liesätinimangen  unterworfen.  Dadurch  erhalten  die  Bestiromungeii  des 
Eisenbahu-Bftriebs-Ke:;lements  die  rechtHchu  Natur  eines  Vertrages,  und 
es  kauu  durch  denselben  diu  Anwendung  der  Art.  395  und  -401  nicht  be- 
schränkt werden  (Art.  423  Handelsgesetz).  Es  ist  daher  zu  prüfen^  ob 
und  inwieweit  die  citirten  Bestimmungen  des  Eisenbahn-Betriebs-Reglements 
mit  diesen  Artikeln  des  Handelsgesetzes  im  Einklänge  stehen. 

In  dieser  Richtung  mnss  ziuiftchBt  hervorgehoben  werden,  dass  die 
Art  395  und  401  Handdlsgewts  die  Haftung  des  FraehfUUiren  «Shrend 
4e6  gfinzticben  Thmsportes  seit  der  Empfangnahme  des  Gates  Ms  zar  Ab* 
H^emng  normiroD,  dass  jedoch  in  keinem  dieser  Artikel  gesagt  ist,  dass 
die  «Abliefenmg**  an  den  von  dem  Absender  bezeichneten  Empfönger  zu 
erfolgen  habe.  £s  geht  anch  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  an,  dem 
Ansdnieke  MAblieferang**  diesen  engen  Sinn  zn  unterlegen,  da  es  sehr 
hitafig  F&Ue  giebt,  in  welchen  die  Ablieferang  an  den  bezeichneten  £nt- 
pl&Dger  nicht  erfolgen  kann,  z.  B.  wenn  derselbe  die  Annahme  verweigert 
oder  gar  nicht  za  ermitteln  ist,  oder  wenn  über  die  Annahme  oder,  den 
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Zustand  des  Gutes  ein  Streit  eutsteht,  da  es  ferner  Fälle  giebt,  in  welchen 
der  Absender  bei  verweigerter  Annahme  durch  den  Adressaten  eine  andere 
Verf&gung  aber  das  Gat  trifft,  dasselbe  vielleicht  wieder  an  sich  selbst 
zurückdirigirt  oder  auch  über  das  Gnt  za  verfugen  unterlftsst  In  alleii 
dieaen  Fillen  wftre  die  Haftung  dos  FraebtflUirm  auf  einen  ganz  nn- 
beBtimmteD  Zeitpjokt  bmaasgesdiobea,  was  doch  nicht  im  Geiste  des 
Gesetaes  Hegen  kann,  welches  die  Haftung  nur  fttr  die  Dauer  des  IVans- 
portes  normirt.  Man  mnss  vielmehr  annehmen,  dass  das  Gesetz  mit  dem 
Ansdracke  „Ablieferung''  die  Daner  der  Haftung  auf  einen  bestimmten 
lloment  fixiren  woUte.  Dies  zeigt  am  besten  die  Bestinmiuug  des  Art  407 
Handelsgesetz,  wonach,  wenn  der  bezeichnete  Empftnger  des  Gntes  nicht 
ansznmitteln  ist  oder  die  Annahme  verweigert,  oder  wenn  Streit  Ober  die 
Annahme  oder  den  Znstand  des  Gutes  entsteht,  das  Gericht  anf  Ansuchen 
des  Betheiligten  verordnen  kann,  dass  das  Gut  in  einem  Öffentlichen 
Lagerhanse  o4er  bei  einem  Dritten  niedergelegt,  nnd  dass  es  ganz  oder 
za  einem  entsprechenden  TheOe  behnfs  Bezahlung  der  Fracht  und  der 
flbrigen  Forderungen  des  Frachtführers  Öffentlich  verkauft  wird.  Mit  dieser 
Ablieferung  des  Gutes  an  ein  Öffentliches  Lagerhaus,  an  einen  Dritten 
oder  an  den  Ersteher  endigt  selbstverstftndlich  die  Haftung  des  Fracht- 
führers. 

Unter  dem  Ausdrucke  „ Ablieferung"  in  den  Art  895  nnd  401 
Handelsgesetz  ist  daher  nicht  nur  die  Ablieferung  an  den  vom  Absender 
im  Fmhtbriefe  bezeichneten  Bmpfftnger,  sondeni  die  Ablieferung  an  Jeden 
zu  verstehen,  der  zur  Empfangnahme  des  Gutes  entweder  nach  dem 
Uebereinkommen  mit  dem  Absender  oder  nach  dem  Gesetze  berufen  ist 

Wsihrend  Art  407  Handelsgesetz  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
die  Ablieferung  des  Gutes  mit  gericht]icher  Bewilligung  an  Öffentliche 
Lagerhftuser  oder  an  einen  Dritten  oder  nach  Offentlidier  Versteigerung 
an  den  Ersteher  gestattet,  sieht  das  Bisenbahn-Betriebs-Reglement  noter 
bestimmten  Voraussetzungen  von  der  gerichtlichen  Bewilligung  hiezn  über- 
haupt ab  nnd  gestattet  insbesondere  auch  die  Ablieferung  des  Gutes  an 
die  eigenen  Lagerhäuser  der  Eisenbahnen.  Da  nun  die  Bestimmungen 
des  Eisenbahn-Betriebs  Reglement  als  mit  dem  Absender  vereinbarte  Be- 
stimmungen zu  gelten  haben,  so  geht  das  Frachtgut  in  dem  Momente,  als 
die  Eisenbahn  dasselbe  in  ihrem  Magazine  eingelagert  hat  nnd  der  Adressat 
.die  Annahme  desselben  verweigert,  der  mit  dem  Absender  im  Fracht- 
vertrage getroffenen  Vereinbarung  gemäss  in  die  Verwahrung  der  botreffen- 
den Eisenbahn  Aber;  der  Frachtvertrag  wird  in  demselben  Momente  in 
einen  Verwahrungsvertrag  mit  der  betreffenden  Eisenbahn  umgeändert, 
ohne  dass  eine  thatsächliche  Uebergabe  hinzutreten  mfisste,  weil  nach 
§  1376  a.  b.  G.  B.  die  blosse  Aendemng  des  Eechtsgrundes  der  hme- 
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faabnng  des  Gntp^:  «  ine  Novation  bewirkte.  Da  nun  die  BestimmiuigOB 
des  Art.  407  Handelsgesetz  nicht  zu  jenen  gehören,  welche  nach  Art  423 
nicht  ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden  können,  so  muss  die  auf 
Grund  der  Bestimmungen  des  Eisenbahn-Betriebs-Reglements  getroffene 

rfbcroinkunft  als  rechts?iltig  erachtet  werden.  Demgemäss  erscheint  der 
Transport  durcli  die  Ablieferuiic:  der  fraglichen  Rindshfuite  an  das  I.ager- 
haus  der  ks;!.  Unt;:\r.  Staatsbahnen  in  Scli.  und  durch  die  Verweiirf^nni;' 
df^r  üeberuahme  von  Seite  dos  ersten  Adressaten  J.  H.  beendet,  d<i  niit 
der  geklagten  Eisenbahn  laut  Fraclitbriefci«  Nr.  1  geschlossene  Fracht- 
vertrag erfüllt,  und  es  kann  die  gekhiiite  Bahn  wehren  des  dem  Kläger 
erst  späterhin  durch  den  Verkauf  der  Hiluto  von  Snt  '  der  kul.  Ungar. 
Staatsbahnen  etwa  zugefugten  Schadens  aas  dem  Titel  des  Frachtvertniges 
nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 


Kr.  267.   Entsch.  deH  Oesterr.  Obersten  Gerichtshofes. 

Vom  18.  Mar/  i8«6. 

Die  Tliatsache  allein,  dass  eine  Person  nach  dem  Vorüberfahren  eine« 
Eisenbalmznges  todt  auf  dem  Geleise  gefunden  wird,  genügt  zur  Begründung 
des  Gerichtsstandes  nach  dem  Gesetze  vom  5.  März  1869.  Die  anf  diese 
Thatsache  basirte  Schadenersatzklage  der  Hinterbliebenen  des  Getödteten 
gegen  die  Eisenbahngesellschaft  kann  daher  beim  Gerichte  des  Thatortes 

eingebracht  werden. 
Nach  der  Behauptung  ler  Klage  ist  di'r  Bahnwächter  S  in  der  Nacht 
vom  3.  zum  4.  Dezember  I  H^3  nächst  der  Station  Z.  durch  den  Krakauer 
Personenzug  auf  den  Schienen  überfahren  worden  uud  soll  in  Folge  dessen 
das  Lehen  einc:ehö8st  haben.  Mit  dieser  Behnnptnng  steht  der  Befand 
und  dfjs  rriit;i<'hten  der  Sur hverständisjen  nicht  im  Widerspruche,  es  inub.« 
daher  angeiiominen  wenieiK  dass  der  genannte  Buhnwächter  durch  eine 
Ereignuug  im  Kisenbaimverkolire  ums  Leben  gekoüjuu'ii  ist,  die  ZustÄudig- 
keit  des  Lemberger  Landesgericlites  als  llandolst^ericlit  in  dessen  Sprengel 
sich  der  Unfall  ereignete,  erscheint  demnach  im  Sinne  des  §3  des  Gesetzes 
vom  5.  März  18Hi),  R.-G.-Bl.  Nr.  27,  allerdings  begründet  und  da  der 
Revisionsrecurs  von  Erfolg  begleitet  war,  so  werden  die  Kosten  desselben 
in  sinngemässer  Anwendung  des  §  26  des  Gesetzes  vom  Iii.  Mai  1874» 
R.-G.-Bl.  Nr.  89,  der  Recurrentin  gegen  die  Geklagte  zuerkannt 
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Mr.  268.  £Dt8ch.  des  Reichs  «VenlcheningSAiiits. 
Vom  18.  März  1886. 

[Anfl.  EBtMb.  «w  JLV.A^  Bid^-ABS.  Iffi6.  Nr.  194] 

Die  gewerbsmässige  Ausführnng  von  Bauten  durch  Bauunternelmier  iür 
eigene  Eeoiiniiiig  (Regie)  ist  als  ein  versiclieningspfliclitiger  Baugewerbe- 

betrieb  anzusehen. 

Die  für  i-iirfiio  KfM'hnunir  (im  Rei^iebetr'u'l»)  erfolgende  Aiii^frihrung  voü 
Bauten  durch  Bauuuteruehmer  stellt  sich  als  ein  versicherungspflichtiger 
Bangewerbebetrieb  (§  1  Absatz  2  des  Unfallversichernngsgesetzes)  dar, 
wenn  diesf^lht»  <z:e\vf^rbsmüS8ig  erfolgt,  was  in  der  Regel  bei  der  AusführuDg 
von  Bauten  auf  Spekulation  zunfi  Wiederverkauf  der  Fall  sein  wird.  Ob 
tiiernach  auf  einen  sokhen  Betrieb  im  einzelnou  i  alle  das  Unfallversiche- 
mngsgesetz  Anwendung  findet,  hat  zunächst  der  rtenossenschaftavorstand 
^§37  Absatz  2  a.  a.  0.)  zu  prüfen  und  zu  entscheiden. 

Mr.  269.  Eutseh.  des  Deatecheu  Beichssericbte. 
2.  Straf- Senat.  Tom  19.  Marz  1886. 

tZtg.  d.  T«r.  UratMfa.  Blm1».T«nr.  IMS.  8.  996.  -  EbImIi.  d.  RddUftr.  la  Stnfi.  Bd.  19.  S.  410£] 

Die  auf  Grand  eines  intenutionalen  Vertrages  im  Anslande  beltndliolien 
ZollBteUon  gelten  in  loUamtUoher  Beiielinsg  als  inlftndieehe  Zollstellen  im 
Sinne  des  §  18  des  TereinssoUgesetses  vom  1.  Jnli  1869. 

Die  Anmeldung  der  Waaren  zur  zollanit liehen  Behandlung,  sowie  die 
Zahlung  des  Zolles  mnss  bei  dem  Deutbcheu  Zollamte  im  Auslände  er-  • 
folgen.  Wird  demselben  eine  unrichtige  Zolldeklaratiou  vorgelegt,  so  ist 
der  Zoll  im  Sinne  des  §  135  des  Vereinszollgesetzes  vorenthalten,  oder 
dneh  das  Unternehmen,  den  Zoll  vor/uenthalten,  vollendet,  also  diu  De- 
iiuudations-  oder  ünhiiiiiusstrafe  des  Deuts  hen  Gesetzes  verwirkt,  gleieh- 
vie!  ob  die  Waaren  später  die  Deutsche  Zolllinie  berühren  oder  nicht.  — 
Der  Dcklaiationsbevollmächtigte  der  Königliehen  Direktion  der  Breslau- 
Freiburger  Eisenbahn,  B ,  hatte  bei  dem  in  Böbmeu  2  kui  von  der  Preussi- 
schen  Grenze  befindlichen  Deutschen  Nebenzollamt  Halbstadt  I  Getreide 
zur  Verzollung  und  drei  Kisten  mit  altem  Packstroh  zur  zollfreien  Ein- 
ladung angemeldet,  b  einem  Winkel  hinter  den  Hafersäcken  wurde  ein 
Hat  Zocker  und  unter  dem  Paekstroh  wnrden  29  Paar  Strümpfe  und 
6  Paar  Handschuhe  entdeckt  Diese  Waaren  waren  ebenMs  zur  Einfahr 
in  das  Bentscbe  Zolig^iet  beetimrot.  Vor  domAnffinden  derselben  hatte 
B.  Ton  deren  YorhandeiiBein  keine  Abnong,  hatte  daher  seinerseits  eine 
Defrandation  nicht  beabstcbtigt.  B.  wurde  voo  der  Strafkammer  za  Ord- 
nnngsstrafen  von  zusammen  10  M.  verartheilt.  Die  vom  Angeklagten 
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Emtocfa«  d««  DeutadiMi  Bekhsgwiclils  Tom  19.  Hin  1886. 


dagegen  eingelegte  Revision,  in  welcher  er  geltend  machte,  dass  seine 
HandloDgen,  weil  nicht  im  Iniande  verübt,  nach  §  4  Abs*  1,  §  6  des 
Str.-G.-Bs.  der  inländischen  Strafgewalt  nicht  unterliegen,  wnrde  vom 
R.-G.  verworfen,  indem  es  begründend  ausführte:  „Die  ADwendang  der 
4  ff.  des  Str.-G.-Bs.  ist  nach  §  2  des  Einführungsgesetzes  soweit  ans- 
geschlossen,  als  reichsgesetzlich  über  Verletzung  von  Zollgesetzen  ab- 
weichende Bestimmungen  getroffen  sind.  Nach  Art.  XIM  des  Deutsch- 
Oesterreichischen  Vcrtraj^s  vom  2.  MSrz  1877  soll  der  Betriebswechsel 
auf  derjenigen  Eisenbahnstation  stattfinden,  welche  auf  Oesterreichischem 
Gebiete  zunächst  dor  Grenze  bei  Halbstadt  zu  errichten  ist.  Art,  XV  des 
VertrafT-^  bostiinn^t  ^v^i[Lr;  Anf  der  bezeichneten  Grenzstation  wird  zur 
Erreichung  des  im  Art.  8  des  Handels-  und  Zollvertrags  zwischen  ?reusi>en 
und  Oesterreich-Ungarn  vom  9.  März  1868  bezei'-hneten  Zweckes  von 
beiden  Seiten  je  ein  Grenzzollamt  errichtet,  bezw.  mir  tiem  anderen  zu- 
sammengelegt werden  etc.  .  .  .  Damach  hat  Oesterreich  -  Ungarn  dem 
Deatschen  Reiche  und  speziell  dem  Preussischen  Staate,  welcher  die  Zölle 
von  den  aus  Oesterreich  nach  Preussisch-Schlesien  eingeführten  Waaren 
auf  Grund  des  Art.  ,36  der  Reichsverfassung  zu  erheben  und  zu  verwalten 
hat,  da.^  Pu  cht  eingeräumt,  auf  Ot  -ti  ri l  iehigchem  Gebiet  zu  Halbstadt  in- 
soweit Hoheit.srechte  auszuüben,  als  dies  zu  dem  in  Art.  8  des  Vertrages 
vom  9.  März  1868  bezeichneten  Zwecke  erforderlieli  ist.  Als  solcher 
Zweck  ist  ausdrücklich  bezeichnet:  dass  die  Amtsliandlungen  der  gegen- 
überliegenden GreuzzoUämtcF  der  vertragenden  Theile  bei  dem  Üebertritte 
der  Waaren  aus  einem  Zollgebiet  in  da.«!  andere  gleichzeitig  statt fin(ieri 
können.  Damit  ist  unzweideutig  ausgesprochen,  dass  für  die  V^erzollung 
die  Station  Halbstadt  als  Ort  des  üebertritts  der  Waaren  aus  einem  Zoll- 
gebiet iu  das  andere  anzusehen  sei,  gerade  so,  als  läge  das  dortige 
Preassische  Zollamt  auf  Preussiscbem  Boden." 


Nr«  270.  SntBCli.  des  Dentsdieii  Beidisgeriehts. 

3.  Civil-Senat  Vom  19.  Mftrs 

[BolMb  Bd.  3:  S.  lAL  Nfi  6»k.3 

H&itpiliolitg6Wti  I  8.  BemMinng^  der  Haftpfllehtrente  der  Wittwe.  beim 
AiiBMheidtii  dar  Sdhne  ans  dem  Hanse. 

Das  Beru^gsgericht  hat  die  Rente  der  Wittwe  und  deren  zweier 
Sohne  auf  400  K.,  .die  Rente  der  Wittwe  allein  fflr  die  Zeit  nach 
der  Konfirmation  der  SOhoe  anf  200  M.  festgestellt.  Da  der  Veran- 
glflclrte  760  II.  fOr  den  gemeinsamen  Hansbalt  aufwenden  konnte,  lag  far 
diese  Beschi&nkung  kein  Gmnd  vor.  Mnsste  sich  die  Frau,  wenn  der 
Yemni^Qdcte  fir  Frau  und  Bnim  nnr  400  H.  anfvenden  konnte,  mit 
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einem  entsprechenden  Unterhalt  bequemen,  so  hatte  sie  nach  dem  Aus- 
scheiden der  Söhne  aus  dem  Hause  Anspruch  darauf,  dass  der  bisher  für 
die  Familie  aufgewendete  Betra?  im  Wesentlichen  in  gleicher  Höhe  auf- 
gewendet werde,  weil  derselbe  eben  nur  zur  Befriedigung  der  Nothdurft 
hinreichte,  wenn  auch  die  Sölme  ihren  UnterliaLt  im  Uanee  nicht  mehr 
fanden. 


Nr.  SU«  Entsch*  des  Deatsehen  Relehsgerlehtg. 

8.  Clvil-Senat   Vom  23.  Mftrz  1386. 

IJttrirt.  WodMMchr.  IffiS.  8.  »L] 

Bei  der  Vorsclirift  des  §  15  Abs.  2  des  Oesetzes  vom  4.  April  1874 
kommen  die  §§  23  n.  60  des  HilitairpensionsgesetaeB  vom  27.  Joni  1871 

mit  zur  Anwendung. 

Der  dies  verneinenden  Ansicht  des  B.-K.  ist  nicht  beizupdichten.  Auf 
die  WortfasöUüg  des  §  15  Absatz  2  a.  a.  0.  ist  ein  besonderes  Gewicht 
uicht  zu  legen.  In  gewissen  (iesetzesstellen  ist  der  aktive  Militärdienst 
im  Gegensatz  zu  dem  Dienst  im  Beurlaubtenstaude  aufzufassen;  es  ist 
aber  zuzugeben,  dass  er  dem  Wnrtsinne  nach  au' h  auf  den  wirklich  und  , 
thatsächlich  bei  der  Fahne  geleisteten  Dienst  beziiui  n  werden  kann,  so 
dass  die  nach  §  23  des  Pensionsgesetzes  zu  berücksirhiigeii(ieii  Kriegsjahre 
uicht  darunter  fallen.  Der  §  15  der  Novelle,  welcher  zur  Abänderung 
und  Ergänzung  des  §  103  des  Militärpensiousgesetzes  dient,  kami  nur 
nach  seinem  Zusammenhange  mit  dem  letzteren  und  iu  Ucbereiustimmung 
mit  dessen  Vorschriften  ausgelegt  werden.  Ein  Zurückgreifen  auf  das 
Preussische  Keglemeut  über  die  Civilversorgung  und  Civilanstellung  der 
Militarpersonen  vom  20.  Juni  1867  ist  schon  aus  dem  Grunde  nicht  zu- 
lässig, weil  dasselbe  die  Hinzurechnung  der  Dienstzeit  nicht  kennt.  Die 
in  den  Reskripten  des  Preussischen  Kriegsminist§rs  ausgesprochene  Ansicht 
hat  für  die  Auslegung  des  Gesetzes  keine  entiichcidende  Bedeutung.  Wenn 
der  B.-R.  aus  den  Motiven  des  Entwurfs  zu  §  15  der  Novelle  den  Schluss 
zieht,  dass  der  dort  angegebene  Zweck,  der  Armee  ein  militfirisch  erzo- 
Rriirs  und  geschultes  Unterofßzierkorps  zu  erhalten,  durdi  die  Doppel- 
zäliiang  der  Kriegsjahre  gerade  für  die  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes 
vereitelt  sein  würde,  weil  die  Mehrzahl  der  erst  in  dem  Jahre  1865  ein- 
getretenen Unteroffiziere  sofort  auf  das  Benefizium  des  §  15  Absatz  2 
Anspruch  machen  dürfte,  so  ist  hiergegen  zu  beachten,  dass  das  Gesetz 
nicht  blos  für  den  Zeitpunkt  seines  Inkrafttretens  gegeben  war,  sondern 
f&r  einen  unbegrenzten  Zeitranm  in  der  Zukunft  wirken  sollte,  und  anderer- 
seits lässt  sich  ohne  nähere  statistische  Notizen  nicht  benrtheilen,  in 
welchem  Grade  nnd  ob  dem  Zwecke  des  Gesetzes  zuwider  die  Doppel- 
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rechnaug  der  Krieg^julire  znr  Zeit  des  Erlas&es  des  Gesetzes  auf  den 
Abgang  der  Unteroffiziere  eiuwirkeu  kounte. 

Nr.        Entoeh.  il6§  Beiehs-Tersidieniiigsaiiits. 
Vom  23.  März  1886. 

[AstL  BntNli.  d«  B.T.An  Balchi'Au.  18MI  Nr.  lt&] 

UnfaUsratoi  sind  viM  auf  eine  bestimmte  Zeit  in  iMieliiSokeii,  f&lls 
Hiebt  der  Endtermiii  cwelftlloe  feetetebt 

Oemitige  Feetfitelltmgcu  aod  AnweisnngeD  sind  nicht  von  vornherein 
auf  eine  bestimmte  Zeit  am  besebrSnken,  es  sei  denn»  dass  der  Endtermin 
des  BezQgsrechts  kalendermftssig  oder  sonst  zweifellos  feststebt,  wie  z. 
die  VoBendnng  des  fftnfzehnten  Lebensjahres  eines  bioterbliebeneD  renten- 
berecbtigten  Kindes  ({  6  Ziffer  3a  des  Unlidlversichenmgsgesetzes). 


Nr.         Entsch.  des  Keichs-Versichemngsamts. 

Vom  24.  März  1886. 

[Amtl.  Kntscb.  des  R.V.A.,  Reichs  Anz.  1886.  Nr.  1*$.] 

'  Auf  das  Ausland  erstreeken  sich  die  Zahlungen  von  UnÜallrenten  dnrob 

die  Post  nicht. 

Anf  die  Zahlungen  in  das  Ausland  finden  die  Bestimmnngen  des  §  6d 
des  Uofaliversicherungsgesetzes  beziehangsweise  der  diesseitigen  Geschäfts- 
anweisniig  vom  27.  Scpti  mber  1885  keine  Anwendnug.    Derartige  Zah- 
lungen sind  von  Seiten  der  Bemfsgenossenscbaft  unmittelbar  in  geeigneter 
'"Weise  zu  bewirken.   

Nr.  274«  Eufseb.  de.s  Boichs -Yersicherangsamts. 
Vom  26.  Mftrz  1886. 

« 

[AatL  Entscb.  dM  B.V.A..  fieielu-Ant.  U8S.  Nr.  142.] 

Anweisnng  nnd  Anszablnng  von  ünfaUrenten  an  Hindeijihilgs. 

Auf  die  Anfrage  eines  Genossensehaftsvorstandes,  ob  die  Anwoisnng 
nnd  Auszahlong  von  Beuten,  welche  HindeijShrigen  zustehen,  an  diese 
selbst  oder  an  deren  Vater,  Vormund  etc.  zu  erfolgen  habe,  hat  das 
Boichs- Versicfaemogsamt  erwidert: 

Die  aufgeworfene  Frage  Ifisst  sich  nicht  allgemein  beantworten,  die- 
selbe  ist  vielmehr  nach  Ifaassgabe  der  jeweiligen  besonderen  Verhiltuisso 
und  dos  danach  anzuwendenden  Bechts  zu  beurtheilen.  HinsichtliGh  des 
letzteren  wird  insbesondere  der  allgemeine  Bechtsgnmdsatz  in  Betracht 
kommen,  dass  BecbtsverhlLltuisBe,  welche  die  Bochts-  und  Handlungs- 
ifthigkeit  der  Individuen,  deren  FamilieosteUung  und  Stand,  also  den  per- 
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sönlichen  Rechtazustaiid,  betreffen,  nach  dem  itechte  des  Domizils,  d.  h. 
des  festen  Wohnsitzes  —  im  Oegensafz  zu  einem  blossen  Aufenthaltsorte 
—  zn  beurtheilen  sind. 

Dabei  wird  als  Kegel  fest^^ebalten  werden  können,  dass  die  Renten- 
zahlnngen  nicht  an  die  mindcrjahrl^^on  Entscbädignngsberechtigten  selbst, 
sondern  an  deren  gesetzliehe  Vertreter  (Yater,  Vormund  ete.)  zu 
leisten  sind.   

Nr.  275.   Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Gedehtsbofes. 

Vom  30.  März  1886. 

[OestoiT.  Ccntr.Bl.  f.  EJsenb.  ptr.  1886.  S.  1220.] 

§  31  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878  lässt  nur  den  Augenschein  für 
den  Fall  zu,  als  bei  den  nach  §  24  dieses  Gesetzes  vorgenommenen  Er- 
hebungen die  für  die  Feststellung  der  Entschädigung  massgebenden  that- 

sächlichen  Verhältnisse  von  den  Sachverständigen  nicht  vollständig  oder 
nicht  richtig  dargestellt  wurden,  gestattet  aber  keineswegs  eine  neuer- 
liche Bcweisanfnahme  durch  Sachverständip:^  über  Verhältnisse,  welche 
schon  in  dem  Gntaehten  der  rrsten  Sachverstandi^^en  beräcksiohtigt 

worden  sind. 

Nach  §  31  des  Gesetzes  vom  18.  Februar  1878,  R.-G.-Bl.  Nr.  30, 
kann  eine  Partei,  wenn  sie  dafür  hält,  dass  die  für  die  Feststellung  der 
EntscbädigUTitj  maassj^cbciuleii  tluitsudilicheii  Verhältnisse  bei  den  nach 
§  '24  vnrgeiiomnieneii  Eriiebuiigen  nicht  Tollständig  oder  nicht  richtig  dar- 
g<'fätcllt  wurden,  vor  dem  Ablaufe  der  für  den  Keeurs  liegen  die  gericht- 
liche Entscheidung  über  die  KnUehädigung  bestiminteu  Frist  bei  dem 
Gerichte,  welches  diese  Erhebungen  aniretirdnet  hat,  um  die  Vornahme 
eines  Augeuscheines  ansuchen,  welchem  Gesuche  dann  stattzugebeu  ist, 
wenn  in  demselben  die  festzustellenden  Thatsaehen  oder  Zustande  genau 
angctreben  sind.  Dieser  gcset/liciieu  Vorschrift  ents|)rieht  das  Gesuch  der 
Gemeinde  Klöstcrle  vom  18.  Jänner.  Z.  262,  jedoch  nicht.  Dasselbe  be- 
trifft nicht  Thatsachen  oder  Zustände,  welche  bei  den  nach  §  24  vor- 
genomment  II  Erhebungen  nicht  vollständig  oder  nicht  richtig  dargestellt 
worden  sind,  und  welche  daher  erst  jetzt,  und  zwar  durch  blossen  Augen- 
schein festzustellen  wäreu.  sondern  die  Gesuchstellerin  verlangt  eine  neue 
Beweisaufnahme  durch  Sacliverständi??e  über  Verhältnisse,  welche  schon 
in  dem  Gutachteii  der  früheren  Sach\ erst  findigen  berücksichtigt  worden 
sind  und  will  nachweisen,  dass  obige  Ver  hältnisse  von  den  früheren  Sach- 
verständigen unrichtig  beurtheilt  und  huwerthet  worden  sind.  So  will  sie 
durch  Sachverstäudige  nachweisen,  dass  der  gegenwärtier  vorhandene  Üülz- 
massenvorrath  incl.  des  in  den  nächsten  30  Jahren  erfolgenden  Zuwachses 
von  den  früheren  Sachverständigen  zu  gering  angenommeu  und  bewerthet 

Eger,  EiMntflhnnekttkk«  BntMhetdanKeo.  IV.  S9 


nioiti7PH  bv  Google 


443  Batsdi.  dtt  B«ielM>V«nieh«ntoctimti  vom  1.  April  IBM. 

worden  sei.    Sie  behauptet  jedoch  nicht,  dass  die  Sachverständigen  nicht 

alle  vorhandenen  Bäume,  deren  Alter,  Umfang  u.  s.  w.  berücksichtigt 
haben,  und  dass  durch  den  Augenschein  eine  grössere  Anzahl  von  Bäumen 
oder  eine  andere  Beschaffenheit  derselben  festzustellen  sei.  Welcher  Holz- 
massenvormth  aus  den  eregf^nwnrtig  vorhandenen  Bäumen  und  aus  dem  iu 
den  nächsten  30  ^hiliren  zu  erfolgenden  Zuwachse  erzielt  werden  könne, 
ist  aber  kein  Gegenstand  des  Augenscheines,  sondern  der  Berechiiuii^^  von 
Seite  der  forstlichen  Sachverständigen.  Ebenso  wenig  betrifft  die  Ibrage, 
wie  viel  Meter  Holzziehwcire  mit  Rüoksirht  auf  die  sehr  steile  Lage  der 
Waldungen  und  mit  welcheni  Ko^tinaufwande  anzulegen  sind,  welcher 
Betrag  für  jeden  1  i  shupter  ;in  Mehraufwand  entsprechend  sei,  und  für 
entgelii'iMKn  Weidnutzeii  gebühre  und  wie  die  Dauer  der  normalen  üm- 
triebszeit  zu  bcrccliuen  sei,  thatsächliche  Verhällni>se  (kIit  Zustfiude,  welche 
durch  den  Augeuscheiu  festgestellt  werden  könm  u.  Lebiigeus  giebt  (V'*» 
Gesuchstelleriu  selbst  in  ihrem  Gesuclie  an,  dass  sie  eine  neue  Besveis- 
aulnahine  durch  Sachbefuud  anstrebt,  was  nach  dem  Wortlaute  und  Sinne 
des  obcitirteu  §  31  unzulässig  ist. 

Nr.  276.  £nt8ch.  des  Kcichs-Yersicherunsriianitt). 

Vom  1.  April  1886. 

[Aintl.  EiiUch.  d.  U.V.A.    Reicks  Am.  m6.  Nr.  151.] 

Welche  Verletzungen,  Körperschäden  etc.  als  Betriebsunfälle  im  Süme  des 
§  1  Uni  Vers.  Ges.  anzusehen  sind,  lässt  sich  nur  im  konkreten  Falle  ent- 
scheiden. 

Aul  mehrfache  Anfragen  hinsichtlich  der  Merkmalu,  durch  welche  sieh 
Unfälle  alvs  „ßetriebsun lalle"  hn  Sinne  des  §  1  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes  („bei  dem  Betriebe  sich  ereignende  Unfälle")  kennzeichnen,  ob 
insbesüüderc  Brüche,  Hüftverrenkungen,  Muskeldehnungen  etc.,  welche  in 
Folge  gewerblicher  Arbeit  auftreten,  sowie  ausserhalb  der  eigentlichen 
Betriebsstätten  sich  ereignende  Unfiille  als  „Betriebsunfälle"  anzusehen 
seien,  hat  das  Reichs- Versichemngsamt  erwidert: 

Die  anfgeworfenen  Fragen  können  nicht  allgemein  beantwortet  werden. 
Yielmehr  kaan  Entscheidung  nur  nach  Maassgabe  der  in  den  ein- 
i»Um  konkreten  Fällen  obwaltenden  Umstände  getroffen  werden. 

Aber  anch  Ober  die  elnaelnen  hier  zur  Spradie  gebrachten  FfiUe  ist 
daa  Bflicha-yersicheningBaint  nieht  in  der  Lage,  sieh  im  Wege  der  blossen 
Verfügung  zu  änssero,  da  ein  jeder  dieser  Fälle  auf  dein  Wege  des  Se- 
knrsea  (§  63  Absatz  Jl  des  ünfallversicherungsgesetzes)  demnadist  an 
dasselbe  herantreten  kann;  das  Beiehs-Verdeherungsamt  wird  ahdaim  in 
der  dnich  §  90  des  ün&Uveisiohenmgsgesetzes  vorgeschriebenen  Besetzung 
unter  Znziebttng:  von  zwei  riehterliehen  Beamten,  auf  Gmnd  des  vollstSn- 
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digen  thatsächlichen  Materials  and  nach  Anhönmg  aller  Betheiligteu  letzt- 
inBtanzlich  zu  entscheiden  habeu. 

Inzwischen  muss  es  den  Verletzten  etc.,  wofern  sie  erlittnie  Ver- 
letzungen als  Betriebsunfälle  geltend  rcai  Ii* n  wollen,  überlassen  bleiben, 
ihre  Ansprüche  im  Wege  des  Feststelluiigsi-  und  eventuell  des  schieds> 
richterlichen  Verfahrens  nach  Maassgabe  der  diesseitigen  Anleitung  („Amt- 
liche Nachrichten  des  Reichs- Ver.^iclumngsamts"  1886  Seile  15  Ziffer  126) 
zu  verfolgen.  Die  für  die  Fcststeiiung  der  Entschäditrimg  zuständigen 
Genossenschaftsorgane  haben  zunächst  in  eigener  Zuständigkeit  zu  ent- 
sch(  Hiei),  ob  eine  Verletzung  als  ein  Betriebsunfall  aozaaehen  ist, 
oder  nicht.   

Nr.  877«  Sntgeh.  des  BelehB-Tenfeheniiigsaiiitfl. 

Vom  1.  April  1886. 

(Ama  Bntacb.  &  ILT.A.  Hddu-Au.  IMS.  Mr.  14A.} 

Vffbidtaii  der  BeniÜigenoBseDBolMftoii  gegenfllwr  den  von  Knnkenkaeeen, 
Oemeindeii  eder  Amenyeibiiideii  auf  Onmd  des  $  8  Uat  VerB.Gee.  erholieneii 

Enatssii8priLfl3ie&. 

Znnfiebst  iet^  falls  der  Verletzte  zwei  oder  mehreren  Kassen  angehört, 
und  Ansprüche  von  mehr  als  einer  Kasse  an  die  Bemfsgenossensdi&ft 
herantreten,  zu  prüfen,  ob  dem  Yening^lflckten  oder  seinen  Angehörigen 
rechtlich  Ansprüche  an  jede  dieser  Kassen  zustehen  (vergleidie  Amtliche 
Nacbriehten  des  Boichs- Versicherangsamts  1885  Seite  3  Ziffer  18).  Ist 
dieses  der  Fall,  so  wird  die  Bernfsgenossenschsft  sich  mit  sämmtlichen 
in  Betracht  kommenden  Kassen  in  Gemässheit  des  §  8  des  ünfallTersiche- 
rnngsgesetzes  abznBnden  haben. 

Da  die  BenifsgenossenBchaft  aber  nnr  zn  einem  Ersätze  bis  zn  der 
Hohe  desjenigen  Betrages  verpflichtet  ist,  welchen  ihr  das  Unfallversiche- 
mngsgesetz  (§  6  a.  a.  0.)  anferlegt,  so  wQrde  es  sich  fftr  solche  F&lle 
empfehlen,  wenn  eine  Binignng  mit  den  betrsffenden  Kassen  dahin  ange- 
strebt würde,  dass  jede  Kasse  nach  dem  Verhfiltniss  ihrer  Leistnngen 
Brsatz  von  der  Bemfsgenossenschaft  erhftlt  Verhalten  sich  z.  B.  die 
rechtlich  «erzwingbaren  nnd  thatsächlich  erfolgten  Leistongen  der  Kassen 
A,  B  nnd  G  zn  einander  wie  8:4:6,  so  würde  der  Kasse  A  »'/u*', 
der  Kasse  B  «^/is*i  der  Kasse  C  „^/ig*'  von  der  Summe,  welche  die  Be. 
mfegenossenschaft  zu  zahlen  verpflichtet  ist,  ansznzaJüen'  sein.  Ist  eine 
Binignng  in  der  angedeuteten  Weise  nicht  zo  erzielen,  so  mnss  es  dem 
Vorstande  überlassen  werden,  die  Zahlung  in  deijenigen  Art  zu  leisten, 
welche  das  bürgerliche  .fiecfat  für  solche  Fälle  vorsieJit,  in  denrä.  auf  eise 
Leistung  eines  Verpflichteten  von  mehreren  angeblich  Berechtigten  An- 
spruch gemacht  wird.   

29* 
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Kr.  S78.  Enticli.  4es  RefehB-Tenldieruigsaiiits. 

Vom  3.  April  1886. 

(AmtL  EnUiciL  d.  R.y.A.  IMdw-AaSr  188&.  Nr.  IML] 

Beginn  der  Zahlnng  des  erhöhten  Krankengeldes  mit  dem  29.  Tage  ntdi 
Eintritt  dee  ünfiOls  §  5  Ahe.  9  ünf.Ven.eea 

Die  Beetimmnog  dee  §  6  Ziffer  3  dee  KnmkenTereicherangsgesetxes 
vom  Id.  Juni  1888  aber  die  der  Zahlung  des  Krankengeldes  vorhergehende 
Karenzzeit  von  drei  Tagen  ist  far  die  AasfUhrang  des  $  5  Absatz  9  dee 
Unfailversichernngsgesetzes,  welcher  von  der  Zahlung  emes  Hehrbetragee 
an  Krankengeld  handelt,  ohne  Einflusa.  Die  Zahlung  des  MehrbetFages 
hat  demnach  mit  dem  29.  Tage  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls  zu 
beginnen.   

Nr.  2<9.    Entgeh,  den  Deatschcu  lleichs^^eriehts. 
5-  Civil-Senat.    Vom  10.  April  1886. 

[Jtir.  WüLlionscLr.   ISf^C.  ^.  171.] 

Eechtswirkung  der  Vormerkung  zur  Erkaltung  des  Rechts  auf  AuHassiuig. 

Die  RecbtsprecbuQg  der  höchsten  Gerichtshöfe  ist,  davon  ausgehend, 
dass  die  „Vormerkung  zur  Erhalt  img  dos  Rechts  auf  Auflassung" 
etc.  nach  dieser  ihrer  Bezeichnung  dazu  dienen  solle,  das  Recht  auf  Auf- 
lassung auch  bezüglich  des  Gegenstandes  derselben  in  dem  Umfange  zu 
erhalten,  wie  es  zur  Zeit  der  Eintragung  der  Vormerkung  besteht,  über- 
einstimmend zu  folgenden  normgebenden  Sätzen  gelangt:  durch  die  Vor- 
merkung wird  dem  zur  Sache  Berechtigten  das  Eigeuthum  in  dem  Zustande 
erhalten,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  der  Vormerkung  befindet.  Durch 
die  Vormerkung  wird  zwar  nicht  die  weitere  Bestellung  von  Rechten  an 
dem  Grundstücke  lür  l>ritte  verhindert.  Solche  Rechte,  mögen  sie  ciuc 
Veräusseruug  oder  eine  Belastung  des  Gruudr^tüeks  entkalten,  können 
jedoch  dem  Vorgemerkten  nicht  nachtheilig  sein.  Ks  muss  deshalb, 
sobald  das  vorgemerkte  Recht  zur  Sache  realisirt  wird,  der  Zustand  wieder 
hergestellt  werden,  welcher  zur  Zeit  der  Eintragung  der  Vormerkung  vor- 
handen war;  das  vorgemerkte  Recht  zur  Sache  muss  also  mit  seiner 
Durchführung  auf  alle  in  der  Zwischenzeit  von  Dritten  an  dem  Grundstück 
erworbene  Rechte  rcsolvirend  wirken.  Dahin  hat  sicti  der  V.  C.-S.  des 
R.-G.,  nachdem  bereit^ä  der  II.  Hülfssenat  desselben  Gerichts  in  den 
Urtheilen  vom  1.  Juli  und  vom  9.  Dezember  1880  Gruchot's  Beitrüge 
Band  25  Seite  723;  (Wallraann's  Zeitschrift  für  Preussisches  Recht  Baud  II 
Seite  29  ff  )  vorangegangen  war,  in  dem  Urtheile  vom  17.  Dezember  1881 
(Entscheidungen  iu  Civilsachen  Band  VII  Seite  177)  ausgesprochen,  und 
auch  das  vormalige  Pren>sische  Obertribuual  hat  ohne  Ausnahme  in 
gleicher  Weise  entschieden  (Etttscheidungen  Band  83  Seite  81,  Striethorst, 
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Archiv  Band  100  Seite  296,  Gruchot's  Beiträge  Band  24  Seite  100,  102). 
Das  Urtheil   des   Obertribunals  vom   5.  Juli  1878  (Striethorst,  Archiv 

Band  100  Seite  107,  Gnichot*s  Beiträ«?e  Band  23  S.  449),  welches  die 
Klägerin  für  ihre  xMeiiiuiig  heranzieht,  betrift't  die  Wirknng  der  Vormer- 
kuDg  nach  rim  r  ijanz  anderen  Richtung;,  indem  es  lediglich  aussprieht, 
dass  durch  die  Eintragung  der  Vormerkung  die  obligatorischen  Beziehun- 
gen —  z.  B.  dass  die  Autiassung  nicht  vor  Zahlung  dos  Kanfg'cldes  ver- 
langt werden  kann  —  nicht  verändert  werden.  Von  dieser  teststehenden 
Judikatur  abzuweichen,  liegt  umsowenigei  Veranlassung  vor,  als  auch  von 
der  Mehrzahl  der  Bearbeiter  des  (imiKlbudirechts  (vergl.  die  Zusammen- 
stellung in  Tumau's  Grdb.-O.  3.  Autlage  Band  I  Seito  257,  sowie  Förster- 
Eccius,  Theorie  und  Praxis  Band  III  Seile  349  Anmerkung  GB,  die  gl  ii 
AuiTassung  vertreten  wird  und  bisher  gewichtige  Gründe  dagegen  uicht 
vorgebracht  sind. 

Nr.  280.  Entgeh.  d«g  Dentsohen  Reldngeriehts* 

3.  Straf-Senat   Vom  12.  April  1886. 

[Jnr.  WodiMiselv.  IBM.  8.  XKk] 

lieber  die  Stnlbukait  te  im  Inlaiie  gegen  einen  aneUndifldiffii  Stnaft 

unternommenen  ZoDdefrandatlonen. 

Handlungen,  welche  bestuuml  sind,  einer  gegen  euu  n  ausländischen 
Staat  begangenen  Zolld"fraudation  Vorsciiub  zu  leisten,  amii  wtiiii  sie 
im  Inlaude  begangen  sind,  nicht  strafbar,  wenn  hierüber  uicht  besondere 
gesetzliche  oder  vertragsmä^sige  Bestimmungeu  vorliegen. 

Nr.  281.  Entscfc.  des  Deiteehen  Belcbegeiichts. 

2.  GiviUSenat   Vom  16.  April  1886. 

CJur.  Woehuuehr.  UM.  8.  Ifla} 

Viekt  nnr  wutn  oTijektiTe  Elle  erfoiderU«]!  mr,  eondern  nnter  tbostliiden 
anelL  wenn  enbjektiT  der  Verletste  —  obwold  im  Irrtlrom  —  Elle  fibr  ge- 
TMyten  blelt  kann  tSm  BetriebennlUl  gemlse  §  1  HaftpJLQee.  angenommen 

werden. 

Was  die  Anwendung  des  §  1  des  H.-G.  angeht,  so  nimmt  das  Ober- 
landesgericht an,  dass,  um  eine  Thätigkeit  der  hier  vorliegenden  Art  — 
das  Ausladen  eines  stillstehenden  Packwagens  —  mit  dem  Eisenbahn- 
betriebe in  Verbindung  bringen  zu  können,  uothweudig  erfordert  werde, 
dass  dieselbe  objektiv,  das  heisst  als  solche  und  an  sich  dem  Charakter 
einer  mit' Eilfertigkeit  vorzunehmenden  Arbeit  besitze,  weil  nur  unter 
dieser  Voranssetzong  das  auf  der  besonderen  Gefährlichkeit  des  Eisenbahn* 
betliebes  bemhende  Motiv  des  Geeetzee  antreffe.  Diesem  von  dem  Ober- 
landesgeridite  ausgesprochenen  «Grandaats  kann  in  seiner  Allgemeinheit 
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mcbt  beigepiiichtot  werden.  Es  geht  offenbar  zu  weit,  weno  das  OI»er>- 
laodesgerioht  die  Entscheidnng  hier  lediglich  aaf  das  objektive  Moment, 
die  sachliche  Nöthvendigkeit  der  Eile  stAtzen»  und  die  subjektive 
Meinung  der  Bediensteten,  welche  doch  die  Trfiger  des  Betriebes  sind, 
prinapiell  ausser  Berfieksiohtigang  lassen  wiU.  Doter  UsistSndsn  kann 
anch  diese  sabjektive  Meinnng,  e.  B.  wenn  die  betreffenden  Personen  in 
nnterschnldetem  Inthnme  die  Eile  fBr  ihre  Verrichtnng  geboten  halten, 
bei  der  Frage  der  Anwendang  des  §  1  des  H.-Gr.  in  Betracht  kommend 
Dass  namentiick  in  dem  Falle,  wenn  dieselben  znr  eilfertigen  Aasffihrang 
der  traglichen  Yerricbtang  von  einem  Vorgesetzten  angewiesen  worden 
sind,  ihr  Ersatzansprach  nicht  davon,  ob  es  wirklich  dieser  Eile 
bednrfte,  abh&ngen  kann,  ist  boroits  in  dem  Ui-thcile  des  I.  C>S.  des 
.  R.-6.  vom  3.  Jannar  1883  i.  S.  Fickel  e.  Sftchsisch-Thüringische  Ost- 
West-EisenbahnoOesellschaft  ansgesprochen  worden. 


Nr.        Entscb.  des  Beielis-Venieheniiigsnmts. 
Vom  16.  April  1886. 

[AmlL  BilKb.  d.  EV.A.  BelcIii>Aiia.  18B&  Mr.  Ui] 

iE  Fielen,  in  velohen  die  Untsrhringiing  eliies  TSiheiratlLStsn  Arbeiten  in 
einem  Knukeidiaiue  ($  7  Abs.  1  Ui£ye(ra.0e8.)  ftlr  erforderliolL  emelitet, 
die  Znstimmnng  des  Verletzten  jedoeh  mit  Rilcksielit  anf  die  ünznl&ng- 
UeULslt  der  dnxeli  §  7  Abs.  2  fsstgesetztsn  Rente  ftr  den  Unterhalt  der 
Ehefrau  Terweigwt  wird,  darf  dieser  dennoch  eine  höhere  Rents  nieht 

gewährt  werden. 

Fftr  andere  als  die  im  $  10  Absatz  8    a.  0.  genannten  Zwecke«  d*  i. 

a)  die  Deckung  der  von  der  Genossenschaft  zn  leistenden  Entschftr 
digongsbetrftge, 

b)  die  Deckung  der  von  der  Genossenschaft  zn  tragenden  Verwal- 
tnngskosten, 

c)  die  Gewfthmng  von  Prämien  f&r  Rettnng  Vemngliickter  und  för 
Abwendung  von  Unglücksfftllen, 

d)  die  Ansammlung  des  Reservefonds, 

dSrfen  weder  Beiirfige  von  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft  erhoben 
werd«i,  noch  Verwendungen  ans  dem  Genossenschaftsvenn^^gen  erfolgen. 

Die  unter  a  bezeichneten,  „von  der  Genossenschaft  zu  leistenden 
Entschädigangsbeträge''  sind  in  dem  Gesetze  genau  begrenzt  (vergL  {§  5, 
6,  7  a.  a.  0.).  Es  würde  der  BestinimiiDg  des  §  10  cit.  zuwiderlattfen, 
wollte  der  Vorstand  diese  Kntschftdigungsbetrfige  über  das  ges^iche 
Maass  hinans  erhöhen. 
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Nr.  283.  Entseh.  des  Deutschen  Reichsgerichts. 

3.  Civil-Senat    Vom  20.  April  1886. 

[Jnr.  WochcnKrhr  tssn.  s.  198.] 

ÖemeiBes  Recht.  Einseitige  Wilienserklärungen  (Zusage  eines  Beitrags 
ETun  Eisenbahnbau)  köanen  Verbindlichkeiten  erzengen,  nicht  nur  wann 
sie  zum  Besten  einer  Stadt,  sondern  auch,  wenn  sie  zmn  Vortheü  des 

Staats  ausgesprochen  werden. 
Zwar  wird  von  »'iner  Anzahl  gemeinrechtlicher  Schriftst^  Uor  die  Au- 
jdcht  anfgestellt.  dass  diö  Pollizitatiou,  um  rechtsverhindiich  zu  werden, 
einer  Gemeinde  gemacht  sein  müsse.  Allein  diese  Ansicht  wiid  schon 
durch  den  Wortlaut  der  Quellen  nicht  Tinterstützt,  sofern  in  dem  Tit.  50 
12  Dig.  de  poUicitationibus,  von  Versprechungen  die  Rede  ist,  welche 
entweder  civitatiljns  oder  rei  publicae  geleistet  öiud,  siehe  1.  3  1.  c.  vergL 
mit  1.  1  pr.  und  §  5  ibid.  Ausserdem  aber  leuchtet  ein,  dass  der  legis- 
latorische Grund,  welcher  zur  Anerkennung  des  Rechtsbegriffs  der  P'oUi- 
zitationen  gefulirt  iiat,  iu  gleicher  Weise  zutrifft,  ob  dem  grössereu  (iemein- 
weseu,  dem  Staute,  oder  dem  engeren  Verbände,  der  Gemeinde  oine  Zu- 
sage ertheilt  wird.  Zumal  nach  den  heutigen  veräuderteu  Verhältnissen 
hat  man  keinen  Anstand  zu  nehmen,  auch  diejenigen  Verheissungeu.  weiche 
zu  Gunsten  des  Staats  gegeben  werden,  als  rechtsverbindlich  gelten  zu 
lassen.  Allerdings  tritt  diese  Verbindlichkeit  nur  ein,  wenn  das  Versprechen 
aus  besouderer  Veranlassung,  ob  causam,  erfolgt  ist.  Eine  solche  Veran- 
lassung bildet  im  vorliegenden  Falle  der  vom  Stiiat  projcktirte  Eisoubahn- 
bau,  zu  dessen  Förderung  und  Ausführung  der  Beklagte  durch  seine 
Zeichnung  beizutragen  beabsichtigte.  Dass  er  damit  auch  egoistische 
Zwecke  verfolgte  und  nicht  blos  zum  allgemeinen  Besten  handeln  woUte, 
kann  4er  Beviftion  zwar  zugegeben  werden,  unrichtig  aber  ist,  wenn  hier- 
aus die  Unwirkaamkeit  des  in  Frage  steheaden  Verspiedieiis  abgeleitet 
werden  wilL  Denn  die  Gesetze  stellen  als  Erfordemiss  nnr  auf,  dass  die 
Polllzitation  nicht  sine  causa  erfolgt  sein  dürfe,  schUessen  jedoch  egoistische 
Motive  keineswegs  aus,  was  am  dentlichsteo  daraas  erhellt,  dass  eine  Zu- 
sage, welche  propter  honorem  decretitm  sibi  vel  decemendnm,  siehe  1.  } 
§  1  Dig.  h.  1  oder  sai  alienive  honoris  caDsa,  1.  14  Dig.  ib.  erfolgt,  für 
rechtsverbindlich  erklftrt  wird. 

Nr.  284.  Entsch.  des  Oesterr.  Obersten  Uerichtshofes. 

Vom  20.  A  pril  1886. 

fO-stcrr.  Kis.-nh./i'ific.  issn.  S.  Hf<^.] 

Die  Aufstellung  von  Tafeln,  welche  den  freiwilligen  Durchgang  gestatten, 
begründet  keine  Störung  im  Besitze  der  Servitut  des  Gehweges. 
Gegenüber  dem  Aufnahmsgebäude  des  Stationsplatzes  Itzkani  der 
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des  StatioDshofes,  welche  in  gerader  Richtung  des  Einganges  zum  Stations- 
Aafuahmsgebände  von  einem  8^.,  m  breiten  Weg,  als  directe  Verbindung 
mit  der  Geraeindestrasse  dun  lisehuitten  wird.  An  den  beiden  Eingangs- 
stelk  n  dieser  Parkanlage  wurden  von  dem  Stationst  li(»f  K.  am  4.  Augnst 
1884  zwei  Tafeln  mit  der  Aufschrift:  „Freiwillig  gestatteter  Durchgang** 
aufgestellt  und  ebenso  bei  dem,  der  Gemeindestrasse  zugekehrten  Eingange 
ein  Drehkreuz  mit  einer  Absperrvorrichtung  angebracht.  Durch  die  A»- 
brin^uiig  dieser  beiden  Tafeln  fühlten  sich  sieben  Realität43ubesitzer  in 
Itzkani,  welche  jenen  Weg  zur  Communieatiou  mit  dem  Bahnhof  benützteu 
lind  das  Recht  der  Begehung  des  erwähnten  Weges  als  eine  Servitut  er- 
worben zn  hüben  behaupten,  in  ihrem  Besitze  gestört  und  sie  überreichten 
bei  dem  k.  k.  Bezirksgerichte  in  Öuczawu  gegen  die  ^fiiaunte  Babn-Gesell- 
echaft  eine  Provisoriai-Klage.  worin  sie  den  Schutz  im  Besitze  der  Servitut 
des  Durchgangsrechtes,  die  Entfernung  der  beiden  Wegtafelu  und  die  An- 
drohung eines  Pönfalles  bei  erneuerter  Störung  beanspruchten.  Gegen 
diese  Klage  opponirte  die  Eisenbahn-Gesellschaft  mit  der  Einwendung, 
dass  durch  die  Anbringung  einer  Tafel  mit  der  Aufschrift:  „Freiwillig  ge- 
statteter Durchgang'*  unmöglich  eine  BesitzstOmngshandlnng  gesetzt 
werde. 

Hit  der  Enteeheldnng  vom  23.  Februar  1886,  Z.  3995,  fand  das 
k.  k*  Oberlandeftgericht)  dass  dem  Rlagebcgehfen  keine  Folge  gegeben 
werde,  und  die  Kläger  die  aoerlaufenen  Kosten     ersetzen  halMo.  Deira: 

 „Laut  des  aufgenommenen  AngeoBcheins-ProtokoUes  liegt 

zwischen  einer  Clemeindestrasse  und  der  damit  parallel  laufenden  Zn&brts* 
straase  zum  Stationsgebäude  in  Itzkani  eine  zu  dem  letzteren  gehörige 
Parkanlage,  welche  von  einem  Steg  darcbschnitteo  wird,  der  diese  beiden 
Strassen  senkrecht  mit  einander  verbindet  Diemm  letzteren  Steg  pflegen 
die  ElSger  als  Durchgang  zn  benützen,  und  föhlen  sich  in  diesem  Bechte 
durch  die  Aufstellung  der  Tafel»  mit  der  oftbesagten  Aufschrift  beein- 
tifiditigt  Ohne  in  eine  nähere  Erörterung  der  Frage  einzugehen,  ob  In 
dem  gegebenen  Falle  eine  den  Klägern  zustehende  Dirastbarkeit  des  Fuss* 
Steiges  vorliege,  wird  von  Seite  der  Kläger  nicht  einmal  behauptet«  dass 
sie  in  irgend  einer  Weise  an  dem  beliebigen  Ab-  und  Zugehen  auf  diesem 
Weg  behindert  wurden,  und  wärde  nacb  §  2  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  27.  Oktober  1849  eine  BesitzstOrnng  nur  dann  vorliegen,  wenn  Jemand 
im  Besitze  einer  Sache  oder  eines  Rechtes  beeinträchtigt  worden  ist,  eine 
solche  aber  nicht  vorliegt  und  auch  in  der  Aufstellung  der  Tafeln  mit  be- 
liebigen Auischriflen  auf  dem  der  Belangten  gehörigen  Grunde  nicht  zu 
erblicken  ist,  so  war  die  Provisorial-Beschwerde  abzuweisen.^ 

Die  Kläger  ergriffen  gegen  die  Entscheidung  des  k.  k.  Oberhindes- 
gerichtes  den  Revisions-Becnrs  an  den  k.  k.  obersten  Gerichtshof.  Der 
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k.  k.  oberste  Gdrichtshof  entschied  mit  eeioer  Erledigung  vom  29.  April 
1886,  Nr.  4958: 

«Ee  Bei  dem  vorgelegten  Revisions-Recurse  der  Kläger  keine  Folge 
sn  geben  und  die  angefochtene  oberlandesgericbtlicbe  Entscheidung  mit 
Bezog  auf  deren  aaebgemässe  Motivirnng  nmsomehr  zn  bestätigen,  als  in 
der  von  den  Klägern  beanständeten  Tafelaufsehrift  ein  etwaiges  Verbot 
der  bisherigen  Wegbenützung  nicht  zn  ersehen,  daher  anch  eine  Bedrohung 
des  Besitzstandes  darin  nicht  zn  erkennen  ist** 


Nr.  jS85.  Entseh.  de«  Deataehao  Befotasg«rie]ita. 

6.  CiTÜ-Senat.   Vom  18.  Mai  1886. 

fJor.  WodiMiiehr.  UML  &  SOO.] 

%  367  Nr.  14  S.8tr£66B.B.  Terplliolitet  Jedei  Banherm  anmahnislos,  bei 
den  Ton  flun  Tozgenommenen  Bauten  die  poBieilieh  angaordneteii  oder  sonst 
eifordedielieB  Siehenrngsmassregetai  zn  treffen,  aneh  wenn  der  Ban  einen 
Saehventindlgen  in  Entreprise  gegeben  ist 

Wenn  der  §  3^)7  Nr.  11  Str.-G.-B.  deujtmigen  mit  Strafe  bedroht, 
welcher  Bauten  oder  Ausbesseraugen  von  Gebäuden  oder  anderen  Bau- 
werken „vornimmt",  ohne  die  von  der  Polizei  angeordneten  oder  sonst 
erforderlichen  Sicberongsmaassregeln  zn  treffen,  so  folgt  aus  dieser  Straf- 
beilimmang  nach  ihrer  Fassung  und  nach  ihrer  £nt8tehaugsgeschichte,  wie 
das  R.-6.  in  Uebereinstimmnng  mit  dem  früheren  Prenssischen  Obertribnnal 
wiederholt  dargelegt  hat,  dass  jeder  Ba nh er r  verpflichtet  ist^  bei  den  von 
ilun  Yorgeuommeoen  Banten  die  polineilidi  angeordneten  oder  sonst  erfor- 
derlichen  Sicbenngsoiaassregeln  zn  treffen.  (Vergl.  Entscheidungen  des 
R.-G.  in  Civilsachen  Bd.  6  S.  260,  Bd.  8  S.  236,  Entseheidangen  des 
Prenssiscben  Obertribnnals  Bd.  37  S.  .37,  Goltdammer  Materialien  zn 
{  845  Nr.  11  des  Prenssisehen  Str.-6.-B.  Bd.  2  S.  732  Note  9.)  Von 
dieser  dareh  das  Gesetz  dem  Banherm  anferlegten  Yerpfliehtnng  kann  sich 
derselbe  dadurch  aUein  nicht  befreien,  dass  er  den  von  ihm  vorgenommenen 
Ban  einem  Bachverst&ndigen  in  Entreprise  giebt.  Vielmehr  hat  er  auch 
nadi  der  üebertragong  der  Banansffthrnng  auf  einen  SachverstSudigen 
seibststftndig  darQber  zn  wachen,  dass  die  erforderlichen  Sieherheitsmaass- 
regeln  getroffen  werden,  und  ffir  den  Fall  der  Vemachlfissigong  des  §  367 
Nr.  14  Str.-G.-B.  ~  eines  offensichtlich  auf  Schadensverhfitongen  ab- 
zielenden Polizeigesetzes  —  gemftss  §  26  A.  L.-B.  Tbl.  1  Tit.  6  für  allen 
Schaden,  welcher  dnrch  die  Beobaehtnng  des  Gesetzes  hätte  vermieden 
werden  kOnneu,  ebenso  zu  haften,  als  wenn  derselbe  ans  seiner  Handlung 
unmittelbar  entstanden  wäre. 
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Ilr.  S86.  Bntseh.  des  Prenss.  Ober-Terwalt.O«rMl8. 

2.  Civil-Senat.   Vom  13.  Mai  1886. 

[Prcuss.  Verw.  Bl.  Jahrg.  VII.  S.  :U.'>.I 

Anwendung  allgemeiner  banpolizeilicher  Vorsohriftim,  betr.  die  Noth wendig- 
keit nnd  die  Art  der  Einfriedigung  vou  Grtmdstnclveu  an  Strassen,  auf  dig 
£lnlriedlguiig  des  Eisenbalmkörpers.  ■  Begriff  des  Eisenbalmkörpers. 

Zwischen  den  Parteien  waltet  kein  Streit  darüber  ob  und  es  erscheint 
auch  nacl)  dem  bestehenden  Recht  nicht  sweifelhaft,  dass  Klägerin  gesetz« 
lieh  befugt  ist,  ihr  Eigenthura  in  der  prnjfikf  irten  Weise  mit  einem  Zaime 
einzufriedigen,  wenn  diesem  ihrem  Vorhaben  nicht  aus  der  PolizeiTerordnung 
vom  15.  Mai  1879  oder  —  wie  Bekl.  neuerlich  behauptet  ans  §  5  der 
BaupolizeiordniiDg  vom  10.  Aagast  1872  Uiaderoiase  erwachfleD,  welche 
letztere  Yoischrüt  besagt: 

Anf  Verlangen  und  nach  Bestimmung  des  Polizeipräsidiums  mtisa 
jedes  anbebaute  Grundstück  an  einer  bestehenden  oder  in  der  Anlage 
begrifTcnen  Strasse  in  der  Bau-  oder  VorgarteuSucht  mit  einer  Mauer, 
einem  Gitter,  einem  Zaune  oder  einer  Hecke  oinirefriedigt  werden. 
Schon  dieser  Wortlaut  ergiebt,  dasa  beide  von  derselben  Stelle  aus  erlasse- 
nen polizeilichen  Vor.schriflen  —  §  5  der  Baupolizeiordnung  vom 
10.  August  1872  und  die  Polizei  Verordnung  vom  15.  Mai  1879  —  neben- 
einander nicht  bestehen  köiincTi.  Fnr  di&  Frage,  ob  ein  Grundstück  der 
hier  in  Rede  stehenden  Art  Strassen wärts  eiuzufricditren  ist.  sind  seit  dem 
Inkrafttreten  der  Verordnnni^  vom  15.  Mai  1879  uiciit  mehr  das  ^Ver- 
langen'* und  die  „Bestimmui;- des  Polizeipräsidiums  niaassgobend;  viel- 
mehr muss  die  Einfriedigung,  sobald  die  gesetzlicli  lixirten  Voraussetzun- 
gen vorliegen,  unbedingt  erfolgen  —  dergestalt,  dass  die  Polizeibehörde 
nicht  einmal  in  der  Laue  wilre,  von  eutspreclienden  Zwangsmaassnahmen 
Abstand  zn  nehmen.  Ks  steht  weiter  die  Art  der  Einfriedigung  nicht 
mehr  in  der  im  Kähmen  des  §  5  der  Banpolizeiordnung  zu  treffenden 
Wahl,  sei  es  uun  des  Polizeipräsidiums,  sei  es  des  VprpHirht'^ten.  — 
welchem  von  Iteiden  sie  gebührte,  mag  dahin  gestellt  bleiben  — ;  viilim  lir 
hat  das  Gesetz  gewählt,  (§  1  der  Verordnung  vom  15.  Mai  1879)  und 
die  Polizeibehörde  wfire  auf  Grund  des  von  ihr  angerufenen  §  5  der  Bau- 
polizeiordnung nicht  crmächtitit,  wo  kein  Ausnahmefall  vorliegt,  auf  Her- 
stellung etwa  eines  Zaunes  oder  einer  Heeke  zu  dringen.  Für  alle  Grund- 
stücke innerhalb  der  Festnngswfille  der  Stadt  K.,  welclie  an  otTentliche 
Strassen  oder  Plätze  grenzen,  ist  die  Frage  der  Einfriedigung  anderweit 
und  erschöpfend  durch  die  Polizei  Verordnung  vom  15.  Mai  1879  in  der 
Weise,  dass  letztere  an  die  Stelle  des  §  5  der  Baupolizeiordnung  getreten 
ist,  geregelt  und  dieser  durch  das  ihm  inhaltlich  widersprechende  spätere 
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Gesetz  für  aufgehoben  za  erachten,  woraus  iSann  folgt,  daas  die  in  ihm 
noch  der  Polizeibehörde  beigelegten  Befngnifise  im  Geltnngebezirke  der 
Polizeiveroidnnng  yom  15.  Mai  1879  fiberhanpt  nicht  mehr  bestehen,  auch 
nicht  in  F&Uen,  in  'welchen  das  neuere  Gesetz  seiner  eigenen  Bestimmung 
nach  den  Grandstftckseigenthflmem  die  in  den  §§  1  und  2  als  Regel  hin- 
gesteUte  Verpflichtoog  nicht  auferlegt  sehen  wiU. 

Bei  dieser  Lage  des  objektiven  Rechtes  hängt  die  Entscbeidong  der 
Sache,  wie  schon  in  der  Vorinstanz,  so  ancb  gegenwärtig  davon  ab,  ob 
es  sich  vm  die  Einfriedigung  eines  „Eisenbalinkorpers**  handelt,  ob  mitbin 
nicht  auf  die  Hegel  der  §§  1  und  2  der  Verordnung  vom  15.  Mai  1879, 
sondern  auf  die  Aosnabme  des  §  4  ebendort  zurückzugeben  ist,  wobei 
darauf  hingewiesen  werden  mag,  dass  —  wovon  auch  die  beklagte  Polizei» 
behOrde  mit  vollem  Rechte  ausgeht  —  der  Erriohtung  des  Zaunes,  wenn 
dem  einzufriedigenden  Grundstückstheile  die  Eigensehaft  eines  Eisenbahn- 
körpei-s  im  Sinne  der  Polizeiverordnung  vom  15.  Mai  1879  beiwohnt,  ein 
gesetzliches  Hindcrniss  nicht  entgegensteht,  dieselbe  vielmehr,  wie  das 
auch  an  anderen  Stellen  geschehen,  zuzulassen  ist.  —  Von  der  beantragten 
Beweisaufnahme  darüber,  was  man  im  i^ecjell  eisenbahntechnischen  Sinne 
unter  .Eisenbahnkörper'^  zu  verstehen  habe,  war  Abstand  zu  nehmen.  Es 
ist  keineswegs  gewiss,  dass  bei  Abfassung  der  Polizeiverordnung  von  jenem 
techiiischen  Beijriffe  ausgegangen  ist;  im  Mangel  sonstiger  Hilfsmittel  für 
die  Auslegaug  ist  an  dem  Wortlaute  deä  Gesetzes  festzuhalten,  wobei  den 
Motiven  der  Verordnung,  welche  in  doraelben  einen  erkennbaren  Ansilruck 
nicht  gefunden  haben,  ein  entscheidendes  Gewicht  nicht  zugestanden 
werden  kann.  —  Die  polizeiliche  Verfügung  vom  7.  Juli  1882  bezeichnet, 
in  Uebcreinstimmung  mit  der  Ausdruckswcise  des  gewöhnlichen  Lebens 
rind  an  sich  durchaus  zutrelVend.  als  .Eisenbahnkörper''  diejenigen  Theile 
der  Kisenhahn^^nindstfieke.  auf  denen  sich  Bahnseliicnen  betinden.  Deshalb 
besteht  kein  Gegensatz  zwischen  ..Bahnhöfen"  und  ..Eifsenbahnkörper"; 
die  Ersteren  umfassen  je  nach  ihrer  Bestimmung  (Kani^irbahnhöfe,  Güter- 
bahnhöfe) immer  mehr  oder  minder  umfangreiche  Theile  des  Eisenbahn- 
körpers, d.  h.  nach  obiger,  vom  Bekl.  selbst  gegebenen  Begritisbestimmung 
Grundstückstheile,  auf  denen  sich  Bahnschieneii  befinden.  —  Der  hier  in 
Rede  stehende  Theil  des  Grundstückes  der  Klägerin  ist  — ^  wie  unstreitig 
mit  seelis  Eisenbahngeleisen  belegt,  auf  welchen  Lokom(»tivverkehr  statt- 
findet. Züge  rangirt  und  zum  Ab^fjanue  fertig  gestellt  werden;  die  Schienen- 
stränge sind  bis  auf  einen  Abstami  von  2  bis  5  m  an  die  Strasse  heran- 
geführt, die  tiefer  liegt,  als  das  Jene  (ndeise  tragende  Terrain  und  darum 
für  Letzteres  eine  Böschnng  nothwendig  macht.  Deiijenigcü  Erdmassen, 
auf  welchen  die  Seliicnen  selbst  ruhen  und  webhe  in  deren  Nähe  den 
Druck  der  auf  den  Schienen  bewegten  Lasten  zu  tragen  haben,  die  Eigon- 
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schalt  als  „Eiscobahnkorper''  abzusprechen,  erscheint  geradehin  unthnnlich: 
sie  sind  recht  eigentlich  Eisonliahnkfu-per,  und  zwar  auch  noch  über  die 
nach  der  Strasse  zu  hploß:i'i  u  Eüdpuiiktft  der  Schienen  hinaus,  wobei 
der  zwischen  2  bis  5  m  variirende  Abstand  dieser  Endpunkte  von  der 
Eiufriedigung  bei  der  Lage  der  Strasse  nicht  für  so  l>edeulsaai  anzuseilen 
ist,  dass  ihm  eine  andere  Bcsfininmng  beigelegt  werden  kann,  als  die,  den 
Ausläufern  der  Geleise  die  luiihige  Festigkeit  zu  geben.  Soweit  öich  also 
auf  der  nach  der  unbesintienen  Angabe  der  Klägerin  97,75  m  lang  aus- 
dehnenden Strecke  an  der  Strasse  Scliienengeleise  mit  Zubeiiür  betindeu, 
hat  man  einen  Eisenbahukurper  im  engsten  und  eigentlichsten  Sinne  vor 
si^-fi,  auf  weichen  die  §§  1  und  2  der  Verordnung  vom  15.  Mai  187Ü  keine 
Anwendung  finden.  Andcrertieits  steht  allerdings  weiter  fest,  dass  jene 
Längenausdehnuüg  zum  Theil  von  Ladestrassen  und  Zufuhr  wegen  einge- 
nommen wird.  Die  bezügliclien  Abschnitte  gesondert  zu  behandeln  und 
etwa  für  ihre  Breiten  intermittireud  jene  §§  1  und  2  zur  Anwendung  zu 
bringen,  erseheint  nicht  augänglich.  Deshull»  ist  für  den  Gesamrateharakter 
de»  sich  an  den  Strassen,  gegen  welche  ein  Att.^chUiss  erfolgen  soll,  hin- 
ziehenden Eisenbuhugrundstücktheiles  die  Existenz  der  für  den  Eiseubalm- 
güterverkehr  bestimmten  und  ihm  gLwiJnieten  Sehienengeleise  das  Maass- 
gebende und  das  fragliche  Terrain  in  der  ganzen,  hier  erheblichen 
Ausdehnung  als  Eisenbahnkörper  im  Sinne  des  §  4  der  Verordnung  vom 
15.  Mai  1879  anzu.Nthen.  Dieser  sieh  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
ergebenden  Bedeutung  desselben  gegenüber  ist  es  nicht  statthaft,  mit 
Rücksicht  auf  die  bei  dem  Erlasse  der  Verordnung  verfolgten  Ziele  den 
Worten  eine  Bedeutung  beizulegen,  welche  mit  diesen  selbst  nicht  ver- 
träglich erscheint. 

Durfte  nach  alledem  die  BanpolizeibehGrde  die  naehgiatichte  ErUab- 
niss  zur  Wiederherstellung  oder  Kenerrichtang  des  Zannes  ans  dem  allem 
geltend  gemachten  Gesichtspnnkte,  es  sei  die  £rriehtiuig  einer  holzerneo 
Einfriedigung  gesetzlich  ftberhaapt  nostatthaft  und  nur  eine  massive  Um- 
wfthmDg  —  ob  aus  Bisengitter  oder  ganz  ans  Mauerwerk,  ist  freilich 
nicht  angegeben  —  zulässig,  ihrerseits  nicht  versagen,  so  war  die  lediglieh 
auf  diesen  Ablehnungsgrund  gestützte  Verfügung,  nnter  Verwerfung  des- 
selben, als  das  bestehende  Recht  durch  unrichtige  Anwendung  verletzend, 
ausser  Kraft  zu  setzen,  und  in  diesem  Sinne  bei  entsprechender  Abände- 
rung der  Vorentscheidung  dem  Klageantrage  Folge  zu  geben.** 

Nr.  287.  Entseh.  des  Dentsdien  Reiehsgeiiclits. 

6.  Civil-Senat.   Vom  17.  Mai  1866. 

rJar.WeebeoMlir.  18M.  8. 1«.] 

Afbeiten  mr  Ansstattimg  elnir  Fabilk  Ifir  dien  Zweek  dAT  Anfbrtfpnig 
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¥on  Fabrikaten  fallen  nicht  unter  die  Betrieb^arbeiten  im  Sinne  des  $  % 

des  Haftpflichtgesetzes. 

Der  Unfall  hat  sich  eroipiiet,  als  ein  für  die  Fabrik  dos  Bekl.  be- 
stimmter FallhammtT  oder  Ainbos  herangeholt  wurde,  und  zwar  unterwegs 
bei  dem  Transport  ausserhalb  des  Fabriketnbli-spments,  Es  handelte  sich 
um  f^ine  Arbeit  zur  Ausstattang  der  Fabrik  für  den  Zweck  der  Anfertigimg 
der  Fabrikate,  Wie  axtch  das  B.-G.  annimmt,  setzt  der  §  2  cit.  voraus, 
dass  der  Unfall  bei  dem  Betriebe  der  Fabrik  eingetreten  sei.  Von  dem 
R.-0.-H.-(t.  ist  bereits  entsfhieden,  dass  ebenso  weniir.  wie  die  Arbeiten 
znr  ersten  Einricbtung  der  Fabrik,  die  Reparaturarbeiten  an  der  Fabrik 
zum  Fabrikbefriebe  im  Sinne  des  §  2  des  erwähntt;n  Gesetzes  zu  rechnen 
sind  (Eiitscheuiungeii  des  A.-0.-Il.-(;.  Band  20  S.  13  ff.,  Band  25  S  201). 
Dies  wird  mit  der  Ausf&hrang  gebilligt,  dass  das  A.-6.  aof  demselben 
Standpunkt  stehe.  '  

Kr.  888.  Enteeh.  de»  Deatsehen  RetelisgeriditB« 

2.  Straf-Scnat.    Vom  18.  Mai  1886. 

[Eotsch.  d.  KeicbK^or.  iD  Stntt.  Bd.  14.  S.  135  ff.]  * 

Oef&hrdnng  eines  Eisenbahntransports  im  Sinne  des  §  316  Str.-Qes.-B.  liegt 
stets  dann  vor.  wenn  die  Wahrscheinllohkeit  eines  ün&lU  dnroli  die  in- 
kriminirte  Handlang  herbeigefOlirt  ist,  wenngleioli  im  lEonkreten  Falle  im 
Mdmante,  wo  der  Zng  anf  das  Hindemiss  stösst  oder  sieh  ihm  nähert,  die 
Cleildur  dnreli  ZnftiQ  oder  Eingreifen  dritter  niebt  mehr  mluDden  ist 

Ein  Rangirzuff  stiess  anf  ein  mit  sechs  Personen  belastetes  Gefährt, 
Dieses  wurde  umgeworfen  und  hesdiadigt.  Die  sechs  Insassen  des  Wagens 
Helen  heraus,  wohei  M.  eine  Schultervcrrenkuug  erlitt.  Dem  llilfsweichen- 
steller  M.  war  zur  Last  gelegt,  dass  er  eine  Barriere,  mit  deren  Be- 
dienung er  beauftragt  war,  dem  M.  sehen  Fnhrwerk  geöflfnet  hätte,  als 
der  Eisenbahnzug  heranrollte.  Das  erstinstanzliche  Urtheil  verueiutc  den 
Thatbestand  des  §  316  Abs.  3  R.-Str.-G -B.'s.  Auf  Revision  der  Staats- 
anwaltschaft ist  das  ürtheil  aufgehoben  worden  aus  folgenden  Gründen: 
„Der  erste  Richter  verneint,  da^s  der  Eisenbahntransport  in  Gefahr  gesetzt 
war;  das  Urtheil  führt  in  dieser  Beziehung  wörtlich  aus:  Der  Gerichtshof 
hat  ans  dem  festgestellten  Thatbestande  nicht  die  Ueberzeugung  zu  ge- 
winnen Termoeht,  das»  die  5  aof  dem  Gleise  Ko.  18  rolleadea  Wagen 
dnrch  den  leichten  Wagen  des  M.  in  Gefidur  gesetzt  sind,  ja  es  war  ancli 
nicht  einmal  anzunehmen,  dass  dnrch  den  fraglichen  Wagen  die  Eisen- 
bahnwagen in  irgend  welche  Gefahr  hätten  gesetzt  werden  können.  Denn 
das  dnrch  den  Mehten  Wagen  des  M.  verursachte  Hindemiss  war  so  un- 
bedeutend, dass  die  Waggons  dasselbe  ohne  alle  Ge^r  flir  sich  aus  dem 
Wege  schaiVen  mussten;  sie  waren  also  nicht  der  geringsten  Gefahr  ans- 


Digitlzed  by  Google 


454  £ot«cb.  des  DeuUcben  iUichsgerichtA  vom  18.  Hai  1886. 

gesetzt.  Nameotlich  ist  dabei  zu  berfickdchtigeu,  dass  im  vorliegeodeu 
Falle  der  M.'sche  Wagen  nur  mit  einem  kleinen  Theile  seines  Hinterrades 
noch  in  der  Nfthe  des  bofahreneu  Gleises  sich  befand,  dass  der  Tritt  des 
zweiten  Waggons  da^^  fragliche  Rad  eriasste  und  bei  dieser  Situation  eine 
Gefährdung  des  Waggons  völlig  ausgeschlossen  war.  —  Ob  diese  Aus- 
fiilmmg  technischen  Grundsätzen  widerstreitet,  ist  hier  nicht  zn  prüfen. 
Bei  Prüfung  der  rechtlichen  Unterlagen  ergiebt  sich  aber,  dass  der  erste 
Richter  den  Begriff  „Eisenbahntransport"  zu  enge  auffasst,  indem  er  seine 
Untersuchung  darauf  beschränkt,  ob  die  fünf  verbundenen  Eisenbahnwagen 
einer  Beschädigung  ausgesetzt  waren.  Zum  IiauspurLe  gehörten  üucL  die 
auf  den  Eisenbahuwagin  buüudlichen  Bremser,  vuu  denen  das  Urtheil 
spricht  und  welche  gefährdet  sein  konnten,  auch  wenn  es  den  Eiseubahn- 
wageu  im  Momente  des  Zusammenstosses  gelang  und  gelingen  musste,  den 
leichteren  M.'schen  Wagen  ohne  eigene  Beschädigung  aus  dem  Wege  zu 
rftninen.  —  Allein  selbst  Yom  Standpunkte  des  ersten  Richters  aus  ist 
seine  Ausffihnuig  nicht  haltbar.  Sie  atfitzt  Bich  anf  den  Erwägnngsgnmd, 
welcher  mit  den  Woitak:  „Namentlich  ial  m  berftekaiditigen**  eingeleitet 
wird.  Danach  whrd  die  Frage  der  Gefthrdnng  des  Eisenbahntransportes 
davon  abhfingig  gemacht^  ob  der  Zug  im  Momente  dee  Zosammenstosses 
mit  dem  Wagen  des  H.  gefälirdet  war.  Es  kommt  aber  nach  §.  316 
Abs.  2  R.-Str.-G^B.'8  darauf  an,  ob  überhaupt  durch  die  PfUchtvemacho 
Iftssiguug  der  Transport  in  Gefehr  gesetzt  war,  d.h.  ob  dnrcb  die  Pflichte 
vemachlftssigung  in  irgend  emem  Zeitpunkte  (von  der  Pflichtvemachlftssi- 
gung  an,  bis  dieselbe  eine  Wirkung  auf  den  Transport  nicht  mehr  ausüben 
kann)  ein  Zustand  herbeigeführt  war,  in  welchem  die  Wahrscheinlichkeit 
einer  Beschädigung  des  Transportes  vorlag.  Fftr  letztere  Frage  ist  der 
wirkliche  ursächliche  Zusammenhangsverlaof  nicht  entscheidend,  weil  eine 
Menge  nicht  xu  berechnender  Faktoren  (zufiUliges  Verlangsamen  oder  Be- 
schleunigen der  Bewegung  des  Zuges  oder  des  Fuhrwerks,  Scheuen  der 
Pferde  etc.)  einen  anderen  Verlauf  herbeiffthren  konnte.  Selbst  wenn  ein 
.  Zusammenstoss  gar  nicht  stattgefunden  hfttte,  wftre  eine  GeOhrdung  des 
Transportes  nicht  ausgeschlossen,  beispielsweise,  wenn  der  Zusammenstoss 
durch  rechtzeitiges  Eingreifen  einer  dritten  Person  oder  durch  ein  ausser- 
gewöhnliches  fireigniss  vermieden  worden  w&re.  Die  Gefehr  ffir  den 
Transport,  die  Wahrscheinlichkeit  eines  fär  denselben  entstehenden  Schadens 
konnte  dadurch  nicht  fftr  ausgeschlossen  erachtet  werden,  dass  die  heran- 
ivllenden  Waggons  zuftllig  einen  Moment  später  auf  den  M.*Bchen  Wagen 
stiessen,  als  in  dem  Zeitpunkte,  zn  dem  letzterer  sich  noch  vollständig 
auf  den  Schienen  bef^d.  —  Danach  -  ist  die  mitgetheilte  Erwägung  mit 
Grund  von  der  Revision  als  Techjbsinthämlieh  angefochten.** 
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Nr.  889«  EBtMb«  d«s  Oefliem  Oirenten  Oerlditshofts. 

Vom  18.  Mal  1886. 

[OMtoir.  BtanbtZ««».  1888.  8.  mj 

Zar  Ibtnicw  von,  ra  Ssoibaliuweekfin  1>nfttst0]i  lraii«fli«L  Stnaaen- 
tJMsa  In  das  Elwnbalmbvoli,  ist  die  Torlage  einer  ürkunde  über  die 
Erwerbimg  des  Elg^enthiuiis  netiiwendig. 

„Nacli  §  19  dea  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  Nr.  70  R.-G.-B.,  sind 
dem  Gesuche  um  Eröffnung  einer  Kiseubahngrundbuchs-Eiiilage  unter 
Anderem  auch  die  Ver/eiclmisse  der  erworbenen  Grundstücke  und  die 
dieses  Rcchtsverhiiltniss  ausweisenden  ürkundeu,  sowie  der  Ausweis  über 
den  thatsächlichen  Besitz  dieser  erworbenen  Grundstücke  beizulegen  und 
diese,  zum  Nachweise  des  Erwerbes  dienenden  Urkunden  müssen  mit  den 
Erfordernissen  einer  grundbücherlicben  Einverleibung  versehen  sein  (vor- 
letzter Absatz  jenes  Paragraphen).  Ebenso  fordert  §  27  jenes  Gesetzes 
die  Vorlegung  einer  Urkunde,  womit  die  ReeiitaillSBi^dt  des  Besitzes 
ausgewiesen  wird.  Und  nar  bei  diesem  hier  erwftimteD  Naehweise  sind 
die  Im  Besitze  der  Eisenbabn-Untemehmiing  stelieDden  GmndstOeke  in 
das  Biseubabiigrundbacli  Anzutragen  (§  2  jenes  Gesetzes). 

Im  vorliegenden  Falle  liat  die  Eisenbahn-Untemelmiang  eine  Urknnde 
über  die  £rwerbaiig  des  Bigenthnms  des  oben  bezeichneten  Straasentheiles 
nicht  beigebracht.  Die  Bemfong  auf  das  Uebergabsprotokoll  vom  2.  De- 
zember 1882  kann,  sowie  das  Protokoll  selbst,  in  Ansehnng  der  gesetzlich 
vorgescbrieboien  Erfordemiese  als  genügend  nicht  anerkannt  werden, 
indem  wohl  in  diesem  Protokolle  lediglich  die  Zweckmässigkeit  der  Re- 
konstrainmg  der  Stelle  der  Stresse,  welche  von  der  Eisenbahn  fibersetzt 
wird,  constatirfc  wird;  von  einer  Uebergabe  dieser  Stelle  in  das  Eigenthnm 
der  Bahnontemehmong  aber  wird  darin  nichts  erwfihnt.  Wollte  man  aber 
dessnngeachtet  in  diesem  Protokolle  eine  Uebergabe  des  erwähnten 
Strassentheiles  erkennen,  so  bliebe  es  noch  Immer  zweifelhaft,  ob  damit 
das  Eigenthnm  oder  nnr  die  Benfitznng  des  Strassentheils  übergeben 
werden  ist.  Dieser  Zweifel  wird  anch  dnrch  die  Statthslterei-Brledigang 
vom  12.  März  1882,  No.  3070,  anf  welche  das  k.  k.  Oberlandesgerieht 
hinweiset,  nicht  gehoben.  Ebenso  kann  die  Berofang  anf  den  Artikel  VI 
des  Gesetzes  vom  25.  Hai  1880,  No.  56  R.-G.-B.,  zn  Gunsten  des  Be- 
gehrens der  Bahnnntemehmnng  nicht  von  Erfolg  sein,  weil  dieser  Gesetz- 
artikel nur  von  Benützung  der  Beichsstrassen  znr  Anlege  von  Localbahnen 
spricht  nnd  diese  für  gestattlich  erklärt;  aber  auch  diese  vom  Gesetze 
für  gestattlich  erklärte  Benfitznng  kann  nnr  in  Folge  eines  getroffenen 
Uebereinkommens  geschehen  und  nnr  dieses  U  ehe  rein  kommen,  nicht 
aber  das  Gesetz,  wird  als  ein  Rechtstitel  zur  Benützung  an- 
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gesehen  werden  können;  darauf  weiset  auch  dor  Art.  VII  jenes  Gesetzes 
aiT^drucklich  hin,  indem  er  auf  Verträge  hinweiset,  worin  die  BediagUBgoa 
für  die  Benutzimg  öffeQÜicber  Strassen  festgestellt  werden." 

Nr.  390.  Eutsch.  des  Oesterr.  Oherflten  Gerichtshofes. 

Vom  25.  Mai  188B. 

[Oeslerr.  Eisenb-ZeitR.  IS.'^G.  S.  470.1 

Die  Im  §  2  der  kais.  Verordnung  vom  27.  Oktober  1849,  Z.  12  R.G.BL,  be- 
stimmte 30tägige  Frist  zur  KlagHanbringung  in  BesitzstöniDgs- Stritten, 
beginnt  bei  Bahnunternehmungen  nicht  von  jenem  Taii^e  zu  laufen,  au 
welchem  deren  Bedienstete  K(;nntui^s  von  dt3r  Besitzslüruiighanrilung  er- 
Mellen,  sondern  erst  von  jenem  Zeitpuükte,  an  welchem  den  zur  Ein- 
bringung der  Klage  berechtigten  Bahnorganen  (General-Direktionen)  von 
ihren  Bediensteten  die  diesfällige  Anzeige  zukam. 

Die  erste  Instant  war  der  Ansicht,  dass  die  Besitzstörungs-Klage  der 
österreichischen  Nordwestbahu  verspätet  sei  überreicht  worden  and  hat, 
ohne  in  die  Merital-Entscheidung  einzugehen,  die  Klage  aus  diesem  alleinigen 
Grunde  abgewiesen;  üUein  mit  Unrecht,  deim  nachdem  die  kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  27.  Oktober  1849,  Z.  12  R.-G.-BI.,  im  §  2  bestimmt,  dass 
derjenige,  so  im  Besitze  seiner  Sache  beeinträchtigt  wurde,  längstens  in 
30  Tagen  von  der  erlangten  Wissenschaft  der  Störung  die  richterliche 
Hilfe  mittelst  Klage  ansuchen  muss,  so  ist  wohl  kein  Zweifel,  dass  — 
soll  die  Rechtssicherheit  nicht  gefährdet  werden  —  hier  betreffs  der  er- 
langten Kenntniss  nur  jenf  Person  gemeint  sein  kftnne,  welche 
sich  im  factischeii  Besitze  befindet  und  welche  zur  Erhebung 
der  Klage  berechtiget  ist. 

Die  Annahme  des  ersten  Richters,  dass  sogar  die  Bahnbedieusteteu 
betreffs  ihrer  Wahrnehniuugeu  die  General-Direction  der  Bahn  selbst  hin- 
sichtücli  der  damit  etwa  verbundenen  rechtlichen  Folgen  vertreten,  ist 
ganz  haltlos,  weil  diese  Diener  und  Beamten  zunächst  ihren  Dienst  zu 
versehen  und  ihre  Wahrnehmungen  blos  zur  Kenntniss  ihrer  Vorgesetzten 
zu  bringen  haben,  denen  allein  die  weitere  Verfügung  und  Wahrnng  der 
Hechtssphäro  vorbehalten  bleibt,  wie  dies  schon  ans  der  Natur  der  Saehe 
und  der  Dienstorganisation  und  speeiell  ans  den  Aussagen  des  Strecken- 
chefs Emanuel  T.  und  dessen  Stdlrertreter  Emauuel  Sp.  klar  herroigehi 

Zu  dem  kommt  aber  noch,  dass  die  geklagte  Partei  in  derSchlnss- 
rede  selbst  sugiebt,  dass  nur  die  General-Direction  zur  KlagefiBbning 
berech  tiget  sei,  daher  kann  doch  nur  die  eine  Frage  maassgebend  sein, 
wann  die  klagberechtigte  General-Direction  das  BesitzstOmngs- 
Factum  erfahren  habe,  was  nach  Aussage  mehrerer  Zeugen  erst  am 
21*  November  1884  geschehen  ist 
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Dom  g6g«n  diese  Entecheidimg  des  k.  k.  böbmi&dieii  Oberlandes- 
geriohtes  vod  Seite  des  Geklagten  erhobenen  ReTisions-Recorse  fand  der 
k.  k.  oberste  Gerichtshof  in  seiner  Entscheidung  Tom  25.  Hai  1886, 
Kr.  6264,  unter  Anlehnung  an  die  Begrflndung  der  angefochtenen  ober- 
geriehtUcben  Erledigung  mit  dem  weiteren  Anhange  keine  Folge  zn  geben: 

n  .  .  .  .  Znraal  nach  den  obwaltenden  Verhältnissen  der  klagenden 
Bahn  die  Kenntuiss  von  der  erfolgten  Störung  nicht  schon,  wenn  irgend 
ein  Bahnbediensteter  die  betreibend«'  Handlung  wahrnahm  oder  erfahr, 
sondern  erst  dann  zugerechnet  werden  kann,  wenn  jene  Organe  hievon 
Kenntniss  erlangten,  welche  diesfalls  zu  einem  Einschreiten  für  die  Bahn 
berufen  sind;  dass  der  hier  in  Rede  stehende  Stömngsakt  einer  solchen 
Bahnbehörde  noch  vor  dem  6.  November  1884  zur  Anzeige  gebracht 
worden,  bezw,  znr  Kenntniss  gelangt  w&re,  aber  der  Geklagte,  welchen 
diesfalls  die  Beweiseslast  trifit,  in  keiner  Weise  dargethan  hat." 

>ir*  'iUl.    Entscb.  des  Deutschen  Keichhi;eriehtd. 
3.  Civil-Senat.    Vi.ni  I.Juni  1886. 

fJor.  Wochenschr.  1H86.  S.  L'.VIJ 

§  5  Haltpllichtgesetz.  „Im  Voraus-*  bedeutet  vor  dem  Unfall.  Vergleiche, 
welche  nach  dem  üniali  abgeschlossen  werden,  sind  gültig. 

Der  aus  §  f)  des  Haftpflichtgesetzes  abgeleitete  Einwand  des  Klägers 
gegen  die  Verziciitsurkunde  vom  20.  April  1881  ist  vom  B.-R.  mit  Recht 
verworfen  worden,  weil  die  Urkunde  nicht  vor  dem  khigerischen  Unfall, 
sondern  erst  längere  Zeit  hernach  ansp^estellt  wurde.  Zwar  wird  die  An- 
sicht vertheidigt,  zu  v.  r^l.  Ki^er.  Haft{)tlichtgesetz,  3.  AuH.  S  481),  dass 
alle  die  gesetzHehe  Haft  pilicht  zum  Vortheil  des  Unternehmers  abändernden 
Verträge  ungültig  seien,  wofern  sie  nicht  erst  nach  reclit  sk  räftiirer 
Entscheidung  über  den  Anspruch  des  Verletzten  abgeschlossen  werden. 
Dit  Ansicht  stützt  sich  hauptsächlich  auf  die  in  den  Motiven  zu  § 
des  Gesetzes  iiervorejehobene  Teudeuz  desselben,  wonach,  wenn  das  Gesetz 
seinen  Zweck  erreichen  solle,  die  vertragsmässige  Einschränkung  seiner 
Anwendbarkeit  nicht  zuf^^elassen  werden  könne.  Allein  diesem  Zwecke 
wäre  angenscheiulich  nur  dann  in  konsequenter  Weise  genügt,  wenn  über- 
haupt alle  Verträge  zum  Vortheil  des  Unternehmers  für  unwirksam  er- 
klärt und  wenn  hierbei  kein  Unterschied  gemacht  würde,  ob  der  Vertrag 
vor  oder  nach  einer  rechtskräftigen  Entscheidung  über  den  Anspruch 
des  Verletzten  eingegangen  ist.  Eine  so  weitgreifende  Auslegung  ist  je- 
doch durch  die  Gesetzes  Worte  selbst  nnbedinct  ausgeschlossen.  Indem  der 
§  5  den  einschränkenden  Zusatz  „im  Voiuu-"  aufgenommen  luit.  ^lubt 
er  (li  utli -Ii  /.n  verstehen,  dass  nicht  alle  Vcrliage.  beziehungsweise  dass 
nur  diejenigen  Vcitragu  haben  getroffen  werden  wollen,  welche  vor  dem 
Ecer,  SiMiilMbDnchaich»  BBtodnMsncn.  IV.  SO 
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beschädigenden  Ereigniss  abgeschlossen  siud.  So  lange  nämlich  noch  kein 
Unfall  eingetreten,  also  noch  l  ugewissheit  besteht,  ob  überhaupt  einmal 
und  in  welcher  Weise  ein  Unfall  sich  ereignen  wird,  liegt  die  Gefahr 
nahe,  dass  Arbeiter  oder  andere  Personen,  welche  in  die  Lage  kommen, 
von  den  Beneficien  des  Haftptlichtgesetzes  Gebrauch  zu  macheu,  zu  über- 
eilten, ilmen  naehtheiligen  Erklärungen  sich  bestimmen  lassen  werden. 
Anders,  wenn  ein  Unfall  eingetreten  ist,  der  Verletzte  seinen  Schaden 
kennt,  den  Umfang  seiner  Ansprüche  zu  schätzen  vermag,  auch  durrli  di** 
Noth  der  Lage  darauf  hingewiesen  wird,  dies  zu  thun.  Dass  für  FaJI«^ 
der  ersteren  Art  U'gislatorische  Maa>*sregolu  zum  Schutze  der  betreffenden 
Personen  ei!ii;>'tiilni  werden,  ist  ehi  iisu  natürlich  und  den  Verhältnissen 
entsprechend,  als  dass  das  *;eselz  für  Fälle  dt  r  letzteren  Art  eine  der- 
ai'tiue  Anordnung  als  entbehrlich  erachtet  hat.  Diesem  Gesichtspunkte  ist 
denn  auch  bei  Auslegung  des  Gesetzes  Rechnung  zu  tragen  und  deshall) 
anzunehmen,  dass  durch  den  mehrgedachten  §  5  die  Dispositionsireiheit 
der  Betheiligten  nicht  weiter  habe  beschränkt  werden  sollen  als  für  Fälle 
der  letzterwähnteu  Art,  d.  h.  für  Verträge,  die  vor  dem  Unfall  ab- 
geschlossen, und  durch  welche  zum  Vortheil  des  Unternehmers  die  Bestim- 
mungen des  Haftpflichtgesetzes  aasgeschlossen  oder  abgeändert  werden. 

Hr.  29S.  Enteefa.  dde  Deutschen  Reiehsgeriehts. 

5.  Civil-Seuat.    Vom  5.  Juni  188ü. 

[Jur.  WodMBMhr.  UM.  fl.  SSL] 

Verpfliolitüng,  Vorfintli  gewfthren. 

Eine  generelle  Verpflichtung  des  unterliegenden  'Grundstücksl)esitzers, 
dem  Oberlieger  die  Vorfluth  zu  gewähren,  existirt  im  Preussischen  Recht 
nicht  (§§  102  flf.  Tit.  8  Thl.  I  A.  L.-K.),  Im  Fall  überwiegenden  Interesses 
des  Vorfluthbedfirftigen  tritt  polizeiliche  Vermittelung  ein.  (§15  des  Ge- 
setzes vom  15.  November  1811.)  Das  faktisch  zwischen  den  beiderseitigen 
Grandstficken  bestehende  DienstbarkeitsverhSltniss  findet  seine  rechtliche 
Begrenzung  und  seinen  gesetzlichen  Schutz  im  §  100  Tit.  8  TU.  I  A.  L.-R., 
wonaeh  ein  jeder  die  Aber  sein  Eigenthum  gehenden  Gräben  und  Kanäle, 
wodurch  das  Wasser  seinen  ordentlichen  nnd  gewöhnlichen 
Ablanf  hat,  zn  nnterhalten  verbnnden  ist 

Nr.  208.  Entseh.  des  Prenss.  Ober^TerwattOericMs. 

2.  CiTil-Senat   Tom  28.  Jnni  1886. 

[PnoM.  Vwv.BL  Jahi«.  m  S.8IT.] 

Bei  Feststellmig  des  steuerpfllohtigen  Einkomnens  einer  Strassen-Elsenbahn- 
Oesellsohaft  behnfii  Noimlntiig  der  Oemainde'  MukomineiMiteiisr  sind  nioht 
abmgsflUüg  1)  die  BftoUagen  in  den  ordentUeheii  BsserreAnids;  2)  die 
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ftfleklagen  in  den  Spezial-  oder  Separat-Reservefonds  zur  Deckung  eines 
beim  Erlöschen  der  Eonzession  in  Anssiolit  stehenden  Defizits,  weloliM 
dadurch  entsteht,  dass  beim  Erlöschen  der  Konzession  der  Unternehmer 
beatiiiunte  für  den  Erwerb  des  Unternehmens  aufgewendete  Kosten  nieht 
erstattet  erhalt;  3)  Gratifikatioiien  an  Beamte;  4)  Gemeindesteuern. 

Die  Aktiengesellschaft  Breslauer  Strasseneisenbabngeselischaft  ist  zu 
der  in  der  Stadt  Breslau  bestehenden  Gemeinde-EinkommeDstener  für  das 
Jahr  1885/86  nach  einem  steuerpäichtigen  Eiokomraen  von  mehr  als 
144  000  M.  —  42.  Stufe  des  Regulativs  von  1874  —  mit  einer  dem 
entsprechenden  monatlichen  Steuer  von  360  M.  herangezogen:  sie  bean- 
tragte ihrerseits  Herabsetzung  um  eine  Stufe  imd,  unter  Noniiirung  ihres 
Einkommens  auf  „weniger  als  H4  000  M.",  Bestimmung  der  Monatssteuer 
auf  nur  300  M.  Die  letztgedachte,  nach  fnirhtloseni  Einsprüche  mittelst 
der  Klage  verfolgte,  ^^ich  auf  720  M.  beziffernde  Forderung  wurde  vom 
Bezirksausschusse  zu  Breslau  zurückgewiesen,  und  gegen  diese  Entschei- 
dung legte  Klägerin,  den  klageschrifüich  erhobenen  Anspruch  festhaltend, 
Revision  ein,  während  von  der  Gegenseite  die  Bestätigung  des  I.  Urtheils 
in  Antrag  gebracht  wurde.  Das  Oberverwaltongsgericht  bestätigte  denn 
auch  das  1.  Urtheil. 

,Der  Streit  bewegt  sich  um  eine  Reihe  uuter  einander  nicht  zu- 
sammenhängender Rechnungspositionen,  welche  Klägerin  von  dem  Rein- 
ertrage ihres  Unternehmens  vorweg  als  nicht  steuerpllichtig  in  Alizug 
bringen  will,  während  Beklagter  und  mit  ihm  der  I.  Richter  die  Abzugs- 
f&higkeit  verneinen.  In  der  angegriffenen  Entschoidun?  werden  als  solche, 
für  das  gewonnene,  der  Klägerin  ungünstige  Schlussergebuiss  maassgebende, 
einer  gesonderten  sachlichen  und  rechtlichen  Beurtbeiiuug  unterworfene 
Posten  folgende  bezeichnet: 

a)  Kosten  für  Reparaturen  (Unterhaltung  des  Strassenptiasters,  Ober- 
und  Unterbaues,  der  Wagen  etc.)  and  daneben  Uebertrftge  auf  Abschrei- 
bungs-  und  Emeuerongsrechnung.  Die  hier  in  Frage  kommenden  ziffem- 
mässigen  Beträge  können  zunächst  ausser  Betracht  bleiben. 

b)  Die  Rücklagen  in  den  sogenannten  Spezial-  oder  Separat-Reserve- 
fonds, welche  sich  nach  den  von  der  Klägerin  vorgelegten  Geschäftsberichten 
in  jedem  der  maassgebenden  drei  Geschäftsjahre  (Iö82/ö4;  uul  5  5ß7  M. 
40  Pf.  belaufen. 

c)  Gratifikationen  au  die  Beamten  der  KJfigcrin  nach  dem  von  ihr 
gelieferten  Aufgestell  5  000,  5  000,  5  500  M.,  mithin  durchschnittlich 
5  166  M.  67  Pf. 

d)  Gemeindesteuern  im  unstreitigen  durchschnittlichen  Betrage  yan 
3  693  Mk. 

e)  Krankenkassenzuschttsse,  Aber  deren,  im  Durchschnitte  jener  drei 
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Ja!iro  sich  auf  1  309  M.  33  Pf.  beziffernde  Höhe  ebeofaik  eiae  Differenz 
nicht  obwaltet. 

Indem  nun  diesen  summtlifheu  Posten  die  steuerfreie  Absetzung  ver- 
8agt  und  weiter  völlig  unstreitig  ist,  dass,  wenn  sie  dem  von  der  Klägerin 
selbst  als  sicuerpliiehtiK  Innc-estcUten  Betrage  hinzutreten,  das  so  gefuiidcne 
Durchschnittseiiiküuimüu  die  fSumme  von  144  000  M.  erheblich  fibersclireitel, 
stellt  s^ich  jeder  einzelne  der  voranfgeführteu  Posteü  a!s  die  Vureii Schei- 
dung stützend  und  in  diesem  Sinne  als  einen  fü!  sich  bestehenden  Ent- 
scheidungsgrund dar,  woraus  folgt,,  dass,  wenn  bei  einer  Nachpröfung  des 
I.  Urtheils  auch  nur  einzelne  der  aufgezählten  Posten  als  mit  Recht  znr 
Versteuerung  herangezogen  befunden  werden,  und  wenn  weiter  schon  diese 
zusammen  mit  dem  unstreitig  stenerpHichtigcn  Betracrc  mehr  als  144  000  M. 
erfieben,  es  auf  die  übrigen  Positionen  niclit  uiikunimt,  vielmehr  die  Re- 
vibion  sclion  jenes  Recbnongsergebnisses  wegen  als  unbegründet  zurück- 
gewiesen werden  muss. 

Diese  Voraussetzung  aber  trifft,  wie  sich  demnächst  ergeben  wird,  in 
vollem  Umfange  zu. 

Der  dem  ordentlichen  Reservefonds  zugeflossenen  Beträge  ist  aller- 
dings iu  deo  h^utscheidungsgrüuden  des  Vorderrichters  speziell  nicht  ge- 
dacht, für  diese  aber  auch,  wiewohl  sie  von  dem  zu  vertheilenden  Gewinne 
abgesetzt  sind,  L>teuerfreiheit  nicht  weiter  iu  Anspruch  genommen;  sie  haben, 
wie  das  in  der  Rechtsprechung  des  Gerichtshofes  wiederholt  und  gleichmässig 
zum  Ausdrucke  gelangt  ist,  ohne  Weiteres  als  steuerpflichtig  zu  gelten. 

Dagegen  erhebt  die  Klägerin  zur  Rechtfertigung  der  Revision  den 
Vorwarf,  der  Torderrichter  verkenne  die  Natur  des  fQr  den  Separat-  oder 
Spezial-Reservefolde  mit  5  567  M.  40  Pf.  jährlich  in  Rechnung  gestellteil 
Abzuges.  Die  Somme  von  300  000  II.  sei  keine  Sdinld;  vielmehr  aoUe 
jene  Rücklage,  wie  aneh  der  1.  Richter  adbrkenne,  daza  dienen,  eiD  beim 
BriOschen  der  Goucesnon  in  Anwicht  stehendes  Defizit  za  decken,  welche« 
letztere  dadurch  entstehe,  dass  die  Stadt  Breslau  im  Jahre  1906  nicht 
verpflichtet  sei,  von  den  fftr  den  Erwerb  des  UntemehmeDS  seitens  der 
Kiftpierin  aufgewendeten  Kosten  dieser  den  Betrag  von  300  000  H.  zu  er- 
statten, Klägerin  also  schüesslicli  300  000  M.  weniger  zurfickerhalte,  als 

verausgabt  liabe;  somit  stelle  diese  Summe  einen  eifektiven  Verlost, 
eine  Verminderoog  des  Aktivvecmf^gens  der  Kligerin  dar,  mit  dem  Erfolge 
dass,  bevor  derselbe  »abgedeckt^  oder  heransgewirthschaltet  sei,  von  einem 
Gewinne  überhaupt  nicht  die  Bede  sein  kOnne;  wenn  sie,  ohne  auf  eine 
Beseitigung  dieses  Defizits  Bedacht  zu  nehmen,  GewinnverUieilungen  vor- 
nShme,  würde  sie  ebenso  gogen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Qbor  die 
Aufstellung  der  Bilanz,  wie  gegen  die  Grundsätze  einer  ordnungsmftsaigen 
GeachSitsfilhrung  Verstössen. 
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Die  geeammteu  hierher  gehörigen,  vom  Beklagten  Qberall  bekämpften 
Ansfthrangen  sind  iudess  QDgeeignet,  das  Verlangen  der  Steaerfreiheit 
für  die  streitigen  Abschreibungen  zu  rechtr<'rtig:en. 

Bftlt  man  eich  zonftehst  an  den  Wortlaut  der  Einkommensteuerge- 
üietze  vom  1.  Hai  1851  und  25.  Mai  1873,  deren  Gninds&tze  nach  §  10 
des  oben  erwähnten  Regulativs  bei  der  Eiosehfltzung  der  Kiii?<'rin  zu  be- 
folgen sind,  und  daneben  an  die  ErlAnterungen  in  §  19  der  lostraetion 
vom  3.  Januar  1877  (M.Bl.  d.  i.  V.  S.  44),  so  ist  ohjie  Weiteres  klar, 
dass  es  sich  bei  dieser  Röcklage  weder  um  Absetzung  tTir  jnhrliche  Ab^ 
nntzong  von  Gebäuden  etc.  noch  um  Ansgaben  behufs  Fortführuns:  des 
Gewerbes  in  dem  bisherigen  Umfange  handelt,  wie  sie  insonderheit  in  der 
gedachten  Instruction  des  Näberen  spezialisirt  sind.  Aus  dem  Gesetze 
selbst  ist  also  eine  den  Ansprüchen  der  Kifigerin  zur  Seite  stehende  Be- 
stimmung nicht  zu  entnehmen.  Uebrigens  mag  den  allgemeinen  Aus- 
führungen der  Klägerin  gegenüber  zwar  zugegeben  werden,  dass  es  von 
wirthschaftlichem  und  speziell  kaufmännischem  Standpunkte  gewiss  zweck- 
mässig und  richtiir  ist,  nicht  den  p^anzcii  jährlichen  Reingewinn  zur  Ver- 
theiluu?  zTi  bnnf;rcii,  sondern  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  die  Gesell- 
schaft im  Jahre  1906  den  Betmii  von  300  000  M..  den  sie  seitens  der 
Stadt  Breslau,  falls  diese  von  ihren  vertragsmä^si^en  Rechten  (iehrnnch 
macht,  nicht  erhält,  dennoch  in  ihrem  Vermögen  liabe.  Allein  hier  kommt 
es  nicht  auf  die  ZwGckmassif(keit  dieser  Finanzoperation,  sondern  darauf 
an,  ob  Klägerin  für  die  zn  dem  beregten  Zwecke  verwendeten  und  zu 
verwendenden  Quoten  der  Jahresertrüge  Steuerfreiheit  beanspruchen  kann. 
uimI  dafür  fehlt  ti^  nicht  nur,  wie  g-ezeigt,  an  einem  Gesetze,  sondern  auch 
an  einem  sonstigen  Grunde.  Klägerin  hat,  wie  si«  selbst  vortrügt,  schon 
If  im  Erwerbe  der  Anlage  oder  doch  unmittelbar  darnach  flie  Verbindlich- 
keit übeniummen,  die  fraglichen  Objekte  um  300  000  M.  unter  dem  Fir- 
werbspreise  abzutreten,  das  Geschäft  mithin  als  ein  mit  dieser  N  erptlich- 
tüug  ,^chon  belastetes  befionnon ,  offenbar  in  der  Voraussetzniifi.  dass  die 
Höhe  der  erwarteten  Gewiinir  ?n  Laufe  der  Zeit  sieh  als  ausreichend 
erweisen  würde,  um  für  jeneii  Minderpreis  Deckung  zu  gewähren.  Ge- 
lingt es.  zu  erreichen,  was  durch  die  Ansammlung  der  Rücklagen  erstrebt 
wird,  dass  nämlich  im  Jahre  rJOß  die  300  000  M.  haar  vorhanden  sind, 
und  dass  sich  deshalb  zuzüglich  de.ssen,  was  die  Stadt  zn  zahlen  hat. 
der  volle  einstige  .Erwerbspreis  vorfindet,  so  ist  die  beim  Begiun  des 
Unternehmens  auf  dasselbe  übernommene  Verbindlichkeit  ausgeglichen, 
die  finanzielle  l.  i^e  der  Klagirin  eine  nm  300  000  M.  Dünstigere,  als  sie 
bei  der  ErötTiiuut;  des  Gewerbebetriebes  war,  und  der  angesammelte  Fonds 
dem  Gesauimtergebniss  gegenüber  gerade  so  ein  Gewiuu,  wie  die  einzelneu 
Jahresrücklagen  für  den  Speziaireservefonds  sich  als  Theile  der  einzelne» 
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Jahresgewinne  darstellen.  —  Die  gedachten  Rücklagen  charakterisiren 
sich,  wie  auch  die  Klägerin  anerkennt  und  der  I.  Richter  ohne  Rechts- 
irrthum  angenommen  hat,  ihrem  Wesen  nach  als  Ansammlungen  ans  dena 
Gewinne  7ur  Begleichung  einer  Debetpost,  for  deren  Steuerfreiheit  ein 
Kechtsgrnnd  nicht,  besteht. 

Soweit  die  Revision  sich  gegen  diesen  Theil  der  I.  Entscheidnug 
lichtet,  ist  sie  unbegründet,  damit  aber  aus  der  oben  gegebenen  Zahlen- 
aufstcllung  zunächst  die  ganze  Post  von  135  777  M.  36  Pf.  al*^  eine  solche 
nachgewiesen,  welche  in  vollem  Umfange  der  Besteueruug  unterliegt 

Der  I.  Richter  gelangt  aber  auch  weiter  dahin,  dass  die  anzeiglich 
gezahlten  Gratiti Rationen  —  durchschnittlich  5  166  M.  67  Pf.  —  als  ab- 
zugsfähige  Aufwendungen  nicht  anzusehen  seien.  Klägerin  bezeichnet  die 
dafür  gegebene  Begründung  als  eine  v  '  htsirrthümliche  mit  der  Ausführungf 
dass  in  d^r  Doktrin  und  Praxis  dergleichen  übliche,  durch  Sitte  und 
An-t;ui<i  i)r,fri:(^  Ausgaben  zu  den  zulflssigen  Aufwendungen  zu  rechnen 
.seien,  welche  den  Oowiim  schmälerten,  wenngleich  ihre  Bewilligung  erst 
von  der  Generalversammlung  ausgesprochen  werden  müsse.  —  Dabei  ist, 
wie  schon  die  letztgedachte  Angabe  lehrt,  durchaus  unstreitig,  dass  den 
Beamten  der  Klägerin  ein  rechtlicher  Anspruch  auf  Gewährung  dieser 
ausserordentlichen  Zuwendungen  nicht  zusteht,  Klägerin  also  nicht  in  der 
Lage  ist,  die  Ausgabe  als  eine  solche  hinzustellen,  zu  deren  Leistung  sie 
etwa  rechtlich  verpflichtet  wäre,  die  den  Charakter  einer  fortlautenden 
Schuldverbindlichkeit  an  sich  trüge.  —  Der  1.  Richter  ist  dann  aber 
weiter  in  eine  Erwägung  der  Frage,  ob  die  Zuwendungen  gleichwohl  als 
erforderlich  oder  nothwendig  anzusehen  seien,  eingetreten  —  anscheinend 
in  Anlehnung  an  die  Wurte  der  Instruktion  vorn  3.  Januar  1877  §  19 a, 
welche  allgemein  die  zur  Erzielung  des  Ertrages  ^erforderlichen"  Auf- 
wendungen mit  Einschluss  der  Ausgaben  für  Lüluiuiig  and  Beköstigung; 
des  Betriebspersonals  al>zugsfähig  hinstellt,  —  Die  diesfällige  Würdigung 
der  konkreten  Umstände  gehurt  dem  thatsächlichen  Gebiete  an  und  unter- 
liegt an  sich  der  Nachprüfung  des  Revisionsrichters  nicht.  Nach  der 
eigenen  Darstellung  der  Klägerin  erfordern  diese  Gratifikationen  die  jedes- 
malige Bewilligung  der  Generalversammlung  und  hätten  dann  als  Ge- 
schäftsausgaben, and  zwar  als  fibliche  Repräsentationskosten,  zu  gelten. 
Dabei  ist  selbstredend  nicht  ansgeschlossen,  dass  die  Generalversammlung 
bei  ongiiostiger  Gesch&ftdage  oder  ans  sonstigen,  lediglich  in  ihrem  Er- 
messen Btehonden  GrQ&den  von  der  Gewfthnuig  solcher  Zulagen  gänzlich 
absieht.  Wenn  unter  so  bewandten  Umständen  der  1.  Richter  ans  that- 
sftchlichen  Gründen  nnd  rechtlichen  Brwfignngen  die  streitigen  Ansgaben 
Ar' steuerfrei  nicht  erachtet,  so  fiUlt  ihm  dabei  ein  .Rechtsinthnm  nicht 
znr  Last.  Die  gegen  die  bezfigliche  Feststellnng  erhobenen  Angriffe  er- 
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weisen  sich  als  feblsam,  wobei  auch  hier  darauf  hingewiesen  werden  mag, 
dass  die  wirthschaftlicben  Gesichtspunkte  sich  keineswegs  Qberall  mit  der 
bei  Anwendung  der  Steuergesetzgebung  nothwendigen  Auffassung  der 

Verhältnisse  decken,  dass  vielmehr  im  thatsSchlichen  wiilhscbaftlichen 
Verkehre  ni-annigfiich  Eiiigättge  und  Aufwendungen  erseheinen,  denen  im 
ste^nerlichen  Sinne  die  Eigenschaft  von  Kinnabinen  oder  Einkommen  and 
Ausgaben  nicht  beiwohnt. 

Der  Vorderrichter  hat  endlieh  die  ihrem  dnrchschnittiichen  Betrage 
nach  unstreitigen  Gemeindesteuern  fnr  Ansijaben  erachter,  welche  das 
steuerpflichtige  Einkommen  der  Klägerin  zn  mfndern  nicht  geeignet  sind. 
Ein  Angriff'  ist  in  dies«^r  Richtung  nicht  erhoben ,  insonderheit  weder  in 
der  Vorinstanz  nnch  geL':!'iiwärtig  behauptet,  dass  es  sich  dabei  etwa  um 
sogeuannte  Kealstenern  liaiulele,  welche  unmittelbar  auf  dem  Ertraue  lasten. 

Muss  es  hiernach  auch  bei  der  Stenerptlicht  der  iiieilur  verausgabten 
Beträge  bewenden,  so  treten  den  schon  als  steuerpflichtig  imchgewieseueu 
135  777  M.  36  Pf.  die  beiden  dahinter  ausgeworfenen  Posten  hinzu  und 
es  ergiebt  sich  die  Summe  von  144  037  M.  3  Pf.  als  unter  allen  Um- 
ständen vorhandenes  DurchsehnitLseinkoniinen  der  Klägerin,  duniit  al)er 
ihre  Lozirung  in  Stnt'e  4*2  als  nothweudig  uml  die  Vorentscheidunu:,  wenn 
sie  das  Verlangen  auf  Herabsetzung  des  Einkommens  unter  144  000  M. 
ablehnt,  schon  anf  dieser  Unterlage  als  eine  wohlbegründete. 

Nr.  294.  Entsch.  des  Uelehs-Tersicherungsanits. 
Vom  12.  Jali  18S6. 

[AmtL  NMlir.  d.  fi.T.A.  II.  Nr.  16.  &  199.  -  Itdclut-Aoi.  1886  Kr.  IM        Att«.  1886: 

Unehelielie  Kinder  liabeii  keinen  SoliadeiuenatnuiflpraGiL  auf  Gnuid  des 
§  6  des  UnfUl-TenlflherimgBgesetses  vom  6.  Juli  1884. 

Allerdings  ist  in  dem  §  6  des  Unfallversicherungsgesotzes  nicht  der 
Ausdruck  „eheliche  Kinder"  gebraucht  und  die  Motive  des  Gesetzes 
sprechen  sich  nicht  darüber  aus,  ob  nor  eheliche  Kinder  oder  auch  un- 
eheliche zu  den  Hinterbliebenen  des  Getödteten  im  Sinne  des  Gesetzes  zn 
zfthlen  sind.  Fasst  man  aber  den  §  6  im  Ganzen  anf,  so  kommt  man 
zn  der  Uoberzengung,  daes  die  nnehefiehen  Kinder  nicht  zn  den  Hinter- 
bliabenen  des  natfirlichen  Vaters  zn  zählen  ,  sind,  denn  dieser  Paragraph 
will  nnr  ffir  die  nftchsten  Familiengtieder,  nämlich:  die  Wittwe,  die  Kinder 
nnd  die  Ascendonten  des  Getöteten  FOrsorge  trelFen.  Anch  schon  der  ge- 
wählte Ansdmck:  „Hinterbliebene'*  dentet  daranf  hin,  dass  nnr  die  An- 
gehörigen des  Getödteten  gemeint  sind,  denn  hinterlassen  kann  man  nnr, 
was  einem  gehört«  Die  nnehelichen  Kinder  treten  aber  weder  in  die 
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Familie  def>  mitürlichen  Vaters,  uot-li  stellen  sie  /u  iliuo  selbst  in  irgend 
einem  FamiiieuveriiiiUnisö;  vielmehr  haben  dieselben  uureiii^^ii  Ijes^ehrfinkten 
Aliiiientationsansprnch  «reofen  denselljen.  der  e:anz  nnabliäu^ig  \on  ihrer 
liedihl'ligkoil  und  vou  der  ZahluiiLisfilhigkeit  des  uulurliciieii  Vaters  ist. 
Wollte  mim  die  unehelii^heu  Kinder  za  den  renteberechtigten  Personen 
zählen,  so  würden  sie,  wie  aus  §  H  No.  2b  iiervorgeht,  den  ehelichen 
Ascendenten  des  Verstorbenen  vorf;rlirii,  was  uuniOglieh  die  Absicht  des 
Gesetzgebers  gevvt;.seu  sein  kann.  Auch  noch  andere  Konsequenzen  wurden 
sich  aus  der  entgegengesetzten  Auslegung  des  Gesetzes  ergeben,  die  ge- 
radezu zu  Abhurditiiten  ITdiron  nifissten.  Denn  wie  iler  vorliegende  Fall 
lehrt,  würde  dem  unehelichen  Kinde  häufig  durch  ilt  u  Tod  seines  natür- 
lichen Vaters  ein  Vortheil  erwachsen,  den  das  Gesetz  weder  heahsichtigt 
hat,  noch  beabsichtigt  haben  kann  Denn  wenn  dasselbe  auch  für  die 
Hinterbliebenen  Fürsorge  treffen  will,  so  soll  diese  Fürsorge  doch  niemals 
so  weit  gehen,  das»  die  Hinterbliebenen  mehr  erhalten,  als  dieselben  bei 
Lebzeiten  des  Verunglückten  erhalten  haben  würden^  was  aus  den 
§§  5  und  6  klar  hervorgeht.  Ferner  würden,  wie  tm  dem  Toriiegenden 
Falle  ebenfalls  hervorgeht,  die  ehelichen  Kinder  alsdann  darch  die  Kon- 
kurrenz der  nneheliehen  Leblich  in  ihren  Rechten  verkflnet  werden, 
wahrend  nach  bargerlichem  Rechte  die  eheliehen  Kmder  des  natfiriichen 
Vaters  bei  der  Konkurrenz  mit  imehelichen  stets  ein  Vorrecht  gemessen. 

Sodann  ist  hervorzahoben,  dass  das  Reichsgesetz  doch  eine  fär  ganz 
Deutschland  gleichmässige  Bestimmnog  hat  treffen  wollen;  würde  man 
aber  die  unehelichen  Kinder  für  renteberechtigt  erachten,  so  würde  diese 
Gleichmässigkeit  nicht  eintreten,  da  nach  dem  im  Rheinland  geltenden 
Code  Napoleon  nueheliche  Kinder  gegen  ihren  Vater  niemals  anf  An- 
erkennung der  natfiriichen  Vaterschaft  Klage  erheben  dürfen,  beaehangn- 
weise  bei  den  Gerichten  diese  Klage  nicht  angenommen  werden  darf, 
80  dass  also  im  Rheinlande  das  uneheliche  Kind  eines  Vemnglfickten 
niemals  Wörde  Anspruch  erheben  können,  wohl  aber  in  dem  übrigen 
Deutschland. 

Der  Umstand,  dass  das  Oesetz  nicht  ausdrücklich  ^eheliche  Kmder*' 
sagt,  hat  offenbar  darin  seinen  Grund,  dass  dasselbe  mit  dem  gewühlteo 
Ausdrucke:  „Kind*  auch  die  unehelichen  Kinder  der  getodteten  Mutter, 
sowie  die  durch  nachfolgende  £be  legitimirten  und  die  Adoptivkinder  hnt 
mit  einbegreifeu  wollen,  weil  die  ersteren,  wenn  sie  auch  nicht  in  die 
Familie  der  Mutter  treten,  doch  zu  dieser  selbst  im  vollen  Familien- 
verhältniss  stehen  und  bei  Konkurrenz  mit  ehelichen  Kindern  auch  in  Be- 
zug auf  die  Mntter  gleiche  Rechte  haben,  und  weil  die  beiden  letzteren 
den  ehelichen  Kindern  anch  in  Bezog  auf  den  Vater  beziehungsweise  den 
Adoptirenden  völlig  gleich  stehen.   Oeberhanpt  werden  in  den  Gesetzen 
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nuter  dem  Ausdruck  „Kind",  ^Kiuder"  in  der  Regel  die  ehelichen  und 
die  denselben  gleichstehenden  Kinder  verstaudea,  im  Gegensatz  za  den 

nneholirhen  Kindern. 

Ergiebt  sich  hiernnt  h  nnn  schnii  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzej«. 
j^oNvit'  aus  Joni  KC^firaniten  Inhalte  und  Geiste  dessf^lhcn.  dass  die  un- 
ehelichen Kinder  des  naturlichen  Vaters  im  Falle  de.süeü  Todes  nicht 
rentebereclitigt  sind,  so  wird  dies  völlig  zweifellos,  wenn  man  die  be- 
tretVenden  Reieh8taffsverliandlnns:eu  hierher  and  die  arsprüuglicbe  Re- 
gierungsvorlage in  [Betracht  zieht. 

Die  Abgeordiieieu  Bebel  und  Genossen  hatten  nanilieli  den  Antrag 
gebteilt,  den  letzten  Absatz  des  §  (i  Nr.  2a  dahin  zu  fassen: 

„der  Ausprueh  der  Wittvve  bestellt  auch,  wenn  die  Ehe  erst  nach 
dem  Unfall  geschlossen  ist,  dasselbe  gilt  für  die  von  dem  Yer- 
nngüa  kteu  anerkannten  ausserehelich  geborenen  Kinder:" 
und  der  Abgeordnete  vo«  Vellmar  hatte  in  seiner  Rede  den  Schlusssatz 
dieses  Antrages  besonders  damit  motivirt,  dass  die  Arbeiter  iiieistons  so 
gestellt  wären,  dass  sie  eine  gesetzlich  anerkannte  Ehe  nicht  tjciiiiesaen 
könnten  und  deshalb  auch  für  ihre  unehelichen  Kinder  /u  sorgen  wäre. 

Diesem  Antrage  trat  der  Abgeoiducte  von  Maltzalin-Gültz  entgegen 
um  dem  Bemerken,  dass  derselbe  lediglich  bezwecke,  jeden  Unterschied 
zwischen  ehelichen  und  unehelichen  Kindern  grundsätzlich  aus/uschliessen, 
worauf  die  konservative  Partei  nicht  eingehen  kihine.  Darauf  wuriie  der 
BebePsche  Antrag  abgelehnt  und  der  betreffende  Absatz  dieses  Para- 
graphen so  angenommen,  wie  er  im  Gesetz  ötuht. 

{cfr.  No.  120  der  Drucksachen  des  Reichstages  fünfte  Legislatur- 
periode 4.  Session  1884,  ferner  die  stenograiihisehen  Berichte 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  zu  dieser  Session  S.  809 
bis  811.) 

Dass  aber  auch  bei  der  Vorlage  dieses  Gesetzes  nur  an  eheliche 
Kinder  des  getödteten  Vaters  gedacht  worden  ist,  zeigt  der  Umstand, 
dass  der  letzte  Absatz  des  §  6  No.  2a  in  der  Regierungsvorlage  also 
lautete: 

«Der  Anspracb  der  Wittwe  und  ihrer  Kinder  ist  auggeedkioBsen,  wenn 
die  Ehe  erst  oaoh  dem  Unfälle  geschlossen  worden  ist** 

Die  Worte:  „nnd  ihrer  Kinder"  wurden  zwar  int  Reichstage  »estriehen, 
weil  man  die  Anspräche  der  Kinder,  wenn  die  Ehe  anch  erst  nach  dem 
CnfoUe  geschlossen  worden,  nicht  ansscUiessen  wollte.  Jedenfalls  ergiebt 
sich  aber  ans  den  gedachten  Worten  dieses  Absatzes,  dass  man  bei  der 
Vorlage  dieses  Gesetzes  nnr  an  eheliche  Kinder  gedacht  hat. 
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Nr.  295.  Beschluss  des  Kammergeiidite  Berlin. 

Ferien-Civil-Senat.  Vom  10.  August  1SB6. 

Sowohl  znr  Veränssenuig  Ton  Gnmdstüoken  der  Staatseisenbaluieii  wie 
auch  der  für  Reolmiuig  des  Staates  verwalteten  Privateiseiibahiien  ist  die 
Oenehmigniig  des  Ministers  der  öffenfUohen  Arbeiten  erferdeilioli. 

Die  Vertreter  der  Eisenbahni^esellscliaften  und  des  Fiskns  hab-  it  sii  h 
hei  der  Yerausserung  und  Auflassung  von  ( i rundstücken  genügend  zu  legiti- 
iniren:  die  (^nmdbuchbehörde  ist  von  Amtswegen  verpöichtet,  die  Legiti- 
matiou  und  di*»  Rechts^filtigkeit  der  Autiassuug  zu  prüfen  —  4ti,  48 
Grundbucb-Oriliiung,  —  und  daher,  falls  zur  Reditsgültigkeit  der  Auflassung 
resp.  zur  Legitimation  der  Auflassenden  die  (ienebmigung  der  Aulsiehts- 
hehörde  erforderlich  ist,  berechtigt,  die  Entgegennahme  der  Auflassung  von 
der  Beibringung  dieser  Genehmi^ng  abhängig  zu  machen. 

Aus  den  §§  1  und  16  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  24.  Nov.  1879 
kann  das  Königliche  Eisenbahn-Betriebsamt  die  Befugniss  znr  Vertretung 
des  Fiskus  oder  der  für  Rechnung  des  Staats  in  Verwaltung  genommenen 
Ki>enbahn  nicht  herleiten,  es  ist  bereits  in  früheren  Entscheidungen  (Ent- 
.-.eiteidungen  dos  Kammergerichts  Band  11  Seit«  76,  Band  IV^  Seite  149, 
Band  V  Seite  12 i,  sowie  iu  einem  Beschlüsse  vom  27.  Nov.  1882  Band  III 
Seite  109)  dargelegt,  dass  dieser  Erlass  nur  die  Vertheilung  der  Gejschäfte 
unter  die  neu  organisirten  Behörden  regelt,  deren  Legitimation  zu  Akt^n 
der  Bau-  und  Betriehs-Verwaltung  im  Einzelnen  feststellt,  dagegen  ältere 
Bestimmuntren  .über  die  Vertretung  des  Fiskus  resp.  der  üskalischen  Be- 
hörden als  Verwalter  \ou  PrivateiseubahD-GescUschalteu  iu  Betreff  des  Er- 
werbs und  der  Veräussemng  von  Grundstücken  nicht  abändert,  und  dass 
Verfügungen  über  die  Substanz  des  fiskalischen,  wie  des  vom  Fiskus  ver- 
walteten Grundbesitzes  nie  zu  den  Akten  der  laufenden  Verwaltung  gehört 
haben.  —  Selbst  wenn  es  sieb  hier  nicht  um  fiskalischen  Grandbesitz, 
sondern  lediglich  nm  Ornndbesitz  einer  Privat-Eisenbahn  handeln  sollte, 
würde  doeh  immer  die  Genehmigung  des  MiniBtetrs  der  Qffentliebeu  Arbeiten 
beiznbrini^en  sein,  da  die  in  §  7  des  Eisenbahngeeetzes  vom  3.  Nov.  1838 
der  Bezirksregiernng  beigelegten  Befugnisse  nach  §  167  des  Gesetzes  vom 
26.  Jnni  1876  auf  den  Hinister  für  Handel,  jetzt  den  Minister  Ar  öfTent- 
liehe  Arbeiten  fibergegangen  sind. 

Diese  Genehmigong  ist  nicht  beigebracht,  eine  Verletzung  der  von 
dem  Beschwerdeföhrer  bezeichneten  gesetzlichen  Bestimmungen  ist  nicht 
geschehen,  die  Besehwerde  daher  nnbegrfindet 
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A. 

Abgabenvertbeilungspläne  bei  Zer- 
stäckelung  von  Grandstöcken.  Zweck  und 
Wirkuni:  224. 

Ablieferung,  des  Frachtguts,  Begriff  434. 

Abi  ender  s.  Fraehtgeschftft. 

Absplisse,  Kosten  für  .snlrhc  mv\  iiiit- 
mersetzen  von  dem,  der  sich  ziuu  Ersatz 
der  zur  Besehalltin;  des  Babntemdiu  er- 
fordern» hon  Kosten  verpflichtet  hat  66. 

Adjazenten,  wann  zur  Strassenreinigung 
▼eTf>fl{ehtet  7;  — >   s.  tu  Scbadens- 

or«at/.  I  in  tu  i  s  s  i  0  in' II. 

Aktien,  s.  £isenbahnaktien,  Stamm- 
•ktieii,  Akti«Bgesellscbaft 

Aktiensfcsellschaftcn,  Eintrafrtings- 
fahigkeit  von  Statutenänderungen  mit 
Itozuf  darauf,  ob  dieselben  mit  der  be- 
stehenden Ocietzgebung  im  Einklang 
stehen  oder  nicht  z49;  —  Unverbindlich- 
keit  der  Zeichnungen,  wenn  nachträglich 
ohne  Genehmigung  der  Zeichner  die 
i?tatuten  geändert  werden  136;  —  Ein- 
tragung der  Beendigung  der  Liquidation 
in  das  Handelsregister  291 ;  —  Haftpflicht 
des  Vorstandes  für  Stcmpelkontraventionen 
852:  —  Verpflichtung  der  Vorstandsmit- 
glieder zur  Buchführung  und  Bilanz- 
ziühuiif:  393. 

A  mo  r  t  i  s  i  r  u  n  gs  frist  Toa  Bisenbahtuktien 
(ößterr.  R.)  378. 

Anlagen  s.  Enteignung. 

Arbeitslohn  s.  Lobnuach Weisungen. 

Arrest,  Vollziehung  durch  Pfändung  einer 
Forderung  an  einen  im  Ausland  wobuea- 
den  Drittschuldncr  151. 

Atteste,  Geböbreufreiheit  35d. 

Attfsiebtsbeamte  s.  Haftpf liebt. 

Aug  f  II  >- <•  Ii  f  i  II ,  giTirhtl.  Kn^h  n  (it•^^.•lben 
beim  Euteignuugsverfahreu  nach  üsterr. 
Recht  270;  —  Antrag  auf,  wann  zulissig 
193,  441. 

Ausland  s.  Pfändung. 


Bahnhof,  Hausfriedensbruch  durch  Ein- 
dringen in  denselben  Ibü;  durch  ver- 
tu'tenes  Verweilen  der  Uienstmänner  und 
Packtriger  daselbst  S04,  s,  a.  Besits- 
storungen. 
Bahnwärterhäu.ser,  Hennziehung  zu  den 

SchuUbgabea  272. 
BauentreprlseTertragr^  Unterschied  von 

der  Wt;rkverdiiiu'uii*: 
Bau  gewerbebe  triebe,  Versicherung^- 

Pflicht  437. 
Rauten,  Verpflichtung         Bauhorni.  die 
polizeilich  aotfeordneteu  Sicherheitsmass- 
reg«ln  zu  treffen,  auch  wenn  der  Bau  in 
KiitrL'[iri>c  gfaelicn  449. 
Beamte.  Schadensersatzansprücho  wegen 
Verletzung  s.  Haftpflieht;  —  Haftung 
für  ili-reti  Vfrsi  huldpn  «.  Haftpflicht:  — 
Veranlaguug    mr   Kommunalsteuer  mit 
Diensteinkommen  und  PrivaiVMiDÖgen  34, 
j  wo    die    n.ranziehung    zur  Kom- 

munalsteuer lu  erfolgen  hat  87:  —  Ktats- 
I      Überschreitungen  macheu  regrcsspflichtig 
trotz  ertheilter  Indemnität  desLandtag.s  89; 
—  Renten  auf  Grund  des  Haftpfl.  Ge». 
gelten  für  die  Kommunalbe,>t*;ueruug  nicht 
al.N  Pen.sion  90;   —   (trutilikaiionen  :ui 
dieselben,  ob  .steuerpflichlig  U6,  4.')S:  — 
Ver&nderung  der  Steuerpflicht  durch  Kr- 
j      werb  der  Beamteneigenschaft  im  Laufe  dos 
I      Jahrert  103  (f:  —  Begrifl"  des  i>iensfein- 
I      kommens  im  Siime  des  §83  des  [>isziplinar* 
gesetzes   134;   —  B.  des  Polizei-  und 
Sicherheitsdienste»    fallen    unter    §  846 
St.G.B.   150:   —  Maximiun   der  Kon»- 
j     munalsteuerbeiträge  von  2%  des  Ein- 
I     kommens,  wie  zu  berechnen  316:  — 
Haftung  für  geringes  Versehen  ikh  Ii  Pc. 
I     Recht  230.  —  Ansprüche  der  UiuUn- 
bliebenen  von  Staatsbeamtenlassen  Revision 
I      zu  298:     Krwerli  der  Beamteneigenschaft 
'    Seitens  technischer  Uölfsarbeiter  im  Staats- 
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eiseubahndieost  $22;  —  der  Kegierung»' 
bttumeister  im  Staatseisenbshndienst  401 ; 

—  Beri'chnuug  des  pensiüusfahigen 
Dieusteinkommeuä  335;  —  Folgen  der 
Dienstentiassung  384;  —  Falsche  eldes- 
.stattliche  Versicherung  385  s.  a.  Feld- 
metiser,  Widerstand,  Urkanden- 
fäUchttog. 

B eam t e Ii l>e st  echn  II  t,',  lu  i^rilT  \'f'A:  — 
Tbeiloahme  daitm,  durch  Ucwäbruog  der 
Gelder  88&. 

Bolf  iili  nrunpr  cirn's  Bahnboiliensteton  nach 
üsterr.  R.  312;  —  WaUmehmiuig  be- 
rechtigter Interessen  d'H2. 

Beleuchtung  s.  Strassen. 

Bergbau,  Ueherla.SHung  von  Grundstücken 
an  den  rutemehmer  zum  Eigenthutn, 
wann  diescitio  gefordert  werdou  kann  133. 

Bergwerkseiseubahnen,  ob  Eiseubahu- 
betrieb  im  Sinne  des  Haftpfl.  (los.  222. 

Bern  fs^enossensi-haft  en,  Unfaümiter- 
suchuiig  3r>l  s.  a.  Unfall  Versicherung. 

Besitzstöruage  n  an  den  Entwäsoenings- 
kanfden  von  Bahnhofsgebäuden,  Zuständig- 
keit der  Oerichte  (österr.  R)  397;  — 
einer  Wegeservitut  durch  Auf.stellinig  TOn 
Tafeln,  welche  freiwilligen  Durchgang  ge- 
statten 347:  —  Beginn  iler  SUugigüu 
Frist  bei  Bahnunternehmungen  45ß. 

ße«iteucrung  der  Eisenbabnbauuuter- 
nehinungen  nach  österr.  Recht  205,  363 
s.  a.  Einkommendteuer,  Kommunal- 
besteuerung. 

Betriebsbeamte    riebe  Unfallver- 
sicherung. 

Billets,  Uerstellung  falscher.  Vorberei- 
tende Handlungen  dazu  387,  a.  a.  Re* 
ton  r Ii t  II  ('  f  >. 

Bleiplombe  s.  Ploube. 

i'hatt»aeeSberfäbrungen,  dorch  polisei- 

liche  VerfÜLMUig  angeordnete.  Vorbelialt 
den  Rechtswegs  über  die  Tragung  der 
Kosten  dar  Herstallnng  120,  s.  a.  Wega. 
Cirkulirsige,  Terletxung  dnrch  3. 

B. 

l>a  III  i>  tk  esse  lau  läge  n  der  Eiseubabn- 
hetriohe.  ob  dieselben  der  (ienehmigimg 
licdürfen  318:  —  für  Genehniigiin?  tn- 
ständige  Beliürdcn  in  Mecklenburg  '621. 

Defrau(lation  s.  Zo) lorditu ngaatrafe, 
Z  0 1 1  d  e  f  r  a  Tt  d  a  t  i  o  n  s  s  t  r  a  f  e. 

1 )  e i  c h  b  e  s c  h  ä d  i g u n g  bei  Eisenbahnbauten. 
Verschulden  der  Beamten  173,  353. 

Deklaration,  unrichtige  znüpflichtiger 
Gegenstände.  VoraiLssetzuug  der  Ord- 
nungsstrafe aus  §  137.  Vereinszollges.  83. 

—  Bemessung  der  Konventionalstrafe  für 


unrichtige,  wenn  nur  ein  f  heil  anrichtig 
I     deklarirt  95. 

Delirium  tremens,  wenn  „als  eigenes 
1      Verschulden"  zu  berücksichtigen  145. 
I  Diebstahl  an  Gegenständen,  welch«  als  zur 

P..'r."i dt'Tuug  besiiinrnt,  sii'fi  auf  «Mnein 
I  Bahnhofe  betindcu,  ohne  formell  der  Ver- 
I     «altung  übergeben  zu  sein,  ob  «ehwarer 

"OS. 

,  Dienste iukommeu  s.  Beamte. 

i  Dienstm&nner  s.  Bahnhof. 

;  Dienstuntauglichkoit,  spüt.  r  zu  orwar- 

I  tendo.  ob  bei  Bemessung  der  Rente  au.s 
dem  Haftpfl.Oes  für  die  Zukunft  zu  be- 
rücksirhtigon  196. 
Dividende  Usch  eine  der  Stammpriontät>- 
Aktionftre  der  M&rkisch  •  Posener  Bahn 
s.  unter  M. 
Drittschuldner  s.  Pfändung. 

I  Dynamitpatronen,  Unf&Ue  in  Folge  nicht 
ynlhtändiiri  r  Entladung  118,  s.  a.  Eisen- 
ba Ii  u  t  u  u  n  e  1  s. 

! 

'  Eiufriedigung  des  Eisenbahnkörpers  450. 

I  E i  n  k  <>  in  in  e  n  s  t  e  u  e  r,  Veranlagung  d.  Eisen- 
bahnuiiternehmungen.  Absetzungen  f.  Ab- 
nutzung der  Gebäude  und  Utensilien  227. 
38;«.  —  Gewinnantheile,  welche  mit  Rück- 

I  sieht  auf  den  späteren  Ueimfall  der  Bahu- 
anlage  an  die  Stadt  zurückbehalten  wer- 
den 389;  —   Abzugsfähigkeit  von  Rück- 

1  lagen  in  den  ordentlichen  Reservefonds, 
desgl.  in  den  Separatre9ervefends  zur 
Deckung  eines  beim  Erir.schen  der  Kon- 

j     Zession  in  Aussiebt  ütebenden  Defizits,  von 

\     OratiflkaiHonen  an  Beamte  und  von  Oe- 

iiit'iiuit'steuiMii  4r>8,  9ß. 

I  Kiseabahnaulageu,  Beschädigung  20. 
I  Eisenb«hnban,  Uebemahmo  des  Uater^ 

batif's  ('ine-;  Ei-eiiluiliTik'rp»^! s.  uli  ITai>dcl>- 
I     gcschäft,  weuu  dem  Bauunternehmer  Be- 
sehaifung  und  Bearbeitung  der  liatarialien 
(ililiefTt  *''2:   Ri^>tiMhin(r  der  Vorarbeiten 
^      dazu,  wuuu  Handelsgeschäft  355;  Her- 
I     Stellung  des  Bisenbahnbaue«,  ob  Handols- 

I  Eise uljuliii  buuunt  e rnehmungeu,  Ke- 

I      Steuerung  nach  österr.  Recht«  265. 

'  Eisenbahnbetrieb,  ob  (nnvf>rbebetrieb 
350:  —   Entschädigungs(jtlicht  aus  dem- 

!      selben  384,  391,  4u5:  s.  a.  Haapflicht  U. 

I  Eisenbahn)  rriebsr«gl«m«nt  als  l«x 
contractus  t-M 
Eisenbahn  buch,  Eintragung  von  Servi- 
tutsrechten  (österr.  R.)  432:  —  Erfi»rdemiss 
der  Vorlegung  einer  Erwerbsurkuude  bei 
Eintragungtn>nscberStrasiieiith«ile(d8t«rr. 

,      R.)  45.5. 

I  Bisenbahnkörper,  Begriff  451. 

I  Eisenbahnpostwagen,   Haftpflicht  der 

1     Eisenbahn  für  eine  Beschädigung  231  ff. 
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fiisenbahntuunel,  Sprengarbeiten  itazu 
MI«o  niebt  tinter  §  2  Haftpil.Ges.  186. 

E  i  s  e  n  ha  Ii  11  f  riiii  spürt  einzelner  boladener, 
zur  Fortäcbafuug  bereit  stehender  Wacen 
als  Transport  S3:  —  O^Skrdmg  168: 
Anwendbarkeit  der  315,  316  auf  Pferde- 
eiseababueu  20,  167,  aaf  elektrische 
B«hneo833,  auf  Lokomotivbalinen  in  in- 
dustriellen  Etablis-oiiuMif >  A-2^>  :  Kuusal- 
nezus  zwischen  Pflichtverletzung  uad  Un- 
fall 310:  Durchbrechen  der  g^hlosseneo 
Bahnbarriorc  tluri'h  Pferde  307:  —  Oe- 
fährdung  durch  einen  Deutschen  auf  aas-  i 
Undischein  Gebiet.  Feststellung  des  That- 
bostandps  durch  den  riesrhvvorenenwahr- 
»|»ruch  398:  —  welchen  Einfluss  Wegfall  , 
der  Gefuhr  durch  Zuiall  oder  Eingreifen  i 
Dritter  bat  4')." 

Eisenbabnunternehtoen  als  Gegenstand  . 
eines  Pachtrertrags  .'23.  —  Besteuerung 
s.  Korn inu natbesteuerung,  Einkorn-  > 

mensteuer. 

Eisenbahnwa;,'on,  l'ufällc  beim  Eut-  uud 
Beladen  249,  255 ;  beim  Wagensohieben  73 ; 
—  Beschädigung  durch  transportirtc  Pferde,  i 
ob  Absender  dafür  liattbar  265;  -  als 
zollpflichtige  Cif  L'i  iistande,  unrichtige  De-  | 
klarationSS;  Pfüudung  des  Au>pruchs 
auf  Herausgabe  s.  Pfändung.  ' 

Elektrische  Eisenbahnen,  Anwendbaikeit 

der  §§  315.  316  .Str. G.B.  223.  ' 

Enteignung«  Schadensersatz  für  Erschwe*  ' 
mng  der  Rewirthschaftung  des  Recht» 

»rnmil-;türk>,  wt-ldu'  al>  Folge  der  Anlage 
einer  Eisenbahn  eingetreten  i»t  1 ;  —  Nicbt- 
ansscblvss  des  Ersatzanspruchs  deshalb, 
weil  gleiche  Nachtheile  auch  Nicht-Ex- 
propriaten  treffen  oder  der  Schaden  den 
iSxpropriaten  auch  olme  Enteignung  ge- 
tToffcn  haben  würde  2;  —  für  Nachtheile 
aus  <ler  zu  errichtenden  Anlage  252;  — 
Oeffentlieb-vaehtlieb«r  Charakter  der  Ver^ 
pflirhtun^  zur  Einrichtung  von  Anlagen 
und  L'eberfahrten2ö5;  UnzuiäSi>igkoit  einer 
ferichtl.  Klage  vor  Erledigung  des  Ver- 
waltmipsvcrfahrens  255:  —  boi  Werths- 
benjes.suiäg  eines  Gebäudes  ist  das  Interesse  | 
des   Entei^eten    massgebend  856;   —  i 
Wirthschaftiicher  Zu-samraenhancf    (Ent-  ' 
nähme  von  Plaggen  aus  dem  eatcigueten 
Grundstück  behufs  Rcj^aratur  des  Möhlen- 
wcbr.s  1".'4;  —  zum  Zweck  des  Bergbaus, 
wann  statthaft  133;  —  Beiimasung  des  ; 
Werth>  dos  <  J rundstücka  nach  der  Nutzungs-  ; 
f&higkeit  desselben  162:  —  Unzulässif^koit 
des  Rechtswegs  für  Klagen  auf  Abimderung 
angeordneter  Aulagen  184;  —  Klage  wegen 
der  festeestellten  Entschädigung  bringt  die  j 
ganze  Entschädigungssumme  zur  richter-  ' 
liehen  Kognition,  so  dass  auch  nicht  be- 
mängelte Punkte  der  Berechnung  abge-  1 


ändert  werden  können  199;  —  Beginn 
der   Prftklusivfrist  für  Ersatzansprüche 

wegen  nachtrfiglich  erst  hervortretender 
Nachtbeiie  3Sö;  —  Eutscbädigiuig  der 
dinglich  berechtigten  346:  —  wann  der 
Rest  eines  Grundstück-.  vi>,n  Enteignuugs- 
berechtigten  zu  übemehineu  ist  368;  — 
Auferlegung  der  Herstellung  von  Anlagen, 
ob  dieselbe-  privatrochtliche  Ersatzan- 
sprüche begründet  431;  — nach  österr. 
Meeht :  Entei gnungsr.  nicht  blos  zu  Gunsten 
einer  Ei^enliabubetriettsanlage .  srmdoni 
auch  anderer  Anlagen,  zu  deren  llcrsteilung 
die  Untemehnmng  verpflichtet  ist  257: 
ErrtoiG7nin!r<!verfahren  257;  —  Kosten  des 
richtlichen  Augenscheins  270;  —  Krtbig- 
lassung  des  gerichtlich  hinterlegten  Ent» 
Schädigungskapitals  nur  mit  Zustimmung 
der  Hypothekengläubiger  und  gegen  .\us- 
weis,  dass  die  Sicherheit  der  Uypothekeu 
nicht  gefährdet  wird,  auch  wenn  der  ent- 
eignete Theil  nur  sehr  geringfügig  48;  — 
Unzuständigkeit  der  Gerichte,  welche  mit 
Enischäiligungspro/essen  in  Enteignungs- 
sachen befasst  sind,  Anordnungen  über 
Uferschutz-  und  Regulirungsbauten  zu 
treffen  67;  —  Stempelpflicht  gerichtlicher 
Eingaben  wegen  Schadensersatz  131;  — 
Berufung  auf  besondere  Sachverständige 
mit  Rücksicht  auf  den  besonderen 
technischen  Nutzen,  den  ein  enteignetes 
Grundstück  hat  147:  —  Anerkennung 
der  Gemeinnützigkeit  eines  Eisenbahn- 
untemehniMis  scoKesst  auch  die  A.  d«r 
GemoinuMt/,ii,'keit  einer  ein/einen  sotb- 
wendigen  Herstellung  in  sieb  180;  —  E. 
israelitischer  Friedhöfe  162:  —  üntu- 
lilssi^/keit  lier  Beschwerde  getreu  die  Zu- 
crkennuug  der  Gemeinnützigkeit  eines 
Unternehmens  181 ;  —  Antrag  anf  Augen- 
sclieinnahme  bei  Gericht  zur  Konstatirung 
solcher  thatsächlicher  Verbältnisse,  welche 
für  die  Feststellung  der  Entschädigung 
massjT^ehend  und  bei  dem  vorangeganf^eneu 
Entscbädiguugsveriahren  nicht  berück- 
sichtigt sind  1»S,  441 ;  —  Nichtberaek- 
sichtiguntr  von  Aenderungen,  welche  an 
vorhandenen  gewerblichen  Anlagen  viel- 
leicht in  Zukunft  eintreten  können,  bei 
Bemessiinfr  der  Entschädigung  209;  — 
Zustiiuiiiges  Gericht  für  Feststellung  der 
Kntsctiädigung  216;  —  Er\vaf:;^iing  des 
öffentlichen  Interesses  bei  Enteignung  zu 
Eisenbahnzwcckeu  356;  —  Gutachten  über 
die  Entschädigung,  Kostenersatz,  Hinter- 
legung der  EiitsrhSdigung^  380;  —  Be- 
freiung von  der  llebertragungsgebühr 
381 :  —  Entschädigung  für  Beschrän- 
kung angrenzender  Waldparzellen  406; 
-—  Verhältniss  der  Verordnung  des  Han- 
delsmin.  v.  25.  Jannar  Wt9  sum  Bnt- 
eignungsgesetz  411. 
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Entschädigung  s.  Uaftpflichtf  Scha- 
densersatz. 

EntwHsseruugskaniU  liehe  Beelts- 
Störungen. 

ErMarbeiten,  Veraicheniiigspllidit  857. 

Erdausschacht  u  ngs  uDternehmeiiy 
Versichenugspflicht  355. 

Etatsfiberscbreitungen  eines  Beamtea. 
Regresspflicht  trotz  IndemnititsertheUung 
de«  Landtags  89. 

F. 

Fabriken,  Komnranalbesteiienuig  88,  t.  a. 

Haftpflicht- 

Fahrstühle,  Unfall  bei  Gelegenheit  von 
Reparaturen  aa  denselben  36^. 

Feldmesser,  vereidigte,  ob  im  kommunal- 
steuerlichen Interesse  als  onmittelbaro 
StaatabMiBte  annuehen  810. 

Feststelhingsklage  wegen  ausserkon- 
traktUcher  Arbeiten  ohne  bestimmten 
Geldbetrag  ist  unzulässig  302. 

Fiskus,  Legitimation  der  Vertreter  bei 
Gruudstücksveräusserungen  256,  466:  — 
Haftpflicht  für  ausserkontraktliches  Ver- 
schulden seiner  Beamten  101,  173,  345, 
36Ji;  für  kuntraktliches  Vtirschuldeu  1C4, 
345 ;  —  einheitliche  Natur  der  juristischen 
Persönlichkeit  129,  s.  a.  juristische 
Personen. 

Frachtbriefe,  Stempelpflichtigkeit  nach 
österr.  R.  s.  unter  St.;  —  Fälschung  vor 
Aufdrückung  des  Expeditionsstempels  S58. 

Frachtführer,  Haftpflicht  des  F.  F.  dauert 
bis  zur  Ablieferung  der  Waare  bezw. 
Bereftstellniif  t€S. 

Fracli t ge sc h äfl ,  Haftpflicht  des  Absen- 
ders für  Beschädigung  der  Transport- 
mittel durch  den  Transportgegenstaad 868; 

—  Wann  dasselbe  heendigt  ist  163;  — 
Dauer  der  Haftpflicht  des  Frachtführers 
16S;  BrsahEpilicht  f&r  Sehaden  durdi 
verspätete  Avisirung  412;  wenn  der 
Destinatar  erklärt,  dass  er  die  ihm  aus 
dem  Fiuehtrertrage  sustehendeo  Beehte 
nicht  ausüben  will,  so  tritt  das  Vertrags- 
recbt  wieder  in  volle  Wirksamkeit  412; 

—  Haftung  des  Absenden  für  den  durch 
das  traiisportirte  Gut  angerichteten  Scha- 
den 424;  —  Begriff  der  Ablieferung  in 
Art  S9e,  401  H.G.B.  434. 

Frachtkonto,  AnerkenntnisS)  Stempal- 

ptticht  177. 
Fried  höf  e,  Znilssigkeitder  Rnteignunf  168. 

6. 

liebühren  s.  Stempelpflicht. 
Gefährdung  einen  Eisenbabntran-sports  s. 

unter  E.:   einer  Tel«gt»pli«ll«ituilf  s. 

unter  T, 


Geleise,  Ueberscbreitcn  kurz  vor  dem  Zug 
76,  144;  Unfall  beim  ITeberschreiten  er- 
folgt im  Betrieb  196;  s.a.  Schienen. 
Oeueralsaldirungsstelie  h.  Pf  Endung. 
Oeriehtskostenfreiheit   der  Bundes- 
staaten hezieht  sich  nur  auf  Oebnhren, 
nicht  auf  Auflagen  189. 
I  Oerüst,  Yerletntng  in  Folge  Ziuammen- 
I      brechen  eine«,  Beweislast  9,  28;  —  --tnif 
[     rechtliche  Verantwortlichkeit  für  febler- 
I     hafte  Konstruktion  375. 
;  Gewalt,  höhere  s.  Tinter  U 
1  Gewerbesteuer  s.  Besteuerung. 
I  Gratifikationen  aa  Boamt«,  ob  als  Ein- 
nahme der  OeseUsebaft  zu  bestouem  96, 
458. 

Grundstücke,  Yerinsserung  seitens  des 
Fiskus:  Legitimation  der  Vertreter  256: 
— Veräusserun^  dor  deu Staatseiüenbahnen 
und  in  staatlicher  Verwaltung  stehenden 
Privatbahnen  frehöripen:  Erforderniss  mi- 
nisterieller Genehmigung  466  s.  a.  Ab- 
splisse, Abgabenvertheilnngspttne,  Ent* 
eignun«:. 

'  Guthaben  bei  der  Generalsaldiruagsstelie 

i' M  «lung. 

Haftpflicht. 

l.  Haftpflicht  beim  Transport  von 
Gütern  und  Personen:  Dauer  bis  zur 
Ablieferung  der  Waare  bezw.  Bereitstellung 
163;  —  Haftung  für  Entschäiiigimg  eines 

I  Eisenbahnpostwagens  in  Folge  eines  Rad- 
reifenbruchs; Einwand  des  unabwendbaren 
äusseren  Zufalls  281;  —  Yerbältniss  des 

!  Art.  390  FI.  G.  B.  zu  §  25  Eiseab.  Ges.  233 : 
—  H.  für  auf  dem  Trausport  erfrorene 
Kartoffeln,  weiche  wtthrend  desselbon  un- 
geladen werden  mussten  282;  —  Qegen- 

I     beweis  gegen  die  die  Haftpflicht  der  Bahn 

I  anssebÜesMndo  Prismution  ans  H.O.B. 
Art  424  Abo.  8,  282;  Bedeutung  fe^ 
Art.  424  Abs.  8;  H.  für  Selbstentzünduug 
Ton  Waaren  410;  —  Besebidigung  too 
Waaren  durch  Hochwasser  41 '2:  —  Be- 
schädigung eines  Stücks  einer  aus  Ter- 
schiedonen  Ballen  bestehenden  Sendung 

I  416;  —  H.  des  Absenders  für  den  durch 
das  transportirte  Gut  angerichteten  Scha- 
den485;  s.a.  Frachtgeschlft,Fraeht- 
führ  er,  höhere  Gewalt. 

i  0.  Uaftpflicht  der  Eisenbahnen  für 
Tödtung    und  Körpervorlotsung 

I     h '  i  m  Eisenbahnbetriebe* 

I  liafi|>tl.  üüs.  §  1:  Anwendbarkeit  des  Ge- 
setzes für  den  ganzen  inländischen  Eisen- 
bahnbetrieb 409,  Eigems  Verschulden: 
nicht  vorliegend,  wenn  ein  Beamter  durch 
Besteigung  des  Waggonrerdecks  verletzt 
und  der  Gruud  des  Besteigens  nicht  auf- 
geklart worden  ist  29;  —  kein  eig,  V., 
wenn  ein  Weichensteller  kurz  Tor  dem 

i     Zng  über  das  Öeleis«  springt,  um  diesen 
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vor  drohender  Gefobr  zu  retten  76,  U4; 

—  Nach««is  d«rU«bertretuiig  einer  Dieiut- 
vorschrift  nicht  ausreichend,  so  laago  ni<-ht 
aulgeklärt  ist,  dass  kein  besonderer  Lim- 
stand  xnr  Abireiebung  Veranlassung  ge- 
geben hat  141 ;  —  Einwand,  (la>s  der  \  or- 
letzte  z.  Erwerbsunföhigkeit  in  Folge  hinzu- 
getretenenDeliriums  gelangt  sei  14d;— Yer- 
b(tts\vi<Iritrer  Aufenthalt  auf  einer  Strecke 
ausserhalb  der  erlaubten  Uebergänge  183; 

—  Versehnlden  eines  Beamten  ist  nicht 
VoniuosctTOiig,  ;m<'h  event.  uicht  haft- 
päictitig  370;  —  Betreten  eines  Schieneu- 
Sbergangs  wider  Yerbot  405;  —  Darch* 
kriechen  unter  einen  im  RrmiM'-i^:! 

K'ffeneu  Zug  373.  —  jbmnöaAtiUtruib: 
t-  und  Beladen  stehender  Eisenbahn- 
wagen 249,  255;  —  das  durch  die  Fort- 
bewegung entstehende  Geräusch  geliMit 
cum  Bahnbetrieb  40;  —  unterirdisohc 
Eisenbahnen  85,  222;  —  Stolpern  beim 
Geleisüb^rschrciten  auf  dienstlichem  Gange 
196;  —  \  i  ;:  tzung  durch  einstürzende 
Erdmasscu  19a:  —  Atifstellen  gefüllter 
Kohlenkürbe  zur  Speisuug  der  Lokomo- 
tiven, Moment  der  Beschleunigung  mit 
Rücksicht  auf  den  Bahnbetrieb  als  ent- 
scheidend ouLZUsehttu  214,  330,  445;  — 
Auswechseln  von  Schienen  811;  —  Re- 
vision von  Güterwagen  330;  —  Heraus- 
stürzen  aus  dem  Wagen  378  ;  —  Revision 
der  Lokomotive  nach  beemlipter  Fahrt  404. 

—  ürtächlieher  Zutammmhang:  Beschä- 
digung eines  Pferdebahnkiitscher>  durch 
ein  von  ihm  behufs  Eiiispannung  bereit 
gehaltenes  Pferd  19;  —  Verletzung  durch 
«in  Pferd,  welche«  in  Folge  eines  hinter 
ihm  heranbrauseiideu  Stras->erili.iliii.ti^s 
unruhig  geworden  ist  40;  —  körperliches 
Leiden,  vdehes  mittelbar  dvreh  den 
Unfall  veranlasst  i  r  211,  Solidarhaft 
mehrerer??;— Scheuwerden vonPferden  in 
Pol«  des  Bahnbetrieb«  396,  411.  Bs- 
triwsutUetndmer:  Atl'jsrhitis?  der  Thei- 
lungseinrede  77;  —  ist  die  Bahn,  für 
d«ren  Rechnung  der  Betrieb  geschieht  1S7. 

III.  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  bei 
Tüdiuug  und  Kürperverletzung 
im  Fabrik.(etcWerkstttten-)Betrieb6. 

Haftpfl.  Ges.  §  2:  Der  Aufseher  darf  sich 
nicht  auf  besondere  Geschicklichkeit  oder 
Gewandtheit  des  Arbeiters  verlassen  253; 
muss  bei  minder  erfahrenen  mit  Belehrung 
und  Verbot  eiuschreiten  1 32 ;  —  eigenes 
Verschulden  liegt  nicht  vor:  wenn  der 
Unfall  in  Folge  Unaufmerksamkeit  de* 
Beschädigten  geschebou,  die  U.  aber 
durch  den  Aufseher  verschuldet  ist  253; 

—  auch  gewöhnliche  Arbeiter  können  als 
Aufseher  angenommen  sein  37 ;  —  culpa 
levissima  des  Aufsehers  genügt  38;  — 
Sprengen  eines  Sisenbahntonnels  ist  keine 


Qriberei  etc.  136;  —  die  Aufsichtsper- 
sonen sind  den  Arbeitern  gogeiiüber  zu 
derselben  Diligenz,  wie  der  Fabrikuuter- 
nehmer  verpflichtet  139;  —  Falleulasseu 
'     einer  die  Versdraldnng  betreffenden  Be- 
hauj)lun(j  hindert  nicht   deren  (jt-ltend- 
machung  in  höheren  Instanzen  280;  — 
0ebertragung  einer  Arbeit  in  Akkord,  wenn 
I      der  Retriebsuntemehmer    dazu  eigene 
I     Arbeiter  beigesellt  361;  —  U.  bei  Riepa- 
ntnren  an  hydraulischen  Fahrstühlen  861 : 

—  SubstantiiniiiL' 1  Khge:  l'nerheblich 
ist,  wer  von  mehrttrou  Repräsentanten  der 
Schuldige  ist  S65,  416:  —  Unterschied 
des  K  la^refiindaments  aus  §  2  vom  K. 
aus  üew.Ordg.  §  120,  896;  —  Unfall  in 
Folge  Schadhaftigkeit  einer  Treppe  4D8; 

—  beim  Transport  eine>;  in  der  Fabrik 
aufzu-stellendeu  Ambosses  458. 

IV.  Haftpflicht  der  Eisenbahnen  als 
Fabrik  etc.  Unternehmer  ans  Ver- 
stüabtiu  gegen  die  Sichörhuitsvor- 
schriften  der  Beichs-Oew.-Ordnnng: 
Besondere  Geschicklichkeit   der  Arbeiter 

I  befreit  von  der  Pflicfil  zur  P^iuricktuug 
von  Schutzmassregehi  niehi    V_' ;  —  der 

'      Umfang  des  Gewerbebetriebs  macht  keinen 

*  Uütersclüed  3;  —  die  subjektive  Keuut- 
niss  des  Gewerbetreibenden  von  anwend- 
baren Schutzvorrichtungen  ist  irrelevant 
4 ;  —  ebenso  der  Mangel  des  Eigenthums 
an  dem  gefährlichen  Werkzeug  5 ;  —  Ver- 
letzung durch  Zusammenbrechen  eines 
Oerüates.  Substantiirung  der  Klage  und 
Beweislast  9,  28;  —  es  genügt  die  Fest- 
Stellung?  dass  die  unterbliebenen  Schutz- 
Torriehtungen  den  Unfidl  wahrscheinlich 
verhinilert  haben  würden  71.  1.57;  — 

,     koukurrirende  Schuld  des  Yerletxtea  72; 

—  ünterlanniag  der  Feststellung,  dass 
die  Entladung  von  Dynamitpatrouen  voU- 
stidudig  erfolgt  ist  HS;  —  es  genügt, 
dass  die  aaznwenitoidett  Schutsvenidi- 
tuugen  relativen  Schutz  gewähren 
(Schutzbrillen)  123;  —  Unterlassung  von 
SchtttsTorriehtungen  bei  Sprengarbeit^ 
au  einem  Eisenbahntunnel  136;  —  Fest- 
stellung, dass  eine  Schutzvorrichtung  nicbt 
nblidi  sei,  genügt  nicht  rar  Exkulpirung; 
es  muss  feststehen,  dass  sie  nicht  erfor- 
derlich war  157;  —  des  tri.  nicht,  dass 
DniaU  auch  bei  getrufTenor  Vorrichtung 
hätte  eintreten  können  157;  —  Umfansj 
der  Schuupflicht  des  Unterneluners  182: 

—  Unfall  durch  Fahrstühle  bei  Gelegen- 
heit von  Heparaturen  daran  362;  —  Be- 
wcislast  der  zu  treffenden  U&ssregel  372 : 
wann  Verschulden  des  Unternehmers  vor- 
liegt 377;  Unterschied  des  Klagefunda- 
ments au;^  dem  dt.  §  vom  Fundament  aus 
Uaftpfl  Ges.  §  2      396.    Umfang  der 

i     Pflichten   des  Unternehmen  483.  ■  — 
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Die  Folg«ii  «ior  XicbterfüUuiig  der  aus 
§  180  0.0.  erwachsenden  Pflicht  be>  ] 

stimmen  sich  nach  bürgorl.  H.  "290;  — 
Wegfall  der  B.,  wenn  der  Unternehmer 
alles  Nothige  gethan,  der  Arbeiter  die 
Anordnung  aber  nicht  bcfolfjt  hat  200. 
Haftpfl.Ges.  <j  3.  Bemessung  der  Rente  nach 
gem.  R.  255:  --  Beräduichtigung  de»  i 
höheren  Kinkommens,  welches  der  ver- 
letzt»* Beamte  in  Folge  sicbereu  Avance- 
ments   erhalten   haben   würde  IG;  da- 
bei i>t  iin>tat1haft  Anrechnung  von  Kloi- 
derkasseugeldern  17;  kein  Anspruch  auf 
OrtSXttlage;  wohl  aber  auf  Ersparniss  aus 
Fahr^TPlfifm  und  Kosten  für  einen  Be- 
gleiter   zum    Ausführen    18,   196;    —  ' 
landesrechtliche  Bestimmungen  über  die 
muthma.s.sliche  Lebensdauer  4'.;  —  die 
an  Beamte  zu  zahlende  Rente  ist  bezüg- 
lich der  K(»mrnunalbesteuerung  nicht  als 
Pension  ausÄiseheu  80;  -   die  füglich- 
keit  einer  Wiederverheirathung  braucht 
bei  Bemessung  der  Rente  nicht  berück- 
sichtigt zu  werden  117;  —  Vermögensnach*  | 
theil  Kegt  auch  yor«  wemi  der  Verletzte 
thatSHchlich  nach  dem  Unfall  zeitweise 
eine  lohnendere  Beschäftigung  gefunden  , 
hat  12;  —  als  Regel  ist  festzuhalten,  das«  ( 
der  Beschäfii^'^t»-'  ilen  gegen  wärt  igen  Ver- 
dienst in  der  Zukunft  behalten  haben 
wurde   127;  —  Anerbieten  des  Ver-  | 
pflichteten,  dem  B<*>f"hridiirten  in  seinem 
Betriebe  angemea«eu  zu  beschäftigen  127;  | 

—  Dauer  der  Rente  ist  mit  Räcksieht  ; 
auf  itio   inuthmassliche  Lebensdauer  zu 
bemessen  1^4,  '21'6:  —  Im  Falle  eines 
Konkursee  des  Berechtigten  gehört  die 
Hctifo  zur  Konkursmasse  142;  -  Fest- 
ste! iuug.sklage  hinsichtlich  der  Er>at/tuu- 
aprüche  noch  nicht  erwerbsfähiger  Per- 
sonen 148:  —  Rente  eines  kaufmännischen 
Agenten  196;  —  Verringerte  Arbeitsfähig- 
keit einer  Bhdrau^ohals  Vermügensschaden  • 
für  (He  Frau  anzusehen  212:  —  Dauer  i 
cicr  Reute  mit  Rücksicht  uul  Aiv  prä- 
sumtive Dauer  der  ?>werbsfahigkeit  zu 
hi>stimini-n  213;  —  Berücksichtigung  des 
Wohuungs/uscliusses,  der  Uiu^ugskosten;  , 
später  eintretender  Dienstuntauglidikeit  | 
196;  —  Berechnung  der  Rente  für  einen 
Weichen8teller365;  —  Einfluss  der  Künd- 
barkeit der  Stellung  auf  die  Bemessung  i 
der  Rente  366:  —  Präuumerandozahlung  ' 
der  Rente  400;  —  Bemessung  der  Witt-  ' 
wenrente  mit  Rücksicht  auf  das  Aus- 
scheiden der  Söhne  aus  dem  Hause  498;  , 

—  Gewihrung  der  Kurfcosten  in  Form 
einer  Reute,  wenn  das  T.e'  1  n  einen 
stationäreu  Charakter  hat  316;  MinaU-  . 

au>  'l-ung    i>t  da>    Bcstehu  einer 

l-nterhaltsptUcbt,  nicht  auch  faktiscbeAus-  i 


Übung  zur  Zeit  des  Unfalls  31,  49,  313;^ 
Piartieller  Erwerb  u.  Besitz  eines  HSuschens 

schliesstüuterhaltsbedürftirkeit  n'«cli  ?uchl 
aus  49;  —  der  Ersatzanspruch  ist  eine 
Schadensersatz-  und  keine  Aiimenten- 
forrlerunp-  Si» ;  —  der  Ersatzanspruch  aus 
Code  civil  205  setzt  Hilfsbedürftigkeit  vor- 
aus nicht  aber  auch,  dass  dieser  bereits 
hervorgetreten  war  31*i;  —  der  Ersatzan- 
spruch eines  ILiuskindes  gehurt  zu  dem 
nicht-freien  Vermögen  desselben  33;  — 
Anrechnung  der  Wittwen-  und  Waisengel- 
der auf  die  Rente  400;  —  Dauer  der 
I  iii'  rhaltsverbindlichkeit  401. 
Haft|>tl.  (fes.  §  4:  Einreehniine'  dt»r  Pon.sioa 
in  die  Eütschädigungsrente  einer  Witti*e 
132. 

Haftpfl.Ges.  §  ö:  Bedeutung  von  »im  Tor* 

aus*  457. 

Haftpfl.Ges.  §  7:  Einfluss  der  Wiederver- 
heirathung 117;  —  Anwendbarkeit  des 
5;  7  im  Falle  eines  Vergleichs  über  die 
Rente  269;  Anwendbarkeit  trotz  Fesl- 
setzung  der  Rente  bis  ans  Lebensende  408. 

HafIpfl.Gres.  §  8:  Dnterbrechung  der  Ver- 
jährung liiirih  Anerkennung  278;  — 
durch  Zusicherungen  des  Stationsvor- 
stebers.  exe.  doli  S17;  —  Awasehluss  der 
restitutio  wogen  Irrthum  etc.  317. 

Uaftpti.Geh.  §  9:  Inwieweit  materiell -recht- 
liche Yoreehriften  der  Landesgesetse  noch 
Geltung  halten  4n. 

Haftpflicht  nach  ustorr.  Recht.  Eige- 
nes Verschulden  wird  nicht  dadurch  aus- 
geschlossen, d.nss  der  Verletzte  unter  Auf- 
siebt und  Leitung  einer  Aufsichtspersoa 
arbeitete  73. — Zahlung  der  Rente  sehlieMt 
einen  sonstigen  Pensionsanspruch  aus  34 : 
-  Zuständiges  Gericht,  wenn  Jemand  todt 
auf  dem  Geleise  gefunden  wird  436.  Eisen- 
bahnbotrieb:  Wagenschieber  behuls  Zu- 
sammenstellung der  Züge  73. 

Der  Beamten:  Grad  des  zu  vertretenden 
Versehens  nach  Pr.  R.  230. 

Dos  Fiskus  für  Verschulden  der  Be- 
amten 5,  101.  k;.),  173,  345,  353,  s.  a. 
Tödtung.  Miin^'el.  Unfallversiche- 
rung, Schadunsersatz. 

Halle- Borau- Gubener  Biaenbahn,  Ver* 

liültniss  der  Stamm- Aktionfire  nnd  der 
Stammprioritäts- Aktionäre  bezüglich  der 
von  Staat  gewihrten  Abfindunf  50. 
Handelsgeschift  s.  Eiseiibahnbau. 

Handelsregister.  Eintragungsfali  ijjkeit 
von  Statutenänderuugea  mit  Bci^ug  darauf, 
•d)  .sie  mit  der  bestehenden  Gesetzgebung 

im  Kinklaiig  stehen  oder  nicht  243. 

Hausfriedensbruch  mit  Waffen  liegt  vor, 
wenn  Jemand  in  einen  Bahnhof  eindringt 

und  zu  >einer  Vertheidigung  eine  Waffe 
ergreift  156;  —  durch  verbotenes  Ver- 
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veileii  vun  Dicustmännern  im  Kmpfan^  ' 
jfi^irmtlp  und  auf  ilrii  Perrons  301. 

litiUäkiud,  ob  Ausprüche  demselben  aua  i 
dem  Haftpfl.G«*.  zun  freien  Vwmögen  ^ 
^»'hören  33.  * 

H iuiurbliebene  >.  lU>auite. 

Höher«  Gewalt,  Bcfriff        —  ob  Kälte 
dazu  zn  rechnen  284;  —  plötzlich  ein-  j 
tretender  dichter  Nebel  287.  i 


Immissionen,  Schadeiiser.-satzpflicht  418. 
Juristische i*erson«ii,U»ftui)gfar«as8er-  i 
'  kontraktliche  Schiden  ünr«h  Yeraehen  t 
ihrer  Beamten  173,  345.  353;  —  können, 
wo  SchiUsocietäten  exi^Uren,  zu  denSdml-  i 
abgaben  nicht  herangezogen  werden  S74,  I 
9.  a.  FUkns. 

K. 

Kalkgrube»  Haftpflicht  für  Unfälle  durch  ^ 
Niditbedecknnif  876. 

Kartuffeln,  Erfrieren  von  K,  auf  dem 
Tramiport,  Haftpflicht  2ä2.  ; 

Kauf  Ter  trag  über  Grundstacke.  Irrthuin  I 
über  ila.s  gt-kaufte  FlftcheniiUHttt»  Seitens  ; 
(leü  Käuferii  Q^S.  \ 

Rinder«    FeefstellungaUage    hia<dchtlicb  ; 
ihrer  SchadenscrsalzanMprfiche  aus  dem 
Uaftpflichtgeüetz  148;  —  uueheliche  s.  1 
rnfallversieherung.  | 

Körperverletzung  in  Folije  Unterlassung  ! 
der  Aufmerksamkeit,  zu  welcher  der  Be- 
amte vermöge  seines  Benifos  besonders 
verpflichtet  war,  wenn  der  Beruf -nur 
Nebenberuf  ist  291.  > 

Konkursmasse,   ob  Rentenbezüge   ans  | 
Ansprüchen  atis  tli  ni  Haftpflichtjres.  und 
FensioQ>ausprüchti  in  dieselbe  fallen  141. 

Kommnnalbesteuerung  der  S$amten,  ; 
Veranlagung  mit  Dit>n<iteinkoramen  und 
Privatvermögen     34 ;    —    die     Heran-  ; 
Ziehung  erfolgt  am   Sitz  dt-r  HfliTirde, 
gleichgültig,  ob  der  Steuerpflichtige  that- 
säcblich  an  demselben  wohnt  87 ;  — -  Haft- 

fflichtrenten  an  Beamte  .<dnd  nicht  aU 
'ension  anzusehen  90;  —  Veränderung  ' 
deü  steuerpflichtigen  Einkommens  durch 
Erwerb  der  Beamteneigenschaft  im  Laufe  ; 
des  Jahres   103;  —  Berechtigung  zur  , 
Stenenreranlagung  im  Laufe  eines  Jahres;  I 
an /.II  wendendes  Recht  112:  -    «las  Maxi-  ; 
muffi  von  87o  dea  Einkomuens  eines  | 
Beamten  ist  vom  Gesammteinkomraen  zu  ' 
berechnen  216;  —  K.   oiu'  s  v.nidigten 
Feldmessers,  welcher  bei  einer  verstaat-  j 
lichten  Bahn  arbeitet,  ohne  in  den  Staats-  | 
dienst  übernommen  zu   -^ein   "218;  der 
Regieruii£Hbaumeiüter   bei   den   Staats-  i 
tMkhnen  401 ;  —  K.  ?on  teehnischen  Hnlfii-  I 
Eger,  KNenbahnrecbtlidie  Rstacbdilwifiee«  IV. 


arbeiten!  im  i^taatseisenbabndiemt  388; 

—  vertragsmä-vsige  Befreiung  von  Kom- 
munallasten  116;  —  K.  von  Fabriken: 
Für  die  Durchschtüttbercchuung  ist  der 
gemeine  Kaufwerth  des  Fnhrikats  mas.>(- 
gebend  27;  —  von  Eisenbah$iicci  kjitätUn: 
wann  ein*-  Station  in  steuerlicher  Be- 
ziehung als  seibstständig  anzusehen  185: 

—  von  EisenboMimtet-nehmungtn  s.  Ein- 
kommensteuer. 

Konventionalstrafe  für  unrichtige  De- 
klarations-Bemessuug,  wenn  nur  ein  Tbeil 
•los  Kollo  unricbtif  deklarirt  96;  bei  Bau- 
verträgen 373. 

Erahn,  Ünfall  bei  demselben  in  Folge 
inanj:<  lliaftir  Beleuchtung  157. 

Krankengelder,  Gew&hrung  des  Mehr- 
betrages von  der  fSnfien  Woche  an  34€; 

K rankenkassenbc V'ill III äcli tigte  438i. 

Kreissäge,  Verletzung  durch  71. 

Kreistagsbeschlfisite,  Stellung  desLand- 
ratfiis  !)ei  Ausführung  derselben  2G0. 

Kupousprozesse,  österreichische.  An- 
sprScbe  auf  Zinffimhlnnf  in  deutscher 
RciclisgoMvvühning  dann  unstatthaft,  wi'iin 
neue  Zinskupousbogeo,  deren  Kupoui>  nur 
auf  Silberwihmng  lanten,  YOrbehaltios 
angenommen  worden  *20! ;  —  cxr.  doli 
gegen  deiyeuigeu,  welcher  üstcrr.  Kupons 
erwirl>t  und  an  denlsciieaBinlösung.splritzen 
prii-sentirt  hiv.w.  tlio  Differenz  /.wisrinn 
Silber-  und  (ioldwithiung  einklagt  244. 

Lagerhäuser  der  Kisenlialincn,  Abliefe- 
rung der  Wa;irfn  an  (li«>>ellHii  434. 

Landrath,  "ii  dcrsellu-  hei  .«Vusführnng  von 
Kreistaf^sbeschlü.ssen  die  darin  enthaltene 
Willenserklärung  anderweil  inter|)retiren 
hezw.  abftndem  ilarf  'jr.(i. 

Lebensdauer  s.  Haft  pf  I.  (i  es  §3. 

Lohnnach Weisung: e n  för  Arbeiter,  die 
geringferen  als  den  f  i  J  j-wachsene  fest- 
gesetzten ortsüblichen  Tagelohn  be- 
zieheu  352. 

Lombard  s.  Pfandempfangssehein. 


Mängel,  heimliche  eines  Werks  s.  Werk- 
verdingung. 

Märkisch-Posener  Bahn,  Nacbbezugs- 
reehta  der  Stammpriorit&tsaktionire  91, 
'23n.  339;  —  Ersatzansprüche  derselben 
in  Betreff  der  Dividendenscheine  aus  den 
Jahren  1878,  1874  wegen  unricbtiger 
Vertheilung  der  Dividende  dieser  Jahre 
91,  205,  239,  339. 

Minder  jibr  ige  s.  Unfall  Versicherung. 

MitMeten  s.  Versteigerung. 

Montirung  einer  Maschine,  üebemaiime 
dieser  Verpfliehtang  als  Nebenleistung  281. 

31 
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Mebel  s.  höhere  Oewalt, 
P. 

Packträger  s.  Bahnhof. 

Pen^ionsanspruGhe  üiad  der  Zwangs- 
vollstreckung enteogen  und  fallen  ni<lit 
in  die  Kontcursmasse  142,  lt.  tu  Haft- 
pflicht, Beamte. 

Perron  s.  Bahnhof. 

Pfändung  dos  .Insprarhs  ;nif  Heransgabe 
Ton  Eisenbuliuwägeu;  wann  die  Ersatz- 
kluge gegen  den  Drittschuldner  begründet, 
der  den  Wagen  trotz  Pf&ndung  herau.H- 
gab  14;  —  Ueberweisung  zur  Einziehung 
14,  125;  —  Unzultssigkeit  der  Pfändung 
ber.  nfM*h  nicht  angehngler  Waggons 
125;  —  Pf.  von  Forderungen.  Beschwerde- 
recht des  im  Ausland  wohnenden  Dritt- 
schuldners 151,  158;  —  Zuständigkeit 
des  inländischen  Gewichts  für  Pf.  von 
Forderungen  an  Drittschuldner  im  Aus- 
lande 151,  153;  —  Pf.  des  Rechts  einer 
Bfaenbahn  auf  Ueberweisung  ihres  Gut- 
habens bei  der  Generalealdiimigsstelle 
ist  unzulässig  246. 

Pfandempfan^HRchoin,  Stempelpfiicht, 
wcMin  dor  Schuldner  unter  dennelben  die 
Einhändigung  attestirt  13. 

Pferde,  Sefaeutrerden  in  Folge  des  Betriebs 
der  Dampfstra.ssenbahn  336,  411;  — 
Durchbrechen  der  geschlossenen  Bahn- 
barriere  S67. 

Pferdeeisenbahn,  Bc  liTi  lir^mi'^'  eines 
Kutsdier»  durch  ein  zum  EiusiNumeu  be- 
reit gehaltenes  Pferd  19;  —  Anwendlw- 
keit  der  §f  3!'^  St. G.B.  20,  167:  - 
üeberfohreuw  erden  durch  370;  —  s.  a. 
Straaieneisenbahn. 

Plombe  zum  Wi-iarenrcrschlus»,  Verände- 
ntug  ob  als  Urkunden^schung  anzu.sehen 
347. 

Polizeibeante  iaUen  imtw) 846  81.0.8. 
150. 

Polizeiliche  Verfügungen,  Zul&sstg- 

keit  des  Reoht^iwegs  über  die  Kosten- 
tragung 120;  —  Zustiiudigkeit  sächsischer 
Qeilebte  für  den  Civilanspntch,  nachdem 
eine  preu!«!;ische  Behörde  den  Reehtaveg 
Torbehaiten  hat  120. 

Pollizitation  zu  Guni>ten  des  Staats, Gül- 
tigkeit nach  gem.  Recht  447. 

Postverwaltung,  ob  hai.  der  Beförderung 
der  Ei.seabahnpo8twagen  als  Betriebs- 
unteniehiuerin  anzusehen  234. 

Privat  ei  senbahnen  in  industriellen  Kta- 
bllssementfl  429. 

R. 

Radreifenbruch  eines  Eisenbabnpost- 
wageus.  Haftung  der  Eisenbahn  für  den 
Schaden  939. 


Rampen,  Reinigung  und  Beleuchtting  6. 
Hechts  weg  über  die  Kosten  einer  durch 

pdäbeeiUdie  Verfügung  angeordneten  Her» 

Stellung  120. 
Regierungsbaumeister  bei  den  ätaats- 

bahnen.  Kommunalbeeteiiening  401. 
Reinigung  s.  .^tra.ssi  n 
Reisekosten    der  KraukenkassenbevoU- 

nlditigten  498. 
Reklamation  m.  Kommunhlbeateae- 

rung. 

Rente  s.  Haftpflicht,  UnfallTersiebe- 

rnng. 

RetQurbillets,  üebertragbarkeit  21,  343. 

s. 

Sachverständige,  Bedeutung  als  Bewei.s- 
mittol  99;  —  Werth  der  Motivirung  des 

QuUchtcns  418. 

Schadensersatz,  für  Beschädigung  der 
Trausportmittel  268:  —  für  Schäden  einer 
Kisenbahnanlage  891,  insbes.  durcii  den 
BiMnbahnbetrieb  verursachtes  Geräusch 
und  Einblif-k  in  die  Zimmer  t-ines  TT.uises 
384;  -  -  für  Immissiuiieu  418  .s.  a.  Uaft- 
pflicht,  Enteignung. 

Schiedsspruch,  zu7.u<«tellen  ist  eine  Aae> 
fcrtigung  desselben  272. 

Schiedsvertrag,  Bedeutung  des  Vorbe- 
halts der  gesetzlichen  Rechtsmittel  271. 

Schienen,  Auswech.seln  von  311,  a. 
Geleise. 

Schulabgaben,  Heranziehung  der  Eiseu- 
bahngeseUschaften  dam  wegen  der  Bahn- 
wärterhäuser  272. 

Schuldverschreibungen,  Stempelpfiicbt 
189. 

S  b  r/brillen,  Nothwendigkelt  der  Be- 
schaffung 123. 
Schwefelither,  Explosion  auf  dem  Trana- 

port  424. 

Sitz  der  Behörde.  Entscheidende  Merk- 
male 87. 

Sprengen  eines  Eisenbahntunnels  136. 
Stammaktien  und  Stammprioritäts- 
aktien  der  Halle-Soran-Ottbener  Bisen* 

bahn.  Verhältni.ss  hei  Verkauf  des  Unter- 
nehmen 50;  —  Stammprioritätsaktionäre 
der  Mirkiscb-Fesener  Babo.  Nachbeziigs- 

und  Rnt.sch äd igtingsrcchto 9 1 , 205, 239. 339. 

Statutenänderungen  siehe  Handels- 
register, Halle  -  Sorati  -  Ottbener 
Eis enhahu,  A k  t  i e n ge s el Is ch aft. 

St  empelkoutraventiun  einer  Aktien- 
gesellschaft 352. 

Ste  mpelpfliohf  igkeit  des  Pfandcm- 
jitaugsscheins,  unter  weichom  der  Schuld- 
ner die  Rinhändigung  des  Scheins  be- 
kannt 13;  -  von  Schuldverschreibungen 
132;  —  des  Anerkenntnisses  des  Kracht- 
kmilos  177;  —  der  PFa«btbriefe.  Un- 
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erheblich  ist  dafür,  du-ss  Empfänger  und 
Atwender  dieselbe  Person,  der  Werth  der 

f.cisfung  nicht  ange^bcn,  die  Fuhrleiitc 
den  Transport  nicht  gewerbämäüsig 
treiben  (östorr.  TL)  199:  —  von  geridit* 
liehen  Eingaben  wof^en  Schadensersatz 
für  Wcrthverminderung  von  Qnindstückeu 
in  Folge  einor  Enteignung  131. 

Sterbek a»8en,  Umfang  des  staatlichen 
Aufsichtürecbts  3^. 

Stavenrerftiilagung  s.  Kommnnftlbe- 
Steuerung,  Einkommensteuer. 

Strasseneiätiubähnen,  Kommunalbe- 
Steuerung  96;  —  Auwendbarkeit  der  §§315, 
Str.  G.B.  20,  IfiT;  —  ist  im  Sinne 
Ueü  iSlfiupolgesetzes  koia  Imiugbile  21ü; 
—  Unfall  durch  Scbouwerden  von  Pferden 
in  Folge  de-s  Betriebs  886  8.{u  Pferde- 
eisenbabnen. 

Strassen;  Kosten  der  Reioiguiig  imd  Be- 
leuchtung 7  s.  a.  Wege. 

Subhastation  s.  Versteigoruug. 

Submission,  Leistung  einer  geringeren 
Kaution;  Bedeutung  für  die  Perfektion 
des  Vertrags  Si5. 

T.  I 

Tafeln  8.  Beaitzstörung.  | 

Taut  i  f  m  0  11  a u s  j) r in  h  Jus  Di roktOIB  einer  ' 

verstaatlichten  Frivatbabn  404  I 
Telegraphenan^talt,  zum  Thatbestand  \ 

des  §  318  Str.  G.B.  gehört,  da»s  die 

Uaudiuug  den  Erfolg  einer  Verhinderung  ^ 

oder  Störung  gehabt  85. 
Tödtiuij,'  i>iiiL-8  Menschen,  koiikui rirendes 

eigenes  Versehen  292  s.a.  Haftpflicht. 
Transportmittel,   Besehidigung  durch  I 

den  transportirtfu  (kgenstanil ,  ob  der  I 

Absender  dafür  haftbar  268,  s.  a.  Eisen-  ; 

bahntransporU 
Treibriemon,  .\uflflg0tt  wUirend  vollen  ; 

Mühlgangs  2.^2.  ' 
Treppe,  UnMl  in  Folg»  deren  Schadbtltlg-  j 

keit  408. 
Tunnel  s.  Etseubahntunnel. 

ü. 

Ueberfahrten     siehe  Enttif(uuug, 

Chausseeüberg&nge,  Wege.  j 
U ebertragbarkeit  s.  Retourbillets. 
Ueberweisung  gepfändeter  An.sprücho  zur 

Einziehung  s.  Pfändung.  i 
Umzugskosten,  ob  bei  Bemessung  der  | 

Bente  nach  dem  Haftpfl.  Oes.  zu  berück-  | 

sichtigen  18,  196. 
Uneheliche  Kinder  siebe  Unfailver-  | 

Sicherung. 
Unfalluntersucbungcn  durch  die  Orts- 

poüxei,  Antheilnabme  der  Berufsgeuosseu-  i 

Schäften  SSI.  [ 
U n f a  1 1 V e r h  ü  1 11  II  j,' >  III  a s  s  rc g c  1  n ,  Modus 

der  Betbeiliguug  der  Arbeitervertreter  358.  | 


U nf al I V 0 r 8 i <•  h c rini g,  vorsicherungspflich- 
tige  Betriebe  s.  unter  Versicherungs- 
pflicht, —  Rt'trit'h-^nnfal!*',  Roß^riff  142; 

—  Inslanzcn^ug  bei  Knt-schädigungsuu- 
»prüchen  419:  —  Berechnung  der  Rente 
eines  Betriebsbeamten,  der  mit  .seinem 
vollen,  2000  M.  übersteigenden  Jahres- 
verdienst nach  statutari.scher  Vorschrift 
versichert  war  859;  —  Anweisung  und 
Berechnung  der  Bente  für  die  Hinter- 
bliebenen eines  Oetödteten  beim  Wegfall 
eines  von  mehreren  Entschädigungsbe- 
reehügten  424.  —  Weigerung  de.s  Ver- 
letzten, die  Kur  und  Vwpflegtin^  in  einem 
Krankenhause  anzunehmen  429;  —  Vnr- 
schu-ssweise  Zaiiiting  der  Entschädigungen^ 
Pr&nttmerando/.ah  lu  iif ,  a  h  ^..k  i  »fr<^ahlttngfm 
430:  —  zeitliche  Beschränkung  der 
Reuten  440;  —  Zahlung  durch  die  Post, 
ob  auch  nach  dem  Ausland  zulässig  440; 

—  Anweisung  und  Auszahlung  an  Min- 
derjäliiij^o  440;  —  Entschädigungsan- 
sprüche der  Kratütenkasjienbevollroächtig- 
ten,  weiche  an  den  Uufallttutersuchuugen 
theilnehroen  428;  —  liegie^isansprüche 
der  Krankeiilvu.s.seii  e(c.  an  die  Berufs- 

Senossenscbaft  443 ;  —  Begiun  der  Zahlung 
es  erhöhten  Krankengeldes  444;  — 
Rente  der  Ehefrau,  deren  Mann  Pflege 
im  Krankenbaus  erhalten  soll,  deren  An- 
nahme aber  Terweigert  446;  —  Sehadens- 
atisprm  h  uneheliche;  K'ti  ler.  ob  aUS  §6 
UnfallTers.Ües.  zu  entuebmen  4ü8. 
ünierirdisehs  Bahnen  s.  Haftpflicht  I. 
Urkunden,  Beiseiteschaffen  durcli  einen 
Beamten,  das  Vergeben  kann  auch  durch 
Unterlasming  der  Herausgabe  bergen 
werden  1 90. 
U  rkundeafüle>chung,  wenn  ein  Buamter 
einen  audereu  zur  Herstellung  einer  inner- 
halb  seiner  Zuständigkeit  liegenden  l'r- 
knndo  veraiilasöl  3Ü4;  —  bei  Verämierung 
eines  zollamtlichen  Waarenvei'schlusses 
347:  —  bei  Fälschung  eines  Fraehtbrit  fs 
vor  Aufdtückung  des  Expcditionssteropels 
352;  —  bez.  mechanisch  TervieUUtigter 
Urkunden  866. 

V. 

Verjährung  der  Forderungen  aus  Werk- 
verdingung  277;  —  au.s  dem  Ilaftpflicht- 
gesetz  s.  Haftpflicht,  zu  Folge  Ent- 
eignung s.  Enteignung:  der  Zolldefrau- 
dationen  349,  391. 

Versicherungspfiicht:  Erdausschach- 
tungsunternenmen  857;  —  Erdarbeiten 
für  Kanal-,  Wi-ire-  und  Eisenbahnbau  uud 
Erdarbeiten  überhaupt  unter  Anwendung 
▼on  Motoren  und  Lokomotiven  857:  — 
Au-sfühi  nii|i;  vdii  Üanteii  duj  cli  Dauunter- 
nehmer  für  eigene  Kcchaung  437, 

81» 
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Versteigerungen,  Strafbarkeit  des  Ab-  | 
haltens  vom  Mitbioton  Ifiä. 

Versuch,  strafbarer,  Abgrenzung  gegen  die 
vorbereitenden  Handlungen  387.  , 

Verwaltungs.streitverfahren,     Frist-  : 
bercchnung  im  Falle  der  Fristverlänge- 
rung 221. 

Vorfluth,  Beschränkung  auf  den  freien,  . 
natürlichen  AbÜuss  des  Regenwassers  I 
433.  läL 

Vormerkung  zur  Erhaltung  des  Rechts  : 
auf  Auflassung  444.  | 

w. 

Waaren  s.  Deklaration.  '. 

Waarenführer  s.  zollamtlicher  Ver- 
schluss; Zollordnungsstrafe. 

Waarenverschluss  siehe  zollamt- 
licher V.  2Ü. 

Waggon  s.  Eisenbahnwagen. 

Wege,  Befugniss  der  Verwaltungsbehörden 
zur  Anwendung  der  Herstellung  von  ge- 
störten Kummunikationen  nach  freiem  Er- 
messen (österr.  R.)  102;  —  Entscheidung 
über  die  OefTentlichkeit  im  Civilprozess 
Zlh  s.  a  Strassen,  rhausseeüber- 
füh  rung. 

Weiche,  vorschriftswidriges  Verhalten  beim 
Bedienen  141. 

Weichensteller,  Höhe  der  Rente  3fi5.  i 
Werk  verdingung,    bei    Lieferung    des  ' 
Materials  durch  den  l-ebernehmer  liegt  ! 
nach  fn.  K.  Kauf  vor  274;  —  l  unter- 
schied vom  Bauentreprisevertrag  233 ;  — 
Veijahrung  der  Forderungen  aus  277:  — 
ob  Billigung  eines  unvollständigen  opus  , 
den  locator  auch  der  Ansprüche  wegen 


verborgener  Mängel  verlustig  macht  (gem. 
R.)  233. 

Widerstand  gegen  einen  Beamten,  Mo- 
ment der  ^Gemeinschaftlickeit  dabei'  dQA^ 

Wiederverheirathung  einer  Wittwe 
s.  Haftpflicht. 

Wohnungsgeldzuschuss,  ob  bei  ße 
messung  der  Rente  nach  dem  Haftpflicht- 
gesetz zu  berücksichtigen  18,  196. 

z. 

Zeichnungen  s.  Aktiengesellschaft. 
Zollabfertigungsstellen,  deutsche,  im 
Ausland  belegene  gelten  wie  inländische 

aai 

Zollamtlicher  Verschluss  von  Waaren, 
welche  unverzollt  einer  Abfertigungsstellc 
im  Inlande  zugeführt  werden,  wer  für  eine 
Verletzung  desselben  haftbar  zu  maclu^n 
il;  —  Veränderung,  ob  als  Urkunden- 
faschung  anzusehen  349. 

Zol Defraudation,  Verjährung  M9  391j 
—  im  Inland  unternommene  gegen  einen 
ausländischen  Staat,  Strafbarkeit  44.5. 

Z  0 1 1  d  c  f  r  a  u  il  a  t  i  0  II  s  s  f  r  a  f  e ,  Provokation 
des  subsidiariscli  V  erptUchteton  auf  ge- 
richtliche Entscheidung.  Einschränkung 
auf  Mithaft  für  eine  festzusetzende  Ord- 
nungsstrafe 178. 

Zollordnungsstrafen  aus  §  132  Vereins- 
zollges.  Voranssi'tzunji;  bildet  lediglich  vm- 
richtige  Deklarinuig.  Mangel  der  I)efrau- 
dationsabsicht  ist  glcichgiltig  82. 

Zufall,  unabwendbarer  fmsseror  Begriff  im 
Sinne  des  Eisenba hnj^esetzes  23^. 

Zwangsvollstreckung,  ob  von  derselben 
Renten  auf  Grund  des  Haft.pfl.Oes.  aus- 
geschlossen sind  142. 
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